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I. 
Das Eindringen 
des kanonischen Rechts, seine Lehre und 
wissenschaftliche Pflege in Böhmen und Mähren 


während des Mittelalters. 


Von 
Herrn Professor Dr. Emil Ott 
in Prag. 

Inhaltsübersicht: I. Entwicklung des kirchlichen Organismus und Kampf 
um die Unabhängigkeit der kirchlichen Macht. — II. Studium parti- 
culare in der Heimat und andere Bildungswege. — III. Behelfe für das 
Studium. — IV. Besuch fremder Hochschulen. — V. Juristische Halb- 


gelehrte. — VI. Die Gründung der Carolina in Prag und ihre Be- 
deutung für das Studium des kanonischen Rechts. 


Ein fesselndes Problem ist es, den Einfluß fremder 
Kulturelemente auf die Entwicklung und Gestaltung des 
Rechtszustandes eines Volkes zu verfolgen. Noch interessanter, 
wenngleich schwieriger ist der Versuch, darzustellen, auf 
welchen Wegen ein so hochbedeutsames und tief eingreifen- 
des Recht von universalem Charakter, wie es das kanonische 
ist, in einem bestimmten Territorium unter den Volksgenossen 
und im Staatswesen sich Geltung verschafft und bald auch 
wissenschaftliche Pflege gefunden hat, um schließlich unter 
günstigeren äußeren Verhältnissen das Studium des Rechts 
an der hier gegründeten Hochschule und damit an der ältesten 
im Herzen Europas vollends zu beherrschen, freilich aber 
ebenso rasch, wie es an dieser Stätte des Wissens zu hoher 
Bedeutung erblüht war, zu verwelken. Ein solches Unter- 
nehmen ist lediglich die Erfüllung einer Ehrenpflicht, Bau- 
steine zu sammeln für die Geschichte früherer Bestrebungen 
im Bereiche der Wissenschaft, soweit sie dem eigenen Lande 
angehören. 

Aufgabe dieser Zeilen kann es nicht sein, die Pflege des 
kanonischen Rechtes in dem ins Auge gefaßten Gebiete von 
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seinen Anfängen bis zu dem plötzlichen Abschlusse zu Beginn 
des 15. Jahrhunderts in allen Einzelheiten zu verfolgen, 
sondern nur einen Beitrag zu dem wechselnden Bilde zu 
liefern, welches das Ringen der Geister in diesem Lande seit 
alters her bietet. 


I. 
Entwicklung des kirchlichen Organismus und Kampf 
um die Unabhängigkeit der kirchlichen Macht. 


Soll eine richtige Anschauung davon gewonnen werden, 
in welcher Weise das kanonische Recht Verbreitung gefunden 
hat, so bedarf es vor allem einer gedrängten Skizze der 
Entwicklung der kirchlichen Organisation, sowie der Regelung 
des Verhältnisses zwischen kirchlicher und staatlicher Macht 
in den in Betracht gezogenen Territorien. 

Die kirchliche Verfassung und Disziplin in Böhmen und 
Mähren hat infolge der erst im neunten Jahrhunderte ein- 
getretenen Bekehrung dieser Länder zum Christentum in 
weit späterer Zeit als in anderen Ländergebieten diesseits der 
Alpen Wurzel gefaßt und in Mähren, kaum zur Entfaltung 
gelangt, durch die Einfälle der Ungarn argen Schaden ge- 
litten.) Für lange Zeit behielt der Einfluß des Laienelements 
in der Kirchenverwaltung das Übergewicht und herrschte das 
System der Eigenkirche, ähnlich wie in dem benachbarten 
Baiern vor seiner Teilung in vier Bistümer (739). Fast zwei- 
undeinhalb Jahrhunderte später wurden die ersten Grund- 
lagen der kirchlichen Organisation in Böhmen von dem 
Landesfürsten gelegt. Auf Bitten Boleslaus’ U. hat der 
Metropolit der Mutterdiözese von Regensburg, St. Wolfgang ?), 


ı) Für die Jahre 905-908 vgl. Codex diplomaticus et epistolaris 
Moraviae (ferner zitiert: cod. D.M.) I Nr. 100: loca illa sacra, ubi coepit 
christianitas, per Ungaros tum paganos devastata jacere ... et eccle- 
sia8 .. omnes ad unam spoliatas et profanatas existere. (Ex fragmento 
vetustissimi Cod. eccl. Olom.) — ?) Vita St. Wolfgangi apud Pertz, 
Monumenta German. SS. VI 538: sed quod Bohemia provincia sub Ratis- 
bonensis ecclesiae parochia exstitit, peregi non potuit, nisi ipsius an- 
tistitis (St. Wolfgangi) praesidio. Unde rex (Boleslaus II) legatione 
missa ad episcopum petiit, ut... in Bohennia sibi liceret episcopatum 
eficere. Tunc vir Dei nimiun laetatus ... consensurum se Caesari 
remandarvit. 
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in Gemäßheit der Bestimmung des III. Konzils von Carthago 
397 (ec. 51 C. XVI qu. 1) der Errichtung eines Bistums für 
Böhmen und Ausscheidung dieses Gebietes aus seiner Diözese 
im Jahre 973 bereitwilligst zugestimmt. 

Die Abhängigkeit des Landesbischofs vom Landesherrn 
zeigt sich klar darin, daß der zweite Bischof seit der Be- 
kehrung Böhmens zum Christentum, St. Adalbert, 992 vom 
Herrscher die Bewilligung zur Errichtung von Kirchen an 
geeigneten Orten und zur Zehnteinhebung erwirken mußte.!) 

Trotz der Wahl durch Klerus und Laien entschieden 
die Landesfürsten über die Bestellung der zumeist aus der 
Reihe ihrer Kapellane entnommenen Bischöfe bis zum Ende 
des 12. Jahrhunderts.?) Das Kirchengut betrachteten sie als ihr 
Eigentum. Ähnlich faßten die Gründer von Kirchen ihr 
Verhältnis zu den an ihnen wirkenden Geistlichen und zum 
Kirchengute auf, indem sie die Priester nach eigenem Er- 
messen ein- und absetzten und sich als Herren über die von 
ihnen errichteten Kirchen und deren Besitz benahmen. Schon 


1) Wattenbach, Beiträge zur Geschichte der christlichen Kirche 
in Böhmen und Mähren 1849 S. 51 (aus einem Kodex des Stifts Heiligen- 
kreuz): Dux Boleslaus praesentibus omnibus primatibus suis dedit prae- 
fato episcopo ... ecclesias per loca opportuna construendi et decimas 
congregandi licentiam. Vgl. Regesta Bohemiae et Moraviae I Nr. 77 
(ferner zitiert: Reg. Boh... — *) Die Belege für die Jahre 973, 983, 
1068, 1091, 1098, 1135 bei Cosmas und dessen Continuator in den 
Fontes rerum Boheniicarum (ferner zitiert: F.R.B.) II S. 37, 39, 97, 99, 
131, 142, 221. Noch bei der Berufung eines Angehörigen des Herrscher- 
geschlechts, Heinrich Bretislaus, 1182 zur Bischofswürde hebt Gerlach 
F.R.B. II S. 478 hervor: omnia convenerunt in unum, quae huiusmolli 
solemnitati noscuntur fore necessaria, videlicet electio cleri, principum 
assensus, votum universale populi. Freilich zeigen aber die einzelnen 
Wahlakte der Prager Bischöfe, daß das Maß der Betätigung dieser 
drei Faktoren im Laufe der Zeiten wechselte und insbesondere an Stelle 
der gleichen Berechtigung von Volk und Klerus später das Überwiegen 
des Klerus, insbesondere des höheren Klerus, sich’ geltend machte (vgl. 
Breitenbach, Besetzung der Bistümer Prag und Olmütz in der Zeitschrift 
des deutschen Vereines für Geschichte Mährens und Schlesiens, 8. Jahr- 
gang S.27). In Mähren wurde schon die nächste nach dem Wormser 
Konkordat 1122 vorgenommene Besetzung des bischöflichen Stuhls in 
Olmütz durch Wahl des Kapitels vollzogen; contin. Cosmae F. R. B. II 
S. 204 ad annum 1126: Zdik ad sedem Olomucensem episcopus gecun- 


dum instituta canonica electus. 
1* 
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der älteste Chronist Böhmens, der Prager Domdechant Cosmas 
berichtet zum Jahre 1061, ein vom Landesfürsten abgesetzter 
Kastellan (comes) habe gegenüber dem fürstlichen Abge- 
sandten, welcher ihm den Amtsverlust meldete, sich geäußert, 
der Fürst mag über seine Burg verfügen, wie es ihm beliebt; 
was aber meine Kirche besitzt, das einzuziehen, hat der Fürst 
keine Gewalt.!) 

Ohne Unterschied, ob das Gotteshaus eine Kapelle oder 
eine Kirche mit Pfarrechten war, galt das Prinzip der Eigen- 
kirche. Alle Gotteshäuser wurden samt ihren Einkünften und 
Gütern als Privateigentum behandelt und als solches an andere 
kirchliche Institute übertragen. In Konsequenz dieser Auf- 
fassung wiesen die Kircheneigentümer den Seelsorgern nach 
eigenem Gutdünken einen größeren oder geringeren Teil der 
Einkünfte zu, behielten aber die übrigen Nutzungen für sich.?) 

Eine große Gefahr drohte der Kirche, wenn das Eigen- 
kirchenprinzip den Sieg davongetragen hätte. Nach den 
Worten des hervorragendsten Forschers auf diesem Gebiete, 
Stutz, wäre dies „mit einer ganz unerhörten Knechtung und 
Ausbeutung der Kirche für weltliche Zwecke verbunden gewesen 
und hätte die fast völlige Verbannung aller publizistischen 
Gesichtspunkte aus dem Kirchenrechte im Gefolge gehabt“.?) 

Vom Klerus im Lande konnte eine Änderung dieser 
Verhältnisse im Sinne der kirchlichen Vorschriften nicht er- 
hofft werden; denn er war durch Bande der Verwandtschaft 
und Schwägerschaft an die Laien gefesselt, da die Anordnung 


ı) FER.B.II S.94. Die in den Reg. Boh. I Nr. 219 abgedruckte 
Urkunde, die nur aus ihrer Bestätigung 1233 bekannt ist und, angeblich 
im Jahre 1132 errichtet, die Übertragung einer Kirche samt den an 
ihr bestellten zwei Geistlichen an den Fürsten Sob&slav ausspricht, ist 
nach Palackys Urteil höclist verdächtig (Reg. Boh. I S. 624), Der in 
derselben gebrauchte Ausdruck „canonici“ statt „clerici“ findet sich in 
keiner gleichzeitigen Urkunde Böhmens, weshalb die betreffende Urkunde 
als unecht hier außer Berücksichtigung bleibt. — ?) Vgl. hierüber 
Wahrmund, Kirchenpatronat S.25ff. und die Belege aus Reg. Boh.1837; 
11 323, 2034; III 133 aus den Jahren 1234—1313 in dem gründlichen und 
instruktiven Aufsatze Dr. Kroftas: Über das Verhältnis der römischen 
Kurie zu Böhmen vor den Hussitenkriegen in der böhmischen histo- 
rischen Zeitschrift Band X. — ?) Stutz, Die Eigenkirche als Element 
des mittelalterlich-germanischen Kirchenrechts S.39 und Art. Eigenkirche, 
Eigenkloster in Hauck-Herzog, Realenzyklopädie XXIII 8. 373. 
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der Kirche über das Zölibat, ähnlich wie in dem benach- 
barten Bayern, nicht beobachtet wurde!) und erst infolge 
energischen Einschreitens päpstlicher Legaten (1143, 1197) 
allmählich Geltung fand. Eine Anbahnung günstigerer, dem 
kanonischen Rechte entsprechenderer Zustände ist dem Ein- 
greifen dieser Abgesandten der Kurie auch in der Richtung 
zu verdanken, daß sie bei den Bischöfen von Böhmen und 
Mähren darauf drangen, die Spendung höherer Weihen möge 
nur bei Vorliegen des titulus beneficii erfolgen und eine 
entsprechende Abgrenzung der Pfarrsprengel durchgeführt 
werden.?) 

Mit dem Streben nach Eindämmung des Einflusses des 
Laienelements ging parallel die Kräftigung der Zentralgewalt 
des päpstlichen Stuhls, und damit eine Abschwächung der 
Macht der Metropoliten. Vergeblich hat Bischof Jaromir, 
ein Bruder des Fürsten Vratislaus II., 1071 sich geweigert, 
vor dem päpstlichen Legaten und einer von diesem ein- 
berufenen Synode zu erscheinen, unter Berufung „auf die 
kanonischen Vorschriften, nach welchen er keinem anderen 
Gerichte als jenem seines Metropoliten und seiner Mitbischöfe 
unterstehe“.?) Offenbar meinte der Bischof mit diesem Hin- 
weise die Bestimmungen der allgemeinen Synode von Chal- 


1) Buchner, Geschichte von Bayern, Band III S.312. Der oben S.4 
von uns erwähnte Domdechant Cosmas, welcher im Alter von 54 Jahren 
(1099) die Priesterweihe empfing, verlor seine Gattin erst 1117 (F.R.B.I 
S. 143, 179). Kräftige Unterstützung fand die Kirche in ihren Be- 
strebungen an dem Landesfürsten, weshalb auch der Olmützer Bischof 
Heinrich II. den Herzog Vladislav, welcher 1146 die das Zölibat nicht 
wahrenden Kleriker aus seiner Umgebung entfernte und des Landes 
verwies, als den „institutor continentiae clericalis* feiert (cod. D.M. I 
220, 249). — ?) Der Legat gebot 1143 (Reg. Boh. I Nr. 238): ut, sicut in 
canonıbus mandatur, nullus altaris minister absque certo titulo dein- 
ceps ordinetur; ut in parochiis suis (episcopi) plebales ecclesias distin- 
guant. Aber trotzdem war die Abgrenzung in einzelnen Teilen Mährens 
noch im folgenden Jahrhundert nicht durchgeführt, da Bischof Robert 
ın einer Urkunde von 1222 daran erinnerte (cod. D. M. 1I 137), daß er 
einer Kirche die Pfarrechte unter gleichzeitiger Bestimmung ihres 
Sprengels erteilt habe, „quia tunc temporis ecclesiae illius provinciae 
non erant limitate“. — ®) F.R.B. Il 106: iuxta canonum scita, salva pon- 
tifcali dignitate et iustitia, ad tua non venio placita, nisi ubi affuerit 
meus magister, Magontinus metropolita, et aliorum coepiscoporum 
praesens frequentia. 
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cedon (c. 46 C. XI qu. 1), woraus geschlossen werden darf, 
daß zu jener Zeit in Böhmen die pseudoisidorischen Dekre- 
talen noch unbekannt geblieben waren, ähnlich wie in den 
Nachbarlande Sachsen, wo wenige Jahre später auf der 
Synode von Gerstungen 1085 ihre verbindliche Kraft stark 
in Zweifel gezogen wurde. 

Das entschiedene Auftreten dieses ersten nach Böhmen 
entsandten päpstlichen Legaten hatte im ganzen Lande viel 
Unmut erregt, dem auch der Domdechant Cosmas noch ein 
halbes Jahrhundert später in seiner Chronik lebhaften Aus- 
druck verlieh.!) Als der Erzbischof von Mainz gegen des 
Legaten Vorgehen und gegen den Eingriff in seine Metropolitan- 
rechte beim päpstlichen Stuhle Beschwerde führte und die 
Gefahr beleuchtete, welche dadurch in einem vor nicht langer 
Zeit der Kirche gewonnenen Lande heraufbeschworen werde, 
verwarf Papst Gregor VII. diese Beschwerde in schroffer 
Form und rügte es dem Landesfürsten gegenüber strengstens, 
daß dem Legaten der Gehorsam verweigert worden sei, 
wobei er bezeichnenderweise bemerkte, nur die seltene Ent- 
sendung von Legaten könne die Ursache dieser bedauerlichen 
Erscheinung gewesen sein.) Rasch vollzog sich hierauf der 
Umschwung in den Anschauungen; denn nach Verlauf weniger 
Jahrzehnte (1131) wurde gegen den dritten Nachfolger des 
oben genannten Bischofs namens Meginhard vor einem päpst- 
lichen Legaten ohne jeden Widerspruch der Prozeß wegen 
angeblichen Hochverrats eingeleitet und durchgeführt.?) 

Von einer Geltung des privilegium fori rücksichtlich der 
niederen Geistlichkeit war aber keine Rede; auch der Klerus 
unterstand der Gerichtsgewalt der vom Landesfürsten in den 
einzelnen Gauen bestellten Kastellane (comites).. Die Be- 
drückungen, deren sie sich bei Ausübung der Gerichtsbar- 
keit gegenüber der Bevölkerung schuldig machten, werden 
in den Urkunden des zwölften und dreizehnten Jahrhunderts 
in den grellsten Farben geschildert. Man gewinnt hieraus 
den traurigen Eindruck, daß die Rechtspflege in jener Zeit 


1) F.R.B. II 106: tanta auctoritate usus est et potestate, acsi 
idem summus pontifex ipse praesens fuisset. — ?) Die diesen Streitfall 
betreffenden Akten vgl. bei Hardouin, Concil. tom.VI p. 1208—1302. — 
?) Cosmae contin. F.R.B.II 213. 
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nicht zur Übung des Rechtsschutzes diente, sondern als 
Quelle von Einkünften ausgebeutet wurde. Da ein Anteil 
an den Strafgeldern den Kastellanen zufiel, wurden sie zur 
Erzielung von Mehreinnahmen erheblich erhöht und straf- 
weise Vermögenseinziehung ohne alle Rücksicht auf die 
schuldlose Familie des Täters geübt. Es wurde sogar das 
Gerichtsverfahren in mannigfacher Weise zur Beschwernis 
der daran Beteiligten gestaltet, insbesondere durch Zulassung 
der Wasser- und Feuerprobe, deren Beseitigung erst im 
vierzehnten Jahrhundert der Kirche gelang.!) Bei der ge- 
richtlichen Ladung durch Gerichtsboten wurde Schikane 
geübt durch Aufrufung der Nachbarn zur Bestätigung richtig 
vollzogener Ladung, davon aber bei entsprechender Zahlung 
Umgang genommen. Besonders drückend erwies sich die 
Gemeinbürgschaft, derzufolge die Bewohner eines Orts, wo 
eine strafbare Handlung vorgefallen war, ohne daß der Täter 
entdeckt werden konnte, verpflichtet waren, den Schaden zur 
gesamten Hand gutzumachen und die vom Übeltäter ver- 
wirkte Geldstrafe zu entrichten. Diese ursprünglich zur Aus- 
forschung von Verbrechen mit Erfolg angewandte Maßregel 
wurde seit dem 12. Jahrhundert von geldgierigen Kastellanen 
als Bereicherungsquelle mißbraucht. Es kann nicht wunder- 
nehmen, wenn infolge solcher Bedrückungen ganze Dörfer 
verödeten.?) 

So bedauerliche Zustände bewirkten, daß der größte 
Teil der Gemeinfreien verschwand und das Verhältnis der 
Untertanschaft entweder den Kastellanen oder anderen Mäch- 
tigen im Lande gegenüber zur Regel wurde. Auch der 
Klerus empfand diese Übelstände in nicht geringem Maße 
unmittelbar und rücksichtlich der Insassen auf Kirchen- und 
Klostergut. 

Nur schrittweise konnte die Kirche das Recht der päpst- 


1) Chron. Bene von Weitmühl F.R.B. IV 530: Arnestus archiepi- 
scopus judicia peregrina videlicet ferri candentis et aquae frigidae, 
quibus Bohemi usque ad sua tempora utebantur, fieri prohibuit et 
cessare fecit omnino, magna resistencia et displicentia baronum regni 
non obstante. — ?) Tomek, Geschichte Prags I S. 137 ff. Reg. Boh.1139, 
in einer Urkunde des Königs aus dem Jahre 1167: dedi, .... quod 
bomines, vim castellanorunı ferre non valentes, desertum reliquerant. 
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lichen Dekretalen zur Geltung bringen. Vor allem suchte 
sie sich der vorerwähnten Bedrückungen zu erwehren, wes- 
halb kirchliche und Klosterobere ihre Untertanen den ge- 
schilderten Bedrängnissen zu entziehen bemüht waren.!) Die 
frühesten Immunitäten errangen bald nach dem Abgang des 
päpstlichen Legaten Guido (1143) das Olmützer Bistum 1144 
und um dieselbe Zeit das Bistum zu Prag, obwohl nur die Er- 
neuerung von dessen Privilegium aus dem Jahre 1222 erhalten 
ist; ähnliche folgten für je ein Kloster in Böhmen und 
Mähren und für das mächtige Kollegiatkapitel am Vyschehrad 
in Prag (1160, 1187, 1177), woran sich im Laufe des drei- 
zehnten Jahrhunderts, insbesondere nach dem Konkordate 
von 1221, zahlreiche ihrem Umfange nach immer umfassen- 
dere Immunitätsprivilegien schlossen. Stufenweise empor- 
steigend erreichte die Kirche durch immer weiter erstreckte 
Privilegien dieser Art ihr Ziel, sich von der weltlichen Ge- 
walt bei Übung der Gerichtsbarkeit möglichst unabhängig zu 
stellen.?2) Die Herrscher ließen sich für die Erteilung solcher 
Begünstigungen kirchlicher Institute um so eher gewinnen, 
als damit die Macht der in den Besitz der Kastellangerichts- 
barkeit gelangten mächtigen Adelsgeschlechter geschwächt 
und die Herrschergewalt gestärkt wurde, anderseits aber 
der Landesfürst von der Ausnahmsstellung der mit Immuni- 
tätsprivilegien bedachten kirchlichen Institute eine geringere 
Beeinträchtigung seiner Gewalt befürchten mußte, weil er 
auf die Besetzung der hohen Kirchenämter und Kloster- 
abteien einen entschiedenen Einfluß auszuüben in der Lage ° 
war. Die Kräftigung der Macht der Kirchenoberen sollte zur 
Brechung der Macht des Adels dienen.) Böhmens Landes- 
fürsten folgten in dieser ihrer Politik nur den Vorbildern 
der deutschen Kaiser Friedrich Barbarossa und Heinrich VI.) 

So wertvoll die mit den Immunitätsprivilegien errungene 


!) Die Zuweisung der Vermögensstrafen beim Mißlingen der Ordale 
durch die Herrscher an kirchliche Institute entzog den Anlaß zu ihrer 
häufigen Anwendung (seit 1234—52, Reg. Boh. I Nr. 862, 938, 1002, 1304). 
— ?) Vgl. meine Rezeptionsgeschichte des römisch-kanonischen Pro- 
zesses in den bömischen Löndern 8.11 ff. — °®) Krofta in den oben 
S.4 A.2 erwähnten Aufsutze S.52. — *) Breitenbach in der Zeit- 
schrift des deutschen Vereines für Geschichte Mähr. und Schles. VIII S.41. 
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Stellung der Kirche gegenüber dem Staate erschien, so be- 
deutete sie doch nur einen Teilerfolg. Je mehr die Landes- 
fürsten Böhmens in kirchlichen Fragen vom deutschen Kaiser 
unabhängig wurden, um so energischer mußten die kirchlichen 
Faktoren bestrebt sein, sich dem Einflusse der staatlichen 
Macht zu entwinden. Die vordem vom deutschen Kaiser 
ausgeübte Investitur der Bischöfe in Böhmen!) und Mähren 
wurde während der nach dem Tode des Kaisers Heinrich VI. 
im Reiche entstandenen Wirren?) bei Erledigung des Prager 
Bischofsstuhls 1197 von dem durch Talent und Mut hervor- 
ragenden Könige Premysl Ottokar I. selbständig erteilt und 
die Befugnis zur Bischofsinvestitur sodann vom Kaiser 
Friedrich II. „aus dankbarem Herzen für die ihm vom 
Könige und Volke geleisteten Dienste“ durch die goldene 
Bulle vom 26. September 1212 nebst anderen Freiheiten 
bestätigt.?) Mit richtigem politischen Blicke hatte der ge- 
nannte Herrscher Böhmens erkannt, daß bei so vielen Ele- 
menten der Auflösung von innen und außen die alles einigende 
Macht des Landesfürsten geschützt werden müsse, wenn sonst 
Böhmen als Staatswesen nicht in der Flut der Zeiten zugrunde 
gehen sollte.*) Dieser Machtzuwachs auf einer Seite wurde 
aber auf der andern abgeschwächt. In Mähren wurden zwar 
in zwei rasch aufeinander folgenden Erledigungsfällen (1200, 
1201) die Träger des bischöflichen Amtes von Olmütz noch 
durch landesherrliche Nomination zu dieser Würde erhoben. 
Doch schon im Jahre 1206 verlieh der obengenannte König 
dem ÖOlmützer Domkapitel das Recht der freien Bischofs- 
wahl°), und es erfolgte auch mit Zustimmung des Königs 
die Wahl®) seines Kanzlers Andreas zum Bischofe von 
Böhmen 1214, wahrscheinlich unter dem Eindrucke des 
energischen Eingreifens des Papstes Innozenz III. bei An- 


!) Die Belege für die Jahre 973, 983, 997, 1068, 1091, 1098, 1135 
vgl. F.R.B. I1 S. 37, 39, 99, 131, 142, 223 und betreffs der im Jahre 1197 
eingetretenen Abweichung von der Regel F.R.B. II S. 513. — ?) Annal. 
Marbacen. ad annum 1197 (Pertz, Mon. Germ. SS. XVII 168) sagen aus- 
drücklich, daß „der ganze Erdkreis dadurch in Verwirrung geriet, denn 
viele Kriege und Übel erhoben sich, die dann lange Zeit andauerten“. 
— 2) Jiretek, Codex juris Bohemici I 8. 39 Nr. V. — *) Palacky, 
Geschichte Böhmens II S.57. — ®) Cod. jur. Boh. 1.8.38 Nr.9, — 
°) Frind, Kirchengeschichte Böhmens II S. 12, 13. 
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fechtung der Berufung des Vorgüngers zur Bischofswürde 
(1198, 1202)') und im Hinblicke auf die kurz vorher (12. Juni 
1213) erfolgte Anerkennung des freien Wahlrechts der Kapitel 
im deutschen Reiche. 

Bald sollte jedoch der Kampf um die Rechte der Kirche 
gegenüber der weltlichen Macht auf der ganzen Linie ent- 
brennen. Ihn entfachte der für die Rechte der Kirche 
begeisterte Bischof Andreas nach seiner Rückkehr von Rom, 
wo er während des großen Konzils vom Lateran 1215 die 
Bischofsweihe empfangen hatte. Als erste Etappe galt es, 
den Klerus möglichst unabhängig von der weltlichen Gewalt 
zu stellen. Um dies zu erreichen, wurde die Priesterehe, 
gegen welche bereits päpstliche Legaten aufgetreten waren, 
nunmehr mit aller Kraft bekämpft, da in Böhmen nach dem 
Zeugnisse einer voın Papste Honorius III. 1216 erteilten 
Dispens vom Mangel ehelicher Geburt für Weihe und Pfründe 
seit alters her (ab antiquo) Kleriker höherer Weihen, ins- 
besondere auch Priester „de facto contraherent et sic con- 
tracto contubernio uterentur“.?) 

Bald folgte der zweite weiter reichende Schritt. Mit dem 
Ankämpfen gegen dieVerletzung des privilegium fori und gegen 
die Eigenkirche wurde das Ringen um Leistung des Zehnten in 
dem durch das kanonische Recht bestimmten Umfange ver- 
bunden. Ernstlich ermahnt der genannte Papst mit einem 
Rügeschreiben vom 22. Juni 1217 den König?), er möge 
bewirken, daß die Kirche und ihre Diener in seinem Reiche 
der ihnen gebührenden Freiheit sich auch in der Tat er- 
freuten; dem Bischofe seien zu überlassen die Rechtsprechung 
über Kleriker (judicia clericorum), die Kircheninvestitur und 
„alles, was dem Bischofe zustehe“. Der König möge selbst 
ablassen von der Unterdrückung der Kirchen und der Aus- 
übung des Zehntrechts und dafür Sorge tragen, daß andere 
ähnlich sich verhalten. 


1!) Reg. Boh. I Nr. 440, 465, in welchen dem Domkapitel das Wahl- 
recht zugeschrieben wird. — ?) Reg. Boh. 1 Nr. 570. — ?) Reg. Boh.I Nr.578. 
Das von Dudik: Geschichte Mährens V S. 103 A. 3 und S. 126 ff. 
zitierte und von ihm verwertete Urkundenmaterial, welches Nikolaus 
de Bohemia in seinem Chronicon Bohemicum aufspeicherte, ist nun- 
mehr veröffentlicht in F.R.B. V p. 126 ff. 
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Der König wies auf die Schwierigkeiten hin, welche 
ihm die Hartnäckigkeit seiner Untertanen (duritia gentis 
nostrae) und der Umstand bereite, daß es sich um die Ände- 
rung eines seit lange her bestehenden Zustandes handle.!) 
Er mußte aber den Anforderungen der päpstlichen Kurie 
nachkommen und sich unter dem Drucke des über das 
Land verhängten Interdikts sowie der zu seinen Ungunsten 
geänderten politischen Verhältnisse dazu verstehen, die kirch- 
liche Gerichtsbatkeit in geistlichen Angelegenheiten des 
Klerus nach den kanonischen Vorschriften und päpstlichen 
Dekretalen gutzuheißen, überhaupt der Ausübung des bischöf- 
lichen Amts in keiner Richtung hinderlich zu sein, die Ein- 
und Absetzung der Benefiziaten auch bei Prälaturen — unter 
Vorbehalt des Patronatsrechtes — dem Bischof zu überlassen 
und das Zehntrecht im Umfange des kanonischen Rechts 
selbst dort, wo es nicht in Übung war, zur Geltung zu 
bringen.?) 

Die Nichteinhaltung dieser Zusage von seiten des Königs, 
in weit größerem Maße aber von seiten des ihr beigetretenen 
Adels hatte zur Folge, daß bald nachher über neuerliche 
Klagen des Bischofs von Böhmen abermals Verhandlungen 
eingeleitet und die schließlich erfolgte Vereinbarung mit der 
päpstlichen Bulle vom 11. Jänner 1221 dem gesamten Klerus 
zur Kenntnis gebracht wurde.’) Ihr zufolge erkannte der 
König und der Adel alle Freiheiten der Kirche und die Ge- 
richtsbarkeit des Bischofs an, welche ihnen gemäß dem Rechte 
selbst oder zufolge von Privilegien, besonders der vom Könige 
eingeräumten, oder eines unbestrittenen Gewohnheitsrechts 
zukämen. Der König hieß außerdem die Machtbefugnis 
des Bischofs bezüglich aller spiritualia gut, vorbehaltlich 
des Patronatrechts, sodann das Recht zur Entziehung von 
Kirchenämtern, alle Disziplinar- und Gerichtsgewalt über 
Kleriker und die Visitationsbefugnis. Schließlich verpflichtete 
sich der König und Adel zur Zehntleistung rücksichtlich aller 


!) In der Antwort des Königs vom April 1218 (Reg. Boh. I 595) 
wird hervorgehoben: gentem nostram ad insuetas hactenus decimas 
non possumus cogere. — ?) Reg. Boh. I Nr. 605 Anfangs des Jahres 1219. 
— ?) Reg. Boh. I Nr. 639, 640. 
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Kirchen nach den Bestimmungen des Kirchenrechts.!) Zur 
Bekräftigung sämtlicher getroffener Vereinbarungen wurde 
hierüber seitens des Königs und Adels eine besondere Ur- 
kunde ausgefertigt.?) 


ı) Der bischöfliche Zehnt war in Böhmen althergebracht. Schon 
von dem ersten Bischof Dietmar (973—983) wird bei Cosmas (F.R.B. 
II 63) berichtet: pro decimatione duo messis acervos dabant episcopo 
(de qualibet aratura), dicimus enim acervum quinquaginta manipulos 
habentem. Derzweite Bischof, St. Adalbert, erwirkte 992 die Bewilligung des 
Landesfürsten zur Zehenteinhebung (vgl.S.3A.1). Unterdem vierten Landes- 
bischofe (1017—23) wurde bestimmt: ut pro decimatione unusquisque, 
qui de suo feudo vel allodio araturam haberet, duos modios quinque 
palmarum et duorum digitorum unum tritici et alterum avene episcopo 
solveret (Cosmas, F.R.B.1163). Es verwandelte sich daher der ursprüng- 
lich in Getreide-Bunden gelieferte Zehnt in einen geschütteten. Die 
Einhebung erfolgte wohl durch die archidiaconi in den einzelnen 
Gauen (Jirelek, Slavisches Recht in Böhmen (böhm.) II S. 171, 296). 
Durch die im Texte erwähnten Vereinbarungen wurde in Böhmen die 
Zahlung des Zehnts in einem die hergebrachte Leistung weit über- 
steigenden und zwar in demjenigen Ausmaße, welches die kirchliche 
Vorschrift bestimmt, vom Könige und Adel zugesagt. Die bezügliche 
Stelle der päpstlichen Bulle vom 11. Jänner 1221 und der Bekräftigungs- 
urkunde des Königs (Reg. Boh. 1 639, 641) lautet: de decimis promisit 
procurator regis et baronum nomine, quod plene et integre solvent eas 
episcopo et ecclesiae suae ac aliis ecclesiis et personis ecclesiasticis, 
sicut de jure debetur. Wiederholt hatte der König auf das Ungewohnte 
der bezüglichen Leistung während der geführten Verhandlungen hin- 
gewiesen; so 1219 in zwei Schreiben an den Papst: vestris mandatis, 
licet contra consuetudinem regni nostri, paruimus (Reg. Boh. I Nr. 604) 
und noch deutlicher: decimas, sicubi non consueverunt, solvi de cetero 
faciemus (Reg. Boh. I Nr. 605). Wie tief eingewurzelt der Widerstand 
gegen die Zehntleistung war, beweist eine Königsurkunde 1248, womit 
dem Bischof von Olmütz, Bruno, die Einhebung des Zehnts in seiner 
ganzen Diözese, also in der Markgrafschaft Mähren, ihrem vollen Un- 
fange nach gestattet, dabei aber bemerkt wird: non obstante prava et 
perversa consuetudine Moravorum, qua se dicunt ad solutionem deci- 
marum non teneri (Reg. Boh. I Nr. 1218). Über die Geschicke des 
Jehntrechts in Böhmen und Mähren vergleiche die eingehenden Auf- 
schlüsse in dem oben 8.4 A.2 zitierten Aufsatze Kroftas, wo auch 
in scharfsinniger Weise dargetan wird, daß die Höhe des bischöflichen 
Zehnts sechs Denare vom mansus betrug, nachdem dia Umwandlung 
des Naturalzehnts in den Geldzehnt eingetreten war. Neben dem 
bischöf lichen Zehnte mußte noch nach den im Texte erwähnten Ver- 
einbarungen an die einzelnen Kirchen der besondere „Ortszehnt” ge- 
leistet werden (Krofta S.83 A. 4). — ?) Die Bestätigungsurkunde wurde 
Mitte April 1221 ausgefertigt (Reg. Bob. I Nr. 641). 
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Von diesem Ringen zwischen Kirche und Königtum gilt 
das gleiche, was Stutz in zutreffender Weise von dem 
Kampfe zwischen Papsttum und Kaisertum unter Gregor VII. 
hervorgehoben hat!), nämlich daß die Kirche „nicht leicht- 
sinnig, lediglich um hierarchischer Gelüste willen den Streit 
vom Zaune gebrochen hat, sondern darum, weil... sie im 
Zustande der Notwehr war und der glückliche Ausgang, den 
der ganze Kampf schließlich für die Kirche nahm, ebenso- 
sehr die Folge der inneren Berechtigung ibrer Sache war, 
als _ das Verdienst ihres Vorkämpfere“. „In Rom herrschte 
volle Klarheit darüber, was das Ziel sein mußte, nämlich die 
Beseitigung jeder Art von Eigenherrschaft, sei es über höhere 
sei es über niedere Kirchen.“ 

Dem Eigentümer der Kirche wurden in Würdigung der 
höheren Bedeutung der spiritualia die Bestellung und Ent- 
setzung des Benefiziaten entzogen, jedoch Ehren- und Nutzungs- 
rechte an dem Kirchengute als Gestattung von seiten der Kirche 
belassen. Im Geiste der Anordnungen Alexanders III. (1159 
bis 1181) vollzog sich die Umwandlung des Eigentümers der 
einzelnen Kirche in ihren Patron und damit die Umgestaltung 
des rein privatrechtlichen Verhältnisses der Eigenkirche in 
ein überwiegend öffentlichrechtliches Verhältnis, dem nur 
gewisse privatrechtliche Beziehungen anhaften, kurz gesagt: 
der Übergang von dem Eigenkirchensystem zu der kirch- 
lichen Konzessionstheorie.2) Hand in Hand damit ging die 
volle Wahrung kirchlicher Gerichtsbarkeit im Sinne ihrer 
Ausbildung und weiten Erstreckung durch die Dekretalen 
Innozenz’ III. 

Bei den vorerwähnten Vereinbarungen war die Frage 
unentschieden und späterer Regelung vorbehalten geblieben, 
wem die Ausübung der Gerichtsbarkeit über die Untertanen 
der kirchlichen Institute zustehen solle. Sie wurde unter 
Einflußnahme des nach Böhmen entsandten Legaten Gregor 
de Crescentio in der Weise beigelegt, daß der König in 


1) In dem oben S. 4 A. 3 erwähnten Vortrage S. 40, 41. — 
2) Stutz, Die Eigenkirche S. 43, 44 und in der Kohlerschen Enzy- 
klopädie der Rechtswiss. II S. 841; Wahrmund, Kirchenpatronats- 
recht S. 25—91, wo insbesondere ein reiches auf Böhmen und Mähren 
bezügliches Quellenmaterial verwertet wird. 
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einem unter Zustimmung des Adels erlassenen Privileg für 
den Klerus im ganzen Königreiche vom 10. März 1222 dessen 
Untertanen von der Gerichtsbarkeit der Kastellangerichte 
befreite und seiner eigenen Gerichtsgewalt, nämlich dem 
Hofgerichte, unterstellte. Gleichzeitig wurde verfügt, daß 
die der weltlichen Gerichtsbarkeit unterliegenden Rechts- 
angelegenheiten (in temporalibus) der Äbte und anderer 
kirchlicher Prälaten vom Könige unter Mitwirkung eines 
engeren Rats, nämlich seines Kanzlers und einiger Adeliger 
(cum paucis Boemis) entschieden werden sollten.) Im Laufe 
der zweiten Hälfte des XIII. Jahrhunderts wurde durch be- 
sondere Privilegien der Herrscher kirchlichen Instituten ihrer 
überwiegenden Mehrzahl nach die Ausübung der Gerichts- 
barkeit über deren Untertanen in Zivil- und Strafsachen über- 
tragen.) Den Kastellangerichten verblieb bloß das Recht, 
Untertanen kirchlicher Institute zu verfolgen, wenn sie auf 
handhafter Tat ergriffen wurden.?) 

Durch ein besonderes Privileg, das wenige Jahre nach 
den vorerwähnten Vereinbarungen erlassen wurde, erfolgte 
auch die Anerkennung der bischöflichen Gerichtsbarkeit über 
Kleriker in spiritualibus für Mähren.®) 

Trotz des ernsten Vorgehens der römischen Kurie durch 
Strafandrohungen gegen die alle Einkünfte der Kirchen an 


!) Reg. Boh. I Nr. 651: nullus hominum ecclesiarum a judicibus 
provincialibus sed a nobis vel summo judice curiae nostrae vel can- 
cellario, si non fuerit causa sanguinis, judicetur. Die letzterwähnte 
Ausnahme findet ihre Erklärung in dem geistlichen Stande des Kanzlers, 
für welchen der Satz: „ecclesia non sitit sanguinem“ Richtung gebend 
bleiben mußte. Die weitere Bestimmung dieser königlichen Urkunde, 
daß der Besitz kirchlicher Institute, welcher durch Privilegien der 
Herzöge und Könige Böhmens dargetan werden könne, eines weiteren 
Beweises (insbesondere durch Zeugen) nicht bedürfe, gab den Anstoß 
zur Anfertigung zahlreicher falscher Beweisurkunden, welche Dudik, 
Geschichte Mähr. V S. 428 euphemistisch als „Urkundenkonglomerate 
mit versetzter Datierung“ bezeichnet, niimlich Urkunden zur Bestätigung 
bezrlaubigter Tatsachen mit der Datierung nach der ältesten benützten 
Nachricht in unechter Form. Nachweise solcher Urkunden gibt Palacky 
in den Reg. Boh. I S. 624. — 2?) Betreffs der näheren Nachweise vgl. 
meine Recept.-Gesch. des rönı.-kan. Proz. S. 11 und Celakovsky in der 
Zeitschrift Der Jurist (böhm.) 1878 8.189 ff. — ®) Celakovskyl.c. 
8.182. — ®) Reg. Boh. I Nr. 825 un das Jahr 1234. 
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sich ziehenden Patrone auf dem IV. Konzile vom Lateran 
1215?) und trotz der Wahrung des bischöflichen Besetzungs- 
und Entsetzungsrechts rücksichtlich der Benefizien durch das 
vorerwähnte Konkordat, erhielt sich die Eigenkirche in 
Böhmen noch während eines halben Jahrhunderts durch die 
Macht stetiger Übung. Noch im Jahre 1273 war der Bischof 
von Olmütz, Bruno, genötigt in seiner Relatio status an den 
Papst?) festzustellen, daß im Gegensatze zu den in seiner 
Diözese, Mähren, herrschenden Zuständen im Königreiche 
Böhmen nur der König, den kirchlichen Anordnungen ent- 
sprechend, für erledigte Benefizien kraft seines Patronat- 
rechtes praesentiere; dagegen unterliessen dies alle übrigen, 
und demzufolge sei es nicht selten, daß in der Prager Diö- 
zese Priester zur Ausübung der Seelsorge ohne bischöfliche 
Investitur (clavibus non acceptis) gelangten, aber wiederum 
von Laien abgesetzt würden, wenn es diesen gefiele. So 
argen Mißständen könne der Prager Bischof selbst nicht 
steuern, weil diese Übung allzusehr verbreitet und die Zahl 
der gegen das Kirchengesetz Verstoßenden eine überaus 
große sei, weshalb nur von dem Eingreifen der päpstlichen 
Kurie eine Wandlung erhofft werden könne. 

Auch war es zu jener Zeit im Widerstreite mit dem 
Grundsatze des kanonischen Rechts: „beneficia sine deminu- 
tione conferrenda“ häufig üblich, dem Bischofe nur solche 
taugliche Kleriker zu präsentieren, welche die Einkünfte 
der Pfründe dem Patron überließen und sich mit welcher 
Quote immer begnügten, weshalb vom Bischof Tobias 1290 
unter Hinweis auf die früher erwähnte Bestimmung des 
IV. Lateranenser Konzils auf Abschaffung dieses Übelstandes 
gedrungen wird.?) Erst unter der kräftigen und volle vier 
Dezennien währenden Kirchenregierung des letzten Bischofs 
von Prag, Johanns IV. (1301— 1343), wurden diese Mißstände, 
insbesondere auch die Bestellung von Seelsorgern für die 
Dauer je eines Jahres unter Vorbehalt der Entlassung nach 


1) Hefele, Konziliengeschichte V 796. — *?) Reg. Boh. II Nr. 845. 
— °) Formelbuch des Bischofs Thomas von Bechynd 1279—1296 heraus- 
gegeben von Dr. I. Noväk Nr. 204; jedoch ist statt: sine deminutione 
confirmari, wie es die Handschrift hat, richtig zu lesen: conferre. 
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dessen Ablauf (als mercenarius) endgiltig beseitigt!), obwohl 
sich dagegen eine heftige Opposition aus den Reihen des 
Adels erhob und sogar zu der Drohung mit der Rückkehr 
zum Heidentum sich verstieg. 

Allmählich dringt die Anschauung, daß Kirchen nicht den 
Gegenstand des privatrechtlichen Verkehrs bilden können, 
durch. Ausdrücklich bemerkt der Landmeister des Deutschen 
Ritterordens in Preußen bei dem Verkaufe eines Besitzes 
dieses Ordens?) in der Gegend von Selau 1233 an das dortige 
Kloster: quamvis in rebus sacris venditio locum non habet, 
videlicet in ecclesiis, quia tamen cum universitate transeunt, 
ius in ecclesiis, sitis in praediis, quae vendidimus, habuimus, 
tradidimus simpliciter et absolute praedicto abbati et fratri- 
bus. Die Zulässigkeit einer eigenmächtigen Verfügung über 
Kirchengut und Zehnten, die sich als Folge des Eigenkirchen- 
prinzips ergibt, wird bald darauf seitens der Kirchenobern 
entschieden abgelehnt; so in einer Urkunde, womit die 
Schenkung von Zehnten an ein Hospital vom Bischof von 
Olmütz genehmigt wird (1238), mit den Worten: non est laico- 
rum, aliquid ordinare de rebus ecclesiasticis et decimis ec- 
clesiae pertinentibus.?) 

Im Laufe des XIII. Jahrhunderts hat sich diese An- 
schauung auch in Laienkreisen Durchbruch verschafft; denn 
bei Entscheidung eines Streits zwischen den Bürgern einer 
Stadt und ihrem Pfarrer wegen rechtswidriger Besitznahme 
von Kirchengut wird vom weltlichen Richter 1261 die Un- 
möglichkeit einer Verfügung über Kirchengut ohne Zu- 
stimmung der kirchlichen Obrigkeit ausdrücklich betont.*) 


!) Chron. Francisci Pragensis (F.R.B.) IV 367 (episcopus) ad- 
vertit et vidit ... defectum maiorem et dampnabiliorem, quem ante- 


cessores gui nequierunt exstirpare, ... videlicet quia plebani et rectores 
ecclesiarum erant quasi mercenarii, non ut pastores; nam auctoritate 
patronorum ... missas celebrabant et ecclesiastica sacramenta ministra- 


bant. Si quis autem de plebanis patrono suo non obtemperaverit, mox ab 
ecclesia fuit repulsus et alter iterum ad spatium unius anni... fuitsubroga- 
tus. Vgl.damit Stutz, Eigenkirche 8.31, Eigenkirche, Eigenkloster 8.372, 
376. — ?) Cod. D.M. 11255. — °®) Cod. D. M. II Nr. 298; äbnlich Bischof 
Bruno von Olmütz 1262 (Reg. Boh. II Nr. 382) unter Berufung auf die in 
<.41 C. XII qu. 2 enthaltene Bestimmung. — *) Reg. Boh. II Nr. 324: con- 
siderantes, quod dotes ecclesiarum ab ecclesiis alienari seu vendi non 
possint, nisi recompensatio fiat aequalis et hoc de consensu plebani. 
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Das jus spolii hatte aber schon Pfemysl Ottokar I. 1206 als 
einen „allem göttlichen Rechte widerstreitenden* Mißbrauch 
gebrandmarkt.') 

So war denn das Recht der Kirche in Böhmen und 
Mähren in den wichtigsten Beziehungen zum Siege gelangt: 
betreffs des Ämterrechts, der kirchlichen Gerichtsbarkeit und 
des Kirchenguts. Es bedeutete nur eine Feststellung des be- 
stehenden Zustandes, wenn in den für die Verfassung und 
das Gerichtswesen der einzelnen Gaue (provinciae, Zupae) 
hochwichtigen statuta Conradi ducis 1189 in ihren jüngeren, 
nach dem Konkordate von 1221 entstandenen Fassungen er- 
klärt wird, die staatliche Gesetzgebung lasse unberührt die 
Privilegien der Klöster sowie die Rechte des Klerus und 
des Kirchenguts, die ihre Regelung im ius canonicum fänden.?) 

Schon der zähe Kampf zwischen der kirchlichen und 
weltlichen Macht um die Grenzen ihrer Befugnisse mußte 
dazu führen, daß man sich mit den Satzungen der Kirche ver- 
traut zu machen trachtete. Seitdem aber der weite Kreis kirch- 
licher Gerichtsbarkeit, der der Kirche durch das Konkordat 
von 1221 in Böhmen erschlossen wurde, eine rege Wirksamkeit 
kirchlicher Gerichte mit sich brachte, vertiefte sich das kano- 
nistische Studium insbesondere nach der Seite des gericht- 
lichen Verfahrens hin, lange bevor durch Schaffung der Prager 
Universität der wissenschaftlichen Pflege des Kirchenrechts ein 
besonderes Heim geschaffen wurde. 


1. 
Studium particulare in der Heimat und andere 
Bildungswege. 
Seit der Verbreitung des Christentums fanden überall, 
wo neue Bildungsstätten gegründet wurden, die artes der 
Grammatik, Rhetorik und Dialektik Aufnahme. Solange es 


1) Cod. iur. Boh. I Nr.23 Abs. 7. — ?) Cod. iur. Boh. I Nr. 29 
(S.57 $ 32) nach der Bestätigung durch Premysi Ottokar I. für die 
provincia Znoymensis 1222: in his omnibus excipimus privilegia viro- 
rum religiosorum a principibus eis concessa et iura clericorum cum 
dotibus ecclesiarum, quibus (sic) reguntur secundum ius canonicum; in 
gleicher Weise in der Bestätigung vom Jahre 1229 für die provincia 
Brunensis (l.c. S. 65 $ 37) und für die provincia Breclavensis (Lunden- 
burg) 1237 (l. c. 8.72 8 38). 
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besondere Pflegstätten des Rechtsstudiums nicht gab, führte 
das praktische Bedürfnis dazu, den Rechtsunterricht an den 
Betrieb dieser artes liberales insbesondere der Rhetorik an- 
zuknüpfen. Dafür bietet das Wörterbuch des Grammatikers 
Papias um das Jahr 1060 einen sprechenden Beleg. Denn 
es behandelt die wichtigsten Rechtsbegriffe und Rechtsein- 
richtungen mit bald größerer bald geringerer Ausführlichkeit, 
weshalb Huguccio, der Schöpfer der umfassendsten Summa 
zum Dekret Gratians, in seinem liber derivationum nicht selten 
aus der genannten Arbeit schöpfen konnte.!) Aber das Recht 
der Kanones fand ursprünglich an den Kapitel- und Kloster- 
schulen keine Berücksichtigung. Mit voller Berechtigung 
führte darüber ein im kanonischen Rechte wohlbewanderter 
Mann, der unstäte Lothringer Rather, der später den Bischofs- 
stuhl von Verona bestieg, am Schlusse des X. Jahrhunderts 
in seiner Schrift: de contemptu canonum bittere Klage; seine 
Rüge war nur zu begründet.?) 

Nicht lange nach seinem Tode (974) wurde der von ihm 
erhobene Klageruf der verdienten Beachtung gewürdigt. Die 
sacri canones, die Sätze kirchlicher Disziplin, kamen all- 
mählich als besonderer Lehrgegenstand in Aufnahme, freilich 
nur als ein Zweig des theologischen Studiums. Dem ent- 
sprechend hat eine sehr alte Summa zum Dekret der Be- 
handlung der Beschlüsse der Konzilien und der päpstlichen 
Dekrete einen besonderen Platz unter den „übrigen theo- 
logischen Disziplinen“ angewiesen.) In der Lehre vollzog 
sich bald eine strenge Sonderung zwischen Kirchenrecht und 
Gottesgelehrtheit. Dies führte naturgemäß dazu, daß seit 
der Mitte des XII. Jahrhunderts das Kirchenrecht seinen 
früheren Charakter als einer bloßen theologia practica vel 
rectrix abstreifte und selbständige Bedeutung gewann.®) 

Dieser bedeutungsvolle Umschwung vollzog sich mit der 
Verbreitung des decretum Gratiani, von welchem einer seiner 
ersten Summisten, Rufinus, erklärt: summam quandam totius. 

!) Prantl, Geschichte der Logik U S. 125; F. A. Specht, Ge- 
schichte des Unterrichtwesens in Deutschland bis zur Mitte des 13. Jahr- 
hunderts (1885) 8.120 ff. — ?) D’Achery, Spicilegium II S. 188. — 
®) Maaßen, Paucapalea S. 503. — *) Schulte, Lehrbuch des kanonischen 


Kirchenrechts 8. 32; Stutz, Gratian und die Eigenkirchen, diese Zeit-- 
schrift I S. 2. 
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theologiae paginae contineri in hoc libro.!) Die allgemeine 
Aufnahme desselben, seine Verbreitung und der Umstand, 
daß es in Bologna und an den übrigen Universitäten zur 
Grundlage der wissenschaftlichen Lehre angenommen wurde, 
bewirkten, daß es als die einheitliche Quelle des Kirchen- 
rechts erschien. Weil in der Kirche eine Trennung der 
gesetzgebenden und richterlichen Gewalt. nicht eingetreten 
war und unter dem Einfluße des römischen Rechts theore- 
tische Aussprüche, wie sie in den Pandekten niedergelegt 
sind, als rechtsverbindliche Sätze aufgefaßt wurden, galten 
die päpstlichen Dekretalen ohne alle Bedenken als Gesetze.?) 

Wie anderwärts entwickelte sich auch in Böhmen und 
Mähren die Pflege der Wissenschaften aus kleinen Anfängen. 
Schon in der zweiten Hälfte des XI. Jahrhunderts bestand 
an der Kathedralkirche zu Prag, offenbar unter der Leitung 
eines Mitgliedes des Kapitels als scholasticus, eine Schule für 
jüngere Kleriker, die geringere Kirchendienste versahen, 
worüber der älteste Chronist Cosmas aus eigener Erfahrung 
in seiner Jugend zum Jahre 1074 berichtet.?) Ob der be- 
rühmte Schüler des Bischofs Notker von Lüttich und spätere 
Lehrer in Paris bei St. Genovefa, Hubald, welchen Notkers 
Nachfolger Balderich (1008—1018) nach Prag gesandt hatte, 
in Böhmen auch eine Lehrtätigkeit entfaltete, meldet 
unsere Quelle*) nicht, die lediglich davon Kunde gibt, daß 
Hubald, „nachdem er in Prag Beweise der christlichen Reli-, 
gion gegeben habe, mit größten Ehren wieder nach Lüttich 
heimgekehrt sei“. Gleiche Verhältnisse wie an der Prager 
mögen auch an der Olmützer Domkirche bestanden haben, 
da eine Urkunde aus dem Jahre 1258 anläßlich der Stiftung 


1) Schulte, Quellen und Literatur des kanonischen Rechts I 
S. 249. — ?) Ebendort IS. 93, 101. — °) F.R.B. ILS. 110. In der Reihe 
der Prager Domherren bei St. Veit findet sich als Magister scholasticus 
zuerst bezeichnet Joannes 1214 (Reg. Boh. I Nr. 552), ferner Bernard 
1224, Stefan 1234, Marquard 1255, Prisnobor 1262—64, Anton nach 1264, 
Jobannes 1290, Wernher 1305, Ulrich von Pab£nic 1307—25, Predbor 
1327—37, Michael 1341, Dietrich 1343—44 (vgl. Tomek: Geschichte 
Prags 1 8.590 ff.) endlich in einer Urkunde vom 6. Okt. 1355 doctor 
decretorum Nikolaus Houska. — *) Anselmi, Gesta episcop. Leodien- 
sıum cap. 29 apud Pertz, Mon. Germ. SS,VI1I 205: cum nonulla ibidem 


christianae religionis documenta dedisset. 
2* 
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von Praebenden an derselben scholares und einen magiester 
scholarium nennt und in einer Urkunde vom Jahre 1286 ein 
Magister Bohumil, doctor scholarium ecclesiae Olomucensis, 
erwähnt wird.!) 

Ähnliche Schulen waren wahrscheinlich auch bei dem 
Kollegiatkapitel am Vyschehrad in Prag und nach einem 
ausdrücklichen Zeugnisse bei dem Prager Praemonstratenser- 
kloster (Strahow)?) eingerichtet, da hier der Sohn des Königs 
Vladislav II. (1141—1173), der nachmalige Erzbischof von 
Salzburg, Adalbert, seine Studien machte. Auch das alte 
Benediktinerkloster St. Margaret (Bfewnow) bei Prag, das 
in regem Verkehr mit Rom stand, dürfte seit altersher eine 
Klosterschule unterhalten haben), und für das Jahr 1252 wird 
beim Dominikanerkloster zu St. Clemens in Prag eines Lek- 
tors*) besondere Erwähnung getan. Die Gunst der Herrscher 
sorgte dafür, daß diese Bildungsstätten auch mit den er- 
forderlichen literarischen Hilfsmitteln®) ausgestattet waren. 

Es läßt sich zwar nicht geradezu behaupten, daß an 
diesen, für den Klerus bestimmten Bildungsanstalten ver- 
schiedenen Charakters auch die kirchenrechtlichen Vor- 
schriften einen Lehrgegenstand gebildet haben; doch ist 
rücksichtlich der Prager Domschule die Vermutung, daß dies 


ı) Reg. Boh. II Nr. 174, 1367. — *) Chron. Vincentii F.R.B. II 
S. 420. Der reiche Bücherschatz dieses Klosters wurde 1258 ein Raub 
der Flammen. — ?°) Dafür spricht, daß Cosmas (F.R.B. II 8.68) den 
dortigen Abt vor 1125 als: semper theoriae inhaerens ... divinas non 
cessans epotare scripturas et profundos philosophiae semper exhauriena 
fontes ... feiert und die Aufforderung an ihn richtet zu verlassen: 
grandia et syllogistica volumina. St. Adalbert, der zweite Bischof 
Prags, hat wahrscheinlich diesem Kloster, seiner Schöpfung, auch einen 
Teil des reichen Bücherbestandes, den er aus der Ferne in die Heimat 
gebracht hatte, (haud modicam librorum copiam F.R.B. II S. 38) über- 
wiesen, als er verbittert durch den traurigen Zustand seiner Diözese 
mit der Absicht, nicht wiederzukehren, nach Rom ging. — *) Palucky, 
Über Formelbücher I 8. 340. Dieser Lektor namens Kolda von Koldic 
wird vom Könige dem Papste Clemens V. als Poenitentiar für die nach 
Rom pilgernden Landesangehörigen Böhmens empfohlen. — ®) Herzog 
Soböslav bereicherte das Vyschehrader Kapitel 1130 mit unterschied- 
lichen Büchern (Reg. Boh. I Nr. 93), und vom König Wenzel II. meldet 
die Königsaaler Chronik, daß er diesem Kloster 200 Mark Silbers zum 
Ankaufe von Büchern geschenkt habe 1292, die sodann in Paris an- 
gekauft wurden (F.R.B. IV 3.55: multa librorum volumina emerunt). 
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der Fall war, nicht allzu gewagt, wenn erwogen wird, daß 
damals an der Spitze des Kapitels der Propst Markus 
(gestorben 1098) stand, dem die Einführung der vita com- 
munis zu verdanken war und der durch umfassendes Wissen 
im Bereiche der Theologie und des Kirchenrechts alle Zeit- 
genossen übertraf.!) Wertvolle Behelfe für den Unterricht 
enthielt wohl die Bibliothek des Prager Domkapitels, um 
deren Neubegründung nach einem verheerenden Brande 
1142 der im Rechte hochgebildete Bischof Daniel sich ver- 
dient gemacht hat.?) Zweifellos wurde die Satzung des 
IV. Konzils vom Lateran (c.4 X 5, 5), daß bei jeder Metro- 
politankirche ein Doctor theologiae und an jeder Kathedral- 
kirche ein Magister der freien Künste zu bestellen ist, von 
dem Teilnehmer an demselben und eifrigen Vertreter kirch- 
licher Interessen, dem Prager Bischof Andreas (gestorben 
1224), in seinem Machtbereich durchgeführt. 

Während der Kämpfe, die zwischen König und Königs- 
sohn 1248 entbrannten, verödete die damals blühende Prager 
Domschule; „studium Pragense periit“, meldet der Chronist?) 
in lakonischer Kürze. Unter dem kraftvollen und ziel- 
bewußten Regimente Pfemysls II. nahm jedoch dieses studium 
particulare wieder einen großen Aufschwung und rief auch 
aus den damals unter seiner Herrschaft stehenden Kron- 
ländern, Österreich und Steiermark, ja sogar aus Baiern 
wissensbegierige Jünger herbei. Insbesondere wird für die 
Jahre 1271—74 von Vorträgen über Grammatik (mag. Ocko) 
und Logik (mag. Bohumil) berichtet, während der Scholasticus 
des Domkapitels Magister Gregor aus dem Adelsgeschlechte 
der Wartenberg, nachmaliger Bischof von Prag, neben der 
Abhaltung von Vorträgen über die Bücher des Aristoteles: 
de rebus naturalibus den ganzen Betrieb der Domschule 
leitete.*) Doch abermals zerstreuten sich die Angehörigen 

ı) Cosmas zum Jahre 1068 (F.R.B. II S. 100): in omnibus libera- 
libus artibus valde fuit bonus scholasticus, ... in divina pagina inter- 
pres mirificus, in fide catholica et in lege ecclesiastica doctor magni- 
ficus. — ?) Peöina, Phosphorus septicornis p. 93. Er hatte in Bologna 
für sich verschiedene Bücher durch seinen Notar Vincentius 1159 kaufen 
lassen (F.R.B. II p. 445). — *) Continuator Cosmae; F.R.B. II S. 286. 


— *) Engelbrecht, später Abt des Klosters zu Admont, in der Epistola 
ad Ulricum (Pez, Thesaur. anecdot. I, 1 S. 429) und der Verfasser der 
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dieser Lehranstalt 1274 nach allen Weltgegenden, als der 
Entscheidungskampf zwischen dem Böhmenkönig Ottokar I. 
und König Rudolf von Habsburg in naher Aussicht stand.!) 
Einen direkten Beleg dafür, daß auch das kanonische Recht 
in den Lehrplan dieses Domstudiums aufgenommen worden 
war, findet man nicht, obwohl der Scholasticus des Prager 
Domkapitels Wernerus seine Dekretalenhandschrift 1305 zum 
Gegenstande einer letztwilligen Verfügung gemacht hat.?) 

An Klosterschulen scheint das kirchenrechtliche Studium 
im XIII. Jahrhundert in Böhmen nicht betrieben worden zu 
sein, wenn man die summa scientiarum, wie sie in der 
zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts in einem Benediktiner- 
kloster gelehrt wurde und deren wissenschaftliche Behelfe 
in Betracht zieht.?) 


Chronik: De gestis principum, ein Baier, welcher erwähnt (Oefele, 
Rer. Boic. SS. II 532), daß er zur Zeit des Todes Ottokars 1278 mit 
andern Genossen in Prag geweilt habe. Über die Persönlichkeit des 
letzeren Gewährsmannes vgl. Denifle, Universitäten d. M. A. I S. 533. 

!) Der Ansicht Dudiks, Gesch. Mähr. X S. 433, daß die Besucher 
dieses studium particulare „eine vom Könige vorgeschriebene Kleidung“ 
trugen, ist nicht beizutreten. Sie stützt sich ohne eine nähere Angabe 
auf das Formelbuch des Henricus de Isernia und kann offenbar nur 
das Dietamen eines Schreibens (Reg. Boh. II Nr. 2561) im Auge haben, 
womit dem Vater eines in lockere Gesellschaft geratenen Scholaren 
dessen Abberufung zum väterlichen Herde dringend angeraten und 
dieser Rat nachstehend begründet wird: nam pudore clericali post- 
posito, nuper veste regia non sine verecundia exposita in Judaea 
marcam argenti vilissimae meretrici tribuit. Doch dürfte unter der 
„vestis regin“ nur ein prunkvolles, eines Königs würdiges Kleid in dem 
Sinne, wie dieser Ausdruck bei Cicero: Phil. I, 1 gebraucht wird, nicht 
aber ein vom Könige vorgeschriebenes Gewand zu verstehen sein, weil 
der Bestand einer Uniformierungsvorschrift für eine aus aller Herren 
Länder besuchte höhere Schule im XIIL Jahrhundert mangels anderer 
Nachrichten nicht anzunehmen ist. Es spricht für diese Auslegung auch 
der tropenreiche Stil des Urhebers dieses Formelbuchs, welcher bei- 
spielsweise sein Domizil mit den Worten bezeichnet: latitans in devexa 
Pragae concaritate (Reg. Boh. II Nr.2600). — ?) Reg. Boh. II Nr. 2017. 
Im Jahre 1316 wurde von dem die Diözese visitierenden Metropoliten 
angeordnet, daß die eingegangene Domschule in Olmütz durch Aufnahme 
von Scholaren zu erneuern sei (cod. D. M. VI 76). — ?) Sie enthält der 
aus dem Kloster Podlazic stammende, als Kriegsbeute der Schweden 
1648 aus Prag nach Stockholm gebrachte Gigas Librorum, dessen 
Inhaltsangabe aus dem Jahre 1295 nur der nachstehenden Werke: 
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Wenn die ersten Anfänge des Studiums des kanonischen 
Rechts von Böhmen aus in der Fremde verfolgt werden 
wollen, muß der Blick auf Deutschland. und Frankreich ge- 
lenkt werden, woher in den ersten Jahrhunderten nach der 
Verbreitung der christlichen Heilslehre die Schätze des 
Wissens geholt wurden. Weniger kam in der hier zu berück- 
sichtigenden Periode Deutschland in Betracht; denn dort 
waren seit dem Tode Heinrichs III. (1056) höchst bedauer- 
liche Zustände hereingebrochen.!) Unabsehbare, unheil- 
bringende Kämpfe zwischen dem Kaiser und seinen Vasallen 
einerseits und zwischen Staat und Kirche andererseits zer- 
rütteten das Reich und wirkten verhängnisvoll' auf die bis- 
herige Blüte der Wissenschaften. Während der dreißig- 
jährigen Fehden Heinrichs IV. mit seinen Gegnern, an 
welche sich sein Waffengang mit dem eigenen Sohne an- 
schloß, loderte ungezügelte Leidenschaft mächtig empor, und 
es herrschte überall rohe Gewalt, deren Wüten die Chronisten 
nach dem Regierungsantritte Heinrich V. (1106) mit Schaudern 
gedenken. Schwere Klage wird geführt über den Verfall 
der freien Künste, über Geringschätzung der Wissenschaften 
und darüber, daß nur Gewalt und Macht Ansehen genießen. 

Während in Deutschland die geistlichen Stifte, die Sitze 
der Intelligenz innerhalb der Kirche, durch Parteiwirren zer- 
rissen wurden, entfaltete sich in Frankreich mit den neuen 
Mönchsorden die kirchliche Wissenschaft auf das üppigste 
und fand dort manche Stätte treuer Pflege.”) Hatte Frank- 
reich schon in früherer Zeit treffliche Schulen für dialektische 
Gewandheit und kirchliches Wissen besessen°), so steigerte 
Isidori Hispalensis: Opus Ethymologiarum und der Isagoge des Joannes 
Joannici Alexandrini: de physica ratione nebst einigen theologischen 
und historischen Schriften erwähnt (Dudik, Gesch. Mähr. IV S. 445 
und dessen Forschungen in Schweden S$. 222). 

1) Giesebrecht, Deutsche Kaiserzeit (3. Auflage) II S. 679. — 
?) Histoire litteraire de la France VII 88, 103. — °) Insbesondere zu 
Rheims, Chartres, Tours, Le Mans, Angers, Laon, Autun, Arras, vgl. 
Bulaeus, Hist. univ. Paris II S.11. Über die Blüte des Studiums an 
Bildungsstätten Frankreichs um das Jahr 1169 berichtet Bulaeusl.c. Il 
S. 378: his temporibus non modo Luteciae, sed et Aureliae, Remis, 
Pictavii, Lexovii et alibi exercitia artium liberalium florebant quam 


maxime. Vgl. hierüber auch Wattenbach, Geschichtsquellen (3. Aufl.) 
2. Band S.6 A.3, S. 147. 
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sich der Einfluß französischer Lehranstalten nunmehr in 
außerordentlicher Weise, insbesondere seit die Hochschule 
in Paris immer neue Scharen nach Wissen dürstender Männer 
anlockte.!) Ein so reger Zuzug kann nicht verwundern, wenn 
man bedenkt, welch hohen Aufschwung damals in Frankreich 
die Wissenschaften und freien Künste genommen hatten, wie 
dies der klassisch gebildetste Schriftsteller des Mittelalters, 
Johann von Salisbury, nachmals Bischof von Chartres, in 
einem lebendigen Bilde seines Studienganges (nach 1135) 
schildert.2) Frühzeitig hatte man an der Pariser Hochschule 
erkannt, daß die Pflege der artes liberales nicht Selbstzweck 
sein könne. Schon Abälard betrachtete die Philosophie nur 
als das vorbereitende Studium, die Theologie als das End- 
ziel. Aber Giraldus Cambrensis geht weiter; ihm sind die 
artes das Fundament, auf welchem man die Mauern der leges 
und canones aufführen müsse, um das Gebäude mit dem 
Studium der Theologie zu krönen.?) 

Der Zudrang zu den Wissensquellen in Frankreich wird 
aber auch dadurch erklärlich, daß noch im XIll. Jahrhundert 
ein mehrjähriger Studienbetrieb in Paris zur Erlangung von 
Amt, Würden und Ansehen als unentbehrlich betrachtet 
wurde, wie ein Zeitgenosse, der gelehrte Dominikaner Vin- 
centius Bellovacensis (gest. 1261), in seinem Speculum doctri- 
nale (II, 123) berichtet. Die Möglichkeit an der Pariser 
Universität Vorlesungen über kirchenrechtliche Materien zu 
hören, ist für die zweite Hälfte des XII. Jahrhunderts durch 
vertrauenswürdige Gewährsmänner *), nämlich den vorgenann- 


\) Selbst aus Ungarn waren nebst einem Anverwandten des Königs 
Stefan (Bethlen Lucii et Christianae filius) um 1189 drei Kleriker in 
Paris, um ihren Studien obzuliegen. Nach dem Tode des erstgenannten 
yab Stefan von Tournay dem Könige selbst Nachricht hiervon und 
bestätigte, daß derselbe „weder bei Christen noch bei Juden etwas 
schuldig geblieben sei“ (Bulaeus ].c. II S. 414, 479). — ?) Metalogicus 
L.11c.10 (editioGiles$.78); vgl. Schaarschmidt, Joannes Saresberiensis 
Ss.11ff. — ®) Die näheren Nachweise bei Denifle Univ. d. M.A.I 
S.98,99. Betreffs Abälards vgl. auch Martene, Thesaur. novus anecdot.V 
p. 1239. Den entgegengesetzten Standpunkt nahmen die Juristen 
gegenüber den freien Künsten ein; fordert doch Placentin und Azo 
von den Rechtsjüngern ein: dediscere artes liberales (Fitting, Juri- 
stische Schriften des Mittelalters S.218). — *) Bulaeus ].c. II S. 580. 
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ten Johann von Salisbury (gest. 1180) und Peter von Blois 
(gest. 1200) verbürg. Aber auch für die Domschule in 
Rheims ist während dieser Zeit die Pflege des Kirchenrechtes 
urkundlich erhärtet.!) 

Schon im ersten Viertel des XII. Jahrhunderts bestätigt 
der in Lüttich gebildete Cosmas (gest. 1125), daß seit lange her 
Böhmens Söhne nach Frankreich pilgerten?) und „reichbeladen 
mit Wissensschätzen heimkehrten“. Dort holte auch Gott- 
schalk, der erste Abt des Prämonstatenserklosters in Selau 
gest. 1184), seine reichen Kenntnisse), ferner (1140) Bischof 
Daniel von Prag*), welcher den Kaiser Friedrich Barbarossa 
bei dem Kriegszuge zur Demütigung Mailands im Gefolge 
des Böhmenherzogs begleitete und später gemeinsam mit 
dem deutschen Bischofe Hermann zum imperialis curiae in 
tota Italia judex bestellt wurde, ebenso einer seiner Nach- 
folger Heinrich Bfetislav ®), ein Angehöriger des Herrscher- 
geschlechts, der seit 1182 Bischof von Böhmen, später den 
Bischofsstab mit dem Königsszepter in einer Hand vereinigte 
(1193). Zuversichtlich wären näher gelegene Stätten der 
Wissenschaft in Deutschland aufgesucht worden, wenn sie 
dort nicht die Ungunst der Zeiten vernichtet hätte.®) 


!) Archiv. legisl. de la ville de Reims I S.5 (Paris 1840), — 
2) F.R.B. II S. 194: Exhaustis totius Franciae thesauris novi philosophi 
redeunt. Zu bedauern ist, daß Cosmas keine Nachricht darüber gibt, 
wo der Gesandte Herzog Vratislavs an dem päpstlichen Hof, Propst bei 
St. Georg in Prag, Peter, Sohn des Podiva (1073), seine Studien gemacht 
hat, obwohl er ihn als „ceteros praecellens scientia litteraturae“ kenn- 
zeichnet. Aus dem Umstande aber, daß der genannte außer seiner 
Muttersprache das Lateinische und Deutsche vollständig beherrschte 
(sciens aeque linguam Teutonicam simul et Romanam F.R.B. II S. 105) 
ist der Schluß gerechtfertigt, daß er an einer Bildungsstätte Deutsch- 
lands sein Wissen erworben hat. — ?) Gerlach, F.R.B. II S. 462. — 
*) Budinszky: Universität Paris und die Fremden an derselben S. 227. 
— N Gerlach, F.R.B. II 478. — °) Als ein indirektes Zeugnis für die 
frühzeitigen wissenschaftlichen Beziehungen Böhmens zu Frankreich 
kann wohl auch die Mitteilung des Rechtslehrers in Wittenberg und 
späteren preußischen Kanzlers zu Königsberg, Johann Apel, über seine 
Entdeckung des Brachylogus gelten, welche er in der Schrift: Isagoge 
(Basileae 1542 S. 168) machte: nuper inveni libellum hunc apud mare 
Balticum et sinum Codanum in bibliotheca quadam haud ita magna 
3 tineis corrasum et pulveribus bene obsitum. Et puto eum a docto 
aliquo, qui cum Primislao Ottocaro, quinto Boemorum rege, ... pro- 
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An der Wende des XII. und XIII. Jahrhunderts wird 
eine Reihe hervorragender Rechtskenner an der Pariser 
Hochschule genannt.!) Das Studium des römischen Rechts 
hatte freilich Honorius III. an ihr mit der bekannten Bulle: 
Super specula (c. 28 X 5, 33) vom 25. November 1219 ver- 
boten?), doch fand dafür das kanonische Recht um so 
eifrigere Pflege als eine mit der Theologie zusammen- 
hängende Disziplin. 


ficisceretur, illuc perlatum fuisse (vgl. die Ausgabe des Brachylogus 
von Böcking S.XV). Als Entstehungsgebiet des Brachylogus wird 
heute, wohl allgemein, Frankreich bezeichnet (Conrat, Geschichte der 
Quellen und Literatur des römischen Rechts im frühen Mittelalter I 
8.573). Der Kreuzzug des genannten Königs gegen die heidnischen 
Preußen fällt in die Wende der Jahre 1254—55; es wird über ihn 
berichtet, daß den König: „multa turba nobilium Bolhemiae et Mora- 
viae“ begleitet hat (F.R.B. II S. 309; Raynald XIII 12). Nähere Daten 
über die Teilnehmer an diesem Kriegszuge aus Böhmen bietet auch 
die beredteste Quelle hierüber, die Chronik des Petrus von Dusburg 
c. TO fl., nicht (vgl. Johannes Voigt, Geschichte Preußens III S. 75 ff.). 
Nur als bloße Konjektur könnte bemerkt werden, daß vielleicht unter 
den Teilnehmern auch das Geschwisterkind des obengenannten Königs 
mütterlicherseits, Conrad, ein Sohn des schlesischen Herzogs Heinrich II. 
und Annas, aus dem böhmischen Herrschergeschlechte, sich befand 
(Stelzel, Geschichte Schlesiens S. 330), bezüglich dessen feststeht, 
daß er in der ersten Hälfte des XIII. Jahrhunderts in Paris den Studien 
sich gewidmet hat. Leider ist die erwähnte Handschrift verloren 
gegangen (Böcking S. LXAXIX, XCII), weshalb Mangels näherer An- 
gaben über dieselbe auch jeder Anhaltspunkt zur Feststellung ihres 
ehemaligen Besitzers fehlt. 

t) Vor 1195 wird erwähnt M. Garinus, in decretis lector nomina- 
tissimus, und in einem Lobgedichte des M. Aegidius Parisiensis, artium 
magister, werden 1198 die nachfolgenden, in Paris geborenen Magister 
rühmend hervorgehoben: Philippus, jure conaultus, Stefanus, archi- 
diaconus Aeduensis ecclesiae, juris legumque peritus, Ansellus legista, 
postea ad Meldensem episcopatum promotus, Philippus Saracenus decre- 
tista. Vgl. Bulaeus ].c. II S. 305, 526. — ?) Vgl. über die Bedeutung 
und Tragweite dieses Verbotes Denifle, Univ. M.A.I S. 696 A. 125. 
Dort ist der Nachweis erbracht, daß schon der Nachfolger des genannten 
Papstes, Gregor IX., 1235 das Verbot auf die personae ecclesiasticae 
curam animarum habentes einschränkte (S. 253 A. 137), womit zu ver- 
gleichen Schulte, Sitz.-Ber. der Wiener Akad. phil.-hist. Kl. 55 S. 743 
und die Anordnung Bonifaz VIII. c.1 in sexto III, 24. Außerdem wurden 
einzelnen Hochschulen Privilegien erteilt, die sie der Beobachtung des 
Verbotes entbanden. 
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Weit verbzeitet mußte in Böhmen die Kenntnis des 
Kirchenrechts und rege mußte das Interesse für dessen Fort- 
entwicklung schon vor der Gründung der Prager Universität 
sein, wenn der geistreichste Chronist dieses Landes, der hoch- 
gebildete Cistersienserabt zu Königsaal, Peter (gest. 1338), 
bei Erwähnung der Papstwahl Bonifaz’s VIII., den er utrius- 
que juris scientia praeditus nennt, für nötig erachtet, zu 
betonen: iste sextum librum edidit decretalium, wenn weiter 
der genannte Chronist besondere Verbindungen anknüpfte, 
um von allen gegetzgeberischen Schritten der römischen 
Kurie baldigst Kenntnis zu gewinnen, wenn er ferner die 
Tätigkeit der Konzilien (Vienne 1311) eifrigst verfolgt und 
endlich sich sogar auf eine Quellenstelle (c.3 in VI 1,6) 
ausdrücklich beruft. Für seine rege Anteilnahme an dem 
Ausbau des Rechts spricht auch der Umstand, daß er es 
nicht unterläßt, in seiner Chronik die Authentica Heinrich VII.: 
Ad reprimendum (1313) ihrem vollen Wortlaute nach auf- 
zunehmen!), welche bekanntlich die Grundsätze des Summar- 
prozesses aus der Dekretale Clemens V.: Saepe contingit 1306 
(c. 2 Clem. 5, 11) ins weltliche Gerichtsverfahren einführte.?) 


III. 
Behelfe für das Studium. 


Verfolgt man nach den vorausgeschickten Andeutungen 
über den äußeren Betrieb des kirchenrechtlichen Studiums den 
Rechtsstoff, dem es galt, so führen die ersten Spuren der Be- 
schäftigung mit kirchenrechtlichen Normen in das Gebiet kirch- 
licher Disziplinargewalt. Stets war die Kirche bestrebt, das 
Volk sittlich zu durchdringen und zu veredeln. Die Bußdisziplin 
bildete eine Ergänzung des weltlichen Strafrechts, und die 
Sühne des Vergehens wurde erst dann als erbracht angesehen, 
wenn auch die kirchliche neben der weltlichen Buße geleistet 
war. Die Bußordnungen (canones poenitentiales) sind ähnlich 
den Strafgesetzbüchern angeordnet, indem sie für die ver- 


ı) FER.B.IV S.64, 204, 205, 214, 325. Daß der Verfasser der 
Chronik mit den Quellen des kanonischen Rechts vertraut war, zeigt 
die Anwendung der Terminologie derselben S. 103, 248. — ?) Briegleb, 
Summarische Prozesse S. 32. 


28 Emil Ott, 


schiedenen Vergehungen die entsprechenden Bußen bestimmen 
und gegen ungezähmte Sittenroheit der Volksgenossen auch 
dann heilsam einschreiten, wenn die staatliche Gesellschaft 
dagegen nicht reagiert.!) 

Wie in anderen Ländern vollzog sich auch in Böhmen 
der Übergang vom Heidentum zum Christentum nur allmählich 
und mußte noch 1092 durch das Gebot der Ausrodung der 
heiligen Haine und Landesverweisung aller magi et sortilegi 
mit Ernst eingegriffen werden.?) 

Aber nicht nur die Glaubenslehre, auch die Sittenlehre 
hatte noch nicht feste Wurzeln gefaßt. Es bedurfte eines 
strengen Vorgehens des zweiten Bischofs von Böhmen, . 
St. Adalbert (983—997), um gegen das hartnäckige Wider- 
streben von Adel und Volk die Monogamie und Untrennbar- 
keit der Ehe durchzusetzen und Verwandtenehen in den 
nächsten Graden zu beseitigen.?) Erst im Jahre 1039, vierzig 
Jahre nach seinem gewaltsamen Tode, gelobten seine Diö- 
zesanen an der Grabstätte dieses hervorragenden Hierarchen 
zu Gnesen, den früher von ihnen bekämpften kirchlichen An- 
ordnungen Folge zu leisten. Unter dem Einflusse seines 
Nachfolgers, des Bischofs Severus, kam gleichzeitig mit Zu- 
stimmung aller dort versammelten Kriegsmannen ein Dekret 
des Fürsten Bretislav I.*) zustande, welches die beiden oben 
erwähnten Prinzipien christlicher Ehe sanktionierte, gegen 
böswilliges Verlassen eines Gatten die Strafe der Landes- 
verweisung verhängte, den Nachweis einer Mißhandlung der 
Gattin von seiten ihres Mannes dem Gottesurteile vorbehielt°), 


') Stintzing, Populäre Rechtsliteratur S. 489 f. — ?) F.R.B. II 
S. 136. — ®) F.R.B. II S.42 Cosmas ad annum 992: multa (episcopus) 
conquestus de incesta copula et super illicita discidia inconstantis con- 
jugii. Dieser Klage wurde durch einen JLandtagsbeschluß Rechnung 
getragen, wie Wattenbach in den oben (S. 3 A. 1) zitierten Beiträgen 
S. 51 berichtet: dux Boleslaus II praesentibus omnibus primatibus suis 
dedit episcopo Adalberto secundum statuta canonum separare conjugia, 
quae infra parentelam contra sacraın legem conjuncta esse reperirentur, 
licentiam. Vgl. Reg. Boh. I Nr.17. — *) F.R.B.11 73. Erst mit diesem 
Dekrete wurde eine feste Ordnung geschaffen, indem es darin heißt: 
vestra connubia ammodo juxta canonum scita sint legitima, sint pri- 
vata, sint insolubilia, ıta dumtaxat ut una vir conjuge et conjunx uno 
viro contenti vivant. — 5) Die Synode von Seligenstadt 1023 (Mon. 


. 


Das kanonische Recht in Böhmen und Mähren. 29 


und schließlich den Archidiakonen gebot, alle eines Mordes, 
insbesondere eines Eltern-, Geschwister- und Priestermordes 
oder äbnlicher Kapitalverbrechen Verdächtigen beim weltlichen 
Gerichte zur Anzeige zu bringen, damit sie, durch die Feuer- 
oder Wasserprobe überwiesen, die verdiente Strafe büßten.!) 
Der Einfluß der Kirche beim Erlaß dieses Dekretes des 
Landesfürsten zeigt sich darin, daß als die schwerste nicht 
die Todesstrafe verhängt, sondern lebenslängliche Landes- 
verweisung ausgesprochen wurde. Niemals gab es aber in 
Böhmen und Mähren eine durch kirchliche Sendgerichte aus- 
geübte Strafgewalt, was die Denkschrift des Olmützer Bischofs 
Bruno an den Papst Gregor X. 1273 ausdrücklich erhärtet.?) 
Die Bestrebungen der Landesfürsten um die Hebung des 
sittlichen Zustands des Volkes, aber auch des Klerus wurden 
von seiten der päpstlichen Kurie wärmstens anerkannt.) 
Es ist kaum ein bloßer Zufall, daß gerade aus der Zeit 
des Bischofs Hermann von Mastricht (gest. 1122), unter dessen 
Kirchenregierung sich das blutige Drama der grausamen 
Ausrottung eines der Herrscherfamilie feindlich gesinnten 
Adelsgeschlechtes abspielte (1108) und die für Land und 
Leute verhängnisvollen Kämpfe um die Thronfolge, welche 
die Verletzung der alten Senioratsordnung heraufbeschwor, 
während eines ganzen Menschenalters wüteten*), ein offen- 
bar hierlands benützter canon poenitentialis®) erhalten blieb. 


Germ. Constit. I p. 637 c.7, p. 638 c. 14) hat das Gottesgericht bei 
sonst unlösbaren ehegerichtlichen Fällen beibehalten; ihre Bestimmungen 
galten auch für die Mainzer Kirchenprovinz, zu welcher Böhmen 
gehörte. 


ı) Bei Cosmas F.R.B. II S.74 wird zwar der Archipresbyter 
genannt statt des Archidiakons, doch verwechselt er häufig beide Würden, 
vgl. Jiretek: Slav. R. in Böhm. II 171. — ?) Reg. Boh. II Nr. 845. — 
:) Papa Eugenius III Vladislao 1146 (Reg. Boh. 1 262): enormitates 
illius populi, quae peccatis exigentibus plurimum excreverunt et prae- 
cipue clericorum incontinentia ... de tota terra tua exstirpare viriliter 
elaboras, ... — *) Palacky, Gesch. Böhm. I S. 188 ff. — °) Beispiele 
einer öffentlichen Beichte finden sich in den Quellen nicht. Nur als 
Erinnerung an deren ehemalige Existenz in Böhmen kann das Bekennt- 
nis des Bischofes Hermann von Prag 1122 auf seinem Sterbebette be- 
trachtet werden: olim debueram, cum sanus essem, haec fari in ambone, 
quae nunc compellor fateri in agone (F.R.B. II 182). Eine Ausnahme 
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In einer dem X11I. Jahrhundert angehörigen Handschrift!) 


bildete der Praemonstratenserorden, bei welchem die öffentliche Beichte 
üblich war: confessionem publicam dixit, sicut apud nos moris est 
(chron. Siloön. 1184; F.R.B. II S. 503). 

1) Die dem Benediktinerkloster zu Opatovic, — dessen erster Abt 
Andreas, Kaplan des Königs Vratislav, als „scientia literali eruditus“, 
in der Gründungsurkunde 1086 (Reg. Boh. I 166) gepriesen wird, — 
entstammende und aus dem Prager Jesuitenkloster in die dortige Uni- 
versitätsbibliothek übergangene Handschrift aus dem XII. Jahrhundert 
(Sign. III F.6; vgl. Truhlär, Catalog. Cod. M.S. lat. bibl. univers. 
Prag. I Nr. 509) ist irrtümlich als ein Werk eines Prager Bischofs schon 
in einem alten Index der Handschrift und auch bei deren im Jahre 1863 
erfolgten Veröffentlichung unter dem Titel „Homiliar des Bischofs von 
Prag“ bezeichnet worden (Vorrede 8. II: ebenso schon Höfler, Prager 
Konzilien 1862 S. IV). Immerhin mag aber zugestanden werden, daß 
das in Rede stehende Sammelwerk unter dem Einflusse des Bischofs 
Hermann von Mastricht entstanden ist, den der Chronist Cosmas, sein 
Zeitgenosse, charakterisiert als einen: „vir sacer, doctrinae lumine 
clarus ..., morum qualitate incomparabilis“ und von welchem er 
rühmend hervorhebt, daß er: „illuminabat corda non credentium verbo 
doctrinae et exemplo* (F.R.B. II 8.182). Der Prager ‚Universitäts- 
bibliothekar J. Hanus hat in den Sitz.-Ber. der böhm. Ges. der Wiss. 
1866 S. 17 ff. eingehend dargetan, daß es sich um keine einheitliche, 
planniäßige Arbeit desselben Verfassers, sondern in ihrem Grund- 
stocke um eine Aneinanderreihung von drei Predigtsammlungen 
handelt, welche nach ihrer Anlage, ihrem Unfange, Stile und Inhalt 
bedeutende Unterschiede aufweisen, wobei die dritte insbesondere eine 
Reihe von Bruchstücken aus Schriften der heiligen Väter verwertet. 
Der Umstand, daß mehrere ziemlich umfangreiche Predigten in den 
einzelnen Sammlungen wiederkehren, weist darauf hin, daß die ın 
Frage kommende Handschrift aus mehreren älteren Sammlungen 
als bloße Abschrift entstanden ist. Überwiegend ist der Ursprung 
der Predigten außerhalb Böhmens, wohl in der Mainzer Kirchen- 
provinz, zu suchen; denn im zweiten und dritten Predigtzyklus 
kommt eine admonitio seu praedicatio St. Bonifacii de abrenuntiatione 
baptismatis (fol. 171) und eine Zusammenstellung alles dessen vor, was 
ein novellus christianus nach dem symbolum für wahr zu halten hat 
(fol. 172), auch wird des heiligen Emmeram (gest. 652) als protector, 
praedicator noster (fol. 120) Erwähnung getan. Einzelne Predigten 
mögen aus der Feder eines Angehörigen Böhmens geflossen sein, so die 
auf folio 31, 59 befindlichen Predigten, welche des heiligen Adalbert, 
Bischofs von Böhmen, erwähnen und die für den Festtag des Landes- 
patrons, St. Wenzel, bestimmte, welche die unlateinische Wendung ent- 
hält: hoc fratres inter vos discogitare debetis, quod significat hoc (vgl. 
Böhm. Museums-Zeitschrift 1880 S. 112). Die Benutzung dieser Predigten 
beim Kirchendienste beweisen zahlreiche Interlinearglossen in böhmischer 
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findet sich eine planlose Zusammenstellung von kirchenrecht- 
lichen Vorschriften und canones poenitentiales ohne nähere 
Verbindung mit einer vorausgehenden Sammlung von Predigt- 
zyklen, die verschiedene Lehren der Moral und Dogmatik 
behandeln, auch Bruchstücke aus Schriften heiliger Väter 
wörtlich wiedergeben und ihrer überwiegenden Mehrzahl nach 
wahrscheinlich in der Mainzer Diözese entstanden sind. Die 
erwähnten Bußkanones betreffen die nachfolgenden in will- 
kürlicher Folge aneinander gereihten Materien, nämlich den 
Zehnt, den Inzest, den Ehebruch, die Kindestötung, das Altar- 
sakrament, Völlerei und Trunkenheit, das Verbot des Genusses 
unreiner oder verunreinigter Genußmittel, die Taufe, Feier- 
tagsheiligung, Rachsucht.!) Nach dem maßgebenden Urteile 
Friedrichs von Schulte sind die meisten der hier zu- 
sammengestellten Satzungen auch in Burchards Dekretum 
zu finden, doch sind sie seiner Meinung nach diesem nicht 
notwendig entnommen, weil sie die Gestalt der älteren Ori- 
ginale beibehalten haben.) Vornehmlich wurde aus dem 


Sprache, die darauf schließen lassen, daß der lateinische Urtext bei 
Predigten in der Volkssprache die Grundlage bildete, zumal vorzüglich 
für die abstrakten Begriffe die entsprechenden Bezeichnungen beigefügt 
sind (Hanu3 ].c. 1867 II S. 63ff.). 

Y, Der Canon poenitentialis und die beiden anderen im Text zu er- 
wähnenden Stücke sind abgedruckt bei Höfler, Prager Konzilien S.VIIf. 
und in der vorerwähnten Ausgabe des Homiliars des Bischofs von Prag 
18653 S.81ff. In der Handschrift ist vor denı can. poen. eine unbe- 
schriebene Lücke, welcher Umstand es zweifelhaft läßt, ob eraus derselben 
oder einer anderen Vorlage herübergenommen wurde, — ?) Friedrich 
von Schulte gebührt das Verdienst, den Ursprung der einzelnen Stücke 
in der Ausgabe des Homiliars S.IX, X nachgewiesen zu haben. Es 
möge gestattet sein, diesen Ursprungsnachweis in der Reihenfolge der 
Aufnahme der einzelnen Stücke in die Handschrift hier wiederzugeben, 
zugleich aber die entsprechenden cap. aus Burchards Decretum, die 
bei Schulte fehlen, beizufügen: Zehnt aus Burchard L.1II c. 133, 135; 
Incest, Ehebruch, Kindestötung entnommen dem Concil. Mogunt. aus dem 
Jahre 852 c. 9sq. (Mon. Germ, Capitularia IIp.189), vgl. Burchard L.XVII 
ce. 1,2, 3, 27, 28, 29, 30, 34, 56, 42, 43, 51—55, 58, 57. Hieran schließt 
sich ein Bruchstück aus L. IV c.17 obne inhaltlichen Zusammenhang; 
über Altarsakrament aus Regino: duo libri de synod. caus. et discipl. 
eccl. (906) I c. 71, Commeans Beichtbuch aus dem achten Jahrhundert 
C. XIII; vgl. Burchard L. V c. 9, 50, 51, 52, 47, 46, 49; über ‚Völlerei 
und Trunkenheit sind die Hemmungen wörtlich entnommen dem 
Poenitentiale Commeans C. I 8 1—7, 10, 11, vgl. Burchard L. X1V 
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Poenitentiale Commeans geschöpft und eine Instruktion für 
die Priester wörtlich den capitula Hattonis, Bischofs von 
Basel (gest. 836) entlehnt.!) Inmitten der den Grundstock 
des Sammelwerks bildenden Predigtsammlungen findet sich 
die in der Kölner Ausgabe des Burchardschen Dekrets von 
1548 demselben vorangehende Ansprache eines Bischofs an 
die auf der Synode versammelten Priester, welche ver- 
schiedenen Verfassern (Leo IV., St. Ulrich) zugeschrieben 
wird und in präziser Fassung eine namhafte Anzahl eben 
derjenigen Verbote anführt, die in der vorstehend gekenn- 
zeichneten Zusammenstellung bereits ihren Platz fanden. In 
dieser Ansprache wird an den Klerus auch die Mahnung 
gerichtet, bei Auferlegung von Bußen keine Willkür walten 
zu lassen, sondern sich an das Poenitentiale zu halten. Den 
Priestern wird zu diesem Behufe zur Pflicht gemacht, neben 
den für den Gottesdienst nötigen Büchern auch einen Canon 
Poenitentialis zu besitzen. Bei der dieses Gebot enthaltenden 
Stelle der Handschrift steht die Bemerkung: sicut iste praesens. 


c.6, 13, 14. Die in der Handschrift vor dem mit den Worten „de 
vitiis gulae“ beginnenden Absatze vorkommenden Verfügungen, welche 
als Schluß des vorangehenden Abschnittes erscheinen, sind ebenfalls 
dem letztgenannten Poenit. C.I $ 8, 9 entnommen und entsprechen 
Burchard L. XIV c. 15; das Verbot des Genusses unreiner oder ver- 
unreinigter Nahrungsmittel stammt gleichfalls aus dem mehrgenannten 
Poenit. C. I $ 13—38 wörtlich, wie einzelne Abweichungen von 
Burchard L. XIX c. 88, 89, 90, 91, 85, 86, 87, 106, 84 dartun. Die 
Bestimmungen über Taufe rühren her aus Commean C.XII c.1, 2, 
vgl. Burchard L. IV c. 51, 74; jene über Feiertagsheiligung aus 
Commean C. XII c. 3—8, fehlen jedoch bei Burchard L. II c. 82, 
83—86, welcher (angeblich ex concilio apud Medardum) eingehende 
Vorschriften über diesen Gegenstand anführt (vgl. Admonitio 789 in 
den Mon. Germ. Capitularia I p. 61 c. 81); schließlich über Rachsucht 
aus Commean C. IX $ 12, 11, vgl. Burchard L. X c. 58, 60, 63. 

ı) Mon. Germ. Capitularia I p. 362sq. Es sind dies die cap. 2, 
6- 11, 19, 21. Das den Zehnt betreffende Kapitel 15 ist mit dem in 
der vorstehenden Anmerkung erwähnten c. 135 L. III Burchard gleich- 
lautend. Beachtenswert ist, daß in dieser Synodalansprache den 
Priestern geboten wird: carmina diabolica, quae super mortuos noc- 
turnis horis vulgus facere solebat et cachinnos, quos exercet, in con- 
testacione Dei omnipotentis vetate (womit zu vergleichen Regino L. I 
interog. Nr. 73 und Burchard L.X c. 34), was sich offenbar auf die 
abergläubischen Gebräuche bezieht, von denen Cosmas berichtet 
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Aus dem Inhalte der Handschrift läßt sich kein näherer 
Anhaltspunkt für die Bestimmung der Entstehungszeit ihres 
umfangreichsten Bestandteiles, nämlich der Homilien gewinnen, 
es wäre denn, daß die am Schlusse des im dritten Zyklus 
aufgenommenen sermo pro populo vorkommende Aufforde- 
rung: „Pro rege nostro atque duce et eius uxore et simul 
pro episcopo nostro“ zu beten, dahin gedeutet würde, daß 
sie sich auf Wratislav II., seinen Bruder Conrad, den Teil- 
fürsten von Mähren, und dessen Gattin Wilburga bezieht. 
Ersterer hatte 1088 von Heinrich IV. für seine Person die 
Königswürde erworben, letzterer wurde 1090 in der Land- 
tagsversammlung infolge Aufforderung des vorerwähnten 
Königs zu dessen Nachfolger erwählt und seine Gattin aus 
dem bairischen Hause der Tengling hatte durch Beschwörung 
des zwischen dem Könige und seinem Bruder, ihrem Gatten, 
und seinem Sohne drohenden Kampfes besondere Weisheit und 
Mut kurz zuvor an den Tag gelegt.!) 

Weit interessanter als der eben besprochene Canon 
poenitentialis ist eine Überarbeitung des Dekrets Burchards 2), 


(J. 1092): jocos profanos super mortuos suos ... bacchando exercent 
(F.B.B. II S. 137). 

1) Palacky, Gesch. Böhm. I S.178ff. — ?) Dudik, Gesch. Mähr. IV 
S. 334 A.4. In welchem Verhältnisse diese Kürzung zu der fast ganz 
auf Burchards Dekret fußenden collectio XII partium steht, von 
welcher Savigny, Gesch. d. röm. Rechts im M.-A. IIS.248, Wassersch- 
leben, Beiträge 8. 35 und Conrat, Gesch. der Quell. und Lit. des 
röm. Rechts im frühen M.-A. I S.262 berichten, läßt sich mangels 
Vergleichung nicht einmal andeuten. Die im Texte erwähnte Hand- 
schrift (fol. max. Nr. 202; fol. 49—225) ist in dem Inventar der Olmützer 
Donkkirche vom Jahre 1435 als „conciliorum liber et collecta Purkardi“ 
(sic) aufgenommen (Beilage zum Archiv für Kunde österr. Gesch. II. 
Jahrg. S. 169). Dudik versichert a. a. O., mit der Handschrift sowohl 
die Editio princeps, Paris 1499, als auch die Kölner Ausgabe 1548 ver- 
glichen und wesentliche Abweichungen gefunden zu haben, außerdem 
aber durch Vergleichung mit der Handschrift der Wiener Hofbibliothek 
Nr. 354 ius can. und dreier Münchner (cod. lat. Monac. 1094, Clm. 5801 
und Clm. 4570) zu der Überzeugung gelangt zu sein, daß die Gimützer 
Collectio nach einem ganz besonderen Plane angeordnet ist. Der liber: 
Corrector, welcher bei Burchard das XIX. Buch bildet, ist in der Ol- 
mützer HS. das XJII (Dudik ].c. 8. 403 A.l). Ob und inwieweit 
Bischof Robert von England, der die Olmützer Diözese von 1202—40 
leitete, in seinem weit verbreiteten Werkchen: dieta Rudberti, episcopi 
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welche unter dem Sohne des mehrgenannten Chronisten 
Cosmas, dem hochgebildeten Olmützer Bischofe Heinrich II. 
(Zdik), um das Jahr 1151 aus den zwanzig Büchern des 
Dekrets nur dreizehn bildete und durch Ausscheidung des 
nicht mehr praktischen Stoffes (Bestimmungen über Ehen 
zwischen Heiden und Christen sowie über Frauenraub zum 
Zwecke der Ehe) die Benutzung des Werkes bedeutend er- 
leichterte. Dieses Unternehmen zeigt, wie sehr die gleich- 
zeitige Schaffung des Gratianschen Sammelwerks Bedürfnis 
war. Die Verwendung dieses Codex bei der Olmützer 
bischöflichen Kirche beweist nicht nur der Umstand, daß noch 
andere Codices von der gleichen Schreiberhand für die Ol- 
mützer Kirche angefertigt wurden, sondern auch die gleichzeitige 
Eintragung der Bewilligung zur Übertragung des bischöf- 
lichen Stuhls an die Kirche des heiligen Wenzel (1131) und 
des „ordo qualiter in nostra ecclesia sacri ordines fiunt“ (1132) 
in diese Handschrift.!) Offenbar sollte mit der gedachten Arbeit 
der kirchlichen Disziplin ein handlicherer Behelf, aber auch 
dem Studium der einschlägigen Vorschriften an der Domschule 
ein verläßliches Lehrmittel zur Verfügung gestellt werden.?) 

Eine derselben Zeit angehörige Sammlung von An- 
sprachen an den Klerus’), die auf dem ersten Blatte den 
Namen des Bischofs Zdik trägt und mannigfache Beziehungen 
zu ihm zeigt, enthält unter anderem auch Erörterungen über 
die Voraussetzungen der Ordination (sermo 20), über Auf- 
erlegung der Buße (sermo 16), wobei die große Nachsicht in 
Auferlegung der Bußwerke getadelt und die Übersendung 


Olomucensis, — einer Anweisung der Seelsorger bezüglich wirksamer 
Spendung des Bußsakraments, welche bei jedem Satze des Dekalogs 
den entsprechenden Bußsatz anmerkt (Dudik l.c. X 8,446) — die 
erwähnte Überarbeitung des Burchardschen Dekrets berücksichtigte, 
ist bisher keiner näheren Untersuchung unterzogen worden. 

1) Cod. D.M. I 203, 210. — ?) Auf der ersten Seite der Hand- 
schrift wird der Hergang bei Abhaltung einer Synode in ähnlicher 
Weise dargestellt, wie in dem Ritual, welches unter der Überschrift: 
„quomodo initianda sit synodus* in der Kölner Ausgabe des Dekrets 
Burchards 1548 fol. 238 p. v. abgedruckt ist. Trotz der Übereinstimmung 
in wesentlichen Punkten zeigen sich jedoch auch bedeutende Ab- 
weichungen. Vgl. Dudik IV 8.394. — °) Dudik, Gesch. Mähr. IV 
S.390 A.1. Die Handschrift ist mit der Signatur Cod. MS. membr. 
fol. saec. XII Nr. 24 bezeichnet und umfaßt 91 sermones. 
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der letzten Wegzehrung an Kranke durch Laien, insbesondere 
Knaben, gerügt wird (vgl. Regino Ic. 121; Burchard 
1. V c. 30), endlich in der Form von unmittelbar an die 
Priester gerichteter Ermahnungen (sermo 35) eine Zusammen- 
stellung aller jener Pflichten des Klerus, deren strenge Be- 
obachtung von dem Bischofe bei der Visitation nach An- 
weisung der Schritt Reginos: de synodalibus causis et 
disciplinis ecclesiasticis (I Nr. 82—96) sichergestellt werden 
sollte!) Daran schließt sich noch eine ernste Mahnung, die 
von dem damals herrschenden tiefen Sittenverfall einzelner 
Kleriker in Mähren ein düsteres Bild bietet?) und mit gutem 
Grunde mit der Androhung der Exkommunikation verbunden 
wird. Es mögen dies Kleriker gewesen sein, denen auch 
nachdrücklich verboten werden mußte, mit Sporen und frei- 
hängenden Messern an den Altar heranzutreten!?) 

Aus der Zeit des Wirkens des genannten Bischofs 
Heinrich 1I. rührt auch eine Sammlung von Pastoral- und 
Ritualvorschriften her (cod. membr. saec. XII Nr. 135), worin 
die oben erwähnten statuta Hattonis aufgenommen sind *), was 
wohl als Beweis dafür angesehen werden kann, daß nicht 
nur in Böhmen, sondern auch in Mähren, deren Territorium 
mit den Diözesen Prag und Olmütz zusammenfiel, diese An- 
ordnungen gleichmäßig gehandhabt wurden. 

Richtet man von den erwähnten Schriften, welche zu- 
meist das Grenzgebiet zwischen Moral und Recht behandeln, 
den Blick auf Arbeiten, welche von dem Rechte der Kirche 


!) Auffallend ist, daß auf der Synode an die anwesende Seelsorge- 
geistlichkeit vom vorsitzenden Bischofe dieselben Fragen gerichtet 
werden, welche Regino liber II c.5 Nr. 42—45 (de incantatoribus et 
sortilegis) anführt, und deren Burchard l. X1X unter dem Schlagworte 
de arte magica (Abs. 2, 5, 8, 11) gedenkt, was darauf schließen läßt, 
daß ähnliche abergläubische Gebräuche noch unter der Bevölkerung 
verbreitet waren (Dudik ].c. IV S.399 A.1). — ?) Solent quidam 
sacerdotes, sicut delatum est, quasdam diabolicas conjurationes facere, 
ut mentes muliercularum ad amorem suum perverterent ... Corpus 
etiam dominicum tradere dicuntur meretricibus, ut cum illo amicos 
suos deosculentur. Vgl. Dudik, Gesch. Mähr. IV S. 381, 391 A. 2, 404—5. 
— :) Nullus cum calcaribus et cultellis extrinsecus dependentibus 
missam cantet; vgl. Dudik ].c. S.392. Diese Bestimmung findet sich 
in dem, das überarbeitete Dekret Burchards enthaltenden Codex fol. 4. 


— % Dudik l.c. 8.382 A.2. 
3* 
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unmittelbar Kunde geben, so stößt man auf eine empfindliche 
Lücke, soweit andere vorgratianische Sammlungen!) als 
Burchards Decretum in Betracht kommen, das, wie aus 
dem Vorausgeschickten ersichtlich, auch nicht die direkte 
Grundlage des kirchenrechtlichen Studiums bildete. 

Die Menge des bis zum Anfang des XII. Jahrhunderts 
angehäuften kirchenrechtlichen Stoffes war eine so gewaltige 
und in so zahlreichen Sammlungen zerstreute, daß ein Sammel- 
werk geschaffen werden mußte, das neben der Zusammen- 
fassung des durch seine Fülle erdrückenden Materials in 
einem Bande nicht allzu bedeutenden Umfanges auch Sichtung 
und Klärung des Rechtsstoffes brachte. Diesen Erfordernissen 
genügte das Dekret Gratians. Wenige Jahre nach seiner 
Entstehung bot es bereits der bischöflichen Kurie in Prag 
bei Handhabung der Kirchengewalt die erwünschte Stütze 
dar. Denn Bischof Daniel beauftragte, als er mit den 
böhmischen Hilfstruppen Friedrich Barbarossas von dem 
Kriegszuge gegen Mailand auf der Rückkehr in die Heimat 
begriffen war (1159), seinen Notar, den nachmaligen Kano- 
nikus Vincentius, wie dieser selbst in seiner Chronik berichtet, 
mit der käuflichen Erwerbung einer Handschrift dieses Werkes 
in Bologna, welchem Auftrage auch Genüge geschah.?) 

Selbst für rechtskundige Kleriker, die in ihreın Berufe 
der vollen Kenntnis der kirchenrechtlichen Vorschriften be- 
durften, bildeten aber die namhaften Anschaffungskosten dieses 
Werkes ein unüberwindliches Hindernis seiner Erwerbung, 
wie im Eingange einer Handschrift des Prager Domkapitels 
direkt bestätigt wird.?) 

Es mußte jedoch auch für das Bildungsbedürfnis der- 
jenigen vorgesorgt werden, welche die immer weiter sich 


!) Betreffs nachgratianischer Sammlungen steht es anders; eine 
Abschrift der ältesten H.S. der Compilatio prima vom Jahre 1187 aus 
dem XIII. Jahrhundert besitzt die Olmützer Kapitelsbibliothek (Schulte, 
Quell. und Lit. des kan. Rechts I S. 82). — *) Chron. Vincentii, F.R.B.II 
8. 445: pro emendis decretis et aliis libris ab eodem episcopo Boloniam 
missus fueram. — °) Sign. J. 74; die betreffende Stelle ist abgedruckt 
in Sitz.-Ber. der Wien. Akad. der Wiss., hist.-phil. Kl. LVII S. 222. Noch 
im Jahre 1390 wurde das Decretum Gratiani mit 10 Schock böhmischer 
Groschen (1 Schock gleich einer Mark Silber, 1300) geschätzt (M.S. for- 
mulae Martini, Prager Domkapitel 1370—1407 fol. 53). 
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ausdehnende Kompetenz kirchlicher Gerichte und die stets 
zahlreicherer Organe bedürftige Kirchenverwaltung zu prak- 
tischer Betätigung berief, obwohl sie eine wissenschaftliche 
Ausbildung im Kirchenrechte nicht genossen hatten, weil der 
Besuch weit entlegener Hochschulen für sie außer dem Be- 
reiche der Möglichkeit lag. 

Die Vollständigkeit des im Dekret Gratians zusammen- 
getragenen Rechtsstoffes und das Ansehen dieser Arbeit 
führten zur Anfertigung von Schriften, welche den Kern der 
wichtigsten in ihm aufgenommenen Anordnungen in gedrängter 
Form wiedergaben. Es entstanden Zusammenstellungen, 
welche entweder an die Reihenfolge der Behandlung des 
Stoffes im Dekrete sich anschließend oder in freierer An- 
ordnung die auf den kürzesten Ausdruck gebrachten Rechts- 
sätze zusammenfaßten und als Excerpta, Exceptiones be- 
zeichnet wurden.) Den hierbei eingehaltenen Vorgang 
motiviert ein Werk ähnlicher Art aus etwas späterer Zeit, 
welches im böhmischen Museum zu Prag verwahrt wird, in 
folgender Weise: verum quia pauperes cleriei non habent 
librum decretorum et libros decretalium, in quibus sacri 
canones continentur, propterea quidem utilitati pauperum 
quaedam accurtata ex decreto duxi colligere.?) Nicht minder 
beachtenswert ist auch der Versuch, beim Studium der Dekre- 
talen das des Dekrets zu vermitteln, welchen eine als Reper- 
torium decreti?) bezeichnete, mit prachtvollen Miniaturen in 
den Initialen ausgestattete Handschrift aus dem XIV. Jahr- 
hundert unternimmt, indem sie im Anschluß an die Ordnung 
der Dekretalen Verweisungen auf das Dekret enthält.*) 

Besondere Erwähnung verdient jedoch eine in der 
Bibliothek des Prager Domkapitels aufbewahrte, aus Frank- 
reich stammende, bald nach Schaffung des Dekrets entstandene 


1) Schulte, Beiträge zur Literatur des Dekrets II 9.23. — 
1) Schulte, Kanonistische Handschriften der Prager Bibliotheken 
1868 Nr. 120 (Sign. 1J.4). — °) Schulte, Quell. und Lit. des kan. 
Bechts II 8. 491; dessen Kan. HS. der Prag. Bibl. Nr. 121 2.1; vgl. 
S.42 A.1. — *) Chron. Franeisci, F.R.B. IV 8.385, ad annum 1332, 
berichtet über die Schenkung einer größeren Anzahl von Büchern, 
welche in Frankreich angekauft wurden, an das Kloster zu Raudnitz, 
aus dessen Bücherbestand diese Handschrift herrührt, woraus geschlossen 
werden kann, daß sie in Frankreich angefertigt wurde. 
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Handschrift, eine Arbeit der oben berührten Art unter der 
Bezeichnung: „Exceptiones decretorum Gratiani“, die, mitRand- 
zusätzen versehen, darauf hinweist, daß sie bei dem Rechts- 
unterrichte an der Domschule in Benutzung stand.!) Die bei- 
gefügten Zusätze am Rande geben Parallelstellen des Dekrets 
mit großer Vollständigkeit an und enthalten zur näheren Er- 
klärung dienliche Bemerkungen sowie Hinweisungen auf 
das römische Recht aus den „Exceptiones legum romanarum 
Petri“. ?) 

Aber noch von einer weit interessanteren literarischen 
Erscheinung älteren Ursprungs aus dem XII, Jahrhundert, 
welche der Domkapitelbibliothek zu Prag angehört und 
nach ihrer Anlage, Anordnung und Textierung offensichtlich 
bei Vorträgen an der Prager Domschule als Lehrbehelf ver- 
wendet wurde, ist nähere Nachricht zu geben, nämlich von 
der „Rhetorica ecclesiastica“.?) 

Nachdem sich unter der Einwirkung des Gratianischen 
Dekrets die theologia externa zu einem selbständigen Zweige 
der Rechtsdisziplin gestaltet hatte, machte es der Charakter 
des Dekrets, das eines festen Systems entbehrte, zur unab- 
weislichen Notwendigkeit, den in den verschiedenen Quaestionen 
und Causae zerstreuten Stoff zusammenzutragen. Insbe- 
sondere mußte sich bei Vorträgen anläßlich der in C. 2 qu. 1 
aufgeworfenen Frage: „An in manifestis judiciarius ordo sit 
requirendus?“ das Bedürfnis ergeben, die Bestimmungen über 


1) Ausführlich beschrieben von Schulte: Über drei in Prager 
HS. enthaltene Kanonensammlungen, Wien 1868. — ?) Beschrieben 
und herausgegeben von H. Fitting, Halle 1874; vgl. auch Stintzing, 
Popul. Rechtsliterat. S. 72. — ?°) Nachweise betrefts der HS. der rhe- 
torica ecclesiastica sowie nähere Ausführungen über deren Stellung 
unter den ordines judiciarii, ihre Entstehungszeit, welche durch die 
fehlende Berücksichtigung der Paleae begrenzt erscheint, den Ent- 
stehungsort (Frankreich), die Veranlassung zur Abfassung, Zweck der 
Arbeit und deren Methode, die Persönlichkeit und die Anschauungen 
desVerfassers, benutzte Quellen und literarischen Apparat, schließlich die 
Bedeutung der Arbeit bietet meine in denSitz.-Ber.derWien. Akad.d.Wiss., 
phil.-hist. Kl. CXXV Abt. 8 publizierte Abhandlung (1891), welche auch 
die denı Herausgeber der Rhetorica ecclesiasticaa, Wahrmund, bei 
seiner Edition (1906) unbekannt gebliebenen zwei Prager HS. berück- 
sichtigte und verwertet. Meine Forschungsergebaisse werden von 
Wahrmund bestätigt (Vorrede seiner Edition S. VIILfE.). 
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das Gerichtsverfahren, welche sich von dieser C. ab durch 
eine Reihe der folgenden Abschnitte hindurchziehen, zu- 
sammenzufassen und dadurch dem Verständnisse der Zuhörer 
beim Vortrage näher zu rücken. 

Frühzeitig fanden sich Männer, welche den Versuch 
wagten, Rhetorik und Kirchenrecht, insbesondere kanonisches 
Prozeßrecht, in ihren Vorlesungen zu vereinigen. Derartigen 
Bestrebungen verdankt die Rhet. eccl. ihr Dasein; verkündigt 
sie es doch selbst: „Utilitas huius lectionis est canonum et 
rhetoricae artis cognitio“. 

Das Bedürfnis der Praxis, eine nach solchen Gesichts- 
punkten angeordnete Darstellung der im Dekret angehäuften, 
nicht selten sich widersprechenden Vorschriften über den 
Rechtsgang vor geistlichen Gerichten zu besitzen, begegnete 
den durch die Anregungen Abaelards entfesselten Be- 
strebungen der Schule, die Rhetorik als Vorbereitung für 
den praktischen Rechtsberuf im Anschluß an die Vorschriften 
über kirchliches Streitverfahren zur Darstellung zu bringen. 
So entstand ein Werk, das seinen Endzweck in den Worten 
zusammenfaßt: „instruere personas in iudicio constituendas 
partim secundum normam canonicam, partim secundum arti- 
ficiosam rhetorum doctrinam“. Eng verbunden war in dem- 
selben die Rhetorik mit dem Rechte, ein Zweig des formellen 
allgemeinen Wissens mit positiven Satzungen. Ein halbes 
Jahrhundert später wurde die Anknüpfung des Rechtes an 
die Sittenlehre als das Entsprechendere betrachtet, wie der 
Ausspruch eines Rechtslehrers in Bologna, Damasus Bo&mus 
(1210—1227) erhärtet, welcher auf die Frage: „Cui parti 
philosophiae supponatur compilatio decretorum?* mit gutem 
Grunde die Antwort gab: „Supponatur ethicae, sicut alii 
libri juris“.!) 

In der R.E. besitzen wir Vorträge, welche bestimmt 
waren, Schüler nach Zurücklegung des Trivium unter An- 
knüpfung an die dort gewonnenen grundlegenden Kenntnisse 
über Rhetorik in das Wissensgebiet einzuführen, dessen 
Beherrschung die Verwendung in der Praxis kirchlicher 
Gerichte zur Voraussetzung hat. Mit ihnen sollte eine ent- 


ı) Bernardi Papiensis: Summa decretalium ed. Laspeyres S. 354. 
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sprechende Schulung für die Praxis erreicht werden, wie ein 
Zeitgenosse des unbekannten Verfassers der R.E., der Jüngere 
Petrus Blesensis, in seinem speculum iuris (1180; edit. 
Reimar 8. 2) es als das anzustrebende Ziel des Rechtsunter- 
richts im Verhältnisse zum praktischen Rechtsleben an- 
gedeutet hatte: „Iuris theoria docetur in scholis, practica exer- 
cetur in curiis. 

Der Verfasser der R.E. will dem kirchlichen Richter, 
aber auch dem Berater und Vertreter der Streitteile die er- 
forderliche Anleitung geben und schildert den Nutzen, der 
hierdurch seiner Meinung nach gewonnen wird. Dieser An- 
leitung sei zu verdanken: „in ecclesiasticis negotiis cireum- 
specta discretio, in dandis consiliis provida et expedita ratio, 
in propositis quaestionibus subtilis et acuta responsio, omnium 
controversiarum facilis et rationabilis determinatio*. Ins- 
besondere sollen dem Vertreter der Streitteile Wehr und 
Waffen dargeboten werden („sed haec non solum spectant ad 
personam iudicis instruendam, sed et accusatoris et defensoris“). 
Darum werden nicht nur für den Streitverlauf die Mittel 
an die Hand gegeben, die Ausführungen des Gegners zu 
bekämpfen, sondern auch die Gründe der Ausschließung des 
Richters und der Zeugen angeführt, aber auch die Ursachen 
der Klageunzulässigkeit hervorgehoben und die Mittel er- 
örtert, „quibus causa allevari potest“. 

Um den Ansprüchen der praktischen Rechtspflege zu 
genügen, werden in der R.E. dem Richter für den Fall des 
Ausbleibens einer Partei die Formeln der Exkommunika- 
tionsdekrete, den Parteienvertretern das Appellationsformular 
zur Verfügung gestellt. 

Die praktische Tragweite dieser Vorträge, in welchen 
der Anfänger im Studium des kanonischen Rechts in einer 
Einleitung mit der Lehre von den Quellen des Kirchenrechts - 
und ihrem gegenseitigen Verhältnisse, dann mit den Grund- 
sätzen zur Lösung scheinbarer Widersprüche in den Quellen- 
aussprüchen vertraut gemacht und sodann in das kirchliche 
Gerichtsverfahren seinen Grundzügen nach eingeführt wurde, 
beruht darin, daß diese Vorträge in den ersten Jahrzehnten 
nach Verbreitung des Gratianischen Dekrets dessen haupt- 
sächlichsten Inhalt in den erwähnten Materien weiteren 
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Kreisen des Klerus ohne große Kosten, fast mühelos zu- 
gänglich machten, die Erfassung der maßgebenden Vor- 
schriften erleichterten und zu deren richtiger Anwendung 
beitrugen. Nicht das tiefere Eindringen in den Gehalt des 
großen Sammelwerks Gratians sollte dadurch ermöglicht oder 
gefördert, sondern lediglich dessen wichtigste Bestimmungen 
in dem berührten, sachlich begrenzten Umfange dem Ver- 
ständnisse der „minores“ näher gebracht werden. 

Frühzeitig mußten diese in Frankreich entstandenen 
Vorträge in Böhmen Eingang gefunden haben; denn eine 
aus der Zeit des Prager Bischofs Tobias (gest. 1296) her- 
rührende Urkunde aus den letzten Jahrzehnten des XIII. Jahr- 
hunderts benützt den Eingang der R.E. zu ihrer Arenga. Es 
liegt die Vermutung nahe, daß der durch Pflege der Wissen- 
schaft hervorragende Bischof Johann III. von DraZic (1258 bis 
1278), der Vorgänger des Tobias im Amte, anläßlich der Teil- 
nahme an dem zweiten Konzil zu Lyon 1274 diese Handschrift 
erworben hat. In dem im Auftrag des ersten Prager Erz- 
bischofs verfaßten Bücherverzeichnisse des Domkapitels in 
Prag (1354) findet sich die R. E. zutreffend als Summa collec- 
torum ex decretis bezeichnet. 

Rasch verbreitete sich die Kenntnis des kanonischen 
Rechtes in Böhmen und faßte trotz des Fehlens einer Uni- 
versität im Lande gegen Ende des XIII. Jahrhundert tiefere 
Wurzeln. Einen Beleg hierfür bietet eine Handschrift der infolge 
einer Aufforderung des Papstes Innozenz IV. von Bernardus 
Compostellanus vor dem Jahre 1260 verfaßten, aber nach 
dem Zeugnisse des Johannes Andreae unvollendet gebliebenen 
Casus decretalium, eines „auf einen enormen Umfang be- 
rechneten praktischen Kommentars“.!) Sie entstammt der 
Bibliothek des ehemaligen Raudnitzer Klosters (dermal im 
Besitze des böhmischen Museums 98ign. M. 7), welchem sie 
bei seiner Gründung 1332 von dem Stifter, Bischof Johann IV. 
von DraZic, zum Geschenke gemacht worden sein mag, da 
geschichtlich feststeht, daß er dem genannten Kloster „ver- 
schiedene Bücher“ widmete, die er während eines mehr- 


!) Schulte, Quell. und Lit. des kan. Rechts II 8.119. Dessen: 
HB.S. der Prager Bibliothek Nr. 121 2.5 (Signatur M.7; bei Schulte an 
beiden Stellen durch einen Druckfehler M. 17). 
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jährigen Aufenthalts in Avignon!) an sich gebracht hatte. 
Die Handschrift ist dadurch wertvoll, daß sie bis zum c. 10 
X 1,9 reicht, während sonst nur bis zum c.2 X 1,7 fort- 
geführte bekannt sind. Zahlreiche Randbemerkungen?) be- 
zeugen die Benützung dieses Werks in der kirchlichen Praxis, 
indem auf Rechtsfälle hingewiesen wird, bei welchen die 
einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen oder Entscheidungen 
von Streitfragen zur Anwendung gelangten, außerdem aber 
auf die Übereinstimmung der Ausführungen des Werks mit 
der Praxis der römischen Kurie oder mit dem Gewohnheits- 
rechte in Böhmen. Aber auch die seit der Abfassung der 
Schrift eingetretenen Änderungen in der päpstlichen Gesetz- 
gebung werden am Rande bemerkt und der in einzelnen 
Fragen abweichende Standpunkt desjenigen, der das Werk 
benutzte, von den Anschauungen des Verfassers gekenn- 
zeichnet. Aus den Randbemerkungen ist offensichtlich, daß 


!) Den Anlaß zum Verweilen des genannten Bischofs in Avignon 
bildete seine Verteidigung gegen die von dem Kanonikus des Vyscheh- 
rader Kapitels, Heinrich von Schönburg, gegen ihn erhobene Anklage 
wegen Unterstützung von Ketzern und Simonie F. R.B. IV 248, 384. 
Der Prozeß währte 11 Jahre bis 1329, während welcher Zeit die Diö- 
zese durch Administratoren verwaltet wurde. Schließlich kehrte der 
Bischof völlig gerechtfertigt heim (Tomek, Gesch. Prags I 508, 525); 
vgl. 8.37 A.3 und 4. — 2?) Fol.26: ut est in gratia facta mihi in 
ecclesia Vyssegradensi, und an anderer Stelle: in mea receptione in 
curia Romana; fol. 28 p. v.: iste est casus in causa Bertoldi et domini 
mei episcopi, womit offenbar Bertoldus, Propst am Vyschehrad 1334 
bis 1343, gemeint ist; fol. 33: Nota ad quaestiones Lutmeric., Belinens,., 
Horzoviens. et Siloens.; fol. 33 p. v.: ita processum fuit in causa B. 
super causa capell. s. Aegidii; fol. 34 p.v.: ut in causa arch. Lutmericens.; 
fol. 37: Nota ad quaest. Lutmericensem, offenbar ist der Streit um die 
Dechantei in Leitmeritz 1318 gemeint, deren der oben genannte Heinrich 
von Schönburg entsetzt wurde, weshalb er die erwähnte Anklage beim 
Papste Johann XXII. gegen den Bischof aus Rache anbrachte (Tomek 
l.c. I S. 508); fol. 46: Bonum notabile ad quaestionem Velinensem 
(Belinensem ?) et custod. Prag. Wiederholt findet sich die Rand- 
bemerkung: hodie declaratum; hodie autem; aber auch fol. 39: hodie 
non, oder fol. 47: hoc non credo. Weitere Bemerkungen sind: fol. 49: 
Nota hanc glossulam, quam servat curia; fol. 53: haec consuetudo locum 
habet in regno Bohemiae et ecclesia Pragensi; fol. 62: Nota ad quaest. 
archi. pro causa propria; fol. 63: Nota hanc glossam ad causam deca- 
natus Pragensis; p. v.: Nota quaestionem decanatus ...; fol. 64: Nota 
de appellatione s. capella S. Aegidii; p. v.: libellus in causa capellae. 
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der Besitzer oder Benützer der Handschrift bei der bischöf- 
lichen Kurie in Prag eine amtliche Stellung einnahm und 
beim Vyschehrader Kapitel ein Kanonikat besaß. Wahr- 
scheinlich war es Nikolaus?!), canonicus custos 132U—25, der 
Offizial des Prager Bischofs vom Jahre 1319—26, welcher 
im Jahre 1277 als canonicus Vyssegradensis unter den Be- 
suchern der Hochschule zu Bologna erwähnt wird. 

Das Eindringen in ein Werk wie das vorgenannte hatte 
den’ Besitz gründlicher Rechtskenntisse zur Voraussetzung; 
es konnte somit sein Studium nur für einen engeren Kreis 
von Rechtsjüngern in Frage kommen. Die breiten Schichten 
kirchlicher Praktiker empfanden schwer den Mangel ent- 
sprechender juristischer Bildung und geeigneter literarischer 
Hilfsmittel. Die damals herrschende exegetische Behandlung 
des Quellenmaterials trug schuld daran, daß selbst bei einem 
mehrjährigen eifrigen Betrieb des Studiums an einer Hoch- 
schule nur mittelmäßige Fachkenntnisse gewonnen werden 
konnten. Trefflich charakterisiert den damaligen Zustand 
Goffredus de Trano in der Einleitung zu seiner Summa?), 
wenn er sagt: die Verschiedenheit der Glossen verfinstere 
öfters den Sinn des Gesetzestextes und deren Auseinander- 
gehen zerstreue den Geist des Studierenden, ermüde das Talent 
so, daß der Leser gewissermaßen in ein Labyrinth eintretend 
nicht wisse, wohin er sich wende; wenn er früher im ungewissen 
war, so werde seine Unsicherheit nun noch mehr gesteigert. 

Bei dieser Lehrmethode erschloß nur wenigen Aus- 


) Tomek l.c. I S. 393, 595. Er wirkte als Schiedsrichter in 
einem Patronatrechtsprozesse 1323. — ?) Summa in titulos decretalium 
(Venetiis 1586) pag. 1. Die Abwege bei dieser Behandlungsart der 
Quellen waren in späteren Jahrhunderten noch weit bedenklicher. Ein 
Vorkämpfer der systematischen Behandlung des Rechts aus dem 
XV1. Jahrhundert, Joannes Kocinus, Stadtnotar der Kleinseite Prag, 
berichtet in einer, dem Appellationsgerichte für Böhmen gewidmeten 
Schrift: nova distributio juris universi dialogo explicata 1581, aus seiner 
Studienzeit in Padua, daß der dortige Pandektist ganze vier Vorlesungen 
der Erörterung der Partikel „Si“ in der Lex 1 $1 D. de offcio ejus, 
cui mandata est jurisdictio gewidmet hat, was dem Verfasser den Ge- 
danken nahe legte, wie wenig wohl ein italienischer Rechtslehrer bei 
dieser Vortragsweise leisten konnte, da damals nur hundert Stunden 
im Jahre gelesen wurden. Vgl. auch G. Kaufmann, Gesch. der 
deutsch. Univ. II (1896) S. 348 ff. 
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erwählten Talent und Ausdauer ein tieferes Wissen. Lebhaft 
wurde daher das Bedürfnis nach faßlichen Leitfäden für die 
Ausübung der kirchlichen Gerichtsbarkeit und für die 
geistliche Amtsführung empfunden. Weit verbreitet und an- 
gesehen waren die Summen des vorgenannten Goffredus 
(1241—43) und Raymunds von Pennaforte (nach 1234 und 
vor 1241), jene streng juristischen Charakters in der Titel- 
folge der Dekretalen, dem forum externum dienend, diese 
kasuistisch angeordnet in losem System, dem forum internum 
dienstbar. Reichhaltig an Stoff, aus kanonisch- und römisch- 
rechtlichen Quellen schöpfend, waren diese Werke die Fund- 
grube juristischen Wissens der geistlichen Praktiker geworden 
und in weite Kreise gedrungen, denen der Zugang zu den 
gelehrten Schriften der Glossatoren stets verschlossen blieb. 
Dieser überraschende Erfolg war der kürzeren Form und 
der übersichtlicheren Behandlungsart des umfangreichen und 
schwierigen Materials zu verdanken. Immerhin setzte die 
Benutzung beider erwähnter Hilfsmittel das eifrige Studium 
derselben in ihrem ganzen Umfange voraus, wollte der 
Leser über die ihn interessierende Rechtsmaterie Bescheid 
wissen, da dieselbe von verschiedenen Gesichtspunkten 
aus im Zusammenhange mit anderen Fragen an mehr oder 
minder zahlreichen Stellen behandelt worden war. So er- 
örtert beispielsweise Goffredus in seiner Summa unter der 
Rubrik de iudiciis die juristische Natur des Patronatrechts 
und bei Raymunds Summa bringt es das lose System, in 
welchem der Stoff behandelt wird, mit sich, daß wiederholt 
auf andere Materien verwiesen und derselbe Gegenstand an 
verschiedenen Stellen aus verschiedenen Gesichtspunkten er- 
örtert wird.!) 

Es fehlte an Behelfen, die dem Praktiker bei augen- 
blicklicher Verlegenheit in Rechtsfragen Hilfe bieten und 
selbst einem bisher jeder Rechtskenntnis ermangelnden 
kirchlichen Amtsträger zu rascher Örientierung dienen 
konnten. Für das Gebiet des forum externum löste diese 
Aufgabe der irrtümlich?) dem Joannes Andreae zugeschriebene 

!) Beispielsweise die Rechtstellung der Unfreien; de servis I 4 
86; 1886; III 17 Ss 1ff.;, IV de impedim. condit. 82. — ?) Vgl. hier- 
über Muther in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte VIII S. 121 gegen 
Stintzing, Gesch. der popul. Lit. S. 210. 
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ordo iudiciarius „Antequam dicatur* und für das Bereich 
des forum internum die Summa Monaldi. 

Das erstgenannte Prozeßhandbüchlein, welches, dem Auf- 
bau und Verlauf des Streites angepaßt, eine knappe Dar- 
stellung der einschlägigen Vorschriften einschließlich der auf 
den Beweis bezüglichen, meist unter Beiseitelassung der 
Quellenzitate, liefert, war lange vor der Geburt des be- 
rühmten Kirchenrechtslehrers, mit dessen Namen es ge- 
schmückt wurde, Joannes Andreae (geboren um 1270), weit 
verbreitet. Es stand auch in Benutzung bei der Prager 
bischöflichen Kurie wahrscheinlich schon unter dem Bischofe 
Tobias (gest. 1296), was daraus hervorleuchtet, daß es in 
einem aus dessen Kanzlei hervorgegangenen Formelbuche 
diesem vorangestellt ist und im Explicit das Jahr 1260 aufweist. 

Ähnlich wie dieser klar und präzis gehaltene Prozeß- 
abriß im ganzen Rheingebiete von Basel bis in die Nieder- 
lande, sodann längs der Donau bis Wien verbreitet war!), 
wurde derselbe frühzeitig auch in Böhmen häufig be- 
nutzt. Denn er fand außer dem erwähnten noch in dem 
sogenannten Baumgartenberger Formelbuche?) aus dem 
Jahre 1312, welches in seinem dritten Teile mährische Verhält- 
nisse vor Augen hat, somit wohl auch in Mähren entstanden 
ist, Aufnahme; auch sind in der Prager Domkapitelbibliothek 
allein sieben Handschriften dieses Prozeßhandbüchleins 
erhalten, von welchen bereits Schulte in seinem Verzeichnis 
der kanonistischen Handschriften Mitteilung gemacht hat.?) 


1) Bärwald, Zur Charakteristik und Kritik mittelalterlicher 
Formelbücher 1858 8.21. Das oben erwähnte Formelbuch ist nicht 
der Kanzlei des Bischofs Johann IV., sondern vielmehr größtenteils 
jener des Bischofs Tobias zuzuschreiben (vgl. die Vorrede S. XII zu 
dessen Edition im hist. Arch. der böhm. Akad. der Wiss. Nr. 22 von 
Dr. Noväk). — ?2) Rockinger, Quell. bair. Gesch. IX. II S. 837, 987. 
— ®) Schulte, Kanon. HS. Nr. 162 saec. XIV, Nr. 211 Zahl 6, ex anno 
octavo Bonifacii IX., Nr.205, Nr. 250 ex 1412, Nr. 252 saec. XV, Nr. 261, 
endlich eine aus dem Kloster zu Raudnitz herrührende Nr. 67 von 1430. 
Außerdem ist noch anzuführen eine Handschrift dieses ordo judiciarius, 
welche dem sogleich zu erwähnenden Danziger Manuskript der tabula 
juris Raygradensis beigefügt ist und nach den Orts- und Personen- 
bezeichnungen aus Mähren stammt (vgl. meine Abhandlung über diese 
tab. j. in den Sitz.-Ber. der Wien. Akad. der Wiss. hist.-phil. Kl. Band 97 
Abt.4 S. 47 ff.). 
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Für das Bereich des forum internum wurde mit der 
Summa Monaldi (1254—1274) ein juristisches Rechtslexikon 
geschaffen, das unter fortlaufender Benutzung der vor- 
erwähnten Summen Goffreds und Raymunds das Wissens- 
würdigste unter alphabetisch geordneten Schlagworten zu- 
sammentrug und dieser Anordnung wegen als aurea summa 
gepriesen wurde. | 

Ihr Umfang war aber immerhin noch ein großer; in 
gedrängter Kürze nur das Allerwichtigste und Wesentlichste 
für die täglichen Bedürfnisse der im Dienste der Kirche 
Bediensteten bei Ausübung ihres Berufes in einem Büchlein 
mäßigen Umfangs zusammenzustellen, war das Ziel einer 
in Mähren an der Wende des XIH. und XIV. Jahrhunderts 
entstandenen Tabula juris. Es ist vermutlich das Werk des 
Abtes Joannes des Benediktinerstiftes Raigern, der 1318 zur 
Leitung dieses Klosters berufen wurde, umfassende Rechts- 
kenntnisse besaß und von der Klostertradition als Verfasser 
bezeichnet wird. Die handliche Form des alphabetisch an- 
geordneten Werkchens sollte dazu dienen, dem Klerus — sei 
es im kirchlichen Gerichte sei es im Beichtstuhle, aber auch 
bei Abfassung von Urkunden über Rechtsgeschäfte — all- 
bereites Wissen darzubieten, das durch Nachschlagen leicht 
beschafft werden konnte. 

Da die kirchliche Gesetzgebung in ihrem Streben, das 
Recht mit der Moral in Einklang zu bringen, häufig zu einer 
Verrückung der Grenzen beider Gebiete führte, mußten 
Hilfsmittel der Poenitentialpraxis auch als Behelfe dienen, 
sich mit dem Rechte vertraut zu machen. Eine Zusammen- 
tragung des für das Gewissens- und Rechtsbereich Wissens- 
würdigsten aus Raymunds Summa und aus dem Speculum 
Durantis gewährt eine um das Jahr 1338 entstandene Arbeit 
unter der Bezeichnung Directorium iuris in foro conscientiae 
et iudiciali in vier Büchern, deren jedes ein in sich abge- 
schlossenes Ganzes darstellt. Nach der Absicht des Ver- 
fassers, eines Minoriten, Petrus Quesvel, sollte es die Mög- 
lichkeit bieten, daß auch der Arme das für ihn besonders 
wichtige Wissen sich leicht aneignen könne. Es war seiner 
praktischen Brauchbarkeit wegen von Einfluß und nicht ohne 
Wert. Der vierte Teil dieses Werks unter dem besonderen 
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Titel: De jurisdietione omnium judicum et de processu judi- 
ciorum gehörte zu dem Bücherbestande des Klosters zu 
Raudnitz und mag vielleicht auch aus der Widmung seines 
oben genannten Stifters herrühren.') 

Den einzigen Anker der an fremden Hochschulen über- 
haupt nicht oder nur unzureichend ausgebildeten Männer der 
Praxis auf der hohen See des mächtig wogenden Rechts- 
verkehrs boten schließlich Sammlungen von Urkundenformeln, 
welchen später auch dogmatische Einleitungen und theore- 
tische Erläuterungen, ja sogar, wie oben (9.45) berührt, ganze 
Ordines judiciarii einverleibt wurden. Als eine dem Prozeß- 
verlauf sich anschließende und demgemäß angeordnete Zu- 
sammenstellung ist die Summa de his, quae in foro eccle- 
siastico coram quibuscunque judicibus occurrunt notariis con- 
scribenda des Notars Johannes zu Bologna 12850—90 zu 
nennen.?) Sie handelt in aller Ausführlichkeit de judiciis, 
weshalb sie als Fundgrube zur Erwerbung einer elementaren 
Kenntnis des kanonischen Prozeßrechtes benutzt wurde. Der 
Handschriftenschatz des Prager Domkapitels besitzt sie in 
zwei Exemplaren, welche beide zahlreiche Spuren ihrer Be- 
nutzung in der Praxis, insbesondere vielfache Verweisungen 
und in Farben ausgeführte N. B., beispielsweise bei der sen- 
tentia arbitrorum und bei der formula appellationis zeigen. 

Frühzeitig mußte sich in Prag das Bedürfnis nach einer 
Unterweisung in der Kunst, Urkunden dem Rechte und maß- 
gebendem Brauche gemäß zu verfassen, herausgestellt haben, 
da bereits im Jahre 1270 ein Italiener, Henricus de Isernia?), 
der später in der Königlichen Kanzlei Aufnahme fand, hier 
‘am Vyschehrad, dem Sitze eines damals hochangesehenen 
Kollegiatkapitels) eine Anstalt zur Ausbildung von Notaren 


1) Schulte, Kan. HS. Nr. 122 2.5; dessen Quell. und Lit. des 
kan. Rechts II S.262. — ?) Vgl. über dieselbe Rockinger, Formel- 
bücher S. 131, 161 und Quell. und Erörterungen zur bayer. Gesch. IX 
Bd. II S.596 ff. — °) Über den jüngsten Stand der Streitfrage, ob 
Henricus Italicus und Henricus de Isernia dieselbe oder zwei verschiedene 
Persönlichkeiten gewesen seien, vgl. Dr. Noväks Aufsatz in den Mit- 
teilungen des Instituts für österr. Gesch.-Forsch. XX S.263 und dessen 
Abhandlung über den sogenannten cod. epist. Primyslai Ottacari II in 
der böhm. hist, Zeitschr. 1903 S. 46ff.; K. Hampe, Beiträge zur Gesch. 
der letzten Staufer (1910) S.12ff.; H. Niese, Gött. Gel. Anz. 1912 8.683 ff. 
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begründete. In seiner Heimat hatte die heftige, zwischen 
den Vertretern der Rechtslehre und den Lehrern der ars 
dietandi ausgebrochene Fehde anfangs des XIII. Jahrhunderts 
dazu geführt, daß unter der Führung Buoncompagnis!) die 
besagten Magister dieser Kunst in der Pflege der ars notariae 
erwünschten Ersatz für das verlorene Ansehen und für die 
Einbuße an Schülern fanden. Die ars notariae wurde als- 
bald in Bologna als selbständiger Lehrgegenstand und von 
Lehrern vorgetragen, welche neben jenen des weltlichen wie 
des geistlichen Rechts eine würdige Stellung einnahmen.?) 

In Italien hatte Henricus de Isernia sich diese Kunst 
zu eigen gemacht und lud nach seiner Ankunft in Prag durch 
einen öffentlichen Anschlag alle hier wohnhaften Scholaren 
zum Eintritt in die von ihm begründete Anstalt ein, indem 
er insbesondere auch für das gerichtliche Verfahren die 
erforderliche Anleitung zu geben versprach. Außerdem 
kündigte er Vorträge über Grammatik und Dialektik an, 
deren Vorzüge und Vorteile er in seiner Ankündigung mit 
beredten Worten schildert.?) Seine Schüler in der ars 
notariae wollte er aber mit dem Wissen vertraut machen, 
welches „rudem derudat advocatum, informem format, de- 
bilem roborat“, damit seine Zuhörer nicht jenen Rechtsan- 
wälten gleichen „qui dum actiones ignorant, deformes libellos 
concipiunt et pariunt abortivos, articulis nesciunt positiones 
arcere propositas, locis ignorant uti decentibus et redun- 
dentis exceptionis instantia partis rationes oppositae nesciunt 
infirmare“. Vielen Zulauf fand die neue Notariatsschule, doch 
die Kriegswirren des Jahres 1274 bereiteten diesem glück- 
lich eingeleiteten Versuche ein ebenso jähes Ende, wie sie 
das ersprießliche Wirken der Prager Domschule unterbrachen. 

Der Gründer der Schule besaß eine gute juristische 
Schulung; Beweis dessen, daß er im Auftrag des Richters 
und Stadtrates von Prag zwischen 1278—80 das älteste 
Stadtbuch nach dem Vorbilde der königlichen Register 


!) Das Prager Domkapitel besitzt Buoncompagnis umfassendste 
Schrift über die ars dictandi in einem sehr schönen Exemplar (Schulte, 
Kan. H8. Nr. 269). — *) Rockinger, Formelbücher S. 56 und dessen 
Aufsatz: Die ars dictandi in Italien in den Abhandlungen der bair. 
Akad. der Wiss., bist. Kl. 1564 S.104. — ®) Reg. Boh. II Nr. 2589— 2592. 
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(regalium registrorum ad instar) für Eintragungen aller, die 
städtischen Realitäten betreffenden Rechtsgeschäfte anlegte.!) 

Die für die mittelalterliche Notariatspraxis bahnbrechende, 
obwohl nur für die Mindergebildeten (simpliciores) verfaßte 
Summa artis notariae?) Rolandini de Passageriis (gest. 1300), 
sowie dessen Erklärungen hierzu, die sogenannte Aurora, 
welche Petrus de Unzola (gest. 1312) unter der Bezeichnung 
Aurora novissima weitergeführt hat, finden sich insgesamt in 
der Büchersammlung des Prager Domstiftes. Die Aurora ist 
bereits in ein aus dem Jahre 1355 stammendes Inventar 
aufgenommen, die Aurora novissima besaß der Dr. decre- 
torum und Archidiakon Adam von Neetic. Er verfügte im 
Jahre 1414 letztwillig, daß sein gesamter Bücherbesitz der 
Domkapitelbibliothek einzuverleiben sei, jedoch Bücher aus 
demselben den Studierenden aller Fakultäten nach freiem 
Ermessen (juxta discretionem) zu Studienzwecken geliehen 
werden sollten. 

Auch unter der Klostergeistlichkeit mußte die auf das 
Notariat bezügliche Literatur, überwiegend wohl aus prak- 
tischen Rücksichten, geschätzt worden sein, da das aus der 
zweiten Hälfte des XIV. Jahrhunderts erhaltene Inventar der 
Bibliothek des ehemaligen Klosters zu Opatovie duo volu- 
mina aurorae anführt. 


ı) Er sagt selbst hierüber (Formelbuch des Bischofs Tobias 1279 
bis 1296 Nr. 250): quaternos contractuum seu obligationum ... in hoc 
congessi volumine, quod in eis obligationes, pacta conventa, sponsalia, 
nuptiae, emptiones venditiones, locationes conductiones et demum 
omnes contractus, quocunque nomine censeantur, qui vel quae in prae- 
dicta civitate fient, fideliter conscribantur et recte in futurorum 
memoriam et testimonium veritatis (vgl. hierzu: Celakovsky, Über ein- 
heimische und fremde Register [böhm.]S. 29). Die Erwähnung der könig- 
lichen Register als Vorbild für die Stadtbücher im XIII. Jahrhundert ist 
auch darum interessant, weil zu jener Zeit Registerbücher der deutschen 
Kaiser nicht geführt wurden (Breßlau, Urkundenlehre I (2. Aufl.) 
S.130). Offenbar dienten in Böhmen die päpstlichen Register als Muster 
für die Führung der königlichen. — ?) Schulte, Kan. HS. Nr. 157 
aus dem XIII. Jahrhundert, Nr. 195, welche Handschrift Savigny, 
Gesch. des röm. Rechts im M.A. V 8.539 ff. unbekannt blieb, obwohl 
sie zu den vollständigsten zählt. Die Aurora novissima findet sich 
unter Nr.216 und rührt nach Schultes Ansicht von einem böhmischen 
Schreiber her. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIV. Kan. Abt. III. 4 
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Weder das Studium rein wissenschaftlicher noch auch das- 
jenige bloß popularisierender Schriften war jedoch der alleinige 
Weg, auf dem man sich die für den praktischen Beruf erforder- 
lichen Kenntnisse des kanonischen Rechts erwerben konnte. Es 
wurde nämlich auch dafür Sorge getragen, daß bei den kirch- 
lichen Gerichten ein Nachwuchs durch Schulung im Gerichts- 
verfahren sich heranbilde, durch eine Art von Auskultieren, 
wie es in ähnlicher Weise bei den kirchlichen Gerichten 
in Frankreich üblich war.!) Denn in einer Urkunde vom 
Jahre 12854 begegnet man einem Gottfried, der als Scholaris 
domini archidiaconi in consiliis bezeichnet wird.?) 

Es kann nicht überraschen, daß bei der in den voran- 
gehenden Ausführungen dargetanen Möglichkeit, sich in 
der Heimat für den Bedarf der kirchlichen Praxis mehr 
oder weniger zureichende Kenntnisse im kanonischen Rechte 
anzueignen, eine größere Zahl von Kennern dieses Rechts 
zur Verfügung stand.?) Einige wenige urkundliche Belege 
mögen hierfür beigebracht werden. Vor allem ist eine Ur- 
kunde zu erwähnen, in welcher das Mißtrauen gegen die 
des fremden Prozeßrechts kundigen Anwälte zutage tritt, 
indem beide Parteien vereinbaren, daß die Angelegenheit 
ausgetragen werden soll „prolocutoribus decretistis, qui causam 
protrahere possent, exclusis“ (1267; Reg. Boh. II Nr. 552). 
Das Vertrauen zu gewissenhaftem fachmännischen Beirate 
bezeugt dagegen eine wenige Jahrzehnte jüngere Urkunde, 
in welcher eine Klägerin erklärt, von der Klage abzustehen. 
ohne den Urteilsspruch abzuwarten, weil sie sich dazu be- 
wogen sehe „informata consilio iuris peritorum“ (1311 Cod. 
D.M. VI 34). Bald darauf werden in einem in Prag durch- 


) Warnkönig-Stein, Französische Rechtsgeschichte III S. 320. 
— 2) Cod. D.M. IV 284. — °) Höchstwahrscheinlich waren die meisten 
der in Urkunden mit dem Beisatze magister bezeichneten Persön- 
lichkeiten in den Stiftskapiteln, insbesondere die archidiaconi, mit 
Rücksicht auf ihren amtlichen Wirkungskreis magistri decretorum, da 
bei einzelnen speziell hervorgehoben wird, daß sie magistri artium 
waren. Damit stimmt auch die Bemerkung des Joannes Andreae in 
seinem Apparatus ad Clement. gl. ad verbum: doctoratus vel magi- 
sterii (c. 2 Cl. 5, 1) überein: et dicunt quidam, quod „doctores“ in jJure 
canonico vel civili. „magistri“ dicuntur in tbeologia vel artibus; et hoc 
recipitur apud Italicos, sed ultramontani communiter vocant magistros. 
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geführten Prozesse um ein Patronatrecht zur Bekämpfung 
des Antrags auf Terminverlegung, welcher sich darauf stützte, 
daß kein vom Gegenteile unabhängiger somit unverdächtiger 
Rechtsfreund gefunden werden konnte, drei Rechtskenner als 
Advokaten benannt: magister Gregorius, decanus St. Aegidi, 
Joannes mit dem auf seine Universitätsstudien hinweisenden 
Beinamen Paduanus, Hildbrandus, plebanus in Prosik (1320), 
und beigefügt, daß noch andere zur Hand seien.!) Kein 
Wunder demnach, daß delegierte Richter des Papstes schon 
1320 und um so mehr 1355 genügende Gelegenheit fanden, 
ihre Urteile zu fällen nach eingeholtem Beirat von Rechts- 
kennern (ad consilium iuris consultorum Cod. D.M. IX p. 69). 

Gegen das Ende des XIII. Jahrhunderts begegnet man 
aber nicht nur im Dienste der Kirche, sondern auch am 
Königshofe Kennern des Kirchenrechts. In der Umgebung | 
des Friedensfürsten Wenzel I. (1283—1305), dem die Sorge 
um die Beobachtung der Gesetze und die Übung der Ge- 
rechtigkeit am Herzen lag, waren solche Männer überaus 
angesehen. Der König selbst trachtete durch Rücksprache 
mit ihnen seine Kenntnisse im Rechte zu vermehren und 
auch Gewandtheit in der Beurteilung von Rechtsfällen zu er- 
werben.?) Sein vertrautester Ratgeber war der nachmalige 
Offizial und Administrator des Prager Bistums, doctor decre- 
torum Ulrich von Pab£nic?), der in Paris seine Studien 
gemacht hatte und als königlicher Gesandter am päpstlichen 
Hofe fungierte (1302), sodann mag. Alexius, nach dem Zeug- 
nisse der Königsaaler Chronik in iure canonico doctissimus*®), auf 
dessen Anregung der italienische Jurist Gozzio de Urbe Veteri 
(nach dem Zeugnisse derselben Quelle vir, iuris tam canonici 
quam civilis professor, qui dogmata legis et ius canonicum 


1) Vgl. das in den Beilagen zu meiner Rezeptionsgeschichte des 
röm.-kan. Proz. in den böhm. Ländern aus dem Original abgedruckte 
Gerichtsprotokoll über diesen Rechtsstreit S. 318. Dies bestätigt auch 
der Bischof von Prag, Johann IV. (1301—1343), in einer Urkunde in 
seiner Cancellaria (H.S.) fol. 278: videtur ... melius, quod negotium 
tractetur Prag, ubi potest haberi copia iuris peritorum, et ubi etiam 
procuratorem idoneum habere poteris (Tadra, Kanzleien und Schreiber 
unter den Königen aus dem Hause Luxemburg (böhm.) 8.134). — 
2) Chron. Aulae regiae; F.R.B. IV S. 40. — °®) Cod. D.M. V 139; 
Palacky, Gesch. Böhm. II Abt. 1 8.375. — *) F.R.B. IV 8.59. 

4* 
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novit) nach Böhmen berufen wurde.!) Ihm sollte die Auf- 
gabe zufallen, das gesamte bisher geltende ungeschriebene 
Recht im Königreiche Böhmen in einem Gesetzbuche zu- 
sammenzufassen, was jedoch an dem Widerstande des Adels 
scheiterte. Aus der Bemerkung der Königsaaler Chronik, daß 
der König diese Aufgabe „nulli inter curiae suae doctori in- 
jungere voluit“, geht hervor, daß die obengenannten Rechts- 
kenner nicht die einzigen am königlichen Hofe waren. Zum 
Überfluß kann darauf auch aus einer Urkunde 1303 (Cod. 
D.M. V 157) geschlossen werden, die davon Nachricht gibt, 
daß der König in einer Angelegenheit zwei Juristen, den 
Heinricus, deceretorum doctor, und den Joannes Romanus, 
iuris peritus, zugleich an die päpstliche Kurie entsendet hat.?) 
Auch grundlegende Fragen über das Verhältnis zwischen 
Kirche und Staat mögen damals in der Umgebung des 
Königs in Diskussion gezogen worden sein. Eine heftige 
Bewegung rief das Gebot des Papstes Bonifaz VIII. an seinen 
Legaten Nikolaus hervor, den Kalocsaer Erzbischof wegen 
der Krönung des Sohnes Wenzels Il. zum Könige von 
Ungarn vom Amte zu suspendieren (17.X.1301; Reg. Boh. II. 
Nr. 1897), weil es die Grundsätze der ein Jahr später er- 
Iassenen Bulle Unam sanctam (c. 1 Extrav. comm. I, 8) bereits 
verkündete und zur Anwendung brachte. Die Opposition 
spiegelt sich in einer temperamentvollen Solutio quaestionis, 
quod imperator soli comparari debeat wider, worin auf das 
schärfste gegen den von Innocenz III. gemachten Vergleich 
der kirchlichen Macht mit der Sonne, der staatlichen mit 
dem Monde angekämpft wird (Reg. Boh. II Nr. 2557). 

Die vorstehenden Daten berechtigen zu dem Schlusse, 
daß die Kenntnis des kanonischen Rechts keine vereinzelte 
Erscheinung war, vielmehr weite Verbreitung gefunden hatte. 

Bei diesem Stande der Dinge kann es nicht auffallen, 
wenn bereits 1275 Bischof Bruno von Olmütz bei Verweisung 


)1.c.IV S.61. — ?) In dem unter König Wenzel II. entstandenen 
Formelbuch des Henricus de Isernia findet sich auch dessen Bitte um 
Förderung (Reg. Boh. II Nr. 2515) an einen ungenannten Magister Ord. 
Praedicatorum, (cuius) „nomen fama altisonis effert laudibus et quem 
praesignis Italiae uterus genuit, tam norma juris canonici, quam Justi- 
nianeae constitutionis legibus eruditus*. 


Das kanonische Recht in Böhmen und Mähren. 53 


einer Streitsache zur Entscheidung an einen delegierten 
Richter ‘sich mit dem allgemeinen Auftrage begnügt: ut 
causae cognitio fieret ac decisio secundum canonicas sanc- 
tiones, ohne daß es ihm erforderlich erschienen wäre, nach 
dem Vorbilde päpstlicher Delegationsmandate eine eingehende 
Anweisung betreffs des einzuhaltenden Verfahrens beizufügen 
(Reg. Boh. II Nr. 973). Noch kürzer faßte sich der Nach- 
folger Brunos in einem solchen Mandate, indem er bloß den 
Befehl gab: causam ecclesiastice decidere (1283 Cod. 
D. M. IV 279). Viel überraschender ist es aber, daß sogar 
in Schiedsverträgen die Verpflichtung zur Beobachtung der 
kanonisch rechtlichen Verfahrensformen auferlegt wird (1275 
Cod. D.M. 1V 154), was nur erklärlich erscheint, wenn die 
Kenntnis des kanonischen Rechtes bereits eine weitreichende 
Verbreitung gefunden hatte.') 

Sorgfältig wurde in Böhmen und Mähren die Fortent- 
wicklung des Kirchenrechts durch die gesetzgebende Tätig- 
keit der Päpste verfolgt. Ein schlagendes Beispiel hierfür 
bietet die Einführung der Schriftlichkeit in das gerichtliche 
Verfahren durch das vierte Laterankonzil 1215 (c. „valde 
famosum“ 11 X 2,19). Während der erwähnte Bischof 
Bruno von Olmütz, ein Mann von hoher Bildung und von 
Edelmut, zugleich ein genauer Kenner des kirchlichen Pro- 
zeßrechts, wie zahlreiche Gerichtsurkunden (Cod. D.M. II 145, 
163, 263, 212) beweisen, im Jahre 1278 die Nichteinhaltung 
dieser Vorschrift mit dem Mangel an Notaren in seiner Diö- 
zese entschuldigte (Cod. D.M. IV 212), belehrt uns eine zwei 
Jahrzehnte jüngere Urkunde des Bischofs zu Prag, daß der 
Anordnung des erwähnten Konzils vollinhaltlich Rechnung 


ı) Eine interessante Anwenduug der kanonistischen Parömie: 
„notorium non eget probatione“ findet sich in einer Urkunde 1272 
(Reg. Boh. II Nr. 797), worin berichtet wird, daß gegen eine beim Erz- 
bischof von Regensburg als Konservator eines Nonnenklosters per Ale- 
maniam angebrachte Klage der Vorsteher des verklagten Klosters ein- 
redeweise vorbrachte, er sei nicht verpflichtet vor dem Bischofe zu 
Gericht zu stehen aus dem Grunde: quod Bohemia non contineatur 
sub regno Alemaniae, cum sit regnum per se et alio utatur idiomate, 
und beigefügt wird: nec idem episcopus rationem praedictam potuerat 
agnoscere aliter, niei de manifestis, quae nulla tergiversatione celari 
possunt, in welcher Wendung c. 10 X 3, 2 geradezu anklingt. 
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getragen wurde, indem es darin heißt: prout in actis, de 
iussu nostro per duos iuratos notarios conscriptis et confectis 
plenius continetur (1298 Reg. Boh. II Nr. 1782). Freilich 
war in der Prager Diözese, welche ganz Böhmen umfaßte, 
kein Mangel an Notaren, da das Notariatsinstitut hier bereits 
in der zweiten Hälfte des XIII. Jahrhunderts unter Zugrunde- 
legung der Grundsätze eines Numerus fixus, der vorgängigen 
Prüfung und der Ablegung des Amtseides sowie des obliga- 
torischen Gebrauchs eines Notariatssiegels staatlicherseits or- 
ganisiert war, wobei die Gesetze Kaiser Friedrichs II. zum 
Vorbilde dienten!) Beweis hierfür bietet das unter der 
Regierung König Wenzels II. erlassene Ernennungsdekret 
für den Kanonikus Velislaus (Reg. Boh. II Nr. 2463), dessen 
der Papst als eines Kenners der Rechte rühmend mit den 
Worten gedacht hatte: quia, sicut in nostra constitutus prae- 
sentia retulisti, diu in iure canonico studuisti et profecisti 
laudabiliter (Reg. Boh. II Nr. 1051). 

Verhältnismäßig rasch für jene an Kommunikations- 
mitteln so arme Zeit gelangen Änderungen im Rechte zur 
Kenntnis der hieran interessierten Kreise. Im Hinblicke auf 
die Vorschriften des c.2 und 18 X 2,28 und vornehmlich 
auf die wenige Jahrzehnte früher (1215) erlassene Bestimmung 
des vierten Konzils vom Lateran c. 59 X 2, 28 wird in einem 
aus dem Jahre 1255 herrührenden Protokolle über einen 
durchgeführten Rechtsstreit hervorgehoben, daß man sich 
der vom Gegner ergriffenen Appellation aus dem Grunde 
widersetze, „quia nec appellatum fuit a gravamine, nec a 
gravamine comminato, maxime cum hodie nequeat quis apel- 
lare absque rationabili et manifesta causa, tali videlicet, quae 
coram judice appellationis debeat legitima reputari“ (Cod. 
D.M. V 240). 

Aus den beigebrachten Belegen leuchtet eine genaue 
Kenntnis der Prozeßvorschriften des kanonischen Rechts 
hervor?); es kommen aber sogar in Urkunden direkte An- 


ı) Den Beleg dafür bildet ein Vergleich der Ernennungsurkunde 
mit den Epistolae Petri de Vineis, Kanzlers des genannten Kaisers, 
lib. V1 c. 32. Dieses Formelbuch hat die königliche Kanzlei noch unter 
Karl IV. stark beeinflußt. — ?) Eingehende Belege für die Beobachtung 
des kanonischen Prozesses bei den Gerichten in Böhmen und Mähren 
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klänge an Quellenstellen vor, beispielsweise in einer Urkunde 
eines delegierten bischöflichen Richters von 1275 ein Anklang 
an c. 11 X 1,36 und L.21 $S5 D. 4,8 (Cod. D. M. IV 140) 
und in einer Urkunde 1294 die wörtliche Anführung der 
L. 96 D. 50, 17 und c.6 X 5, 40 dann $ 23 Inst. 3, 20 (Cod. 
D.M. V 15). 

Viel bemerkenswerter ist jedoch der Umstand, daß bereits 
am Schlusse des XIII. Jahrhunderts die Prozeßtheorie der 
Griossatorenschule in Böhmen bekannt war; denn in einer 
den Verzicht auf die Wahrung der kanonischrechtlichen 
Prozeßformen aussprechenden Kompromißurkunde wird neben 
anderem auch beigefügt: renuntiantes omni legum auxilio 
vel refugio iuris canonici, quod ... possit opponi de iure 
vel de facto.) Bekanntlich hat diese Unterscheidung in den 
Glossen zum c. 1 in VI 2, 3 beziehungsweise zur L. 2 
D. 44, 1 ihre Grundlage.?) In einem Formelbuche des Prager 
Archidiakons Martinus (1370—1407 fol. 71) sowie in einem 
anderen, gleichfalls in Böhmen entstandenen aus derselben 
Zeit (Archiv des Prager Domkapitels L. VII fol. 63) finden 
sich nähere Erklärungen der Tragweite solcher Verzichts- 
klauseln. In jüngeren Urkunden wird neben dem Verzichte 
auf die auxilia legum und refugia iuris canonici auch auf die 
auxilia iuris terrae (1311), municipii et edicti municipalis 
(1324, 1336) verzichtet. 

Den vorausgeschiekten Ausführungen ist deutlich zu ent- 
nehmen, daß die Kenntnis des kanonischen Rechtes lange 
vor Gründung der Prager Hochschule in weiten Schichten ver- 
breitet und auch tief eingedrungen war. 


bieten die Urkunden über den ganzen Streitverlauf und einzelne Pro- 
zeßakte, die in meiner Rezeptionsgeschichte 8.129 A.18ff. zitiert werden. 

!) Formelbuch des Henricus Italicus im Archiv für Kunde österr. 
Gesch.-Quell. XXIX 8.93. Eine Berufung auf den, fast gesetzliche 
Autorität genießenden Apparatus Innocenz IV. findet sich in den 
Prozeßakten des S.5l1 A.1 erwähnten Patronatrechtsstreites 1320 
(l. ec. 8. 302, 303). — ?) Albrecht, Exzeptionen des gemeinen Zivil- 
prozesses S. 116. 
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IV. 
Der Besuch fremder Hochschulen. 


Das immer mehr und mächtiger hervortretende Bedürf- 
nis, sich für eine entsprechende Führung von Kirchenämtern 
und bald auch für Stellen im Rate der Krone, endlich für 
den Beruf eines Advokaten oder Notars die erforderlichen 
Kenntnisse zu erwerben, führte dazu, daß immer häufiger 
ausländische Hochschulen aufgesucht wurden. Weder die 
Rauheit der Pfade noch die Roheit gewalttätiger Plün- 
derer schreckten die Landessöhne ab, zu Pflegestätten der 
Wissenschaft in der Fremde ihre Schritte zu lenken. Frank- 
reich und Italien waren das Ziel, da weder in Deutschland 
noch in den östlichen Ländern eine Hochschule bestand. 
Ursprünglich waren es nur die Söhne hoher Adelsgeschlechter 
und die Besitzer einträglicher Pfründen, die im Auslande 
Studien oblagen. Nachdem aber an einzelnen Universitäten 
Kollegien für unterstützungsbedürftige Studierende errichtet 
worden waren, strömten auch aus mindervermögenden Kreisen 
Besucher zu den Hochschulen in der Fremde.) 

Kirchliche Vorsteher gewährten dem Streben, in der 
Fremde sich auszubilden, durch Dispens von der Residenz- 


!) In einer trefflichen Arbeit hat der bewährte Herausgeber zahl- 
reicher handschriftlicher Urkundensamnilungen und Formelbücher des 
XIV. Jahrhunderts F. Tadra unter dem Titel: Die kulturellen Be- 
ziehungen Böhmens zu der Fremde bis zu den Hussitenkriegen (böhm.) 
1897 8. 233 ff. ein reiches Material über die Besucher fremder Hoch- 
schulen aus Böhmen und Mähren gesammelt, insbesondere durch Be- 
nützung der aus den päpstlichen Registern gemachten Ausbeute für 
die Monumenta Vaticana res gestas bohemicas illustrantia, womit die 
in meiner Rezeptionsgeschichte 8. 34 ff. gemachten Angaben in vielen 
Stücken in dankenswerter Weise ergänzt wurden. Da bisher nur 
Band I], II, V 1, 2 dieser Monumenta erschienen sind und für die 
Jahre 1362—1377 das Material noch ungedruckt vorliegt, werden die 
bezüglichen Belege unter Berufung auf Tadra zitiert. Die überaus 
mühevollen und eingehenden Nachweisungen Luschins von Eben- 
greuth über „Österreicher an italienischen Hochschulen zur Zeit der 
Rezeption des römischen Rechts“ (in den Blättern des Vereins für 
Landeskunde von Niederösterreich XIV., XV. und XVI. Jahrgang) boten 
ihreın Zwecke und ihrer Anlage nach, weil sie nur die Besucher aus 
den deutschen Kronländern berücksichtigen, keine hier zu benutzenden 
Ergebnisse, 
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pflicht wärmstens Unterstützung. Schon der Bischof Tobias 
gestattet um das Jahr 1290 den Benefiziaten, die zum Behufe 
ihrer Studien ins Ausland sich begeben wollten, Stellvertreter 
im Amte auf zwei Jahre zu bestellen, und sein Nachfolger 
in der Bischofswürde Johann IV. (1301—43) erteilt Klerikern, 
welche beabsichtigten „ad studium generale ire et ab ecclesia 
studiorum causa abesse“, sich in der Fremde ausweihen zu 
lassen.!) 

Es sind aber auch Zeugnisse darüber erhalten, daß den 
Scholaren, welche fremde Hochschulen aufsuchten, unmittel- 
bar materielle Unterstützung gewährt wurde. Schon der im 
Jahre 1271 verstorbene Domdechant in Prag, Veit, war ein 
eifriger Förderer derselben (scholaribus in generali Studio 
existentibus providebat) 2); ingleichen pflegte der erste Erz- 
bischof, Ernst von Pardubitz, an jene Hochschulen, die er 
selbst besucht hatte, stets einige Kleriker auf seine Unkosten 
Studien halber zu schicken.?) 

Offenbar nur deshalb, weil der Besuch fremder Hoch- 
schulen keine vereinzelte Erscheinung blieb, bestimmte die 
für die mährische Diözese in Kremsier abgehaltene Synode 
1318 (Cod. D.M. VI 386) von den Vorschriften, welche eine 
strengere Beobachtung der Residenzpflicht bezweckten, eine 
Ausnahme für die an fremden Universitäten weilenden 
Benefiziaten. 

Nicht bloß aus den Kreisen der Weltgeistlichkeit, auclı 
aus den Reihen der Ordensmänner erhielten fremde Hoch- 
schulen Zuzug. Insbesondere waren es die Benediktinerstifte, 
welche dem an die Klöster in Böhmen ergangenen Befehle 
des Papstes Benedikt XII. vom Jahre 1335 (Dobner, 
Monumenta VI 63) gehorchend, einzelne Klosterbrüder zur 
wissenschaftlichen Ausbildung an auswärtige Universitäten 
sandten. So werden zum Jahre 1339 in der Juristenmatrikel 
der Universität zu Perugia zwei Prager Benediktiner an- 
geführt.*) 


1!) Formelbuch Henr. Ital. (vgl. 8.55 A.1) Nr. 187; Palacky, 
Formelbuch I 8. 252. — ?) Contin. Cosmae, F.R.B. I1S. 323. — ?) Benes$ 
de Weitmühl, F.R.B. 1V 529; Cancellaria Arnesti edidit F. Tadra 
im Archiv für Kunde österr. Gesch. LXI 8.531, 532, — *) Stölzel, 
Gelebrtes Richtertum I S. 53 A. 83. 
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Der Staat unterstützte den Besuch fremder Hochschulen 
indirekt durch Zollbefreiung der von Scholaren vom Aus- 
lande eingeführten (1341 Reg. Boh. IV p. 425) und in 
gleicher Weise der zum Austausch ins Ausland ausge- 
führten Bücher.!) Ein Beispiel der Entsendung eines jungen 
Mannes zum Rechtsstudium ins Ausland und zwar an die 
Universität in Orleans auf Kosten des Königs findet sich 
aus dem Jahre 1294.?) 

In Paris wurden die Ankömmlinge aus Böhmen im 
XII. Jahrhundert in die Natio anglicana an der dortigen 
Universität aufgenommen?); denn zu derselben gehörten: 
omnes venientes ad studium Parisiense de imperio et regnis, 
quae in circuitu sunt, videlicet Hungariae, Bohemiae, Polo- 
niae etc. (Chartularium univers. Paris. III 757). Seit dem 
XIV. Jahrhundert findet man die Böhmen der natio Alle- 
maniae zugerechnet, zu deren Prokuratoren mehrmals auch 
Angehörige Böhmens gewählt wurden. Deren Aufgabe war, 
in den Versammlungen der Angehörigen der betreffenden 
natio den Vorsitz zu übernehmen und über die Geschäfts- 
führung, insbesondere auclı über Einnahmen und Ausgaben, 
genaue Aufzeichnungen zu führen, welche seit 1333 (obwohl 
nicht ohne Unterbrechungen) erhalten sind.*) Die magistri 
zählten nicht zu den Angehörigen der betreffenden natio, 
mit Ausnahme der magistri artium, welche als Studierende 
der höheren Fakultäten ihren Studien oblagen. Es war dies 
eine überaus zweckmäßige Maßregel, welche bei Gründung 
der Prager Hochschule, obwohl die Organisation der Pariser 
das Vorbild abgab, nicht übernommen wurde. Der Umstand, 
daß in Prag neben den Studierenden auch die Professoren 
zu den einzelnen nationes gehörten, wurde nach dem maß- 


1) Urkunde Karls IV. 1367: Rychonem familiarem Rudolfi cano- 
nici Pragensis versus Paduam et Bononiam cum libris transeuntem re- 
commendamus, quatenus praefatum cum libris et aliis libris suis (sic) sine 
exactione thelonei, gabellae ... transire permittentes ipsum de securo 
conductu providere velitis. Vgl. Tadra, Kanzleien und Schreiber in 
den böhmischen Ländern unter den Königen aus dem Hause Luxemburg 
8. 215 (aus dem Formelbuch des Primda fol. 201 MS.). — ?) F.R.B.1V 62. 
— *Savigny l.c. II S.349. — *) Liber procuratorum nationis 
anglicanae I, umfassend die Jahre 1333—1406; nach Tadra l.c. 8. 240 ff. 
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gebenden Urteile Denifles!) dieser Universität verhängnis- 
voll, weil er den Grund zu dem Stimmenstreite abgab. 


Außer den an anderer Stelle Genannten sind als Besucher 
der Pariser Hochschule anzuführen: 


Hermann von Michalowic (auch Wartenberg), Propst zu 
Altbunzlau, iuris ecclesiastici peritia et laurea in Pari- 
siensi universitate celebratus, gest. 1257); 

Magister Ulrich von Pabönic, gegen das Ende des 
XIII. Jahrhunderts, 1302 als doctor decretorum erwähnt, 
canonicus des Prager Domkapitels, außerdem Mitglied 
des Vyschehrader und Olmützer Kapitels, 1310—13 
Offizial des Prager Bischofs, später (während des Ver- 
weilens des Bischofs Johann IV. in Avignon) Admini- 
strator des Prager Bistums’); 

Udalrich von Hasenburg, Sohn des Heerführers (bellista) 
Wilhelm, um das Jahr 1280 juris licentiatus, später 
Propst des Domkapitels in Prag 1285—1301); 

Adalbert Ranconis de Ericinio, Professor an der theolo- 
gischen Fakultät und 1355 Rektor der Universität Paris, 
unter dessen Rektorat an der Artistenfakultät das später 
auch in Prag erlassene Verbot der sogenannten pronun- 
tiationes, d.h. des Diktierens der Vorträge erging. Im 
Jahre 1369 wird er als canonicus scholasticus in Prag 
erwähnt. Auf seine Beschäftigung mit Rechtsstudien 
kann daraus geschlossen werden, daß er bei der Rück- 
kehr nach Paris 1372 eine Handschrift der Dekretalen 
als Pfand für ein ihm von der natio anglicana gegebenes 
Darlehen bestellt (Liber procurat. I 417)°); 

Johann von Jenstein, 1372 studens in facultate decretorum, 
der nachmalige zweite Erzbischof von Prag, welcher 


!) Denifle, Universitäten im Mittelalter I 8.104. — ?) Balbin, 
Epitome histor. rer, boh. p. 196. — ?) Palacky, Formelbuch II 171; 
F.R.B. IV, 128, 303, 323. — *) Meine Rezeptionsgeschichte S. 36 A. 12. 
— 5) Tadra, Kulturelle Bezieh. S.246. In dem Manuskript der Wiener 
Hofbibliothek Nr. 745 ist eine bisher unbekannte notarielle Protestation 
gegen eine kirchliche Zensur wegen unterbliebener Zahlung päpstlicher 
Zehnten enthalten, in welcher der Obengenannte als scholasticus 
Pragensis, theologiae et artium liberalium professor Parisiensis, be- 
zeichnet wird. 
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außerdem in Padua, Bologna, Montpellier und Prag 
studierte.!) 


In Bologna lagen den Studien zumeist ältere Männer ob, 
welche bereits eine Lebensstellung erreicht hatten und sich 
nach dem Vorbilde der Zünfte zum gegenseitigen Schutze 
ihrer Freiheit und zu wechselseitiger Unterstützung derart 
in Landsmannschaften zusammenfanden, daß sich eine der 
Zahl nach weniger Angehörige zählende Gruppe der ihr 
näherstehenden anschloß und die ganze Vereinigung sodann 
nach der an Kopfzahl stärksten Nation ihren Namen erhielt. 
Im Jahre 1265 gliederten sich die Ultramontani, d.h. die 
Angehörigen aller außeritalienischen Volksstämme in dreizehn, 
später in achtzehn Nationen.?) 

Schon im XH. Jahrhundert war der Ruhm der Hoch- 
schule zu Bologna nach Böhmen gedrungen, denn der Kano- 
nikus Vinzentius spricht in seiner Chronik von den Bono- 
nienses cum suis legistis et sapientibus und von der Stadt 
Bononia cum suis sapientibus.?) 

Die Angehörigen Böhmens und Mährens bildeten an der 
genannten Hochschule bereits 1310 eine der ultramontanen 
Nationen. In den ältesten Statuten der universitas scholarium 
juristarum Bononiensium, welche Joannes Andreae zum Ver- 
fasser haben und den Niederschlag des Gewohnheitsrechtes 
wiedergeben, wird in der von der Rektorwahl der Ultra- 
montani und Citramontani handelnden Rubrik V eines alt- 
hergebrachten Gebrauchs betreffs des Wechsels im Rektorate 
nach den einzelnen nationes Erwähnung getan und hervor- 
schoben, daß ein Angehöriger Böhmens 1315—16 Rektor 
der Ultramontani war und künftighin der Rektor jedes 
21. Jahr von der natio Boämorum gewählt werden soll.*) 
Da der natio Teutonicorum jedes fünfte Jahr die Wahl des 
Rektors aus ihrer Mitte zustand, ergibt sich hieraus, daß die 
Angehörigen der deutschen Länder in Bologna viermal so 
stark vertreten waren als die Landessöhne Böhmens und 


1) Cod. epist. J. de Jenstein im Archiv für Kunde österr. 
Gesch. LV S. 274. — ?) Denifle, Gesch. der Univ. im M.A.I S. 139 ff., 
156 A.380 und derselbe im Archiv für Lit. und Kirchengesch.IIl. Band 
8. 210 ff. — °) Chron: Vincentii F.R.B. 11 438, 445, 459. — *) Denifle 
im Arch. für Lit. und Kirchengesch. III S. 196, 259. 
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Mährens.!) Dem Rechtsstudium widmeten sich aber ur- 
sprünglich alle Besucher, da erst 1316 eine besondere facultas 
philosophorum et medicorum anerkannt wurde.?) 

Unter den Angehörigen Böhmens, die sich nach Bologna 
ihrer Rechtsstudien wegen gewendet hatten, ist an erster 
Stelle anzuführen: Damasus 1220—27, der Verfasser des mit 
Tankreds Arbeit gleichzeitigen, aber selbständigen, an den 
Gang des Verfahrens sich anschließenden, verdienstlichen 
ordo iudiciarius, welchen Durantis (in proem. speculi) und 
Joannes Andreae (in den additiones ad speculum) ausdrück- 
lich als Boömus bezeichnen. Belege für seine Lehrtätigkeit 
zu Bologna, welche eine genaue Kenntnis der Verhältnisse 
an dieser Hochschule dartun °), sind noch erhalten. Ihm ge- 
bührt das Verdienst, die allgemeinen Regeln, welche den 
zugleich angeführten Quellenstellen entnommen sind, als der 
erste unter dem Namen Brocarda (125 Sätze) gesammelt 
zu haben.‘t) 


Als Scholaren der ursprünglich nur als Rechtsschule 
sich entwickelnden Hochschule zu Bologna sind aus dem 
XII. Jahrhundert namentlich anzuführen: 


1250 mag. Jakob doctor iuris, canonicus in Breslau), 
Kaplan des Königs von Böhmen; 
1268 Magnoldus, ebenfalls Kaplan des Königs von Böhmen; 


!) Nicht immer ging die Berufung zum Rektorat glatt vor sich. 
Im Jahre 1310 hatte sich zum Nachteil der natio germanica irgend- 
ein Ungar des Rektorats bemächtigt (se ingesserat officio rectoris) und 
in dem infolgedessen enstandenen Streite verteidigte Joannes Andreae 
die Rechte der Deutschen gegen den Eindringling und seine Anhänger 
(adhaerentes videlicet Burgundi, Poloni, Bohemi et Vascones; ef. Acta 
nat. germ. univ. Bonon. pg. 61) für ein Honorar von XII librae, wie er 
schon vordem 1301 ihnen in einer Streitsache mit seinem Rute bei- 
gestanden war (p. 52). — ?) Savigny l.c. III S.178. — °) Schulte, 
Sitz.-Ber. der Wien. Akad. der Wiss. phil.-hist. Kl. 1870 Oktoberheft 
S. 149. — *) Eine Handschrift dieser Arbeit befindet sich in einem 
ehemals dem Raudnitzer Kloster gehörigen, vielleicht aus der Schenkung 
des Bischofs von Prag Johann 1V. herrührenden und, sonach aus Frank- 
reich stammenden Bande, dernial im böhm. Museum (Schulte, kan. 
HS. Nr. 111 S.52). Über seine sonstigen Arbeiten vgl. Schulte, Quell. 
und Lit. I S.194 und Savignyl.c. V 8.165. — ®) Pfotenhauer, 
Schlesier in Bologna, in der Zeitschrift für Gesch. Schles. 1894 S. 434. 
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1277 und 1279 Joannes, praepositus Sacencis (Sadska)!) 
de Bohemia; 

1277 Nikolaus, canonicus Vyssegradensis, der spätere Offi- 
zial des Prager Bischofs 1319—26; 

1278 Magister Aegidius quondam Domini Petri de Civi- 
tate Pragensi und Magister Joannes, praepositus, com- 
missarius domini Incoslai (offenbar Jaroslai), filius domini 
Sobeslai, praepositus Gresnensis (wahrscheinlich Gnes- 
nensis), canonicus Pragensis; 

1284 Joannes de Glava (1286 als de Glana angeführt); 

1290 Rogerius de Rovigi Pragensis dioec. 

1292 Nikolaus de Praga.?) 


An der Wende des XIII. und XIV. Jahrhunderts kommen 
in den acta nationis Germanicae universitatis Bononiensis 
ebenfalls Angehörige Böhmens vor. Diese Erscheinung er- 
klärt sich aus einer Bemerkung der Statuten dieser Nation 
in der 1497 genehmigten Fassung, welche lautet: quia 
Bohemi et Moravi a priscis (temporibus) in nostram socie- 
tatem et nationem recepti sunt, ideoque eos amplectimur et 
corpori nostro adjungimus. Insbesondere werden in diesen 
Akten genannt: 1290 (S. 38) dominus Fredericus de Bohemia; 
1293 (S. 41) dominus Henricus, frater ejusdem; 1296 (8. 46) 
Theodoricus de Wartenberg, wahrscheinlich aus dem damals 
mächtigen gleichnamigen Adelsgeschlechte; 1303 (8. 54) 
Petrus de Helfenstein, Bohemus; 1317 (8.73) Nikolaus de 
Colonia, dioec. Prag. (Kolin), reetor ecclesiae; 1322 (8. 80) 
dominus Volquinus, canonicus Pragensis, procurator nationis 
(vgl. Tomek, Geschichte Prags I S. 592); Henricus de Gors, 
praepositus ecelesiae Melnicensis, dioec. Prag. Neben den 
beiden letztgenannten Namen ist am Rande beigefügt: nota 
hic, quod Praga est de nostra natione. Fndlich wird in 
den genannten Akten noch im Jahre 1324, 8. 85, erwähnt: 
dominus frater Joannes de monasterio Siloensi Prag. dioec.?) 


!) Tomek, Gesch. Prags I S. 592. — ?) Sarti, De claris Bonon. 
archigymn. profess. I pars II p. 234 führt die Obengenannten als Teil- 
nchmer oder Zeugen über Rechtsgeschäfte in Urkunden an, die im 
Bologneser Archiv verwahrt werden. — °) Zweifelhaft bleibt, da nur 
nach den Namen geschlossen werden kann, ob auch Philippus de 
Syrce 1297 p. 47, Henricus de Lukowe 1301 p. 51 und Joannes de Berka 


— 
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Als Besucher Bolognas im XIV. Jahrhundert sind an- 
zuführen: 


1340 der nachmalige Abt des Klosters zu Opatovic und 
böhmische Chronist Neplach !), 

und um dieselbe Zeit als Schüler des Joannes Andreae 
der nachmalige erste Erzbischof von Prag, Ernst von 
Pardubic?), welcher später an der Hochschule zu Padua das 
Licentiat decretorum erwarb. Diesem erleuchtetenKirchen- 
fürsten verdankte die Kirchenprovinz Böhmen ihre ersten 
Synodalstatuten 1349 und an ihn richtete Gregor XI. sein 
Schreiben vom 8. April 1374, womit dieser Papst?) auf 
Drängen des Johann Klenkok eine Anzahl von Artikeln 
des Sachsenspiegels reprobierte. Die Kenntnisse Ernsts 
von Pardubic im Kirchenrecht und seine staatsmännische 
Weisheit mußten im Kardinalkollegium wohlbekannt sein, 
da bei Erledigung des päpstlichen Stuhls eine größere 
Anzahl von Kardinälen diesen Prager Erzbischof mit 
der päpstlichen Tiara schmücken wollte. 

Johann von Jenstein, sein zweitnächster Nachfolger im 
Amte, dessen schon unter den Besuchern der Universität 
zu Paris gedacht wurde, brachte in Bologna ebenfalls 
einige Studienjahre zu und trat aus diesem Anlasse zu 
dem Rechtslehrer Johannes de Lignano in nähere per- 


1317 p. 73 Angehörige Böhmens oder Mährens waren. Was die beiden 
Erstgenannten anlangt, so erwähnen Urkunden 1269 (Reg. Boh. II Nr. 672) 
ein Flüßchen Syre, und 1258, 1264 (Reg. Boh. II Nr. 82, 181) einen Ort 
Lukowe bei Tischnowitz in Mähren, und 1304 (Reg. Boh. II Nr. 2004) 
einen gleichnamigen Ort im Landskroner Bezirk in Böhmen. Was end- 
lich den letztgenannten Scholaren betrifft, so kommt in einer Urkunde 
1309 (Reg. Boh. II Nr. 2193) ein Hinco Berka de Duba, dietus scholaris, 
Sohn des gleichnamigen Oberst-Marschalls von Böhmen vor. 

!) Chronicon ejus apud Dobner, Monumenta IV 122. — ?) Bene 
de Weitmühl, F.R.B.IV 528. — °) Der Papst erklärt: „ad reveren- 
tiam Dei quaedam execrabilia scripta, leges seu speculum Saxonum 
appellata, reprobavimus* und verfügt die öffentliche Verkündigung der 
Reprobation und Nichtigerklärung der verdammten Artikel des Sachsen- 
spiegels von allen Kanzeln sowie die Eintragung dieser Anordnung 
in libris constitutionum vestrarum curiarum. Über die Erfüllung dieses 
Gebots sollte unter Vorlage eines Notariatsinstrumentes dem Papste 
Bericht erstattet werden (Tadra, Kanzleien S. 132 A.11 ex docum. Vat.). 
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sönliche Beziehungen, da er ihn seinen besonderen Freund 
(amicus specialissimus) nennt.!) 

Nikolaus Holoubek. Kanonikus und zweiter director fabricae 
beim Bau des Prager Veitsdomes (gest. 1355), erwarb 
gleichfalls in Bologna das Doktorat.?) 

Dort erlangte ferner Andreas de Duba das magisterium 
theologiae et decretorum, der 1379 als Dechant zu 
Leitmeritz in Urkunden vorkommt, nachdem er in Prag 
auch das magisterium artium erworben hatte.°?) 

Der nachmalige Prager Kanonikus und seit 1382 Propst 
des Olmützer Kapitels Mathaeus de Mutina (Machek von 

“ Mutönin) wurde in Bologna 1371 zum Doktor der Rechte 
promoviert, nachdem er schon früher an der Prager 
Hochschule über Dekretalen Vorlesungen hielt.) 

Außerdem hat sich noch Johann von Jeren (heute Girschen 
bei Waltsch) 1370 mit Rechtsstudien in Bologna befaßt 
und das Lizentiat des kanonischen Rechtes sodann in 
Padua erworben, wo er auch als Vizerektor fungierte. 
Im Jahre 1378 wird er als Kanonikus in Prag angeführt.) 

Ferner ist zu erwähnen: 

Mathias de Praga, 1381 von Johannes de Lignano zum 
Doktor promoviert®); 

mag. Joannes von Borsnic, decretorum doctor, um 1390, 
auditor sacri palatii, canonicus Pragensis, später Bischof 
in Leubus’”); 

Joannes Namslav, baccalaureus der Rechte um 1390, rector 
ultramontanorum, später abbreviator literarum apostoli- 
carum in der päpstlichen Kanzlei, 1393 Archidiakon in 
Saaz?); 

weiter Petrus, nach seinem Geburtsorte genannt Jelito, 
welcher außerdem in Perugia und Rom Rechtskenntnisse 


1) Vgl. das 8.60 A.1 zitierte Formelbuch S. 327. — ?) Berg- 
hauer, Protomartyr poenitentiae 1736 p. 308. — °®) Frind, Kirchen- 
geschichte Böhmens II 159. — *) Tomek, Geschichte Prags III 174. 
— 2°) Derselbel.c. berichtet, daß dessen Rechtsstudien 8 Jahre dauerten. 
— °%) Luschin von Ebengreuth, Sitz.-Ber. der Wien. Akad. der 
Wiss, hist.-phil. Kl. B. CXIII S. 785. — ?) Tadra, Kulturelle Beziehungen 
S. 264 ex Arch. Vat. und desselben: Kanzleien $. 221. — ®) Derselbe 
l.c. ex Arch. Vat. 
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sammelte, vor 1355 bei päpstlichen Gerichten als auditor 
causarum in Verwendung stand und hierauf den Bischofs- 
stuhl von Leitomischi und später von Olmütz bestieg 
(gest. 1388) !); 

schließlich Johannes von Jesenic?), der von 1410—1412 in 
Bologna sich den Rechtsstudien widmete, sodann den 
Doktorgrad erwarb und nach seiner Rückkehr nach 
Böhmen als Freund und Verteidiger des Magister Johannes 
Hus (1412) in einer feierlichen Disputation die rechtliche 
Ungiltigkeit der gegen letzteren verhängten Exkommuni- 
kation darzutun bemüht war.?) 


Neben der Universität in Bologna*) übte seit alters her 
auf die Angehörigen Böhmens eine bedeutende Anziehungs- 
kraft die Hochschule zu Padua aus, welche 1222 von Bolog- 
neser Flüchtlingen gegründet worden war und bis 1360 nur 
als Rechtsschule wirkte. Die Söhne Böhmens bildeten bereits 
nach den Statuten vom Jahre 1331 (den ältesten bekannten) 
eine besondere Gruppe der ultramontani.®) Unterricht im 
Rechte genossen hier außer den bei der Universität Bologna 
bereits Angeführten: Vladislav, ein Sohn des im Kampfe 
gegen die Mongolen gefallenen Herzogs Heinrich U. von Lieg- 
nitz, und Annas, einer Tochter des Königs Prfemysl Ottokars 1.®), 
der nachmals zum Propst des Kapitels am Vyschehrad und 
Erzbischof von Salzburg erhoben, jedoch schon 1270 vom 
Tode ereilt wurde. Er war ein Bruder des unter den Be- 


ı) Augustini, Series episcoporum ÖOlomucensium 8. 121. — 
2) Tomek 1.c. III S. 489, 526. — *°) Außer den Obengenannten er- 
scheint noch eine Anzahl von Schlesiern unter den Besuchern Bolognas, 
betrefis deren auf den S.61 A.5 zitierten Aufsatz Pfoten- 
hauers verwiesen wird. — *) Chron. Francisci F.R.B. IV 8. 450 
erwähnt noch im Gründungsjahre der Prager Universität (1348) bei 
Schilderung der damals herrschenden Pest in Kürnten, Krain und 
Österreich die Heimkehr von „studentes de Bononia versus Bobemiam 
transeuntes“. — ®) Bei Denifle, Arch. für Lit. und Kirchengesch. VI 
S. 314; S. 399 werden nach lib. I c. 13 der Statuten die ultramontani 
mit zehn Stimmen aufgezählt, darunter die Teutonici mit zwei Stiminen. 
Der Rektor sollte jedes fünfte Jahr aus der natio Teutonica, jedes zehnte 
aus der natio Boemorum gewählt werden. An der Verfassung der 
Statuten 1331 beteiligte sich auch als rector der ultramontani Johannes 
de Bohemia, Propst bei St. Ägid in Prag. — °) Balbin, Epitome rer. 
Boh. S. 277 und Pertz, Monum. Germ. SS. B. XVII 404, 406. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIV. Kan. Abt. II. ö 
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suchern der Pariser Hochschule genannten Konrad (vgl. S. 25 
A.6). Im Frühjahre 1273 starb in Padua, wo er Rechts- 
studien oblag, Magister Johann, Kanonikus zu Olmütz und 
Kremsier, Pfarrer zu Hotzenplotz.!) 

Im XIV. Jahrhundert war der Besuch der genannten 
Hochschule von Böhmen aus überaus stark?); ihre Studien 
im kanonischen Rechte machten dort: 

Wilhelm von Hasenburg, Sohn des Meisters der königlichen 
Kammer 1357, welchem damals schon höhere Benefizien 
zugedacht waren?) und dem später die Dechantei des 
Vyschehrader Kapitels zufiel; ferner 

Wenzel von Jenstein, ein Bruder des obengenannten Prager 
Erzbischofs Johann, der ebenfalls hier studierte %); 

Joannes Paduanus, seiner Studien an dieser Hochschule 
wegen so genannt, bereits 1324 doctor decretorum, später 
Offizial des Bischofs von Olmütz, 1342 des Königs 
Johann von Luxemburg iuratus consiliarius et secretarius 
praecipuus, Dechant des Vyschehrader Kapitels?°); 

Nikolaus de Krapic, um 1360 durch drei Jahre in Padua 
mit kirchenrechtlichen Studien beschäftigt ®); 


weiter zwei Stipendiaten des Kaisers Palacologus 1370: 
Jesco Lamberger und Stenico (Zdenko) de Bohemia’); 
außerdem Pfibislaus von Pofeschin, Sohn des königlichen 

Marschalls, Domdechant in Prag, im Jahre 1350 während 
seines Studiums an der genannten Hochschule vom 
päpstlichen Legaten Pileus mit dieser Pfründe bedacht); 
Konrad von Tiebovel, von welchem in einem päpstlichen 

Provisionsschreiben 1371 für ein Prager Kanonikat ge- 

sagt wird: baccalaureus in decretis, qui in jure canonico 

in Pragensi studio cathedram tenuit et in Paduanensi 


1) Cod. D. M. IV 10%. — ?) Jacobi, od. epist. regis Joannis 
(aus der Zeit 1325—1345) enthält auch ein Empfehlungsschreiben 
behufs Erteilung eines Kanonikats, mit der Begründung, damit der 
limpfohlene: per (canonicatus) proventus Paduae studiis ... insistere 
valeat (Nr. 83). — ®) Monumenta Vaticana I Nr. 565. — *) Arch. für 
österr. Gesch. 55. B.S. 327. — ®) Reg. Boh. III 1610; Tadra, Kulturelle 
Beziehungen 8. 267 ex Arch. Vat. — °) Derselbe: Kanzleien S. 38 ex 
Arch. Vat. — ?) Derselbe: Kulturelle Beziehungen 9.263 nach Gloria, 
Studi d. univ. di Padov. Monumenti II Nr. 1309, — ®) Tomek, Gesch. 
Prags III 8. 169. 
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studio, ubi nunc scholaris existit, repetiit et disputavit, 
später 1377—89 Generalvikar des Prager Erzbistums'); 

Johannes von Schüttenhofen, aus ritterlichem Geschlechte, 
mit einer Provision für ein Kanonikat in Olmütz be- 
dacht, 1371; 

Hermann Bohunconis filius aus Nakle, Kanonikus in Ol- 
mütz, vor 1376; 

magister Johannes, Dechant bei St. Apollinaris in Prag, 
erlangte um 1370 das Licentiat juris canonici und ver- 
sprach, nur an dieser Hochschule das Doktorat erwerben 
zu wollen, weshalb er 1374 eine päpstliche Dispens er- 
wirken mußte, um an der Prager Universität zum Doktor 
promoviert zu werden; 

Dalibor von Honytovic, Sohn des Jakob, Kleriker der 
Olmützer Diözese, besuchte die oft genannte Universität 
vor 1377 durch drei Jahre; 

Wenzel, Wolfram und Nikolaus von Prag 1379, Peter 
1390, Jakob 1400, scholares juris canonici; 

Joannes Capillo Bo&mus 1380 licentiatus juris; 

Wenzel, clerieus aus Leitomischl 1382; 

mag. Konrad de Vintiolim(?) de Bohemia, decretorum 
doctor, hielt 1382 an dieser Universität Vorträge ab?); 

mag. Johannes de Bohemia (Pomuk) ?), Pfarrer bei St. Galli, 
studierte in Padua 1383—1387, war 1386 dort rector 
ultramontanorum, promovierte unter Antonius de Naseriis*) 
im Oktober 1387, worauf er in demselben Jahre sich an 
der Prager Universität eintragen ließ und später das Amt 
eines Generalvikars des Prager Erzbistums bekleidete; 


ı) Tadra l.c. (ex Arch. Vat.) S. 269. — ?) Vgl. betreffs aller Vor- 
genannten Tadra 1l.c. nach der dort erwähnten Quelle (Arch. Vat.). 
Der Letzerwähnte kann nicht mit Konrad von Trebowel identisch sein, 
was Tadra S. 271 A. 2 möglich scheint, da dieser 1382 bereits General- 
vikar in Prag war. — °) Denifle, Arch. für Lit. und Kirchengesch. VI 
8.314. Tadral.c.nach Gloria l.c. Nr. 221, 687, 879. — *) Aus dieser 
Zeit rührt auch eine lectura de foro competenti des als Jurist einen 
großen Ruf genießenden Antonius de Naseriis, legentis decretales 
Paduase, 1386, her, die sich in der Prag. Domkapit.-Bibl. L. VII fol. 254 
vorfindet und dem Forscherblicke Schultes entgangen ist. Letzterer 
erwähnt (Quell. und Lit. II S. 274) nur zwei, dem Inhalte nach un- 


bekannte Lecturae. 
5r 
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mag. Albik!), der Erzbischof von Prag vor den Religions- 
kämpfen, um 1350, erwarb in Padua das Doktorat und 
ließ sich als doctor an der Prager Universität ein- 
schreiben, worauf er das magisterium medicinae erlangte 
(unbekannt an welcher Universität) und königlicher 
Leibarzt wurde; 
Adam vonBrünn, Sohn des Artlew, Benediktinermönch 1397; 
Nikolaus Zeiselmeister aus Prag 1400, vicerector Ultra- 
montanorum, hernach Doktor, Kanonikus bei dem Kapitel 
in Prag und Vyschehrad, erzbischöflicher Offizial (wahr- 
scheinlich identisch mit dem obengenannten Nikolaus 
de Bohemia, canonicus Prag., welcher 1401 in derselben 

Eigenschaft eines vicerektor Ultramontanorum angeführt 

wird); 

Zaviss von Zap, Olmützer Kanonikus, wird 1400 als Hörer, 

1401 als juris doctor angeführt; 

schließlich Joannes Naso?), der nachherige erste J. U.Dr. 
an der Prager Universität, widmete sich in Padua an 
der Grenze des XIV. und XV. Jahrhunderts dem Rechts- 
studium, war 1396 rector Ultramontanorum, 1397 licen- 
tiatus, 1399 von Franciscus Zabarella zum Doktor pro- 
moviert, später königlicher Gesandter bei der päpst- 
lichen Kurie und praesidens nationis Germanicae am 

Konzil zu Konstanz, hernach auditor bei der rota Romana, 

schließlich Bischof von Chur. 

Außer an den bisher genannten Hochschulen fand das 
Kirchenrecht auch seine Pflege an dem besonderen „Studium 
für Theologie und kanonisches Recht“ in Rom, welches 
1244 Papst Innozenz IV. für die „von allen Weltgegenden 
zusammenströmenden Kleriker“ gründete, und das seit der 
Verlegung des Sitzes der Päpste nach Avignon dort seine 
Fortsetzung fand. Als Besucher dieser Bildungsstätte für 
kanonisches Recht sind bekannt: 

Joannes magister Romanus, Kanonikus in Prag 12843); 
der Chronist Franeiscus, welcher 1321—23 den Studien in 


) Vgl. über die Nachgenannten Tadra |.c. nach Gloria. — 
?) Derselbe ].c. nach Gloria Nr. 223, 665; meine Rezeptionsgeschichte 
8.37. — ®) Tadra l.c. S. 273. Cod. D. M. IV 294. 


\ 
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Rom sich widmete und nach seiner Rückkehr in die 
Heimat die Stelle eines Kaplans und Poenitentiars bei 
dem Bischof Johann IV. in Prag einnahm!); 

Nikolaus Melniker, ein Prager Bürgerssohn, 1339 als 
studens in jure canonico in curia Romana angeführt und 
etwa 18 Jahre alt mit einer provisio pro canonicatu in 
Prag bedacht; 

der bereits unter den Besuchern Bolognas angeführte 
Petrus Jelito; 

Paul von Janowic?), licenciatus in decretis, Kanonikus am 
Vyschehrad, welcher im Jahre 1371 die päpstliche pro- 
visio pro canonicatu für eine Stelle an der Prager Dom- 
kirche erhielt. An dem studium Romanum hat auch 
der Bologneser doctor decretorum Johann von Borsnic, 
Kanonikus in Prag 1393, Vorträge über den liber 
sextus gehalten.?) 


In Perugia bestand seit dem XII. Jahrhundert eine 
Rechtsschule, welche erst von Clemens V. 1308 das Univer- 
sitätsprivileg erhielt. In der matricula scholarium universi- 
tatis et doctorum studii Perusini werden zum Jahre 1339 als 
Besucher aus Böhmen) genannt: Stephanus de Praga, 
scholaris in jure, und die beiden Benediktiner Fr. Bonsu- 
lanius (sic) und Leo de Bohemia. Auch geschieht Er- 
wähnung des schon mehrgenannten Petrus Jelito. 

In Vicenza, wo wahrscheinlich infolge des Auszugs von 
Studenten und Professoren aus Bologna im Anfange des 
XIII. Jahrhunderts eine Universität entstand, wird schon 
1209 von Scholaren aus Böhmen, insbesondere eines dominus 
Martinus de Bohemia°?) Erwähnung getan. 

In Frankreich war neben Paris eine Stätte höherer Bildung 
in Montpellier entstanden, die außer dem hier besonders 
blühenden Studium der Medizin auch das Recht pflegte. 
Der Rektor der juridischen Abteilung war zugleich Vorstand 


1) Fontes rer. Austriac. VIII S.12. — ?) Betreffs desselben und 
des Nächstgenannten vgl. Tadra 1. c. ex Arch. Vat. — °) Tadra, 
Kanzleien 8. 221 nach einer Appellationsschrift in dem M.S. des Prag. 
Domkapt. Sign. J.40. — *) Tadra, Kulturell. Beziehungen S. 275 nach 
Archivio Giurid. V 501. — °) Tadra ]l.c. nach den Annal. Camald. 
O.8S.B. edidit Mittarelli IV 213. . 
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der ganzen Universität. Es mag wohl mit der Berufung 
Johanns von Luxemburg auf den Thron von Böhmen zu- 
sammenhängen, daß auch diese Hochschule von Böhmen aus 
besucht wurde. Als Besucher derselben werden insbesondere 
genannt): 

Slawata, Sohn des Zdenko von Pyest, der Olmützer Diö- 
zese, welcher als Studierender des Kirchenrechts 1357 
mit einer päpstlichen Provision bedacht wird; 

Nikolaus Rothonis, Pfarrer in Zlatnik 1362, der als bacca- 
laureus in decretis in dem rotulus der Rechtsfakultät 
für eine päpstliche Provision vorgeschlagen wird, bei 
welcher Gelegenheit die Fakultät bittere Klage führt 
über den Verfall der Hochschule, da diese ehemals zwei- 
tausend Studenten zählte, dermals aber bloß zweihundert 
besitze; auch 

Wenzel, Sohn des gleichnamigen Herzogs von Schlesien, 
bei welchem besonders betont wird, er sei ein consangui- 
neus Caroli IV., 1371 scholaris in jure canonico, damals 
23 Jahre alt, erhielt eine solche Provision; 

Ödolen Bonezonis, Lehrer des nachmaligen Erzbischofs 
Johann von Jenstein, beschäftigte sich dort 1371 mit 
kirchenrechtlichen Studien, erwarb das Baccalaureat der 
Rechte, wurde dann Kaplan Kaiser Karls IV. und Propst 
bei St. Ägidius in Prag; 

Henricus Joannis Sterbonis de Lobschiez (Leobschütz?), 
Kanonikus in Prag, studierte als magister in artibus per 
tres annos in jure canonico 1371; schließlich 

der schon bei anderen Universitäten genannte nachmalige 
Erzbischof Johann von Jenstein etwa um das Jahr 1370. 


Es ist gewiß eine stattliche Schar von Männern, die 
fern der Heimat Rechtskenntnisse zu erwerben bemüht waren. 


1) Tadra l.c. S. 277 ex Arch. Vat. 
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V. 
Juristische Halbgelehrte. 


So bedeutend auch die Zahl der Persönlichkeiten ist, 
deren Rechtsstudium im Auslande urkundlich nachgewiesen 
werden kann, so ist hiermit doch nicht der Kreis der Männer 
umfaßt, die auf dem weiten Felde des praktischen Rechtslebens 
als tüchtige Geschäftsmänner tätig waren, insbesondere dem Be- 
rufe eines Stadtschreibers oder Notars sich widmeten, ihre hier- 
für notwendigen Rechtskenntnisse nur aus handlichen knappen 
Zusammenstellungen zusammenrafften und sich als juristische 
Halbgelehrte damit behalfen. Ihnen genügte eine oberfläch- 
liche Erfassung der äußeren Erscheinung der einzelnen 
Rechtsinstitute und die Aneignung der leichtfaßlichsten Unter- 
scheidungsmerkmale der letzteren untereinander. Freilich 
ist dabei nicht zu verkennen, daß diese halbgebildeten 
Juristen mit ihren ungelenken Händen zahlreiche Keime des 
kanonischen Rechts, insbesondere bezüglich des gerichtlichen 
Verfahrens, in den heimatlichen Boden senkten, die später 
in der stadtrechtlichen Gesetzgebung sich kräftig entfalteten. 

Die Bedeutung des Amtes eines Stadtschreibers, der in 
einer Formelsammlung bezeichnenderweise „oculus civitatis“ 
genannt wird, brachte es mit sich, daß schon im XIII. Jahr- 
hundert Rechtskundige in dieser Stellung auftauchten und 
im XIV. Jahrhundert bereits auch die kleineren Stadt- 
gemeinden mit solchen versehen waren. Bei Säumigkeit in 
der Bestellung dieses Hilfsorganes einer geordneten Ver- 
waltung wurde von seiten des königlichen Unterkämmerers 
darauf gedrungen, wie ein Befehlsschreiben aus dem Jahre 
1340 erhärtet!), worin es heißt: status vester id necessario 
exigit, ut civitatis notarium, qui ad suum gerendum officium 
peritus sit et habilis et negotiis ad ipsum officium spectanti- 
bus communiter se ingerat, habeatis. 

Ein hervorragendes Denkmal der Verwertung von Rechts- 
kenntnissen, die durch das Studium kanonistischer Schriften 
erworben wurden, für die Ausübung der Gerichtsbarkeit im 


1, Befehlsschreiben an eine Stadt (Kaurim in Böhmen) bei Jacobi, 
Cod. epistol. regis Joannis Nr. 154. 
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Gerichtswesen der Städte bildet die von dem Brünner Stadt- 
schreiber Johann in lateinischer Sprache angelegte Sammlung 
von Schöffensprüchen vor 1353'), welche durch theoretische 
Zutaten aus den kanonistischen Praktikern seinerseits ergänzt 
ist und für die Entwicklung des Stadtrechts in Böhmen und 
Mähren eine große Bedeutung besitzt. Nicht nur die Ter- 
minologie der Sammlung der Schöffensprüche schließt sich 
an die römisch-kanonische an, auch die Ausführungen über 
die einzelnen Rechtsinstitute, vornehmlich des Prozeßrechts, 
sind kanonistischen Schriften entnommen. 

Wenige Wegstunden von Brünn, dem Sitze einer betrieb- 
samen Bürgerschaft, war in der stillen Klause des Bene- 
diktinerklosters zu Raygern ein Halbjahrhundert vor der 
Zusammenstellung dieser Schöffensprüche die tabula juris 
Raygradensis entstanden. 

In alphabetischer Anordnung, wie diese Tabula sie auf- 
weist, sind die Brünner Schöffensprüche aneinandergereiht, 
was den verdienstvollen Herausgeber dieses Sammelwerks, 
Emil Rößler?), zu der zutreffenden Bemerkung veranlaßte 
(8. CXXID, „daß die alphabetische Form, welche bereits die 
Summa Pisanella hat, dem Bedürfnisse zusagte und im 
Schöffenbuche gleichfalls angenommen wurde“. Doch scheint 
es mit Rücksicht auf die Entstehungszeit dieser von dem 
Dominikaner Bartholomaeus a Sancto Concordio verfaßten 
Summa, welche in das Jahr 1338 fällt, und mit Rücksicht 
auf die nachweislich weit spätere Verbreitung derselben in 
Böhmen und Mähren?) unwahrscheinlich, daß eine südlich 


!) Im alten Ausgabenbuche der Stadt Brünn ist zum Jahre 1353 
eingetragen: item in novis libris legum scriptis pro civitate cesserunt 
XVI marcae (Cod. D. M. VIII 190). — *) Deutsche Rechtsdenkmäler aus 
Böhmen und Mähren II. Die Stadtrechte von Brünn 1852. — °®) Von 
zwölf bei Schulte, Kanon. H.S. angeführten Exemplaren dieser Summa 
geben sieben im Explicit die Jahre 1376, 1387, 1389, 1391, 1413, 1437, 
1459 an, bei zweien steht nur im allgemeinen fest, daß sie an der 
Wende des XIV. und XV. Jahrhunderts beziehungsweise im XV. ent- 
standen sind, und bei einer ist ibrem Schriftcharakter nach die An- 
fertigung zu Ende des XIV. Jahrhunderts zweifellos. Eine dem 
Forscherfleiße Schultes entgangene Handschrift der Prager Universitäts- 
bibliothek (sign. VI A.13b), besagt im Explicit, sie sei comparata per 
fr. Wilhelmum, professum in Pomuk, in studio Pragensi, diese rührt 
aus dem Jahre 1388 her. 


Das kanonische Recht in Böhmen und Mähren. 73 


der Alpen entstandene umfangreiche Arbeit, welche in erster 
Reihe durch Verwertung des Dekretalenmaterials der Cle- 
mentinen und durch Darbietung einer reichen Kasuistik die 
Praxis des Beichtstuhles berücksichtigte, bereits nach Ablauf 
weniger Jahre seit ihrer Entstehung im fernen Norden einem 
weltlichen Geschäftsmanne als literarisches Hilfsmittel gedient 
hätte, um sich mit den Vorschriften des kanonischen Rechts, 
insbesondere rücksichtlich des gerichtlichen Verfahrens, ver- 
traut zu machen. 

Nicht ohne Grund läßt sich vielmehr vermuten, daß 
die tabula juris Raygradensis mit ihren knappen Ausführungen, 
insbesondere prozeßrechtlicher Materien, nach Zeit und Ort 
ihrer Entstehung näher gelegen und mit Rücksicht auf die 
von ihr gewählte Behandlungsart des Stoffes dem Gesichts- 
kreise und Bedürfnisse eines Stadtschreibers bei Zusammen- 
stellung von Schöffenurteilen in einer Sammlung mit be- 
lehrenden Anmerkungen mehr entgegengekommen ist. 

Anklänge an die tabula juris Raygradensis sind unver- 
kennbar, beispielsweise in dem Kapitel de deposito. Da sich 
jedoch nicht sicherstellen läßt, ob der Stadtschreiber Johann 
jene fremdrechtlichen Auseinandersetzungen aus der tabula 
juris Raygradensis oder unmittelbar aus der Summa GOoffredi, 
die ihre Quelle bildet!), schöpfte, wird es wohl niemals ge- 
lingen, den Einfluß der kanonistischen Summenlitteratur auf 
das Brünner Schöffenbuch in so überraschender Weise dar- 
zutun, wie es den trefflichen Ausführungen Rockingers ?) 
bezüglich der Einwirkung der Summa Raymundi auf den 
Schwabenspiegel gelungen ist. 

Was das prozeßrechtliche Material der Brünner Schöffen- 
sprüche anbetrifft, so ist eine direkte Benutzung der Summa 
Goffredi?) ziemlich zweifelhaft; denn eine solche hatte ein 


1) Den Nachweis, insbesondere bezüglich der prozeßrechtlichen 
Materien erbringen meine Ausführungen in den Abhandlungen der 
Wien. Akad. der Wiss. Band 117 Abt.4 S.22ff. — °®) Rockinger in 
den Abhandlungen der bair. Akad. der Wiss. hist. Kl. XIII. Abt. 3 
S. 167 ff. — °) Dies nimmt Rößler 1.c.S.CXXI an. Für die im Texte 
verteidigte Anschauung fällt ins Gewicht die Kostspieligkeit und 
geringe handschriftliche Verbreitung dieses Lehrbuchs des kanonischen 
Rechts nach dem System der Dekretalen in Böhmen und Mähren. 
Findet sich doch in den an kanon. H.S. sehr reichen Prager Biblio- 
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genaues Studium des Werks in seinem ganzen Umfange zur 
Voraussetzung, da in demselben die gleiche Rechtsmaterie 
an verschiedenen Stellen im Zusammenhang mit anderen 
Fragen behandelt wird. Viel näher liegt daher die Ver- 
mutung, daß die aus Goffredi Summa schöpfende tabula juris 
Raygradensis mit ihrer handlichen Anordnung nach alpha- 
betisch geordneten Schlagworten dem Kompilator der 
Schöffensprüche den von ihm benötigten Stoff zur Ver- 
fügung stellte. 

In der traurigen Zeit, als innere Zwistigkeiten an der 
Universität und Religionskämpfe die gänzliche Verödung der 
Juristenfakultät herbeiführten und eine wissenschaftliche 
Ausbildung im Rechte nur an fremden Hochschulen gewonnen 
werden konnte, hat ein Mann praktischen Berufs, der jedoch 
das Baccalaureat der freien Künste sowie humanistisches 
Wissen an der Prager Universität sich erworben hatte und 
sodann das Amt des ersten Stadtschreibers der Neustadt 
Prags bekleidete, namens Prokop, während einer Reihe von 
Jahren Vorträge über Rhetorik und Stilistik zur Heranbildung 
von Urkundenverfassern und Stadtschreibern gehalten (zwischen 
1433 und 1452) und hierbei in einer besonderen Abhand- 
lung unter dem Titel: Praxis cancellariae!) eingehende Er- 


— 


theken, welche Schulte durchforschte, nur ein einziges Exemplar 
dieser Summa (Univ.-Bibl. VII F. 22, bei Schulte, Quell. und Lit. II 
S.89 A.5 infolge eines Druckfehlers irrigerweise mit VII T. 22 be- 
zeichnet). Der Bücherbestand des durch Pflege theologischer Studien 
hervorragenden Prager St. Thomasklosters ans dem Jahre 1415 führt 
ebenfalls ein Exemplar dieses Werkes an, vielleicht aus dem Vermächt- 
nisse des Bischofs Joannes de Novo Foro, gest. 1380, von Olmütz (vgl. 
Hirsching, Bibliotheken Deutschlands III 8. 379). 

!) Die Praxis cancellariae ist in einerälteren, aus dem Jahre 1433 
herrülwenden Fassung (Prager Univers.-Bibl. I F.16) und einer jüngeren 
aus dem Jahre 1451 (Prag. Domkap.-Bibl. K. 34) erhaiten und von 
Fr. Mares im histor. Archiv der böhm. Akad, der Wiss, (erste Kl.) Nr. 32 
ediert. In der Anleitung bezüglich der Führung der Stadtbücher 
werden drei Arten von Büchern unterschieden, je nachdem sie das 
honestum, utile oder justum betreffen. In die erste Gruppe gehört der 
liber manualis, der für kurze Eintragungen über alle vor den Schöffen 
vorkommenden Amtshandlungen (acta et negotia) bestimmt ist und zur 
Unterstützung ihres Gedächtnisses zu dienen hat, dann der liber memo- 
rialis oder authenticus, in welchen die über Rechtsgeschäfte unter 
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örterungen über die Führung von Stadtbüchern, ihre ver- 
schiedenen Gattungen, über die hierbei zu beobachtenden 
Vorsichten, über die den Eintragungen zukommende Beweis- 
kraft sowie endlich über Verfassung von Urkunden ein- 
gewoben, aber auch zugleich die entsprechenden Formularien 
beigefügt. Leider war dies nur ein karger Ersatz für den 
mangelnden Rechtsunterricht an der Fakultät und bedeutete 
es einen großen Tiefstand gegenüber dem früheren regen 
Betriebe juristischer Studien an der Hochschule zu Prag, 
den näher zu schildern die Aufgabe des nächsten Ab- 
schnittes ist. 


VI 


Die Gründung der Carolina in Prag und ihre 
Bedeutung für das Studium des kanonischen Rechts. 


Die namhafte Frequenz der Domschule in Prag und der 
häufige Besuch fremder Hochschulen durch Landesangehörige 
zeitigte den Entschluß König Wenzels II. (1294), seinen 
Ländern eine Hochschule zu schenken (generale quarumlibet 
facultatum studium in Pragensi civitate instaurare). Leider 


= Ein. —— 


Lebenden oder von Todes wegen errichteten Urkunden ihrem Wort- 
laute nach eingetragen werden, um für alle Zukunft Beweis zu wirken, 
endlich der liber rationum, ein Einnahmen- und Ausgabenbuch der 
Gemeinde. Der zweiten Gruppe werden zugewiesen die registra here- 
ditatum: Verzeichnisse des Besitzstandes der einzelnen Bürger, berna- 
rum: Verzeichnisse betreffs der Steuerleistung der einzelnen Bürger, 
censuum: Verzeichnisse über die von den einzelnen Bürgern zu 
leistenden Zinsungen, endlich personarum: eine Bürgerrolle. Der dritten 
Gruppe werden vorbelıalten der liber judicialis, in welchem die 
wichtigsten Prozeßhandlungen einzutragen sind, insbesondere: citatio, 
libellus und litis denunciatio, ferner der liber sententiarum, bestimmt 
zur Eintragung von Rechtsbelehrungen, die anderen Städten erteilt 
wurden, — sofern aber die betreffende Stadt keine so hervorragende 
Stellung einnahm, sollten die Urteile entweder in den liber manualis 
oder authenticus eingezeichnet werden, — endlich der liber proscrip- 
torum seu criminalis zur Eintragung der Gebannten. In der jüngeren 
Rezension sind Ausführungen über Testamente und Appellationen ent- 
halten, die in der älteren fehlen. Bei Erörterung der verschiedenen 
Testamentsformen wird auch erwähnt das testamentum canonicum 
coram parocho et duobus vel tribus testibus unter ausdrücklicher 
Berufung auf c. 10 X 3, 20. 
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scheiterte die Ausführung dieses edlen Vorhabens an dem 
Widerstreben der Landesbarone, die nach übereinstimmenden 
Meldungen aller Chronisten !) hiervon eine Einbuße an eigenem 
Einflusse und einen Machtzuwachs des Klerus befürchteten. 
Erst dem zielbewußten und kraftvollen Eingreifen Karls IV. 
blieb es vorbehalten, den für die Zukunft Böhmens hoch- 
bedeutsamen Plan ins Werk zu setzen mit der Gründungs- 
urkunde?) vom 7. April 1348. 

Der Zeitpunkt war glücklich gewählt. Während die 
Hochschule zu Bologna infolge der Streitigkeiten der Bürger- 
schaft mit dem päpstlichen Legaten verödete und der Besuch 
der Pariser Universität wegen des nahen Waffengetümmels 
in den Kämpfen zwischen Frankreich und England stetig ab- 
nahm, war Prag als Residenz des erwählten deutschen Königs 
und Herrschers von Böhmen sowie als Sitz eines betriebsamen 
Bürgerstandes erblüht und wies eine bedeutende Einwohnerzahl 
auf. Mit freigebiger Hand bereitete Karl IV. der Rechtswissen- 
schaft hier eine würdige Heimstätte und bekümmerte sich 
auch durch Ankauf von wichtigen und wertvollen literarischen 
Hilfsmitteln um einen intensiven Betrieb des Studiums.?) 


1) Chron. Aulae regiae F.R.B. IV 62; Chron. Francisci F.R.B. IV 
359; Chron. Pulkavae bei Dobner, Monunenta Ill 253. — *) Denifle, 
Univ. d. M. A. 1587 hat darauf hingewiesen, daß die Gründungsur- 
kunde der Prager Universität ganze Stellen aus Urkunden Friedrichs Il. 
für Neapel und Konrads für Salerno herübergenommen hat; den 
genauen Nachweis über die Benutzung des Formelbuches des Petrus 
de Vinean hierbei führt Dr. Novätek in der Zeitschrift des böhnı. 
Museums 1890 8. 226. Die päpstliche Bewilligungsurkunde vom 
24. Jänner 1347 findet sich im Chron. Francisci F.R.B. IV 444. Über 
Universitätsprivilegien überhaupt vgl. M.Meyhöfer, Arch. für Urkunden- 
forschung IV S. 241 ff. — ®) Chron. Francisci F.R.B. IV 8.518: dominus 
Carolus videns, quod studiun: notabiliter et laudabiliter augebatur, insti- 
tuit collegium magistrorunı, quibus bibliothecan fecit et libros pro studio 
necessarios tribuit in habundantia (1366). Benes de Weitmühl F.R.B.IV 
541 teilt mit: der Kaiser habe aus dem Nachlasse des doctor Wilhelm 
von Hasenburg, Dechanten des Vyschehrader Domkapitels 114 M.S. 
(volumina librorum sacrae theologiae et juris canonici ac aliarum 
artiun liberalium), welche derselbe im Auslande, insbesondere in 
Avignon erworben hatte, im Jahre 1370 unı hundert Mark Silber an- 
gekauft und sie der Universität gewidmet. Der fast gleichzeitige 
Katalog dieses Bücherbestandes ist abgedruckt in den Verhandlungen 
der vaterländ, Gesellschaft des Mus. für Böhm. 1840 S. 65—76 und bei 
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Durch ein halbes Jahrhundert wurde aber ausschließlich 
das kanonische Recht gepflegt, eine Erscheinung, die später 
an allen neugegründeten Universitäten wiederkehrt. Es er- 
klärt sich dies einerseits durch den Umstand, daß der Gründer 
seine Hochschule in allem nach dem Pariser Vorbilde ein- 
gerichtet wissen wollte; für Paris aber verbot die Dekretale 
des Papstes Honorius III. „Super specula“ die Pflege des 
römischen Rechts!), damit dem kanonistischen Rechtsstudium 
dadurch nicht Abbruch geschehe.?) 

Außerdem ist zu erwägen, daß die Besucher der da- 
maligen Rechtsfakultät in ihrer überwiegenden Mehrheit 
Kleriker, zum Teil sogar in hohen Ämtern und Würden 
befindliche Geistliche waren, zumal die Päpste durch Ent- 
bindung von der Residenzpflicht den Besuch der Hochschulen 
förderten. Infolgedessen genoß das kanonische Recht ur- 
sprünglich die Alleinherrschaft und behielt später die Ober- 


Hanslik: Gesch. der Prag. Univers.-Bibl. S. 18—22. Es befanden sich 
darunter neben Quellen des kanonischen Rechts (auch einer antiqua 
compilatio) und des römischen Rechts (Institutionen und Codex) ins- 
besondere Schriften des Abbas antiquus, Sinibaldus Fliscus (InnozenzIV.), 
Guido de Baysio (archidiaconus), Princivallus Mediolanensis, Joannes 
Andreae, Paulus de Liazarıis, Hostiensis, Durantis (speculum und 
repertorium), Bartholomäus Pisanus, Goffredi Summa (2 Exempl.), Dinus 
(super reg. juris, 2 Exempl.), Bartholomäus Brixiensis, Raymundus 
(Summa), Petrus de Sampsone, Aegidius de Fuscarariis (O. J.), aber 
auch ein liber poenitentiarius cum aliis quinque, sowie die summa 
dictaminis des Petrus de Vinea und Richardus de Pophis. Die Nach- 
weise über die ferneren Schicksale dieser Büchersammlung finden sich 
bei Truhlär: Catalog. cod. M.S. lat. Bibl. Univ. Prag. I 1905 p.V. 

!) Die oft vorgebrachte Behauptung, daß die Kirche seit dem 
XI. Jahrhundert dem Studium des römischen Rechts in den Weg 
getreten ist, wird durch die Tatsache widerlegt, daß Honorius III. der 
größte Förderer der Hochschule zu Bologna war und Innozenz IV. an 
seiner Kurie das römische neben dem kanonischen Rechte lehren ließ. 
(Denifle, Univ. d. M.A.I S. 696 A. 125.) — ?) Gewiß haben auch 
die Anschauungen der Kanonisten über die Bedeutung des jus canoni- 
cum gegenüber jener der leges Einfluß genommen; sagt doch Henricus 
de Segusio (Hostiensis), der in Paris kanonisches Recht lehrte (gest. 
1271), in seiner Summa aurea ad c. super specula Tit. De privilegiis: 
Homines in paucis regionibus utuntur legibus, quia Francia, Ale- 
mania ... Bohemia ... specialibus consuetudinibus et statutis regun- 
tur. Sola Italia, domina mundi, et regnum Arelatense reguntur legibus, 
tota vero plaga christianitatis regitur jure canonum. 
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hand, da erst 1390 durch Heinrich von Schüttenhofen Vor- 
lesungen über römisches Recht aufgenommen wurden. Die 
Rechtsfakultät nennt sich lediglich facultas juris canonici, 
auch universitas dominorum canonistarum studii Pragensis, 
und durch ausdrücklichen Beschluß wird 1392 den Kanonisten 
der Vortritt vor den Legisten gewahrt. 

Wie überaus zahlreich unter den Besuchern kirchliche 
Würdenträger waren, zeigen die Eintragungen in die er- 
haltene Originalmatrikel der Juristenfakultät von 1372 bis 
14181), in welcher sich im ganzen 3274 Immatrikulationen 
vorfinden. Bei 537 Namen wird der geistliche Charakter 
ausdrücklich angeführt; darunter je ein Bischof und ein Abt, 
etwa 250 Dignitäre und Domherren und gegen 200 Pfarrer.?) 
Vom Jahre 1382 —1412 wurden zu Doktoren 172, vom 
Jahre 1376--1416 zu Baccalaureen nur 132 promoviert. 

Gefördert wurde der Zufluß an Besuchern durch die 
Bestimmungen des kanonischen Rechts, da Inhaber von 
Benefizien bei Besuch einer Hochschule von Rechts wegen 
der Residenzpflicht durch ein Quinquennium enthoben waren 
(6.5 X 5,5) und von den Bischöfen bis zu einem Septennium 
dispensiert werden durften (c. 34 X 1,6). An dem Auf- 
blühen der Universität in Prag hatten aber auch päpstliche 
Privilegien einen nicht unbedeutenden Anteil. Insbesondere 
war es Urban V., welcher der Universität seine Gewogenheit 
dadurch zeigte, daß er 1366 ihre Studierenden für 5 Jahre 
von der Residenzpflicht befreite, welche Dispens unter 
Bonifaz IX. (1396 —1397) bis auf acht Jahre erstreckt wurde. 
Der erstgenannte Papst gebot aber auch mit dem Schreiben 


!) Cod. diplom. univ. Prag. I 1834; Tomek, Gesch. d. Prag. 
Univ. 18.78. — ?) Bezüglich der Verteilung der Angehörigen der 
Juristenfakultät nach Nationen ergibt sich für die Jahre 1372—1389 
das Verhältnis, daß die sächsische Nation mehr als ein Drittel aller 
Immatrikulierten, die polnische weniger als ein Viertel, die bairische 
Nation noch etwas weniger als diese und endlich die böhmische Nation 
nur etwas über ein Sechstel umfaßte (Tomek l.c. I S. 108). Seit 1390 
zeigt sich ein minderer Zufluß bei der bairischen Nation, was mit der 
inzwischen eingetretenen Gründung der Hochschulen in Heidelberg und 
Köln sowie mit der politischen Stellung der geistlichen Kurfürsten zu 
Wenzel IV. zusammenhängt. Betreffs der Zahl der Doktoren und 
Baccalaurei vgl. Schulte, Quell. und Lit. II S. 459 A. 1l. 
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vom 10. November 1366 allen Klostervorstehern der Benc- 
diktiner, Augustiner, Cistercienser und Praemonstratenser 
in Böhmen, von den wenigstens dreizehn ÖOrdensmänner 
zählenden Klöstern je einen Ordensangehörigen von ent- 
sprechender Begabung und Vorbildung zum Studium der 
. Theologie oder des kanonischen Rechts an die Prager Hoch- 
schule zu schicken.!) 

Außerdem förderte aber schon das kanonische Recht 
den Hochschulbesuch durch die weitere Vorschrift (c. 28 
X 3,5), daß personae literatae mehrere Dignitäten und Curat- 
benefizien in einer Hand vereinen durften. Schließlich bot 
die Universitätsbildung und der Erwerb des Doktorgrades 


die Möglichkeit, höhere Kirchenpfründen zu erwerben, und. 


auch den nicht aus dem Adel hervorgegangenen Geistlichen 
einflußreiche Stellungen zu gewinnen?), insbesondere durch 
das privilegium rotuli, das der Gründer der Prager Hochschule 
nach dem Muster der Pariser für erstere vom Papste erbat.?) 

Auch aus Laienkreisen fanden sich Besucher der Rechts- 
fakultät, insbesondere Söhne der Prager Patrizier-*) und der 
 Adelsfamilien®), offenbar auch aus dem Grunde, um den 


!) Deniflel.c. I S. 601 nach einer Urkunde ex Reg. Vat. Avenion. 
— ®) Vgl. Schulte, Quell. und Lit. II S.459. — ?) In dem ersten 
rotulus der Universität (Denifle l.c.1I S.592) sind außer dem noch 
zu erwähnenden Ludovicus de St. Laurentio nur Fridericus de Hetstede, 
de militari progenitus, baccalareus in decretis, Nikolaus Petri de Missen, 
clericus, in jure canonico studii Pragensis actu studens, Theodoricus 
Lenoldi de Luneborg, in jure can. studens von Juristen genannt. 
Die Meinung Denifles, daß dieser rotulus aus dem Jahre 1355 datiert, 
ist gegenüber den überzeugenden Ausführungen Tadras, Kanzleien 
S.250, welcher denselben in das Jahr 1365 versetzt, kaum haltbar. — 
») Tomek, Gesch. Prags II S. 433, 435, 461, 489. — °®) Ein interessantes 
Beispiel einer Familienstiftung zum Besuche der Hochschule findet sich 
in einer Urkunde vom 5. Oktober 1400 (M.S. arch. cap. metrop. Prag. 
U. XI fol. 287 p.v.), inhaltlich deren sich Nikolaus de Svin£an, (armiger), 
zur Zahlung eines jährlichen Zinses von 6 Schock Groschen für einen 
Studenten der Prager Hochschule unter Exkommunikationsfolgen ver- 
pflichtet und sich in dieser Angelegenheit gleichzeitig der Gerichts- 
barkeit des Offizials des Prager Erzbischofs unterwirft. Betrefis der 
Bedingungen des Stiftungsgenusses wird bestimmt: quod idem studens 
sit filius aut cognatus seu consanguineus et de armis eisdlem. Das 
Präsentationsrecht wird den Erben des Stifters eingeräumt; bei deren 
Säumigkeit oder Abgang soll von den Testamentsvollstreckern der 
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privilegierten Gerichtsstand des Universitätsgerichts zu ge- 
nießen, weshalb zur Verhütung von Mißbräuchen durch ein 
besonderes Statut vom 26. August 1374 bestimmt wurde, daß 
jeder Scholare mindestens drei Stunden wöchentlich Vor- 
lesungen zu hören habe, wenn er dieses besonderen Gerichts- 
standes teilhaftig werden wolle.?) 

Karl IV. schwebten die Einrichtungen der Pariser Hoch- 
schule als nachahmenswertes Vorbild vor Augen ?); dort hatte 
er selbst seine Ausbildung genossen. Bei Verwirklichung 
der lange gehegten Absicht war er bestrebt, die neu- 
gegründete Bildungsstätte der gleichen Erfolge teilhaftig zu 
machen, wie sie die Hochschulen zu Paris und Oxford 
auswiesen.?) 

Der einheitliche Verband der Juristenfakultät mit den 
drei übrigen währte jedoch nur zwei Jahrzehnte, indem die 
erstgenannte im Jahre 1372 mit Zustimmung des Kaisers 
ihren besonderen Rektor wählte.*) Seither ähnelte die Rechts- 
fakultät ihrer Einrichtung nach der Universität zu Bologna, 
während die anderen Fakultäten sich an die in Paris geltende 
Organisation anlehnten. 

Die liebevolle Sorgfalt, welche Karl IV. seiner Schöpfung 
angedeihen ließ, erhärten seine Versuche, Lehrkräfte aus 
ttalien zu erwerben.’) Ein doctor decretorum geistlichen 
Standes, dessen Namen nicht erhalten ist, wurde aus Bologna 
berufen. Ob ein anderer Lehrer des Kirchenrechts, der in 
Padua wirkte und zuvor in Bologna mit großem Erfolg 
gelehrt hatte, dem an ihn ergangenen Rufe folgte, steht 
nicht fest.®) 


Stiftungsgenuß, wenn kein zur Stiftung Berufener vorhanden wäre, 
einem Angehörigen der natio Bohemorum verliehen werden. 

ı) Tomek in der Gesch.Prag. Univ. IS. 83 nach dem liber vetustias. 
arch. Prag. — ?) Benesö de Weitmühl F.R.B. IV 517. — °®) „Ut universitas 
nostra iisdem surccessibus gaudeat, quibusParisiensis et Öxoniensis glorian- 
tur“ in einer Urkunde des Collectarius formarum, den Johann v. Geln- 
hausen (1366—74), Registrator der Kanzlei Carls IV. zusammenstellte; 
bei Hoffmann, Sammlung ungedruckter Nachrichten 1737 IJ Nr. 214. 
% Tomek, Gesch. der Prag. Univers. IS.56. Nach dem chronicon 
universitatis (Mon. univ. Prag. 11 58, 85, 28, 119) wurden immatri- 
kuliert Angehörige der natio Bavarorum 48, Polonorum 41, Boemo- 
rum 37, Saxonum 29. — 5) Chron. Francisci F.R.B.IV 8.452. — 
*) Hoffmann in der (A.3) angeführten Sammlung gibt 8.16 den 
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Die Vertretung des Kirchenrechts wurde aber außerdem 
in bewährte heimische Hände gelegt, wobei als Grundlage 
des Unterrichts, ähnlich wie an italienischen Universitäten), 
das Dekret Gratians betrachtet und erst später eine ordent- 
liche Kanzel für Vorträge über Dekretalen errichtet wurde. 
Offenbar galten wie in Bologna auch in Prag das Dekret 
und die Dekretalen Gregors IX. als die libri ordinarii, zu 
welchen der liber sextus und die Klementinen als libri extra- 
ordinarii für die Vorlesungen hinzutraten. 

Als erster einheimischer Kirchenrechtslehrer wird an- 
geführt?) der erzbischöfliche Kanzler und Generalvikar mag. 
Stefan, später Regularkanoniker in dem Raudnitzer Kloster, 
das sich, wie erwähnt, durch den Besitz wertvoller Rechts- 
handschriften auszeichnete. Ihm galt wahrscheinlich das Lob 
des Kaisers, daß er „dimissis frivolis illis altercationum dis- 
turbiis, quibus libri decretalium abundare videntur, ad lecturam 
decreti aciem mentis direxit“.?) 

Zum ordentlichen Professor der Dekretalen wurde 

Dr. Georg de Bora, der nachmalige erzbischöfliche General- 
vikar, erst um 1400 berufen, nachdem er zuvor bereits acht 
Jahre lang über das Decretum, den liber sextus und die 
Klementinen Vorträge gehalten hatte.*) 
Wortlaut des Berufungsschreibens, in welchem ein dem Namen nach nicht 
näher bezeichneter Rechtslehrer in folgender Weise angesprochen wird: 
qui canonum armatus peritia audientium ruditatem erudis, sanctorum 
canonum aenigmata reserando ... Tu nedum in vinea domini fideliter 
laborare, sed quodammodo vineam diceris Bononiam dudum tam suavis 
fructus ubertate reficiens, nunc autem Paduam irradians, remota vasti 
orbis climata scientiae tuae radiis illustrare. E. Werunsky, Karl IV. 
Teil IT Abt.2 S. 335 A. 2 führt unter Berufung auf Muratori, Script. 
rer. Ital. XVIII 436 aus, die Berufung habe dem Buonsignore de Buon- 
signori gegolten. Dagegen meint Jirelek, Corp. jur. Boh. tom. Il 
pars 3 8.251, es sei die Berufung an Ludovicus de St. Laurentio ge- 
richtet gewesen, welcher als decretorum doctor in studio Prag. genannt 
wird und hier als Vortragender tätig war. In dem rotulus vom 
Jahre 1365 (dessen 8.79 A.3 Erwähnung gemacht wurde), wird wohl 
ein gleichnamiger doctor decretorum angeführt mit dem Beifügen: 
actu regens in studio Pragensi de Padua, jedoch mit keinem Worte 
eine Berufung zum Lehramte durch den König berührt. 

1!) Schulte, Quell. und Lit. II S.456. — *) Franc. chron. F.R.B. IV 
S. 452. — °) Pelzel, Karl IV. Urkundenbuch Nr. 328. — *) Dobner, 
Monum. IlI S.418; Palacky, Formelb, II 157. 
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Schon um das Jahr 1374 wird Friedrich Paganus als 
Vortragender über den liber sextus erwähnt.!) Über Kirchen- 
recht lasen außerdem noch: 

Bertoldus de Spira, baccalaureus in decretis et magister in 
artibus 1365 und zwar über liber sextus und Klementinen?); 

Konrad (Kunes) von Trebovel, decretorum doctor, vor 1371, 
denn in diesem Jahre hielt er bereits in Padua Repe- 
titionen und Disputationen ab?°); 

Mathias de Mutina (Machek von Mutenfn) las bereits als 
Kanonikus 1371 über Dekretalen, worauf er um 1386 
mit dem erzbischöflichen Generalvikariate betraut wurde.*) 

Ferner hielt Vorträge 1377 — 1393 Nikolaus Puchnik, 
licentistus in decretis°), ein Pfründenkumulator großen 
Stils, weshalb er am Deckblatte der acta consistorii 
1392 von einem Witzbolde als „nullatenus et omnitenus 
ecclesiarum canonicus“ bezeichnet wird, der Vorgänger 
des Letztgenannten im Amte eines Generalvikars, schließ- 
lich zum Erzbischofe gewählt, aber seines plötzlichen 
Todes wegen nicht geweiht. 

Endlich ist ein Schüler des Joannes de Lignano, Dr. Wil- 
helm Herborg, zu nennen®), welcher 1373 über Dekre- 
talen tradierte, später zur Rota Romana berufen wurde 
und die Entscheidungen derselben, durch Wahl der 
übrigen Beisitzer dieses Gerichtshofes mit einer so wich- 
tigen Aufgabe betraut, zusammenstellte.”) 


ı) Tomek, Gesch. der Universe. Prag 1 8.103. — °) Tadra, 
Kult. Bez. S. 286 ex arch. Vat. führt an, er werde im rotulus vom 
Jahre 1363 der päpstlichen Kurie zur Berücksichtigung empfohlen als 
pauper clericus dioec. Maguntinae. — °) Tadra l.c. S. 269 ex arch. 
Vat. — *) Derselbe l.c. S.262 ex arch, Vat. — °) Pelzel, König 
Wenzel IV. Teil ITS.485. — % Tomek, Gesch. der Univers. Prag I 
S.58, 91 und Muther, Zur Gesch. der Rechtswiss. und der Univers. 
in Deutschland 8. 405. — ?) Matric. facult. jurid. Prag. 125. Schulte, 
Kan. H.S. erwähnt unter Nr. 214 und 222 einer Sammlung von 
Decisiones Rotne Romanae collectore Wilhelmo Herborg 1376 in der 
Domkap.-Bibl. in Prag und unter Nr. 215 dessen conclusiones dubiorum 
Rotae Romanae ebendort. Über ihn und seine Sammlung vgl. jetzt auch 
Göller, Wilhelm Horborch und die Decisiones antiquae der Rota Romana, 
Archiv für kath. Kirchenrecht XCI, 1911, S. 662 ff., bes. 664 ff. und Lega 
in der Vorrede zu 8. Rom. Rotae decisionum sententiae I, Romae 1912, 
p. XXXVIlI, XXXIX n. 2. Die Breslauer Universitätsbibliothek besitzt 
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Seit der freigebige Stifter der Carolina auf Bitten des 
letztgenannten Professors der von den übrigen Fakultäten 
abgetrennten Juristenfakultät ein besonderes Kollegium (das 
Haus N.C. 591 I an der Ecke bei der St. Jakobskirche) ge- 
widmet hatte 137341), wohnten die Professoren darin. Es 
werden als solche weiter in Urkunden erwähnt: Ludwig 
Talhem 1376, mag. Nikolaus 1382, Joannes de Dulmen, 
baccalaureus in decretis Parisiensis, canonicus Aboensis 1382, 
später Bischof in Lübeck, ferner 1385 Bohuslav von Jaegern- 
dorf (Carnovia), Kanonikus in Olmütz, später Dechant des 
Prager Domkapitels?), sodann zu etwas späterer Zeit der 
obengenannte Dr. Georg de Bora, Dr. Johann de No&t und 
Dr. Jakob Zihobec. 

Nach dem Tode Karls IV. (1378) scheinen sich die 
Beziehungen unter den Professoren unfreundlich gestaltet zu 
haben. Sah sich doch ein dem Namen nach nicht genannter 
Rechtslehrer genötigt, den Schutz des Herrschers zu erflehen, 
weil er von den Hausgenossen eines Dr. Paulus, offenbar 
eines Kollegen, bei seinem Wege zur Vorlesung angegriffen, 
sich nur durch schleunige Flucht in die dem Kollegium nahe 
liegende Kirche bei St. Jakob vor einem traurigeren Schick- 
sale bewahren konnte. In seiner Beschwerde führt er aus, 
infolge einer am Haupte erlittenen Verwundung auf das 
Krankenlager geworfen zu sein, weshalb er auch seine Vor- 
lesungen habe unterbrechen müssen (graviter vulneratus toto 
studio juris turbato et suspenso). Er bittet, wenn seine per- 
sönliche Freiheit nicht gewährleistet werden könnte, nicht 
etwa in seine Heimat entlassen zu werden, sondern im 
Kirchendienste Verwendung zu finden.?) 


von ıbm eine Repetitio de usuris facta in studio Pragensi IV die mensis 
Augusti 1372. Er wird auch als decanus ecclesiae Hamburgensis bezeichnet 
(Tomek l.c. und Schulte, Quell. und Lit. II S.69 A. 4). Über dessen 
Berufung zur rota Romana vgl. den Nachweis bei Muther I. c. 8. 106. 

ı) Tomek, Gesch. der Univ. Prag I S. 58, 91, 303. — ?) Dieser 
Bohuslav von Jägerndorf ist mit dem Verfasser der 8.87 A.2 an- 
geführten Praelectiones identisch. Aus letzteren ergibt sich, daß 
er noch 1396 Vorlesungen abhielt. Über seine Amtsstellung vgl. 
Tomek, Gesch. Prags V! S. 120. — °) Der Umstand, daß dieses 
Schreiben in der cancellaria Caroli IV. (ed. Tadra) Nr. 353 sich nur 
in einer Wolfenbüttler H.S. (Helmstedt. Cod, 441) vorfindet, in welcher 

6* 
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Daß gelegentlich zwischen Professoren ein Streit über 
den Umfang ihrer Lehrbefugnis ausbrach, bestätigt eine Ent- 
scheidung des Erzbischofs als Universitätskanzlers vom 13. Ok- 
tober 1382 im Streite zwischen mag. Nikolaus und Joannes de 
Dulmen über die Befugnis zu Vorträgen über den liber sextus.!) 

Was die Behandlungsart des Rechtes in den Vorträgen 
anbelangt, erfolgte sie an der neugegründeten Hochschule 
zu Prag nach der die Wissenschaft in ihrer Gesamtheit 
damals beherrschenden Methode der scholastischen Philo- 
sophie.. Das geistige Ringen zwischen den beiden Haupt- 
richtungen des Scholastizismus?2), dem Nominalismus mit 
dem Losungsworte: universalia post rem, und dem Rea- 
lismus mit der Devise: universalia ante rem, hatte wohl 
auch in Prag das philosophische Lager in zwei Parteien 
gespalten, wenn sie auch nicht mit den beiden kirchlichen 
und nationalen Parteien zusammenfielen; doch übte diese 
Scheidung auf die Behandlung des Rechts keinen Einfluß.?) 

Eine Wissenschaft, deren Grundlage der schriftlich 
niedergelegte Wille des Gesetzgebers ist, muß ihre Arbeit 
mit dem Erfassen des Sinnes und der Tragweite der einzelnen 
gesetzlichen Bestimmungen beginnen. Die exegetische Be- 
handlungsweise des Rechtsstoffes lag der mittelalterlichen 
Jurisprudenz um so näher, als auch an zwei Schwesterfakul- 
täten in ähnlicher Weise vorgegangen wurde.*) Die Theo- 
außerdem ein noch später zu erwähnendes, das Prager Universitäts- 
leben betreffendes Stück aus dem Jahre 1385 (Nr. 354) aufgenommen 
ist, läßt den Schluß zu, daß die oben berührte Begebenheit sich erst 
unter der Regierung König Wenzels IV. abspielte.e Andeutungen von 
Übelständen, die sich bei Berufungen von Lehrkräften aus anderen 
Ländern ergaben, werden in dem Ernennungsdekrete eines Inländers 
um dieselbe Zeit gemacht (Palacky, Formelb. II S. 158). 

1) Die Entscheidung dieses Streits enthält der Codex capit. metrop. 
Prag. U XVIII p. 268. — ?) Ueberweg-Heinze, Gesch. der Phil. 9. Aufl. 
IIS.171.— ?) Zimmermann, Abhandlungen der böhm. Gesell. der Wiss. 
V.Folge, 9.Band S.5. Kurz vor dem Abzuge der fremden Studenten (1409) 
hatten sich die Gegensätze dahin zugespitzt, daß die Deutschen dem 
Nominalismus, die Angehörigen der natio bohemica dem Realismus an- 
hingen (Höfler, Sitz.-Ber. der böhm. Gesell. der Wiss. 1862 II. Heft 
S. 59). Darauf bezieht sich die Anspielung in einem Spottgedicht aus 
jener Zeit: Praga jam adultera profert realistas. — *) Ratjen, Ein- 
fluß der Philosophie auf die Jurisprudenz, Kiel 1855; M.Grabmann, 
Gesch. der scholast. Methode II S. 14ff. 
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logie mußte in der heiligen Schrift ihre ausschließliche Quelle 
finden, und die Philosophie betrachtete das Verständnis der 
Lehre des Aristoteles als das Problem, dessen Lösung das 
Ziel der Forschung bildete. Durch Vermittlung der Schriften 
des Boethius wurden hervorragende italienische Glossatoren 
(Joannes Bassianus, Azo, Hugolinus) mit den Ansichten des 
Aristoteles bekannt und mit der Behandlungsart einer Materie 
nach den Gesichtspunkten der causa efficiens, materialis, 
finalis et formalis vertraut. Was lag näher, als diese Be- 
handlungsweise auch auf den Rechtsstoff anzuwenden? Leider 
wurde, je länger je mehr der Kern, nämlich der Gesetzes- 
text, durch den Nebel der Glosse verhüllt und immer mehr 
trat die geistige Durchdringung einer positiven Norm zurück 
vor weit ausgesponnenen Zweifeln, die sich in eine unüber- 
sehbare Reihe von Gründen und Gegengründen auflösten. 
Die aufgeworfenen Dubia sodann durch Distinktionen in 
Harmonie zu bringen, wurde häufig vergebens angestrebt. 

Die Gleichförmigkeit der Behandlung des Rechts!) an 
den mittelalterlichen Universitäten wurde noch gefördert 
durch die Gleichheit des Lehrgegenstandes sowie die gleichen 
Anschauungen über das Verhältnis der Kirche zum Staat 
und endlich durch die gleiche, nämlich lateinische Lehr- und 
Schriftsprache. Nur Bücher für den unmittelbaren Gebrauch 
der Seelsorger (summae poenitentiae) wurden in die Volks- 
sprache übersetzt, um dem Priester im Verkehr mit den 
Gläubigen das benötigte Hilfsmittel in passendster Form in 
die Hand zu legen.?) 

Die Vorträge konzentrierten sich auf die unter dem 
Gesamtnamen des corpus juris canonici umfaßten Sammlungen, 
die aber auch für die scheinbar selbständigen Vorträge die 
Grundlage bildeten, indem diese nur einzelne Bruchstücke 
der einen oder anderen Sammlung als Basis ins Auge faßten. 
An die Erklärung des Legaltextes schloß sich die Verweisung 

1) Schulte, Quell. und Lit. II S. 468, 470 ff. — *) Der aus dem 
Kloster zu Raudnitz herrührende, derzeit in der Prager Univ.-Bibl. 
befindliche Miszellanband (sign. III D 16) entbält einen tractatus de 
poenitentia, welcher mit den Worten: „Habent Moysen et prophetas, 
audiant illos* beginnt, in lateinischer Sprache und deutscher Über- 


setzung. Ein anderes Stück dieses Bandes weist als Entstehungszeit 
das Jahr 1430 auf. 
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auf andere ähnliche oder auf neuere gesetzliche Anordnungen, 
selbst auf Bibelstellen, manchmal auch der Versuch, eine 
Berührung mit dem römischen Rechte herzustellen. Repe- 
titiones befaßten sich mit der Erklärung einzelner Quellen- 
stellen in weiterem Umfange, als es in der Hauptvorlesung 
geschah, unter Berücksichtigung der von einzelnen Schrift- 
stellern aufgeworfenen Einwendungen gegen bestimmte Er- 
klärungsversuche. Disputationen bestanden in einem be- 
sonderen Vortrage über einzelne Rechtsfragen, gegen deren 
Lösung alle nach den Universitätsstatuten dazu Berechtigten 
opponieren durften. Das Thema mußte jedoch einige Tage 
vor dem für Disputationen allgemein bestimmten Wochen- 
tage Öffentlich bekannt gemacht und später die schriftliche 
Ausführung bei der Fakultät niedergelegt werden.!) 

Das ermüdende und abspannende Diktieren in der Vor- 
lesung statt des freien Vortrags wurde durch ein besonderes 
Statut vom 20. April 1367 verboten. 

Bei Anwendung der scholastischen Methode mußte der 
Unterricht das Recht in eine Menge von Einzelheiten zer- 
splittern, ohne daß man dazu gelangte, die einzelnen Sätze 
unter höhere Einheiten zu bringen. 

Unter all den zahlreichen auswärtigen und einheimischen 
Rechtslehrern, welche im XIV. Jahrhundert an der Prager 
Universität wirkten, findet sich kein hervorragender Gelehrter, 
der durch seine Schriften für die mittelalterliche juristische 
Literaturgeschichte von Bedeutung wäre. Die uns erhaltenen 
Werke aus jenen Tagen, mögen sie Professoren der Rechts- 
fakultät oder geistliche Würdenträger zu ihren Verfassern 
haben, enthalten lediglich die Summe des Wissens, die an 
den gleichzeitigen Universitäten Italiens und Frankreichs 
gelehrt wurde. Anerkannt mag werden, daß die analytische 
Behandlungsweise des Quellenmaterials zurückhaltender und 
nüchterner ist als in ähnlichen Arbeiten italienischen ÜUr- 
sprungs. Außerdem zeigt sich ein Überwiegen literarischer 
Tätigkeit auf den im praktischen Leben wichtigsten Gebieten, 


') Ein Doktordiplom, ausgestellt vom Universitätskanzler, dem 
Erzbischof von Prag, für einen Angehörigen der facultas artium aus 
dem Jahre 1359 ist abgedruckt bei Berghauer, Protomartyr poeni- 
tentiae 8. 69; auch bei Jiretek: Corpus jur. boh. II pars 3 p. 249. 
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die Schaffung von Lehrbehelfen für ein entsprechendes Wirken 
im Beichtstuhle und im kirchlichen Gerichte. 

Aus der Feder des ersten einheimischen Lehrers des 
kanonischen Rechts, mag. Stefan, blieb ein interessanter 
Kommentar der Statuten der ersten Provinzialsynode in 
Böhmen 1349 erhalten!), der von prozeßrechtlichen Fragen 
insbesondere den Gerichtsstand, den Eid, die Notorietät, den 
Zeugenbeweis, weiter eine Reihe zivilistischer und krimina- 
listischer Materien behandelt. Sehr eingehend werden 
Wucherfragen besprochen, einschließlich der quaestiones de 
reditu ad vitam, monopolio, poena conventionali, mutuo 
civitatis u.ä. Die Arbeit bestätigt es, daß die Behandlung 
des Stoffes durch Aufstellung von Casus und Lösung der Quae- 
stiones, die bei deren Entscheidung sich ergeben, auch auf 
diesem Lehrstuhle Eingang fand, aber es ist nicht zu ver- 
kennen, daß bei Erörterung der Wucher- und Testaments- 
lehre der Verfasser sich zu einer freieren und selbständigeren 
Bearbeitung aufschwingt. Zahlreich sind die Zitate bekannter 
_ Kanonisten, die von reicher Belesenheit des Verfassers ein 
sprechendes Zeugnis ablegen. Am häufigsten werden zitiert: 
Raymund, Goffredus, Hostiensis, Speculator, Joannes Andreae 
und Joannes de Saxonia, außerdem noch Archidiaconus 
(Guido de Baisio), Monaldus, Rodoicus oder vielleicht 
Redonensis (Guilielmus) (die Handschrift der Prager Uni- 
versitätsbibliothek sign. X A. 25 hat irrtümlicherweise das 
Zitat Rodanus), Aegidius (de Fuscarariis), Richardus de Media 
Villa, Alexander Anglicus. 

Einen ziemlich umfangreichen Kommentar zum vierten 
und fünften Buche der Dekretalen als Lectura super IV et 
V libro decretalium?) schrieb unter Benutzung der Summa 


ı) M.S. des Prag. Domkap. sign. N 16 fol. 297—321. Die Wucher- 
fragen werden behandelt fol. 311—319. Eine zweite Handschrift be- 
findet sich (Schulte, Kan. H.S. Nr. 37) in der Prager Univ.-Bibl. 
Der Beisatz bei dem Namen des Joannes de Saxonia „qui fecit tabulam 
juris", bestätigt die Auffassung Schultes, Quell. und Lit. 11 386. — 
2) Balbin, Bohemia docta II 116. In Prager Bibliotheken (Schulte, 
Kan. H.S. Nr.118 und 219) befinden sich zwei H.S. dieses das 5. Buch 
der Dekretalen Gregors IX. behandelnden Kommentars, In .Berlin 
(Königliche Bibl. cod. M.S. lat. 203) werden aber Praelectiones a Bohus- 
lao, doctore Prag. studii, habitae de IV. et V. libro anno 1396 auf- 


88 Emil Ott, 


Goffreds !) Dr. Bohuslaus de Praga, Sohn des Johann von Jägern- 
dorf (Carnovia). 

Casus summarii super decretales hinterließ mag. Joannes 
de Praga ?), welcher 1369 an der Rechtsfakultät in Prag 
immatrikuliert und Besitzer eines Kanonikats bei dem dortigen 
Domkapitel war, später zur Würde eines Bischofs (ursprüng- 
lich von Leitomischl, dann von Olmütz) emporstig und während 
der Hussitenwirren als Verweser des Prager Bistums Festig- 
keit und Unbeugsamkeit bewies, weshalb ihm von seinen 
Zeitgenossen der Beiname des Eisernen beigelegt wurde 
(gest. 1430). 

Der Kanonikus, decretorum doctor, Adam von NeZetie, 
verfaßte eine Lectura super quartum librum decretalium 3), 
deren Autorschaft durch das 'Testament des Verfassers 1414 
erhärtet wird, wo es heißt, daß unter anderen hinterlassen 
werde eine lectura super quartum librum decretalium per 
ipsum dominum testantem collata*) Damit ist auch der 
Charakter dieser Schrift als bloßer Kompilation gekenn- 
zeichnet. Es ist eine an die Kapitelfolge sich anschließende 
Arbeit, welche jedoch nicht nur zum Text der einzelnen 
capita die Glossen zusammenstellt, sondern auch die in jenen 
enthaltenen Rechtssätze erörtert. 

In die Klasse der repertoria juris ist einzureihen ein 
registrum materiarum decreti des mag. Petrus de Mlado- 
novic°), des treuesten und standhaftesten Genossen des mag. 
Johannes Hus in Konstanz, aus dem Jahre 1438. 

Eine ihrer Tendenz wegen höchst beachtenswerte, 
zwischen 1377—88 enstandene Schrift des Rechtslehrers und 
damals bereits erzbischöflichen Generalvikars Konrad von 
Trebovel bildet ein tractatus de devolutionibus non recipiendis 
a rusticis ecclesiae vel dominorum.°) Sie wendet sich gegen 


bewahrt (Schulte, Quell. und Lit. II 8. 285). Der ihm von Balbin 
l. c. zugeschriebene tractatus de usuris in der Leipziger Universitätsbibl. 
ist nach Schulte wohl nur ein Abschnitt der im Texte genannten 
Lectura. N 

\Schulte, Quell. undLit.II1 S.286.— *) Derselbe, Kan.H.S. Nr.98 
und Quell. und Lit. 11385. — *) Derselbe, Kan. H.S. Nr.2062.— *)Balbin, 
Miscell, hist. dee. I lib. V vol. X1 221. — °) Erhalten in einer H.S. des 
Domkap. in Prag sign. 0 7; bei Schulte aber nicht erwähnt. — °) Die 
Schrift, von welcher Balbın, Bohemia docta II 106 und Wocel in 
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den Bestand eines Heimfallsrechts an dem Nachlasse kinder- 
loser Bauern auf Kirchen- und Herrengütern und vertritt 
mit Entschiedenheit die Intestaterbfolge für die Seiten- 
verwandten ohne Unterschied des Geschlechts bis zum 
fünften Grade. 

Ein besonderes Relief gewinnt dieser Traktat dadurch, 
daß er offenbar eine Apologie des von dem zweiten Prager Erz- 
bischofe Johann von Jenstein unter Zustimmung seines Kapitels 
erlassenen Statuts ist, demgemäß die auf erzbischöflichen 
Gütern ansässigen Bauern auch fernerhin wie bisher unter 
Lebenden und von Todes wegen über ihren Besitz verfügen 
können, mit der Maßgabe: „si quempiam ab intestato vel 
herede non instituto mori contigerit, res suas, quibuscumque 
nominibus censeantur, ad consanguineos et cognatos proxi- 
mos devolvantur“. 

Offenbar hatte der vormalige Lehrer der Theologie an 
der Pariser Universität mag. Albertus Ranconis de Ericinio 
als Mitglied des Domkapitels gegen dieses Statut seine 
Stimme erhoben und bei der Verhandlung der Frage den 
zur Verteidigung der freien Erbfolge der Verwandten ge- 
machten Hinweis des Generalvikars auf die Bestimmung der 
Bibel Numeri XXVI mit der Bemerkung zu widerlegen 
gesucht, daß diese Anordnung dermal ebensowenig maß- 
gebend sein könne als das Gebot der Beschneidung. Denn 
in dem erwähnten Traktate wird auf eine vorausgegangene 
Diskussion hingedeutet und die von dem Verteidiger des 
Heimfallsrechts in einer Denkschrift aufgestellte Behauptung, 


den Abhandlungen der böhm. Gesell. der Wiss., Folge V B. 11 in seinem 
Aufsatze über altböhmisches Erbrecht 8. 47 Erwähnung machen, findet 
sich unter der Sign. VI C.21 in der Prag. Univ.-Bibl. Bruchstücke 
aus derselben veröffentlichte Höfler, Script. rer. Hussit. II 48. Im 
Hinblick auf die Schärfe der Polemik, welche der Traktat zeigt, liegt 
die Annahme nahe, daß dessen Verfasser mit Rücksicht auf das von 
ihm bekleidete Amt für seinen Ordinarius in die Schranken trat, und 
aus den in der Streitschrift gebrauchten Wendungen leuchtet hervor, 
daß der Gegner der Anordnungen des Erzbischofs noch unter den 
Lebenden weilte. Da der Verfasser das Amt eines Generalvikars am 
29. V. 1377 übernahm und dessen Gegner am 15. 1X, 1388 verstarb 
(Tomek, Gesch. Prags 11I S. 192, 362), ist der Schluß gerechtfertigt, 
daß das Entstehen des Traktats in die Zwischenzeit fällt. 
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daß die Bauern in Böhmen „ribaldi et servi* seien, welchen 
lediglich ein Nutzungsrecht an den von ihnen bebauten 
Gründen zukomme, während deren Eigentum der Kirche 
oder anderen Herrschaften zustehe, mit einem großen Auf- 
wande von Zitaten aus der heiligen Schrift, aus den Justi- 
nianeischen und den Kirchenrechtsquellen sowie ans dem 
speculum Durandi bekämpft. 

Es wird ausgeführt, daß es notorium et experientia 
publica manifestum sei, daß die Bauern in Böhmen volle 
persönliche Freiheit genießen. Das ihnen an ihrem Grund- 
besitze zustehende Recht wird unter Berufung auf L. 1 C. de 
jure emphyt. (4,66) mit den Worten charakterisiert: sunt ad 
instar emphyteutarum, qui habent contractum medium inter 
venditionem et locationem. Daran schließt sich die weitere 
Ausführung: sunt ergo incolae rustici emphyteutae et cen- 
siti et non sunt servi et usuarii, sed rerum suarum veri 
domini. 

Als schlagender Beweis für die volle persönliche Freiheit 
der Angehörigen des Bauernstandes wird darauf hingewiesen, 
daß Bauernsöhne in gleicher Weise wie die Söhne von 
Fürsten und Herren in Böhmen zur Ordination zuzulassen 
sind (eiusdem sunt conditionis quoad sacros ordines), obwohl 
nach Kirchenrecht die irregularitas ex defectu libertatis der 
Erteilung von Weihen an servi im Wege stche. 

In weiter folgenden fünf Abschnitten wird sodann mit 
ziemlich scharfer Polemik das Intestaterbrecht der Seiten- 
verwandten nach Bauern in den oben berührten Grenzen 
sowie deren volle Verfügungsfreiheit über bewegliches und 
unbewegliches Gut unter Lebenden und von Todes wegen 
vertreten, die fernere Verbindlichkeit der rücksichtlich ihrer 
Geltung bestrittenen Anordnung des erwähnten (Gesetzes 
Moses dargetan, dagegen die Verderblichkeit einer dieser 
Satzung widerstreitenden consuetudo dargelegt und schließlich 
bewiesen, daß eine solche consuetudo contraria keine An- 
erkennung finden dürfe. Als Argument für die Beobachtung 
der Bibelsatzung betreffs der Verwandtenerbfolge bei kinder- 
losem Absterben des Erblassers wird insbesondere betont: 
omnes civitates regni Bohemiae ex pia dispositione principis 
ılam sanctam catholicam et canonicam legem tenent de 
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successionibus liberorum et feminarum et etiam consangui- 
neorum ascendentium et descendentium.!) 

Trotz dieses warmen Eintretens für die freie persönliche 
Stellung und die Dispositionsfreiheit sowie das ungeschmälerte 
Intestaterbrecht des Bauernstandes konnte sich der Verfasser 
des Traktats nicht der sein Zeitalter beherrschenden An- 
schauung entziehen, daß die volle Gerichtsbarkeit der Grund- 
obrigkeiten anzuerkennen und einzuräumen sei, daß bei 
schwerem Verschulden selbst der Verlust des ererbten Grundes 
zugunsten der Obrigkeit als Straffolge eintreten könne. Als 
Begründung dieser Maßnahme wird beigefügt: quia plerum- 
que in hoc saeculo filii pro patribus temporaliter puniuntur. 

Weitaus bedeutsamer wegen ihres mittelbaren Einflusses 
auf die Gestaltung des gerichtlichen Verfahrens bei den 
Stadtgerichten Böhmens und Mährens erscheinen Werke be- 
treffend den kirchlichen Prozeß. 

Als solche sind zwei kleine Handbücher aus der zweiten 
Hälfte des XIV. Jahrhunderts hervorzuheben, verschiedenen 
Charakters und auch rücksichtlich des benutzten Materials 
nicht gleichwertig.?) Eines derselben, in vier Handschriften 
erhalten, zeigt an einem vor dem Spruchgerichte und in der 
Appellationsinstanz verhandelten Rechtsstreite den regel- 
mäßigen Verlauf des Verfahrens, die Erledigung der Ein- 
rede der Unzuständigkeit des geistlichen Gerichts und die 
Durchführung des Zeugenbeweises, gedenkt aber nebenher 
auch aller sich etwa ergebender Zwischenfälle, insbesondere 
der Erhebung einer Widerklage.. Eine willkommene Bei- 
gabe bilden knappe theoretische Erläuterungen, nicht minder 
auch für den unmittelbaren Gebrauch bestimmte Formulare 
der häufigsten Klagen und wichtigsten Prozeßakten. Das 
Schriftchen beginnt mit den Worten: „quia citatio est fun- 
damentum ordinis judiciarii* und ist nicht identisch, wohl 


1) Die Testierfreiheit der Grundholden auf erzbischöflichen 
Gütern sowie das Intestaterbrecht ihrer Seitenverwandten hat der 
zweite Nachfolger des obengenannten Erzbischofs Zbinco von Hasen- 
burg, in einer Urkunde vom 2. X. 1406 ausdrücklich anerkannt und das 
Heimfallsrecht an die erzbischöfliche Kammer als prava consuetudo ver- 
urteilt. — 2) Muther, Zur Gesch. des röm.-kan. Proz. in Deutschland 
ım X1V. und XV. Jahrhundert, Rostock 1872. 
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aber verwandt mit dem fünften Stücke des bekannten, ein 
Jahrhundert später in zahlreichen Drucken unter dem Titel: 
liber plurimorum tractatuum juris verbreiteten Sammelwerkes, 
welches als Introductio procurationis bezeichnet wird und 
auch in der Nürnberger Ausgabe des sogenannten Processus 
judiciarius Joannis Andreae des Johann Weissenburger 1510 
neben dem juris defensorium sich abgedruckt vorfindet.!) 
Zahlreiche Anhaltspunkte sprechen dafür, daß die Schrift 
nach 1380, wahrscheinlich anfangs 1385, in Prag entstanden 
ist. Für den Entstehungsort Prag und die angegebene Ent- 
stehungszeit spricht der Umstand, daß in einem Formulare 
erwähnt wird, daß seit der letzten Pest fünf Jahre verflossen 
seien, und historisch feststeht, daß seit dem 3. Mai bis zu 
Ende September des Jahres 1380 in Prag eine verheerende 
Pest wütete, welche viele Opfer gefordert hat.) Es spricht 
aber dafür auch die Anführung von Persönlichkeiten, die 
nachweislich um jene Zeit solche Kirchenämter in Prag inne- 
hatten, als deren Träger sie in den beigefügten Formularen 
von Gerichtsurkunden genannt werden. 

Als Verfasser ist wohl der erzbischöfliche Offizial 
Nikolaus Puchnik zu erachten, der als licentiatus juris cano- 
nicı an der Prager Hochschule durch seine Kenntnisse (laut 
des noch heute vorliegenden protocollum receptorum in 
canonicos Pragenses) ?) hervorragte und, wie oben erwähnt, 
seit dem Jahre 1377 an derselben Vorträge über Kirchen- 
recht abhielt, auch noch 1393 als magister actu regens, somit 
als Vortragender erwähnt wird, trotzdem er bereits seit 1384 
die Würde eines erzbischöflichen Offizials innehatte und 
außerdem das Amt eines Generalvikars versah. 

Der Verfasser beabsichtigte neben einer Darstellung des 
bei den bischöflichen Gerichten allgemein geltenden Ver- 
fahrens diejenigen Besonderheiten hervorzuheben, die secun- 
dum consuetudinem consistorii Pragensis galten und Ab- 
weichungen von den allgemein geltenden Vorschriften bildeten. 
Als solche werden hervorgehoben die Wirkung des Geständ- 


1) Vgl. hierüber die Notizen Muthers in der 3, Ausgabe von 
Wetzells System des deutsch. Zivilproz. 83 A. 15 und 17. — ?) Tomek, 
Gesch. Prags III S. 324. — *) Frind, Kirchengeschichte Böhmens IIl 
49 A.1. 
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nisses gegenüber dem Klaglibell, die mehr römisch-rechtlich 
gefärbt erscheint, ferner Eigentümlichkeiten bezüglich des 
Kalumnieneides, insbesondere aber betreffs der mehrere 
Glieder umfassenden Positionen und der Antworten hierauf, 
endlich rücksichtlich der Folgen des Nichterscheinens vor- 
geladener Zeugen.!) 


Das zweite Büchlein ist ein bisher in der Literatur in 
zwei Handschriften (zu Leipzig und Königsberg) bekanntes 
„naturwüchsiges und instruktives Kompendium des kirchlichen 
Prozesses“ 2), in welchem die Erläuterungen geschickt zu- 
sammengestellte, meist wörtliche Auszüge aus dem speculum 
Durandi bilden, denen stets das Gerichtsprotokoll über die 
betreffende Prozeßhandlung vorausgeht, unter Beifügung der 
den Akten von den Parteien beigeschlossenen Schriftstücke. 
Zitate aus anderen Schriften als dem speculum aureum finden 
sich nur wenige vor; der Schöpfer des letzteren wird in den 
Zitaten kurz als Wilhelmus bezeichnet. Die Formulare sind 
in diesem Schriftehen viel zahlreicher als in dem oben 
beschriebenen und erstrecken sich auch auf Besonderheiten; 
die Erläuterungen sind gleichfalls eingehender. 


Was Entstehungsort und Entstehungszeit anbelangt ist 
zu bemerken, daß dieses Werkchen gleichfalls in Prag (um 
das Jahr 1398) entstanden ist, denn Formulare bezeichnen 
wiederholt den officialis Pragensis als Prozeßrichter. 


Die Autorschaft dieses Behelfes für das Studium des 
kanonischen Gerichtsverfahrens ist wohl einer anderen Per- 
sönlichkeit in amtlicher Stellung beim Prager Erzbistum als 
dem obengenannten Offizial zuzuschreiben. Höchstwahrschein- 
lich rührt er von dem Dr. decretorum Georg de Bora?) her, der 
1387 als baccalaureus in die Juristenfakultät aufgenommen, als 
licentiatus in decretis 1393 genannt, drei Jahre nachher als 
doctor decretorum intituliert und später durch KönigWenzellV. 
zum lector ordinarius decretalium ernannt wird, „nachdem er 
vorher durch acht Jahre, ohne eine höhere Weihe zu besitzen, 
über das Dekret, den liber sextus und die Klementinen ge- 


1) Muther l.c. S.42 ff. — ?) Nach Muthers Bezeichnung S. 54. 
— 3) Derselbe l.c. S. 73. 
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lesen hatte“. Seit 1396 führte er das Generalvikariat des 
Erzbistums.!) Einen Beweis dafür, welches Vertrauen er genoß, 
bietet eine in der Leipziger Handschrift dieses Werks vor- 
kommende Urkunde, in welcher Georg de Bora zur Zeit 
seiner Lehrtätigkeit an der Juristenfakultät zum Schiedsrichter 
für alle zwischen zwei Parteien schwebenden Streitigkeiten 
bestellt wird. 

Zu den beiden oben erwähnten Handschriften tritt eine 
bisher unbekannte hinzu. Sie findet sich im Prager Dom- 
kapitelarchiv in den acta Joannis de Kralovic 1420—30 
(sign. Arch. VI 1 alte sign. U XIII) und umfaßt 48 Folien. 
Als Officiales Archiepiscopi werden erwähnt: Nikolaus Puch- 
nik, außerdem wiederholt der gleichfalls als Lehrer des 
kanonischen Rechts bekannte doctor decretornm Jacobus 
Zihobee.?) 

Zu den das gerichtliche Verfahren berücksichtigenden 
Arbeiten?) zählt auch ein tractatus de advocatis, judicibus, 
syndico et actore des Joannes de Novo Foro (Neumarkt in 
Schlesien), Protonotars des Kaisers Karl IV., sodann Bischof 
von Leitomischl und Olmütz, endlich für Breslau ernannt, 
aber vor dem Antritte dieses Amtes vom Tode ereilt 1380. 
Inwieweit dieses Werk den Charakter einer selbständigen 


!) Palacky, Formelb. II S. 157; Tomek, Gesch. Prags V S. 107. 
— ?) Es kommen in den Formularen vor die Jahreszahlen 1389 in einer 
Beweisurkunde und 1410 in einer Vollmacht, die Ortsbezeichnung villa 
Janudovic; von Persönlichkeiten werden genannt: Joannes archiepisc. 
Prag., H.quondam Olomuc. episc., Joannes episc. Olonı., L.Vratislav. episc., 
Petrus, notarius publicus (vielleicht Petrus dietus Nos 1359, welcher 
1366 als advocatus consistorii in Urkunden erscheint; vgl. Tadra, 
Kanzleien S. 237), schließlich wird die Zahlung einer Geldsumme in 
Schock Prager Groschen erwähnt. Die H.S. bat auch die von Muther 
erwähnten Beigaben. — °) Erst vor nicht langer Zeit wurde die vom 
Erzbischofe Ernst am 15. X. 1356 erlassene Instruktion bezüglich des 
bei seinem Offizialat einzuhaltenden Verfahrens bekannt und von 
F. Men£ik in den Abhandlungen der böhm. Gesell. der Wiss. Folge VI 
B. 11 Nr.4 S.6 (1882) veröffentlicht. Die Bestimmungen derselben 
stimmen überein nıit Bullen des Papstes Johann XXII. und Benedikt XI]. 
zur Regelung des Verfahrens vor päpstlichen Gerichten, welche 
G. Erler in seiner Publikation: Liber cancellariae apostolicae vom 
Jahre 1380 (Leipzig 1888) abgedruckt hat 8. 172, 196—203, 163—164 
(vgl. Tadra, Kanzleien 8. 129 A.5). 
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Arbeit oder einer Kompilation an sich trägt, läßt sich mangels 
Einblicks in dasselbe nicht sagen.?) 

Ein äußerst fesselndes Beispiel des gelegenheitlichen 
Auftretens fremder Rechtsgelehrter an der Prager Hochschule 
gewährt der Mailänder Übertus de Lampugnano, Professor 
zu Pavia und Zeitgenosse des Baldus. Er verweilte im 
November 1385 als Gesandter des kaiserlichen Vikars in der 
Lombardei, Johann Galeazzo Visconti, am königlichen Hofe 
Wenzels IV. in Prag und hielt während dieses Aufenthalts 
an der Universität repetitiones juris?), in denen er ver- 
schiedene Rechtsfragen behandelte. Vor allem die Frage, 
ob der deutsche Kaiser sogleich nach seiner feierlichen Wahl 
den Namen eines Kaisers (nomen imperatoris omnium re- 
spectu) erwerbe oder erst nach der erfolgten Kaiserkrönung, 
eine Frage, welche nach Savignys Meinung dem Vortragenden 
in der Geschichte des deutschen Staatsrechts einen bleibenden 
Namen erworben hat.?) Durch die bejahende Beantwortung 
dieser Frage wollte Ubertus den König Wenzel, welchem 
der Papst wegen der Kaiserkrönang Schwierigkeiten bereitete, 
für sich gewinnen; denn gewöhnlich berief man sich auf 
Quellenstellen, welche dem Papste günstiger waren als dem 
Kaiser, während Übertus versuchte, eine dem Kaiser günstige 
Lösung zu finden.*) 

In einer zweiten Repetitio behandelte dieser Gelehrte 
die Frage, ob alle Fürsten, Könige und Völker christlicher 
Religion dem römischen Reiche unterworfen seien, oder ob 
mit Recht behauptet werden könne, daß einzelne durch 
Privileg, Gewohnheitsrecht (praescriptione) oder in anderer 


1) Balbin, Bohem, docta I p. 80. In der cancellarıa Joannis 
de Novo Foro (Arch. für österr. Gesch. 1886 Bd. 68 ed. Tadra) findet 
sich keine nähere Andeutung hierüber, obwohl in mehreren Briefen 
von der Abschrift verschiedener Bücher durch dazu gemietete Schreiber 
Erwähnung gemacht wird (S. 14). — ?) Alle Fragen mit Ausnahme der 
im Texte an letzter Stelle erwähnten, werden erörtert in der bei Schulte, 
Kan. B.S. unter Nr. 206 angeführten H.S., welche sich im Besitze des Prag. 
Domkap. befindet. Die quaestio de institutionibus behandelt nach Mit- 
teilung Muthers, Zur Gesch. der Rechtswiss. und der Univ.in Deutschland 
S. 107 eine H.S. der Pyl-Rubenow-Bibl, in Greifswald. — °) Savigny, 
Gesch. des röm. Rechts im M.A. VI 8.488 berichtet nur von diesen 
Vortrage. — *) Zeitschr. für Rechtsgesch. I S. 346; II 8. 242. 
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Weise exemt seien. Diese Frage wurde von den Pandektisten 
immer vorgetragen als allererste additio zu der oonstitutio 
„Omnem“ ad antecessores.!) 

Außerdem wurde noch in einer besonderen repetitio das 
c. unicum in VI° de rerum permutatione III, 10 (Benefizien- 
tausch) und die weitere Frage erörtert, ob das Testament 
eines notorischen Wucherers rechtswirksam sei sine cautione 
praestita de usuris restituendis sed post intervallum praestita. 

In dem offenbar durch öffentlichen Anschlag verbreiteten 
Programme?) wird die Lösung der ersten, staatsrechtlichen 
Frage in dem Sinne in Aussicht gestellt, daß der Kaiser 
bereits vor seiner Krönung das volle und uneingeschränkte 
Recht auf Führung des Kaisertitels besitze, bezüglich der 
zweiten sodann in dem Sinne, daß überhaupt keine Exemtion 
anzuerkennen sei. 

Außer den vorangeführten Repetitionen des UÜbertus ist 
in Greifswald handschriftlich erhalten eine quaestio de in- 
stitutionibus in studio Pragensi 1385 sub praesidio Ulriei 
Medek de Schellenberg (rectore) habita, ohne daß über deren 
Inhalt Näheres bekannt wäre. 

Die vorausgeschickte Skizze betreffs des Lehrbetriebs 
an der Prager Universität und damit ihres Wirkens im 
Innern wäre nicht vollständig, wenn nicht auch ein Blick 
darauf geworfen würde, welchen Einfluß sie nach außen be- 
tätigt hat. In der Tat wurde die Prager Rechtsfakultät 
auch eine Pflanzschule für andere Hochschulen, indem Lehr- 
kräfte, die an ihr wirkten, ehrenvollem Rufe folgend an 
anderen der Wissenschaft geweihten Stätten ihre fernere 
Wirksamkeit entfalteten. Es ist dies begreiflich, da nach 
dem Zeugnisse?) eines Zeitgenossen, des Chronisten Bene3 
von Weitmühl, Kanonikus des Prager Domkapitels (gest. 
1395), aus England, Frankreich, aus der Lombardei, aus 
Ungarn und Polen, aber auch den „übrigen umliegenden 


!) Abgedruckt in der genannten Zeitschrift II. Bd. Vgl. auch 
Bd. I 341. — *) Das Programm dieser Repetitionen ist abgedruckt bei 
Senckenberg, Methodus jurisprudentiae 1756 S. 149; vgl. nun auch 
Tadra, Die cancellaria Caroli IV Nr. 354, wo dasselbe nach einem 
M.S. der Wolfenbüttler herzogl. Bibl. (cod. Helmstedt. Nr. 441) abge- 
druckt ist. — ®) F.R.B. IV S. 518. 
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Ländern“ Studierende, insbesondere auch Fürstensöhne und 
Adelige sowie kirchliche Prälaten herbeiströmten und nach 
ihrer Rückkehr in die Heimat den Ruhm der Universität, 
an welcher sie ihre Ausbildung gefunden hatten, in der Fremde 
verbreiteten. Von dem Ansehen, das die Schöpfung Karls IV. 
genoß, hat auch Polens König Wladislaus Jagiello 1400 
Zeugnis abgelegt, als er nach Bestätigung der schon früher 
ins Leben gerufenen Universität in Krakau durch den Papst 
die Hochschule wiederherstellte und bei diesem Anlasse her- 
vorhob: videmus et ad oculos experimur, quomodo Bononia 
et Padua Italiam fortificat et exornat, qualiterque Praga 
Bohemiam illustrat et extollit.!) 

Schon im Jahre 1386 wurde an die neu begründete 
Hochschule zu Heidelberg als Rechtslehrer Johann de Noöt 
von Prag berufen?), der an seiner neuen Wirkungsstätte eine 
ehrenvolle Stellung fand, dort fünfmal zur Würde des Rektors 
erhoben wurde und seine Vorträge mit einer Erläuterung des 
IV. Buches der Dekretalen einleitete. Reiche literarische 
Hilfsmittel standen ihm zu Gebote; in seiner Bibliothek be- 
fanden sich außer den vollständigen Pandekten und der Summa 
Azonis auch des Franzosen Heinrich Bohic distincetiones in 
libros quinque decretalium, ein durch Klarheit, Zitatenfülle, 
Selbständigkeit und Dialektik hervorragendes Werk aus dem 
Gründungsjahre der Prager Universität (1348), endlich die 
novella Joannis Andreae. Auch die übrigen vier Rechtslehrer, 
denen in Heidelberg die Behandlung der verschiedenen Teile 
des corpus juris canonici in Vorträgen zufiel, hatten in Prag 
die gelehrten Grade erworben. Es waren dies: mag.Johannes 
de Colenhusen, mag.Henricus de Angeren, Fridericus Schowart, 
Treverensis, sämtlich Lizentiaten in decretis der Prager Rechts- 
fakultät, und Gerardus Radinck de Grünhagen, doctor de- 
cretorum derselben.?) 

ı) Denifle l.c. I S. 628 A. 1655. — *) Monum. Univ. Prag. Ip.3: 
anno 1385 rector universitatis juristarum studii Pragensis intitulavit 
Joannem de Noet hic licentiatum et doctoratum. C.L. Tolner, 
Historia palatina (Frankfordii ad Moen. 1700 Dipl. p. 123 A.b), p. 129). 
— :) Töpke, Die Matrikel der Univ. Heidelberg 1 S.3, 694. Mag. 
Heinrich von Angeren ist gleichzeitig mit Rudolf, princeps de Anhalt, 
als dessen Informator immatrikuliert in Prag als baccalaureus in de- 
cretis 1380 (Mon. univ. Prag. II p. 126) und wird 1394 hier als doctor 
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In Erfurt, wo schon zuvor das Schulwesen blühte, waren 
nach dem Entstehen eines Studium generale 1392 die beiden 
Lehrer des Rechtes Konradus de Dryborg!), primus in jure 
canonico ordinarius, und Henricus de Breidenbach?), primus 
sextista, ehemalige Hörer der Prager Fakultät. Bald gesellte 
sich ihnen Heinrich von Angeren zu, welcher 1394 in Prag 
die Doktorwürde erworben hatte und sodann, wie bemerkt, 
nach Heidelberg ging. Außer ihnen werden später drei 
Professoren der Rechte und nachmalige Rektoren zu Erfurt 
erwähnt, Konrad Thus, Henricus de Roven und Johann 
de Nebra, welche ihre Ausbildung im Rechte der alten 
Carolina in Prag verdankten.?) 

Früher schon zu Weihnachten 1389 war die päpstliche 
Bulle verkündet worden, welche die Hochschule zu Köln am 
Rhein ins Leben rief. Nicht lange darnach 1396 begann 
Gerhard Radinck von Grünhagen, der bereits erwähnte 
Prager Doktor, nach zehnjährigem Wirken in Heidelberg an 
ihr seine Tätigkeit. 

Nicht minder hat auch die Jagiellonische Universität in 
Krakau, die zwar bereits 1363 gegründet wurde, jedoch erst 
1401 in Wirksamkeit trat, ihre Lehrkräfte von der Carolina 
in Prag gewonnen.*) 

Die eigentümliche Erscheinung, daß ursprünglich zwischen 
der Prager und der ihr nächsten, der Wiener Universität, 
kein Austausch zwischen den Lehrkräften stattfand, erklärt 
sich zur Genüge durch die gespannten politischen Beziehungen 
Karls IV. zu seinem Schwiegersohne, Rudolf dem Stifter, 
und durch die zwischen diesen beiden Hochschulen herrschende 
Rivalität. Doch findet man etwas später auch dort zwei 
ehemalige Angehörige der Prager Juristenfakultät in Lehr- 
stellungen. 


erwähnt (zit. Mon. II pars I p.5), obwohl er schon 1386 in Heidelberg 
über nova jura las (Muther ].c. 8. 210). 

!) Monum. cit. II pars I p. 124, 125. — 2?) Monum. ceit. ]. c. 
p. 28, 57%. — °®) Muther, l.c. 8. 211ff.; Mon. cit. II S. 96, 144, 149. 
Kampschulte, Die Univ. Erfurt 1858 S. 12 behauptet, daß von den 
20 bei Eröffnung der Vorträge in Erfurt wirkenden Lehrern die größte 
Zahl aus Prag gewonnen worden sei. — *) Cromer, Historia Bolo- 
niae lib. XVI ad annum 1401: accitique magistri et doctores e Pragensi 
academia; cf. Volkmann, Gloria universitatis Pragensis S. 42. 
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Bemerkenswert ist schließlich, daß an der Hochschule 
zu Leipzig, welche dem großen Auszuge der Professoren und 
Studenten!) aus Prag 1409 ihre Entstehung zu verdanken 
hatte, kein in Prag promovierter doctor legum sich findet; 
Jedoch nennt die dortige Matrikel unter den ersten Rechts- 
lehrern zwei doctores decretorum, deren einer, Albert Waren- 
trapp, in Prag den Doktorhut erwarb, der andere aber, 
Konrad Thus als ehemaliger Schüler der Prager Fakultät 
von Erfurt nach Leipzig berufen wurde.?) 


Endlich verdient noch hervorgehoben zu werden, daß 
sogar an dem fernen studium in curia Romana zu Avignon 
ein ehemaliger Angehöriger desselben, Paul von Janovic, 
1371 über Dekretalen vortrug (actu decretales legit), obwohl 
er bereits in Prag eine Kanonikatspfründe besaß und später 
hier die Würde eines Archidiakons erwarb.?) 


Angesichts der hervorgehobenen Tatsachen ist nicht zu 
verwundern, daß die damals so hochberühmte Universität 
zu Prag sich anschickte, das Erbe der altehrwürdigen Hoch- 
schule zu Paris anzutreten, als das gegen das Ende des 
XIV. Jahrhunderts eingetretene Schisma die Gemüter der 
dortigen Magister heftig erregte, weshalb kirchliche Faktoren 
beim Könige Wenzel IV. Schritte unternahmen, damit er 
beim Papste Urban VI. die Verlegung der Pariser Univer- 
sität nach Prag befürworte.*) 


Als ein gewichtiges Zeugnis für die Tüchtigkeit der an 
der Prager Hochschule gebildeten Juristen fällt es auch in 
die Wagschale, daß aus ihren Reihen Berufungen zu der 
Rota Romana erfolgten.) Bereits früher wurde des einst 


!) Die übertriebenen Mitteilungen über die Zahl der ausge- 
wanderten Studenten werden richtig gestellt von Denifle, l. c.I 600 
und A. 1554. — ?) Pelzel, König Wenzel IV. Il S. 552; Bericht der 
Leipziger Gesell. zur Erforschung der vaterl. Sprache 1847 S. 25, 28; 
Muther l.c. 8.75. — *®) Tadra, Kanzleien S. 221 ex arch. Vat. und 
Tomek, Gesch. Prag V 116. — *) Denifle ]l.c. S. 617 A. 1615; 
Chartul. univ. Paris. 1II584; Höfler, Joannes Hus S.121. — 5) Die Nach- 
weise erbringt Tadra, Kanzleien $. 219 ff. auf Grund von Urkunden, 
wo auch die Belege für die Aufnahme zahlreicher Angehöriger Böhmens 
als abbreviatores und registratores in die päpstliche Kanzlei trotz des 
Besitzes von Kanonikaten in ihrer Heimat beigebracht werden. 

1* 
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an ihr wirkenden Rechtslehrers Wilhelm Herborg gedacht, 
der seine Lehrkanzel mit der Stelle eines Beisitzers bei 
diesem päpstlichen Gerichtshofe vertauschte. Seine Berufung 
steht aber nicht vereinzelt da, denn es werden als Auditores 
et capellani sacri Palatii außer dem Magister Hermannus 
de Bohemia 1327 und Mag. Bernhardus de Nova Domo 1343, 
die offenbar an ausländischen Hochschulen ihre Ausbildung 
im Rechte gefunden hatten, in päpstlichen Urkunden noch 
die beiden folgenden Schüler der Prager Juristenfakultät 
angeführt: Adam de Usk 1405 und Joannes Naso, der erste 
1402 an der Prager Universität promovierte Doktor beider 
Rechte 1415.!) 

So reichlich nach dem Vorausgeschickten die Prager 
Rechtsfakultät das Ausland mit Lehrkräften versorgte, erlitt sie 
gleichwohl hierdurch keine Einbuße. Treffliche Praktiker in 
großer Zahl, die ihr Wissen und Können der Heimat widmeten, 
gingen aus ihr hervor. Zahlreiche kirchliche Würdenträger 
brachten die an der Hochschule gewonnene Rechtskenntnis 
im Dienste der Kirche in den mannigfachsten Stellungen zur 
Geltung. Auch der Staat zog durch Verwendung der im 
Rechte ausgebildeten königlichen Kanzler und sonstigen An- 
gehörigen der königlichen Kanzlei hiervon Nutzen und selbst 
im Dienste der Städte?) finden sich Persönlichkeiten, deren 
Rechtsbildung feststeht, Jahrzehnte früher als auf der Kon- 
stanzer Kirchenversammlung ein dies bezweckender Antrag 
gestellt wurde. Endlich darf nicht der zahlreichen procura- 
tores und advocati consistorii Pragensis vergessen werden, 
die ihre Rechtskenntnisse und praktischen Erfahrungen dem 
Dienste der Parteien bei Verhandlungen vor dem erzbischöf- 
lichen Gerichte zur Verfügung stellten, nachdem sie ihre 


ı) Der ferner anzuführende Johannes de Borsniez, doctor decre- 
torum, 1393 hatte in Bologna das Doktorat erlangt (Tadra l.c. S. 122). 
— °) Im liber vetustiss. Prag. civit. p. 112 wird in einer Urkunde 
von 19. X. 1412 hervorgehoben, daß Joannes de Weilburg, decretorum 
doctor, pridem protonotarius civitatis Pragensis majoris, nunc regis 
Wenzeslai protonotarius „in celebri scientiae canonum facultate adop- 
tata doctrina resplenduit“. Im Jahre 1362 wird eines mag. Wernherus, 
protonotarius civit. Prag. und 1386 eines mag. Henricus, novae civi- 
tatis olim (ante 1376) notarius gedacht (Tadra, Kanzleien S. 166,167, 262). 
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theoretische Ausbildung im Rechte an der heimatlichen 
Hochschule gewonnen hatten.!) 

Aber auch die allgemeine Bildung fand reichliche 
Nahrung im Studium des kirchlichen Rechte. Unvermerkt 
kamen infolge der immer häufiger geschlossenen Schieds- 
verträge bei Erhebung des Streitpunktes und Klarstellung 
des Sachverhalts sowie bei Entscheidung der Sache selbst 
die Grundsätze des kanonischen Gerichtsverfahrens zur An- 
wendung und schließlich zum Durchbruche, weil von den 
Parteien zu dem Amte der Schiedsrichter regelmäßig dieses 
Rechts kundige Männer bestellt wurden. Auch für Böhmen 
und Mähren galt was für die Territorien Deutschlands fest- 
steht?), daß gerade die Schiedsgerichte weit rascher und 
umfassender für die Verbreitung des fremden auf den Grund- 
lagen des kanonischen Rechtes fußenden Gerichtsverfahrens 
sorgten, als es bei dem nur allmählichen Eindringen der 
Grundsätze dieses Verfahrens in die ordentlichen Gerichte der 
einzelnen Länder möglich war. Für die Verbreitung in 
weiteren Volkskreisen waren insbesondere von Bedeutung 
Formelbücher, welche Formulare der Kompromisse mit Bei- 
fügung einzelner Kunstausdrücke und Phrasen in der Volks- 
sprache wiedergaben, bald aber auch die ganzen Formulare 
in dieser Sprache neben der lateinischen enthielten.?) 


!) In Urkunden werden in der Zeit von 1313—1417 procuratores 
und advocati consistorii in der Gesamtzahl von 83 namentlich erwähnt, 
wovon 17 als magistri bezeichnet werden und bei 7 insbesondere her- 
vorgehoben wird, daß sie baccalaurei juris canonici oder juris periti 
waren (Tadra, Kanzleien S. 135ff.. Einen Einblick in das Hand- 
werkszeug, dessen sie sich bedienten, bietet ein ehemals dem Advokaten 
Wenzel von Olmütz (1385—92) gehöriger Sammelband der Prager Dom- 
kapitel-Bibl. (Schulte, Kanon. H.8. Nr. 206), welcher einen Abecedarius 
titulorum decretalium, Casus summarii decretalium (ein nach Schulte, 
Quell. und Lit. II 8. 495 A. 20 ziemlich verbreiteter Behelf), Solutiones 
contradictionum in jure, Petri Urbevetani tabula decreti, tractatus de 
jJure cognationum u. ä. umfaßt. — ?) Ficker, Forschungen zur Reichs- 
und Rechtsgesch. Italiens III $ 610; Franklin, Reichshofgericht I 
S.240, 342; IIS. 44 ff.; Stölzel, Gelehrtes Richtertum I 239 A. 7 und 
S. 190 ff.; desselben: Entwicklung der gelehrten Rechtssprechung II 
S.22. — °®) Rockinger, Formelbücher 8. 189 erwähnt ein solches 
M.S. aus dem XV. Jahrhundert in der Bibl. des böhm. Museums. In 
den acta judiciaria archiep. Prag. des Officials Adam von Nezetic 1406—7 
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Denkende Männer aus dem Volke wußten den Wert des 
kanonischen Rechts zu schätzen. Ein Landedelmann, Thomas 
von Stitny (geb. um 1325, gest. um 1400), der durch den 
Besuch der Prager Hochschule und durch den Umgang mit 
dem bereits wiederholt erwähnten Pariser Magister Albertus 
Ranconis de Ericinio sich zu einem tiefen Denker und philo- 
sophischen Eklektiker mit überwiegender Neigung zum 
Realismus!) herangebildet hatte, weiß in seinen Schriften 
insbesondere die Vorteile des kirchlichen Gerichtsverfahrens 
gegenüber dem heimischen Rechtsgange zu würdigen und 
zeigt auch eine eingehende Kenntnis des kirchlichen Eherechts. 

In einer Schrift über die „allgemeinen christlichen Sachen“ 
(böhm.) 1356 kommt er auf das Gerichtsverfahren zu sprechen 
(edit. Erben IV. Buch 8. 145ff.) und fährt nach einer ein- 
dringlichen Klage über die Mißbräuche des heimischen 
Gerichtswesens fort: „Gut sind die Gerichte, welche im kirch- 
lichen Rechte ihren Ursprung haben, wenn die Richter gut 
und die Fürsprecher gottesfürchtig sind, so daß selbst die 
kaiserlichen Rechte sich nicht schämen, sich nach den geist- 
lichen zu richten“, bei welchem Ausspruche ihm offenbar 
c.1 X 5, 32 vorschwebte. Im weiteren Verlaufe seiner 
Auseinandersetzungen hebt er insbesondere die Vorteile fest- 
stehender Beweisregeln hervor. 

Nachdem sodann als erste Pflicht des Richters die 
Übung der Gerechtigkeit mit den Worten des Paalters: filüi 
hominum recte judicate! hingestellt worden war, wie dies 
auch in den Schriften kanonistischer Prozessualisten üblich 
ist, wird des Vergehens eines Richters, qui litem suam fecit, 
Erwähnung gemacht unter Anführung der hierüber geltenden 
Anordnungen des fremden Rechts ihrem Inhalte nach (c. 1 
in VI 2, 14), ohne sie zu zitieren. Bei Besprechung der 
Beweismittel wird rühmend hervorgehoben, daß die Ab- 


(M.S. Domkapitel Arch. L. XVI fol. 145, 168) finden sich Schiedssprüche 
und wenige Jahre später (cod. arch. Domkapit. VI, 4. fol. D2) die 
Formel des Calumnieneides, wie sie in den ordines judiciarii vorkommt, 
in böhmischer Sprache. 

1) Wenzig, Studien über die Schriften des böhm. Ritters Thomas 
von Stitny (Leipzig 1856); Dastich in den Abhandlungen der böhm. 
Gesell. der Wiss. Folge V B. 12. 
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schaffung der Ordalien dem Einflusse des Erzbischofs Ernst 
von Pardubic zu verdanken sei und ausdrücklich betont, 
daß in den das Beweisrecht betreffenden Fragen „die geist- 
lichen Rechte weit besser sind“. 

Insbesondere wird bezüglich des Zeugenbeweises bemerkt, 
daß die Zeugenabhörung vor dem geistlichen Gerichte weit 
zweckmäßiger gestaltet sei als die im landrechtlichen Ver- 
fahren übliche, und hervorgehoben, daß die artikulierte Be- 
antwortung der Klage, wie sie das geistliche Recht gebietet, 
weit entsprechender erscheine als die dem heimischen Ver- 
fahren genügende allgemeine Äußerung über die Klage (cit. 
8.148, 149). Einen Anklang an die Bulle Gregors XI., womit 
dem genannten Erzbischofe und dem Kaiser Karl IV. die 
Reprobation bestimmter Artikel des Sachsenspiegels bekannt 
gemacht wurde!), enthält das Werk nicht, trotzdem dem 
Erzbischofe die feierliche Verkündigung dieser Bulle in allen 
Kirchen zur Pflicht gemacht worden war. Es ist dies wohl 
dadurch erklärlich, daß der Verfasser nur das heimische 
Landrecht, nicht aber das sächsische kannte. Dagegen war 
er mit den kirchenrechtlichen Quellen genauer vertraut, wie dies 
nicht nur der Inhalt einzelner Ausführungen seiner Werke 
dartut, sondern auch der direkte Hinweis auf „die Bücher, 
welche Klementinen und Extravaganten heißen“ (eit. 8. 135). 

Vieles hatte die carolinische Ära gut zu machen, was Miß- 
geschicke verschuldet, vieles aufzubauen, was Böswilligkeit 
in verwichenen Tagen in Trümmer gelegt hatte. Der hoch- 
gebildete, umsichtige Staatsmann auf dem Throne und der 
edle Kirchenfürst Ernst von Pardubic, den ein gütiges Ge- 
schick ihm an die Seite gestellt hatte, wetteiferten in dem 
Bemühen um Böhmens Wohlfahrt. Ohne von den Rechten 
des Staates und andererseits der Kirche etwas zu opfern, 
standen beide in die Ferne blickenden Männer bei ihrem 

1) Vgl. den Aufsatz Homeyers, Johannes Klenkok in den Ab- 
handlungen der Berliner Gesell. der Wiss. 1855 8. 401, 413. In einer 
H.S. des Collectarius formarum des Johannes von Gelnhausen, die im 
Vatikan verwahrt wird, ist ein Geleitbrief aufgenommen, welcher für 
Joannes von Klenkok, mag. theologiae et inquisitor in Bohemia, Ord. 
Eremit. St. Augustini, behufs einer Reise zum Generalkapitel dieses 


Ordens nach Florenz ausgestellt wurde (vgl. Tadra, Kulturelle Be- 
ziehungen 8.231 A.4 und Hoffmann, Ungedruckte Nachrichten Nr. 16). 
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Steuer vielleicht in Vorahnung dessen, daß das ihrer Führung 
anvertraute Schiff gefährlichen Klippen sich nähert. Ihrer 
vereinten Energie, einer seltenen Harmonie der staatlichen 
und kirchlichen Macht gelang es, Ordnung und Zucht ein- 
zuführen, den Wohlstand im Lande zu begründen, daneben 
aber auch Wissenschaft und Kunst zur Blüte zu bringen. 
Nach ihrer Absicht sollte ein stetiger Fortschritt auf fester 
Grundlage dem Beiden gleich teueren Lande gesichert bleiben. 

Leider wollten es die Geschicke anders. Wenig hätte 
gefehlt und der zu Beginn des XV. Jahrhunderts Böhmen 
erschütternde Religionskrieg hätte alles vernichtet, was 
Wissen und Fleiß durch Jahrhunderte aufgebaut hatten. 
Böhmen zerfiel in zwei feindliche Heerlager; an seinen 
Grenzen rüsteten sich feindliche Kriegsscharen zum Ent- 
scheidungskampfe. Fürwahr eine traurige Ironie des Schick- 
sals, daß die Wiege der Wissenschaft zur Geburtsstätte des 
Krieges wurde! 

Der Organismus der kirchlichen Hierarchie wurde an 
der Wurzel gebrochen; die Klöster, die Pflegestätten der 
Wissenschaften und Sammelstätten wertvoller Handschriften, 
flammten auf in roter Glut und sanken in Asche und Ruinen. 
Es schien als ob die Kriegsfackel die Musen in dem Zeit- 
punkte verscheucht habe, als die Prager Hochschule auf- 
hörte, eine Weltinstitution zu sein und zu einer Landesanstalt 
herabsank. Nur Trümmer des stolzen hochragenden Baues 
blieben übrig! 

Fast verödet war die Hochschule, seit der Streit um die 
Stimmenzahl der Nationen zum Auszuge der fremden Studenten- 
schaft und ihrer Lehrer geführt hatte und in Leipzig eine 
neue Hochschule entstanden war. Blutige Ereignisse voll- 
endeten im Jahre 1419 das Vernichtungswerk, indem die 
letzten Besucher der Rechtsfakultät nach allen Richtungen 
der Windrose auseinanderstoben. 

Die altehrwürdige Carolina verschloß auf die Dauer 
zweier Jahrhunderte der Jurisprudenz ihre Pforten, und als 
anfangs des XVII. Jahrhunderts das Rechtsstudium abermals 
in Aufnahme kam, war es lediglich ein schwacher Abglanz 
der ehemals hellglänzenden Leuchte. 
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Beilagen. 


I. 


Aus einer Prager Antrittsvorlesung 
des XIV. Jahrhunderts über das Dekret. 


Die mit der Signatur K. 17 bezeichnete Handschrift des Prager Dom- 
kapitels enthält auf fol. 97”—103 eine als „Collatio circa initium studii 
pro schola juristarum* gekennzeichnete Antrittsvorlesung über das 
Gratiansche Dekret, welcher die nachstehenden zwei Bruchstücke ent- 
nommen sind. Das eine feiert das Rechtsstudium: 


fol. 100 p.v. ... Est etiam ipsa utriusque iuris scientia excellentis 
dignitatis racione fructus procurati: nam utriusque juris scientia 
ditat indigentes gemmis thesaurorum; tuetur possidentes a telis 
reproborum; ornat virtutibus; glorificat adıpiscentes in conspectu 
rectorrum. Nam ipsam adipiscentes efficiuntur oratores, maximi 
justitiae satellites, judiciorum optimi tam athletae quam guber- 
natores ... 


Das zweite führt die Quellen des römischen und kanonischen 
Rechts an, beansprucht für das letztere den Vorrang und unter den 
Rechtssammlungen für das Dekret den ersten Platz, 


fol. 102: ... Sapientia zdificavit sibi domum et excidit columpnas 
septem. Hae autem septem columnae sunt septem libri utriusque 
Juris: prima est liber digestorum seu pandectarum, in quibus omne 
Jus antiquum collectum est, qui in quinquaginta libros subdivisus 
est (ut instit. in pro&mio), secunda columpna est codex domini 
Justiniani in XII libros subdivisus... .; tertia est liber novellarum 
sen authenticarum, qui continet X vel Xl1 (sic) collationes. Haxc 
sic dico propter librum (de) usu feudorum, quia a quibusdam XI. 
collatio appellatur, qui liber an sit autenticus non est pra@sentis 
sermonis disputatio. Quarta columpna est liber institutionum seu 
elementorum, qui in quatuor libros subdivisus juris civilis epilogus 
potest censeri. 

Quinta columpna est pra@sens compilatio, decretorum nomine 
nuncupata; sexta vero compilatio decretalium computato libro 
sexti (sic); septima autem compilatio Joannina seu Clementinarum. 
Licet autem omnes libri juris civilis eleganti stilo compositi et 
immensa eloquentiae et subtilitatis rutilent venustate, tamen inter- 
dum illud per jus canonicum corrigitur et in melius reformatur. 
Et ut dicam sine dominorum legistarum injuria, ipsum jus civile & 
jure canonico tamquam in formis (foris?) superiore nonnumquam cor- 
rigitur et approbatur vel etiam reprobatur.... Inter ceteros autenı 
libros scientiae canonicae et civilis hic liber decretorum rutilat 
scientia, sapientia et elegantia. 
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Diese Ansprache findet sich in einer Papierhandschrift des 
XV. Jahrhunderts an zweiter Stelle hinter einer Compilatio juris cano- 
nici super glossas des magister Jacobus von Prag, woraus geschlossen 
werden kann, daß sie in Prag bald nach der Trennung der Juristen- 
fakultät von den übrigen (1372) gehalten wurde. 


Die letztere Stelle dieser Antrittsvorlesung ist in doppelter 
Richtung bemerkenswert. Einmal, weil darin die Mitteilung Odofreds 
über die nur von wenigen gutgeheißene Anfügung der Lehnrechts- 
sammlung an die neun Collationen durch Hugolinus (vgl. Savigny, 
Gesch. des röm. Rechts im M.A. III S. 521 A.b) nachklingt. Außerdem 
aber wegen der Betonung der Siebenzuhl der Rechtsquellen, die an 
die Ausführungen des Placentinus (Summa ad Codicem I 17) darüber, 
daß: septenarius laudabilis et celeber numerus est, erinnert; dort wird 
der Mystik dieser Ziffer eine eingehende Behandlung gewidmet. Aber 
auch an die Publikationsbulle des Gesetzbuches Bonifaz’ VIII. scheint 
der Vortragende gedacht zu haben, in welcher die Sechszahl als 
numerus perfectus gekennzeichnet wird. Jedenfalls bietet die oben 
abgedruckte Stelle einen Beleg dafür, wie spät noch im Mittelalter die 
von Alkuin begünstigte Zahlenmystik auf die Geister ihren Reiz 
äußerte (vgl. auch Specht, Gesch. des Unterrichtswesens in Deutschland 
1885 8.134 und Fitting, Juristische Schriften des frühen Mittelalters 
S.100 A. 23). 


1. 


Ein Prager Baccalaureat-Diplom in jure 
canonico sxc. XIV. 


Unter den dem fürstl. Schwarzenbergschen Archive in Wittingau 
(Böhmen) gehörigen Formelbüchern findet sich eines unter der Signatur 
C. 2., welches aus dem XIV. Jahrhundert und aus dem einstigen dortigen 
Kloster herrührt und Urkundenformeln aus der Zeit Karls IV. enthält 
(Palacky, Über Formelbücher I S. 258). In demselben findet sich 
fol. 117/118 eine „littera baccalarii in jure canonico“, die bier Platz 
finden möge, da wenige Universitätsurkunden über die Erteilung aka- 
demischer Grade an Hochschulen diesseits der Alpen aus dem XIV. Jahr- 
hundert erhalten blieben. 


Dieselbe ist bisher ungedruckt und lautet: 


Cum juxta canonicas et civiles sanctiones ad ecclesiasticos 
gradus et honores hii (sic) merito sint promovendi, quibus zetas, 
morum (gravitas, fehlt) et scientiae suffragantur et is gradus 
ceteros antecellat, quem stipendia longiora et labor prolixior fecerit 
anteire, hinc est, quod nos N. rector totaque universitas juri- 
starum studii Pragensis ad universorum et singulorum notitiam, 
ad quos pr&sentes litterae pervenerint, deducimus evidenter, quod 
reverendus pater et dominus noster, dominus $., decretorum 
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doctor ordinarie legens decretales, honorabilem virum N., cui non 
solum premissa, sed alia quamplurima virtutum merita suffragari 
noscuntur, ad gradum baccalaurei in facultate juris canonici, in 
qua diu studendo, legendo, repetendo et alios actus scholasticos 
exercendo ferventissime laboravit, pro mercede laboris sui, nume- 
rosa multitudine nostrae (universitatis, fehlt) presente, premissa 
recommendatione solempni ac aliis solempnibus adhibitis, hono- 
rifice ac laudabiliter sub anno domini x duxit promovendum, con- 
cedendo eidem N. hic et ubique, ubi viget studium generale, 
legendi decretales extraordinarie ac alia ad hunc gradum spec- 
tantia exercendi in domino plenam facultatem. In quorum 
omnium et singulorum evidens testimonium prasentes litteras, 
sigillo universitatis ac dieti domini D. (sic) doctoris munitas, duxi- 
mus eidem N. concedendas. Datum etc. 


II. 
L’evolution 
de la dime ecclesiastique en France 


aux XlIV® et XV siöcles. 
Par 


Paul Viard 
Professeur & Lille. 


L’histoire de la dime ecclesiastique en France aux XII® 
et XIII® siecles se resume dans la victoire continue des 
idees laiques sur le droit canonique. Les dimes person- 
nelles cessent d’etre paye&es & titre d’impöt; la reglemen- 
tation par la coutume de l’assiette et du taux des dimes 
prediales s’impose dans les faits ä l’Eglise en depit des textes 
de sa lEgislation et de sa doctrine. Papes, conciles et docteurs 
sont contraints de tolerer l’appropriation de l’impöt eccle- 
siastique par les seigneurs. Avec le concours plus ou moins 
conscient des monasteres, des chapitres et des clercs les deci-' 
mateurs laiques transforment cette licentia en un veritable 
droit et l'integrent dans le regime feodal: le jus spirituale 
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decimae devient un second champart. En 1313 la dime 
est secularisee dans son produit, pour une grande partie, et 
dans sa conception juridique, a peu pres completement.!) 
Pendant les XIV® et XV® siecles le recul des theories 
ecclesiastiques ne fait que s’accentuer. La coutume deter- 
mine l’etendue des devoirs des decimables et la nature des 
droits des decimateurs; elle exerce en general son influence 
dans un sens Oppos®e aux prescriptions canoniques. Cette 
hostilite se retrouve dans la laicisation croissante de la com- 
petence judiciaire en matiere de dimes et dans les resietances 
de plus en plus graves que suscite parmi les populations la 
perception de la dime prediale solite..e Sur ce dermier 
point seulement l’Eglise lutte avec quelque vigueur. Aux 
autres attaques elle resiste faiblement; canonistes et the&o- 
logiens se resignent & transformer une fois de plus le fait 
en droit. Ainsi se realise cette constatation qui des avant 1350 
attristait l'un des canonistes francais de cette &poque, Henri 
Boich: tam crudeles sunt laici quod Ecclesia non audet mutire.?) 


$1. Assiette et Perception. 


La legislation et la doctrine canoniques ne contestent 
plus que la desuetude puisse supprimer l’obligation de payer 
les dimes personnelles. Les conciles des provinces d’Auch 
et de Narbonne prescrivent bien, en 1336 et en 1368, le 
paiement de la dime de tous les biens licitement acquis; mais 


) Pour l’bistoire de la dime ecclesiastique en France avant le 
X1Ve siecle, on me permettra de renvoyer a mes deux precedents 
ouvrages (Histoire de la dime ecclesiastique principalement en France 
Jusqu’ au decret de Gratien, Dijon, Impr. Jobard, 1909. Histoire de la 
dime eccl&siastique dans le royaume de France aux XlIIe et XIlIe® s., 
Paris, Picard, 1912) et & un article paru dans cette Revue (La dime 
eccl&siastique dans le royaume d’Arles et de Vienne aux XlIlIe et 
XlIlle s. Kanonistische Abteilung I, 1911. En 1914 paraitra, je 
l’espere, une &tude sur la Dime ecclesiastique en Franee au XVle a. 
Sur l’histoire de cette institution aux sitcles suivants on peut consulter 
P.Gagnol (La dime eccles. en France, Paris, de Gigord, 1911) et sur- 
‚tout H. Marion (La dime ecceles. en France au XVllIIe s. et sa sup- 
pression, Bordeaux, Impr. de l’Universite 1912). — ?) Henrici Boich 
; in quinque decretalium libros commentarii. Venise 1576, 
fo. p. 496. 
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ils n’en reglent la perception que sur les cer£&ales, le vin, le 
croit des animaux et les produits des vergers, des pres ou 
des autres cultures.!) A la fin du XIV siecle, un juriscon- 
culte laique du Nord, Jean Boutillier, croit que les dimes 
personnelles sont d’institution divine. Cependant il en laisse 
le paiement & la „juste conscience“ de chacun des rede- 
vables.2) Les canonistes et les theologiens avouent plus 
franchement l’inefficacit& des r&clamations eventuelles du 
clerge.°) Boich rappelle les controverses et les conclusions 
traditionnelles sur les dimes dues par les heritiers ou par 
la meretrix. Il le fait sans conserver aucune illusion. Par- 
fois il manifeste quelque humeur contre ces questions d’ecole 
et, decourag®, constate que l’usage general est de ne pas 
acquitter ces dimes. Il ne proteste pas contre cet usage; au 
contraire, on l’observera car la coutume est la seule origine 
juridique des dimes personnelles. Ce sont les conclusions 
des theologiens qui penetrent dans l’enseignement des cano- 
nistes. A cette derniere Ecole, Boich emprunte egalement 
le motif de semblable concession de la doctrine aux faits: 
alias quasi omnes animae damnarentur.*) Panormitanus, lui- 
aussi, repete les d&veloppements elassiques et conelut: hodie 
tamen decimae personales non sunt in consuetudine.°) 


1) Duffour, Le livre rouge du chapitre nıetropolitain de Sainte 
Marie d’Auch (Arch. hist. Gascogne, 2® serie, 11, 1907), p. 24. Baluze, 
Concilia Galliae Narbonensis (1668), p. 215, c. 69: de omnibus bonis 
lieite acquisitis... contraria consuetudine non obstante quam tollimus. 
— 2) La Somme rural (ed. Charondas, 1621) pp. 1282, 1284: »par 
le commandement de Dieu, des le commencement du monde, tant par 
le viel testament que par le nouvel, fut ordonne ... estroitement que 
de toutes choses croissants ... fut payee & Dieu la dixieme partie 

. en grains laboures ... en poules, oysons, en poissons, en garennes, 
en profit de moulins, soit en four, soit en miniere de fer, d’or ou 
d’argent ... soit en pierres, soit en gaaing artificiel, si comme en 
gaaing de mestier ou de marchandise ou de science, soit en gaaing de 
service«. — ?) Sancti Antonini summa theologica (Venise 1582) II, 
fo 181 vo. — *) Boich p. 493: littera hujus capituli (Pastoralis X. III, 
30, 28) et tractatus personalium ... decimarum magis consistit in 
difficultate et subtilitate quam in utilitate ...; saltem ... quantum 
ad quantitatem consuetudo generalis contraria est, cui standum est. 
Cf. p. 498. — °) Abbatis Panormitani commentaria in quinque decre- 
talium libros (Venise 1588) VI fo 224 vo. 
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Le droit ecclesiastique opposa une plus longue et plus 
serieuse resistance & la determination par la coutume des 
produits naturels soumis & la dime. Les conciles precites 
et Boutillier ne connaissent aucune attenuation & I’uni- 
versalit@ des dimes prediales. Pour Boich au contraire, le 
Pape, sans avoir le droit d’abolir la dime par une constitution 
generale, peut, en des cas particuliers et pour de pressants 
motifs, en accorder complete exoneration. Car si l’abrogation 
absolue d’une loi de droit divin ne pourrait avoir lieu sans 
offenser le Seigneur, du moins les produits materiels de la 
dime appartiennent au clerg& et a Dieu; le vicaire supr&me 
du Christ a, par suite, la faculte d’en disposer. S'il existe 
de graves motifs de le faire, il pourra accorder & un laic de 
ne pas payer de dimes.!) Ainsi se concilieront le droit et 
le fait. L’Eglise conservera en theorie son droit & la dime 
universelle, dime qu’une masse toujours grandissante de 
decimables se refuse & lui payer, surtout au taux legal et 
ancien du dixieme. Au debut du XV® s. Petrus de Ancha- 
ranno le constate et conseille au clerg& de se montrer dans 
son propre inter&t moins exigeant envers les redevables de 
limpöt ecclesiastique: moderno tempore profecto utilius esset 
ecclesiis partem eis concedere quam nihil percipere.?) 

Concessions inutiles! Le mauvais vouloir des decimables 
grandit avec l’indulgence des docteurs. 8. Antonin, archev6- 
que de Florence, se demande si la coutume locale de ne 
payer les dimes que de certains produits determines est une 
excuse suffisante pour le pecheur. Il expose longuement les 
arguments pro et contra. Les dimes prediales sont de droit 
divin; la coutume contraire & la loi ne saurait ötre tenue 
pour raisonnable. Mais n'y aurait-il pas deux especes de 
droit divin? La dime ne rentrerait-elle point dans les insti- 
tutions de droit divin positif, moins strietement obligatoires 


ı) Boich p. 497: cum temporalitas spectat ad ecclesiam et ad 
Dominum cujus vicarius est, Papa potest in his statuere et de eis 
disponere; ... potest concedere laico, quod decimas ... non det, sed 
non debet facere nisi ex causa. Par ex,, le Pape pourrait dispenser un 
scigneur de payer la dime sur les terres conquises par lui sur les in- 
fideles ou sur les heretiques. — ?) Petri de Ancharanno super 
Ulementinis lectura (1534) fo 83 vo, 
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que celles de droit divin naturel? La coutume qui persiste 
apres la promulgation de la loi qui la condamne ne commence- 
t-elle pas une nouvelle prescription qui est parfaitement 
valable si le legislateur ne proteste pas & nouveau? L'arche- 
veque de Florence estime donc que le clerge ne doit pas 
demander le paiement de la dime dans les localites oü cette 
exigence serait une cause de scandale. Par son abstention 
\’Eglise fait remise du produit de la dette qui, elle, con- 
tinue d’exister.. L’obligation de payer la dime en ces regions 
ne pourrait renaitre que par un ordre expres de la Papaute. 
Ni la r&clamation emanant de l’ev&que, ni un proces intente 
par le cure ne suffiraient pour mettre en demeure les par- 
oissiens d’acquitter les dimes insolites.!) 8. Antonin, & 
l’exemple de S. Thomas d’Aquin, du pseudo-Vincent 
de Beauvais?) et de Boich est preoccupe, avant tout, du 
salut des innombrables decimables qui ne veulent point 
decimer toutes leurs recoltes.?) C'est le möme motif qui 
contraint Panormitanus & supprimer les r&serves mises par 
Boich a l’exercice de la prerogative pontificale. L’exemption 
de dime n’a plus besoin d’e&tre individuelle, expresse et 
motivee; le silence du Pape suffit pour que dans toute une 
region la desuetude de telle dime soit pour tous les rede- 
vables une excuse absolutoire: Ubi de facto non solvuntur, 
numquid Papa possit dispensare? Certe potest dici quod sic, 
non tamen preceptum tollendo, sed ex hac causa non sol- 
ventes tolerando. Ce n’est ni sans regrets ni sans hesitations 
que le Panormitain transforme le fait laique en principe 
canonique. Il discute longuement et essaie de trouver quel- 
que appui dans la doctrine anterieure oü jamais la capitu- 
lation de l’Eglise n’avait ete aussi absolue ni aussi mani- 
feste. L’Abbas Siculus finit par s’en rendre compte et par 
se declarer le disciple de ces Theologi qu’ il n’aime guere*®): 

1) S. Antonin ]I fo181v° et 182: »non tamen videtur sufficiens 
requisitio curati; ... de Papa nulli dubium; ... utrum ad requisitionem 
diocesani teneantur, dubium et ideo ad Papam tunc ... consulendum. 
— 2) C£.ma Dime au XllIes. p. 18. — ®) II fo 182vo: alii ... dieunt 
quod cum ad solutionem decimae ex precepto quilibet sit obligatus 
sernper peccat non solvens ... Haec opinio videtur secundum rigorem 


Juris preferenda; prima tamen benignior et efficacior est et ideo ad 
vitandum animaruın periculum expresse est amplectenda. — *) Panor- 
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Beatus Thomas fuit in opinione quod, ubi de consuetudine 
non solvuntur, non peccant non solventes, nisi propter 
obstinationem animi. Haec opinio multum mihi placet, 
ne tanta multitudo pereat.!) Le dernier des grands Decre- 
talistes fait siennes les conclusions de !'illustre Summiste. 
La lutte entre les deux Ecoles s’acheve, apres plus de deux 
siecles, par la defaite des defenseurs de la conception cano- 
nique de la dime. 

L’usage fixe l’assiette de la dime. Il en determine 
€egalement le taux. Des le XIII® siecle, ce principe est 
admis par la doctrine, surtout par les theologiens.”) Les 
conciles de notre &poque n’acceptent pas cette regle. Ceux 
d’Auch en 1336 et de Vaour en 1368 exigent le dixieme 
nonobstant toute coutume contraire; dans les travaux pre- 
paratoires du concile ecume£nique de Constance il est affıirme 
que la decima pars est de droit divin.?) Boich et Panormitanus 
professent une opinion analogue mais s’empressent de re- 
connaitre en pratique la valeur de la coutume si elle est 
approuvee par le Pape. Boich, cependant, doute de la 
possibilite d'une approbation tacite.. Le Panormitain, apres 
une discussion approfondie, se decide A admettre cette solu- 
tion qui lui parait plus favorable au salut des ämes.t) lei 
encore les arguments et les conclusions des theologiens l’ont 
emporte sur la doctrine des canonistes. 

Ceux-ci avaient eu & lutter contre les docteurs et les 
jJuges laiques autant que contre les decimables. Boutillier, 
si favorable cependant au principe de la dime qu’ il croit 
institu&e de droit divin, ne doute pas de la prescriptibilite 
du taux de l’impöt eccelesiastique: »bien pourrait-on acquerir 
possession de ne payer que demi-disme ou de XV ou 
de XVI«. Au XV®siecle Gui Pape, organe de la jurispru- 
dence dauphinoise, repete la m&me idee.°) 
mitanus f?232ro: potestas condendi et interpretandi leges data est 
non sanctis, sed summis pontificibus; cf. 238r°., 

) Panormitanus VI], fo 231 vo et 238° ro et vo. — ?) Cf. Dime 
au XIIIe s. p. 28.29. — *®) Sainte Marie d’Auch p. 24. Baluze p.215. 
Mansi, Concilia XX VII, col. 108. — *) Boich p. 497. Panormitanus 
VI, fo 238 ro: videtur benignior et aequior, saltem ut tot homines 


non damnentur. — ®) Boutillier p. 1286. Gui Pape, Jurisprudence 
(ed. Chorier, Grenoble 1769) p. 33. 
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Quel est cet usage, souverain regulateur de l’impöt 
cultuel? La lecture des documents de la pratique permet 
de penser qu’ il n’existe pas d’autres dimes personnelles que 
celles dont les etablissements ecclesiastiques beneficient sur 
les revenus des seigneurs en vertu de concessions d’ordinaire 
assez anciennes.!) Beaucoup plus frequentes sont les men- 
tions de dimes prediales. Les cereales, comme le froment, 
le seigle, l’orge et l'avoine, les legumes tels que les pois, 
les feves, les poireaux?), les ails, les oignons, les raves sont 
soumis & la dime.?) Il en est de m&me des plantes servant 
aux tisserands ou aux teinturiers.*) Le foin, cit&6 par Bou- 
tillier comme exemple de dime insolite, est au contraire classe 
parmi les dimes dues en Champagne en vertu de l’usage.°) 
La dime des produits des bois et des viviers semble, surtout 
dans le Nord, n’exister qu’& la suite d’une concession ex- 


1) Cartulaire de l’abbaye de St. Michel du Treport (ed. Lafleur 
de Kermaingant 1880), n° 248, 255, 256, 260; ans 1325, 1375, 1377, 
1395. Lehugeur, Hist. de Philippe le Long (1897), p. 345: don de 
la dime du produit des chasses du roi. Poree, Hist. de l’abbaye du 
Bec (1901), II, p. 243, 268; ans 1469, 1495. — ?) Boich p. 498: pro- 
ponitur questio de ipsa substantia porrorum, quam sumimus in fructum 
ad olus, quod est optimum in Augusto cum carnibus porcinis vel ... 
crudum comedendum quod multis placet. Ces allechantes recettes de 
cuisine ne se retrouvent pas chez les autres commentateurs du chap. 
Cum non sit in homine (X. III, 30, 33). — *) Cartulaire des sires de 
Rays (ed. Blanchard, Arch. hist. Poitou XXVIII, XXX) XXX n° 292, 
1405. de Segur-Lamoignon et Depoin, Hist. seigneuriale, civile 
et paroissiale de Mery-sur-Oise (1892) I, p. 59, 1417. Cartulaire de la 
collegiale Saint Pierre de Lille (ed. Hautceur 1894) n° 1302, 1415. 
A. Thomas, Le comte de la Marche et le Parlement de Poitiers 
(1910; Bibl. de l’Ecole des Hautes Etudes, sciences hist. et philol. 174), 
Documents n° 8, 1419. Cartulaire de l'’abbaye de Saint Bertin (ed. 
Haignere 1886) III, n° 2429, 1413. Delisle, Etudes sur la condition 
de la classe agricole et l'etat de l’agriculture en Normandie au moyen 
age (2e &d. 1903) p. 394, 1346. Inventaire... des chartes de la maison 
de Baux (&d. Barth&lemy 1882) no 1028, 1320. Cartulaire du prieure 
Saint Etienne de Vignory (ed. d’Arbaumont 1882) p. 90, 1346. Titres 
de la maison ducale de Bourbon (ed. Huillard-Br&holles 1867 ss.) 
ne 3481, 1381. -—- *) Cart. Rays no 292, 1406. Comte de la 
Marche, Documents p. 339, 1436 (lin, chanvre). Delisle, Normandie 
p. 394, 1346 (guede et garance). — °®) Somme rural p. 1290. Vignory 
p. 90, 1346. 
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presse.) Dans les r&ögions de l’Ouest on paie la dime du 
sel.2) Suivant les contrees, les decimables acquittent la 
dime du vin, du cidre ou du houblon.?) Les animaux sont 
frappes & la fois de la dime du croit et de leurs autres pro- 
duits, cire, &ufs, fromage et, dans de tr&s nombreux textes, 
la laine.*) 

La quotit& de la dime diminue en möme temps que se 
restreint son assiette. Sans doute, on trouve trace de dimes 
payees au dixiöme soit & des Eglises, soit & des laics.5) Plus 
frequemment, peut-etre, on rencontre un taux inferieur. 
A la suite de querelles ou de proc&s les decimateurs se 
reösignent & demander moins que par la passe. Dans l’Yonne, 
la dime ne se l&ve parfois qu’au 20°, ou au 26°, ou & Vezelay 
au 36°. En Provence, on consent & ne recevoir que le 16° 
des bles et le 20° des raisins et des agneaux. En Cham- 
pagne la dime est abaissee au 13° par la »costume«, c'est- 
ä-dire par le mauvais vouloir tenace des decimables. Un 
prieur meridional ne reclame que le 13° pourceau et le 13° 
poulet. Des collegiales ou des monasteres, dans le Nord, se 
contentent du 11° ou du 12°.) Ces reductions ne satis- 
faisaient point tous les de&cimables. D’aucuns auraient voulu 
supprimer toute quotit obligatoire et n’acquitter l’impöt 
ecclesiastique que dans la mesure oü ils le jugeraient con- 
venable. Ües pretentions furent repoussees par le Parlement 
de Paris.”) Elles reparaitront au XVI° siecle. 


!) Somme rural, suprä. Cart. Saint-Bertin III no 2429, 1413 
(dime des pommes, poires et noix). — ?) Cart. Rays XXX n° 334, 1411. 
Cartulaire de l’abbaye de la Trinite de Vendöme pour la Saintonge 
(ed. Metais, Arch. hist. Aunis XX, 1893) no 183, 1345. — *°) Bour- 
bon n° 3053, 13868; no 3481, 1381. E. Petit, de Vausse, Hist. des 
ducs de Bourgogne de la race capetienne (1887 ss.) VIII n® 8535, 
1349. Sauvage, L’abbaye de Saint Martin de Troarn des origines 
au XVIe 8. (1911) p. 277, XVe s. Saint Pierre de Lille n° 1302, 1415. 
Saint-Bertin III n° 2724, 1429. — *) Baux n° 1028, 1320. Vignory 
p. %, 1346. Rays n322, 1410. Abbaye du Bec II p.241 n. 4, 
XIVes. — 5) Comte de la Marche, Documents p. 339, 1436. Rays 
XXX n 322, 1410. — °) Baux n° 1028, 1320. Vignory p. %, 1346. 
Gagnol, op. laud. p. 213, 1469; 349, 350, 351, ans 1385, 1457, 1477. 
Cartulaire de l'’abbaye de Sainte Aldegonde (ed. de Pas 1%), appen- 
dice J. 1376. St. Bertin III no 2724, 1429. — ?) Pseudo-decisions de 
Jean des Mares (ed. Brodeau dans La coustume de la prevöte de Paris, 
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Linfluence de la coutume sur l’assiette de la dime 
n est pas exclusivement destructrice. L’usage limite l’&tendue 
et le montant de la dette mais il tend & augmenter le nombre 
des personnes et des terres astreintes & la dime. La doctrine 
ecclesiastique et la jurisprudence laique sont en ce sens. 
Panormitanus, qui absout le refus de dime insolite, formule 
le principe dans toute sa rigueur traditionnelle. L’exemption 
ne peut &maner que du chef de l’Eglise, administrateur 
supreme des biens ecclesiastiques.!) Elle n’a &t& conc6dee 
expressement qu’aux moines et aux lepreux. Cette dispense, 
objet de tant de controverses aux sitcles pr&ec6dents, n'est 
plus contestee dans son principe. Mais depuis longtemps 
elle n’etait pas absolue en fait. L’exempt devait payer la 
dime & un taux reduit ou sur certaines categories de ses 
biens. Cette pratique persiste & notre &poque.?) Les clercs 
et l’ev&que doivent les dimes prediales sur leurs biens propres 
et sur les terres de leurs benefices; seule, la dos ecclesiae 
est exempte de l’impöt ecclesiastique.?) lIei encore, la doc- 
trine des XIV°® et XV® siecles se borne & formuler les 
resultats de la pratique anterieure.t) 

Les laics ne peuvent esperer semblable privilege que 
pour des motifs graves et en vertu d’une decision pontificale. 


1668, IT) p. 10 n° 75: »possession n'est pas recevable que un chacun 
pust payer sa disme en sa conscience; est enim peccati mortalis indu- 
ctıva. Ita fuit dictum per arrestum«. 

!) Panormitanus VI f0231 v°.: quilibet tenetur solvere decimam, 
nisi specialiter sit exemptus.. ., quia Deus neminem excepit a solutione 
decimarum. Boich p.49. Somme rural p. 1289. Zarabelle Card. 
commentarii in Clementinis (1534 fo.) fo 122 ro. — ?) Ste. Aldegonde, 
appendice J., 1376 (au 13e). Vendöme-Saintonge p. 183, 1345 
(abonnement). Cartulaire de l’abbaye de Flines (ed. Hautcaur 1873) 
no 794, 1417 (redevance moderde et croissante.. de Loisne, Cartu- 
laire de la Maladrerie de Montreuil (1903) p. 32, 1366. Heldenfinger, 
La leproserie de Reims du XlIe au XVIle s. (1904) p. 97, XIV—XVe® s. 
— :°) Somme rural p. 1288: »du douement sur quoi une eglise est douee 
et‘ fond&e de ce ne doivent estre paydes aucunes dismes«. Vignory 
p. 89, 1336. de Souance, Hist. et cart. de l’abbaye Royale de Notre- 
Dame de Clairets (1894) n° 101, 1405: »les terres ... de la cure... 
demeureront franches aud. cure&«. Boich p.491. S. Antonin II fo 
181 r°: clerici tenentur ad decimas ... — *) Cf. Dime au Xlll® ». 
p. 40, 41, 46, 47, 53, 54. 

8* 
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En fait, nous le savons, la desuetude suffit a exempter de 
la dime certains produits. Au contraire, les decimables ne 
sauraient utilement invoquer la prescription ou la qualite de 
leur terre. Le Parlement de Paris decida qu’ on ne peut 
prescrire la dime »par quelque longueur de temps que on 
la delaisse de payer«. Celui de Grenoble debouta un seig- 
neur qui se pretendait exempt de dimes parce quil tenait 
ses terres du dauphin. Boutillier affirme que la dime doit 
se lever »soit sur terre, cens ou fief, soit sur alleux«.!) Bien 
rares sont les textes qui mentionnent une exemption de 
limpöt ecclesiastique, m&me sil a e&te secularise. Parfois 
le taux est abaisse en faveur des nobles; en 1460, l’eveque 
de Saint-Paul-Trois-Chäteaux autorise un seigneur & ne payer 
que le 25° de ses re&coltes tandis que les paysans acquittent 
le 15°. Dans de nombreux documents, par contre, la dime 
est avec le cens, la seule charge du tenancier.?) 

L’usage determine encore les modalites de la perception 
de la dime. En principe elle doit @tre percue en nature. 
La pratique du tarif ou de l’abonnement tend, cependant, a 
se developper; elle evite les discussions et permet de re- 
specter les inter&ts des deux parties lorsque le nombre des 
gerbes restantes ou le croit des animaux est inferieur & dix 
ou au chiffre fixe par la coutume, en presence de »rompus«, 
dirait-on au XVIII® s. Une ordonnance de 1402, en reg- 
lementant l’administration des for&ts royales, prescrit le 
paiement en argent & l’exclusion de tout autre mode.?) En 


1) Pseudo-decisions de Jean des Mares p. 16 n° 115. Gui Pape, 
questio 266. Somme rural p. 1284. — ?®) Gagnol p. 255. Arch. hist. 
Poitou XXIX p.315 n. 1: »terres franches de dime et autres devoirs«. 
St. Bertin III no 2636, 1424. Chartes de l’abbaye Saint Etienne de 
Dijon de 1321 & 1332 (ed. Fricaudet 1907) no 25, 1324: »frainche- 
ment per paiant tant seulement cense et disme«. Les jardins et enclos 
des laics commencent a &tre en certains cas exempts de dime; & notre 
epoque cette exemption reelle semble exceptionnelle et souvent ne 
s’acquiere qu’a titre onereux ou se restreint aux seuls produits con- 
sommes par le proprietaire (Bourbon n° 2416, 1345; n° 2479, 1347. 
St. Bertin III no 2429, 1413). — °) Vignory p. 90, 1346: »quant & 
mond. seigneur son prey ... est quicte dou deisme parmi une charte 
de foin.... tant comme huit bons buefs porront traire«. Ducs de 
Bourgogne VIII no 8535, 1349. Rays no 322, 1410: 1 maille par 
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general, la dime porte sur le bl&e et sur le vin plutöt que 
sur le pain et sur les raisins; elle comprend la paille et les 
estrains. Ce sont la modalites susceptibles de varier au gre 
des interesses; en 1416, l’abbaye de Sainte-Croix ä Bordeaux 
obtient de ses decimables que desormais ils acquitteront leur 
dette en raisins parce que le melange de liquides de pro- 
venances diverses nuisait & la qualite du vin decimal.!) Les 
docteurs, clercs ou laiques, sont d’accord avec les conciles 
pour exiger le paiement de la dime sur le produit absolument 
brut, sans aucune deduction pour les frais de culture ou les 
charges du fonds. Cette regle n'etait pas mieux respectee 
que celle du transport aux frais du d&cimable.?) 

L'un des resultats de cette r@glementation coutumiere 
de l'impöt ecclesiastique fut la diminution considerable de 
son produit. P. de Ancharanno et Panormitanus le con- 
statent. Le premier n’a aucun espoir dans une attitude plus 
rigoureuse du clerge; le second se bome & dire: »hodie 
sacerdotes non petunt integram decimam nec etiam de omni- 
bus fructibus«.?) Li’etat si troubl& de la France aux XIV® 
et XV° s., les ruines accumulees par les combats, les in- 
cendies et les epidemies de la guerre de Cent ans ont faci- 
lite les resistances des d&cimables et contribu& puissamment 
& laffaiblissement du produit de la dime.t) 


agneau ou ge£nisse, 1 d. par veau. Baux, n° 1028, 1320: 2 d. par 
agneau, 1 d. par veau. Isambert, Anciennes lois francaises VI] p. 31. 
!) Ste. Marie d’Auch XI p. 24, 1336. Vendöme-Saintonge, 
p. 259, 1326. Baux n° 1028, 1320. Vignory p. 8, 1380. Ste. Pierre 
de Lille no 1258, 1399. Chauliac, Hist. de l’abbaye Ste. Croix de 
Bordeaux (Arch. de la Fr. monastique IX 1910) p. 256, 1416. — ?) Panor- 
mitanus VI fo 224 r°.: nisi consuetudo habeat oppositum, ut commu- 
niter se habet hodiernis temporibus. Cartulaire de l’abbaye de Notre- 
Dame des Vaux de Cernay (Ed. Merlet et Moutier 1857); Il n° 1053, 
1333. Gagnol p. 255, 1460. — ®) P. de Ancharanno fo83v°. Panor- 
mitanus VI fo 230 ro. — *) Recueil des chartes de l’abbaye royale de 
Montmartre (Ed. A. de Barthelemy 1883) p. 203, 1384. Denifle, La 
desolation des Eglises, monasteres et hopitaux en France pendant 
la guerre de Cent ans (1899), I no 53, 472, 560, 993; ans 1423, 1437, 
1424, 1420, II 2 p. 695, n. 6, 1369. Arch. dep. Cöte d’Or, H. Cart. de 
V'abbaye cartusienne de Lugny n° 404, 1448: decimae predictae .. 
per totum tempus, pro quo dicti actores... predicta arreragia... pro- 
sequuntur, nullius valoris aut utilitatis per factum ... guerrarum in 
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$ 2. Propriete et Caractere juridique. 


Les regles canoniques sur l’attribution des dimes ne 
changent pas durant les XIV° et XV° siecles. Mais la 
doctrine et la jurisprudence sefforcent de concilier de plus 
en plus le droit et le fait; elles accroissent et les causes 
licites d’appropriation de l'impöt ecclösiastique et l’&tendue des 
droits de ces d&ecimateurs; jusque dans les 6crits des defen- 
seurs ordinaires de la tradition la dime perd completement 
son caractere antique de jus spirituale.e La coutume, ici 
encore, dirige et conditionne la theorie. 

Le cure a, de droit commun, vocation aux dimes levees 
sur les terres de sa paroisse et sur les animaux qui y par- 
issent. Entre &Eglises l’usage contribue & determiner le pro- 
prietaire de la dime par la prescription et par le reportagium, 
qui continuent & fonctionner comme causes normales d’acqui- 
sition. Le patron a, comme auparavant, droit & la dime.!) 
Le cure n’a de droit exclusif que sur les novales qui, por- 
tant sur des terres r&cemment .cultivees, n’ont pu &tre pergues 
durant un delai suffisant par aucun decimateur.?2) Le fait 
le plus interessant & notre &poque est la lutte tres vive 
qu’entreprennent les vicaires pour obtenir la perception des 
dimes de leur eglise au detriment du patron. Celui-ci est 
astreint par la legislation canonique & payer au desservant 
une portio congrua. Il s’acquitte d’ordinaire fort mal de 
cette obligation.)) De lä naissent frequemment de longs 
proces qui se terminent en general par l’attribution au vicaire 
d’une partie des dimes et des autres revenus de la paroisse 


regno ... vigentium fuerant. St. Pierre de Lille n° 1001, 1341: bail 
de dimes resiliable en cas de »damage pour cause de wieres«. 

1) Boich p. 492,498. Panormitanus fo 229 vo., 230 r0 et 239 ro 
Boutillier, Somme rural p. 1284, 1285. Vignory p. 122, 1375. 
Patron: St. Pierre de Lille no 1385, 1433. Abbaye du Bec II p. 240, 
1451. Preuves de la maison de Polignac (ed. Jacotin 1909) IV no 729, 
1487. Hist. de l’abbaye de Senones (Documents rares... sur l'hist. 
des Vosges V) p. 179, 1342. Maladrerie de Montreuil p. 32, 1366. 
Panormitanus fo237 ro. — ?) Lecacheux, Cart. et hist. de 1’'Hötel- 
Dieu de Coutances II n? 146, 1328. S. Antonin fo 181 rd. — ®) Cf. 
Imbart de la Tour, Les origines de la Reforme II, 1909, p. 257, 
Ve os, 
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ou par l’abandon & lui consenti de la dime entiere moyen- 
nant une redevance ou une rente.!) Souvent le clere est 
moins patient; il se saisit des denrees remises au patron ou 
s’empare du droit de lever la dime. Il se livre & des vio- 
lences sur la personne de son ennemi, s’attaque aux agents 
de celui-ci; en d’autres circonstances c'est le vicaire qui est 
la vietime de sevices analogues.?) Dans cette lutte le 
vicaire a l’appui de l’ev&que, hostile aux moines exempts, 
ou des habitants; ceux-ci parfois ne consentent & 8’ acquitter 
de la dime que si son produit est consacre, en grande partie 
tout au moins, aux besoins de leur Eglise et de son clerge.?) 
Cette tendance & reserver aux depenses locales l’impöt 
paroissial explique encore que les fabriques commencent & 
posseder directement des dimes.*) Ce mouvement parait 
avoir echappe aux commentateurs du Corpus juris canonici. 
Il est connu de la jurisprudence qui accueille la demande 
du vicaire desireux de lever lui-möme la dime lorsque le 
patron ne lui a pas assigne de traitement.°) 

Les laics peuvent-ils &tre licitement decimateurs? Con- 
ciles, canonistes et theologiens continuent & r&pondre nega- 
tivement. Mais la resistance de docteurs est moins energique 
que celle des &vöäques. En 1336, le concile d’Auch refuse aux 
detentores decimarum la sepulture ecclesiastique parce qu’ il 
les considere comme morts en e&tat de pöche mortel; leurs 
descendants jusqu’a la 4° generation ne pourront etre ni 


ı) Cart. de l’eglise de Thörouanne (Ed. Duchet et Giry, 1881) 
p. 360, 1320: le cur&-vicaire a la moitie des menues dimes, oblations et 
legs et le tiers des grosses dimes. Cartulaires du diocese de Troyes 
(ed. Lalore) III, Commanderie de Beauvoir n° 174, 1458; amodiation 
au nouveau cure tam diu erit curatus; Cart. de l’&glise Saint-Georges 
de Haguenau (ed. Hanauer 1898) no 647, 1442. — ?) St. Pierre de Lille 
n° 1304, 1416. Documents historiques sur le departement de Tarn-et- 
Garonne (&d. Moulengq 1879) III no 248, 249; 1493—1497. Imbart 
de la Tour II p. 258. — °) Tarn-et-Garonne III n° 223, 1329. 
J. Peter, L’abbaye de Liessies en Hainaut 764—1566 (1912), p. 259, 
1454. Hötel-Dieu de Coutances II no 146, 1328. — *) Arch. Nat., 
J. 10384 n0 64 = Boutaric, Actes du Parlement de Paris 2547 Q.: 
... utrum decima vinearum ... de qua est litigium ... fuerit recepta 
a 20 annis citra nomine monialium aut nomine matriculariorum pre- 
dictorum. — 5) Decisiones capellae tholosanae (Ed. Aufrdre 1512, 
n- 12°) fo 34 vo, 
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admis & la tonsure, ni pourvus de benefices. L’assemble&e 
a@cumenigue de Constance reprocha amerement & Jean XXIII 
d’avoir alien & perpetuite en faveur d’un laic une dime 
appartenant & la mense £piscopale de Benevent. A grand 
renfort de textes empruntes aux Decretales ou cites par leurs 
commentateurs, le celebre concile du d&but du XV®s. pro- 
clame le caractere spirituel de la dime et le droit exclusif 
des elercs & la posseder: decima pars cedat ad sortem domini 
et pertineat ad jus sacerdotum ... eo quod Dominus... est 
hereditas eorum ...; clare patet quod decimae sunt divini 
juris ... a manu et potestate laicali separatae.!) 

La doctrine et la jurisprudence, ecclesiastique ou laique, 
attenuent la rigueur de ces principes. A nouveau le carac- 
tere souverain de la puissance pontificale permet de con- 
cilier le fait et la theorie. Boich et Panormitanus ne doutent 
point que le Pape, supr&me administrateur des biens eccle- 
siastiques et dispensateur des benefices, ne puisse conceder 
& perpetuite une dime & un laic. Le premier de ces docteurs 
exige que l’acte pontifical soit motive par quelque circon- 
stance particulierement favorable. Cent ans apres, cette 
restriction a disparu dans Panormitanus.?) Seul, cependant, 
le Pape a la facult@ d’accorder une concession perpetuelle 
de l’impöt ecclesiastique; l’Eveque ne peut octroyer au laic 
qu’une jouissance viagere de la dime; les autres decimateurs 
ou pouvoirs ecclesiastiques ne sont autorises & conclure 
semblables conventions que pour un temps limite et court. 
Oeuvre d’une puissance laique, la concession de dime est 
radicalement nulle.?) 

Le decimateur laique a-t-il la possibilite de justifier de ses 
droits autrement que par un abandon expres consenti par le 
decimateur ecclesiastique? Boich semble bien exiger une 
concession möme pour les decimae ab antiquo in feudum 
concessae. Panormitanus ne parait pas avoir &tendu & la 
prescription acquisitive de dime sa theorie de la transfor- 


1) Ste. Marie d’Auch XI p. 24. Mansi XXVII col. 669; XXVIII 
col. 108, 109. — ?2) Boich p. 416, 496, 497: Papa ... potest concedere 
laico, quod decimas... percipiat..., sed non debet hoc facere nisi ex 
causa. Panormitanus fo 227 vo. — ®) Boich p. 49. Panormi- 
tanus f0 227 vo et 237 r°., 
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mation en droit du fait contre lequel le Pape ne proteste 
pas. Gerson et 9. Antonin se bornent & dire que la detention 
du produit de la dime par des laics s’explique par les ser- 
vices qu’ ils ont rendus & l’Eglise.!) La jurisprudence vint 
au secours des decimateurs laiques. Les Decisiones Capellae 
Tholosanae admettent que le titre d’infeodation peut £tre 
supplee par la possession immemoriale et la simple croyance 
a une infeodation anterieure au concile de Latran de 1179. 
Cette decision est contraire & la doctrine plus rigoureuse de 
Boich. Ce jurisconsulte autorise sans restrictions les seigneurs 
a conserver les dimes dont la secularisation a certainement 
precede la promulgation du chap. Prohibemus; si la date 
n'est pas connue avec certitude, le souci du salut des ämes 
exige que la dime litigieuse soit restituee A l’Eglise.?) L'assi- 
milation acceptee d’ordinaire au moyen äge entre la posses- 
sion imme&moriale et le titre formel l’emporta devant les 
tribunaux laiques; Gui Pape interprete le silence prolonge 
du decimateur canonique comme une renonciation & son 
droit.?) Cette consecration du fait accompli &tait inevitable 
et logique; ainsi que le remarque l’annotateur des Decisiones 
Capellae Tholosanae elle Evite le scandale que provoque- 
raient les reclamations du clerge et favorise le salut &ternel 
d’innombrables detenteurs de dimes. Ce sont la les motifs 
qui avaient determine le vote du chap. Prohibemus et la 
feconde distinction imaginee par les docteurs entre le jus 
percipiendi decimam et les fructus decimae.*) 

La concession et la prescription permettent au laic 
d’acque£rir directement le droit de lever l’impöt ecclesiastique. 
Un procede& indirect d’atteindre le mä&me resultat est de de- 
venir patron d'une @Eglise.. Panormitanus classe le patronage 
parmi les cas licites de perception laique de la dime.°) 


!) Boich et Pan. suprä; S. Antonin f° 182 r°.: propter quaedam 
servicia facta ab eis ecclesiae Gersonii Opera (ed. Ellies Dupin 
1706) II col. 438: hoc fuit per modum vadimonii, ut ... tutarentur 
ecclesiam. — ?) Decisiones fo 164 vo. A l’exemple de certains de ses 
predecesseurs Boich p. 416, hesite sur la date precise de la promul- 
gation de l’interdiction de conceder des dimes & des laiques; il songe 
au concile tenu par Urbain II en 1096 (cf. Dime au XIlle s. p. 147). — 
°) Gui Pape, questio 284. — *) Decisiones f® 164 vo. — ®) Panormi- 
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Cette nouvelle concession & pratiquement une grande im- 
portance, en particulier sur l’accroissement du nombre de 
dimes regulierement percues par le roi. 

En s’emparant de l’impöt eccelesiastique, en s’opiniätrant 
dans leur detention malgr& les menaces et les attaques de . 
l’Eglise, les laiques avaient contraint celle-ci & leur aban- 
donner le produit de la dime ainsi acquise. Le droit cano- 
nique avait reconnu des le XII®s. la legitimite des decimae 
ab antiquo in feudum concessae. En pratique, & notre &po- 
que, le clerg& ne peut contester la validite de plus r&centes 
secularisations. De&courag&s par l’inutilite de leurs efforts, les 
canonistes s’inclinent &galement devant la croyance des laics 
en l’etendue de leurs droits sur la dime. La licentia des 
Decretales devient un privilegium; ce ne sont plus seulement 
les fruits de la dime que le de&cimateur laique obtient, c'est 
le jus percipiendi decimam lui-m&me. 

Boich ne semble pas &tablir de difference de nature 
entre la concession de dime faite par le Pape & un seigneur 
et celle accordee par lui & un monastere. Il tient cepen- 
dant la premiere pour moins etendue que la seconde. Elle 
ne comprend pas le droit de percevoir les novales ni la 
faculte pour le laic de c&eder sa dime entre-vifs ou & cause 
de mort. La dime passera aux descendants du possesseur 
mais non pas aux collateraux ou aux ascendants; en cas de 
mort du concessionnaire sans enfants, elle fera retour A 
l'Eglise. Panormitanus enseigne les m&mes doctrines.!) La 
pratique et l’enseignement des juristes laiques ne tiennent 
aucun compte de ces restrictions. Les seigneurs vendent, 
echangent, donnent, concedent, sous-infeodent leurs dimes 
comme leurs autres biens. Joh. Faber pense que le fief de 
dime doit etre regi par les regles ordinaires des fiefs; con- 
form&ment & la coutume de France, il pourra &tre ali6n& ou 
engage sans le consentement du suzerain.?) 

On comprend d’autant moins les r&sistances de la doctrine 


tanus fO 237 r°.: in casu licito ... puta si rex habuisset ... jus 
patronatus in illis ecclesiis ... 

1) Boich p. 498. Panormitanus fo 229 vo. — ?) Joh. Faber 
super Institutionibus ... (1531) fo 284 vo sur de actionibus, $ item 
Serviana n° 30. 
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canonique en cette matiere que les canonistes renoncent & 
distinguer comme l’avaient fait avec tant de soin leurs pr&- 
decesseurs entre la dime et ses produits. Boich autorise 
les decimateurs dont le titre est anterieure & 1179 & con- 
server le »jus percipiendi decimas ... quod est mere spiri- 
tuale«. Panormitanus declare: Nullus citra Papam potest 
jus decimandi vel etiam fructus decimarum ad magnum 
tempus laico concedere ... quia nullus citra Papam potest 
laicum capacem reddere juris spiritualis.. Bien que d’autres 
textes de l’Abbas Siculus affırment sans r&eserves l'incapacite 
radicale des laics & possöder le droit spirituel de dime, le 
principe traditionnel est abandonne. S. Antonin est moins 
hardi que Boich et Panormitanus; il pr&cise que les laics 
n'ont point le jus exigendi decimas parce que, droit spirituel, 
il ne peut appartenir & d’autres qu’a des clercs. L’arche- 
veque de Florence ne songe pas ici, semble-t-il, aux deci- 
mateurs titulaires d'une concession pontificale mais A ceux 
dont l’unique titre & la dime est la ceroyance benevole du 
clerg& en les services que ces seigneurs ont rendus aux 
eglises.!) Gerson ne s’explique pas sur cette question. 

Elle pr&occupa peu les laiques. Joh. Faber accepte la 
distinction posee au XIII® siecle. Boutillier s’exprime comme 
sil ignorait la possibilit€ canonique de l'infeodation de dime; 
il declare absolument nulles les alienations de dimes con- 
senties & des laiques.2) En pratique d'ailleurs le laic est 
considere comme pleinement substitu& aux droits du deci- 
mateur ecclesiastique et l'integration de l’impöt cultuel dans 
le syst&me feodal se consolide et s’acheve.?) 


ı) Boich p.4%. Panormitanus f?227v°. S. Antonin fo182ro 
Gerson II col. 438. — *) Joh. Faber supr&: decima ... cum sit res 
spiritualis, nec possit alienari nec possideri per laicum, sed fructus sic. 
Boutillier p. 1285: »disme est de telle nature qu’elle ne peut ne 
doit estre vendue ne engagee comment que ce soit & personne laye ne 
hors de l’Eglise; et si fait stoit aucunement si ne seroit-il & tenir car 
de l’Eglise ne la peut-on esloigner«. L’auteur de la Somme rural se 
borne & une simple et incomplete traduction des enseignements des 
canonistes. Telle est d’ailleurs son habitude lorsqu’ il traite de questions 
interessant le droit canonique. Cf. un autre exemple infra $ 3. — 
®) Le nombre des dimes laiques ne semble pas s’accroitre dans une 
sensible mesure. Le double mouvement des restitutions et d’usur- 
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Seigneurs et etablissements ecclesiastigques possedent 
leurs dimes & des titres divers sans que la qualite du deci- 
mateur influe sur cette variete. Aux dimes attachees aux 
benefices correspondent les dimes allodiales.!) Suzerains et 
vassaux sont indifferemment des nobles, des &v&ques, des 
chapitres, des monasteres; il en est de m&me des bailleurs 


° 


ou preneurs & cens ou & rente.?) Les dimes concedees en 
fief ou en censive sont frappees des charges feodales ou 
contractuelles ordinaires. L’&ev&que de Paris, Pierre d’Orge- 
mont, tient de la reine de France un fief »dont le domaine 
est assis en la 18° partie de la dime d’Ennery et vault 
vs. de relief et vs. de service«. Un valet du dauphin 
recoit une dime & condition de garder un chäteau de son 
seigneur pendant 40 jours par an et de payer 5s. & chaque 
»muance« de l’un des contractantse.?) Un seigneur poitevin 
avoue posscder des dimes »& foy et hommaige et & rachat«. 
Elles sont comprises dans le douaire coutumier.*) Il arrive 
assez frequemment qu’ A la suite de querelles ou de proces 


pations, d’acquisitions et de cessions continue. Arch. hist. Poitou 
X1I p. 154—156, 1339; XXVI no 964, 1414. Ste. Aldegonde n° 438, 
1432. Coutances II no 223, 1415. Monget, La Chartreuse de 
Dijon (1898) I p. 95, 1386. Pilot de Thorey, Catalogue des actes 
de... Louis XI relatifs a l’administration du Dauphine (1899) II 
no 1663, 1476. Dom Morice, Hist. de Bretagne Preuves III col. 161, 
1467. Cartulaire de l’abbaye de Cormery (ed. Bourasse, 1860) n° 142, 
1487. St. Pierre de Lille no 1300, 1414. Ducs de Bourgogne VIII 
n° 7681, 1336. A. Joubert, Hist. de Saint-Denis d’Anjou p. 22, 23; 
1383, 1409. Cartulaire de l’abbaye Notre-Dame de Bourbourg (ed. 
I. de Coussemaker, 1882—1891) I n° 272, 1396. Gallia christiana 
XII col. 209, 1337. Regestes des evöques de Therouanne (ed. Bled 
1904) I n 2268, 1366. 

!) St. Pierre de Lille n° 1153, 1377. St. Etienne de Dijon n 29, 
1325: tanquam de proprio allodio ... quitta ab omni onere. — 
2) St. Bertin III no 2740, 1482. Chartes de St. Etienne de Dijon de 
1309 a 1320 (ed. Parisot 1906) nv 67, 1316. Bonnefoy, Documents 
sur le prieur6 de Chamonix (1888) II n° 188 ss., 1484. Cartulaire de 
Saint Sauveur en Rue (ed. de Charpin-Fougerolles et Guigue 
1881) no 38, 1320. Lalore, Chartes de Beauvoir n° 174, 1453. Cf. 
les notes suivantes. — °?) Mirot, Le proces Ju boiteux d’Orgemont 
(Moyen Age 1911) p. 48, 1390. St. Pierre de Lille no 1464, 1457. 
Arch. hist. Poitou XXIV p. 172 n. 7, 1418; XXX n0 29, 1405. — 
*%) Arch. hist. Poitou, Rays XXVIII no 99, 1829. 
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ou en vertu de la coutume, la dime soit grevee d'un »devoir« 
ou d’un »fraige« au profit d’un seigneur qui se fait ainsi 
payer la liberte par lui promise aux moines ou aux chanoines 
d’exercer leurs droits; sous menace d’une amende de 31.5 s., 
les chanoines reguliers de Saint-Etienne de Dijon doivent, 
par exemple, ne pas percevoir une dime »sans payer & lad. 
dame un setier de vin et un quartier de chatron.«!) Plus 
importantes et plus frequentes sont les rentes assignees sur 
leurs dimes par des clercs ou par des laics dans l'intention 
de realiser une fondation pieuse, de payer une acquisition 
fonciere, de faciliter une transaction sur la propriete ou sur 
la jouissance de ces m&mes dimes.?) D’autres dimes sont 
affectees & des services religieux qui perpetuent la memoire 
du fondateur ou alimentent la lampe qui Eclaire le sanc- 
tuaire.?) Certaines font partie au douaire conventionnel de 
la femme du decimateur. Dans un texte isole la dime est 
comprise dans la dotation d’un maitre d’ecole.*) 

Le caractere feodal des concessions ou des acquisitions 
de dimes se manifeste egalement lors de leur alienation. Le 
suzerain doit intervenir pour rendre valables les transferts 
entre-vifs de l’impöt ecclesiastique; le nouveau beneficiaire 
doit preter foi et hommage et frequemment cette attestation 
de vassalite a pour objet, outre les dimes, les autres »droits 
heritaux« tenus du m&me suzerain.’) Ce dernier, loin de 


1) St. Bertin II no 1765, 1368. Anciens Evöches de Bretagne (ed. 
A. de Barthelemy et Geslin de Bourgogne) III, Ste. Marie de 
Boquen n° 216, 1414. Cartulaire de l'abbaye cardinale de la Trinite 
de Vendöme (ed. Metais 1881) III no 776, 1356. Arch. dep. Cöte 
d'Or, E. 305, 1410. — ?) Flines II no 709, 1391. Bourbon II 
n° 2416, 1345. Ducs de Bourgogne VIII n® 8535, 1349. Vendöme 11l 
n° 793, 1388. Senones V p. 183, 1349. Arch. hist. Poitou XXIV 
n°65, 1324; XXVI p. 371 n., 1421. Rappoltsteinisches Urkundenbuch 
(Ed. Albrecht 1891—92) II no 203, 1381; 568, 1396. Messes: Cartu- 
laire de Noyers (&d. Chevallier 1872) ne 561, 1435. — °) Actes de 
Louis XI, II n° 1663, 1476. St. Pierre de Lille n° 1529, 1486. 
Senones V p. 175, 1329. Cartulaire de Notre-Dame de Paris (ed. 
Gu&rard, Documents inedits 1850) IV, Obituaire p. 193, vers 1332. — 
*) Ecole: Lecoy dela Marche, Le roi Rene, 1875, Ip. 552, vers 14h. 
Douaire: Le Roi Rene I p. 434, 1467. Rappoltstein II no 16, 1364; 
104, 1372. —. 5) Rays XXX n° 289, 1405; no 290, 1108; n° 292, 1408. 
Tresor des chartes du comte de Rethel (ed. Saige et Lacaille 
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renoncer & ses droits, s’efforce de soumettre les dimes 
possedees ou acquises par des personnes ecclesiastiques & 
l’application stricte des principes feodaux. Au XIII® e. le 
seigneur accordait souvent l’amortissement sans exiger aucune 
taxe ni se reserver aucun droit. Pendant les XIV® et XV® 
siecles, pareilles generosites sont rares; d’ordinaire l’amor- 
tissement gratuit est incomplet; l’acquereur ecclesiastique 
devra fournir un »homme vivant et mourant« et payer le 
droit de relief. Cette obligation est sanctionnee par la saisie 
dont le seigneur n'hösite pas & user; il est vrai que levee 
en est facilement accord&ee »pour justes et raisonnables 
causes«.!) L’ordonnance de mars 1269/70 n’est plus respectee 
par les successeurs de 8. Louis. Philippe de Valois donne 
ä& un prieur& une dime »sans que led. prieur ni ses succes- 
seurs soient contraints & en paier finance ou & la vendre 
ou & la mettre hors de leur main en aucun temps«. Il arrive 
que le vendeur qui a promis de faire amortir la dime doive 
en payer le tiers de la valeur au roi. La Chambre des 
Comptes tient avec severit& & ce que l'obligation de l’amor- 
tissement ne soit pas @ludee.?) Certains grands vassaux ne 
veulent pas que les &tablissements eccl&siastiques possedent 
des dimes non soumises au regime feodal. Le comte de 
Flandre en amortissant des dimes achetees par le chapitre 
St. Pierre de Lille reconnait qu’elles »sont franc-alleu et ne 
doivent fief, relief ne charge aucune« et declare, cependant, 
que cette acquisition »ne ... loist A faire sans notre con- 
sentement et ottroy«. Le duc de Bretagne interdit & ses 
vassaux de renoncer en faveur d’une &glise & leur »droit 
et devoir de fief, seigneurie et juridiction«; cette regle 
s’applique aux donations de dimes faites par la duchesse & 
un monastere quelle fonde et dote en 1467.°) 


1902) II n° 658, 1378. Rappoltstein II no 654, 1400. Ducs de Bour- 
gogne VIII no 8008, 1341. Coutances I] nv 208, 1408. 

!) Arch. hist. Poitou XVIII p. 127, 1335. St. Pierre de Lille 
no 1194, 1386; no 1472, 1452. Ste. Aldegonde n° 50, 1318. — 
?) J. Viard, Documents parisiens du regne de Philippe VI de Valois 
(Societe hist, Paris 1899—1900) I n° 160, 1336. Arch. hist. Poitou XXVI 
n° 964, 1414. Pithou, Libertez de l’Eglise gallicane (ed. Durand 
de Maillane 1774) II p. 695, actes de 1412 et 1413. — ?°) Lille 
n°1153, 1377. Dom Morice, Hist. de Bretagne Preuves III col. 161, 1467. 
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Soumise plus strictement que par le passe aux regles 
feodales et coutumieres la dime est un element du patri- 
moine du decimateur. On l’engage en garantie du paiement 
d’un cens on du remboursement d’une dette, on assigne sur 
son produit la somme due & l’acquereur dont le contrat a 
ete resili& ou la valeur des fruits annuels d’une autre dime 
vendue ou enfin l’acquittement de la dette contractee par 
un prieur envers un cur& pour la construction d’un chemin.?) 
La destination cultuelle et charitable de l’impöt eccl&siastique 
ne se retrouve plus que dans quelques rapides allusions des 
canonistes. Les degjmateurs ecclesiastiques eludent fre- 
quemment le paiement de la portio congrua ou les autres 
charges que leur impose le droit canonique; ils ne se resig- 
nent guere & les acquitter qu’& la suite d’un arbitrage, d’un 
Jugement ou d’une transaction et encore essaient-ils de se 
soustraire plus tard & ces obligations.?) On ne distingue 
point la dime des autres droits utiles du decimateur; tres 
souvent elle est pergue avec le champart ou le cens et con- 
fondus avec eux dans les comptes comme dans l’emploi.?) 
Elle est c&dee ou contestee en m&me temps que les terrages, 
gelines ou »costumes« quelconques.*) Les dimes sont com- 
prises dans les confiscations ou commises; dans ce cas le 
suzerain peut en disposer & nouveau. Le fait s’est pr&sente 
a plusieurs reprises durant la guerre de Cent ans et Dugues- 
clin fut en diverses occasions gratifi€ de dimes ainsi enlev6es 
a des criminels de lese-majeste.e A la mort de Louis XI, 
le Parlement de Grenoble declara reunies au domaine royal 
des dimes donnees par le feu roi & une &glise; celle-ci dut 


!) St. Etienne de Dijon (ed. Parisot) n° 88, 1317—18. Rappol- 
stein II no 203 et 568, 1381 et 1396. Rays XXVIII, no 99, 1329. 
Cartulaire de l’abbaye de Cysoing (ed. de Coossemaker 1883) 
no 248, 1417. Chamonix II n° 164, 1458. — ?) Boich p. 49. 
Panormitanus fo 223r°.: decimae non solum solvuntur in subsidium 
presbyterorum sed etiam in elemosynam pauperum. Bourbourg I 
no 272, 1396. St. Bertin II no 1655, 1353. Senones V p. 177, 1833; 
205, 1456. Cf. les nombreux faits rassembles par M. Imbart de la 


Tour (Reforme II p. 257) pour le XVes. — °) Documents hist. 
Vosges II p. 182, 1334. Chamonix I p. 355, XVlIe as. St. Bertin II 
n° 1514, 1326. — +) St. Etienne de Dijon (ed. Fricaudet) no 54, 


1329. Coutances II n° 223, 1415. 
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obtenir de Charles VIII une nouvelle donation.!) La saisie 
du temporel d’un &Ev&que ou d’un abbe entraine depossession 
des dimes ecclesiastiques; aux Etats-Generaux de Tours le 
clerge, appuye& par les autres ordres, s’en plaignit vivement 
au roi.?) 

C'est que la dime est de moins en moins un impöt 
ecclesiastique et de plus en plus une simple redevance fon- 
ciere. On la stipule dans les ventes de terre au profit de 
l’acquereur; par serment et obligation de biens on s’engage 
A l'acquitter. Des chapitres et des monasteres accordent 
affranchissement de la mainmorte et d’autres droits seigneu- 
riaux moyennant l’elevation du taux de la dime; A Vezelay 
la cote passe ainsi du 36° au 18°. On mentionne la dime 
comme etant avec le cens l'unique charge du tenancier.?) 
De charge de la terre, la dime devient bien vite le prix de 
la concession de la terre; elle est un second champart. Cette 
transformation se rencontre deja dans quelques textes des 
XII® et XIII® siecles.*) A l’epoque que nous etudions les 
documents deviennent plus nombreux et les formules de- 
ineurent aussi precises. Dans l’Yonne, un seigneur leve la 
tierce sur les terres et la dime sur les vignes. En Poitou, 
en 1410, le sire de Rays declare: »les hoirs T. Durant et 
les autres teneurs ... tiennent de moy ... & desme et & 
terrage .. .«. Des paysans reconnaissent tenir du meme 
seigneur »herbergement et appertenances ... & cause 
duquel ... ils confessent devoir desme de laine et d’aigneaux«. 
Un autre manant possede »roturierement« une autre terre 
et des salines pour lesquelles il doit »ü cause de cens ung 
sac de sel ... et la dixieme partie des fruiz croissants esd. 
aires pour le desme«. En Bretagne des terres incultes sont 
concedees en 1444 moyennant »la 6° et la 7° gerbe pour 
desme«°). Un monastere bourguignon reclame & des 


1) Mery-sur-Oise p. 59, 1417. Arch. hist. Poitou XIX p. 134—139, 
187— 192, ans 1372—1373. Bourbon I n° 2208, 1339. Actes de Louis XI, 
II ne 1663n. — ?) Isambert, Anciennes lois frangaises XI p. 37. — 
») St. Etienne de Dijon (ed. Parisot) no 78, 1317; (ed. Fricaudet) 
no48, 1328. Gagnol p. 349, 351, ans 1449, 1416, 1477, 1479. — 
% Cf. Dime au XIlle s p. 7, 16, 17, 74, 5. — °®) Rays XXX 
n° 309, 322, 334, H.Se&e, Les classes rurales en Bretagne du XVles. 
a la Revolution (1906) p. 16 n.4. Gagnol p. 351, 1476. 
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paysans le paiement d’une redevance »lequel droit appele 
communement tierce se prend ... assavoir de 14 et 15 
gerbes deux gerbes ... dont l’une est pour la disme ... et 
l’autre pour led. droit de tierce«. D’autres tenanciers posse- 
dent des biens »franche et libere solvendo tantummodo 
censum et decimam«. Un seigneur possede des terres 
»franches de dime et autres devoirs«.!) Le lien entre le 
droit de lever la dime et la seigneurie temporelle est forte- 
ment accuse dans le Songe du Verger. Le clerce dit du 
Pape: »jacoit qu’ il soit seigneur universel en la tempora- 
lite, por ce n’est-il pas que les dismes ne doivent estre payees 
aux singulieres Eglises; ... lui doit souffire de la recog- 
noissance qu’ils (les rois) font quand ils paient la disme 
lesquelles Dieu a reserv& en signe de seigneurie universale 
et de souverainete«.?) 

Les pouvoirs laiques acceptent cette assimilation de 
l’impöt ecclesiastique et du terrage. Les rois ne les distin- 
guent pas dans les lettres de sauvegarde qu'ils accordent a 
des abbayes ou ä des Eglises. En 1453, le bailli de Sens 
conmande ä un sergent de proteger les Chartreux de Lugny: 
»les faictes bien payer .. . de toutes leurs debtes, cens, rentes, 
dismes, champars, tailles ... et autres dettes r&elles«. La 
secularisation de la dime est tellement accentu&e qu’on 
emploie ce mot pour designer des redevances d’origine et 
de nature purement temporelles. Ainsi, en 1415 la jurade 
de Bordeaux döcide: »si autres que no son borgues o habi- 
tant portan ... lodeit vin, lo Rey ... aura ... otra la 
deyma ... de cascun tonet, 30 s.«°) 


$3. Competence judiciaire. 
Entre la transformation de l’impöt ecclesiastique en 
redevance fonciere qui s’accentue et la competence des 
tribunaux seculiers dans les proces de dimes qui progresse, 


1) Arch. dep. Cöte d’Or, G. 1447. St. Etienne suprä, 1328. Arch. 
hist. Poitou XXIX p. 315 n.1, 1434. — ?) Dans Libertez de l’Eglise 
Gallicane 11, 1. II p. 10 et 28 8 29, 30, 76. — *®) Arch. dep. Cöte d’Or, 
Cartul. Lugny n° 418, 1453. Ordonnances (ed. de Lauriere) IV 
p. 455, 1364. Archives municipales de Bordeaux 1V (1883) p. 110; cf. 
p. 44, 319, 331. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIV. Kan. Abt. III. I 


130 Paul Viard, 


il existe un lien r&ciproque de cause et d’effet. Les juges 
laiques statuent d’apres les idees laiques et en imposent aux 
clercs le respect. Cependant l’evolution judiciaire de la 
dime fut plus lente et plus timide que l’evolution juridique. 

Au commencement du XIV® s. les tribunaux seculiers 
connaissent, m&me au petitoire, de tous les litiges oü il est 
question soit de dimes interessant le tr&sor ou les droits du 
roi, soit de dimes infeodees. L’exercice de la sauvegarde 
royale, la prohibition des dimes insolites, la pratique de 
limpedimentum administratif leur permettent d’&tendre aux 
dimes la theorie des actions possessoires. Sur ce dernier 
point, toutefois, on ne peut constater encore que des essais 
un peu hesitants et parfois sans cons@quences durables.!) 
Le principal objectif de la justice seculiere sera de mettre 
hors de conteste son aptitude & juger du possessoire de 
la dime. 

La lutte fut vive.?) Le Parlement de Paris n’osa pas 
de suite affirmer sa competence. En 1322, il annule un juge- 
ment du prevöt de Paris qui avait accorde & un cure la saisine 
d’une dime qu’un chevalier reclamait comme lui ayant e&te 
infeodee. Il limite les effets de la premiere sentence & une 
simple recreance conformement aux conclusions primitives 
des parties. Cet arret s’explique aisement puisqu'iil s’agit 
d’un proces dans lequel les juges laiques peuvent statuer 
sur la question de propriete. Lorsqu’aucun principe feodal 
nest en jeu, le Parlement hesite. En 1355, l’ev&que de 
Beauvais exige de ses diocesains des dimes que ceux-ci 
tiennent pour insolites; il entame un proces devant la cour 
de chretient& et le poursuit bien que les decimables aient 
sollieite l’intervention du tribunal du roi. Le Parlement se 
borne & amener les deux parties & s’en remettre & l’arbitrage 
de deux conseillers clercs nomme&s par la cour.?) C'est un 


ı) Cf. Dime au XIIle siecle p. 178—184. — ?) L’arbitrage con- 
tinue & £tre pratique, principalement pour solutionner des litiges com- 
pliques ou trop coüteux (Vignory p. 123, 1375. Bourbourg I 
n° 272, 1396). — °?) Ol. Martin, L’assemblee de Vincennes de 1329 et 
ses consequences (Bibl. de la fondation Thiers XVI, 1909) p. 322 n. 4. 
Arch. Nat. X1a 5 fo 205 r°., v°., 206 r0.; 1322. Cf. Boutaric, Actes 
du Purlement de Paris no 6679. 
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moyen terme qui temoigne plutöt d’un recul de la compe&- 
tence laique si l’on rapproche cet arr&t de la de£eision si 
nette et si energique prise par Philippe-le-Bel en 1313.!) 
Quelques annees apre&s, une sentence d’espece implique en- 
core beaucoup de scrupules de la part du Parlement & 
accueillir en matiere de dimes les complaintes en nourvellete. 
Le chapitre de Therouanne avait demand& & des moines 
d’acquitter la dime sur le croit et sur la laine des animaux 
nourris dans leurs enclos. Le monastere se pretendit exempt 
et declina la competence d’un juge ecclesiastigque devant 
lequel le chapitre l’avait fait citer. Les moines entendaient 
n'’etre juges que par un prevöt royal parce que le litige in- 
teressait le temporel de leur maison. Ils obtiennent gain 
de cause devant le prevöt et, sur appel des chanoines, 
devant le Parlement de Paris. Le chapitre ne e’incline 
point devant cette decision; il affırme qu’ il n’y a pas lieu 
a nouvellete parce que les dimes Etant des choses spirituelles 
le juge seculier ne saurait &tre competent en cette matiere. 
. Deboutes par le prevöt et par le bailli d’Amiens, les 
chanoines portent la cause au Parlement qui leur donne 
raison. Mais les termes de l’arr&t et les explications four- 
nies au cours des debats demontrent que la cour a statue 
en fait et n’a pas pose un principe de droit. Le bailli avait 
adjuge aux moines leurs conclusions mais il avait declare: 
super querimonia .... non cadebat novitas, considerato quod 
dicti decanus et capitulum aliquid facti non fecerant.?) 
Dans la suite l’intervention des juridietions seculieres 
devient plus frequente et plus hardie. En 1380, l’ev&que 
d’Arras reconnait que »la cour de c&ans cognoist des dismes, 
qui sont de droit divine. Il est vrai, ces graves paroles ne 
sont qu’un argument employ&e par l’&v&que au cours d’un 
proces quil a intente & l’archeväque de Reims sur une 
matiere toute autre que celle des dimes. Mais au temoig- 
nage du compilateur des Pseudo-decisions de Jean des 


1) Cf. Dime au XlIlIes., p.21 & 23. — ?) Chap. de Therouanne, 
n° 261, 1360—61: per idem judicium dicta curia nostra declaravit 
quod in casu predicto inter partes contentioso non cadit novitas in 
curi& nostra tractanda prosequanturque dicti decanus et capitulum Jus 


suum ut... poterunt, in foro, ubi et quando eis videbitur expedire. 
9* 
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Mares, le Parlement statue sur les pretentions des d&cimables 
& payer la dime au taux qui leur plaira et & invoquer la 
prescription comme cause d’exemption. Il se produit, ce- 
pendant encore quelques hesitations. En 1380, le Parlement 
regoit un appel des clercs du diocese du Mans contre une 
ordonnance du duc de Berry qui avait interdit de leur payer 
la dime tant que les reclamations des habitants »pour occa- 
sion des dimes abournees et du droit de funerailles« n’au- 
raient pas regu satisfaction. Un accord amiable annule la 
decision ducale. La cour ne se saisit pas du litige au fond; 
elle provoque une transaction sous le contröle de certains 
de ses conseillers et du duc.!) Enfin, en 1395, le Parlement 
de Paris affirme, & l’encontre de l’ev&que d’Autun, son droit 
de juger les complaintes en nouvellet& intentees par les 
decimables contre les clercs decimateurs. Des lors sa com- 
petence sur le possessoire des dimes n'est plus pratiquement 
contestee.?) En Dauphine, la question ne fut tranchde en 
ce sens quen 1444; auparavant le conseil Delphinal n’ac- 
ceptait pas de complainte en nouvellete en matiere bene- 
ficiale et decimale.?) 

Au cours du XV® siecle elle setend et s’affermit. Les 
tribunaux laiques connaissent des plaintes des decimateurs 
qui accusent les decimables de ne pas observer les regles 
qui regissent les modalites de la perception, d’enlever leurs 
recoltes sans prevenir les agents du ben£ficiaire de la dime, 
de refuser d’acquitter l'impöt ecclesiastique.*) Ils jugent les 
re&clamations des decimables qui se plaignent des exigences 
du cur& ou estiment que par l’effet de la prescription la 


1) Libertez de l’Eglise gallicane II p.696. Pseudo-Decisions n?75 et 
115. de Broussillon, Cartulaire de l’&vöch€e du Mans (Arch. hist.Maine 
I, 1900) no 839 et 842, 1380 et 1382. — ?) Ol. Martin, op. laud,, 
p. 322 n.4. Probablement, les juges inferieurs avaient continue d'etre 
plus hardis que le Parlement; en 1385 le bailli de Sens statue sur le 
taux d'une dime r&clamde aux habitans d’Auxerre (Gagnol p. 350). — 
®) Arch dep. Isere, B. 3230 fo 78 vers 1412: casus vero novitatis non 
sicut in Francia servatur, sed jure comuni utimur. Gui Pape qu. 288, 
552. (Communication de M. Chabrand). — *) St. Pierre de Lille 
n° 1440 an 1446. Decisiones Capellae Tholosanae, annotations f? 34 v°. 


Gui Pape qu. 284. Peter, op. laud. p. 260, 1420, 1424. Pseudo- 
Decisions de Jean des Mares, n 75 et 115. 
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taux de la dime peut ätre reduit.!) Ils departagent les 
clercs ou les laics qui pretendent posseder la dime litigieuse, 
ils interviennent entre les patrons et les vicaires.?2) Ils 
statuent sur les charges qui grevent le produit des dimes 
soit en vertu du droit canonique?°), soit par l’effet des con- 
ventions.*) Le progres est ici tr&s marque dans la seconde 
moitie du XV® 3.5) 

Toutefois, tribunaux inferieurs et Parlement ne croient 
pas devoir decider du petitoire. En 1433, le gouverneur de 
Lille adjuge & la collegiale de St. Pierre la saisine d’une 
dime »sauf ... reserve ... action et poursuite pour 
la propriete ... ot... bon lui semblera«. Le lieutenant 
du bailli du Cotentin, apres avoir statu& »sauf la question 
du petitoire« decide que »veue sera termee...afın de ter- 
miner le cas petitoire et savoir souverainement et de 
plain ...«. est que le roi est interesse & la solution du 
proces et que son procureur est intervenu dans l’instance. 
La cause touchant le roi ne peut plus ötre jugee que par 
un tribunal royal.®) 

Le petitoire des dimes appartient donc aux cours de 
chretiente a moins, bien entendu, que la dime ne soit in- 
feodee. Officiaux, conservateurs de privileges apostoliques, 
commissaires pontificaux et juges seculiers exercent effective- 
ment leur juridietion, chacun en ce qui le concerne.’) En 
outre, les matieres sur lesquelles la justice seculiere s’est 
progressivement reconnue competente ne lui sont pas ex- 
clusivement reservees.®) L’official de l’abbaye normande de 


1) St. Bertin III no 2429, 1413. Gui Pape p. 33. — ?) Preuves 
. Polignac 1V no 729, 1487. Arch. hist, Poitou XXVI p.4ln.], 
1417. Coutances II n 292, 1451. St. Pierre de Lille n° 1342, 1423. 
— ®) Reparations et congrue, cf. Imbart de la Tour, op. laud. Il 
p. 256, 258 ans 1471 & 1476. — *) Partage entre abbe commendataire 
et moines, Vendöme III no 808, 1473. Rentes, Gui Pape qu. 552 
an 1444. Vendöme III no 793, 1388, Cart. Lugny (Arch. dep. Cöte 
d’Or) n0 404, 1448. — ®) Cf. en particulier Imbart de la Tour op. 
et loc. laud. — °®) St. Pierre de Lille no 1385 an 1433. Coutances II 
no 292, 1451. — °) Flines II no 958, 1469. Therouanne p. 344, 1423. 
Bled, op. laud. n 2268, 1366. Ste. Marie de Boquen n° 206, 1343, 
Gui Pape no 284. — ®) Je n’ai pas rencontre d’exemples d’actions 
possessoires intentees devant un tribunal ecclesiastique. 
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Cörisy condamne les decimables qui n’acquittent pas la dime 
ou contraint les fermiers de l’impöt eccl&siastique & verser le 
prix de leur fermage. Liofficial de l’archeväque de Sens 
statue sur le taux de la dime. Dautres juges ecclesiasti- 
ques d&cident des proces intentes aux decimateurs qui n&g- 
ligent de reparer les &glises ou de payer la congrue.') 
Cette competence concurrente est d’ailleurs menac&e de 
plus en plus. La complainte en nouvellete peut s’appliquer 
a toute espece de droits; son emploi soustrait la connais- 
sance de la cause & l’examen de l’official. Les contrats 
relatifs aux dimes contiennent souvent des clauses attributives 
de juridietion aux tribunaux laiques. Les officiers du roi 
interviennent dans les litiges qui interessent les abbaycs, 
chapitres ou eglises dont le roi est le fondateur ou le 


gardien. On s’adresse & eux pour ätre protege; ils prote-, 


gent, sans doute, mais auparavant ils apprecient si le plaig- 
nant merite protection.?) Einfin l’accroissement general des 
pouvoirs du roi et des ses juges sur la discipline eccl&siastique 
autorise le Parlement & contröler et & limiter l’intervention 
judiciaire des tribunaux d’Eglise. En 1495, la cour contraint 
leveque du Mans & annuler l’excommunication fulminee 
contre des decimables.?) Cet important arret annonce la 
complete secularisation de la juridietion des dimes au 
giecle suivant.t) 


1) Le registre de l’officialit€ de Cerisy (1314—1457) (ed. Dupont, 
Me&moires Societe Antiquaires Normandie XXX, 1880) no 272, 336, 
383e; 1371, 1378, 1405. Gagnol p. 348, 1407. Imbart de la Tour, 
op. laud. p. 256, 258; saisie par l'archidiacre au cours des visites 
pastorales. Si l’on en croyait Boutillier (Somme rural p. 1283), les 
proces de dimes seraient reserves & la seule justice ecclesiastique »car 
a juge lay n’en appartient la cognoissance jacoit ce que ce soit en 
possessoire ou en petitoire«. L’affirmation du jurisconsulte coutumier 
est pleinement erronnee. M. Ol. Martin a dejä remarque le peu de con- 
fiance que merite la Somme rural lorsqu'il s’agit de matieres interessant 
le droit canonique (op. laud. p. 261 n. 3). — ?) Cormery n° 137, 1447. 
Flines no 759, 1402. St. Pierre de Lille no 1385 an 1433, 1842, 1423. 
— °®) Imbart de la Tour, op. laud. I p. 115. — *) Les justices seig- 
neuriales ont conserv6 leur ancienne competence; elles paraissent inter- 
venir raurtout contre les decimables lorsque le decimateur est en möne 
temps seigneur temporel (Monget, Chartreuse de Dijon I p. 151, 1387. 
Chamonix II n° 191, 1485). 
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Cette intervention des juges laiques dans les proces 
relatife & l’impöt ecclesiastique ne souleve plus de con- 
testations. Le fait s’explique par l’esprit qui anime leurs 
arrets. Les tribunaux seculiers s’inspirent des idees laiques 
sur la legitimit€ de la perception de la dime par les laiques, 
sur la restriction coutumiere de l’assiette et du taux de la 
dime. Mais dans ces limites ils se montrent les defenseurs 
impartiaux et önergiques des droits des decimateurs eccle- 
siastiques. Ils condamnent les refus de dimes, les fraudes 
commises par les decimables; ils sanctionnent les mesures 
prises contre l'ing@niosite des mauvais debiteurs; ils procla- 
ment que nul n’est exempt de la dime et que les cas 
fortuits ne sont pas un motif de se dispenser de la payer.!) 
Ils chätient les paysans qui enlevent le produit des dimes 
ou les seigneurs qui depouillent de leurs droits les. deci- 
mateurs legitimes; la täche n’est pas toujours aisee ni sans 
peril pour les ex&cuteurs de leurs sentences.?) 

Proteges par les tribunaux du roi, les decimateurs 
ecclösiastiques le sont encore par le roi lui-möme La 
royaute, aux XIV® et XV® siecles, ne parait pas avoir 
legifere sur les dimes. L’ordonnance de 1402 determine le 
mode de paiement de la dime due sur les for&ts royales; le 
peu d’importance de cette question et le caractöre domanial 
de l’ordonnance att&nuent beaucoup la hardiesse de la de- 
cision de Charles VI. Aucune autre mesure ne vint acce- 
lerer le travail de secularisation du produit, de la nature 
juridique et de la competence judiciaire de l’impöt eccle- 
siastique. Les rois de France ne sont, par ailleurs, inter- 
venus que pour delivrer des lettres de sauvegarde dans les- 
quelles ils enjoignaient & leurs officiers de faire acquitter 
les dimes de leurs proteges. Il est interessant de noter que 
ces lettres ne distinguent pas l’impöt eccl&siastique des 


1) Cf. p. 132,133. Gui Pape qu. 266 et 284. Boutillier p. 1282. 
— ?) Comt& de la Marche, Documents n° 8, 1419; les paysans s’arment, 
assaillent le sergent, le battent et ne le relächent que moyennant 
rancon; ils s’emparent des chevaux du decimateur et empöächent 
l’ex6cution de l’arr&t favorable & ce dernier. Anciens evöches de Bre- 
tagne IV, Saint Jacut n° 29, 1345. St. Bertin III no 1378, 1376. 
Olim (&d. Beugnot) III, 2 p. 1196, IV, 1417. 
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autres revenus de l'’abbaye ou du chapitre. Le roi n’apporte 
donc pas, & proprement parler, au decimateur l’appui du 
bras seculier; c’est le justicier qui sanctionne les droits d’un 
seigneur ou d'un proprietaire.') 


84. La critique de l'obligation & la dime. 


Quelle que soit son explication juridique, le secours 
royal est bien accueilli par les decimateurs ecclesiastiques. 
Les resistances des d&ecimables deviennent en effet plus in- 
quietantes. Elles se generalisent, sorganisent, obtiennent, 
parfois, l’appui des pouvoirs seculiers. Les doctrines hetero- 
doxes persistent, en depit des condamnations dont elles sont 
l'objet; elles impregnent les nouvelles heresies et sous des 
formes insidieuses se repandent de plus en plus parmi les 
populations qui cessent de respecter dime et decimateurs. 

On rencontre des traces de refus individuels ou collec- 
tifs, de querelles, parfois sanglantes, provoqu&es par la per- 
ception des dimes?), de resistances organisdes et dirigees 
par les autorites publiques. Les conciles d’Avignon en 1326 
et en 1337, de Rouen en 1335 et de Vaour en 1368 se 
plaignent des seigneurs, des consuls ou des universitates qui 
entravent la levee de l'impöt eccl&siastique par des defenses 
directes ou par l’interdietion d’affermer les dimes ou de 
louer une grange au decimateur. Les ev@ques fulminent 
l'’excommunication et l’interdit; ils aggravent ces censures. 
Le resultat de ces mesures ne fut probablement pas satis- 
faisant. A la fin du XV® siecle les syndics de Chamonix 
font proclamer l’interdietion & tout habitant de prendre & 
ferme d’autre dime que la sienne propre sous menace d’une 
amende de 60 sols. Cette decision est prise, disent-ils, pro 
profiquo tocius communitatis. Le prieur de Chamonix e£tait 


!) Isambert VII p.3l 840: »ce qui fut deu des dismes pour 
cause de nos bois sera prens doresnavant sur le prix des ventes et 
pay6& en deniers ... non pas en bois ne en aultre maniere«. Or- 
donnances (ed. de Lauritre) IV 455, 1364: pour faire paier ausd. 
religieux les censes rentes dismes et revenues ... 601, 1365. Cart. 
Lugny (Arch. dep. Cöte d’Or) no 418, 1453. — ?) Peter, op. laud. 
p. 259, 260. Arch. hist. Poitou XXIV n° 865, 1460. Pirenne, Hist. 
Belgique II? p. 83, 1323 as. 
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en m&me temps seigneur du lieu. Il commenca contre les 
coupables une procedure longue et compliquee.!) Le refus 
de la dime devient si frequent que les ev&ques reunis & 
Senlis en 1326 ordonnent de leur signaler les delinquants 
de crainte que les cures ne puissent obtenir justice. Le 
concile d’Auch de la m&äme annee prononce contre eux 
l'’excommunication et les menace de la privation de sepul- 
ture ecclesiastique. Les statuts rediges par le chapitre 
d’Amiens en 1464 prescrivent aux cures de rappeler chaque 
dimanche aux fideles leur devoir striet d’acquitter la dime. 
Les reglements du diocese d’ Autun en 1468 r&petent que le 
paiement de la dime est ne&cessaire au salut eternel. Le 
concile de Sens en 1485 constate combien irregulier et 
diffieile est l’acquittement de l’impöt ecclesiastique.?) 

Aux motifs naturels qui pressent le decimable d’eluder 
le versement de la dime se joignent les enseignements des 
heresiarques et des religieux mendiants. En depit des de- 
eretales et des condamnations portees contre eux pre- 
cedemment°), Mineurs et Precheurs continuent d’enseigner 
que la dime n'est pas obligatoire. On trouve mention de 
leurs discours subversifs dans les conciles de Noyon en 1344, 
de Paris en 1346, de Reims en 1408, de Vaour en 1368, 
de Sens en 1485‘, dans les statuts synodaux de Nantes en 
1381 et dans les discours de Gerson. En vain, les &v&ques 
les menacent de leur retirer le droit de confesser et de 
precher, en vain ils leur prescrivent instamment de parler 
en faveur de la dime, les irreductibles mendiants continuent 
de preparer la voie aux premiers predicants reformes.*) 

Ceux-ci ont d’autres precurseurs dans les heresiarques 
de l’Epoque. Gerson continue d’enseigner avec les theo- 
logiens du XHI° siecle que la forme de l’assiette et la 


!) Chamonix II n° 185 ss. 1483. Conciles d’Avignon 1326, 
1337, $41 et 42; de Rouen 1335, $6 (Mansi XXV coll. 763, 1042, 
1090. Baluze, op. laud. p. 214 8 68. — ?) Concile d’Auch, 1326 
(Mansi XXV col. 786); de Sens, 1485 (Mansi XXXI col. 428), Statuts 
d’Amiens (Gousset, Actes ecclesiastiques de la province de Reims II 
p. 744) d’Autun (Mansi XXXII col, 342). — ?) Cf. Dime au XIII® s. 
P.75. — *) Mansi XXVI col.9, 22, 1076; XXXI col. 426. Baluze 
p. 213 867. Dom Morice, Preuves de l’'hist. de Bretagne II 369. 
Gerson, Opera omnia (ed. Ellies Dupin, 1706) II col. 250. 
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determination du taux de l’impöt ecclesiastique sont de pur 
droit positif. De droit divin et de droit naturel les fideles 
sont seulement obliges & pourvoir aux besoins du clerge. 
Mais pour le grand docteur frangais du XV® siecle, la dime 
est une veritable dette qu’il classe parmi les droits spiri- 
tuels.!) Par contre, deux heretiques du siecle pre&cedent 
avaient outrepasse les premisses de cette theorie. Dans le 
Defensor Pacis, Marsile de Padoue et Jean de Jandun s’en 
tiennent & l’Ecriture seule et negligent le droit positif; par 
suite ils nient d’une facon absolue l’obligation de payer 
la dime.?) 

Cette theorie radicale ne fut pas celle de Wycleff et 
de Jean Huss. Ces deux agitateurs estiment que les dimes 
sont de simples aumönes et que les fideles peuvent cesser 
de les payer aux clercs dont la conduite les scandalise. 
Tels sont du moins les sentiments que leur attribuerent les 
theologiens du concile de Constance et les propositions qui 
furent condamne&es par le concile. Jean Huss avait aupara- 
vant proteste qu'il n’entendait pas attaquer les dimes; quoi 
qu’il en soit de cette denegation, il est certain que des 
paysans hussites ont refuse d’acquitter l’impöt ecclesiastique.°) 
Les doctrines hussites provoquerent la r&eprobation des cano- 
nistes comme Panormitanus et des theologiens comme 
S. Antonin. Elles penetrerent cependant dans le peuple qui 
en bien des contr&es eut connaissances des Ecrits du refor- 
mateur ou de ses amis. A cette doctrine se rattache la 
pretention assez frequente des paysans de n’acquitter la dime 
qu’ & condition que son produit serve aux depenses du culte 
et du clerg& local au lieu d’aller grossir les revenus de 
moines ou d’eveques qui refusent de verser la congrue du 


!) Gerson II col. 534; III col. 93: solutio decimarum sacerdotibus 
est de jure divino quatenus inde sustentuntur; sed quotam hanc aut 
illam assignare aut in alios redditus commutare juris positivi est, — 
?) Goldast, Monarchia sancti imperii II p. 233, 312. — Cf. N. Valois, 
Jean de Jandun et Marsile de Padoue, Hist. litteraire de la France 
XXIII, 1906. — °®) J. Lenfant. Hist. du Concile de Constance, 1714, 
I p. 150, 204: »au commencement les dimes etoient libres mais par 
succession de temps on en auroit fait une obligation« aurait declare 
J. Huss. Mansi XXVII col. 633, 636, 755, 795; XXVIII coll. 65, 66, 
108, 109. — Denis, Huss et la guerre des Hussites (1878) p. 106, 400. 
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vicaire, d’acheter les ornements indispensables ou de reparer 
les bätiments cultuels.!) 

Une troisieme tendance, anonyme celle-ci, se manifeste 
au cours du XIV® et du XV°s. On ne veut payer la dime 
que suivant »sa Conscience«, C'est-A-dire qu'on se reserve 
d’en fixer le taux selon ses convenances et sa gen£rosite 
personnelles. Des la fin du XIV*® s. elle est connue et 
condamnee par le Parlement de Paris; demeuree vivace 
cependant elle fut & nouveau condamnee par le concile de 
Sens en 1485.?2) Le jour viendra oü le decimable deduira 
logiquement de sa libert& de fixer le taux de l’impöt eccle- 
siastique la liberte de ne pas le payer du tout. 


Le clerge sent le danger qui menace ses finances. II 
lutte par les censures eccl&siastiques, par les predications, par 
l’appel au bras seculier. Il diminue ses exigences afın de 
rendre plus legeres ses r&clamations et de les faire accepter 
par les redevables. Boich enseigne que les dimes person- 
nelles sont de droit purement humain; sans eprouver les 
hesitations de S. Raymond de Pennafort ou de Goffredus de 
Trano ni faire les reserves importantes de l’Abbas antiquus 
et de Johannes Monachus il dit: de negotio, artificio, officiis 
decima est solvenda, non ex lege divina, sed secundum 
locorum consuetudinem.°) Panormitanus interprete la de- 
suetude de certaines dimes prediales comme la renonciation 
tacite du clerge & les percevoir. Gerson admet que toutes 
les dimes sont d’institution humaine et pourraient, le cas 
echeant, &tre transformees en d’autres moyens d’assurer la 
subsistance du clerge. Aux de&cimateurs laiques les docteurs 
abandonnent le jus percipiendi decimam et non plus seule- 
ment les fructus decimae; malgre leurs hesitations la juris- 


ı) Panormitanus fo 227 v°.; les dimes sont prescrites par Dieu 
et non paydes ex mera liberalitate. 8. Antonin fo 182 v°.: illud autem 
pro certo teneas quod quantumcumque clerici delinquant vel decimis abu- 
tantur nunquam tamen ... laici ... debent propter hoc decimas de- 
tinere. Denis, op. laud. p. 399. Peter, op. laud. p. 259, 1454. Tarn- 
et-Garonne III n° 223, 1429. — *) Pseudo-decisions de Jean des Mares 
n® 75. Peter, op. laud. p.260. Mansi XXXI col. 428: audivimus 
quod aliqui dicant ... decimalia jura non nisi ad voluntatem fore 
solvenda. — °®) Boich p. 49. 
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prudence valide toutes les usurpations de dimes & condition 
qu’elles soient assez anciennes. Attaquee de tous cötes la 
doctrine canonique de la dime ne resiste que sur un seul. 
L'Eglise se contente de sauvegarder le principe de l’impöt 
ecclesiastique. Y reussira-t-elle encore longtemps? La 
diffusion et la persistance parmi les populations des ide&es 
adverses permettent d’en douter. 

Grave symptöme! Les pouvoirs seculiers comme les 
decimables paysans se gaussent de la dime et des decima- 
teurs. Les vilains du Hainaut laissent quelques gerbes sur les 
champs et appellent »tesmoings pour dire: j’ai bien dismet«. 
Les intemperies, les betes ou les hommes gätent ou detrui- 
sent ce paiement derisoire; le redevable l’avait prevu et 
s’en rejouit: »ils s’en vantent publiquement et mocquent; 
jJ’ai dismet, mais le moisne ne le pretre ne l’aront mie«.!) 
L’impöt ecclesiastique devenu redevance fonciere ne parti- 
cipe plus a la pieuse consideration dont le moyen äge en- 
toure les choses spirituelles.. Philippe-le-Bon laisse conter 
devant lui la tres leste ballade des Dames dime&es dont 
l’auteur s’attaque surtout au caractere spirituel de la dime.?) 
Cette nouvelle n’est qu’un conte apres boire; elle n’en 
demeure pas moins singulierement instructive des sentiments 
du XV® siecle au sujet de la dime. Les railleries des 
cultivateurs hennuyers font prevoir l’ardeur avec laquelle les 
paysans du siecle suivant adhereront & la Reforme qui leur 
promet la suppression des dimes; les libres plaisanteries de 
Virreverencieux conteur annoncent les rudes invectives de 
Calvin. 


!) Peter p. 260. — ?) Les cent nouvelles nouvelles, ed. Wright 
(1858) I n° 32 p. 192— 204. 
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IH. 
Gregor I. und die Stabilität des Mönchs. 


Von 
Herrn P. Matthäus Rothenhäusler O.S.B. 
in St. Joseph (Coesfeld). 


Ein zwar kleines aber für die Einzelforschung wertvolles 
Stück der Lebensarbeit Gregors I. sind seine Maßnahmen auf 
dem Gebiete dessen, was wir die Stabilität des Mönchs 
nennen wollen. 

Wir nehmen dieses Wort hier in einem weiteren Sinne 
als jenem, für den es später technisch geworden und für den 
es in rechtlicher Beziehung allein in den Quellen vorkommt. 
In diesem besonderen Sinne bedeutet Stabilität die Pflicht, 
lebenslänglich im klösterlichen Verbande zu bleiben, dessen 
Mitglied der Mönch rechtmäßig geworden ist. 

Das Mönchtum kennt von Anfang die Pflicht, in dem ein- 
mal erwählten Stande eines Mönchs zu verharren. Der Kampf 
gegen menschliche Unbeständigkeit und deren üble Folgen 
für den einzelnen wie für das kirchliche Leben überhaupt hat 
diese Pflicht!) bald auch mit rechtlichem Schutze versehen. 
Mit dieser Pflicht ist nicht zu verwechseln die Bindung an 
einen bestimmten Ort. Und davon ist wieder verschieden 
die Bindung an einen bestimmten Verband. Die rein lokale 
Bindung ist selten. Sehr häufig ist die Mahnung an Ana- 
choreten, den einmal gewählten Aufenthaltsort nicht leichthin 
zu verlassen. Neben solchen Bestrebungen zur Einschränkung 
der freien Beweglichkeit gehen aszetische Richtungen, die 
im Wechsel das Aufgebot höherer sittlicher Kraft sehen. 
Als sich im Mönchtum feste Verbände organisierten, trat 
auch für sie die Frage, ob freier Wechsel oder Bindung, in 
Kraft, und damit erhielt das Problem nach seiner rechtlichen 
Seite eine neue Fassung. Der Wechsel war anfangs auch 
dem Zönobiten nicht verwehrt. Mehr als ein Umstand führte 


1) Ein einheitlicher Name ist nicht vorhanden. 
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hier aber schrittweise zu immer größerer Einschränkung. 
Kirchliche, in einzelnen Punkten auch die staatliche Gesetz- 
gebung, und die Regeln wirkten dabei Hand in Hand. 

Die Stabilität im eigentlichen Sinne, wie sie auf dem 
Gebiete des organisierten Mönchtums erwuchs, ist nicht immer 
in ihrer genuinen Bedeutung aufgefaßt worden und begegnet 
noch heute Unklarheiten. Eine Geschichte dieses Instituts 
ist daher eine lohnende Aufgabe, um so mehr als die ihm 
zugrunde liegenden Ideen in der ÖOrdensgeschichte eine 
große Bedeutung haben, und das Institut selbst eine große 
Rolle im klösterlichen Verfassungsrechte gespielt hat. 

In einer Zeit, in der die Entwicklung noch im Flusse 
begriffen ist, und eine solche ist die Zeit Gregors teilweise, 
empfiehlt es sich, die Grundlagen etwas breiter zu nehmen, 
Verbandsbeständigkeit und Berufsbeständigkeit gemeinsam 
ins Auge zu fassen. Beider Kreise schneiden sich ja auch 
so, daß sie beinahe ineinander übergehen. Es empfiehlt sich 
daher auch für beide einen gemeinsamen Namen zu benutzen, 
und als solcher liegt der in der Überschrift gewählte am 
nächsten, bei aller Notwendigkeit, beide Begriffe auseinander- 
zuhalten. 

In der Zeit Gregors I. war die oben skizzierte Ent- 
wicklung nur zum Teile in einzelnen klösterlichen Kreisen 
abgeschlossen. Am bedeutungsvollsten wurde das ent- 
schiedene Vorgehen Benedikts von Nursia, der vor etwa 
einem halben Jahrhundert in der Nähe Roms gestorben war, 
auch für Gregor schon ein Gegenstand lebhafter Bewunderung. 
Doch stand sein Einfluß auf größere Kreise des Mönchtums 
damals erst im Anfange. Gregor sah sich noch manchem 
Monasterium gegenüber, das anderen Regeln folgte und des- 
halb auch anders zu behandeln war, als eines nach der Regel 
Benedikts. Wir werden sehen, wie Gregors Verfahren sich 
im einzelnen gestaltete. Im Hintergrunde öffnet sich eine 
Welt voll der eigenartigsten kulturellen Zustände, die mehr 
als einmal in die Maßnahmen des Papstes hereinspielt. 

Der vollste Gegensatz zur monachalen Beständigkeit im 
weitesten Sinne ist die Rückkehr in die Welt.!) Jahre- 


!) Ad saecularem habitum atque vitam remeare. Gregorii I. Papae 
Registrum Epistolarum: Ep. II 29 M.G.H. Ep. I p. 125, 25. 
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lang beschäftigte Gregor folgender Fall. Der vornehme 
Syrakusaner Venantius hatte sich dem Mönchsleben zu- 
gewandt. Später, unbekannt wann, gab er seinen Vorsatz 
wieder auf. Wir finden ihn auf Sizilien, inmitten reicher 
Besitzungen, umgeben von einem Kreise von Freunden und 
literarisch gebildeten Klienten, deren Einfluß an jenem Rück- 
tritte nicht unbeteiligt war.!) Venantius hatte die Patrizierin 
Italika geheiratet?); ob er selbst den Patriziat besaß, ist 
nicht gewiß.?) Gregor scheint ihn schon vor seiner Erhebung 
auf den päpstlichen Stuhl gekannt und mit ihm in Brief- 
wechsel gestanden zu haben.t) Bald, schon im März 591, 
richtete er ein Schreiben an ihn mit dringenden Mahnungen, 
seinen übel beratenen Schritt, der von Gregor mit den 
‚schärfsten Ausdrücken verurteilt wird, wieder gutzumachen, 
sogar zur Ordnung der Angelegenheit nach Rom zu kommen. 
Wenn der Papst ihm wegen Übereifers nicht unparteiisch 
genug erscheine, wolle dieser gern den Entscheid eines kirch- 
lichen Gerichts auf einer Synode walten lassen und ihren 
Beschluß mit Freuden unterschreiben.°) 

Über den mutmaßlichen Erfolg seines Briefes scheint 
sich Gregor keiner Täuschung hingegeben zu haben. Dafür 
wird schon der Einfluß des oben genannten Kreises zu 
groß sein, dem Gregor keine uninteressierte Stellungnahme 
zutraut.®) In der Tat zieht sich durch 10 Jahre eine 
Korrespondenz mit dem ehemaligen Mönche hin”) und der 
letzte Brief vom Januar 601 nimmt in gewinnendster Form 
die Mahnungen des ersten wieder auf. Im Februar erfolgt 
ein Schreiben an die Töchter des Venantius, die dem Papste 
die schwere Erkrankung des Vaters mitgeteilt.) Er tröstet 
die beiden, die ihrer Verwaisung mit bangen Ahnungen 
entgegensehen und verheißt ihnen seinen Schutz. Gleich- 


") 133 M.G.H. Ep. I p. 47,5. — ®) 133 0.1. — ®) L.M. Hart- 
mann dafür gegen P.Ewald. M.G.H. Ep. Ip. 416 n. ad ep. VI40. — 
% 133. — ®) Ebenda. — ®) Ebenda. — ”) VI 40, IX 232, XI 18. Ist 
dieser Venantius, wie L. M. Hartmann gegen Ewald und die 
Mauriner annimmt, M.G.H, Ep. II p. 123 n.3, der gleiche wie ein 
Patrizier Venantius, der auch in Palermo Besitzungen hat, so gehen 
an ihn auch die Briefe IX 13, XIII 14. Venantius in anderen Briefen 
öfter erwähnt: s. M.G.H. Ep. II Index, Venantius. — ®) XI 23. 
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zeitig schreibt er an den Bischof von Syrakus mit dem Auf- 
trage, sich zum Kranken zu begeben und ihn auf alle 
nur mögliche Weise zu bewegen zu suchen, wenigstens auf 
dem Todbette „zu seinem Gewande zurückzukehren“.!) 
Gregor nimmt sich in diesem Schreiben abermals der Töchter 
des Venantius an, deren Vermögen durch Machenschaften 
uns nicht näher bekannter Persönlichkeiten schwer bedroht 
war. Im August 601 beantwortet der Papst die Mitteilung 
der beiden, nach Rom kommen zu wollen.?) 

Der Fall des Venantius liegt in seinen näheren Um- 
ständen ganz unklar. Wir hören auch nichts, daß der ein- 
flußreiche „Exmönch“°) einer kirchlichen Strafsentenz verfallen 
gewesen. Wiederholt fordert Gregor den Bischof von Syra- 
kus, der von Venantius eines „zeitlichen Interesses“ wegen 
in schnöder Weise beleidigt worden war — der gewalttätige 
Herr hatte sogar einen Einfall bewaffneter Leute in das 
Episcopium veranlaßt*) — sich mit seinem Gegner auszu- 
söhnen, seine Oblationen wieder anzunehmen und in dessen 
Privatoratorium die heilige Messe lesen zu lassen oder, wenn 
darum ersucht, sie auch selbst dort zu feiern.°) 

Venantius und Italika werden vom Papste stets mit 
größter Höflichkeit behandelt; nur in einem Schreiben ®) gibt 
er Italika zu verstehen, daß er auf ein unberechtigtes An- 
sinnen — es handelt sich um Vermögenssachen der römischen 
Kirche — nicht einzugehen gewillt ist, wohl aber ein schied- 
liches Abkommen gerne annehmen wird. Venantius erhält 
alle Titel des Briefstils, er ist dulcissimus fillus meus”), 
dilectissimus filius noster®) usw. 

Wieder ist es ein Mitglied der höheren Kreise, dessen 
Rückkehr in die Welt den Papst zum Einschreiten veranlaßt. 
Es ist die Tochter eines ehemaligen magister militum. Der 
Papst hat davon erst durch ein Schreiben, das er von der 
Schuldigen selbst erhalten, Kenntnis erlangt. Eine so späte 
Mitteilung und dazu in ungehörigster Form war nur möglich 
durch schwere Pflichtversäumnis des Bischofs und des päpst- 


ı) XI 25. Der Bischof hat dem Papste eingehend über V. und 
dessen Krankheit Bericht erstattet. — *) XI 59. — ®) VI 40. — *) VI40. 
» VI41. — ®) II 57. — n XI 25 — ®) XI 22. 
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lichen Beamten, in deren Sprengel die Sache vorfiel. Beide 
erhalten wohl einen der schärfsten Verweise, die in Gregors 
Briefsammlung sich finden. Das Verfahren gegen die 
Schuldige soll sofort eingeleitet werden: der Bischof und 
der Rektor haben ihre Festnahme zu veranlassen, sie „zu dem 
so schnöde verachteten Gewande zurückzuführen“ und bis 
auf weitere Weisung des Papstes in einem Kloster in strenger 
Hut zu halten. Vielleicht sind die Getadelten säumig ge- 
wesen, weil sie Widerstand von Laien befürchteten. Wenig- 
stens fügt der Papst für den Bischof die Weisung an, einen 
solchen Versuch mit der Exkommunikation zu ahnden und 
ihm davon Anzeige zu erstatten.?) 

In einem ähnlichen Falle kündigt der Papst sein Ein- 
schreiten beim kaiserlichen Hofe in Konstantinopel an, sollte 
der Widerstand eines Laien dem Verfahren entgegentreten, 
das wegen wiederholten Austritts aus dem Kloster gegen 
die Verwandte eines vir clarissimus eingeleitet wurde. 
Der Verwandte selbst hatte den Papst um sein Einschreiten 
ersucht. Beauftragt sind wieder der Bischof Marinian von 
Turris auf Sardinien und der Rektor des dortigen Patri- 
moniums.?2) Schon früher hatte Gregor an den Bischof von 
Cagliari auf Sardinien mündliche Informationen ergehen 
lassen, was in den Fällen zu geschehen habe, wo Frauen 
ihre Klöster verlassen und sich verheiraten.?) 

Schließlich ist hier noch die Bestimmung zu erwähnen, 
die ehemalige Sklaven betraf, die durch den Eintritt in den 
Mönchsstand frei geworden. Der Mißbrauch lag nahe. Die 
Verfügung ist darum fast selbstverständlich, daß solche, wenn 
sie ihren Stand verlassen, in die Unfreiheit zurückfallen.*) 
Das gleiche tritt ein, wenn ein solcher durch eigene Schuld 
aus dem Kloster gestoßen wird.®) Nebenbei sei hier der 
Fall angemerkt, wo bei der Freilassung die Auflage®) gemacht 
wurde, die Manumittierten sollten in ein Kloster eintreten 


ı) VIII 8 und VIIT9. — 2) X 3. — ®) IV24. — *) Vgl. Nov. 5 
c.2 $3 (Justinien i. J. 535), Nov. 123 c. 35 (a.546); s. auch H.S. Ali- 
visatos, Die kirchliche Gesetzgebung des Kaisers Justinian I, Berlin 
1913, 8.100. — °) V 28. — *®) Über die Auflagen bei Freilassungen 
s. Otto Karlowa, Römische Rechtsgeschichte II, 1 (Leipzig 1%1) 
S. 144—150, 1118 f. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIV. Kan. Abt. III. 10 


146 Matthäus Rothenhäusler, 


und zwar in dasselbe, in dem sich der Manumissor befand, 
mit der Verpflichtung, darin zu bleiben. Im Übertretungs- 
falle sollte die Unfreiheit wieder eintreten. Gregor schützt ° 
diese Verfügung selbst da, wo sie sich gegen ein nunmehriges 
Mitglied des Klerus wendet, das temerario ausu sein Kloster 
verlassen hat.!) 

Eine qualifizierte Verletzung der Standesbeharrlichkeit 
ist die Flucht. Beim Klange dieses Wortes mußte dem 
Römer von damals sofort eine Welt analoger Erscheinungen 
vor die Augen treten. Der ganze Boden des Reiches war 
gleichsam bedeckt mit Forderungen von Stabilität. Die 
Magistrate der Städte waren an ihre Kurie gebunden, die 
Unterbeamten bis herab zum letzten Angestellten "an ihre 
Dienste, die Mitglieder der Berufskorporationen an ihre 
Verbände, die Kolonen an die Scholle, einzelne Klassen von 
Arbeitern an die regio ihres Arbeitsfeldes, manche an die 
einzelne officina, die einzelne Fabrik. Dasselbe Los bindet 
die Nachkommen. Keine freie Beweglichkeit ließ das ver- 
zweifelte Ringen des römischen Staatsgedankens mit dem 
furchtbaren Zerstörungswerke der Zeitereignisse mehr be- 
stehen.?2) Fügen wir hinzu die Gebundenheit des Soldaten 
an die Truppe und die Zugehörigkeit des Sklaven zum Be- 
sitze des Herrn. Mit einer solchen Welt vor Augen mußte 
sich von selbst mancher Hinweis nahelegen, wenn von ver- 
wandten Pflichten im Mönchtum die Rede war.?) Allerdings 


. 3) IX 107. — ?) Karlowa, Römische Rechtsgeschichte I $ 105, 
107,108. Vgl. Ep. V 26. — ?) Regula S. Ferreoli c. XX: fugitivum vero 
monachum deserentem disciplinam et perdentem se velut contemptorem 
placuitrevocare. Holstenius, Codex Regularum, Rom 1661, Il p.130. Vgl. 
Conc. Hispal. II (im Jahre 619) c. III: (quidam clericus Ispassandus) deserens 
ecclesiae cultum suae, in qua dicatus ab exordiis infantiae fuerat, ad 
ecclesiam Cordubensem se contulit. Quem elegimus, ut, si nihil pro- 
poneretur de eo, citra dilationis obiecta proprio reformaretur episcopo: 
scribitur enim in lege mundiali, de colonis agrorum, ut ubi 
esse jam quisque coepit, ibi perduret. Non aliter et de clericis, qui 
in agro ecclesiae operantur, canonum decreto praecipitur, nisi 
ut ibi permaneant, ubi coeperunt. Ideoque placuit, ut si quis 
clericus ministeriis ecclesiae propriae destitutis, ad aliam transi- 
tum fecerit, compellente ad quem fuerit sacerdote, ad ecclesiam quam 
prius incoluerat, remittatur. Qui vero eum susceperit, nec statim 
sine ullo nixu exceptionis ad propriam ecclesiam remittendam elegerit, 
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der große Unterschied war, daß der Mönch sich freiwillig 
dem „Dienste“ !) des höchsten Herrn gewidmet hatte, wie 
der Kleriker freiwillig den „Dienst“ ?) an einer Kirche über- 
nahm, während der Sklave, Kolon, Handwerker, Arbeiter, 
Dekurio, vielfach auch der Soldat dem Lose eines unerbitt- 
lichen Zwanges seinen Stand verdankte.?) Mit wieviel mehr 
Recht konnte man vom Mönche das Ausharren in seinem 
„Dienste“ verlangen.*) In allen jenen Klassen der Bevölkerung 
des Reichs finden wir die Erscheinung, daß sie sich ihrem 
Lose durch die Flucht zu entziehen suchen, die oft massen- 
haften Umfang annahm. Eine Menge Gesetzesbestimmungen 
richten sich gegen den fugitivus. Die Vindizierung wird 
genau geregelt.) Gregor selbst wurde in Bittschriften er- 
sucht, durch seine Beamten diesem oder jenem Berechtigten 
zu seinen Leuten zu verhelfen.®) 

Es darf nicht wundernehmen, daß sich der flüchtige 
Mönch demselben Verfahren verfallen sah, das den Kolonen 
oder das Korporationsmitglied oder einen anderen Angehörigen 


quamdiu eum restituat, communione se privatum agnoscat. (Über die 
susceptio und ihre Bestrafung im bürgerlichen Gesetze siehe in den 
Angaben der A.2.) Desertorem autem Clericum cingulo honoris 
atque ordinis sui exutum aliquo tempore monasterio deligari convenit. 
Mansi t.X p.556. Siehe auch conc. Toletan.V1(a.638)c.6. Desertores 
monasteriorum (si ad militiam clericatus eligantur): Augustin. ep. 60. 
Migne, Patrol. lat. 33, 227. Ein prächtiger Hinweis auf die weltlichen 
Verbände, die bisweilen den satzungswidrigen Austritt unter Strafe 
stellen, schon in den doxnzıxai drarafeıs (basilianisch?) 21. Die Stelle 
bei D. Petrakakos, Die Satzungen über das Mönchtum in der ortho- 
doxen anatolischen Kirche. Leipzig 1907, 8.1705; sie hat allerdings 
freie Verbände im Auge. ve 

1) M.G.H. Ep. II p. 590 Index: servitium, servus. — ?) Ebenda. — 
») Karlowa, Röm. Rechtsgeschichte in den genannten Paragraphen. 
— +) VIII 9: proiectis quas sponte adsumpsit religiosis vestibus. 
Vgl. Leo I ep. 167 P.L. 54, 1207: propositum monachi proprio arbitrio 
et voluntate susceptunı deseri non potest. c.6: Toletan. VI (a. 638): 
quisquis habitum .. induerit spontanee religiosum. — °) Karlowa 
a.2.0. Vgl.XID.4: de fugitivis, XI C.64: de fugitivis colonis patri- 
monialibus et emphyteuticis et saltuensibus, VI C. 1: de fugitivis 
servis et libertis manciplisque civitatum artificibus et ad diversa opera 
deputatis et ad rem privatam vel dominicam pertinentibus. — ®) IX 30; 
vgl. HB. Grisar, Verwaltung und Haushalt der päpstlichen Patrimonien 
um das Jahr 600: Zeitschrift für kath. Theol. I (1877) 543—549. 
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der „stabilitätspflichtigen* Klassen vindizierte.!) In eben- 
dieser Weise ging man ja auch gegen den clericus desertor 
vor, der seiner Pflicht uneingedenk „seine“ Kirche, ihr ser- 
vitium verlassen hatte und sich unstät umhertrieb oder sich 
an einem anderen Orte niederließ.?) 

- Wie ließ nun Gregor den monachus fugitivus vindizieren? 
Meist veranlaßte wohl eine petitio des gekränkten Abtes das 
Einschreiten des Papstes; wenigstens ist das in den ver- 
wandten Fällen so, die noch’ zu besprechen sind.?) Die 
Weisung lautet auf unverzügliche Nachforschung, Festnahme 
und Zurückführung in das Kloster.) Beauftragt sind der 
Bischof und der in jenem Bezirke waltende päpstliche Be- 
amte.’) Gregor verweist einmal auf seine dem Beamten 
bekannte Strenge in solchen Fällen.*) Auch die staatliche 
Behörde wird wohl um ihre Unterstützung angegangen.”) 
Gregor konnte sich dabei auf die Novelle Justinians vom 
Jahre 546 stützen, die den Ortsbischof und den Leiter der 
Provinz mit der Aufgabe betraute, einen widerrechtlich aus- 
geschiedenen Mönch zum klösterlichen Leben zurückzuführen.°) 
Aus einem Briefe Gregors sehen wir nebenbei, daß der 
Flüchtige auch von den Mönchen des Klosters selbst, im 
berührten Falle zu Pferde, verfolgt wurde.?) 

Ein besonderer Fall der Flucht in jenen sturmbewegten 
Zeiten war der Übergang zu den Langobarden. Ein 
Brief Gregors an den dux Gottschalk von Kampanien!?) gibt 
uns einen Einblick in solche Vorkommnisse. Der gewalt- 
tätige General, der nicht willens gewesen zu sein scheint, 
über juristische Zwirnsfäden zu stolpern, hatte das „Kloster 
des heiligen Erzengels“ 1!) erbrechen und ausplündern lassen, 


1) revocare, vindicare. — ?) Anschaulich VIII 6: Der Akoluth 
Petrus, dem päpstlichen Apokrisiar in urbe regia attachiert, hat sich 
seinem Dienste entzogen. Comperimus quod .. fugiens ad vestram 
ecclesiam venerit (nach Jerusalem). Gregor schreibt an den Bischof, 
den Flüchtling in Gewahrsam zu nehmen, nötigenfalls in allen Paro- 
chien suchen zu lassen, und bei Gelegenheit nach Rom zu schicken. 
— °) V 33, VII 32; siehe auch I 38 und 39. — *) omni cura et sollici- 
tudine, sollicita indagatione perquirere, comprehendere, sub competenti 
cautela transmittere, revocare; I 38 und 39, V 33, VIII 8 und 9. — 
s) Ebenda. — ®) V 33. — 7) II 29; siehe auch X 3. — °®) Nov. 123, 42, 
— 9) XI 26. — !°%) X 5. — 1) Der Ort ist unbekannt. 
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vorgeblich, weil dessen Abt in die Flucht eines seiner Mönche 
„zu den Feinden“ als Mitwisser verwickelt war. Nur mit 
Mühe hatte sich der Abt selbst höchster persönlicher Gefahr 
entziehen können. Gregor gibt dem General gut zu ver- 
stehen, daß ein solches Verbrechen erst hätte bewiesen 
werden müssen, was nicht einmal versucht worden war; eine 
Präsumption könne hier nicht Platz greifen. Seien doch 
auch mitten in des Kommandierenden eigener Amtszeit aus 
seinem Standorte (Neapel) „viele Soldaten“ zu den Lango- 
barden desertiert.!) Wer möchte es wagen, diese Missetäter 
dem dux an die Rockschöße zu hängen. Ebenso seien „ver- 
schiedener Hochgestellter Sklaven, vieler Kirchen Kleriker, 
verschiedener Klöster Mönche, vieler Richter Leute oft zu 
den Feinden übergegangen“. Es wären also nach Gottschalks 
Logik die Herren, die Bischöfe, die Äbte, die Richter alle 
als Mitschuldige haftbar zu machen. Man findet auch bei 
dieser Art der fuga anschaulich die Klassen beisammen, 
die durch eine gewisse „Stabilität“ gebunden sind. 

Bei der vagatio, wenn sie im eigentlichen Sinne vor- 
liegt, wird wenigstens die Absicht beibehalten, wieder in 
das Kloster zurückzukehren. Ob wir es in den Briefen 
Gregors mit dieser Art zu tun haben, ist nicht weiter ersicht- 
lich. Es scheint, daß die Schuldigen wenigstens den Stand 
des Mönchs beibehalten wollten; insofern unterscheiden sie 
sich von jenen fugitivi, die ganz in die Welt zurückkehren.?) 

Wieder sind es die schweren Heimsuchungen der 
Langobardenzeit, die so manchen klösterlichen Verband zer- 
sprengen. Und leider nicht alle Mitglieder weisen die sitt- 
liche Kraft auf, sich nach Lösung ihrer ursprünglichen Ver- 


!) fuga lapsi. — ?) Aurelian. I (a. 511): qui fuerint pervagati, 
... tanquam fugaces sub custodia revocentur. Reg. Ferreoli c.XX: 
vagari per loca monachum sicut non decet, ita non convenit ... 
Quapropter id definivimus observandum, ut...nullus egredi monaste- 
rium loco alio moraturus absque voluntate abbatis pro qualibet re... 
praesumat... qui discesserit, ...spatio illo temporis quo mona- 
sterio defuit computato, duplici dierum numero jeiunet... Fugi- 
tivum vero monachum deserentem disciplinam ... velut contemptorem 
placuit revocare. Holsten., Codex Regul. II 130. Etwas anders die 
Unterscheidungen im späteren kanon. Rechte. Wernz, Ius decre- 
talium III (Rom 1901) p. 749. 
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einigung an einen anderen klösterlichen Herd zu retten, wie 
so viele andere, die z.B. nach Rom sich durchzuschlagen 
wußten.!) Gregor suchte nach Kräften Zersprengtes zu 
sammeln, wo er von solchen umhertreibenden Trümmern 
Kunde erhielt. Einer seiner Briefe rollt ein Bild aus diesen 
Vorgängen auf. Ein Bischof, durch die öfter genannte 
„occasio barbarica“ vertrieben, trägt die harte Bürde der 
peregrinatio. Aber mit ihm ist auch die klösterliche Ge- 
meinde, der er vorstand, zersprengt und von Bruttium über 
das Meer nach Sizilien verschlagen worden. Nun trägt die 
Zersprengten ein unstätes Wanderleben führerlos auf der 
Insel umher, nicht zu ihrem Vorteile noch der „Zucht ihres 
Gewandes“ angemessen, Der Bischof war sich bewußt, daß 
der sicherste Weg, dem Übel zu steuern, über Rom ging. 
Der Papst weist alsbald seinen Rektor in Sizilien an, mit 
größter Sorgfalt die Umherschweifenden zu suchen und sie 
dem Kloster St. Theodor in Messina zuzuführen, wo sie mit 
der dortigen Gemeinde, die eben eines Hauptes entbehrt, 
unter jenem Bischofe wieder ein geordnetes klösterliches 
Leben beginnen sollen. Von dieser Verfügung erhält der 
Bischof von Messina durch Gregor gebührende Anzeige, 
"damit nicht, ihm zu Unrecht, in seiner Diözese etwas ohne 
seine Kenntnis angeordnet werde?) Wie oft hat damals 
und später die occasio barbarica so manches Kloster dem 
Untergang geweiht. 

Weniger entschuldbar durch die Ungunst der Zeiten 
waren drei Mönche eines kampanischen Klosters, die, in 
Geschäften nach Sizilien geschickt, den Rückweg nicht mehr 
finden zu können schienen. Gregor, von ihrem Abte an- 
gerufen, setzt abermals seinen Beamten in Bewegung und 
spornt ihn zu rascher Beendigung des Unwesens an. Die 
drei sind schnellstens aufzusuchen und unter strenger Hut 
ihrem Abte zuzuführen.?) 

Selbst von Afrika herüber kommt die Klage eines Abtes.*) 
Es kommt vor, daß Mönche, die er eines Fehlers wegen strafen 
will, frevelhaft ihr Kloster verlassen und ungestraft nach 


— 


') Vgl. Registr. Ep. Greg. I. M.G.H. Ep. 1489 2.5. — °) 138 
und 39. — °®) V 33. — *) VII 32. 
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Belieben umherschweifen. Bischöfe lassen ihnen ihren Schutz 
angedeihen. Der Bischof von Karthago, schreibt Gregor 
zurück, soll mit kirchlichen Zuchtmitteln gegen die Mönche 
vorgehen. Jene Bischöfe soll er durch Androhung ander- 
_ weitigen Einschreitens von ihrer verfehlten Stellung abbringen. 

Der unbefugte Übergang!) von einem Kloster zum 
anderen (transmigrare, emigrare) gilt in den Augen des 
Papstes als Vergehen und zwar als sehr schweres (tanta 
iniquitas). Diesem muß, unter Belastung des Gewissens des 
kirchlichen Oberen, Einhalt getan und Sühne dafür geleistet 
werden. Das anbefohlene Verfahren besteht in der Zurück- 
führung der Leichtfertigen, die in weltlichem Trachten „der 
Regel ihres eigenen Abtes entwichen sind“, in das Kloster, 
wo sie ihr monachales Leben begannen (quo ab initio con- 
versatus est), und in gebührender Sühne.?) 

Beachtenswert dürfte hier die Verbindung sein: trans- 
migrare de monasterio in monasterium et a proprii abbatis 
regula abscedere. Sie erinnert an die gleiche Kombination 
der beiden Momente in der Regel des heiligen Benedikt: 
non liceat egredi de monasterio aut collum excutere de sub 
iugo regulae.?) Man könnte vermuten, Gregor habe diese 
Stelle vorgeschwebt, und weiter daran denken, daß man es 
hier mit einem benediktinischen Kloster zu tun habe. Ent- 
sprechend wird verfügt: in monasterio quo ab initio conver- 
satus est et sub abbatis sui regulam ... reddatur. Freilich 
fehlt jeder unmittelbare Hinweis auf eine angelobte Stabi- 
lität. Schließlich ergeht das allgemein gehaltene Verbot an 
den Rektor in Kampanien: „weiterhin darf kein Mönch 
mehr aus einem Kloster ins andere ausscheiden *.%) 


1!) Marciam .. in monasterio alio iniuste audio fuisse migratam V 4. 
— 2) 140. — ?) c.58. — *) mandamus, ut neque monacho ulterius de 
monasterio in monasterium emigrare liceat. 140. Vgl. zu 
diesem Ausdrucke das in den staatlichen Gesetzen zahllos begegnende: 
in alia loca migrare (23 C. XI 48), relicto suo rure in aliud migrare 
(l.c.), ex locis abscedere (XI C.51) quo libuerit recedendi facultas 
(XI C. 52), recedendi quo velint aut permutandi loca (l.c.) ad alium 
transire (XI C. 53). Justinian mißbilligt den Übertritt gleichfalls in 
scharfer Weise: zo000N7x0ov .. Eori, zovs zulaßeorarous Nyovusvovs N 
eiodtycodaı 109 Todro nparrovra (arolınoyra TO uovaoınoıov, ad Öneo ımv 
doxnow elyev, eis Erspov usraßailvsıw uovaoınoıov). AiAnıns yap d Toloürog 
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Mit dem Rücktritt in die Welt, der fuga, dem unstäten 
Umherziehen und dem unbefugten Übergang sind die Fälle 
abgeschlossen, in denen Gregor, soviel uns in seinen Briefen 
erhalten ist, für pflichtmäßiges Verbleiben im monachalen 
Stande einschritt oder für das Verbleiben in der Gemein- 
schaft, deren Mitglied man rechtmäßig geworden. 

Wir kommen zu einer zweitenGruppe von Veränderungen, 
sei es im Mönchsstande überhaupt, sei es in der Zugehörigkeit 
zu einem Kloster oder im Aufenthalte darin. Es handelt sich in 
dieser Gruppe um Veränderungen, die rechtmäßig zustande- 
kommen sind. Und zwar wird bisweilen ein ganzer Verband 
oder doch eine Anzahl von Mönchen von der Änderung er- 
griffen, bisweilen nur ein einzelner. 

Der erste, bemerkenswerte Fall trat ein bei der Union. 
Er scheint nicht eben selten gewesen zu sein. Die Union 
bestand darin, daß ein Kloster mit einem anderen in der 
Weise zusammengeschlossen wurde, daß sie von einem ein- 
zigen Abte regiert werden, dem des zweiten Klosters. Der 
Gedanke der Union hat später bekanntlich in der Verfassung 
einzelner Kongregationen eine Rolle gespielt und auf die 
rechtliche Behandlung der Stabilität Einfluß geübt. 

Viele rechtlich interessante Seiten bietet die Union von 
Krateras in Chiaia (bei Neapel) mit der Abtei St. Theodor 
und Sebastian in Neapel. Aus den beiden Erlassen!) der 
päpstlichen Kanzlei geht zunächst hervor, was zur Union 
führte. Sie erfolgt auf inständiges Bitten der wenigen Mönche 
selbst, die noch in Krateras übrig sind. Der Ort ermangelt 
beinahe vollständig der „Dienstleistungen von Dienern Gottes“, 
Zunächst erhebt sich jedoch über die Union ein Rechtsstreit 


Bios, xal uovayıxjs xaprepias oVÖ' ÖAws Eyyüs, oVdE oTadegäs xal Hoviuov 
wuxnis, alla neoıpeoousvns re xal Aallors alla LIntovons anodeıdıy Eywv. 
Die Bischöfe und Archimandriten sollen es verhindern, zn9 novayıxıv 
ceuydınra xata tovs Velovs xavovag pvlarıovıes. Nov.5,7 (3.535); vgl. 
Nov. 123,42 (2.546). Vgl. Conc. Agathens. (a. 506) c. 27: ubicunque 
fuerit (monachus nisi aut permissu abbatis sui aut voluntate ad alterum 
monasterium commigrans) abbati suo auctoritate canonum revocetur. 
Mansi VIII,329. Monachum nisi abbatis sui aut permissu aut voluntate 
ad aliud monasterium commigrantem nullus abbas aut suscipere aut 
retinere praesumat auch in der Regula III. Patrun c. 14. Holsten. 142. 
1) X 18 und XIII 4. 


on 
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zwischen den Bischöfen von Kapua und Neapel. Der 
Kapuaner wendet ein, Krateras sei schon vordem mit einem 
Kloster seines Sprengels uniert gewesen, „dürfe also nicht 
in das Recht einer andern Kirche übergeben werden“. Der 
Klerus von Neapel leugnet die Tatsache, die dem Einwand 
zugrunde liegen soll. Die von Gregor angesetzte Unter- 
suchung ergibt denn auch die Nichtigkeit des Einspruchs. 
Immerhin hat der Einspruch Kapuas, noch mehr wohl das 
Recht des Bischofs von Neapel, vor endgültiger Union der 
beiden in seinem Sprengel gelegenen Klöster gehört zu 
werden, den Abschluß des Geschäftes verzögert. Denn 
schon im Juli 600 hatte Gregor auf die Bitte der Mönche 
von Krateras mit einer Union „auf Zeit“ geantwortet. Ihre 
Geltung „für immer“ hänge von den Verhandlungen mit Neapel 
ab, dessen Bischofsstuhl eben erledigt ist.!) Die Mönche von 
Krateras hatten, wie Gregor hörte, sogar schon alle Urkunden 
ihres Klosters an die Abtei in Neapel übergeben?), als sie in 
Rom um Union nachsuchten. Aber erst im September 602 
wird der Erlaß Gregors mit der endgültigen Union aus- 
gefertigt. Die Union vollzieht sich in folgender Weise: 

1. Der zeitige Abt von St. Theodor und Sebastian und 
dessen Nachfolger erhalten zu der Leitung ihres eigenen 
Klosters die reguläre Leitung von Krateras. 

2. Die Rechte der Bischöfe von Neapel bleiben un- 
geschmälert. 

3. Die Union umfaßt das Kloster von Krateras und 
dessen gesamtes Eigentum. Der Abt soll den ganzen Bestand 
an Rechtsansprüchen von Krateras feststellen, Entzogenes 
wieder an das Kloster bringen und frei nach bestem Er- 
messen den Besitz verwalten. Nichts soll fremden Händen 
verbleiben, alles „in das Recht“ der genannten Cella Kra- 
teras zurückgeleitet werden. 

4. Nach Krateras sollen so viel Mönche aus St. Theodor 
und Sebastian entsandt werden als nötig ist, um dort das 
Lob Gottes zu feiern. In Zeiten, wo „der Feind“ (der 
Langobarde) dies nicht gestattet, sollen sie wieder in die 
Stadt und in ihr eigenes Kloster zurückgerufen werden.?) 

In dieser Wendung möchte man den erwünschten An- 


1) X 15. — ?) Ebenda. — ?) Ebenda. 
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haltspunkt finden, um festzustellen, wie das Verhältnis der 
nach Krateras entsandten Mönche zu ihrem Mutterkloster 
gedacht war: St. Theodor und Sebastian bleibt ihre „cella 
propria“, sie bleiben also Mitglieder ihres alten Verbandes. 
Umgekehrt wäre dann von den wenigen alten Bewohnern 
von Krateras anzunehmen, daß sie durch die Union nicht in 
den Verband von St. Sebastian übergegangen wären, sondern 
den eigenen Konvent von Krateras aufrechterhalten hätten. 
Krateras blieb ja auch eigenes Vermögenssubjekt. Der Nutzen 
des Vermögens freilich gebührt dem Abte, da er für das 
Kloster, das nunmehr auch „sein“ Kloster ist!), die ganze 
Sorge zu tragen hat.?) Lehrreich ist in diesem Erlasse alles: 
der Unionsgedanke und seine Urheber, Ursache und Aus- 
führung, Regelung der Beziehungen zu den Bischöfen. Im 
ersten Erlasse, der vorläufigen Union), gibt der Papst eine 
Terminologie der äbtlichen und der bischöflichen Rechte 
über ein Kloster: der Abt hat die disciplina über die Mönche, 
die ordinatio oder cura des Klosters; der Diözesanbischof 
ein ius bestimmter Art, eine iurisdietio, wie es in einem 
anderen Unionserlaß heißt.*) Und zwar ist es der Bischof 
der Diözese, in der das angegliederte Kloster liegt; nicht 
jener des Klosters, wo der gemeinsame Abt residiert.°) 
Demnach behält das angegliederte Kloster seine eigene Per- 
sönlichkeit. Das liegt auch schon darin ausgesprochen, daß es 
Subjekt eines Vermögens bleibt. 

Eine andere Union vollzieht Gregor im nämlichen 
Schreiben, das die vorläufige Verbindung von Krateras und 
St. Sebastian verfügt. Das Kloster Falcidis in Puteoli hat 
fast keine Mönche mehr und ist völligem Zerfalle nahe. 
Ob auch hier „der Feind“ die Ursache war, ist nicht an- 
gegeben. Der Papst vereinigt auch Falcidis mit St. Theodor 
und Sebastian. Wir zählen also drei Klöster unter einem 
Abte. Die Stellung zu St. Sebastian ist die von Krateras, 
Der Abt hat die Pflicht, Mönche aus seinem Kloster dahin 
zu entsenden®), denen die Sorge für das Kloster und die 


I) quippe iam tuae, X 18. — ?) X 18. — *) Ebenda. — *) XI54; 
vgl. auch Wilhelm Wisbaum, Die wichtigsten Richtungen und Ziele 
der Tätigkeit Gregors des Großen. Bonn. Diss. Köln 1834, S. 33—36. 
— 9 X 18, X1 54. — °) deputare ist der t. t. 
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nach der Ordnung der Regel abzuhaltende Feier des Gottes- 
dienstes obliegt. Auch hier soll der Abt alles, was Falcidis 
gehört, wenn es zu Unrecht in fremden Händen sich finden 
sollte, zurückfordern und „seinem“ Kloster vindizieren. Die 
Union von Falcidis ist sofort endgültig. 

Eine dritte Union vereinigt ein Kloster „in fundo Mar- 
ciano in der Provinz Kampanien“, Diözese Nuceria, mit einer 
Abtei in Sorrent. Jenes zählt nicht einmal einen Mönch 
mehr; so hat hier der Feind gewaltet (hostilitate faciente). 
Der Abt in Sorrent hat zu Zeiten, wo der Feind eine Pause 
gewährt, Mönche in jenes Kloster zu schicken, die „das 
Werk Gottes feiern und dem Kloster den geziemenden Dienst 
leisten“. Die Union erstreckt sich wieder auf das Kloster 
mit allem, was ihm gehört, gibt also dem Abte gegebenen- 
falls die Vindikation. Auch hier hat der Abt die ordinatio 
des Klosters unter Vorbehalt der Rechte des Bischofs von 
Nuceria.!) 

Die vierte Union bezieht sich auf ein Kloster mit be- 
' rühmtem Namen. Es ist Vivarium, Kassiodorse Gründung in 
Squillace, in unserem Schreiben monasterium Castelliense.?) 
Dessen Mönche sind mit einer Bittschrift bei Gregor vor- 
stellig geworden. Ein Kloster, vermutlich in Taurominia, ist 
mit dem Kloster von Squillace uniert, und aus der Kloster- 
gemeinde von Vivarium sind „nach dem herkömmlichen 
Verfahren“ eine Anzahl Mönche dorthin entsendet worden. 
Nun ist aus irgend einem Grunde jenes unirte Kloster in 
Gefahr, aus der Gewalt der Mönche von Squillace in die 
Hände eines Laien zu geraten. Gregor erwidert, der Bischof 
von Taurominia soll die Sache untersuchen und etwas so 
Ungehöriges verhindern, denn weder die rechte Ordnung 
noch der Wille der Stifter?) läßt einen solchen Übergang 
zumal in Hände von Laien zu. Laien dürfen überhaupt 
kein Recht auf das Kloster beanspruchen. Dieser Fall be- 
lehrt uns noch ausdrücklich, daß mit der Union „gewöhnlich“ 
(secundum consuetudinem) eine Entsendung von Mönchen 
verbunden war. Es wird sich eben meist um eingehende 
oder eingangene Klöster gehandelt haben.*) 


1) X1 54. — °®) VIII 30. — °®) contra voluntatem fundatorum. — 
*) Die Union hat auch im liber diurnus eine Formel: £.LXXXVIIL£f.115s. 
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Was uns bei dem Gegenstande unserer Untersuchung 
vor allem interessiert, die Frage nach der Stellung der 
Sendlinge zu ihrem bisherigen und dem unierten Kloster, er- 
hält in den Unionsbestimmungen keinen vollen Aufschluß. 
Sicher dürfte ja sein, daß das unierte Kloster als eigenes 
Rechtssubjekt fortbestand. Bestanden aber, wo noch alte 
Mönche darin vorhanden waren, auch diese als eigener Kon- 
vent (congregatio) fort, oder gingen sie im Verbande des sie 
aufnehmenden Hauses auf? Wenn sie ihren eigenen Kon- 
vent forterhielten, verschmolzen dann die Sendlinge mit 
ihnen? Schieden die Sendlinge damit aus ihrem bisherigen 
Verbande aus? Oder blieben sie Mitglieder des Heimat- 
klosters und wurden zugleich Mitglieder des alten Verbandes 
im unierten Kloster? 

Wir wenden uns mit Gregors Briefen den Ursachen zu, 
die rechtmäßigerweise einen einzelnen Mönch aus seinem 
Kloster für längere Zeit oder dauernd anderswohin führen. 
Solche Anlässe sind zunächst Weihen und Wahlen. 

Wie regelt sich das Verhältnis eines Mönchs zu seinem 
Kloster, wenn ihn eine klerikale Weihe an eine auswärtige 
Kirche führt? Wir haben also nicht den Fall in Betracht 
zu ziehen, wo der in den klerikalen Stand erhobene Mönch 
für das Kloster selbst geweiht wird. 

Wir erfahren zunächst, daß Bischöfe die Schranken 
ihres „ius“ überschritten und gegen den Willen eines Abtes 
Mönche aus dem Kloster nahmen, um ihnen die Weihen zu- 
erteilen und sie für sich zum kirchlichen Dienste zu ver- 
wenden.!) Es ist ein hübscher Zug, wie Gregor hier die 
Interessen scheidet. Zunächst verurteilt er die Handlungs- 
weise der Bischöfe. Dann legt er aber dem Abte auf, falls 
er noch genug Mönche in seinem Kloster behält, die das 
Lob Gottes feiern und die Bedürfnisse des Klosters wahr- 
nehmen können, freiwillig solche anzubieten, die er für 
würdig hält. Will der Abt das nicht, obgleich er genügend 
Mönche hat, so darf der Bischof dennoch keinen zu einem 
kirchlichen Dienste wegnehmen, sondern muß sich auf eine 
Mahnung beschränken. Es wird sodann aber ein Unterschied 


») VIIL17. 
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gemacht zwischen kirchlichem Dienste und der Leitung 
anderer Klöster: zum letzten Zwecke darf der Bischof auch 
gegen den Willen des Abtes einen Mönch wegnehmen, so- 
lange dem Abte die vorhin bestimmte Zahl von Mönchen 
bleibt. So wurde der Fall zwischen dem Bischof von 
Ravenna und dem Kloster von St. Johann und Stephanus in 
Classe geschlichtet. 

Für den also zum Kirchendienste herübergenommenen 
Mönch tritt als indispensable Folge die Lösung seiner 
Zugehörigkeit zum Kloster ein: er darf hier weder eine 
Gewalt ausüben noch überhaupt darin wohnen.!) Umgekehrt 
muß ja auch das Band, das einen Kleriker mit seiner Kirche 
verknüpft, vollständig gelöst werden, wenn er in ein Kloster 
tritt oder als Abt dessen Leitung übernimmt.?) Ein Kleriker, 
der Mönch geworden, bleibt sodann in der Weise an sein 
Kloster gebunden und von seiner früheren Kirche gelöst, daß 
er nicht mehr an diese oder eine andere Kirche, der er 
etwa vordem gedient (quarum pridem milites fuerant) nach 
eigenem Belieben zurückkehren darf. Anders, wenn er als 
Mönch so lebt, daß der Bischof, dem er früher Dienst getan, 
ihn des Priestertums würdig findet und ihn auf irgend- 
einen Ort ordiniert. Von den Ansprüchen des Abtes in diesem 
Falle redet Gregor diesmal nicht.) 

Anderer Art, aber nicht ganz klar ist der Fall, wo ein 
Bischof Mönche aus einem Kloster zu sich genommen hat 
„zu ihrem Heile“.*) Gregor billigt das nicht allein, sondern 
verlangt in kategorischer Weise, daß ihr Abt ihnen den 
jährlichen Unterhalt an Nahrung und Kleidung unweiger- 
lich zukommen lasse. Vermutlich hing der Schritt des 
Bischofs mit Unordnungen zusammen, die, wie Gregor selbst 
in einem gleichzeitigen Schreiben) mit Entrüstung rügt, in 
jenem „seinem“ Kloster vorgefallen sind. Wie man sieht, 
bleiben die in Rede stehenden Mönche Mitglieder ihres 


ı) VIII 17 und VII40. Ob diese Bestimmung nur für die Klöster 
der Diözese Ravenna gilt, für die sie zunächst erlassen ist, weil hier 
besondere Mißhelligkeiten zwischen Bischof und Kloster obgewaltet 
hatten, muß. dahingestellt bleiben. VII40 (= c.37 C.XVI q.1 und 
c.27 C.XVIII q. 2). — IV 11(=c.38 C.XVIgq.]), V1(=c.% 
C.XVIU q.2). — ?) 140 (= c.32 0. XVI q.1). — *) IX 21. — ®) IX 20. 
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Klosters: Der Abt hat jedes Jahr pünktlich für ihren Unter- 
halt zu sorgen; sie werden aber, anscheinend für längere 
Zeit, außerhalb desselben wohnen. Es ist das ein lehrreicher 
Fall, um die Beständigkeit am Orte und die Beständigkeit 
im Verbande zu unterscheiden. 

Wahl zum Abte eines anderen Klosters kann einen 
Mönch aus seinem Kloster führen.!) Freilich müssen bei 
der Abtswahl in erster Linie Mönche der eigenen Gemein- 
schaft in Betracht gezogen werden; ein auswärtiger nur, 
wenn sich unter diesen kein geeigneter findet.?) 

Einmal läßt Gregor auch einem Abte einen Prior aus 
einem anderen Kloster geben.?) 

Der letzte Grund des Wechsels kann eine Versetzung 
zur Strafe sein.*) Die Buße in einem Kloster begegnet in 
den Schreiben Gregors öfter, für Mitglieder des Klerus wie 
für Laien.®) Mitglieder von Klostergemeinden sollen bis- 
weilen in einem strengeren Kloster Buße tun.®) Gregor gibt 
in solchen Fällen auch die Weisung, wie der Unterhalt ge- 
regelt werden soll.) Auch sehen wir aus einer gelegent- 
lichen Bemerkung, daß mit dieser Buße die Strafe der 
Entlassung aus der bisherigen klösterlichen Gemeinschaft 
verbunden sein konnte.?) 

Was unsere Übersicht?) in sich schließt, ist ein kleiner 
Abschnitt aus der Entwicklung, die an immer festerer 
Knüpfung der Bande arbeitete, die den Mönch an sein Kloster 
fesseln sollen. Mochte die freie Beweglichkeit für die erste 
Zeit ihre guten Wirkungen gehabt haben, es war ein hoher 
Segen, daß der Gang der Entwicklung im Abendlande !°) mehr 
und mehr einer gesunden Beständigkeit zuführte. Eben zur 
rechten Zeit. Das klösterliche Mönchtum erhielt dadurch 
jene feste Kraft und jenen inneren Halt, der es den neuen 
Aufgaben gewachsen machte, die seiner harrten, ohne die 
Bande so fest zu knüpfen, daß Erstarrung und völlige Un- 
möglichkeit eingetreten wäre, weiter zukommen. Die lebens- 


) VII 17 (=c.5 C,XVII q.2) — ?) Ebenda. — °®) V4 — 
 V 25, VIII 8 und 9. — 5) Vgl. 142. — IV9. — 142 — 
e) V 28. — °) Sie dürfte vollständig sein. — !°) Aber auch im 
Morgenlande. 
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kräftigen Stätten mehrten sich in neuen Gründungen. Der 
Grundsatz der Beständigkeit im Verbande gab Europa vor 
allem ein Mönchtum, das zum Mittelpunkte der neuen Kultur 
werden konnte, gab ihm Klöster, die zu wahren Heimstätten 
höheren Lebens wurden. j 


IV. 
Kirchen auf Wüstungen. 


Von 


Herrn Oberlehrer Dr. philos. et rer. pol. Josef Lappe 
in Lünen (Westf.). 


Nachstehende Studie ist ein Teilstück einer umfassenden 
Untersuchung über „die Rechtsgeschichte der wüsten Marken“, 
die im Laufe des nächsten Jahres erscheinen wird. Damit 
die Frage nach der Entstehung der westfälischen und so- 
mit auch der deutschen Stadtgemeinde der Lösung näher 
gebracht werde, war es nötig, zunächst einmal die Sonder- 
gemeinden, die sich in den westfälischen Städten bis ins 
19. Jahrhundert hinein erhalten hatten, besonders hinsichtlich 
ihres Ursprunges genauer zu untersuchen. Da sich diese 
dabei als Reste eingepflanzter Landgemeinden herausstellten, 
mußte die Forschung, um diesen Resultaten den Charakter 
der Singularität zu nehmen, über ganz Deutschland sich ver- 
breiten, und waren solche untergegangene Siedelungen, die 
sogenannten Wüstungen, aus allen Landesteilen in den Kreis 
der Untersuchung zu ziehen. Das Ergebnis dieser Arbeit 
ist die erwähnte Rechtsgeschichte der wüsten Marken. 
Dabei zog, wie zu erwarten, vor allem der Umstand das 
Augenmerk des Forschers auf sich, daß in einem Teile dieser 
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verschwundenen Ortschaften Pfarrkirchen standen.!) Und 
unter den mannigfachen Aufgaben, die die Wüstungen der 
Forschung stellen, tauchte in erster Linie die Frage nach 
dem Schicksale solcher Kirchen auf. Freilich flossen die 
Quellen meist nur spärlich und entstammten die Nachrichten 
zudem ganz verschiedenen Zeiten und Gegenden. Auch war 
der Tatbestand selbst nicht selten durch die Unkenntnis der 
Berichterstatter verdunkelt. Gleichwohl ergab sich bei mög- 
lichst erschöpfender Benutzung der Wüstungsliteratur ein so 
reiches Material, daß es möglich war, daraus feste Begriffe 
zu gewinnen und so den allgemeinen Gang der Entwicklung 
aufzuhellen. Ursprünglich war es die Absicht des Ver- 
fassers, diesen Aufsatz der genannten Arbeit als Anhang bei- 
zugeben, jedoch auf eine äußere Anregung hin?) und eigenem 
Wunsche folgend entschloß er sich, ihn an dieser Stelle zu 
veröffentlichen, um so die Resultate zur Diskussion zu stellen, 
in der Hoffnung, daß dadurch noch manches, was ihm un- 
bekannt geblieben ist, zur Verbesserung und Bereicherung 
der folgenden Ausführungen herangezogen wird. 

Es kann hier unerörtert bleiben, welche Gründe zur 
Verödung menschlicher Siedelungen führten, nur die Tatsache 
muß besonders hervorgehoben werden, daß die Wüstungen 
über ganz Deutschland zerstreut sind und in einzelnen 
Greegenden so dicht auftreten, daß sie nicht nur die Zahl der 
bestehenden Ortschaften erreichen, sondern gar um das Mehr- 
fache übertreffen. Das für die folgende Untersuchung 


’) Nach Th. Stenzel, Wanderungen zu den Kirchen Anhalts im 
Mittelalter. Mitteilungen des Vereins für Anhaltische Geschichte und 
Altertumskunde. 3. Bd. (1883) und 4. Bd. (1886) sind heute von den 
195 Kirchen, die vor 1400 erwähnt werden, mehr als ein Viertel wüst. 
Vergl. das Verzeichnis a. a.0. 4, 175f._ Wenn auch für andere 
Gegenden genauere statistische Angaben fehlen, so überzeugt doch 
jedes Wüstungsverzeichnis bald, daß nicht wenige der wüsten Ort- 
schaften Kirchdörfer waren und damit solche Kirchen einen nicht un- 
bedeutenden Prozentsatz der Kirchen jener Zeit ausmachen. — ?) Ein 
Aufsatz, den ich in der Literarischen Beilage der Kölnischen Volks- 
zeitung vom 13, Februar 1913 über „das Schicksal der Kirchen wüster 
Ortschaften“ veröffentlichte, gab Herrn Geheimrat Prof. Dr. Stutz in 
Bonn Anlaß, mich aufzufordern, meine Studien in erweiterter Gestalt 
und unter Hinzufügung des Quellen- und Literaturapparates, auf den 
sie sich stützen, an dieser Stelle zum Abdruck zu bringen. 
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gestellte Problem läßt sich also kurz dahin zusammenfassen: 
Was wurde aus den Pfarrkirchen nach der Verödung der 
Ortschaften, in denen sie standen? Die Antwort auf diese 
Frage ergibt sich von selbst, wenn sich der Pfarrbezirk auf 
den Ort beschränkte, in dem die Kirche stand. Denn mit 
dem Untergange des Ortes verschwand auch die Pfarr- 
gemeinde, und damit verlor die zugehörige Pfarrkirche ihren 
Zweck. Die Folge war also Aufhebung dieses Kirchenamtes 
durch Suppression, die früher oder später nach der Ver- 
ödung eintrat.!) Aber auch wenn sich der Pfarrbezirk über 
mehrere Ortschaften erstreckte, ergab sich naturgemäß das- 
selbe Resultat, falls alle von dem gleichem Schicksale er- 
eilt wurden, so daß keine Kirchengemeinde übrig blieb. 
Einige Beispiele seien angeführt. Die Pfarrkirche auf der 
Wüstung Wardenberge im Kreise Wolmirstedt wurde im 
Jahre 1402 durch den Bischof von Brandenburg ihrer Pfarr- 
rechte entkleidet, weil sie seit Menschengedenken vom Volke 
verlassen war, nachdem zuvor der letzte Pfarrer auf sein 
Amt verzichtet hatte.2) Dasselbe Schicksal erlitt die Kirche 
zu Schieder in der Diözese Paderborn im Jahre 1473 durch 
den Bischof von Paderborn, weil sie nach der Verödung des 
Pfarrsprengels keine „Kerspelslüde* (Kirchspielsleute) mehr 


1) Franciscus Xav. Wernz, Ius Decretalium. Tomus II. Ius 
Constitutionis Ecclesiae Catholicae. Purs secunda. Altera editio, 
Roniae 1906, 43: De suppressione officiorum ecclesiasticorum. Paul 
Hinschius, Das Kirchenrecht der Katholiken und Protestanten in 
Deutschland. 2. Band. System des katholischen Kirchenrechts mit 
besonderer Rücksicht auf Deutschland. Berlin 1878, 459 ff. Die Sup- 
pression der Kircbenämter. Emil Friedberg, Lehrbuch des katho- 
lischen und evangelischen Kirchenrechts. 6. Auflage, Leipzig 1909, 
$ 112. Philipp Hergenröther, Lehrbuch des katholischen Kirchen- 
rechts, 2. Auflage, bearbeitet von Joseph Hollweck, Freiburg i. Br. 
1905, 537f. J. B. Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchen- 
rechts, 2. Auflage, Freiburg i. Br. 1909, $ 69. Ulrich Stutz, 
Kirchenrecht, 2. Auflage (in der Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, 
begründet von Franz von Holtzendorff, herausgegeben von Josef 
Kohler, 8. Auflage, 5. Bd.), Berlin 1918, $ 93. — ?) Friedrich 
Danneil, Beitrag zur Geschichte des magdeburgischen Bauernstandes. 
Erster Teil: Der Kreis Wolmirstedt. Geschichtliche Nachrichten über 
die 57 jetzigen und die etwa 100 früheren Ortschaften des Kreises. 
Halle a. 8. 1896, 81. Urkunde vom 2. April 1402. 
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hatte.!) Die Pfarrei Ritzendorf in Niederösterreich wurde 
1560 aufgehoben, weil kein Dorf mehr dazu gehörte und 
somit die Kirchengemeinde fehlte.?2) Freilich trat die Auf- 
hebung nicht immer gleichzeitig mit der Verödung ein, zum 
mindesten erst nach dem Tode des jeweiligen Pfarrers, falls 
dieser nicht zuvor auf sein Amt verzichtete.) Von der 
Verwendung der zugehörigen Benefizien und dem Schick- 
sale der kirchlichen Gebäude und des Friedhofs wird weiter 
unten die Rede sein. 

Nun waren die hier vorausgesetzten Bedingungen freilich 
in den seltensten Fällen erfüllt. Denn in der älteren Zeit, 
da das Pfarrsystem noch weniger ausgebaut war und die 
Ortschaften kleiner waren, also eine geringere Seelenzahl um- 
faßten, beschränkte sich ein Pfarrbezirk kaum jemals auf 
einen Ort, und von der Verödung aller zu einer Kirche 
gehörenden Siedelungen ist in der Wüstungsliteratur nur 
selten die Rede. Nach dem Untergange des Kirchdorfes 
d.h. des Dorfes, in dem die Pfarrkirche stand, blieben also 
noch andere Ortschaften erhalten, und das gestellte Thema 
läßt sich demnach dahin restringieren: Was wurde aus der 
Pfarrkirche, nachdem das Kirchdorf geschwunden war, 
während andere zu dem kirchlichen Verbande gehörende 
Dörfer, Weiler usw. bestehen blieben? Es liegt auf der 
Hand, daß in diesen Falle die Kirchengemeinde nur einen 
Teil der Parochianen verlor, nicht aber vollständig beseitigt 
wurde, und wie der Untergang eines der zugehörigen Dörfer 


1) Ludwig August Theodor Holscher, Die ältere Diözese 
Paderborn nach ihren alten Grenzen, Archidiakonaten, Gauen und alten 
Gerichten, Zeitschrift für Geschichte und Altertumskunde Westfalens. 
37.—44. Bd. (1879—1886), 37, 64. — ?) Stephan Neill, Versuch einer 
Topographie der verschollenen Ortschaften in Niederösterreich, zunächst 
der im ehemaligen Viertel unter dem Mannhartsberge gelegenen. 
Blätter des Vereines für Landeskunde von Niederösterreich, Neue 
Folge. 15. Jahrgang (1881), 345. — ?) Zwei Beispiele bei Peter Wilhelm 
Behrends, Neuhaldenslebische Kreis-Chronik oder Geschichte aller 
Örter des landrätlichen Kreises Neuhaldensleben im Magdeburgischen. 
2 Theile. Neuhaldensleben, 1824—1826. S. 102 und Gustav Hertel, 
Die Wüstungen im Nordthüringgau. Geschichtsquellen der Provinz 
Sıchsen und angrenzender Gebiete. 38. Band, Halle 1899, 434. (Aus 
dem Jahre 1406). 
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nicht die Vernichtung der Pfarrei zur Folge hatte, so führte 
auch die Verödung des Kirchdorfes keine Änderung herbei. 
Die Grenzen des kirchlichen Verbandes blieben unverwischt, 
die Gemeinde erhielt sich trotz des Verlustes eines Teiles 
ihrer Mitglieder, und die Kirchengebäude standen noch an 
Ort und Stelle, so daß nur die rein äußerliche Wirkung ein- 
getreten war, daß die Kirche auf der Wüstung allein stand, 
während sie vorlıer von menschlichen Wohnungen umgeben 
war. Das lehrreichste Beispiel bietet die Pfarrkirche in 
Lünen-Altstadt.!) Diese war kurz nach 1000 auf einem 
bischöflichen Oberhofe in der Bauerschaft Südlünen erbaut 
und umfaßte außer der genannten noch die Bauerschaften 
Wethmar, Nordlünen und Alstedde. Im Laufe der Zeit 
ließen sich neben der Kirche Krämer und Handwerker 
nieder, so daß hier schon im 12. Jahrhundert eine Markt- 
gemeinde bestand, und um die Mitte des 13. Jahrhunderts 
wurde dieser Ort wegen seiner militärisch günstigen Lage 
an der Stelle, wo die im Mittelalter wichtige Handelsstraße 
vom Niederrhein nach Münster und weiter zu den Nord- und 
Östseehäfen die Lippe überschritt, zur Stadt erhoben, um 
das münstersche Territorium nach Süden abzuschließen, so 
daß die Pfarrei jetzt eine Stadt und drei Landgemeinden 
umfaßte. Zu Beginn des folgenden Jahrhunderts wurde 
Lünen von den Stadtherren, den Bischöfen von Münster, an 
die Grafen von der Mark verpfändet, und als diese sie nach 
Rückzahlung der Pfandsumme nicht wieder abtreten wollten, 
wurde sie im Jahre 1336 von Graf Adolf auf das linke Ufer 
der Lippe in märkisches Gebiet verlegt. Damit trat auch 
eine Änderung in der kirchlichen Zugehörigkeit ein, da die 
Lippe die alte Grenze zwischen dem Erzbistum Cöln und 
dem Bistum Münster bildete, so daß die neue Stadt Lünen 
außerhalb des Sprengels der genannten Pfarrkirche lag. 
Die Altstadt Lünen war damit entvölkert, und außer der 
Kirche standen dort bis in den Anfang des 19. Jahrhunderts 
nur mehr das Pfarrhaus, die Vicariewohnungen, die Küsterei 
und einige Häuser der kirchenhörigen Kolonen. Trotzdem 


1!) Josef Lappe, Die Sondergemeinden der Stadt Lünen. Pro- 
gramm, Dortmund 1909, 34 f. 
11* 
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hat sich die Pfarrei bis in die Gegenwart erhalten, da die 
drei zugehörigen Landgemeinden Wethmar, Nordlünen und 
Alstedde bestehen blieben, und die Verlegung des Kirch- 
ortes ist ohne Einfluß auf die Existenz der Kirchengemeinde 
geblieben. Ähnliche Beispiele werden noch sonst zahlreich 
in der Wüstungsliteratur angeführt. Auf der Wüstung 
Rietenburg in Niederösterreich stand die Pfarrkirche mit 
Pfarrhof und Messnerhaus bis zum Jahre 17861), auf der 
Wüstung Rießen gar bis in die unmittelbare Gegenwart 
„nur noch Kirche, Pfarre und Küsterhaus, wozu in neuerer 
Zeit einige Anbauer gekommen sind“?), und die Kirche auf 
der Wüstung Volkerskirchen in der Pfalz bildete trotz der 
Verödung des Ortes noch immer die Pfarrkirche mit 
Begräbnisplatz für das Nachbardorf Kirkel.?) Ebenso erhielt 
sich die Pfarrkirche auf der Wüstung Frohnsbach, in die 
noch 1563 die beiden Orte Rohrbach und Hasel eingepfarrt 
waren®), desgleichen in Haselbach und Kirchheim, wozu je 
zwei Nachbardörfer gehörten), die Kirche in Berghausen 
bei Ebringen im Breisgau behielt ihre Pfarrechte bis zum 
Jahre 1526, obwohl der Ort schon im 14. Jahrhundert ver- 
ödet war®), auch die Kirchen in Nordhausen”) und Dune®) 
blieben trotz des Unterganges der zugehörigen Kirchdörfer 
die Pfarrkirchen für die in den ursprünglichen Pfarrverband 
gehörenden Nachbardörfer. Die Kirche auf der Wüstung 
Gasterfeld hatte bis zur Reformation ihren eigenen Pfarrer 


!) Neill, Versuch einer Topographie der verschollenen Ort- 
schaften in Niederösterreich, 193. — ?) Ludwig August Theodor 
Holscher, Beschreibung des vormaligen Bistums Minden. Zeitschrift - 
für Geschichte und Altertumskunde Westfalens. 33.—35. Band (1875 
bis 1877), 34, 163. — °) Heintz, Verschollene pfälzische Ortsnamen. 
Mitteilungen des historischen Vereins der Pfalz. 5. Band (1875), 114. 
— #) Derselbe, a.a. O. 71. — ®) Derselbe, a. a. 0. 78, 85. — °) Adolf 
Poinsignon, Ödungen und Wüstungen im Breisgau. Zeitschrift für die 
Geschichte des Oberrheins. 41. Band (1887), 333. Andreas Lehmann, 
Die Entwicklung der Patronatsverhältnisse im Archidiakonat Breisgau 
1275—1508, Freiburger Diözesanarchiv, 39. Band (1911), 253. Albert 
Krieger, Topographisches Wörterbuch des Großherzogtums Baden, 
2. Auflage, Heidelberg 1904, I, 153. — ’) Behrends, Neuhaldenslebische 
Kreischronik 85f. — °) Paul Wigand, Der Corveysche Güterbesitz, 
Lemgo 1831, 130. 
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und Kirchenvorstand!), die Pfarrkirche zu Todtenhausen war 
noch 1462 in Gebrauch, obwohl das Dorf schon längst wüst 
war?), und in der Kirche zu Brunnen fand noch 1339 trotz 
der Verödung des genannten Kirchdorfes regelmäßiger Gottes- 
dienst statt.?) 

Die Aufzählung weiterer Beispiele unterbleibt, weil im 
folgenden noch oft solche Kirchen auf Wüstungen, die 
die Pfarrechte erst nach Jahrhunderten verloren, angeführt 
werden. 

Nach dem Untergange des Kirchdorfes bot sich also ein 
neues Bild der Besiedelung: Wo sich früher menschliche 
Wohnungen um eine Kirche geschmiegt hatten, stand jetzt 
ein einsames Gotteshaus und daneben nur mehr ein Pfarr- 
haus und eine Küsterwohnung auf der verlassenen Stätte. 
In wenig dicht besiedelten Gegenden, besonders im Gebiete 
des Hofsystems, begegnet man noch heute ähnlichen Er- 
scheinungen, wenn sich in der Nähe der Kirche noch nicht 
die Krämer und Handwerker angesiedelt haben, und in den 
früheren Jahrhunderten hatte daher der Aufenthalt auf der 
Wüstung ebenfalls nichts Abschreckendes, zumal da neben 
den Kirchendienern zuweilen auch noch der eine und andere 
Kötter oder gar ein Meier wohnen blieb.*) Gleichwohl haben 
in nicht wenigen Fällen auch die Pfarrer das wüste Dorf 
verlassen, besonders bei geordneter Abwanderung der Be- 
völkerung, und in einem der zur Pfarrkirche gehörenden 
Dorfe wieder Wohnung genommen. So war das Pfarrdorf 
Herzogenweiler im 13. Jahrhundert inVöhrenbach aufgegangen, 
und seitdem residierte der Pfarrer nicht mehr in Herzogen- 
weiler, sondern in Vöhrenbach’), ebenso wurde Weissig nach 
Delitzsch verlegt, so daß die Pfarrkirche allein auf der 
Wüstung stehen blieb, weil der Pfarrer auch nach Delitzsch 
gezogen war und von hier aus regelmäßig den Gottesdienst 


!) Georg Landau, Historisch-topographische Beschreibung der 
wüsten Ortschaften im Kurfürstentum Hessen, Kassel 1858, 169. — ?) Der- 
selbe a. a. O. 177. — ®) Franz Ludwig Baumann, Abyegangene und 
umbenannte Orte der badischen Bar und der Herrschaft Hewen. For- 
schungen zur schwäbischen Geschichte, Kempten 1849, 345. — *) Ein 
Beispiel bei Landau, Beschreibung der wüsten Ortschaften, 25. — 
») Baumann, Abgegangene und umbenannte Orte, 350. 
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in der Kirche, zu der noch das Dorf Werbelin gehörte, ver- 
sah!), und der Pfarrer der Kirche zu Kirchdorf (Eichsfeld) 
wohnte seit der Verödung des Ortes in dem benachbarten 
Zwinge.?) In dem neuen Wohnorte erhielten der Pfarrer 
und Küster (Kantor, Glöckner), wenn der letzte nicht etwa 
allein neben der Kirche zu ihrem Schutze wohnen blieb?°), 
ebenfalls eine besondere Wohnung, und in Pabstorf, wohin 
das Dorf Sömmeringen verpflanzt war, konnten noch im 
19. Jahrhundert alte Leute den Pfarrhof und Kantorhof von 
Sömmeringen zeigen, nachdem die Kirche längst verfallen 
war.) Auch der Pfarrer der Kirche auf der Wüstung 
Weißenwasser war nicht allein zurückgeblieben, sondern 
wohnte in dem zehn Minuten entfernten Dorfe Calefeld, das 
zu seinem Pfarrsprengel gehörte, und versah von hier aus 
regelmäßig den Gottesdienst in der einsamen Kirche.°) 

In beiden Fällen, mochte nun der Pfarrer auch ferner- 
hin auf der Wüstung neben der Kirche wohnen oder nach 
einem Nachbarorte verzogen sein, trat in den kirchlichen 
Beziehungen durchaus keine Änderung ein, und von der 
Pfarrei, der Pfarrkirche und dem Pfarrer ist daher auch 
nach der Verädung des Kirchdorfes in den Urkunden in der 
gleichen Weise die Rede, wie wenn der Ort noch bestände.®) 


ı) K. Ed. Förstemann, Verzeichniß der im Regierungs-Bezirk 
Merseburg gelegenen Marken, untergegangenen Dörfer u.s. w. Neue 
Mittheilungen aus dem Gebiete historisch-antiquarischer Forschung. 
1. Band (1834),6. — ?) Levin Freiherr von Wintzingeroda-Knorr, 
Die Wüstungen des Eichsfeldes. Verzeichnis der Wüstungen, vor- 
geschichtlichenWallburgen, Bergwerke, Gerichtsstätten und Warten. Ge- 
schichtsquellen der Provinz Sachsen und angrenzender Gebiete. 40. Band, 
Halle a.S. 1903, 184f. — ?) Georg Wilhelm Justin Wagner, 
Die Wüstungen im Großherzogtum Hessen. I. Teil: Provinz Oberhessen. 
Darmstadt 1854, 28. Neben der Pfarrkirche auf der Wüstung Oberrod, die 
noch um die Mitte des 19. Jahrhunderts von zwei Gemeinden zum Gottes- 
dienste benutzt wurde, stand die Glöcknerwohnung. — *) G.Reischel, 
Die Wüstung Sömmeringen ... bei Pabstorf im Kreise Oschersleben. Zeit- 
schrift des Harzvereins für Geschichte und Altertumskunde. 29. Jahr- 
gang (1895), 166. — 5) Georg Max, Die ausgegangenen Ortschaften des 
Fürstentums Grubenhagen. Geschichte des Fürstentums Grubenhagen 
Erster Teil, Hannover 1862, 519. — *) Nur einige Beispiele. Landau, 
Beschreibung der wüsten Ortschaften, 170. Im Jahre 1389 wird ein 
„Herboldus plebanus in Gran“ erwähnt, obwohl das Dorf schon längst 
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Diese Tatsache ist nicht immer erkannt worden, und daher 
haben sich Irrtümer besonders in der Bestimmung der Zeit 
der Verödung ergeben, indem aus der Erwähnung der Pfarr- 
kirche auf einer Wüstung auf die Existenz des Ortes ge- 
schlossen wurde. Ein lehrreiches Beispiel sei angeführt. 
Im Jahre 1370 wird Klein-Drakenstedt als wüst bezeichnet 
(„in minori villa Drakenstede deserta“), und kaum ein 
Menschenalter später (1406) wird die Pfarrkirche zu Klein- 
Drakenstedt erwähnt („rector parochialis ecclesie in parva 
Drakenstede“). Dazu bemerkt Danneil: „Vielleicht läßt sich 
dieser scheinbare Widerspruch durch die Annahme beseitigen, 
daß der Ort um 1370 an der in jener Zeit um Magdeburg 
grassierenden Pest mehr oder weniger ausgestorben und 
„wüst“ geworden war, sich aber um 1406 wieder erholt und 
seinen Pfarrer hatte“.1) Weil hier gar kein „Widerspruch“ 
vorliegt, ist auch die „Annahme“ überflüssig. 

Die richtige Deutung der hier behandelten Erscheinungen 
ist meist durch das Vorurteil verhindert worden, daß man 
sich unter der Verödung eines Ortes eine gewaltsame Zer- 
störung dachte, der auch die Kirche zum Opfer fiel, während 
sie gewöhnlich durch eine geordnete und geschlossene Ab- 
wanderung herbeigeführt wurde. Während aber die bäuer- 
lichen Wohnungen und Wirtschaftsgebäude bei dem aus- 
schließlichen Fachwerkbau ohne außergewöhnliche Mühe und 
große Verluste verlegt werden konnten, waren die Kirchen 


wüst war. Karl Meyer, Zur Wüstungskarte der Grafschaft Honstein- 
Lohra-Clettenberg. Zeitschrift des Harzvereins für Geschichte und 
Altertumskunde. 10. Band (1877), 114. Im Jahre 1321 wird nach der 
Verödung von Untersalza der „plebanus in inferiori Salza“ genannt. 
Landau, a.a. 0. 172. Nach der Verödung von Holzkirchen noch 1350: 
„Deynhardus pastor parochialis ecclesiae in Holzkirchen“. 


ı) Danneil, Der Kreis Wolmirstedt, 185. Daß in den Patronat- 
rechten über die Kirchen auf Wüstungen nach dem Verschwinden des 
Kirchdorfs keine Änderung eintrat, bedarf eigentlich kaum einer 
besonderen Erwähnung. Büttner Pfänner zu Thal, Anhalts Bau- 
und Kunstdenkmäler nebst Wüstungen. Dessau und Leipzig 1892—95, 
212. Im Jahre 1359 bestätigt der Bischof von Halberstadt einem, 
Kloster in Bernburg das Patronatrecht über die Kirche zu Wulmers- 
dorf, das schon 1321 als wüst bezeichnet wird. Ebenso gehörten diese 
Kirchen auch fernerhin zu den gleichen Archidiakonaten wie früher 
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als Steinbauten an Ort und Stelle gebunden!), so daß nur 
selten von dem abwandernden Dorfe auch das Gotteshaus 
mitsamt seinen Steinen, Balken, Glocken und Kirchengeräten 
mitgenommen wurde.) Nun haben sich aber nur wenige 
solcher Pfarrkirchen auf Wüstungen bis in die Gegenwart 
erhalten, und unsere Aufgabe ist es daher, nach den Ur- 
sachen zu suchen, die im Laufe der Zeit eine Änderung 
des bisherigen Zustandes herbeiführten.?) In den meisten 


und wurden daher in den Archidiakonatsverzeichnissen mit Angabe 
des zu entrichtenden Synodalkorns bez. Synodalgeldes weiter geführt. 
Danneil, Kreis Wolmirstedt, 635. Hertel, Die Wüstungen im Nord- 
thüringgau, 206. Wigand, Corveyscher Güterbesitz, 176. Besonders 
lehrreiche Beispiele bei Hilmar von Strombeck, Zur Archidiaconat- 
Einteilung des vormaligen Bistums Halberstadt. Zeitschrift des histo- 
rischen Vereins für Niedersachsen. Jahrgang 1862. 


1) Poinsignon, Wüstungen und Ödungen im Breisgau, 356. 
Das Dorf Hertingen wurde wegen Wassermangels mehr talabwärts 
wieder aufgebaut, während die Kirche des Ortes auf der früheren 
Dorfstätte stehen blieb. H. Bauer, Zusammenstellung der abgegangenen 
oder anders benannten Orte. Zeitschrift des historischen Vereins für 
das württembergische Franken. 6. (1862—64), 7. (1865—67) und 8. Band 
(1868—70). 7,503. Das im Tale liegende Dorf Helmbund, das wieder- 
holt unter Überschwemmungen zu leiden hatte, wurde auf der Höhe 
angebaut, aber die Kirche blieb auf der alten Stelle. Es war also 
weiter keine Änderung eingetreten, als daß ein Teil der Parochianen 
den Wohnort gewechselt hatte. — °). Georg Erler, Geschichte der 
Herrschaft und des Schlosses Nordkirchen. Festschrift zur Prinz 
Heinrich-Fahrt, 1911, 13f. Papst Clemens VII. gestattete durch ein 
Breve vom 5. Oktober 1526 dem Besitzer von Nordkirchen, Gerbard von 
Morrien, die Kirche des genannten Dorfes zugleich mit dem Dorfe selbst 
zu verlegen, falls beim Neubau alles, was an Stein und Holz brauch- 
bar sei, wieder verwendet würde und selbst die Gebeine der Ver- 
storbenen vom alten Friedhofe zum neuen mitgenommen würden. Auf 
der Stelle der Kirche sollte eine Kapelle errichtet werden, aber da 
auch diese noch wie Dorf und Kirche der in nächster Nähe erbauten 
Burg gefährlich werden konnte, weil sie einem belagernden Feinde 
Deckung bot, wurde sie abgerissen und statt dessen gemäß den Be- 
stimmungen des Konzils von Trient ein Kreuz errichtet (Breve des 
Papstes Paul V. vom 18. September 1607). — °) Eine Verdunkelung 
des ursprünglichen Zustandes wurde zuweilen durch eine Neubesiede- 
lung der wüsten Dorfstätten, die besonders im 17. und 18. Jahrhundert 
von den Landesherren zur Hebung der Einwohnerzahl befördert wurde, 
herbeigeführt, indem so bei den wüsten Kirchen neue Dörfer entstanden. 
Baumann, Abgegangene und umbenannte Orte der badischen Bar, 
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Fällen entstand in einem der erhaltenen Dörfer, die zum 
alten Kirchspiel gehörten, eine neue Kirche, auf die die 
Pfarrechte übertragen wurden!), so daß die Kirche auf der 
Wüstung ihrer früheren Bedeutung verlustig ging. Natürlich 
trat diese Änderung nicht sofort mit dem Untergange des 
Pfarrdorfes ein, weil die zugehörige Kirche sich noch in 
einem brauchbaren Zustande befand, so daß ein Neubau in 
einem andern Dorfe eine Verschwendung gewesen wäre, aber 
wenn die alte Pfarrkirche baufällig geworden war?), war es 
angebracht, nicht auf der alten Stätte, sondern in dem, falls 
nur noch ein Dorf zum Kirchspiel gehörte, oder in einem 
der bestehenden Dörfer den Neubau aufzuführen und dorthin 
die Pfarre zu übertragen.?) Nicht selten bestand schon vor- 


350, und Krieger, Topographisches Wörterbuch, I, 952. Auf der 
Wüstung Herzugenweiler, auf der eine Pfarrkirche stand, wurde im 
Jahre 1721 ein neues Dorf durch Glasmacher aus der Lenzkircher 
Gegend angelegt. Heintz, Verschollene pfälzische Ortsnamen. Neben 
der Kirche auf der Wüstung Volkerskirchen entstand später ein neues 
Dorf, Neuhäusel genannt, jedenfalls durch die Kirche angelockt. Solche 
neue Ansiedlungen bleiben hier unberücksichtigt. 

1) Über die translatio beneficii vgl. Hinschius, Kirchenrecht, II, 
397. Wernz, Ius Decretalium, II, 22f. Hergenröther-Hollweck, 
Kirchenrecht, $527. Friedberg, Kirchenrecht, $112,3. Sägmüller, 
Kirchenrecht, 868, 1. Die dort angeführten Gründe (z.B. Wernz: 
ecclesia ob vetustatem collapsa ... vel situs antiquae ecclesiae ... 
inconveniens) waren bei den Kirchen auf Wüstungen vorhanden. — 
2) Holscher, Beschreibung des vormaligen Bistums Minden, 34, 80. 
Von der Wüstung Monichusen, die noch 1335 parochia genannt wird, 
heißt es 1386: ecclesia parochialis penitus quasi diruta. Hertel, Die 
Wüstungen im Nordthüringgau, 43. Die Pfarrkirche auf der Wüstung 
Billingsdorf ist im Jahre 1460 verfallen, und die Rechte mitsamt dem 
Beneficium werden auf eine andere Kirche des Pfarrsprengels über- 
tragen. — °) So erhielt das Dorf Werbelin, das nach der Kirche auf 
der Wüstung Weissig eingepfarrt war, später eine eigene Pfarre, die 
Glocken der verfallenen Kirche wurden ebenfalls dorthin überwiesen. 
Förstemann, Verzeichnis der im Regierungsbezirk Merseburg ge- 
legenen wüsten Marken usw., 6. Die Pfarrei der Wüstung Haselbach, 
zu der zwei Nachbarorte gehörten, wurde im Jahre 1719 nach einem 
derselben verlegt, ebenso die zu Servelingen nach Arzheim. Heintz, 
Verschollene pfälzische Ortsnamen, 78 und 107. Die Pfarrkirche auf 
der Wüstung Buchsweiler, die im Jahre 1499 eine ‚ecclesia mortua 
genannt wird, wurde nach dem Nachbardorıfe Holzhausen verlegt, 
das zwischen 1504 und 1506 einen eigenen Seelsorger erhielt. Leh- 
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her eine Kapelle in einem der Filialdörfer, besonders dort, 
wo der Pfarrer der Kirche seinen Wohnsitz aufgeschlagen 
hatte, und es lag daher nahe, hierher die Pfarrechte zu 
übertragen, selbst wenn die alte Pfarrkirche noch nicht ver- 
fallen oder baufällig geworden war. In diesem Falle trat 
also eine Umkehrung des bisherigen Verhältnisses zwischen 
den beiden Kirchen ein: Die Pfarrkirche wurde zur Kapelle, 
also die Mutterkirche zur Tochterkirche, und die Kapelle 
war seitdem die Pfarr- und Mutterkirche.!) Von dem weiteren 


mann, Entwicklung der Patronatsverhältnisse im Archidiakonat Breis- 
gau, a.a. O. 40. Band (1912), 5, und Krieger, Topographisches Wörter- 
buch, 1, 331. In der gleichen Weise erklärt sich auch das Schicksal der 
Pfarrkirche zu Muron (Mauracherhof), die seit 1302 immer mehr ab- 
nahm, so daß sie um 1500 „nur noch eine arme Kapelle war, die 
nichts mehr ihr eigen nennen konnte", während sich die Blasiuskirche 
im Glottertal zur Pfarrkirche gestaltete und schon 1316 einen Leut- 
priester hatte. Krieger, Topographisches Wörterbuch, I, 123 ff., 
11, 160f. Das gleiche Schicksal hatte die von Abt Warin in Jahre 1078 
erbaute Pfarrkirche, an deren Stelle seit dem 16. Jahrhundert die Kirche 
zu Ovenhausen genannt wird. Wigand, Corveyscher Güterbesitz, 65f. 
Ein anderes Beispiel bei Hertel, Die Wüstungen im Nordthüring- 
gau, 43 (Billingsdorf). 

!) Max, Geschichte des Fürstentums Grubenhagen, 519. Der 
Pfarrer der Kirche auf der Wüstung Weißenwasser wohnte in dem 
etwa zehn Minuten entfernten Dorfe Calefeld und versah von hier aus 
noch im 17. Jahrhundert den regelmäßigen Gottesdienst in der 
genannten Pfarrkirche. Erst im Jahre 1681 wurde die Kapelle zu 
Calefeld zur Pfarrkirche erhoben, nachdem sie zu diesem Zwecke 
erweitert worden war. H. Größler, Die Wüstungen des Friesen- 
feldes und Hassegaues. Zeitschrift des Harzvereins für Geschichte 
und Altertumskunde, 11. Jahrgang (1878), 213. Die Mutterkirche 
auf der Wüstung Zedemich wurde im Jahre 1481 in die Tochter- 
kirche und die Tochterkirche im Dorfe Weischütz in die Mutter- 
kirche und rechte Pfarrkirche verwandelte Behrends, Neuhaldens- 
lebische Kreis-Chronik, 85f. Zu der Pfarrkirche auf der Wüstung 
Nordhausen gehörte das Dorf Hundisburg, das im Jahre 1218 eine 
Kapelle als Filiale von Nordhausen erhielt. Diese wurde dann 1266 
zur Pfarrkirche erhoben, während die Kirche zu Nordhausen in eine 
Kapelle verwandelt wurde. In dieser Weise ist fast durchweg das 
heutige Verhältnis zwischen einer Pfarrkirche und einer einsamen 
Kapelle auf einer Wüstung zu erklären: Die Kapelle war ursprünglich 
die Pfarr- und Mutterkirche und wurde infolge der oben dargelegten 
Vorgänge degradiert, während die früher von ihr abhängige Kapelle 
durch Erhebung zur Pfarrkirche seitdem die Matricitas über sie besitzt. 
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Schicksale der Kirche auf der Wüstung und der Verwendung 
des zugehörigen Benefiziums wird in einem besonderen Ab- 
schnitte die Rede sein. 

Mit einer solchen Übertragung der Pfarrechte war keine 
Änderung grundlegender Art verbunden, ebensowenig wie 
wenn heute neben einer baufälligen Pfarrkirche eine neue 
errichtet wird, während die alte eingeht, da es keinen Unter- 
schied ausmacht, ob die neue in unmittelbarer Nähe oder 
in weiterer Entfernung liegt. Die Grenzen des bisherigen 
Sprengels blieben unverändert, und die Kirchengemeinde 
war dieselbe wie bisher. Selbst die mit der Pfarrkirche 
verbundenen Pfründen gingen auf die neue Kirche übert), 
und auch der alte Titel sollte durch Übertragung beibehalten 
werden.?2) Daher führte die Kirche auch an dem neuen Orte 
zuweilen den alten Namen?) oder wurde anfangs durch einen 
Untertitel dahin gekennzeichnet*), im Laufe der Zeit aber 
wurde sie nach dem neuen Kirchdorfe benannt, so daß eine 


Vgl. z.B. Poinsignon, Wüstungen und Ödungen im Breisgau, 468, 
und Krieger, Topographisches Wörterbuch, II, 1185f. Auf der 
Wüstung Thiermondingen (Tiermendingen) steht eine Kapelle als 
Filiale von der Pfarrkirche zu Vörstetten. 

1) Hertel, Die Wüstungen im Nordthüringgau, 43. Die Ein- 
künfte der Pfarrkirche auf der Wüstung Billingsdorf wurden einer 
Kapelle zugewiesen, und diese wurde unter Lösung von der Mutterkirche 
zur Pfarrkirche erhoben. Wernz, Ius Decretalium, II, 22. Dos nova in 
ınera translatione officii ecclesiastici non est procuranda, quoniam jura 
... nem alternantur. — ?) Richter-Schulte, Canones et Decreta 
Concilii Tridentini, Leipzig 1853, Sessio XXI. De reformatione. 
Cap. VII. Declarationes et resolutiones, 13. Ecclesia parochiali ad aliam 
recens erectam translata titulum antiquum ecclesiae esse retinendum 
atque ad ecclesiam subrogatam transferendum, quamvis addi possit 
titulus secundus, 8. C. iudicavit in Amerina, 31. Mart. 1708, Burgen. 
14. Nov. 1733 et 9. Jan. 1734. — °) Wigand, Corveyscher Güterbesitz, 
103. So war die Pfarrkirche zu Langenhagen, zu der mehrere Ort- 
schaften gehörten, nach der Verödung des Ortes nach Löwendorf ver- 
legt, behielt aber den alten Namen, und in einem Lehnsreversal Pyr- 
monts vom Jahre 1488 heißt es daher: villam in Levensdorpe cum 
ecclesia ibidem dieta de Langenhagen. — *) Heintz, Verschollene 
pfälzische Ortsnamen, 106. Die Pfarrei des wüsten Dorfes Schwein- 
heim war nach dem Nachbarorte Jockgrim verlegt, aber noch 1439 er- 
hielt die Pfarrgemeinde zu Jockgrim den Untertitel: früher zu 
Schweinheim. 
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scheinbar neue Pfarrei aufkam, während in Wirklichkeit nur 
der Sitz der Kirche verlegt war und dementsprechend auch 
der Name gewechselt hatte. 

Wenn nun mehrere Dörfer erhalten waren und von der 
ganzen Pfarrei vielleicht nur das Kirchdorf verschwunden 
war, mochten Streitigkeiten darüber entstehen, in welchem 
Orte die neue Kirche errichtet werden sollte, weil alle Pfarr- 
eingesessenen den Wunsch hatten, das Gotteshaus möglichst 
in der Nähe zu haben. Aus diesem Widerstreite der Inter- 
essen erklärt es sich, daß zuweilen, wenn die alte Pfarr- 
kirche verfallen war, nicht eine, sondern zwei neue ent- 
standen, indem unter Aufhebung der früheren Pfarrei der 
bisherige Sprengel geteilt wurde, was um so leichter ge- 
schehen mochte, wenn die eine Teilung bedingenden Gründe!) 
in dem einzelnen Falle vorlagen. So gehörten zu der Pfarr- 
kirche auf der Wüstung Stachelrode, die noch 1268 erwähnt 
wird, die beiden Dörfer Schirmbach und Eichstedt, als aber 
die Kirche verfallen war, erhielten die genannten Orte je 
eine eigene Pfarrkirche.?) In diesem Falle liegt also keine 
divisio im gewöhnlichen Sinne vor, sondern zwei neue 
Pfarreien wurden gegründet, indem zunächst eine bestehende 
supprimiert und dann deren Sprengel zu diesem Zwecke 
aufgeteilt wurde (mutatio vi erectionis).?) 

Bei den bisherigen Betrachtungen wurde ausschließlich 
die Verödung des Pfarrdorfes und ihre Folgen ins Auge 
gefaßt, es bedarf aber keines Beweises durch Anführung 
einzelner Beispiele, daß von den zu einem Pfarrsprengel 
gehörenden Ortschaften gewöhnlich auch noch andere gleich- 
zeitig verschwanden, so daß sich von der vollständigen Ver- 
ödung des ganzen Kirchspiels, die zuerst behandelt wurde, 
bis zum Untergange nur eines Ortes ein allmählicher Über- 
gang vollzieht. Je nachdem nun eine größere oder geringere 


!) Über die Teilung der Kirchenäuter (divisio) vgl. Wernz, Ius 
Decretalium, II, 26f. Hinschius, Kirchenrecht, II, 401f. Hergen- 
röther-Hollweck, Kirchenrecht, $ 528. Friedberg, Kirchenrecht, 
8112, 2. Sägmüller, Kirchenrecht, $ 68, 3. — °®) Max Könnecke, 
Geschichte des Dorfes Klein-Eichstedt bei Querfurt. Mansfelder Blätter. 
Mitteilungen des Vereins für Geschichte und Altertümer der Grafschaft 
Mansfeld, 6. Jahrgang (1892), 86. — ?) Friedberg, Kirchenrecht, $112, 2. 
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Zahl der zum Kirchspiel gehörenden Gemeinden einging, 
ergaben sich besondere Verhältnisse, die eine eingehendere 
Untersuchung erfordern. Wenn nämlich die Pfarrei zum 
Teil verödete, wurde die zugehörige Gemeinde mehr oder 
minder dezimiert, und damit sank auch ihre finanzielle 
Leistungsfähigkeit, so daß sie außer stande war, die er- 
forderlichen Ausgaben, besonders für den Unterhalt eines 
eigenen Pfarrers, aufzubringen. In diesem Falle wurde sie 
mit einer Nachbarpfarre vereinigt, ohne jedoch ihre Selb- 
ständigkeit einzubüßen, indem beide Kirchengemeinden von 
demselben Pfarrer pastoriert wurden.!) So wurde die Pfarrei 
Berghausen, die zunächst trotz der Verödung des Kirchdorfes 
noch Jahrhunderte lang einen eigenen Pfarrer hatte, im 
Jahre 1526 mit der Pfarre Ebringen in der Weise verbunden, 
daß deren Pfarrer den Gottesdienst in Berghausen mit ver- 
sehen mußte.?2) Gewöhnlich fand eingeschränkter Gottesdienst 
in der Wüstungskirche statt, da das daraus fließende Ein- 
kommen zur Anstellung eines Vikars nicht ausreichte, zumal 
der Inhaber des unierten Benefiziums auch noch die Kirche 
in Bau und Besserung zu halten hatte.) Wenn nun aber 


!) Es trat also die unio beneficiorum ein und zwar, so weit man 
nach den dürftigen Angaben urteilen kann, die unio accessoria (sub- 
iectiva, per subiectionem, absoluta), indem die eine Pfarrei als Neben- 
pfarrei (ecclesia filialis) in ein Abhängigkeitsverhältnis zur matrix 
trat. Über die unio, ihre verschiedenen Arten und die Wirkungen 
der Vereinigung zweier Kirchenäniter vgl. Hinschius, Kirchenrecht, II, 
alif. Wernz, Ius Decretalium, Il, 20. Hergenröther-Hollweck, 
Kirchenrecht, $S$ 53lff. Friedberg, Kirchenrecht, $ 112,1. Säg- 
müller, Kirchenrecht, $ 68,5. Stutz, Kirchenrecht, $ 93. — ?) Poin- 
signon, Wüstungen und Ödungen im Breisgau, 333. Da ein Pfarrer 
von Ebringen seiner Pflicht nur schlecht nachkam, mußte er im 
Jahre 1605 von seinen Obern auf eine Beschwerde der Gemeinde nach- 
drücklich daran erinnert werden. Ebenso der Pfarrer von Wullersdorf, 
der die Kirche des wüsten Marktfleckens St. Peter am Stein mit ver- 
sah, auf eine Beschwerde der drei nach St. Peter gehörenden Dörfer 
im Jahre 1726 wegen Vernachlässigung seiner Pflichten. Neill, Ver- 
schollene Ortschaften in Niederösterreich, 334. — °®) Landau, Be- 
schreibung der wüsten Ortschaften im Kurfürstentum Hessen, 223. Der 
Pfarrer von Viermünden hielt alle 14 Tage Gottesdienst in der Kirche 
zu Butzebach (Wüstung), desgleichen der Pfarrer zu Geismar in der 
Kirche der Wüstung Wickersdorf, die noch 1525 mit drei Glocken ver- 
sehen war (a.a. 0. 234. Günther, Die Wüstungen Odenhusen und 
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in einer solchen unierten Pfarrei ein Neubau der Kirche er- 
forderlich wurde, der die finanziellen Kräfte der erhaltenden 
Gemeinde überstieg, oder von Anfang an die Zahl der 
Pfarreingesessenen auf ein Minimum eingeschrumpft war, so 
daß der Fortbestand einer besonderen Kirchengemeinde aus- 
geschlossen war, dann wurde die Pfarrei aufgehoben und 
der zugehörige Sprengel entweder mit einer Nachbarpfarre 
oder aufgeteilt mit mehreren verbunden.!) In dieser Weise 
sind allmählich, besonders in den letzten Jahrhunderten, die 
Pfarrkirchen auf Wüstungen verschwunden, so daß sich nur 
die eine und andere bis in die Gegenwart erhalten hat. 
Bisher war von den Wüstungskirchen im allgemeinen 
die Rede, eine besondere Behandlung erfordern noch die in 
der Umgebung der Städte liegenden, weil erst dadurch die 
Entwicklung und Ausbildung der kirchlichen Verhältnisse 
der Städte ihre Aufklärung finden, mag sich dabei auch 
kaum vermeiden lassen, früher Gesagtes gelegentlich zu 
wiederholen. Es gehört nicht zur Aufgabe, auf die Kontro- 
versen über die Entstehung der deutschen Stadtgemeinde 
einzugehen, da die folgenden Resultate von der Entscheidung 
dieser Frage durchaus unabhängig sind, nur die Tatsache 
muß besonders betont werden, daß die Städte in ihrer über- 
wiegenden Mehrzahl neben schon bestehenden Ortschaften 
entstanden sind, und zwar zu einer Zeit, ale in Deutschland 


Öydeshusen im Ambergau. Zeitschrift des historischen Vereins für 
Niedersachsen. Jahrgang 1883. Hier hielt der Pfarrer einer Nachbar- 
gemeinde jeden dritten Sonntag und zweiten Feiertag der hohen Feste 
Gottesdienst. 

!) Der erste Fall trat ein bei Rietenburg. Hier erhielt sich die Pfarrei 
trotz der Verödung des Ortes bis zum Jahre 1783 und wurde erst dann 
nach Abbruch der Kirche, des Pfarrhofs und des Mesnerhauses mit 
der Stadtpfarre Horn verbunden. Neill, Verschollene Ortschaften in 
Niederösterreich (Viertel unter dem Mannhartsberge), 193. Das Dorf 
Poßdorf, das zur Kirche in Gerlitz gehörte, wurde nach der Verödung 
des Pfarrdorfes einer benachbarten Pfarre zugewiesen. Förstemann, 
Untergangene Dörfer des Regierungsbezirkes Merseburg, 5. Dagegen 
wurde der Sprengel der Kirche zu Dune (Wüstung) nach der Unter- 
drückung der Pfarrei geteilt, und die beiden Dörfer, die bisher nach 
Dune eingepfarrt waren, wurden zwei Nachbarpfarren überwiesen. 
Landau, Beschreibung der wüsten Ortschaften im Kurfürstentum 
Hessen, 134. 
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das Pfarrsystem schon ausgebaut war. Es gehörte also die 
Stadt wie jeder neu entstandene Ort zu der Pfarrkirche, in 
deren Sprengel sie lag, und die Bürger mußten die außer- 
halb ihrer Mauern gelegene Kirche besuchen wie die Be- 
wohner der übrigen in den Sprengel gehörenden Ortschaften. 
Daher konnte es kommen, daß eine Stadt, die auf der Grenze 
zweier Pfarrbezirke angelegt war, kirchlich getrennt blieb 
und mit dem einen Teile zu dieser und mit dem andern zu 
jener Kirche gehörte. So wurde die Stadt Eisleben von 
einem Bache durchflossen, der die Grenze zweier Pfarreien 
und Diözesen bildete, und dementsprechend war auch die 
Bürgerschaft verschiedenen Kirchen und Bistümern zu- 
gehörig!), und ebenso war die Stadt Lahr „auf zwei benach- 
barten Dorffluren angelegt, was sich noch später darin aus- 
sprach, daß ihre beiden Hälften verschiedenartig nach diesen 
Orten eingepfarrt waren“.?) Abgesehen von den wenigen 
Fällen dieser und ähnlicher Art lag die Stadt innerhalb der 
Grenzen eines Sprengels und bildete mit den andern schon 
bestehenden Ortschaften die Pfarrgemeinde, deren Kirche in 
größerer oder geringerer Entfernung von dem neu ent- 
standenen Orte lag. Die folgende Anführung von Beispielen 
soll nur eine Auswahl aus verschiedenen Landesteilen treffen, 
da es selbstverständlich unmöglich ist, an dieser Stelle eine 
erschöpfende Aufzählung zu bieten. Denn abgesehen von 
den wenigen Fällen, in denen eine Stadt gleich bei ihrer 
Entstehung eine schon vorhandene Kirche in ihren Mauer- 
ring schloß oder eine neue erhielt?), entbehrten die Städte 


!) Strombeck, Archidiakonat-Einteilung des Bistunıs Halber- 
stadt, 71. Dieselben Verhältnisse noch bei zwei andern Städten 
derselben Diözese a.a. O0. 84 und 86. — ?) Eberhard Gothein, 
Wirtschaftsgeschichte des Schwarzwaldes und der angrenzenden Land- 
schaften. Erster Band. Städte- und Gewerbegeschichte, Straßburg 
1892, 134. Die gleiche Erscheinung bei der Stadt Wildeshausen 
(Oldenburg). Vgl. G. Rüthning, Zwischenbrücken eine Sonder- 
gemeinde der Stadt Wildeshausen. Jahrbuch für die Geschichte des 
Herzogtuns Oldenburg. XIX. Band (1911). — ®) Heinrich Gottfried 
Gengler, Deutsche Stadtrechts-Altertümer, Erlangen 1882, 365. Als 
im Jahre 1292 das St.gallische Städtchen Wyl abgebrannt war, 
flüchteten die Bewohner zu dem benachbarten habsburgischen Städtchen 
Schwarzenbach. Im Jahre 13% wurden nun durch Verhandlungen 
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durchweg eines eigenen Gotteshauses, und die Bürger mußten 
daher zur Erfüllung ihrer religiösen Pflichten die benach- 
barte Pfarrkirche besuchen. 

Als die Stadt Lünen im Jahre 1336 aus der Diözese 
Münster auf der rechten Seite der Lippe auf das linke Ufer 
in die Diözese Köln verlegt war (o. 8. 163), fiel sie in den 
Sprengel der etwa eine Stunde entfernten Pfarrkirche zu 
Brechten, wohin noch heute der sogenannte Brechtener 
Kirchweg führt.) Die im Jahre 1226 gegründete Stadt 
Wolfhagen in Hessen gehörte zur Pfarrkirche im benach- 
barten Schützeberg, und die Bürger gingen ebenso wie die 
Bewohner der im genannten Sprengel liegenden Dörfer nach 
Schützeberg zum Gottesdienst?) Die Kirche der Stadt 
Wenigis in Oberhessen lag in dem Nachbardorfe Floßbach’?), 
desgleichen die der Städte Salzkotten*) und Lippspringe >) 
in den Dörfern Vilsen bez. Witheim (Westfalen), und die 
Stadt Bückeburg war nach dem Nachbarorte Jeteburg ein- 
gepfarrt.#) Die gleichen Erscheinungen lassen sich bei den 
Städten des Schwarzwaldes und der angrenzenden Gebiete 
feststellen. Die Pfarrkirche von Waldkirch „lag in geraumer 
Entfernung von der Stadt“”), die Städte Oberkirch und 
Oppenau „hatten ihre Pfarrkirchen im Oberdorf, kennzeichnen 
sich also als Gründungen neben älteren Dörfern“), auch die 
Städte Pforzheim ?), Geisingen!°), Villingen !!) und Engen !?) 
entbehrten eines eigenen Gotteshauses, und ihre Bürger 


beider Herrschaften alle Einwohner von Schwarzenbach gezwungen, 
ihre Stadt niederzureißen und nach Wyl zurückzukehren. Sie nahmen 
darauf das Baumaterial, die Gerätschaften, selbst die Glocken mit und 
erbauten in einem Jahre 227 Häuser mitsamt der Kirche. 

ı) Lappe, Die Sondergemeinden der Stadt Lünen, 40. — 
?) K. Lyocker, Die Wüstung Schützeberg bei Wolfhagen. Zeitschrift 
des Vereins für hessische Geschichte und Landeskunde, 6. Band (1854), 
105f. — ?) Wagner, Die Wüstungen im Großherzogtum Hessen I, 
Oberhessen 290. — *) Josef Lappe, Die Bauerschaften und Huden 
der Stadt Salzkotten. Deutschrechtliche Beiträge. Forschungen und 
Quellen zur Geschichte des Deutschen Rechts. Herausgegeben von 
Konrad Beyerle. 7. Band, 4. Heft, Heidelberg 1912, 381f. — ®) Holscher, 
Die ältere Diözese Paderborn, 44, 87. — °) Derselbe, Beschreibung des 
vormaligen Bistums Minden, 34, 17. — ?°) Gothein, Wirtschafts- 
geschichte des Schwarzwaldes, 133. — ®) A. a. 0.134. — °) A.a. 0. 135. 
— 19) A.a.0.113. — 11) A.2.0. 84. — !2) A.a.0. 118. „Wo eine 
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mußten daher die außerhalb der Mauern in Nachbardörfern 
liegenden Pfarrkirchen besuchen. Die lippische Stadt Lemgo 
wurde neben dem Kirchdorfe Lemgo angelegt, und ihre im 
genannten Dorfe liegende Pfarrkirche wird daher „stets extra 
muros bezeichnet“ !), ebenso gehörte die Stadt Salzuflen zur 
Pfarrei Schötmar?), und Bielefeld war nach Heepen ein- 
gepfarrt.) Die Bürger der Stadt Stolzenau (Minden) 
mußten die Kirche im benachbarten Holzhausen besuchen ®), 
und das paderbornsche Städtchen Lichtenau entbehrte eben- 
falls einer eigenen Kirche.°) 

Diese Beispiele ließen sich leicht vermehren, und eine 
eingehende Untersuchung der Städte auf das hier nur be- 
rührte Problem wird überall das gleiche Resultat ergeben, 
weil es selbstverständlich ist, daß die Städte als Neu- 
gründungen neben älteren Siedelungen in deren Pfarrverband 
fielen und daher mit andern Ortschaften eine Kirchen- 
gemeinde bildeten, selbst also der Kirche entbehrten und 
die außerhalb der Mauern liegende Pfarrkirche zugleich mit 
den übrigen Kirchspielsgemeinden besuchten. Diese Be- 
hauptung wirkt zunächst deshalb befremdend, weil sie heute 
überall durch die Tatsache widerlegt wird, da sich kaum 
mehr eine Stadt findet, die die Kirche eines Nachbarortes 
benutzen müßte, und es ist daher unsere Aufgabe, nach den 
Ursachen zu suchen, die meist schon früh zu einer Änderung 
der ursprünglichen Verhältnisse führten.®) Nach dem Kirchen- 


Stadt neben einem Dorfe angelegt wurde, ist dies regelmäßig der Fall 
gewesen" Gothein, a.a.0. 84. 

1) Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 38, 4. — ?) A.a. 0. 
38,87. — °) A.a.0. 38, 79. — *) Holscher, Beschreibung des Bis- 
tums Minden, 34, 159. — ®) Wilhelm Spancken, Zur Geschichte des 
Gaues Soratfeld und der Go- und Fraigerichte im paderborner Lande. 
Zeitschrift für Geschichte und Altertumskunde Westfalens. 40. Band 
(1882), 16. — °) Siegfried Rietschel, Markt und Stadt in ihrem 
rechtlichen Verhältnis, Leipzig 1897, erwähnt 8.171 nur, daß die 
Marktgemeinde auch eine besondere Parochie gebildet habe, macht 
jedoch die Einschränkung, daß sich diese kirchliche Exemtion in Süd- 
deutschland seltener finde, indem er unter Berufung auf Gothein 
einige Schwarzwaldstädte anführt, die auch hier soeben genannt sind. 
Die vorhergehenden Darlegungen haben bewiesen, daß auch in den 
übrigen Gegenden Deutschlands die „kirchliche Exemtion*® fehlte und 
die Städte „mit einem Nachbarweiler eine Kirchengemeinde bildeten“. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIY. Kan. Abt. II. 12 


178 . Josef Lappe, 


rechte!) soll in einem Pfarrsprengel eine neue Kirche nur 
bei offensichtlichem Nutzen (evidens utilitas) und dringender 
Notwendigkeit (urgens necessitas) errichtet werden, wenn 
z.B. die Parochianen wegen weiter Entfernung von der 
Kirche oder großer Beschwerlichkeit der Wege ihren kirch- 
lichen Pflichten schlecht nachkommen können. Diese Gründe 
haben zweifellos bei manchen Städten vorgelegen, aber sie 
genügen nicht, um die Errichtung besonderer Kirchen in 
allen Städten zu erklären, da die zugehörige Pfarrkirche zu- 
weilen kaum einige Minuten von der Stadt entfernt lag. 
Auch die Zunahme der Bevölkerung gibt keine befriedigende 
Erklärung, da mit der Entstehung der Städte, wie sich gleich 
zeigen wird, keine nennenswerte Steigerung der Volkszahl 
eintrat. Nun hat Hinschius als weiteren Grund angegeben, 
wenn die Parochianen „nur mit Lebensgefahr oder mit 
großen Unbequemlichkeiten zur Kirche gelangen können“, 
aber nicht näher ausgeführt, wann ein solcher Grund vor- 
liegt. Gleichwohl war er maßgebend bei der Errichtung 
besonderer Kirchen in den Städten. „Die deutsche Stadt des 
Mittelalters war“ nämlich, wie Gengler im ersten Satze seiner 
Stadtrechtsaltertümer sagt, „in ihrer äußeren Erscheinung 
eine Schutzstätte des Friedens wider Feindes Einfall und 
Befehdung, daher ihrem ureigensten Wesen nach wehrhafte 
Örtlichkeit“, und die Garnison dieser Festungen bildeten die 
Bürger. Diese aber durften in Kriegeszeiten — und Krieg 
herrschte zur Zeit der Stadtgründungen infolge des Kampfes 
um die Landeshoheit fast ununterbrochen! — ihre Städte 
nicht verlassen, um die entfernte Kirche zu besuchen, weil 
sie sich der Gefahr aussetzten, unterwegs überfallen zu 
werden, und zudem lag die Möglichkeit vor, daß die Festung 


Auf die Frage nach den Ursachen, die bewirkten, daß die Markt- 
gemeinde auch eine besondere Parochie bildete, gibt Rietschel keine 
Antwort. 

ı) Hinschius, Kirchenrecht, II, 40if.E Wernz, Ius Decre- 
talium, II, 26f. Friedberg, Kirchenrecht, $ 112,2. Sägmüller, 
Kirchenrecht, 868, 3. Hergenröther-Hollweck, Kirchenrecht, $ 528. 
Es ist an diesen Stellen freilich von der Teilung der Pfarrämter und 
der damit verbundenen Errichtung neuer Pfarrkirchen die Rede, aber 
die angegebenen Bedingungen gelten für die Errichtung neuer Kirchen 
überhaupt. 
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(Stadt), wenn die Verteidiger (Bürger) zum Besuche des 
Gottesdienstes abwesend waren, von den Feinden überrumpelt 
und bei dem Mangel ernsthaften Widerstandes genommen 
wurde. Daher verlieh Erzbischof Adolf von Köln im 
Jahre 1364 den Bürgern der Stadt Lünen, die bis dahin die 
etwa eine Stunde entfernte Pfarrkirche in Brechten hatten 
besuchen müssen, für ihre erst seit 1363 benutzte Kirche 
auf die Bitten des Stadtherrn, des Grafen Engelbert von der 
Mark, Kirchhof und Taufstein mit der ausdrücklichen Be- 
gründung, daß sie wegen der fortgesetzten Kriege und der 
damit verbundenen Gefahren ihren religiösen Pflichten in 
ihrer Pfarrkirche nicht nachkommen könnten, ohne die Stadt, 
ihre Habe und sich selbst dabei der Vernichtung und dem 
Untergange preis zu geben!), und die Bürger von Salzuflen, 
die nach der Verleihung einer besonderen Kirche noch an 
sechs bestimmten Tagen im Jahre dem Gottesdienste in der 
alten Pfarrkirche zu Schötmar beiwohnen mußten, wurden 
im Jahre 1480 von dieser Verpflichtnng befreit „in Ansehung 
des der Stadt Soltuffeln drohenden Verderbens von Feinden 
und Feuersnot“.?) 

Die gleichen Ursachen führten auch zur Errichtung be- 
sonderer Kirchen in den Burgen des späteren Mittelalters. Diese 
fielen naturgemäß ebenso wie die Städte in fertige Pfarrsprengel, 
und ihre Bewohner, die Burgmannen, mußten daher die zu- 
gehörige Pfarrkirche besuchen.?) Aber weil sie als Garnison 


1) Josef Lappe, Zur: Verfassungsgeschichte der Stadt Rüthen. 
Westdeutsche Zeitschrift für Geschichte und Kunst. 31. Band (1912), 
277 n. 127. Die Worte des Erzbischofs in der Urkunde von: Jahre 1365 
lauten: „propter amissionem et perditionem dicti opidi (sc. Lünen) ac 
corporum et rerum eorundem oppidanorum in novo oppido commoran- 
tium, ... propter discrimina et pericula viarum et malum statum 
terrae et gwerras ibidem quasi cotidie existentes ... non possunt 
commode nec audent ecclesiam parochialem in Brechtene adire et 
debito tempore divinis et ecclesiasticis ofhiciis interesse et jura paro- 
chialia ... persolvere et exercere*. — ?) Holscher, Die ältere Diözese 
Paderborn, 87f. Zu den Privilegien, die nach Spancken, Gau Sorat- 
feld, 18, den Städten verliehen wurden, gehörte „vor allem die Er- 
richtung einer Pfarre, um den Einwohnern die weiten Kirchwege zu 
ersparen, aber auch um die Städte während der Festtage in dem nötigen 
Verteidigungszustande zu erhalten“. — °) Die Burg Derenburg bei der 
gleichnamigen Stadt ist nie in den Besitz eines eigenen Gotteshauses 


12* 
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weder in Friedens- noch in Kriegszeiten die Festung ver- 
lassen durften, um in der entfernten Kirche ihren religiösen 
Pflichten nachzukommen, ohne sich und die Burg dem Ver- 
derben preiszugeben, erhielten sie eine eigene Kirche inner- 
halb der Festungswerke, so daß sie auch zur Zeit einer 
Belagerung dem Gottesdienste beiwohnen und die Sakra- 
mente empfangen konnten. Daher verloren auch diese 
Kirchen mit dem Untergange des Rittertums und dem da- 
durch bedingten Verfalle der Burgen ihren Zweck und ver- 
fielen entweder, indem der Altar, der meist dem Schutz- 
patron der Ritter, dem heiligen Georg, geweiht war, mit 
dem Benefizium in eine andere Kirche, etwa die Pfarrkirche 
der in der Nähe gelegenen Stadt, übertragen wurde, oder 
erhielten sich als Kapellen, in denen noch von Zeit zu: Zeit 
Gottesdienst gehalten wurde.!) Wenn also schon für die 
Burgmannschaften, die doch meist nur verhältnismäßig wenige 
Leute umfaßten, besondere Kirchen mit eigenen Priestern 
errichtet wurden, um wie viel mehr Veranlassung lag dann 


gekommen, sondern die Burgmannen besuchten die in der Nähe gelegene 
Pfarrkirche eines wüsten Dorfes und wurden später, als diese ihrer 
Pfarrechte verlustig ging und zur Kapelle gemacht wurde, der neuen 
Pfarrkirche in der Stadt Derenburg zugewiesen. Ed. Jacobs, Das 
Alter des Kalands vom Banne Utzleben und dessen Hof und Kapelle 
zu Derenburg. Zeitschrift des Harzvereins für Geschichte und Alter- 
tumskunde. 12. Jahrgang (1879), # f. 

1!) Die Kapelle auf der Burg Vlotho ist mit der Burg unter- 
gegangen. Holscher, Beschreibung des vormaligen Bistums Minden, 
38, 63. Der St. Georgs-Altar der Burg bei Rüthen, die gegen Ausgang 
des Mittelalters verfiel, wurde mit dem Benefizium in die Nikolaus- 
kirche der genannten Stadt übertragen. Lappe, Verfassungsgeschichte 
der Stadt Rüthen, 262f. Die Kapelle auf der Burg Schwalenberg ver- 
lor später ihren eigenen „capellanus in castro Sualenberg*, blieb aber 
mit dem Georgs-Altar bestehen, und der Pfarrer einer Nachbarkirche 
sollte wöchentlich zwei Messen darin lesen. Holscher, Die ältere 
Diözese Paderborn, 37, 76. Auch die Kapelle der ehemaligen Burg 
bei Warburg (Westfalen) stelit heute noch auf dem alten Burgplatze, 
hat aber ihre frühere Bedeutung eingebüßt. Freiherr Gustav Rabe 
von Pappenheim, Die Warburger Burgkapelle und die elıemalige 
Burgkirche auf dem Wartberge. Zeitschrift für Geschichte und Alter- 
tumskunde Westfalens. 49. Band (1891), Wenn die Burgen bewohnt 
blieben, erhielten sich auch die Kapellen und entwickelten sich im 
Laufe der Zeit zu Schloßkirchen. 


Kirchen auf Wüstungen. 181 


vor, auch den Bürgern, die weit zahlreicher waren und 
meist nach Tausenden zählten, diesen Vorteil zu gewähren, 
da sie sich in der gleichen Lage befanden, indem sie nicht 
nur zur Zeit einer Belagerung von Kirche und Gottesdienst 
abgeschnitten waren, sondern auch in Friedenszeiten bei den 
ewigen Fehden des Mittelalters sich der Gefahr aussetzten, 
daß sie selbst auf dem Wege zur Kirche überfallen wurden 
und während der Teilnahme am Gottesdienste die der Ver- 
teidiger entblößte Stadt von den Feinden überrumpelt und 
genommen wurde. 

So führte die Festungseigenschaft, die keine längere 
Abwesenheit der Bürger gestattete, zur Entstehung von 
Kirchen in den Städten, in den einen unmittelbar nach der 
Gründung, in den andern erst nach längeren Zwischenräumen, 
je nach der Größe und der strategischen Bedeutung des 
Ortes. Freilich kam es nur selten sogleich zur Errichtung 
neuer Pfarreien, da vorläufig kein Bedürfnis vorlag und 
Kapellen dem Zwecke genügten, im Laufe der Zeit erfolgte 
dann aber die Loslösung von der außerhalb der Mauern 
liegenden Mutterkirche und damit die Erhebung zur Pfarr- 
kirche. Die Bewohner der Stadt Stolzenau, die zur Pfarrei 
Holzhausen gehörte, erhielten erst im Jahre 1590 die Er- 
laubnis zum Bau einer Kirche, in der der Pfarrer von 
Holzhausen alle vier Wochen und an den zweiten Festtagen 
Gottesdienst halten sollte!), in Fürstenberg im Bistum Pader- 
born wurde im Jahre 1756 eine Kirche erbaut, nachdem bis 
dahin die Kirche auf der benachbarten Wüstung Vesperthe 
benutzt war?), und die Stadt Bückeburg war mit mehreren 
Ortschaften Jahrhunderte lang nach Jeteburg eingepfarrt 
und erbielt erst in den Jahren 1611—1613 eine eigene 
Kirche.?) Die Bürger der Stadt Lünen entbehrten seit der 
Verlegung der Stadt in den Sprengel der Pfarrkirche zu 
Brechten noch ein Menschenalter des eigenen Gottesdienstes 
in ihren Mauern (von 1336 bis 1363), und auch als ihnen 
im Jahre 1364 Erzbischof Adolf von Köln Taufstein und 


!) Holscher, Beschreibung des vormaligen Bistums Minden, 
34,159. — ?) Derselbe, Die ältere Diözese Paderborn, 43, 53. — °) Der- 
selbe, Beschreibung des vormaligen Bistums Minden, 34, 17. 
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Kirchhof („baptisterium et cimiterium“) verliehen hatte, blieb 
die Kirche noch fast 200 Jahre eine Filiale von Brechten, 
bis sie 1550 zur Pfarrkirche erhoben wurde.!) Die Stadt 
Wolfhagen (Hessen), die im Jahre 1226 gegründet wurde, 
erhielt 1254 eine Kapelle als Filiale der Pfarrkirche zu 
Schützeberg, 1289 wurde bestimmt, daß beide von demselben 
Geistlichen versehen werden sollten, und noch 1410 wurde 
der Rektor der genannten Pfarrkirche und der Kapelle in 
Wolfhagen eingeführt, bis gegen Ausgang des Mittelalters 
die Stadt eine eigene Pfarrkirche erhielt?) Auch die 
Kapelle der Stadt Volkmarsen (Waldeck) „gehörte in alten 
Zeiten zu der Pfarrkirche zu Witmar“), ebenso war die der 
Stadt Derenburg die Filiale einer benachbarten Pfarrkirche ®), 
und die Kirchen der Stadt Lemgo (Lippe) standen in demselben 
Verhältnisse zur Kirche „St. Joh. Bapt. extra muros“.°) Die 
Stadt Salzuffeln erhielt erst um die Mitte des 15. Jahrhunderts 
(1444) eine Kapelle, die von der Pfarrkirche zu Schötmar 
gottesdienstlich versorgt wurde, und auch als eine besondere 
Commende gestiftet war (1477), sollten doch die Bürger noch 
an sechs bestimmten Tagen des Jahres zur Pfarrkirche in 
Schötmar gehen.®) Aber diese Kapellen sollten zunächst nur 
zum Gottesdienste benutzt werden, dagegen „blieb die kirch- 
liche Gewalt der alten Stätte (d.h. der Pfarrkirche) treu“.”) 
So entstand in der Stadt Villingen im 13. Jahrhundert eine 
Kapelle und das herrliche Münster, „aber die Pfarrkirche 
blieb drüben im Dorfe, das Münster ebenso wie die Kapelle 
waren nur ihre Filialen, und ihr allein blieb das Begräbnis- 
recht vorbehalten“. Desgleichen lag die Pfarrkirche der 
Stadt Pforzheim außerhalb in dem alten Dorfe, und „noch 
1349 ward ihr allein das Recht der Taufe und zur Ver- 
kündigung der geistlichen Anordnungen gelassen, obwohl die 
Stadt bereits in der Herrschaftskirche auf der Burg ihre 

ı) Lappe, Die Sondergemeinden der Stadt Lünen, 40, — 
2?) Lyncker, Die Wüstung Schützeberg bei Wolfhagen, 105f. — 
®) Joh. Adolplı Theodor Ludwig Varnhagen, Grundlage der 
Waldeckischen Landes- und Regentengeschichte, Göttingen 1825, 35. 
— *) Strombeck, Archidiakonat-Einteilung des vormaligen Bistums 
Halberstadt, 114 n.28. — ®) Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 
38,4. — *) Derzelbe, a.a. 0. 38, 87f. — 7) Gothein, Wirtschafts- 
geschichte des Schwarzwaldes, 84. 
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eigentliche Pfarre sah“.!) Die weitere Entwicklung vollzog 
sich dann in der Weise, daß der Kapelle der Stadt zunächst 
das Recht der Taufe und ein eigener Kirchhof bewilligt 
wurde, wie der soeben genannten Stadt Lünen schon im 
Jahre 1364 und der Kapelle in der Stadt Wenigis im 
Jahre 1464 durch Erzbischof Adolf II. von Mainz?), bis 
schließlich die städtische Filialkirche von der benachbarten 
Mutterkirche getrennt und zur Pfarrkirche erhoben wurde. 
Wieder andere Städte erhielten gleich bei oder kurz nach 
ihrer Gründung eine eigene Pfarrkirche, und zwar, so weit 
sich aus dem allerdings noch dürftigen Material ersehen läßt, 
vor allem in den geistlichen Territorien, wo der Landesherr 
zugleich der kirchliche Ordinarius war. Die Stadt Ober- 
marsberg erbaute sich eine Kirche, die der Bischof von 
Paderborn zur Pfarrkirche erhob.?) Die Stadt Salzkotten 
erhielt einige Jahre nach der Gründung ebenfalls dies Privi- 
leg*), und die Pfarrkirche der Stadt Lichtenau, die in der 
ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts erbaut wurde, wird schon 
13513) erwähnt. Doch verschwinden diese wenigen Fälle 


I) Gothein, a.a.0. 135. — ?) Wagner, Die Wüstungen im 
Großherzogtum Hessen, I, 270. — °) Joh. Suibert Seibertz, Ur- 
kundenbuch zur Landes- und Rechtsgeschichte des Herzogtums West- 
falen, 3 Bände, Arnsberg 1839—1854, I Nr.186 S.239,. 1229 August 26. 
Bürgermeister und Rat der Stadt Obermarsberg versprechen dem 
Bischof von Paderborn, den Pfarrer, den der Bischof für die zu er- 
richtende Kirche ernennt, vorläufig anzunehmen: „dummodo ipsam 
ecclesiam nostram Episcopus parochialenı faciendo et sepulturam ibi- 
dem indulgendo tempore opportuno consecrabit“. — ®) Lappe, Bauer- 
schaften und Huden der Stadt Salzkotten, 389f. Die im Jahre 1247 
gegründete Stadt Salzkotten sollte 1248 niedergerissen werden, blieb 
aber bestehen und erhielt 1256 vom Stadtherrn, dem Bischof von 
Paderborn, eine eigene Pfarrkirche („Ecclesia erit infra oppidum Salt- 
koten et baptisterium et sepultura®. Westfälisches Urkunden-Buch, IV 
Nr. 666 S. 373. 1256 August 24.). Seit der Zeit erscheint wiederholt 
der „plebanus in Saltcoten“ in den Urkunden. — 3) Spancken, Zur 
Geschichte des Gaues Soratfeld und der Go- und Freigerichte im 
Paderborner Lande, 16f. Für die Verluste, die die Pfarrer der Mutter- 
kirchen durch Abpfarrung der Städte erlitten, mußten ihnen die 
Bürger zuweilen eine Entschädigung gewähren. Als z.B. die Stadt 
Bielefeld im Jahre 1236 eine eigene Pfarrkirche erhielt, sollte jeder 
Hausvater dem Pfarrer in Heepen, wohin Bielefeld gehört hatte, einen 
Obolus zahlen. Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 38, 79. 
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gegen die große Zahl der Städte, die zunächst nur eine 
Kapelle in ihren Mauern bargen, die ja auch dem dringendsten 
Bedürfnis abhalf, zumal wenn ihr das Recht der Taufe 
(baptisterium) und des Begräbnisses (sepultura, cimiterium, 
atrium) verliehen war. 

Bei dieser kurzen Besprechung der kirchlichen Verhält- 
nisse in den Städten, die zum Verständnis des folgenden 
vorausgeschickt werden mußten, war von benachbarten Pfarr- 
kirchen die Rede ohne Rücksicht darauf, ob sie in bestehen- 
den Dörfern oder auf Wüstungen lagen. Es wurde schon 
angedeutet, daß sich die verschwundenen Ortschaften gerade 
in der Nähe der Städte häufen, es muß aber hier unerörtert 
bleiben, welche Bedeutung dieser Erscheinung zuzuschreiben 
ist, ob es sich um die Entstehung der Stadtgemeinde durch 
die Vereinigung mehrerer Landgemeinden (Synoikismus) 
oder um eine nachträgliche, allmähliche Abwanderung in 
die Stadt!) handelt. Nur darauf sei schon jetzt aufmerksam 
gemacht, daß die Zahl der untergegangenen Dörfer in der 
nächsten Umgebung der Städte zu groß ist, als daß deren 
Aufnahme in den Mauerring, wo schon ein bürgerliches Ge- 
meinwesen existierte, möglich gewesen wäre. Es fehlten 
bis jetzt die statistischen Unterlagen für eine eingehende 
Behandlung des Problems, und so lag die Versuchung nahe, 
dem Verschwinden der Ortschaften in der Umgebung der 
Städte nur eine secundäre Bedeutung beizumessen, wenn 
aber, wie die in Aussicht gestellte Rechtsgeschichte der 
wüsten Marken in einem besonderen Abschnitte nachweisen 
wird, die Feldmarken mancher Städte zehn bis fünfzehn 
oder gar mehr Wüstungen aufzuweisen haben, so ist klar, 


Ebenso erlitten die Pfarrer eine Einbuße ihrer Einnahmen, wenn ein 
Dorf ihres Sprengels in eine benachbarte Stadt verpflanzt wurde und 
somit in eine andere Pfarre gehörte. Auch für diese Verluste mußten 
sie entschädigt werden, wie z.B. die Stadt Villingen, die das Dorf 
Runsta]l in ihre Mauern gezogen hatte, dem Pfarrer in Kirchdorf, wo- 
hin Runstal gehörte, für den dadurch verursachten Entgang an Gebühren 
einen ewigen Zins auf die Stadtmühlen anwies. Baumann, Ab- 
gegangene Orte, 356. 

!) Siegfried Rietschel, Zur Lehre von den städtischen Sonder- 
gemeinden. Historische Vierteljahrschrift. Jahrgang 1898. 
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daß dieser Vorgang von fundamentaler Bedeutung für die 
Entstehung der Stadtgemeinde gewesen ist. 

Unter diesen verschwundenen Ortschaften befanden sich, 
wie von selbst einleuchtet, auch Kirchdörfer, und da die 
Kirchen weiter bestehen blieben!), wenn auch die um- 
liegenden Häuser abgebrochen waren, also seitdem in der 
städtischen Feldmark auf Wüstungen standen, bedürfen die 
dadurch bedingten Verhältnisse eine besondere Besprechung. 
Wenn die Stadt noch keine eigene Kirche hatte und die 
Bürger also die vor den Mauern liegende Wüstungskirche 
benutzten, trat mit dem Untergange des Kirchdorfes keine 
Änderung ein, indem ein Teil der Parochianen nur den 
Wohnsitz innerhalb des Sprengels verlegt hatte und somit 
keine Verminderung der Seelenzahl eingetreten war, im 
Gegenteil die Entstehung der Stadt, die mehrere Land- 
gemeinden zum Teil aus anderen Pfarreien in sich auf- 
genommen hatte, zu einer Steigerung der Bevölkerungsziffer 
des Pfarrsprengels geführt hatte. Nur die rein äußerliche 
Wirkung war eingetreten, daß seit dem Untergange des 
Kirchdorfes die Pfarrkirche allein auf einsamer Stätte stand, 
sonst aber fanden die kirchlichen Handlungen wie früher 
statt, und dazu erschienen nicht nur die Bewohner der um- 
liegenden Dörfer, sondern auch die der benachbarten Stadt. 
Ob auch die Pfarrer auf der alten Stätte wohnen blieben 
oder mit ihren Nachbarn in der Stadt ihre Wohnung wieder 
aufbauten, wird in keinem Falle erwähnt, wahrscheinlich 
aber ist, daß sie, seitdem die Städte die Brennpunkte des 
Krieges geworden waren, der größeren Sicherheit wegen 
ebenfalls hinter den Mauern der Stadt Schutz suchten und 
von dem neuen Wohnorte aus regelmäßig zu dem nunmehr 
allerdings entfernteren Gotteshause wanderten.°) In diesem 


1) Daß auch die Kirche zugleich mit den Häusern eines Dorfes 
verschwand, wird nur höchst selten vorgekommen sein. Einen Fall 
erwähnt Wagner, Die Wüstungen im Großherzogtum Hessen, I, 207. 
Landgraf Philipp ließ Gießen 1530 erweitern und zu diesem Zwecke 
die Gebäude und die Kirche des Nachbardorfes Selters abbrechen. — 
2) Wenn sogar in dem Falle, daß die Stadt eine besondere Pfarrkirche 
erhalten hatte, der Pfarrer der Wüstungskirche in der Stadt wohnte, 
so ist dasselbe mit noch größerem Rechte anzunehmen, wenn die 
Bürger die außerhalb der Stadt liegende Kirche benutzen mußten. 
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Falle wurde also die Pfarrgemeinde von den erhaltenen 
Dörfern, die von jeher dazu gehört hatten, und der neu 
entstandenen Stadt gebildet. Die Anführung einzelner Be- 
lege unterbleibt, weil diese Darlegungen wegen ihrer Selbst- 
verständlichkeit keine Stütze durch Tatsachen erfordern, zu- 
mal in den Fällen, die sogleich besprochen werden sollen, 
wenn nämlich die Pfarrkirchen auf den Wüstungen auch 
nach der Errichtung besonderer Kirchen in den Städten 
keine Schmälerung ihrer überkommenen Rechte erlitten, 
dasselbe auch für die vorhergehende Zeit anzunehmen ist. 

Aus den schon oben dargelegten Gründen erhielten die 
Städte meist verhältnismäßig früh eigene Kirchen, und zwar 
zunächst Kapellen, in denen die Bürger den Gottesdienst 
besuchen konnten, es ist aber selbstverständlich, daß die 
Pfarrkirchen auf den Wüstungen ihre alten Rechte bewahrten 
ebenso gut,. wie wenn etwa heute in einer Pfarrei eine be- 
sondere Kirche (Kapelle) in einer der zugehörigen Gemeinden 
erbaut wird. So wurde das Kirchdorf Schützeberg im Jahre 
1226 in die Stadt Wolfhagen verlegt, und 1254 erhielt die 
Stadt eine St. Annen-Kirche als Filiale der Wüstungskirche 
zu Schützeberg. Nach einer Bestimmung vom Jahre 1289 
sollten beide von einem Priester, der in Wolfhagen wohnte, 
versehen werden, und noch 1410 wurde der Rektor der 
Pfarrkirche zu Schützeberg (Wüstung) und der Filiale zu 
Wolfhagen (Stadt) eingeführt.!) Die Kirche der Stadt Deren- 
burg war eine Filiale der Pfarrkirche auf einer benachbarten 
Wüstung?), die Kapelle der Stadt Volkmarsen „gehörte in 
alten Zeiten zu der Pfarrkirche zu Witmar“?) (Wüstung bei 


Lappe, Bauerschaften und Huden der Stadt Salzkotten, 394f. Aus- 
führlicher über den in dieser Anmerkung erwähnten Fall weiter unten. 
Gleichwohl soll nicht geleugnet werden, daß der Pfarrer seine alte 
Wohnung neben der Kirche auf der Wüstung zuweilen behalten 
haben mag. 

!) Lyncker, Die Wüstung Schützeberg bei Wolfhagen, 105f. — 
2) Strombeck, Archidiakonat-Einteillung des vormaligen Bistums 
Halberstadt, 114 n. 23. — ®) Varnhagen, Grundlage der Waldeckischen 
Landes- und Regentengeschichte, 35. Auch auf der Wüstung Hokeloe 
bei der Stadt Petershagen, die im Anfange des 14. Jahrhunderts ge- 
gründet wurde, stand eine Pfarrkirche, die noch 1350 verwaltet wurde. 
Holscher, Beschreibung des vormaligen Bistums Minden, 35, 11. 
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Volkmarsen), und die Pfarrkirche der Stadt Wenigis, die 
schon eine eigene Kapelle hatte, lag in dem wüsten Dorfe 
Floßbach.!) Auch die Städte Villingen und Pforzheim hatten 
eigene Kirchen, aber diese blieben Filialen der auf benach- 
barten Wüstungen stehenden Mutterkirchen, denen allein das 
Recht der Taufe, des Begräbnisses und der Verkündigung 
der geistlichen Anordnungen gelassen wurde.?) 

Schließlich blieben die Pfarrkirchen auf den Wüstungen 
in der Nähe der Städte auch dann mit allen ihren Rechten 
erhalten, wenn die Städte selbst als besondere Pfarrbezirke 
aus dem alten Sprengel ausgeschieden waren. Denn die 
Stadt hatte nicht alle zur Pfarrei gehörenden Landgemeinden 
verschlungen, sondern eine oder mehrere waren bestehen 
geblieben, und diese bildeten die Kirchengemeinde, die in 
ihrer Existenz von der Zugehörigkeit der Stadt nicht ab- 
hängig war. So lag neben der Stadt Borgholz ein wüstes 
Kirchdorf Eddessen, dessen Pfarrer (plebanus) noch 1313 
genannt wird, während der von Borgholz schon 1296 be- 
gegnet?), bei Höxter stand jenseits der Weser auf einer 
Wüstung die Kirche St. Egidien. deren Pfarrer (plebanus 
St. Egidii) noch in den Archidiaconatverzeichnissen aufge- 
führt wird, als die Stadt schon eine eigene Pfarrkirche be- 
saß*), der „plebanus de Hemedessen“, einer Wüstung bei 
Brakel, wird 1295 und der der Stadt selbst schon 1213 er- 
wähnt?), und auch die Pfarrkirche auf der Wüstung Vilsen 


!) Wagner, Die Wüstungen im Großherzogtum Hessen, I, 290. Selbst 
wenn in einer Stadt mehrere Kirchen entstanden, blieben diese als Filialen 
von der Wüstungskirche abhängig. So entstand die Stadt Lemgo neben 
dem Dorfe Lenigo, aber die Pfarrkirche in dem wüsten Dorfe Lemgo, die 
stets als „extra muros® bezeichnet wird, blieb die Mutterkirche der Kirchen 
inderStadt. Holscher, Dieältere Diözese Paderborn, 38,4. — ?)Gothein, 
Wirtschaftsgeschichte des Schwarzwaldes, 84 (Villingen) und 135 (Pforz- 
heim). Die meisten der hier genannten Städte sind schon oben erwähnt, 
aber ohne Rücksicht auf die Wüstungen, da es sich empfahl, zunächst die 
kirchlichen Verhältnisse im allgemeinen und dann mit besonderer Be- 
ziehung auf die auf Wüstungen stehenden Pfarrkirchen zu behandeln, 
selbst auf die Gefahr hin, kurz nacheinander dieselben Städte als Beispiele 
heranzuziehen. — ?) Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 44, 78. — 
*%) Wigand, Corveyscher Güterbesitz, 176. — ®) Holscher, Die ältere 
Diözese Paderborn, 44, 81. 
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bei Salzkotten bestand noch, als der Stadt vom Landesherrn, 
dem Bischof von Paderborn, eine eigene Pfarre verliehen 
war.!) Es konnte auch vorkommen, daß zwei Kirchdörfer 
in eine Stadt verpflanzt wurden, und natürlich erhielten sich 
dann unter den angegebenen Bedingungen zwei Pfarrkirchen 
auf den Wüstungen in der Umgebung der Stadt.?) Dies 
war um so notwendiger, als sich der Sprengel der Stadt- 
pfarre ursprünglich auf den Mauerring beschränkte. Die 
Stadt Rüthen, die im Jahre 1200 gegründet wurde, hatte 
schon 1231 eine eigene Pfarrkirche, aber alles, was außer- 
halb der Mauern lag, gehörte in die alte Pfarrkirche dieser 
Gegend im Nachbardorfe Altenrüthen. Die Stadt war näm- 
lich durch die Vereinigung von vier Landgemeinden im 
Sprengel der eben erwähnten Pfarre entstanden und bildete 
seitdem eine kirchliche Enclave, aber die Umgebung gehörte 
wie früher nach Altenrüthen. Daher müssen noch heute die 
Bewohner der städtischen Feldmark, die von den Wüstungen 
der eingepflanzten Dörfer gebildet wurde, den Gottesdienst 
in Altenrüthen besuchen, obwohl ihr Weg unmittelbar an 
Rüthen vorbeiführt.?) Stadtgerichtsbezirk und Stadtpfarr- 
bezirk deckten sich also nicht. Die gleichen Verhältnisse 
erhielten sich auch, wenn die ursprüngliche Pfarrkirche auf 
einer Wüstung stand. Die Stadt Salzkotten lag im Sprengel 
der Kirche zu Vilsen, aber als sie eine eigene Pfarrkirche 
erhalten hatte, blieben trotzdem die früheren Grenzen der 


!) Lappe, Die Bauerschaften und Huden der Stadt Salzotten, 394. 
Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 44, 74. Die Pfarrkirche auf 
der Wüstung Fronhausen bei der Stadt Niederwildungen, wohin das 
Dorf Bredenlo gehörte, wird noch 1489 erwähnt (Varnhagen, Grund- 
lage der Waldeckischen Landes- und Regentengeschichte, 46), die der 
Wüstung Valhausen bei Landau 1316 (a. a. 0. 60) und der Pfarrer von 
Witmar bei Volkmarsen 1276 (a.a.0.63). — ?) Spancken, Der Gau 
Soratfeld, 16f. Bei Lichtenau ( Westfalen) gab es zwei wüste Kirch- 
dörfer, Kerktorp und Sudheim. Die Pfarrkirche von Sudheim wird 
noch 1451 erwähnt. Als solche ehemaligen Pfarrkirchen sind auch zum 
Teil die Kapellen anzusehen, die sich in der Nähe der Städte früher 
fanden und noch heute finden. — ?) Lappe, Verfassungsgeschichte der 
Stadt Rüthen, 278f. Daher wird die Lage der Wüstung Hardering- 
hausen noch 1421 angegeben; „Harderinchusen in parochia de Alden- 
ruden“. In diesen: Falle lag die alte Pfarrkirche der Gegend in einem 
noch bestehenden Dorfe. 
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Vilser Pfarre bestehen, obwohl dieses Dorf in die Stadt ver- 
legt war und somit die Kirche auf öder Stätte stand. Die 
Mauern bildeten die Grenze der Stadtpfarre, die Feldmark 
gehörte in den Sprengel der Kirche auf der Wüstung Vilsen.!) 
Die Stadt Göttingen entstand neben dem Dorfe Godingen 
(= Göttingen), in dem eine Pfarrkirche lag, die auch nach 
dem Untergange des Kirchdorfes weiter bestand. Die neue 
Stadt lag also ursprünglich in ihrem Sprengel und wurde 
dann durch Verleihung einer besonderen Pfarre eximiert, 
aber auch hier bildeten die Mauern die Grenze, und alles, 
was außerhalb lag, gehörte zur alten Kirche St. Albani auf 
der Wüstung des Dorfes Godingen.?) Als die Stadt Büren 
kurz nach der Gründung eine eigene Kirche erhielt (1195), 
wurden ausdrücklich „die Parochialrechte auf die Stadt inner- 
halb des Ringwalls beschränkt“, während für die Umgebung 
die dem Erzengel Michael geweihte Wüstungskirche, die 
sogenannte Archangelskirche, deren Pfarrer noch 1243 er- 
wähnt wird, auch fernerhin die Pfarrkirche blieb.?) 

Auch die Erwähnung der Pfarrkirchen auf den Wüstungen 
in der Nähe der Städte ist falsch verstanden worden, indem 
daraus ebenfalls auf die Existenz des Kirchdorfes geschlossen 
wurde. So lag bei Warburg unter anderen eine Wüstung 
Papenheim, die früher ein Kirchdorf gewesen war, das zu 
Beginn des dreizehnten Jahrhunderts nach Warburg-Neustadt 
mit den beiden Dörfern Molhausen und Busdorf verpflanzt 
wurde, wo sie sich bis ins neunzehnte Jahrhundert als Sonder- 
gemeinden, nämlich als Molhauser, Busdorfer und Papen- 
heimer Bauerschaft, erhielten.*) Dagegen behauptet Heidt- 


!) Lappe. Die Bauerschaften und Huden der Stadt Salzkotten, 
394. Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 44, 74. — ?) Gustav 
Schmidt, Das mittelalterliche Göttingen. Hansische Geschichtsblätter. 
Jahrgang 1878, 14. — ®) Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 44, 85. 
Vgl. auch Zeitschrift für Geschichte und Altertumskunde Westfalens, 
23, 323. Zu der Feldmark der Stadt Neuhaldensleben gehört eine 
Wüstung Zernitz, die jetzt ein Forst der Stadt ist, die Bewohner 
gehören aber kirchlich nicht nach Neuhaldensleben, sondern sind 
nach Bülstringen eingepfarrt. Behrends, Neuhaldenslebische Kreis- 
chronik, 109. — *) Ludger Heidtmann, Die Gerichtsverfassung der 
Stadt Warburg in fürstbischöflicher Zeit. Zeitschrift für Geschichte 
und Altertumskunde Westfalens. 68. Band, 1. Abteilung (1910), 241f. 
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mann: „Papenheim bestand noch im 15. Jahrhundert als 
selbständiges Pfarrdorf“ und führt folgende Gründe an: 
1. Noch aus dem 14. und 15. Jahrhundert werden Pfarrer 
zu Papenheim erwähnt. Das ist freilich richtig, weil zur 
Pfarre Papenheim außer dem Kirchdorfe noch andere Dörfer 
gehörten, die nach der Verpflanzung Papenheims bestehen 
blieben, so daß sich die Pfarrkirche erhielt und damit auch 
die Pfarrer dieser Kirche noch Jahrhunderte lang genannt 
werden. Es liegt also auch hier der schon oben (8. 167) 
aufgedeckte Trugschluß vor, daß die Existenz der Pfarrkirche 
die Erhaltung des Kirchdorfes erfordere. 2. In einem Archi- 
diakonatregister aus dem 15. Jahrhundert wird noch das 
Dorf Papenheim erwähnt. Dagegen ist zu erwidern, daß 
der Ausdruck villa = Bauerschaft nicht bloß das bestehende 
Dorf, sondern auch die Dorf- oder Bauerschaftsmark be- 
zeichnet, die sich auch nach der Verödung als genau um- 
schriebener Bezirk wie vorher mit besonderer Bauergemeinde, 
die in ihrer Mark das Bauergericht ausübte, erhielt, so daß 
nur die rein äußerliche Veränderung eingetreten war, daß 
die Grundbesitzer nicht mehr innerhalb der Feldmark, son- 
dern außerhalb in Nachbargemeinden wohnten. Daher wird 
z. B. das Dorf Klein-Wellen, das 1375 ausdrücklich als wüst 
erwähnt wird, noch 1555 im Synodalregister des Archidia- 
konates Wanzleben in gleicher Reihe mit bestehenden Dörfern 
aufgezählt, weil die Besitzer der Feldmark noch fernerhin 
das Synodalkorn zu entrichten hatten!), in derselben Weise 
wird die Wüstung Insleben bei Magdeburg im Jahre 1705 
im Archidiakonatregister des Bannes Calbe aufgeführt?), 
und die Wüstungen um Dringenberg (Westf.), die von der 
Stadt aus bestellt wurden, werden ebenfalls noch „villae“ 


Wilhelm Engelbert Giefers, Die Anfänge der Stadt Warburg. 
Zeitschrift für Geschichte und Altertumskunde Westfalens. 31. Band, 
2. Abteilung (1873), 197f. Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 
41, 185. 

!) Danneil, Der Kreis Wolmirstedt, 635. — ?®) Hertel, Die 
Wüstungen im Nordthüringgau, 206. Ein ähnliches Beispiel erwähnt 
F. Winter, Die eingegangenen Ortschaften zwischen Elbe, Saale, Bode 
und Sülze. Geschichtsblätter für Stadt und Land Magdeburg. 3. Band 
(1868), 493. Andere finden sich bei von Strombeck, Archidiakonat- 
Einteilung des vormaligen Bistums Halberstadt, an verschiedenen Stellen. 
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(= Bauerschaften, Dörfer) genannt.!) So steht auch Papen- 
heim im Verzeichnis der Ortschaften, die an den Archidiakon 
Abgaben zu entrichten hatten, und wenn nun Heidtmann 
(a. a. OÖ. 244) mit einer Spitze gegen die Ansicht des Ver- 
fassers dieses Aufsatzes über die Entstehung der westfälischen 
Stadtgemeinde daran die Bemerkung knüpft: „Es fand also 
erst Abwandernng — Verlegung der Wohnsitze — statt, 
und zwar eine Abwanderung, die bei Papenheim anfangs 
nur von einem Teile der Einwohner geschah und überhaupt 
wohl sehr allmählich vor sich ging“, so beweist das nur, 
daß das Vorurteil gegen eine systematische Zusammenlegung 
mehrerer Ortschaften gelegentlich zu groben Trugschlüssen 
führen kann.?) Wenn nun eine Stadt in der Mark eines 
Dorfes entstand, erhielt sie gewöhnlich dessen Namen, und 
das Dorf wurde im Laufe der Zeit mit einer von seiner 
Lage, dem höheren Alter usw. hergenommenen Bezeichnung, 
die dem alten Namen vorgesetzt wurde, davon unterschieden. 
So wurde die Stadt Rüthen in dem Gebiete des Dorfes 
Rüthen auf einer strategisch günstigen Stelle, einem Berg- 
vorsprunge, im Jahre 1200 gegründet, und schon kurz dar- 
auf erhielt das Dorf zum Unterschiede von der Stadt den 
Namen Altenrüthen.?) Dasselbe geschah, wenn das Dorf 

ı) Wilhelm Engelbert Giefers, Die Anfänge der Burg und 
Stadt Dringenberg. Zeitschrift für Geschichte und Altertumskunde 
Westfalens. 32. Band, 2. Abteilung (1874), 111. Urkunde vom Jahre 
1330: „pensiones et census archidiaconales de villis oppido Dringen- 
berg circumiacentibus, quorum agri per oppidanos in Dringenberg 
coluntur, archidiaconis in Brakele dari et persolvi debiti et consueti a 
dictorum agrorum cultoribus oppidanis nostris ... persolvantur“. Die 
Stadt Dringenberg war nämlich kurz zuvor durch die Vereinigung 
mehrerer Landgemeinden auf einem Berge in der Flur des Dorfes 
Dringen — daher der Name Dringenberg! — gegründet worden, und 
dem Archidiakon wurde daher vom Stadtherrn versprochen, daß er 
keine Einbuße an seinen Einkünften erleiden sollte. Daß die hier 
genannten „villae“ wüst sind, geht daraus hervor, daß die Acker von 
der Stadt aus bestellt wurden. — ?) In den gleichen Fehler verfällt 
auch Gothein, Wirtschaftsgeschichte des Schwarzwaldes, 135, indem 
er daraus, daß die Pfarrkirche der Stadt Pforzheim noch im 15. Jahr- 
hundert auf der wüsten Stätte des Dorfes Pforzheim lag, auf die 
Existenz des genannten Dorfes schließt, das erst Ende des 15. Jahr- 
hunderts mit der gleichnamigen Stadt „verschmolzen“ sei. Siehe auch 
Krieger, Topographisches Wörterbuch, II, 484f. — °) Lappe, Ver- 
fassungsgeschichte der Stadt Rüthen, 25. 
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nicht, wie in dem erwähnten Falle, bestehen blieb, sondern 
mit Nachbardörfern zusammengelegt, also verödet wurde, 
indem die Wüstung ebenfalls in der angegebenen Weise von 
der gleichnamigen Stadt unterschieden wurde. Stand nun 
auf einer solchen Wüstung eine Pfarrkirche!), so werden 
deren Pfarrer noch Jahrhunderte nach der Verlegung des 
Ortes genannt, und aus der Unkenntnis dieser Tatsache ist 
wieder auf die Existenz des Ortes geschlossen worden. Weil 
aber das Kirchdorf heute nicht mehr besteht und auch viel- 
leicht schon früher als wüst erwähnt wird, spricht man hier 
ebenfalls von einer allmählichen Abwanderung ?), obwohl die 


1) Anfangs führten beide — Stadt (oppidum) und wüstes Dorf 
(villa) — denselben Namen, und wenn auch die Stadt schon eine eigene 
Pfarrkirche hatte, gab es zwei Kirchen desselben Namens. So gab es 
in der Stadt Holzminden und auf der Wüstung Holzminden je eine 
Pfarrkirche, und in einem Archidiakonatverzeichnisse des dreizehnten 
Jahrhunderts ist daher von beiden Holzminden (duo Holtesminne) die 
Rede. Wigand, Corveyscher Güterbesitz, 140. Später aber wurde die 
Wüstung in der angegebenen Weise von der Stadt unterschieden. So 
gibt es noch heute bei der Stadt Warstein die Wüstung Altenwarstein, 
bei Brilon die Wüstung Altenbrilon, bei Lügde (!/« Stunde entfernt) die 
Wüstung Altenlügde, (Wilhelm Engelbert Giefers, Zur Geschichte 
der Stadt Lügde. Zeitschrift für Geschichte und Altertumskunde W est- 
falens. 29. Band, 1. Abteilung (1876) 140), bei der Stadt Rhoden die 
Wüstung Altenrboden (Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 195), bei 
Mühlbausen die Wüstung Altmühlhausen (Rietschel, Markt und 
Stadt, 94), auf denen noch heute Kapellen stehen als die Reste ehe- 
maliger Pfarrkirchen. Weitere Beispiele bei Gothein, Wirtschafts- 
geschichte des Schwarzwaldes, 84: Stadt Villingen, das wüste Dorf 
später die alte Stadt Villingen genannt, 134: Pforzheim, die Wüstung 
„alte Stadt Pforzheim“, Zuweilen hieß die Wüstung auch kurz Alte- 
dorf, z.B. die Wüstung Godingen (= Göttingen), in deren Mark die 
Stadt Göttingen lag (Schmidt, Göttingen, 5f.), die Wüstung Holz- 
minden bei der Stadt H. (Wigand, Corveyscher Güterbesitz, 140), 
Altdorf bei der Stadt Engen (Gothein, Wirtschaftsgeschichte, 118). 
— ?) Gothein, Wirtschaftsgeschichte, 138. „Wo die neue Stadt neben 
einem Dorfe angelegt wurde und dessen Namen annahm, blieben Dorf 
und Stadt getrennt, und erst nach Verlauf geraumer Zeit hat eine 
Verschmelzung stattgefunden.“ Für die Lage der Pfarrkirche des alten 
Dorfes Lügde, der späteren Wüstung Altenlügde (Oldenlüde), außerhalb 
der Stadt gibt Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 37, 60 folgende . 
wunderliche Erklärung: „Diese Kirche hat wohl in der Stadt gelegen 
und steht durch die veränderte Lage der letztern jetzt einsam“. 
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Verödung des Ortes mit der Entstehung der Stadt zeitlich 
zusammenfällt, indem mehrere Landgemeinden vereinigt und 
zu einer neuen Stadtgemeinde erhoben wurden. Nur aus 
der Erhaltung der Pfarrkirche auf der Wüstung findet auch 
die Schwierigkeit ihre Lösung, daß ein und derselbe bald 
als Pfarrer der Stadt, bald als der der Wüstung begegnet.!) 
Als nämlich das Kirchdorf in die Stadt verlegt wurde, zog 
der Geistliche mit, behielt aber sein früheres Amt bei, und 
nachdem dann die Stadt eine eigene Pfarrkirche erhalten 
hatte, versah er auch zunächst dieses neue Amt und wurde 
daher einmal nach dieser und dann wieder nach jener Kirche 
benannt. ?) 

Auch die Pfarrkirchen auf den Wüstungen städtischer 
Feldmarken sind heute verschwunden, und es müssen daher 
die besonderen Gründe aufgesucht werden, die den Unter- 
gang herbeiführten. Wenn eine Stadt eine Kapelle erhalten 
hatte, blieb diese zunächst von der Pfarrkirche, in deren 
Sprengel sie lag, abhängig, ohne Rücksicht darauf, ob noch 
andere Ortschaften dazu gehörten oder nicht. Im letzten 
Falle, wenn also die Kirchengemeinde ausschließlich von den 
Bewohnern der Stadt gebildet wurde, lag die Mutterkirche 
auf öder Stätte außerhalb der Mauern: es war ein Zustand, 
der allmählich sinnlos wurde und so zu einer Umkehrung 
des Verhältnisses zwang, indem die Kapelle in der Stadt 
zur Pfarr- und Mutterkirche erhoben, die Pfarrkirche auf 
der Wüstung dagegen zur Kapelle und Tochterkirche ge- 
macht wurde.?) So war die Kirche der Stadt Derenburg 


1) Lappe, Die Bauerschaften und Huden der Stadt Salzkotten, 
394f. Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 44, 74. Kurz nach 
1250 wird in Urkunden bald ein „Joachim plebanus in Saltkoten“ und 
ein „Joachim plebanus de Vilse*“ genannt. Vilsen war ein wüstes 
Pfarrdorf bei Salzkotten, in dessen Sprengel die neue Stadt, etwa 
ı/a Stunde von der Kirche entfernt, angelegt wurde. Man beachte die 
Unterscheidung: in Saltkoten und de Vilse, woraus klar hervorgeht, 
daß der Pfarrer beider Kirchen seinen Wohnsitz in Salzkotten hatte. 
— 2) Es lag also in diesem Falle eine unio aeque principalis vor. 
Vgl. darüber Hinschius, Kirchenrecht, II, 425. Wernz, Ius Decreta- 
lium, II,20. Hergenröther-Hollweck, Kirchenrecht, $53la. Fried- 
berg, Kirchenrecht, 8 112, la. Sägmüller, Kirchenrecht, 868, 5. 
Stutz, Kirchenrecht, 8 93. — °) Die Übertragung des Pfarramtes auf 
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in der angegebenen Weise von einer benachbarten Wüstungs- 
kirche abhängig, aber schon 1304 wurde sie davon getrennt 
und zur Pfarrkirche erhoben, während die alte Pfarrkirche 
durch denselben Akt zu einer Kapelle wurde.!) Auch die 
Pfarrkirche der Stadt Wenigis „lag in dem wüsten Dorfe 
Floßbach unbeschützt“, weshalb Erzbischof Adolf HI. von Mainz 
im Jahre 1464 die Pfarrechte auf die Kapelle der Stadt 
übertrug?), und die St. Annen-Kirche zu Wolfhagen, deren 
Mutterkirche auf der benachbarten Wüstung Schützeberg 
stand, wurde im 15. Jahrhundert zur Pfarrkirche erhoben, 
während die Wüstungskirche ihre Filiale wurde.?),. Wenn 
aber noch andere Ortschaften in dem Sprengel lagen, ge- 
hörten sie seit der Verlegung des Kirchenamtes in die Pfarr- 
kirche der benachbarten Stadt, so daß auch in diesem Falle 
Stadtpfarrbezirik und Stadtgerichtsbezirk nicht kongruent 
waren, indem der erste über die Stadtmark hinausgriff und 
Nachbargemeinden einbezog.*) Zu dieser Verlegung waren 
freilich die Parochianen zuvor anzuhören 5), aber naturgemäß 


eine andere Kirche des Pfarrsprengels (translatio beneficii) wurde in 
diesem Falle also durchaus begründet durch die „ungünstige Lage der 
Pfarrkirche, um Mittelpunkt einer pfarramtlichen Leitung zu sein“. 
Hinschius, Kirchenrecht, Il, 398. Wernz, Ius Decretalium, II, 22 
(„situs antiquae ecclesiae... plane inconveniens“). Vgl. auch Hergen- 
röther-Hollweck, Kirchenrecht, $ 527. Friedberg, Kirchenrecht, 
8112, 3. Sägmüller, Kirchenrecht, 8 68, 1. 

1) Strombeck, Archidiakonateinteilung des vormaligen Bistums 
Halberstadt, 114 n.28. — ?) Wagner, Die Wüstungen im Großherzog- 
tunı Hessen, I, 2%. — °) Lyncker, Die Wüstung Schützeberg bei 
Wolfhagen, 105f. — *) Spancken, Der Gau Soratfeld, 20. Zur Pfarr- 
kirche auf der Wüstung Kerktorp bei Lichtenau (Westfalen) gehörte 
außer dieser Stadt noch das Dorf Asseln, das seit der Verlegung der 
Pfarrechte von Kerktorp also nach ‘Lichtenau eingepfarrt war. — 
5) Hınschius, Kirchenrecht, 11, 399. Auf einer Wüstung in der Nähe der 
Stadt Derenburg lag eine Pfarrkirche, die durch eine Verfügung des 
Bischofs vom Jahre 1304 ihrer Pfürrechte entkleidet wurde („ecelesia 
sancti Dionysii in posterum sit et maneat simplex capella, nullam 
plebem vel curam habens annexum“*), während die Bewohner einer 
benachbarten Burg, die bisher in den genannten Sprengel gehört hatten, 
in derselben Urkunde der Pfarrkirche der Stadt Derenburg zugewiesen 
wurden („castellanos castri prope Derneborch, parochianos ecclesie sti. 
Dionysii, ipsorum libero consensu habito univimus ecclesie et parochie 
in Derenborch*). Jacobs, Das Alter des Kalands im Banne Utz- 
leben, 90f. 
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bekam die Stadt im Laufe der Zeit das Übergewicht über 
die andern Ortschaften, besonders wenn nur noch die eine 
und andere vorhanden war, und so führte auch hier die 
Entwicklung mit Notwendigkeit zur Verlegung des Pfarr- 
amtes in die Stadt, vor allem dann, wenn die Wüstungs- 
kirche baufällig geworden war. In diesen beiden Fällen 
trat also keine Verschiebung der Grenzen des Sprengels ein, 
nur der Sitz des Kirchenamtes war verlegt, aber infolge der 
Namensänderung, die damit verbunden war, verschwand schein- 
bar die alte Pfarre, und eine neue trat an ihre Stelle.!) 
Wieder andere Verhältnisse entstanden, wenn ein Kirch- 
dorf verödete, das mit der Stadt nicht in dieselbe Pfarre 
gehörte. Auch hier waren zwei Fälle möglich. Es ver- 
schwand die ganze Kirchengemeinde, die in die benachbarte 
Stadt gezogen war und so in einem andern Sprengel wohnte, 
so daß wegen Entvölkerung der Gegend die Pfarrei auf- 
gehoben und der Bezirk der Stadtpfarre zugewiesen wurde. 
So war das Pfarrdorf Frauenweiler nach der Stadt Wies- 
loch verlegt, der Pfarrer selbst war mitgezogen, und nach 
einer Urkunde des Pfalzgrafen Ludwig V. vom 21. März 1526 
sollte mit Genehmigung des Bischofs die alte Pfarre auf- 
gehoben werden. Die Pastoration wurde abgestellt und die 
Kirche auf der Wüstung zu einer Kapelle gemacht.?2) Es 
konnte aber auch der Fall eintreten, daß von den zu einer 
Pfarre gehörenden Ortschaften nur das Kirchdorf verlegt 
wurde, während die andern stehen blieben, so daß die auf 
der Wüstung stehende Pfarrkirche alle Rechte ungeschmälert 
behielt. Ob der Pfarrer auf der alten Stätte wohnte oder 
ebenfalls in die Stadt gezogen war oder gar in einem der 
erhaltenen Dörfer seinen Wohnsitz aufgeschlagen hatte, war 
dabei gleichgiltig. Im Laufe der Zeit führten jedoch die 
schon oben (8. 168f.) dargelegten Gründe zu einer Änderung. 
Entweder wurde bei gegebener Gelegenheit in einem der 
Dörfer eine neue Kirche gebaut und dorthin der Sitz des 
Pfarramtes verlegt°), oder die Pfarre wurde aufgehoben und 


1!) Die gleichen Erscheinungen bei Wüstungen im allgemeinen 
s.0. S. 171. — ?) Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins. 10. Band, 
160. — ®) Dies geschah mit der Pfarre Vilsen bei Salzkotten. In diese 


gehörte auch das Dorf Upsprunge, und im Jahre 1216 August 6 heißt 
13* 
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mit der Stadtpfarre verbunden!), so daß zu dieser nicht nur 
die Stadtgemeinde, sondern auch mehrere Dörfer gehörten, 
oder drittens die Pfarre wurde bei eintretendem Verfalle 
der Kirche oder aus sonst einem Grunde mit einer andern 
Nachbarpfarre verbunden, die erhaltenen Dörfer also nicht 
der Pfarrkirche der Stadt, sondern der eines benachbarten 
Dorfes zugewiesen.?) Bei manchen Städten gab es mehrere 
solcher Kirchen auf wüsten Stätten, wie von selbst einleuchtet, 
wenn man bedenkt, daß in den städtischen Feldmarken nicht 
selten 10—15 Wüstungen lagen. Auch in diesen Fällen trat 
eine der drei Möglichkeiten ein: Der Pfarrsprengel wurde 
entweder mit der Stadtpfarre verbunden oder bestand nach 
dem Bau einer neuen Kirche in einem der erhaltenen Dörfer 
weiter oder wurde den Pfarrkirchen in Nachbardörfern ganz 
oder aufgeteilt zugewiesen.°) 


es noch: „Decima ville Upsprinken, que in parochia Vilese sita est“. 
Westfälisches Urkunden-Buch, Band IV, Nr. 63, S. 44. Nach der Ver- 
legung des Kirchdorfes Vilsen nach Salzkotten bestand die Pfarre zu- 
nächst weiter, später aber wurde in dem erhaltenen Dorfe Upsprunge 
eine neue Kirche erbaut und diese zur Pfarrkirche erhoben. Also auch hier 
keine Änderung des Sprengels, nur das Pfarramt wurde verlegt, und 
so erhielt die alte Pfarre einen neuen Namen nach dem Sitze der 
Kirche in Upsprunge. In dieser lag die Stadt Salzkotten, die eine 
besondere Pfarre bildete, als eine Enklave wie vorher in der Pfarre 
Vilsen. Daher gehörte der Vilser Meier, der später auf der Wüstung 
wohnte, kirchlich nicht nach Salzkotten, sondern nach Upsprunge. 
Lappe, Die Bauerschaften und Huden der Stadt Salzkotten, 394 f. 

ı) Neill, Topographie der verschollenen Ortschaften in Nieder- 
österreich (Viertel unter dem Mannhartsberge), 193. Die Pfarrkirche 
zu Rietenburg blieb trotz der Verödung des Ortes bis zum Jahre 1783 
auf der Wüstung stehen, dann aber wurde sie mit Pfarrlıof und Messner- 
haus abgebrochen und die Pfarre mit der Stadtpfarre Horn vereinigt. 
Auch bier decken sich die politische und kirchliche Gemeinde Horn 
nicht, indem die Stadtpfarre noch eine oder mehrere Landgemeinden 
seit 1783 umfaßt. Grüe, Zur Geschichte des Sintfeldes, 18. — 
?) Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 41, 185. So geschah es 
mit den Dörfern der Pfarrkirche auf der Wüstung Papenheim, die da- 
durch (um 1500) zu einer Kapelle wurde. Es war auch möglich — und 
dieser Fall wird eingetreten sein —, daß die erhaltenen Dörfer je nach 
ihrer Lage mehreren Nachbarpfarrkirchen zugeteilt wurden, wie oben 
(S. 174) bei den Wüstungen im allgemeinen nachgewiesen ist. — 
?) So wurden die beiden Pfarreien Kerktorp und Sudheim nach Ver- 
ödung der Dörfer nach der Stadt Lichtenau verlegt (Spancken, Gau 
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Bisher war ausschließlich von dem Kirchenamte ohne 
Rücksicht auf das damit verbundene Benefizium !) die Rede. 
Bei der Verlegung des Pfarramtes in eine andere Kirche 
des Sprengels blieb das Benefizium natürlich ebenso wie 
überhaupt die Rechte unverändert erhalten?), zumal wenn 


Soratfeld, 16f.), desgleichen die Vereinigung der wüsten Kirchen in 
Reyne und Waldeser mit der Pfarrkirche zu Dessau im Jahre 1357 vom 
Erzbischof von Magdeburg bestätigt. Th. Stenzel, Zur Geschichte 
der Wüstungen Anhalts im Kreise Dessau, Cöthen und Bernburg. 
Mitteilungen des Vereans für Anhaltische Geschichte und Altertums- 
kunde. 6. Band (1893), 131. Aus dieser Übertragung der Pfarrechte der 
Wüstungskirchen auf die Pfarrkirche der Stadt erklärt sich die in 
einigen Städten zu beobachtende Erscheinung, daß die Kirche mehrere 
Patrone hat. „Das Vorkommen zweier Kirchenpatrone muß oft aus 
der Translation des Pfarrechts aus einer Kirche in eine andere erklärt 
werden.* H. Kampschulte, Hallinghausen, weiland Pfarrort, Archi- 
diaconalsitz, Freistuhl und Edelsitz Herzogtums Westfalen, Bistums 
Paderborn. Zeitschrift für Geschichte und Altertumskunde Westfalens. 
20. Band (1859), 205. Aus der Verlegung mehrerer Dörfer, insbesondere 
der Kirchdörfer folgt aber nicht, daß in den Städten entsprechend 
viele Kirchen entstanden sind, wie F.J. Mone, Über die ausgegangenen 
Orte in Baden. Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins. 14. Band 
(1862), 386 annimmt. Wenn nämlich in einem Dorfe oder in einer 
Stadt zwei Kirchen erwähnt werden, soll nach Mone ein anderes Dorf 
damit vereinigt sein. Danach hätten die Bewohner bei ihrer Ab- 
wanderung auch die Kirche im neuen Wohnorte wieder aufgebaut und 
so einen besondern Pfarrsprengel gebildet wie vorher auf dem Lande. 
Diese Ansicht wird aber dadurch widerlegt, daß die meisten Städte 
nur eine Pfarrkirche haben, selbst wenn mehrere Kirchdörfer ein- 
gepflanzt sind. Einige Städte erhielten freilich gleich nach ihrer 
Gründung mehrere Pfarrkirchen (z. B. Soest und Paderborn), weil die 
Bevölkerungszahl durch die Zusammenlegung der Ortschaften stark an- 
gewachsen war, aber eine Rücksicht auf wüste Kirchdörfer hinsichtlich 
der Zahl läßt sich dabei nicht feststellen. 

!) Unter Benefizium versteht man „das mit einem Kirchenamte 
dauernd verbundene, aus kirchlichem Vermögen fließende, fest radi- 
zierte Einkommen für den Inhaber desselben bez. das Recht auf ein 
derartiges Einkommen“. Hinschius, Kirchenrecht, II, 367. Stutz, 
Kirchenrecht, $ 93. Zur Aufhebung des Benefiziums ist der Bischof 
berechtigt wie zur Errichtung desselben. Sägmüller, Kirchenrecht, 
868. — 2) Wernz, lus Decretalium, II, 22 (De translatione). „Dos nova 
in mera translatione officii ecclesiastici non est procuranda, quoniam 
jura ... non alternantur“. So wurden z.B. die Einkünfte der ver- 
fallenen Kirche auf der Wüstung Billingsdorf (vier Hufen in der Feld- 
mark Billingsdorf) einer Kapelle der genannten Pfarrei zugewiesen, 
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die Kirche auf der Wüstung und die an einem andern Orte 
errichtete Kapelle von demselben Priester versehen wurden.!) 
Wenn aber die mit einer Wüstungskirche verbundenen Pfarr- 
rechte aufgehoben waren, sollte nach dem Kirchenrechte?) 
„das Vermögen des supprimierten Benefiziums andern kirch- 
lichen Instituten überwiesen, ebenso sollten die andern noch 
vorhandenen Benefizien wie Kaplaneien auf andere Kirchen 
übertragen werden“. Es lag am nächsten, die Einkünfte 
einer andern Pfarrkirche zur Aufbesserung des zugehörigen 
Benefiziums zuzuweisen, vor allem dann,ewenn der Benefiziat 
daraus nur notdürftig seinen Unterhalt bestreiten konnte. 
So wurden die Einkünfte der Pfarrkirche zu Vockenrode 
nach der Verödung des Ortes zur Unterhaltung des Pfarrers 
zum Hermannsacker bestimmt?°), die der Wüstung Billings- 
dorf der Pfarre Dodendorf überwiesen (1460) %), das Vermögen 
der wüsten Kirche zu Kirchdorf („Keredorp“*) ging 1804 an 
die Nachbarkirche in Bockelnhagen über), und gleiches ge- 
schah bei andern supprimierten Pfarrkirchen auf Wüstungen.®) 
Besondere Verhältnisse walteten bei den öden Kirchen in 
der Nähe der Städte ob. Die Pfarrkirche, in deren Sprengel 
die Stadt entstand, verschwand meist schon bald nach der 


und diese wurde dann unter Lösung von der Mutterkirche zur Pfarr- 
kirche erhoben (1460. Hertel, Die Wüstungen im Nordthüring- 
gau, 43. 

!) Lyncker, Die Wüstung Schützeberg bei Wolfhagen, 105f. 
Die im Sprengel der Pfarrkirche Schützeberg im Jahre 1226 gegründete 
Stadt Wolfhagen erhielt 1256 eine Kapelle, die zugleich mit der Kirche 
auf der Wüstung Schützeberg von einem Priester versehen werden 
sollte. Als später die Wüstungskirche verfiel, wurden „offiium® und 
„beneficium“ nach Wolfhagen verlegt. — ?) Hinschius, Kirchenrecht, 
II, 459f. — °) Karl Meyer, Die Wüstungen der Grafschaft Stolberg- 
Stolberg, Stolberg-Roßla und der Stammgrafschaft Honstein. Zeit- 
schrift des Harzvereins für Geschichte und Altertumskunde. 4. Band 
(1871), 263 (1615 Juni 8). — *) Winter, Die eingegangenen Ortschaften 
zwischen Elbe, Saale, Bode und Sülze, III, 478. — ®) von Wintzinge- 
roda-Knorr, Die Wüstungen des Eichsfeldes, 184f. — *) Neill, Ver- 
schollene Ortschaften in Niederösterreich (Viertel unter dem Mannharts- 
berge), 2022. Die Einkünfte der Kirche auf der Wüstung Breitenfeld 
wurden auf eine andere Kirche übertragen, desgleichen die von 
Reitzenstein (1560, a.a.O. 345), die von Mellyn und Göritz 1340 auf die 
Kirche zu Köselitz. Büttner, Kunstdenkmäler Anhalts, 515. 
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Verödung des Ortes, und ihre Rechte mitsamt dem Bene- 
fizium gingen auf die neue Kirche der Stadt über. Aber 
nicht selten verödete noch eine andere Pfarrei, da ja zu- 
weilen 10—15 Ortschaften mit der Stadtgründung ver- 
schwanden. Da auch in diesem Falle das Kirchenamt auf- 
gehoben und der Sprengel der Stadtpfarre zugewiesen wurde, 
verlor auch das Pfarrbenefizium seinen Zweck und wurde 
daher zur Errichtung einer Kaplanei in der Stadtkirche ver- 
wandt, zu der die früheren Eingesessenen der öden Pfarre 
seit ihrer Abwanderung gehörten. So entstand die Stadt 
Brilon in dem Sprengel der Pfarrkirche des Dorfes Brilon, 
das seit der Verödung Alten-Brilon genannt wurde und noch 
heute genannt wird, außer dieser aber gab es im Bereiche 
der heutigen Feldmark noch eine zweite Pfarrkirche zu 
Kefflicke (Keffelke), deren Sprengel ebenfalls verödete, in- 
dem die Bewohner nach der Stadt zogen. Das dadurch er- 
ledigte Benefizium wurde deshalb zur Errichtung einer Pfarr- 
kaplanei in der Stadt verwandt.!) Bei der Stadt Lichtenau 
(Westfalen) gab es zwei wüste Pfarrdörfer, Kerktorp und 
Sudheim. Während die Rechte der Kirche des ersten Dorfes 
nach der in ihrem Sprengel entstandenen Stadt schon früh 
übertragen waren, wurde das Benefizium der Kirche zu Sud- 
heim erst 1674 zur Dotation einer Kaplanei in Lichtenau 
verwandt.?) Ebenso wurden die Einkünfte der Kirche des 
wüsten Dorfes Blumenthal bei der Stadt Burg mit erzbischöf- 
licher Erlaubnis im Jahre 1380 mit dem Johannisaltar in 
der Marienkirche daselbst verbunden ?) und das Benefizium 
der Kirche auf der Wüstung Kieselhausen mit einer Vikarie 
in Sangerhausen (1537).*) In diesen Fällen wurde zuweilen 
bestimmt, daß die Inhaber der erledigten Benefizien für die 


!) Christopb Becker, Geschichtliche Nachrichten über die in 
dem Briloner Stadtgebiete untergegangenen Dorfschaften und Einzel- 
höfe, 2. Auflage, Brilon 1908, 57. — ?) Spancken, Zur Geschichte des 
Gaues Soratfeld und der Go- und Freigerichte im paderborner Lande, 
16f. — °) G. Hertel, Wüstungen im Jerichowschen. Geschichtsblätter 
für Stadt und Land Magdeburg. 34. Jahrgang (1899), 213. F. A. Walter, 
Mitteilungen aus der Geschichte der Stadt Burg. Burg 1831, 40. — 
*) Karl Menzel, Die Wüstungen Kieselhausen und Almensleben vor 
Sangerhausen. Zeitschrift des Harzvereins für Geschichte und Alter- 
tumskunde. 6. Band (1873), 26. 
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auf den wüsten Friedhöfen ruhenden Toten von Zeit zu Zeit 
gemäß gegebenen Bestimmungen Messen lesen sollten.!) 
Nicht selten wurden die Wüstungskirchen Klöstern in- 
corporiert?) wie die des wüsten Pfarrdorfes Schaten dem 
Nonnenkloster in Nordhausen (1340)?) und die von Almens- 
leben dem Kloster Kaltenborn (1382).*) Auch an diese 
Übertragung wurde zuweilen die Bedingung geknüpft, daß 
davon für die neben den wüsten Kirchen Begrabenen an 
gewissen Tagen Seelenmessen gelesen würden. So wurde 
die Kirche auf der Wüstung Klein-Emden dem Kloster Alt- 
haldensleben mit der Bestimmung geschenkt, daß die Kirche 
mit Erlaubnis des Bischofs abgebrochen und statt dessen 
ein Altar im Kloster errichtet werden sollte, an dem ein- 
mal in der Woche eine Messe für die Verstorbenen gelesen 
würde), und unter der gleichen Bedingung wurde auch dem 
Kloster Loccum die Kirche des wüsten Dorfes Marsberg mit 
allem Zubehör überlassen.) Ferner wurden die Benefizien, 
die durch die Aufhebung des mit Wüstungskirchen verbun- 
denen Kirchenamts erledigt waren, mit Schloßkapellen ver- 
einigt, und zwar ebenfalls mit den schon obengenannten Be- 


!) Danneil, Der Kreis Wolmirstedt, 558. Die Kirche der Wüstung 
Klinke wurde nach einer Verfügung des Erzbischofs von Magdeburg 
vom Jahre 1339 in die Kirche zu Groß-Rodensleben mit der oben 
genannten Bestimmung verlegt. — ?) Es handelt sich hierbei meist um 
die incorporatio plenissinna oder plenissimo jure facta. Vgl. darüber 
Hinschius, Kirchenrecht, II, 453. Wernz, Ius Decretalium, II, 21. 
Hergenröther-Hollweck, Kirchenrecht, 8535. Friedberg, Kirchen- 
recht, $112 Anm.3. Sägmüller, Kirchenrecht, 868, 6c. Stutz, 
Kirchenrecht, 8 30, 5. — ?) Meyer, Zur Wüstungskarte der Grafschaft 
Honstein-Lohra-Clettenberg, 115. Im Jahre .1355 wurden auch der 
Altar und die Reliquien der wüsten Kirche in das genannte Kloster 
übertragen. — *) Menzel, Die Wüstungen Kieselhausen und Almens- 
leben vor Sangerhausen, 30. Die Aufbebung geschah durch den Bischof, 
und die Inkorporation wurde vom Papste bestätigt. Auf die Kapelle 
Sti. Stephani desselben Klosters wurden auch die Rechte der wüsten 
Kirche zu Sulza übertragen. H.Größler, Die Wüstungen des Friesen- 
feldes und Hassegaues. Zeitschrift des Harzvereins für Geschichte und 
Altertumskunde. 8. Jahrgang (1875), 406. — ®) Behrends, Neuhaldens- 
Jebische Kreis-Chronik, 415. Die Urkunde über diese Schenkung aus 
dem Jahre 1260 findet sich a.a.O. in der Anmerkung. — ®) Holscher, 
Beschreibung des ehemaligen Bistums Minden, 34, 109. 
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stimmungen. So wurde die Kirche der Wüstung Leiborn 
1385 der Kapelle des in der Nähe gelegenen Schlosses 
Mengeringhausen geschenkt!), desgleichen vereinigte der 
Bischof von Brandenburg durch eine Urkunde vom 2. April 
1406 die Kirche auf der Wüstung Neuhof mit einer Schloß- 
kapelle in der Weise, daß beide ein Benefizium bilden 
sollten?), und die Pfarrkirche des wüsten Dorfes Warden- 
berg wurde vom Patron, dem Erzbischof von Magdeburg, 
mit allen Gerechtsamen und allem Zubehör einer Burg- 
kapelle überlassen unter der Bedingung, daß beide ein ein- 
ziges Benefizium ohne Pfarrechte und Seelsorge bildeten 
und ein Kaplan an der genannten Kapelle wäre, der jede 
Woche drei Messen für das Seelenheil der bei der wüsten 
Pfarrkirche zu Wardenberg ruhenden Toten lesen sollte.?) 

Zuweilen wurde das Benefizium von dem Bischof*) oder 
Domkapitel?) eingezogen, in Österreich wurde unter Josef II. 
das Vermögen dem Religionsfond zugewiesen®), die Einkünfte 
der Pfarrkirche auf der Wüstung Burggrone wurden laut 
Bestimmung des Papstes Martin V. seit 1423 zu milden 
Zwecken verwandt”), und die Güter der wüsten Pfarrkirche 


1) Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 42, 120. — ?) Hertel, 
Die Wüstungen im Nordthüringgau, 288. — ?) Danneil, Der Kreis Wol- 
mirstedt, 81. Hertel, Die Wüstungen im Nordthüringgau, 434. Ein 
anderes Beispiel a. a. O. 408 vom Jahr 1455. — *) Lehmann, Die 
Entwicklung der Patronatsverhältnisse im Archidiakonat Breisgau, 
a.a. 0. Bd. 40 (1912), 37. Die Einkünfte der Pfarrkirche zu Muron 
(Mauracherhof) waren vom Bischof eingezogen und dem Domkapitel 
verkauft worden, so daß diese ehemalige Pfarrkirche um 1500 ‚nur 
noch eine arme Kapelle war, die nichts mehr ihr eigen nennen konnte“. 
— 5) Behrends, Neuhaldenslebische Kreis-Chronik, 95f. Die Ptarr- 
kirche der Wüstung Nordhausen war infolge der Übertragung der 
Pfarrechte auf ihre Filiale im Dorfe Hundisburg zu einer Kapelle 
geworden. Das dadurch erledigte Benefizium zog das Domkapitel zu 
Halberstadt an sich, das den nach Besoldung des Vikars dieser Kapelle 
bleibenden Überschuß unter sich verteilte. — *) Neill, Topographie 
der verschollenen Ortschaften in Niederösterreich (Viertel unter den 
Mannhartsberge), 334. Josef II. ließ die Kirche des wüsten Markt- 
feckens St. Peter am Stein abbrechen und das Vermögen für den 
Religionsfond einziehen. Über diesen Fonds, der aus Sükularisationen 
gebildet war, vgl. Friedberg, Kirchenrecht, $ 178 Anm. 23 und die 
dort angeführte Literatur. — ?”) H. Deppe, Die Wüstungen im Kreise 
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zu Steinfurt bei Neuhaldensleben (vier Hufen, Wiesen und 
eine wüste Stätte) erhielt die genannte Stadt „zur Errichtung 
der neuen Schule der Stadt und zur Unterhaltung der Prae- 
zeptoren“ (1567).!) Wie diese Beispiele also ergeben, wurde 
der oben angeführten Vorschrift des Kirchenrechts über die 
Verwendung erledigter Benefizien fast durchweg Rechnung 
getragen. 

Die Verlegung (translatio) und Aufhebung (suppressio) 
des Pfarramtes war, wie schon oben erwähnt wurde, zuweilen 
durch den Verfall der Pfarrkirche veranlaßt, aber meist be- 
fanden sich die Gebäude noch in gutem Zustande, und 
die letzte Aufgabe dieses Aufsatzes ist daher, ihr weiteres 
Schicksal bis in die Gegenwart zu verfolgen. Nach dem 
kanonischen Rechte ist bei der genannten Änderung der 
Kirchenämter zu bestimmen?), ob die frühere Pfarrkirche 
als Kapelle fortbestehen oder profaniert werden soll. Beides 
geschah mit den Wüstungskirchen. So wurde die Kirche 
des hl. Dionysius auf einer Wüstung in der Nähe der Stadt 
Derenburg infolge der Übertragung des Pfarramtes auf eine 
andere zu einer einfachen Kapelle ohne Gemeinde und Seel- 
sorge?) und die des wüsten Dorfes Jeser bei Calbe in ein 
einfaches Benefizium ohne Seelsorge verwandelt.) Daher 
hatten solche Kapellen auf Wüstungen auch einen besonderen 
Geistlichen), der freilich nicht bei der Kirche wohnte, da 


Göttingen. Protokolle über die Sitzungen des Vereins für die Geschichte 
Göttingens. 4. Band (1895/96), 56. 

!) Hertel, Die Wüstungen im Nordthüringgau, 402. Landau, 
Historisch topographische Beschreibung der wüsten Ortschaften im 
Kurfürstentum Hessen, 168. Das Benefizium der Pfarrkirche zu Gaster- 
feld, die auch nach der Verödung des Ortes bis zur Reformationszeit 
einen eigenen Pfarrer und Kirchenvorstand hatte, wurde nach Ein- 
stellung des Gottesdienstes in ein Stipendium verwandelt. -- ®) Hin- 
schius, Kirchenrecht, II, 400. — ®) Jacobs, Das Alter des Kalands vom 
Banne Utzleben und dessen Hof und Kapelle zu Derenburg, 90. In einer 
Urkunde vom Jahre 1304 heißt es: „Eccelesia sancti Dionysii in posterum 
sit et maneat simplex capella, nullam plebem vel curam habens annexam“. 
— *) Hertel, Die Wüstungen im Nordtbüringgau, 183. Die Pfarr- 
kirche des heiligen Cyriacus wurde nach der Verödung des Dorfes in 
ein „simplex ecclesiasticum sine cura beneficium“ verwandelt. Urkunde 
vom 15. Dezember 1470. — 5) Die wüste Kirche St. Petri im Walde auf 
dem Kapellenberge bei Schwanefeld hatte „noch lange einen eigenen 
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kein regelmäßiger Gottesdienst mehr stattfand!, und einen 
eigenen Fond, der gewöhnlich gleich bei der Verlegung 
oder Aufhebung des Kirchenamtes aus dem früheren Bene- 
fizium ausgeschieden), zuweilen aber auch noch nach Jahr- 
hunderten von Genossenschaften und Privaten zu besonderen 
Zwecken neu dotiert wurde.?) \Wenn das Vermögen einer 


Kapellpriester oder Rector* (Behrends, Neuhaldenslebische Kreis- 
chronik, 508), für die Kapelle im wüsten Pfarrdorf Nordhausen bei 
Hundisburg wurde seit der Übertragung der Pfarrechte auf eine andere 
Kirche (1266) ein Vikar vom Domkapitel zu Halberstadt ernannt 
(a.2 0.85f.), und die Kirche St. Cyriaci auf einer Wüstung bei der 
Stadt Querfurt hatte bis zu ihrem Untergange ebenfalls einen besonderen 
Vikar. K. Heine, Erhaltene Nachrichten von den eingegangenen 
Kirchen und Kapellen der Stadt Querfurt. Zeitschrift des Harzvereins 
für Geschichte und Altertumskunde. 12. Jahrgang (1879), 78. 

!) So wurde der Altar der Kapelle „sancti Laurentii prope et 
extra muros“ der Stadt Münden im Bistum Minden im Jahre 1506 
einem Kleriker der Diözese Hildesheim verliehen. Holscher, Be- 
schreibung des ehemaligen Bistums Minden, 34, 13. Das Benefizium 
der Kapellen auf Wüstungen reichte gewöhnlich für den Unterhalt 
des Benefiziaten nicht aus und wurde daher leicht Personen verliehen, 
die wegen weiter Entfernung außer Stande waren, den damit ver- 
bundenen Pflichten nachzukommen, und deshalb den Gottesdienst durch 
andere versehen ließen, so daß auch hierdurch der gegen Ausgang des 
Mittelalters zum argen Übel ausgewachsene Cumulus beneficiorum be- 
fördert wurde. — ?) Von den vielen Beispielen nur wenige. Die 
Kapelle im wüsten Pfarrdorf Eddessen bei Borgholz hat noch heute ein 
Beneficium ad St. Liborium (Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 
78), die Michaelskapelle bei Wiesbaden hatte bis zur Verlegung des 
Gottesdienstes in die Pfarrkirche der Stadt (1504) ihren eigenen Fond 
(F. Otto, Namen und Lage von Wiesbadener Örtlichkeiten. Annalen 
des Vereins für Nassauische Altertumskunde und Geschichtsforschung. 
31. Band (1900), 200), desgleichen die frühere Pfarrkirche auf der 
Wüstung Schonloch in der Stadtmark Meßkirch (Baumann, Ab- 
gegangene und umbenannte Orte der badischen Bar und der Herr- 
schaft Hewen, 362 Anm.) u.a.m. — °) Sprenger, Geschichte der 
Stadt Hameln, 2. Auflage, bearbeitet vom Amtmann von Reitzen- 
stein, Hameln 1361. In der Kirche der Wüstung Wenge bei Hameln 
wurde von Privaten 1516 eine Commende dotiert, ebenso in der 
Kirche auf der Wüstung Klein-Afferde im Jahre 1516. Von den 
Stiftungen verschiedener Genossenschaften wird weiter unten ausführ- 
licher die Rede sein. Die Dotierung eines Benefiziums in einer solchen 
Wüstungskirche ist zuweilen dahin mißverstanden worden, als wäre 
damit auch zugleich die Kapelle erbaut worden, weil man die ur- 
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Wüstungskirche auf eine andere übertragen wurde, wurde 
zuweilen ausdrücklich bestimmt, daß „die vorgenannte Kirch 
bewaret werde mit gotsdinste und mit buwe und Dachen“!), 
und wenn sie verfallen war, sollte sie wieder aufgebaut 
werden. So wurde die wüste Kirche zu Tundersleben im 
Jahre 1442 einem Kloster mit allen Gütern überlassen, da- 
mit die Kirche wieder aufgebaut und Gott verherrlicht werde?), 
und die Kirche der Wüstung Schieder dem Kloster Blom- 
berg (Lippe) vom Bischof von Paderborn im Jahre 1473 
mit dem zugehörigen Vermögen geschenkt, damit in der an 
Stelle der verfallenen errichteten neuen Kirche für die Seelen 
der dort Begrabenen Messen gelesen würden.?) 


sprünglichen Verhältnisse nicht kannte und sich deshalb die Existenz 
einer einsamen Kapelle auf öder Dorfstätte in abgelegener Gegend 
nicht erklären konnte. So gab es in der Feldmark der heutigen Stadt 
Geseke (Kr. Lippstadt) vor der Entstehung der Stadt eine Pfarrkirche 
im Dorfe Islo, die später nach der Verödung des Kirchspiels kurz nach 
1200 zu einer Kapelle wurde. Darin wurde zu Beginn des 14. Jahr- 
hunderts ein Benefizium gestiftet, und in einer Urkunde von Jahre 1315 
wurde das Verhältnis dieser Kapelle zu der Stadtpfarre, in deren 
Sprengel sie lag, geregelt. Ein „capellarius in Yeslo“ wird 1334 und 
ein „presbyter Wulbro Sculthetinc rector capelle in yslo“ 1372 erwähnt. 
H. Kampschulte, Beiträge zur Geschichte der Stadt Geseke. Werl 
1868, 84, der die Verödung der Ortschaften um Geseke vor 1300 wohl 
kannte, wußte keine Erklärung für die Entstehung der Kapelle und 
die Stiftung des Benefiziums und verfiel so auf die durch nichts 
begründete Deutung, es wären „neue Ansiedelungen entstanden, welche 
im Anfange des 14. Jahrhunderts so ansehnlich wurden, daß eine eigene 
Kapelle mit einem geistlichen Benefizium gegründet werden konnte“, 
und da nun schon 1575 von der „devastata capella ın Islohe, filia 
S. Petri“ (= Stadtkirche zu Geseke) die Rede ist, erfindet er flugs eine 
neue Erklärung und schreibt: „Aber lange bestand auch diese An- 
siedlung nicht. Bald war nur mehr von der „Clus zum Islo* die Rede, 
und die Revenüen bezog irgend ein fremder Präbendat*. Weder für 
die Entstehung der neuen Siedelungen noch für ihren Untergang bringt 
er auch nur den Schatten eines Beweises. 

1) Holscher, Die ältere Diözese Paderbore, 42, 120. Die Kirche 
des wüsten Dorfes Leiborn wurde im Jahre 1385 der Kapelle des 
Schlosses zu Mengeringhausen unter der angegebenen Bedingung ge- 
schenkt. — ?) Behrends, Neuhaldenslebische Kreischronik, 306. Das 
Kloster ließ in der neuen Kirche von Zeit zu Zeit den Gottesdienst 
durch einen seiner Mönche versehen. — ®) Holscher, Die ältere 
Diözese Paderborn, 37, 64. 
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Die Kapellen auf Wüstungen blieben also erhalten und 
wurden — freilich in beschränktem Maße — auch nach dem 
Verluste der Pfarrechte benutzt. Es fand darin zuweilen 
noch jeden Sonn- und Feiertag Gottesdienst statt!), in andern 
sollte jede Woche nach Gutdünken eine Messe gelesen 
werden?), in den meisten wurde jedoch nur das eine und 
andere Mal im ganzen Jahre, gewöhnlich an den Festen der 
Schutzpatrone, auf Kirchweih oder an einem der Vierhoch- 
zeitenfeste Gottesdienst gehalten®). Da die Wüstungskirchen 
ursprünglich die Mutterkirchen der später in ihrem Sprengel 


1) Baumann, Abgegangene und umbenannte Orte der badischen 
Bar, 362 Anmerkung. Die Kirche auf der Wüstung Schonloch wurde 
alle Sonn- und Feiertage von den Bewohnern eines Nachbardorfes be- 
sucht, desgleichen fand hier an den Tagen der Patrone Nicolaus und 
Maurus sowie auf Kirchweih Gottesdienst statt. Varnhagen, Grund- 
lagen der Waldeckischen Landes- und Regentengeschichte, 43 An- 
merkung. Die Kirche auf der Wüstung Butzbach wird noch von der 
Nachbargemeinde Hommershausen und den beiden Butzbacher Mühlen 
„zu ihrer Gottesverehrung“ "benutzt. Menzel, Die Wüstungen Kiesel- 
hausen und Almensleben vor Sangerhausen, 14. In der Kapelle zu 
Kieselhausen fand noch im 17. Jahrhundert Gottesdienst statt. — 
2) Lehmann, Patronatsverhältnisse im Archidiakonat Breisgau, a.2.0. 
Band 40 (1912), 5. Der Pfarrer von Holzhausen, wohin die Pfarrechte 
aus der Kirche der Wüstung Buchsweiler transferiert waren, sollte ın 
der früheren Mutterkirche, die 1606 „nur eine verlassene, stark ver- 
wahrloste Kapelle“ war, jede Woche nach Gutdünken eine Messe lesen. 
Vgl. auch Poinsignon, Ödungen und Wüstungen im Breisgau, 341. 
Landau, Historisch-topographische Beschreibung der wüsten Ortschaften 
im Kurfürstentum Hessen, 193. In der Kapelle der Wüstung Brackcn- 
born wurde noch 1557 zweimal in der Woche gepredigt. — ?) Becker, 
Die in dem Briloner Stadtgebiete untergegangenen Dorfschaften und 
Einzelhöfe, 57. In der Kapelle auf der Wüstung Keffelke (Kefflicke) 
bei Brilon findet jedes Jahr am Tage des Schutzpatrons (Antonius des 
Einsiedlers) Gottesdienst statt. Wigand, Corveyscher Güterbesitz, 
65f. In der Kirche einer Wüstung „noch einigemal* im Jahre Gottes- 
dienst. Neill, Verschollene Ortschaften in Niederösterreich (Viertel 
unter dem Mannhartsberge), 190. In dem Kirchlein der Wüstung Abtsdorf 
war bis zum Anfange des 19. Jahrhunderts am Tage des Schutzpatrons 
Rochus (16. August) feierlicher Gottesdienst. Joseph Bender, Ge- 
schichte der Stadt Warstein. Werl und Arnsberg 1844. In der Kapelle 
zu Alten-Warstein (wüst) noch jetzt zu Pfingsten Messe. Wagner, 
Die Wüstungen im Großherzogtum Hessen, I, 373. In der Kirche 
der Wüstung Niedernhatzfeld bei der Stadt Hatzfeld werden zu Ostern 
und Pfingsten Frühpredigten gehalten. 
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entstandenen Pfarrkirchen waren, waren sie auch nach dem 
Verluste ihrer früheren Würde das Ziel feierlicher Prozes- 
sionen. „Zur Erinnerung an das ursprüngliche Verhältnis 
wurde nämlich zuweilen der neuen Pfarrei eine die hervor- 
ragende Stellung der Mutterkirche (matrieitas) kennzeichnende 
Verpflichtung auferlegt, z.B.... die Pflicht, in feierlichen 
Prozessionen an gewissen Festtagen den Gottesdienst der 
Mutterkirche zu besuchen“ !), und dieser Brauch erhielt sich 
vielfach auch dann noch, wenn die Kirchen auf den Wüstungen 
schon Jahrhunderte lang ihrer Rechte entkleidet und zu be- 
scheidenen, nicht selten verwahrlosten Kapellen geworden 
waren. So ging zu der St. Wendelins-Kapelle, einer früheren 
Pfarrkirche auf der Wüstung Frauenweiler, jährlich eine 
Prozession von Malsch und Umgegend ?), ebenso zu den beiden 
Kapellen auf den Wüstungen Altenbrilon und Keffelke bei 
Brilon bis auf unsere Zeit und zwar am Tage des Schutz- 
patrons?), zu der Kirche auf der Wüstung Schonloch in der Feld- 
mark der Stadt Meßkirch hielten die Bewohner der Stadt einen 
Kreuzgang in der Bittwoche #), ebenso zog von Alme und andern 
Nachbarorten (Westf.) in der Bittwoche und Christi Himmel- 
fahrt eine Prozession zur Kirche auf der Wüstung Halling- 
hausen („olim locum parochiae“)5), zu der eben erwähnten 
Kapelle zu Altenwarstein auf Pfingsten von der Stadt War- 
stein aus®) usw. 


') Hınschius, Kirchenrecht, II, 408. Wernz, Ius Decretaliun, II, 
26 f.: „Honor quidam pro facultate loci matrici ecclesiae servandus est“, 
— ?) Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins. X, 160. — °®) Joh. 
Suibert Seibertz, (Quellen der westfälischen Geschichte. 3 Bände. 
Arnsberg 1857—1869. II, 29n. Becker, Untergegangene Ortschuften 
in dem Briloner Stadtgebiete, 57. — *) Baumann, Abgegangene Orte 
der badischen Bar, 362 Anm. — °) Kampschulte, Hallinghausen, 
weıland Pfarrort usw., 200f£. — ®) Bender, Geschichte von Warstein, 65. 
Andere Beispiele bei Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 42, 142 
(Kapelle auf der Wüstung Wolmerinckhausen bei Madfeld). Heine, 
Eingegangene Kirchen und Kapellen der Stadt Querfurt, 78f. (St. Bruns- 
kapelle bei Querfurt). In diesem Zusammenhange erhält vielleicht 
auch die Tuckesburg bei Münster allmählich ihre Deutung. A. Tibus, 
Die Stadt Münster, Ihre Entstehung und Entwickelung bis auf die 
neuere Zeit. Münster 1832, berichtet darüber (44f.): Am Mittwoch vor 
Himmelfahrt zog der gesamte Klerus Münsters vom Dom zu den 
Kirchen in Münster in Prozession, machte jedesmal Station und sang 
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Im Laufe der Zeit wurden diese Kirchen zu besuchten 
Wallfahrtsorten, indem sich den Prozessionen, die zunächst 
nur von der einen und andern Nachbarkirche ausgingen, all- 
mählich andere anschlossen, so daß an bestimmten Tagen 
auf den Wüstungen große Menschenmassen zusammenströmten. 
Es war nämlich das Verständnis für die Bedeutung und den 
Ursprung solcher Prozessionen zu den allein stehenden Kirchen 
geschwunden, und so: mochte sich im Volke der Glaube ver- 
breiten, der Besuch dieser Orte sei mit der Erlangung be- 
sonderer Gnaden verknüpft. Es ist sonst unerklärlich, wes- 
halb so unbedeutende Kapellen das Ziel großer Wallfahrten 
werden konnten, indem gewöhnlich an den Festen der Kirchen- 
patrone oder auf Kirchweihe Scharen von Gläubigen selbst 
aus weiter Entfernung sich hier einfanden!).. Und es ist 


die auf die Kirchenpatrozinien bezüglichen Antiphonen und Collecten 
und zog dann aus dem Bispingtore zur Tuckesburg, wo ebenfalls mit 
Absingen der Antiphonen und Collecten von allen Heiligen Station 
gehalten wurde. Von dort ging es durch das Liebfrauentor zur Über- 
wasserkirche. Man könnte hier eine Prozession zu einer Wüstungs- 
kirche vermuten. Dazu kommt, daß in der Nühe ein Kirchhof („Jodden 
Kerkhoff, cimiterium Judaeorum“ genannt, wovon weiter unten die Rede 
sein wird) lag, so daß an dieser Steile eine ehemalige Pfarrkirche ge- 
standen hätte. Daß auch um Münster Landgemeinden wüst geworden 
sind und sich in den sogenannten Laischaften erhalten haben, wird in 
der schon in Aussicht gestellten Rechtsgeschichte der wüsten Marken 
nachzuweisen sein. Tibus sieht in der Tuckesburg eine mit einer 
Kapelle zu Allen Heiligen versehene Burg. 

ı) Neill, Topographische Beschreibung der wüsten Ortschaften 
in Niederösterreich (Viertel unter dem Mannhartsberge), 190. Die 
Kirche zu Abtsdorf wurde auch nach der Verödung von Wallfahrern 
am Feste des Schutzheiligen, des Pestpatrons St. Rochus (16. August), 
viel besucht, ebenso das Kirchlein der Wüstung Heiligenberg auf 
Christi Himmelfahrt und am Sonntag nach St. Lambert (a. a. 0. 233). 
Baumann, Abgesangene und umbenannte Orte der badischen Bar 
und der Herrschaft Hewen, 345. Die Kapelle zu Brunnen (wüst) war 
noch im 18. Jahrhundert ein besuchter Wallfahrtsort, für den mehrere 
Nachbargemeinden die Kerzen schenkten. Behrends, Neuhaldens- 
lebische Kreischronik, 159. Am Waldesrande ein einsames Kirchlein 
mit dem Bildnis der Patronin St. Walburgis, das Blut schwitzen sollte, 
war das Ziel vieler Wallfahrten aus Nah und Fern, besonders am 
Feste der Walburgis (1. Mai), wobei manche Gabe gespendet wurde, 
von Wintzingeroda-Knorr, Die Wüstungen des Eichsfeldes, 283. 
Die Kirche der Wüstung Etzelsbach war ein besuchter Wallfahrtsort. 
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ein Beweis für die unverwüstliche Lebenskraft eingewurzelter 
Volksbräuche, daß sich auch nach dem vollständigen Ruin 
der Kirchen die Wallfahrten zu den öden Stätten erhielten.!) 
Wo aber viel Volk zusammenströmt, da schlägt der Krämer 
seine Bude auf. Daher waren mit diesen Wallfahrten zu 
den Wüstungskirchen große Jahrmärkte verbunden?), die 


An bestimmten Tagen wurden Pferde dorthin geführt, um sie vor 
Krankheiten zu bewahren. Wigand, Corveyscher Güterbesitz, 65. 
Zu der Kirche einer Wüstung bei Ovenhausen gehen noch einigemal 
ım Jabre. Wallfahrten, mit denen dann Gottesdienst verbunden ist. 
Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 78. Zu der Kapelle des 
wüsten Pfarrdorfes Eddessen bei Borgholz wird jährlich zweimal von 
Nachbargemeinden gewallfahrtet. i 

!) Danneil, Der Kreis Wolmirstedt, 169f. Die Kirche des 
wüsten Dorfes Dornstede, dessen Feldmark allmählich eine Holzung 
wurde, so daß die Kirche mitten im Walde stand, war noch immer das 
Ziel vieler Wallfahrten. Als sie gegen 1500 eingestürzt war, gestattete 
der Erzbischof von Halberstadt (1504) einen Kloster, dem sie geschenkt 
war und das seine Reliquien dort auf Mariä Himmelfahrt mit folgender 
Oktav zur Verehrung ausstellte, auf dem Kirchhofe der verfallenen 
Kirche zu der genannten Zeit auf einem Tragaltar (in ara portatili) im 
Freien wegen des starken Zuflusses des Volkes Messe zu lesen. 
Lynocker, Die Wüstung Schützeberg bei Wolfhagen, 10df. Die wüste 
Kirche zu Schützeberg war 1680 abgebrochen, um als Baumaterial für 
eine Brücke verwandt zu werden, aber trotzdem blieb sie noch Wall- 
fahrtsort in protestantischem Lande (Hessen) für die Katholiken in ent- 
fernter Gegend, die die auf einer Anhöhe liegende Stätte nur barfuß 
zu betreten wagten. C.E. Groß, Staudenheim und Rothenburg., zwei 
verschollene Ortschaften. Mitteilungen des historischen Vereins der 
Pfalz. 13. Band (1888), 65. Die Kapelle der Wüstung Staudenheim 
wurde zu Beginn des 19. Jahrhunderts abgetragen, aber noch heute 
kommen die Gläubigen auf St. Lorenztag zur Wallfahrt hierher. — 
2) Georg Ludwig von Maurer, Geschichte der Städteverfassung 
in Deutschland. 4 Bände. Erlangen 1869—1871. I, 285. Bei der 
Kirche im Dorfe Neukirchen (Rheinpfalz) hatte sich ein Jahrmarkt 
gebildet, der sich auch nach der Verödung des Ortes bis auf unsere 
Tage als Vieh- und Warenmarkt erhalten hat. Vgl. darüber auch 
Rietschel, Markt und Stadt, 40. Heine, Eingegangene Kirchen und 
Kapellen der Stadt Querfurt, 78f. Bei der Kirche auf der Wüstung 
Esenstedt bei der Stadt Querfurt fand zugleich mit den Wallfahrten 
eine besuchte Kirmes statt, die auch nach dem Verfalle der Kirche 
gehalten wurde. Noch im Jahre 1714 dienten die Mauern der Kirche 
zur Unterbringung der Gefangenen, die sich auf dem Jahrmarkte ver- 
gangen hatten. Dasselbe bei Größler, Die Wüstungen des Friesen- 
feldes und Hassegaues. Nachtrag, 140 f. 
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auch dann noch gehalten wurden, als die Wallfahrten schon 
längst aufgehört hatten!) — ein Beweis, wie wenig Bedeu- 
tung der Jahrmarkt für die Entstehung und Entwicklung 
eines Ortes gehabt hat! Da bei diesen Gelegenheiten Opfer 
an Geld, Wachs, Kleinodien usw. einkamen, suchten alle, 
die dabei interessiert waren, den Besuch möglichst zu heben, 
indem sie dem Orte nicht nur einen besonderen Ablaß er- 
wirkten ?), sondern auch allen Pilgern Sicherheit auf der Hin- 
und Rückreise und Schutz vor Ausbeutung durch die Herberger 
versprachen.°?) 


!) Danneil, Der Kreis Wolmirstedt, 169f. Bei der Kirche 
auf der eben erwähnten Wüstung Dornstede fand zur Zeit der 
Wallfahrten auf Mariä Himmelfahrt mit folgender Oktav großer 
Jahrmarkt statt. Als nach Einführung der Reformation die Reste der 
Kapelle 1539 abgetragen und die Wallfahrten unterdrückt worden 
waren, hielt sich der Markt doch noch bis 1558 auf der wüsten Stätte 
und wurde erst in diesem Jahre nach der nahen Stadt Wolmirstedt 
verlegt. — ?) Peter Wilhelm Behrends, Die wüsten Klöster, Burgen 
und Dörfer des südlichen Teiles der Altmark. Jahresbericht des alt- 
märkischen Vereines für vaterländische Geschichte und Industrie zu 
Salzwedel. 10, Jahresbericht (1847), 35. Die Waldkapelle auf der 
Wüstung Dornstedt, von der schon kurz vorher die Rede war, war 
ein berühmter Wallfahrtsort mit besonderem Ablaß auf ein Jahr auf 
Kirchweih (15. August) für den, der Almosen gab und betend einen 
Umgang um den Kirchhof hielt. Danneil, Kreis Wolmirstedt, 169. 
Das Standgeld während des Jahrmarktes bei der genannten Kirche fiel 
dem Kloster zu, dem sie geschenkt worden war. Dieses erhielt für die 
Zeit der Kirchweih, in der der Markt stattfand, von Bischöfen und vom 
Papste reichen Ablaß. — °) Wigand, Corveyscher Güterbesitz, 44. Die 
Kirche der Wüstung Haddenberg, die durch den Wundertäter Jakob 
ein berühmter Wallfahrtsort geworden war, war 1480 vom Papste dem 
Stifte Corvey inkorporiert worden. In dem Vergleiche mit dem Bischof 
von Paderborn aus dem folgenden Jahre wurde bestimmt, daß von 
allem, was an Geld, Wachs, Flachs, Kleinodien und sonst geopfert 
würde, ein Drittel „der gute Herr Jakob“ erlıalten, der Rest unter 
Paderborn und Corvey verteilt werden sollte. Daher sollten beide auch 
die Pilgrime und die Straßen schützen und sorgen, daß kein Wall- 
fahrer von den Herbergern ausgebeutet würde. Lappe, Die Sonder- 
gemeinden der Stadt Lünen, 38. Der alte Jahrmarkt von Pfingst- 
dienstag bis Sonntag nach Pfingsten bei der Kirche zu Lünen erhielt 
sich auch nach der Verlegung der Stadt (s. o. S. 165) und der damit 
verbundenen Verödung des Ortes, und noch im Jahre 1516 erwirkten 
der Pfarrer und der Archidiakon des Ortes vom Bischof zu Münster 
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Zur Unterhaltung dieser Kirchen trugen auch die Mark- 
genossen bei, die Güter in den Wüstungen hatten, wo die 
Kirchen standen. Es wird gerade die Aufgabe der eingangs 
erwähnten Rechtsgeschichte der wüsten Marken sein, den 
Nachweis zu liefern, daß der Untergang der Siedelungen 
ohne Einfluß auf die Markenverfassung blieb. Diese beruhte 
nämlich auf den Hufen, die trotz der Verödung der Ort- 
schaften in ihren Bestandteilen und Rechten keine Änderung 
erlitten, und daher blieben auch in den Wüstungen die alten 
Markgenossenschaften erhalten. Nun war es mancherorts 
alter Brauch, daß das Markengericht auf Kirchhöfen ge- 
halten wurde!), wohl weil die Kirche in den Dörfern auf 
dem öffentlichen Platze, der von je her als Gerichtsstätte 
gedient hatte, errichtet worden war, und so fanden sich auch 
die Grundbesitzer der wüsten Marken jährlich einmal oder 
öfter auf der alten Dingstatt zu dem Genossengerichte (Flur- 
gericht, Feldrügegericht usw.) zusammen.?) Der religiöse 


„den pelgrymmen geleide, vryheidt oder vrylicheydi, op dat die offer 
vermeret moezhen werden“. 

ı) F.J.Mone, Gerichtsplätze. Zeitschrift für die Geschichte des 
Oberrheins. 12. Band (1861), 434. Kirchhöfe (cimiterium, atrium) als 
Gerichtsplätze. — °) Wagner, Die Wüstungen des Großherzogtums 
Hessen, I, 129, Das „Häuser Gericht“ (Flurgericht der Wüstung Hausen) 
wurde neben der Kirche auf dem Friedhofe von den Genossen, auch 
noch nach den Verfalle der Kirche, gehegt. Förstemann, Verzeichnis 
der im Regierungsbezirke Merseberg gelegenen wüsten Marken, 39. 
Das Flurgericht der Wüstung Schlagwitz auf dem Kirchplatz neben 
der Kapelle. Meyer, Die Wüstungen der Grafschaft Stolberg-Stol- 
berg usw. Auf dem Friedhofe der Wüstung Langenrieth das Flur- 
gericht der sog. Fläminger. Weitere Beispiele bei Größler, Die 
Wüstungen des Hassegaues und Friesenfeldes, 400. Wilhelm Hosaeus, 
Die Altertümer Anhults. Verzeichnis der im Herzogtun Anhalt befind- 
lichen Wüstungen. Mitteilungen des Vereins für Anhaltische Geschichte 
und Altertumskunde. 2. Band (1880), 204 (Auf der Wüstung Tilke- 
rode zweimal im Jahre Rügegericht neben der Kirche). Rietschel, 
Markt und Stadt, 94 (Auf der Wüstung Altmühlhausen neben der 
Kilianskirche vom Heimbürgen das Flurgericht gehegt). Karl Peter 
Lepsius, Kleine Schriften. Beiträge zur thüringisch -sächsischen 
Geschichte und deutschen Kunst und Altertumskunde. 2. Band, Magde- 
burg 1854, 147 und 15l. O. von Heinemann, Die Burg Anhalt 
mit ihren Zubehör und das Rügegericht zu Volkmannsrode. Zeitschrift 
des Harzvereins für Geschichte und Altertumskunde 3. Jahrgang 
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Geist, der selbst die wirtschaftlichen Verbände des Mittel- 
alters belebte, bestimmte auch die Markgenossen, bei beson- 
deren Gelegenheiten, gewöhnlich am Tage des ungebotenen 
Dinges, in der Wüstungskirche, neben der sie Gericht hielten, 
sich zum Gottesdienste zu versammeln, der selbst noch nach 
dem völligen Zusammensturz stattfand !), und sie mochten es 
daher auch als ihre Pflicht betrachten, für die Erhaltung 
des Gotteshauses, in dessen Schutze schon seit Jahrhunderten 
das uralte Flurgericht von Vätern und Urvätern gehegt war, 
auf eigene Kosten zu sorgen.?) 

Auch andere Genossenschaften benutzten die Wüstungs- 
kirchen zu ihren besonderen Gottesdiensten. So gründeten 
die Hirten und Schäfer zu Halberstadt und auf den Nach- 
bardörfern im Jahre 1516 eine Bruderschaft und statteten 
die Kapelle auf der Wüstung Kenstein vor Halberstadt mit 
Schafen und Almosen aus, damit an zwei Tagen während 
des Quatembers für die lebenden und verstorbenen Mitglieder 
Messen gelesen würden.) Die Schützengesellschaften der 


(1870), 145 (Auf der Wüstung Volkmannsrode neben den Resten der 
alten Dorfkirche). 

1) Emil Obst, Beschreibung und Geschichte des Kreises Bitter- 
feld , Bitterfeld 1887/88, 179. Unter alten Eichen auf der wüsten 
Dortfstätte Teetz bei Gröbern hielt früher der Pfarrer des Nachbarortes 
Burgkemnitz jährlich dreimal für die Grundbesitzer der wüsten Mark 
Gottesdienst. M. Dietrich, Die Wüstung Cyprehna bei Barby. Blätter 
für Handel, Gewerbe und soziales Leben (Beiblatt zur Magdeburgischen 
Zeitung). Jahrgang 1899, nr. 19 und 20, 8.148. Der Diakonus von 
Barby ist zugleich „Pastor zu Cyprehna“, der früher am Tage des 
ordentlichen Jahresgerichtes den Markgenossen in der Wüstung eine 
Feldpredigt zu halten hatte. Wegen der Verminderung des Zuhörer- 
kreises ging um 1750 die Predigt ein, aber noch heute muß dieser 
„Pastor zu Cyprehna“ bei dem üblichen Jahresschmaus, den der ab- 
gehende Schulze den Genossen zu geben hat, eine Ansprache halten, wo- 
für er den sogenannten Capellansgarten in der wüsten Mark Cyprehna 
genießt. — ?) Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 42, 123. Die 
Kirche auf der Wüstung Lengefeld bei Corbach wird „von den Inter- 
essenten des Lengefelder Waldes zu Corbach in baulichem Stande ge- 
halten“, desgleichen die der Wüstung Selbach bei Corbach „von den 
sogenannten Erben des Homberges baulich unterhalten* (42, 124). — 
») F. Danneil, Die Brüderschaft der Hirten und Schäfer bei der Klus 
vor Halberstadt. Zeitschrift des Harzvereins für Geschichte und Alter- 


tumskunde. 7. Jahrgang (1874), 267 f. 
14* 
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Städte des Mittelalters, die zuweilen außerhalb der Mauern 
auf den Allmenden der wüsten Dörfer ihre Übungen hielten, 
fundierten in solchen allein stehenden Kapellen vor den Toren 
der Städte Commenden und Altäre!), die unter dem Namen 
Kalandsbruderschaften bekannten Gebetsvereinigungen hielten 
zuweilen ihre religiösen Zusammenkünfte in Kirchen auf 
Wüstungen ab?), und die Siechenhäuser, die eine eigene 
Kapelle haben sollten, wurden jedenfalls zuweilen neben 
solchen Kirchen in den städtischen Feldmarken erbaut, weil 
hier gleich ein Gotteshaus zur Verfügung stand.?) 

Ein großer Teil der ehemaligen Pfarrkirchen blieb da- 
durch vor dem Verfalle bewahrt, daß der zugehörige Kirch- 
hof noch fernerhin benutzt wurde. Denn nicht alle neuen 
Pfarrkirchen, besonders in den Städten, erhielten auch einen 
besonderen Gottesacker, sondern bestatteten ihre Toten auf 
der alten Stätte.*%) Auch wenn die Pfarrei unterdrückt war 


1) Holscher, Beschreibung des ehemaligen Bistums Minden, 33, 
135. In der Kapelle auf der Wüstung Wenge vor Hameln wurde noch 
1516 eine Commende St. Sebastiani gestiftet. Heine, Eingegangene 
Kirchen und Kapellen der Stadt Querfurt, 78. In der Wüstungskirche 
St. Cyriaci vor Querfurt gab es einen Altar St. Sebastiani. Dieser war 
der Schutzpatron der Schützengesellschaften, und es ist daher mit 
Recht zu vermuten, daß von solchen Genossenschaften die Stiftungen. 
herrühren. — ?) Bieling, Die Kalandsbruderschaften. Zeitschrift für 
Geschichte und Altertumskunde Westfalens, 30. Band (1872), 176. 
Darpe a.a.0. 49 (1891), 147f. — °)C.2 X. de ecclesiis aedificandis 
vel reparandis III, 48: „Constituimus, ut, ubicumque tot simul leprosi 
sub communi vita fuerint congregati, quod ecclesiam cum coemeterio 
sibi construere et proprio gaudere valeant presbytero, sine contra- 
dictione aliqua permittantur habere‘. So gab es vor den Stummerigen 
Tore zu Höxter ein Siechenhaus mit Gertrudenkapelle (Wigand, Cor- 
veyscher Güterbesitz, 175), ein Leprosorium des heiligen Geistes mit 
Kapelle vor Paderborn (Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 44, 
68), desgleichen vor Herford (a.a.O. 38, 71f.).. — *) Gothein, Wirt- 
schaftsgeschichte des Schwarzwaldes, I, 84. Der Friedhof der Stadt 
Villingen lag außerhalb auf der Wüstung des alten Dorfes Villingen, 
und die ehemalige Pfarrkirche war „schließlich zur Begräbniskirche 
anf dem Gottesacker herabgesunken“. Wagner, Die Wüstungen im 
Großherzogtum Hessen, I, 373. Der Kirchhof der Stadt Hatzfeld lag 
auf der Wüstung Niedernhatzfeld um die ehemalige Pfarrkirche. Otto, 
Namen und Lage von Wiesbadener Örtlichkeiten, 200. Der Gottes- 
acker der Stadt Wiesbaden lag vor der Stadt bei der Michaelskapelle, 
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und die erhaltenen Dörfer einer anderen Kirche, die einen 
eigenen Friedhof hatte, zugewiesen wurden, benutzten diese 
doch die alte Begräbnisstätte bis in die Gegenwart !), während 
die übrigen Parochianen neben ihrer Pfarrkirche bestattet 
wurden. In den Wüstungskirchen, die auf solchen Fried- 
höfen standen, fanden mun bei Beerdigungen die Totenmessen 
und Leichenpredigten statt?2), und da sie so noch immer 
einem ernsten Zwecke dienten, wurden sie auch in bau- 
lichem Zustande gehalten. 

Damit die allein stehenden Kirchen vor Entweihung 
geschützt wurden, ließ sich daneben ein Einsiedler (Klausner) 


deren Lage 1338 angegeben wird: „in cimiterio der Pfarrkirche“, und 
1505: „die Kapell uf! dem Kirchhoff sant Michels Altar genant“, 

!) Büttner Pfänner zu Thal, Anhalts Bau- und Kunstdenk- 
mäler nebst Wüstungen, 138. Das Dorf Gröna hat noch heute seinen 
Friedbof auf der Wüstung Borna. Der Turm der Kirche stand noch 
um 1800. H. Dürre, Die Wüstungen des Kreises Holzminden. Zeit- 
schrift des historischen Vereins für Niedersachsen. Jahrgang 1878, 192. 
Auf dem Kirchhof der Wüstung Haddensen werden noch heute die 
Toten aus vier Ortschaften beerdigt. Holscher, Die ältere Diözese 
Paderborn, 41, 195. Auf der Wüstung Altenrhoden bei der Stadt 
Rhoden (Waldeck) liegt der Friedhof für die Umgegend. Vgl. über 
Altenrhoden und seinen Friedhof auch Varnhagen, Waldeckische 
Landes- und Regentengeschichte, 33. Spancken, Der Gau Soratfeld, 7, 
Der Kirchhof der Wüstung Kerktorp dient der Gemeinde Hakenberg 
als Begräbnisplatz. Weitere Beispiele bei Heintz, Verschollene 
pfälzische Ortsnamen, 74. Wigand, Corveyscher Güterbesitz, 65. 
Lyncker, Die Wüstung Schützeberg bei Wolfhagen, 105f. Der Kirch- 
hof zu Schützeberg dient drei Mühlen im Tale als Begräbnisplatz. — 
2, Heintze, Verschollene pfälzische Ortsnamen, 71. Die Kirche der 
Wüstung Frohnsbach wurde 1565 abgebrochen, nur das Chor blieb 
stehen, um darin die Leichenpredigten zu halten. Holscher, Be- 
schreibung des ehemaligen Bistums Minden, 33, 99. Die Leichenreden 
für die auf dem Friedhofe der Wüstung Haddensen Begrabenen werden 
in der sog. Haddenser Kirche gehalten. Deppe, Die Wüstungen im 
Kreise Göttingen, 69. Die Kirche der Wüstung Hottenrode wird 
gleichfalls zu demselben Zwecke noch immer benutzt. Andere Bei- 
spiele bei von Strombeck, Archidiakonateinteilung des vormaligen 
Bistums Halberstadt, 60 (Die sog. Gottesackerkirche auf der Wüstung 
Nordgröningen bei der Stadt Gröningen. Gothein, Wirtschafts 
geschichte des Schwarzwaldes, I, 84 (Begräbniskirche auf dem Gottesacker 
der Wüstung Altenvillingen). Die Kirche auf dem Friedhofe der 
Wüstung Weinfelden am Weinfelder oder Totenmaar bei Daun ist 
wohl jedem bekannt, der einmal die Eifel besucht hat. 
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nieder, der sich hier eine Klause baute!), um darin Gott zu 
dienen.?) Ihm gehörten die milden Gaben, die besonders 
reich an den Tagen der Prozessionen und Wallfahrten ein- 
kamen, soweit sie nicht zur Erhaltung der Kirche bestimmt 
waren), ferner war es ihm erlaubt, Vieh zu halten und auf 
die Allmende zu treiben %, und schließlich waren mit der 
Klause auch Grundstücke verbunden, die der Einsiedler be- 
stellte.) Die Klausen selbst mit ihren Gütern und Ein- 


ı) Poinsignon, Ödungen und Wüstungen im Breisgau, 352. An 
die Kapelle auf der Wüstung Grüningen (früher eine Pfarrkirche ad 
St. Jakobum) war die Wohnung eines Einsiedlers gebaut. 470. In der 
Nähe von Vogtsberg eine Kupelle ınit Bruderhaus, deren Mauern, vom 
Efeu überwuchert, noch sichtbar sind. 333. Auf der Wüstung Berg- 
hausen bei Ebringen eine einsame Kapelle mit Bruderhaus an Stelle 
der ehemaligen Pfarrkirche, 341. Neben dem alten, stark verwahr- 
losten Kirchlein auf der Wüstung Buchswil wurde 1606 ein Bruderhaus 
errichtet. Neill, Topographie der wüsten Ortschaften in Nieder- 
österreich (Viertel unter dem Mannhartsberge), 190. Neben dem Kirch- 
lein auf der Wüstung Abtsdorf, das viel von Wallfahrern besucht 
wurde, stand ein Haus, in dem zwei Einsiedler wohnten. — ?) Holscher, 
Die ehemalige Diözese Paderborn, 44, 93. In der Klause neben der 
Kapelle bei Ahden ließ sich 1457 ein Einsiedler nieder in der Absicht, 
darin „ein göttlich einsames Leben zu führen unter Gehorsam des 
heiligen Christenglaubens und seines rechten Pfarrherrn“. — ®) Holscher, 
Die ältere Diözese Paderborn, 44, 95. Die milden Gaben der Besucher 
des einsamen Kirchleins bei Dörenhagen sollten zum Unterhalte der 
Klause, des Eremiten und der Kapelle dienen. — *) Zeitschrift für die 
Geschichte des Oberrheins. X, 160. Nach einer Verfügung des Pfalz- 
grafen Ludwig vom 21. März 1526 sollte neben der Kirche der Wüstung 
Frauenweiler ein Bruder, der eine Kuh halten durfte, seßhaft sein. 
Eugen von Sobbe, Ausgegangene Ortschaften und Ansiedelungen in 
der Umgebung der Stadt Salzkotten. Zeitschrift für die Geschichte 
und Altertumskunde Westfalens.. 35. Band, 2. Abteilung (1877), 150. 
In einem Vertrage zwischen Paderborn und Salzkotten vom 24. März 
1578 heißt es: „Der Klüsener (= Klausner) soll keine Herberge, Kroglı 
oder verdächtig unterschleiff, keine Pferd und schaaf halten, noch 
hammelkäufers beherbergen, sondern allein 4 Kühe, 2 Kälber und 
5 Schweine halten“. — 5) Löhers, Geschichte von Geseke, 54. Wegen 
der Viehhaltung und Landwirtschaft, durch die die Klausner neben den 
Kirchen auf Wüstungen ihren Unterhalt gewannen, konnten sie nicht 
dauernd in ihrer Klause eingeschlossen sein wie die Inclusi oder Reclusi, 
die „feierlich durch den Bischof eingemauert wurden, nachdem sie 
gelobt hatten, ihre Klause nicht zu verlassen. Friedberg, Kirchen- 
recht, $ 86 n.2. Die Stätte, wo die Klause gestanden hatte, hieß der 
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künften wurden von den Patronatsherren bei Erledigung der 
Stelle an geeignete Personen verliehen.t) 

So blieben diese Kirchen, die noch immer, wenn auch 
in beschränktem Maße, zum Gottesdienste benutzt wurden, 
vor dem Verfalle bewahrt, indem sie von Zeit zu Zeit je 
nach Bedürfnis ausgebessert oder gar selbst in neuerer Zeit 
nach dem Verfalle wieder erbaut wurden), obwohl seit der 
Übertragung des Pfarramtes auf eine andere Kirche für 
Wüstungskirchen keine Unterhaltungspflicht mehr bestand.?) 
Einsame Kapellen in abgelegener, bewaldeter Gegend, in- 
mitten blühender Wiesen und wogender Kornfelder oder auf 
einsamen Höhen, deren Ursprung bisher nicht gedeutet 
werden konnte*), da die Errichtung von Gotteshäusern in 


„Klausanger*. Aus Unkenntnis des Sachverhalts ist daraus geschlossen 
worden, daß das wüste Dorf „eine dem heiligen Nikolaus geweihte 
Kirche oder Kapelle besessen“ hätte. Kar] Heine, Zur Geschichte 
des Dorfes Lüttchendorf im Mansfeldischen. Mansfelder Blätter. 
6. Jahrgang (1892), 4. Ähnlich Büttner Pfänner zu Thal, Die 
Bau- und Kunstdenkmäler Anhalts nebst Wüstungen, 52. „Die Klus, 
Kapelle des heiligen Nikolaus“. 

ı) Poinsignon, Wüstungen und Ödungen im Breisgau, 352. 
Der Klausner neben der Kapelle auf der Wüstung Grüningen wurde 
vom Abte von St. Peter „gesetzt“. Heine, Untergegangene Kirchen 
bei Querfurt, 78. Die Klause neben der Wolfgangskapelle bei Quer- 
furt wurde vom Rate der Stadt besetzt, die Klause bei Ahden vom 
Kloster Böddeken. Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 44, 93. 
— 3) Spancken, Der Gau Soratfeld, 7. An Stelle des verfallenen 
Kirchleins auf der Wüstung Amerunge wurde 1669 von Fürstbischof 
Ferdinand von Fürstenberg eine Kapelle errichtet. Holscher, Die 
ältere Diözese Paderborn, 43, 53. Neubau der Kirche auf der Wüstung 
Vesperthe bei Fürstenberg. — ?) Indem nämlich die Pfarrechte auf 
eine andere Kirche übertragen wurden, ging damit auch die Unter- 
haltungspflicht auf diese Kirche über. Verpflichtet zum Neubau waren 
auch die Zehntherren, die ihr Zehntrecht von der baubedürftigen Kirche 
ableiteten. Hergenröther-Hollweck, Kirchenrecht, $ 1092. Fried- 
berg, Kirchenrecht, 8181,2. Sägmüller, Kirchenrecht, $203. Stutz, 
Kirchenrecht, $ 104. Trotzdem weigerte sich der Besitzer des Zehnten 
des wüsten Kirchdorfes Servelingen, nach der Verlegung der Pfarrei 
in das Nachbardorf Arzheim zu den Baukosten dieser neuen Kirche 
beizutragen, weil die Kirche zu Servelingen die eigentliche Pfarrkirche 
sei. — *) Nach Wigand, Corveyscher Güterbesitz, 66, war eine Kirche 
mitten im Walde schon in germanischer Vorzeit eine heilige Stätte, 
auf der man nach christlichem Brauche eine Kirche baute, „um den 
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weiter Entfernung von menschlichen Siedelungen doch zweck- 
los war!), stellen sich somit in überwiegender Mehrheit als 
ehemalige Pfarrkirchen auf wüsten Siedelungen dar. 

Aber aus der großen Zahl solcher Kirchen auf Wüstungen 
blieben doch nur verhältnismäßig wenige für religiöse Zwecke 
bestimmt 2), viele fanden als Wohn- und Wirtschaftsgebäude 
Verwendung?) oder wurden abgebrochen.*) Im letzten Falle 
diente das Material wieder für Neubauten kirchlicher °) oder 


Übergang zum Christentum zu erleichtern, und so scheint auch diese 
auf dem Berge in einem Eichwald erbaute Kirche entstanden zu sein“. 
Ähnlich a.a. 0.103. Nach Wigand (a. a. O. 67) Jag hier früher eine 
Siedelung , die verödet ist, im Laufe der Zeit überzog sich nun die 
Feldmark mit Wald, wie häufig geschehen ist, und so stand das Kirch- 
lein, das früher die Pfarrkirche für mehrere Dörfer gewesen war, einsam 
auf bewaldeter Höhe. 

!) Otto, Wiesbadener Örtlichkeiten, 200. In der Nähe von Wies- 
baden lag auf dem Friedhofe der Pfarrkirche die St. Michaelskupelle, 
die noch regelmäßigen Gottesdienst hatte. Weil aber der Gottesdienst 
schlecht besucht war, wurden die kirchlichen Verrichtungen in die 
Pfarrkirche verlegt (1504). Die Errichtung von Kirchen und die 
Stiftung von Benefizien hätte also gar nicht den beabsichtigten Zweck 
erreicht, wenn die Gotteshäuser an einsamen Stätten gelegen hätten. 
Das trifft besonders auch bei den Städten zu, in deren Feldmark 
Kapellen lagen oder noch liegen. — ?) Über die Vorschriften betr. 
kirchlicher Gebäude, die nicht mehr religiösen Zwecken dienen und 
daher profaniert werden sollen, vgl. Hınschius, Kirchenrecht, II, 462. 
Wernz, Ius Decretalium, Il, 22f£. Hergenröther-Hollweck, 
Kirchenrecht, 8803. Friedberg, Kirchenrecht, 83 112, 177. Säg- 
müller, Kirchenrecht, 88 69, 167. Stutz, Kirchenrecht, &88. — 
») Hosäus, Die Altertümer Anhalts, 193. Die Kirche der Wüstung 
Kölbigk dient heute als Scheune, desgleichen die der Wüstung Salegast 
(a.2.0.175). G. Landau, Der Hof Rangen. Zeitschrift des Vereins 
für hessische Geschichte und Landeskunde 10. Band (1865). Die 
Kirche des wüsten Pfarrdorfes Rangen war 1572 die Wohnung eines 
„Hohmannes®. — *) K. Ed. Förstemann, Verzeichnis der unter- 
gegangenen Dörfer usw. im Regierungsbezirke Erfurt. Neue Mit- 
teilungen aus dem Gebiete historisch-antiquarischer Forschung. 2. Band 
(1836). Die Kirche der Wüstung Weida wurde 1568 abgebrochen, 
ebenso die von Liebedorf (a.a.0. 274). Neill, Topographische Be- 
schreibung der wüsten Ortschaften in Niederösterreich (Viertel unter 
den Mannhartsberge). Die Kirchen auf Wüstungen wurden infolge 
der Reformen Jorefs U. in Österreich fast durchweg abgebrochen, 
z.B. in Ritzendorf (a.a.0. 345) und St. Peter am Stein (a.a. 0. 334). 

®) Baumann, Abgegangene Orte der badischen Bar, 358. Die 
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profaner!) Bestimmung. Da nur selten entsprechend einer 
kirchlichen Vorschrift?) auf der Stelle des Hochaltars ein 
Kreuz errichtet wurde°), waren schließlich alle Spuren ge- 


Steine der Kirche auf der Wüstung Vockenhausen bei der Stadt Villingen 
wurden 1655 zum Bau des Kapuzinerklosters in Villingen verwandt. 
Die Kirche auf der Wüstung Schonloch bei der Stadt Meßkirch wurde 
1757 mit Genehmigung des bischöflichen Ordinariates abgebrochen 
und von den Steinen eine Kapelle im Nachbardorfe erbaut (a. u. O. 
362, Anm.) Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 42, 9. Aus den 
Steinen der Kirche St. Dionysii auf der Wüstung Horbausen bei Mars- 
berg bauten 1755 die Capuziner in der genannten Stadt ihre Kirche. 
Lyncker, Die Wüstung Schützeberg bei Wolfhagen, 105f. Die Steine 
der Pfarrkirche auf der genannten Wüstung gebrauchten die Bewohner 
der Stadt Wolfhagen für den Bau eines Kirchturmes, 

ı) Heine, Untergegangene Kirchen und Kapellen der Stadt Quer- 
furt, 78. Die Cyriacus Kirche bei Querfurt wurde 1571 niedergerissen 
und das Material zum Bau eines Bürgerhauses verwandt. Hertel, 
Wüstungen im Jerichowschen, 238. Die wüste Kirche vor der Stadt Loburg 
1563 zur Errichtung eines neuen Spitals verwandt. Behrends, Neu- 
haldenslebische Kreischronik, 306. Aus den Steinen des Kirchturmes 
der Wüstung Tundesleben wurde 1757 der Stall eines Kruges (Wirt- 
schaft) erbaut. Joh. Friedr. Danneil, Die Wüsten der Altmark. 
Jahresberichte des altmärkischen Vereins für vaterländische Geschichte 
und Industrie. 12. und 13. Band (1859 und 1863), 55. Die Kirche der 
Wüstung Stülpen wurde im 17. Jahrhundert abgebrochen und zum 
Aufbau eines Schulhauses im Nachbardorfe verwandt. Weitere Bei- 
spiele bei Größler, Die Wüstungen des Friesenfeldes und Hassegaues, 
Nachtrag, 116. Lyncker, Schützeberg bei Wolfhagen, 105f. (Steine 
für Brückenbau). Deppe, Die Wüstungen des Kreises Göttingen, 27 
(Straßen- und Hausbau). Die wüsten Kirchen dienten also, besonders 
in steinarmen Gegenden, zu Steinbrüchen, wie die römischen Tempel 
und Paläste in den Städten des Mittelalters. Die steinerne Kirche zu 
Holzhausen bei Stolzenau (Minden) ließen die Grafen von Hoya sogar 
abbrechen und durch eine Fachwerkkirche ersetzen, um die Steine zum 
Bau der Burg Stolzenau zu verwenden, obwohl das Dorf noch bestand. 
Holscher, Beschreibung des ehemaligen Bistums Minden, 34, 159. — 
®, Hinschius, Kirchenrecht, II, 462. Hergenröther-Hollweck, 
Kirchenrecht, $ 537. Sägmüller, Kirchenrecht, $ 69. — ®) Holscher, 
Die ältere Diözese Paderborn, 41, 195. Auf der Wüstung Andagessen 
an der Diemel steht auf der Stelle der „Austerkiärken“ (Osterkirche) ein 
Heiligenhaus Wintzingeroda-Knorr, Die Wüstungen des Eichs- 
feldes, 272. Auf der Wüstung Eppenrode ein „Bildstock“. L. Grüe, 
Zur Geschichte des Sintfeldes. Ergänzungen und Berichtungen. Zeit- 
schrift für Geschichte und Altertumskunde Westfalens. 57. Band, 2. Ab- 
teilung (1893). Ein Kreuz auf der Stelle der wüsten Kirche zu Enk- 
hausen (Edinghausen). 
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schwunden, die an die frühere Kirche erinnerten, weil aber 
im Gedächtnisse des Volkes die Erinnerung fortlebte, daß 
hier einmal ein Gotteshaus gestanden habe, begann die er- 
finderische Phantasie zu spielen und fand die Lösung, daß 
die Kirche mitsamt dem Dorfe wegen der Sündhaftigkeit 
der Bewohner von der Erde verschlungen sei.) In der 
Mitte der alten Dörfer lag gewöhnlich ein Teich, der als 
Viehtränke diente, und dieser gab nach dem Volksglauben 
die Stelle an, wo die Kirche gestanden hatte, deren Glocken 
immer noch von Zeit zu Zeit aus der Tiefe heraufläuteten.?) 

Die mit den profanierten oder abgebrochenen Kirchen 
verbundenen Einkünfte wurden gewöhnlich nach den Vor- 


1) Beispiele bei Neill, Topographische Beschreibung der wüsten 
Ortschaften in Niederösterreich, 233. 323. Kampschulte, Halling- 
hausen, 195. Daher wurden solche Wüstungen näher durch die Vor- 
setzung von „Versunken-* oder „Sunken-* bezeichnet wie durch 
„Wüsten-* oder „Öden-*, z.B. Heintz, Verschollene Ortsnamen, 114. 
Versunkendierbach oder Sunkendierbach. — ?) Stephan Neill, Zur 
Geschichte der abgekommenen Ortschaften in Niederösterreich. Blätter 
des Vereines für Landeskunde von Niederösterreich. Neue Folge. 
14. Jahrgang (1881), 342. Eine nie vertrocknende Lacke, die Kirchen- 
lacke, bezeichnet die Stelle, wo die Pfarrkirche des wüsten Dorfes 
Marquardsurfar gestanden haben soll. Max, Die ausgegangenen Ort- 
echaften des Fürstentums Grubenhagen, 515. Die Kirche der Wüstung 
Sösede stand dort, wo jetzt ein Sumpf, Katzhohl, liegt. Die Glocken 
läuten in der Weihnachtsmitternacht. Förstemann, Verzeichnis der 
untergegangenen Dörfer im Regierungsbezirke Erfurt, 272. Dasselbe 
auf der Wüstung Bacherode. Hilmar von Strombeck, Die wüsten 
Dörfer in dem Herzogl. Braunschweigischen Amtsgericht Vorsfelde. 
Zeitschrift des historischen Vereins für Niedersachsen. Jahrgang 1804, 9. 
Die Glocke der Kirche auf der Wüstung Brunsdorf liegt in einem 
Brunnen, wo sie noch von Zeit zu Zeit läutet. Becker, Die im 
Briloner Stadtgebiete untergegangenen Dorfschaften, 1%. Auf der 
Wüstung Altenbrilon liegt ein Teich mit nie versiegender Quelle, in 
den die Kirche des Dorfes versunken ist. An den Vorahbenden großer 
Feste tönt noch Glockengeläute herauf. Leonard Korth, Volkstün- 
liches aus dem Kreise Bergheim. Annalen des historischen Vereins für 
den Niederrhein. 52. Heft (1891), 40. Der Glockensprung, ein rundes 
Loch auf der Kirdorfer Wiese, gibt die Stelle an, wo früher eine Kirche 
gestanden hat. Über Erzählungen von versunkenen Glocken vgl. die 
Literatur a. a.O. Anm. 1. Menzel, Die Wüstungen vor Sanger- 
hausen, 28. Trinius, Thüringer Wanderbuch. 1. Band, Minden 1886, 
301. Wolf, Beiträge zur deutschen Mythologie, Göttingen 1857, II, 294. 
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schriften des Kirchenrechtes anderen Kirchen zugewiesen !), 
zuweilen auch säkularisiert und vom Staate oder von Guts- 
herren eingezogen.?) Die Grundstücke, die zu den bei den 
Kirchen stehenden Klausen gehörten, verloren mit der Pro- 
fanierung oder dem Abbruche solcher Kirchen ihren Zweck, 
weil gewöhnlich kein Klausner mehr „gesetzt“ wurde, und 
fielen somit dem Patronatsherrn wieder zu, der sie in Meier- 
statt verpachtete oder verkaufte.) Die Kirchengeräte res 
benedictae) wie Kelch, Patene, Ciborium, Monstranz, Taber- 
nakel, Reliquienbehälter, Kruzifixe, Glocken usw. wurden 
ebenfalls anderen Kirchen überlassen #), und zwar meist solchen, 
die zur Anschaffung dieser Gegenstände zu arm waren.’) 
Weitaus die meisten der Wüstungskirchen gingen jedoch 


ı) Richter-Schulte, Canones et Decreta Concilii Tridentini. 
Sessio XXI. Cap. VII. De reformatione Hinschius, Kirchenrecht, 
II, 459f. Beispiele bei Wolter, Mitteilungen aus der Geschichte der 
Stadt Burg, 40. Otto, Wiesbadener Örtlichkeiten, 200. Heine, 
Untergangene Kirchen und Kapellen der Stadt Querfurt, 7df. — 
2) Beispiele bei Behrends, Neuhaldenslebische Kreischronik, 159. 508. 
Danneil, Kreis Wolmirstedt, 169 £. — *®) Unter Josef II. wurden grund- 
sätzlich alle Eremitagen verboten. Poinsignon, Wüstungen und 
Ödungen im Breisgau, 341. Die Verpachtung der zur Klause ge- 
hörenden Grundstücke erwähnt bei Löhers, Geschichte von Geseke, 54. 
In den Willküren der Stadt vom Jahre 1508 wird Beschwerde geführt, 
daß der Paderborner Kanzler einen Bürger „als Besitzer der verwüsteten 
Klaus zu Isloh mit unerhörten Weinkauf beschwert“. Heine, Zur Ge- 
schichte des Dorfes Lüttchendorf, 7. Der Klausanger zurWiederherstellung 
der abgebrannten Küsterwohnung und Schule verkauft. Nach dem 
Abzuge des Klausners ließ sich der Pächter zuweilen auf der öden 
Stätte nieder und führte den gleichen Namen („Klüsener“), der sich 
als Familienname bis heute erhalten hat, obwohl er der religiösen 
Pflichten, die ursprünglich mit der Klause verbunden waren, überhoben 
war. Ein solcher ist vielleicht in dem Rezeß zwischen Paderborn und 
Salzkotten vom Jahre 1578 (0.8. 214 n.4) gemeint. — *) Hinschius, 
Kirchenrecht, II, 459£. Friedberg, Kirchenrecht, $177. — °) Beispiele 
bei Förstemann, Untergegangene Dörfer im Regierungsbezirke 
Merseburg, 6. Baumann, Abgegangene Orte der badischen Bar, 359. 
Neill, Topographische Beschreibung der wüsten Ortschaften in Nieder- 
österreich (Viertel unter dem Mannhartsberge), 334. Holscher, Die 
ältere Diözese Paderborn, 37. Büttner Pfänner zu Thal, Anlults 
Bau- und Kunstdenkmäler nebst Wüstungen, 275. Poinsignon, 
Wüstungen und Ödungen im Breisgau, 458. Holscher, Bistum 
Minden, 34, 109. Stenzel, Wüstungen Anhalts, 328. 330. Hertel, 
Wüstungen im Jerichowschen, 250. 
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einem allmählichen Verfalle entgegen, mochten sie nun gleich 
mit der .Verödung des Ortes unbenutzt bleiben oder noch 
ferner zum Gottesdienste gebraucht werden, weil für die 
Unterhaltung kein Fond zur Verfügung stand und milde 
Gaben zu diesem Zwecke nicht einkamen. Schritt um Schritt 
läßt sich der Verfall verfolgen, wie zuerst das Dach von 
Turm und Kirche einstürzte, dann bröckelte allmählich das 
Mauerwerk ab, bis schließlich nur mehr der stumpfe Turm 
in die Höhe ragte und mit den übrigen Ruinen die Stelle 
anzeigte, wo früher Kirche und Dorf gestanden hatten.!) 
Mit dem Einsturze begruben die Trümmer die Kirchengeräte 
unter sich, die noch nach Jahrhunderten auf der wüsten 
Stätte gefunden wurden), vor allem lagen die Glocken, die 


!) Von den zahlreichen Beispielen seien nur einige angetührt. 
Hermann Knothe, Die Dörfer des Weichbilde Löbau. Neues 
Lausitzisches Magazin. 68. Band (1892), 200. Durch die leeren Fenster 
der Kirche auf der Wüstung Ebersbach wuchsen 1486 die Äste der 
Bäume. Behrends, Die Wüstungen der Altmark, 5, 66. In der 
schon arg beschädigten Kirche auf der Wüstung Helsen suchten 1700 
Feldarbeiter bei Regen Schutz. Büttner Pfänner zu Thal, Bau- 
und Kunstdenkmäler Anhaltse nebst Wüstungen, 531. Die beiden 
Giebelseiten aus Granitsteinen der Kirche auf der Wüstung Schlesen 
stehen heutenoch. Max, Die Wüstungen des Fürstentums Grubenhagen, 
497. Die „Rudera® der Kirche auf der Wüstung Haghe (Heger Kirche) 
wurden erst 1785 abgebrochen. Vgl. ferner Varnhagen, Waldeckische 
Landes- und Regentengeschichte, 33 (Ästefelde), 38 (Clingen bei 
Sachsenhausen), 39 (Dalwig bei Corbach), 46 (Ganterfeld), 51 (Ittlar), 
#6 (Quernhorst), 60 (Valhausen bei Landau), Wagner, Die Wüstungen 
im Großherzogtum Hessen, I, 77 (Appenborn), I, 207 (Nithorn), I, 289 
(Floßbach), I, 878 (Floßbach\). Winter, Die eingegangenen Ortschaften 
zwischen Elbe, Saale, Bode und Sülze, I1I, 496 (Ikendorf), IV, 34 (Nalbke). 
Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 39, 143 (Haverstorde), 144 
(Lohe), 145 (Schmessen). Meyer, Die Wüstungen der Grafschaft 
Stolberg-Stolberg, 249 (Bernsrode), 250 (Bernecke), 258 (Hattendorf) 
u.v.a.m. — ?) Beispiele bei Poinsignon, Wüstungen und Ödungen 
im Breisgau, 357 (Hiltelingen. Behrends, Neuhaldenslebische Kreis- 
chronik, 806 (Tundersleben. Wagner, Wüstungen im Großherzogtum 
Hessen, I, 77 (Appenborn), Giefers, Die Anfänge der Burg und Stadt 
Dringenberg, 62f. C. Mertens, Die Kirchplätze bei Holtheim. Zeit- 
schrift für Geschichte und Altertumskunde Westfalens. 41. Band, 
2. Abteilung (1883), 206. Reinecke, Ausgrabung der wüsten Kirche 
des ehemaligen Dorfes Windelberode bei Stapelburg am Harz. Zeit- 
schrift des Harzvereins für Geschichte und Altertumskunde, 25. Jahr- 
gang (1892), 364 f. 
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in die Tiefe stürzten, sobald das Gebälk morsch geworden 
war, noch lange unter dem Schutt, bis sie eines Tages durch 
Zufall aufgedeckt wurden.!) Der Platz, wo die Kirche ge- 
standen hatte, und der Friedhof hoben sich zwar noch immer 
von der umliegenden öden Dorfstätte ab, weil sie nach mittel- 
alterlichem Brauche mit einem Graben umgeben waren?), 
aber nur mehr selten genossen sie als geweihter Raum einen 
besonderen Schutz. Sie wurden entweder als Kulturland be- 
nutzt®) und als res sacrae gewöhnlich für kirchliche oder andere 
gute Zwecke bestimmt‘), nur ausnahmsweise dagegen Privaten 


1!) Da die Dorfstätte und der Kirchplatz zuweilen gemeine Mark 
geworden waren, wurden darauf auch die Schweineherden getrieben, 
und es ist also durchaus natürlich, daß gelegentlich eine Glocke von 
einer Sau aus dem Schutte hervorgewühlt wurde. Beispiele bei 
Danneil, Der Kreis Wolmirstedt, 207 (Klein-Druxberge). Förste- 
mann, Die untergegangenen Dorfschaften des Regierungsbezirkes 
Merseburg, 21 (Bornstedt), 70 (Jetschdorf). Förstemann, Die unter- 
gegangenen Ortschaften des Regierungsbezirkes Erfurt, 265 (Weida), 
274 (Liebedorf). Wolf, Mythologie, II, 294 f. Über Glockenfunde auf 
 Wüstungen im allgemeinen vgl. Max, Die Wüstungen des Fürstentums 
Grubenhagen, 507 (Krücker, Baumann, Abgegangene Orte der 
badischen Bar, 348 (Flacht). Reischel, Sömmeringen bei Pabstorf, 
164f. — *) Beispiele bei Förstemann, Die untergegangenen Dorf- 
schaften des Regierungsbezirkes Erfurt, 263. Meyer, Wüstungskarte 
der Grafschaft Honstein, 128. Menzel, Die Wüstungen vor Sanger- 
hausen, 16. Landau, Beschreibung der wüsten Ortschaften im Kur- 
fürstentum Hessen, 155. Diese ehemaligen Friedhöfe hießen beim Volke 
zuweilen Judenkirchhöfe (Meyer, a.a.0. 161. Sobbe, Ausgegangene 
Ortschaften in der Umgebung der Stadt Salzkotten, 116. Tibus, 
Münster, 44), wohl weil die Begräbnisplätze der Juden im Mittelalter 
außerhalb der Städte an abgelegenen Stätten lagen, so daß die Fried- 
höfe auf den Wüstungen für solche Judenkirchhöfe gehalten werden 
konnten, als dem Volke das Verständnis für die allerdings befremden- 
den Erscheinungen geschwunden war. Nach Meyer (a.a.0O. 161) 
jedoch bezeichnet der „Judenkirchhof“ auf der Wüstung Helzerode die 
Stätte, wo eine dem heiligen Judas geweihte Kirche gestanden hat. — 
®) Diese ehemaligen Kirchhöfe behielten zuweilen die Zehntfreiheit, 
während die umliegenden Äcker den Zehnten entrichten mußten. 
Behrends, Neuhaldenslebische Kreischronik, 235. . Kirchhof der 
Wüstung Sixdorf. — *) Meyer, Die Wüstungen der Grafschaft Stol- 
berg-Stolberg, 274. Der „Kirchfleck* und ein Stück Land „auf den 
Gräbern* der Wüstung Vorrieth war Eigentum der Pfarre zu Berga. 
Behrends, Neuhaldenslebische Kreischronik, 101. Der Kirchhof der 
Wiistung Waterdahl gehörte zur Ackendorfer Pfarre. Groß, Stauden- 
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zugewiesen), oder aber sie wurden wie die wüste Dorfstätte 
zur gemeinen Mark gezogen. Im letzten Falle diente der 
ehemalige Kirchhof entweder als Weideland oder wurde 
im Laufe der Zeit von Bäumen bedeckt?), so daß der 
Wanderer den Trümmern wüster Kirchen noch heute in ein- 
samen Wäldern begegnet. Als dann in der neuesten Zeit 
durch die Separationen die gemeinen Marken aufgeteilt 
wurden, gingen auch die Friedhöfe der wüsten Ortschaften 
in Privateigentum über, und da die neuen Besitzer, um 
Kulturland zu gewinnen, die Ruinen der ehemaligen Kirchen 
beseitigten, schwanden die letzten sichtbaren Spuren früherer 
Zustände, so dab heute nur mehr die Flurnamen‘?), denen 
auch schon der Untergang droht, an die Vergangenheit erinnern. 


heim und Rothenburg, 65. Ein Stück Land auf einem Hügel, wo die 
Rothenburger (Rodenberger) Kirche gestanden hat, „mit einem alten 
Graben umfangen® und von einem künstlichen Erddamme umgeben, 
gehört zum Altar einer Nachbarkirche. Sprenger, Hameln, 161. Der 
Kirchplatz, wo die Kapelle der Wüstung Klein-Afferde stand, ist dem 
Küster der Münsterkirche zu Hameln als Gartenland zugewiesen. 
Landau, Beschreibung der wüsten Ortschaften im Kurfürstentum 
Hessen, 32. Den Kirchhof auf der Wüstung Nordgeismar sollte man 
nach einer Bestimmung aus dem Jahre 1535 „up dat nuttlickeste uth 
dohenn to Underhaldunge der Armen Lüden im Spitall (zu Hofgeismar) 
und nicht gestadeth werden, dat et de Buren under seck versupen“, weil 
nämlich die Bauergemeinde der Wüstung den Kirchplatz verpachtete 
und die einkommenden Gelder bei ihren Zusammenkünften verzehrte. 

1) Max, Die Wüstungen des Fürstentuns Grubenhagen, 497. 
Holscher, Die ältere Diözese Paderborn, 41,197. 38,24, Varnhagen, 
Waldeckische Lundes- und Regentengeschichte, 41, 57. — ?) Mertens, 
Die Kirchplätze bei Holtheim, 206. Behrends, Wüste Dörfer und 
Burgen, 10 (1857), 35. Varnhagen, Waldeckische Landes- und 
Regentengeschichte, 55. Neill, Wüste Ortschaften in Niederösterreich, 
1%. Die Dortstätte derWüstung Abtsdorf, auf der eine Kirche stand, heißt 
jetzt „Ödenkirchenwald“. — ®) Solche Flurnanıen sind z.B. „Am Kirchen- 
stumpf, bei der stumpfen Kirche‘. Wagner, Wüstungen des Groß- 
herzogtunıs Hessen, I, 267. 378&. „Am alten Kirchhof, auf der alten 
Kirche“. Varnhagen, Waldeckische Landes- und Regentengeschichte, 
48, 58. „Bei der wüsten Kirche“. Meyer, Die Wüstungen der Grafschaft 
Stolberg-Stolberg, 259. „Der alte Gottesacker“. Größler, DieWüstungen 
des Friesenfeldes und Hassersaues, 376. „Kirchweg, Kirchsteig, Leichen- 
weg, Totenweg“. Wagner, Wüstungen, I, 92. 132. Wigand, Corvey- 
scher Güterbesitz, 84n. Größler, Die Wüstungen des Friesenfeldes 
und Hassegaues, Nachtrag, 116. 
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V. 


Der Prozeß 
im Decretum Gratiani und bei den 
ältesten Dekretisten. 


Von 
Herrn Privatdozenten Dr. jur. Erwin Jacobi 


in Leipzig. 


$1. Einleitung. 

Der kanonische Prozeß, früher als originäre Schöpfung 
päpstlicher Gesetzgebung angesehen, ist in Wahrheit aus 
dem italienischen Territorialprozeß erwachsen. Das kann 
durch die Forschungen der letzten Jahrzehnte als bewiesen 
angesehen werden.!) Mit dieser Feststellung treten die bis- 
her ale Hauptquellen für die allgemeine Prozeßgeschichte 
gewerteten Papstdekretalen in ihrer Bedeutung einen Schritt 
zurück, wenngleich es zweifellos auch fernerhin wichtig genug 
bleibt, ob ein Satz des italienischen Prozeßrechts Aufnahme in 
die Papstgesetzgebung und damit Verbreitung in der gesamten 
abendländischen Welt gefunden hat oder nicht. Die erste 
Stelle als Erkenntnisquellen für die Entstehung des romanisch- 
kanonischen Prozesses haben jetzt die Statuten der ober- 
italienischen Stadtstaaten und neben ihnen die Schriften der 
italienischen Juristen?) zu beanspruchen, ohne Unterschied, 
ob es sich dabei um Legisten oder Kanonisten handelt.°) 

Als eine solche kanonistische Schrift kommt nun aber 
auch das Decretum Gratiani in Betracht, ist dieses Werk 
doch nichts anderes als eine wissenschaftliche Abhandlung, 
bei der die Belegstellen „aus den Anmerkungen in den Text 


!) Vgl. die das Ergebnis zahlreicher Monographien zusammen- 
fassende Würdigung bei Richard Schmidt, Lehrbuch des deutschen 
Zivilprozeßrechts?. Leipzig 1906, S. 71f. — ?) Vgl. Adolf Wach, Der 
italienische Arrestprozeß, Leipzig 1868, S.81. Derselbe, Handbuch 
des Deutschen Zivilprozeßrechts, Leipzig 1885, 8.169 ff. Schmidt 
2.2.0. 8.71f. — ®) So auch Schmidt 8.72. 
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geraten sind“) und die deshalb gleichzeitig als Kanonessamm- 
lung dient. Damit hängt es aber wieder zusammen, daß dem 
Decretum Gratiani im Vergleich zu sonstigen italienischen 
Juristenschriften eine ganz überragende Bedeutung zukommt. 
Selbst eine durchaus originelle Schöpfung, hat es die Kanonistik 
der Folgezeit fast mit der Kraft eines Gesetzbuchs beherrscht 
und namentlich auch eine eigene Literatur an Summen, 
Glossen und Kommentaren im Gefolge gehabt, deren Ver- 
fasser wir heute als Dekretisten bezeichnen. 

Hiernach ist es aber für die Prozeßgeschichte eine un- 
erläßliche Aufgabe, das Decretum Gratiani nach der prozes- 
sualen Seite hin zu untersuchen. Es wird damit eine äußerst 
reichhaltige und dabei frühe Quelle erschlossen, kann doch 
dem wahrscheinlich bald nach 1140 vollendeten Dekret von 
Arbeiten auf prozessualem Gebiet nur die des Bulgarus zur 
Seite gestellt werden. Hierzu kommt, daß das Dekret wie 
keine andere Schrift das Material angibt, aus dem sich seine 
Sätz eaufbauen, seien es nun canones, leges oder consuetu- 
dines, und daß weiter eine Untersuchung des Dekrets gleich- 
zeitig für die gesamte anschließende Dekretistenliteratur die 
Wege weist, wo die für den Prozeß wichtigen Erörterungen 
zu finden sind, und auf welche Kanones des Dekrets sich 
einzelne, häufig ohne Belege angeführte Rechtssätze gründen. 
Ein Anfang zur Aufarbeitung der Dekretistenliteratur wird 
schon im folgenden in so fern gemacht, als die Schriften der 
vier ältesten bekannten Dekretisten in die Untersuchung ein- 
bezogen werden. Es sind das die unmittelbar nach dem. 
Dekret verfaßte Summa des Paucapalea®), das vermutlich 
noch aus der Zeit vor 1148 stammende Stroma des Rolan- 
dus Bandinelli, des späteren Papstes Alexanders III.?), die 
wahrscheinlich zwischen 1157 und 1159 geschriebene Dekret- 
summe des Rufinus*) und die den sechsiger Jahren des 


!) Ulrich Stutz, Gratian und die Eigenkirchen, Zeitschrift der 
Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Kanonistische Abteilung I, 1911, 
S.1. — :) Joh. Friedrich von Schulte, Die Summa des Pauca- 
palea über das Decretum Gratiani, Gießen 18°0; im folgenden zitiert 
als Paucapalea. — °) Friedrich Thaner, Die Summa Magistri 
Rolandi, nachmals Papstes Alexanders III., Innsbruck 1874; im folgenden 
zitiert ala Rolandus. — *) Heinrich Singer, Die Summa Decre- 
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12. Jahrhunderts angehörende Summe des Stephan von Tour- 
nai.!) Obgleich die jüngste von diesen Schriften kaum 
mehr als 20 Jahre hinter dem Dekret zurückliegt, zeigen 
sich doch schon bei allen vier bemerkenswerte Abweichungen 
vom Dekret. Es hängt das zusammen mit der jeder systema- 
tischen Fessel baren, für Erwähnung abweichender Lehren 
oder anderslautender Gewohnheiten vorzüglich geeigneten 
Form, in der namentlich die Werke von Rufinus und Ste- 
phanus gehalten sind.?) — Gerade diese abweichenden Lehren 
und Gewohnheiten aber sind wieder für die Prozeßgeschichte 
besonders wertvoll. Sie zeigen, welche Sätze Gratians sich 
ohne weiteres durchsetzen, welche in der Wissenschaft und 
vor allem in der Praxis auf Widerstand stoßen, und ge- 
währen somit Einblick auch in den praktisch geltenden ita- 
lienischen Prozeß der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts. 


$2. Zivilprozeß und Strafprozeß. 


Das Decretum Gratiani bringt ausführlich und mit einer 
gewissen Vollständigkeit nur eine ganz bestimmte Art des 
Prozesses zur Darstellung, einen mit germanischen Elementen 
verquickten römischen Akkusationsprozeß, wie er sich im 
11. und 12. Jahrhundert aus dem Kampfe zwischen dem 
germanisierten geistlichen Prozeß der Karolingerzeit und den 
wieder auf den reinen römischen Akkusationsprozeß zurück- 
gehenden Rechtssätzen der pseudoisidorischen Fälschungen 
entwickelt hatte?) Man ist gewöhnt, diesen das Dekret 
beherrschenden Prozeß als reinen Strafprozeß aufzufassen 
und sich zu bescheiden, daß der Zivilprozeß von Gratian 
nicht behandelt wird.) 


torum des Magister Rufinus, Paderborn 1902; im folgenden zitiert als 
Rufinus. 

) Joh. Friedrich v. Schulte, Die Summa des Stephanus 
Tornacensis über das Decretum Gratiani, Gießen 1891; im folgenden 
zitiert als Stephanus. Die Ausgabe ist freilich nicht zuverlässig. 
— ?) Es ist das trotz der Bezeichnung als Summe die Form des Appa- 
rates: Einer einleitenden Inhaltsangabe über den jeweils zu behandeln- 
den Abschnitt folgt die Exegese der einzelnen Kapitel. — ®) Vgl. Paul 
Hinschius, Das Kirchenrecht der Katholiken und Protestanten in 
Deutschland, Berlin 1869 ., V S.337 ff. — *) Wilhelm Molitor, 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIV. Kan. Abt. III. 15 
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Eine solche schon an sich unwahrscheinliche Lücke ist 
aber im Dekret nicht vorhanden. Mehrere der dem zweiten 
Teile des Dekrets zugrunde gelegten Rechtsfälle (Causae) sind 
Zivilrechtsstreitigkeiten!), und im Dekret sowohl als nament- 
lich ganz regelmäßig bei den Dekretisten wird der criminalis 
causa die civilis causa gegenübergestellt.2) Freilich finden 
sich nirgends Ausführungen, aus denen auf ein neben dem 
Akkusationsprozeseß bestehendes besonderes Zivilprozeß- 
system geschlossen werden könnte. Nur ein Prozeßsystem, 
das des Akkusationsprozesses kommt zur Darstellung. Aber 
in ihm werden gleichzeitig die Fragen des Zivilprozesses 
abgehandelt. Das ist möglich, weil das Dekret und die 
Dekretisten die Ausdrücke accusare, accusatus, accusatio 
nicht nur in dem römischen, ausschließlich auf Strafsachen 
bezüglichen Sinne verstehen, sondern gleichzeitig eine weitere, 
Zivil- und Strafsachen umfassende Bedeutung dieser Worte 
anerkennen. 

Auf diesen Sprachgebrauch deutet schon die Tatsache 
hin, daß im Anschluß an eine Causa, in der bei einem Rechts- 
streit um Grundstücke ein Kleriker einen anderen vor dem 
weltlichen Richter verklagen will, Gratian die Erörterung der 
Frage, ob die Ladung vor den weltlichen Richter zulässig 
ist, mit den Worten beginnt: 


Über kanonisches Gerichtsverfahren gegen Kleriker, Mainz 1856, 8. 72 ff. 
Nic. München, Das kanonische Gerichtsverfahren und Strafrecht I, 
Köln und Neuß 1805, S. 363 ff. Hinschius, Kirchenrecht V 
S. 347 £. 

) CXI: Prozeß zwischen zwei Klerikern über Grundstücke, C.XIL: 
Prozeß zwischen Klerikern einer Taufkirche und den Parochianen um 
das Zehntrecht, C XIV: Klage der Kleriker einer Kirche um Grund- 
stücke, C XVI: Klage zwischen einem Abt und dem Klerus einer Tauf- 
kirche um eine Pfarrkirche, CXXV: Prozeß zwischen einem Kloster 
und einer Taufkirche um Zehnte — ?) Vgl. .B.81c0 CI qgb= 
D 49, 5, 2, ferner die Einführung inCXIVq2. Paucapalea S.61 zu 
c30 [bei Schulte steht fälschlich 40] CII q6, S.83 zu CXIV q2. 
Rolandus S.18 zu CI q4, S.25 zuCXIgql. Rufinus S. 306f. 
zu C.XÄlq1. Stephanus 8.201 zuc1 CIV g6, S.211l zuCXlgqi 
[bier scheint im Text 7.8 zwischen quando und pecuniariter ein non 
zu fehlen]. Statt causa civilis wird häufig auch spezieller causa 
pecuniaria gesagt: Paucapalea S.61l.c. Rolandus 9.25]. c. 
Rufinus S.263 zu CHI q2, 8306 1.c. Stephanus 8.211 ).c. 


„a —- ———— ne 
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Quod clericus apud seculares iudices accusandus non 
Sll...2); 
und auch im weiteren Verlaufe der Untersuchung bald von accu- 
sare, bald von producere, bald von convenire spricht. Weiter ge- 
hört in diesen Zusammenhang folgende Wendung Paucapaleas: 


Sed quaeritur, quare actor sive accusator... dicatur??) 


Besonders wichtig sind aber einige Ausführungen des 
Rolandus. Er scheidet mit dürren Worten bei der accusatio 
eine accusatio criminalis und eine accusatio civilis.?) In der 
letzteren etwa einen Vorläufer der clamosa insinuatio oder der 
denunciatio des in der späteren Papstgesetzgebung geregelten 
Inquisitions- und Denunziationsverfahrens zu sehen ®) ist schon 
deshalb unmöglich, weil Rolandus®) wie auch Rufinus und 
Stephanus®) den Unterschied zwischen schriftlicher und münd- 
licher Strafklage behandeln, ohne dabei die letztere als 
accusatio civilis zu bezeichnen.’) Vor allem aber begegnen 


) CXIq1i1. — ?) Paucapalea 8.57 zu CII. Vgl. auch die 
Beantwortung der Frage, die — bezeichnend genug — den Gegensatz 
zwischen Straf- und Zivilsache überhaupt nicht berührt. — °) Rolandus 
8.17f. zu CIIgq8 — * So Hinschius, Kirchenrecht V S. 353 
Anm. 4. — 5) Rolandus S. 16 zu CIlqg3. — ®) Rufinus S. 243 zu 
Cligq3. Stephanus S.165f. zu CII q3 und zu c4 l.c. Ferner zu 
dict. Gr. p.c2 CIV q4, wo die Fälle der mündlichen Anklage aus 
C9, 2, 7 und 8; 9, 9, 6; 9, 37,1 aufgeführt werden: Rufinus S. 259. 
Stephanus 8. 187. — °) Hinschius a.a.0. setzt die accusatio civilis 
Rolands mit der Bezichtigung beim Inquisitions- und Denunziations- 
verfahren deshalb in Beziehung, weil in einem grundlegenden Kapitel 
Innocenz’ III., cap. 32 X de simon. V 3, Inquisitions- und Denunziations- 
verfahren als civiliter agere dem criminaliter accusare gegenübergestellt 
werden. Vgl. Hinschius V 8. 353 Anm. 5, S. 357 Anm. 6. In der Tat 
besteht zwischen diesen Aussprüchen Innocenz’ III. und jener accusatio 
civilis Alexanders Il]. ein Zusammenhang. Aber er ist nicht der, daß 
Roland bei seiner accusatio civilis an eine weniger formstrenge Art 
der Strafverfolgung, wie eben das spätere Inquisitions- und Denun- 
ziationsverfahren sie darstellt, gedacht hätte — so HinschiusV S.353f. 
mit Anm. 4—6, S. 357 mit Anm. 6 —, sondern vielmehr der, daß das 
kanonische Inquisitions- und Denunziationsverfahren in seinen Anfängen 
als ein Zivilverfahren aufgefaßt wird, d.h. als ein Verfahren, das 
nicht Auferlegung einer Strafe bezweckt, sondern nur bestimmte Ver- 
waltungsmaßregeln einleitet. Deshalb die vorsichtige, den Strafnamen 
Suspension ängstlich vermeidende Ausdrucksweise der Dekretale: quum 


ageretur non criminaliter, ut deponeretur ab ordine, sed civiliter, ut 
15* 
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weitere Ausführungen Rolands, die nur einen Sinn ergeben, 
wenn man das accusare in civili causa auf Zivilklagen bezieht. 
So wenn an die Frage 


... an infames et non legitime coniuncti ad accusationem 
sint admittendi, 


folgende Antwort angeschlossen wird: 
Dicimus eos omnino repudiandos in criminali causa prae- 
terquam in crimine simoniae et haereseos; in civili quo- 
que, nisi suam suorumque exsequantur iniuriam.!) 
So wenn es bei einer weiteren Quaestio heißt: 
.. . quaeritur, si accusatoris persona damnabilis in iu- 
dicio inventa fuerit, an ad assertionem propriae causae 
ulterius sit admittendus. Quod ei conceditur, excepto 
quam in criminali et ecclesiastica causa.?) 


Erst nach Roland beginnen die Dekretisten als spezielle 
Bezeichnung für Zivilklagen die römischen termini: actio 
und agere zu verwenden und nun von accusatio nur noch 
bei Strafsachen zu sprechen: 


ab administratione amoveretur, tamquam immeritus et dau- 
nosus (vgl. denselben Ausdruck in c 8 Conc. lat. IV = cap. 24 XV). 
Darum am Schluß die Berufung auf die potestas disponendi und 
gerade nicht auf die potestas iudicandı des Papstes: Et utique tales 
praelati ex levioribus causis possunt ab Administrationibus amoveri, 
maxime per summum Pontificem, qui potestatem habet non 
solummodo iudicandi, sed etiam disponendi, sicut quorun- 
dam religiosorum approbata consuetudo deposcit. Vgl. auch cap. 16 
X V 1 desselben Papstes: ... quoniam ad depositionem instituitur accu- 
satio, sed ad correctionem est denunciatio facienda und den 
Hinweis auf die Behandlung des ungetreuen Haushalters (Lucas XV], 
1,2) in dem den Inquisitionsprozeß berührenden cap. 17 X V 1 Inno- 
cenz’ III., c.8 Conc. Lat. IV. (1215) in cap. 24 X V 1. Daß derartige 
Verwaltungsmaßregeln als Zivilsachen bezeichnet werden, kann in 
einer Zeit nicht befremden, in der jedes vom Strafzweck nicht getragene 
Verfahren unter dem Namen des Zivilverfahrens auftritt. Vgl. zu diesen 
Ausführungen Richard Schmidt, Die Herkunft des Inquisitions- 
prozesses, Freiberg i. Br. und Leipzig 1902, S.82ff. Für die Gegenwart 
ist es freilich nicht zu rechtfertigen, wenn das Inquisitionsverfahren, wie 
das z.B. von München, a.a. 0.1 S. 482, 492 geschieht, als reines Zivil- 
verfahren bezeichnet wird, zumal das Inquisitionsverfahren in seiner 
späteren praktischen Entwicklung sich zweifellos zum Strafverfahren 
gestaltet hat, 


) Rolandus 8.18 zu CHI q4 — ?) Rolandus S.20 zuC IV q6. 
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Sed femine in causis utique civilibus possunt esse testes, 
in criminalibus autem, in quibus solis instituitur accu- 
satio, testes esse non valent .. .!) 

Sane ecclesiastica negotia per accusationem frequen- 
tius, quam per actiones explicantur.?) 


Besonders charakteristisch ist die Bemerkung, die 
Stephanus zu jener Quaestio?) macht, in der Gratian bei 
einem Zivilprozeß über Grundstücke von accusare spricht: 


Cum de quaestione praediorum proposuit, quae non per 
accusationem, sed per actionem expetitur: miror, 
quomodo probare nitatur, non accusandum clericum ante 
civilem iudicem. Sed hie largo modo aceipit accu- 
sare pro agere.*) 


Hier sehen wir, daß die frühere umfassende Verwendung 
von accusare noch nicht vergessen ist, wie denn bei Rufin 
sogar ein Rückfall in den alten Sprachgebrauch festgestellt 
werden kann, wenn er zu dem Text eines Kanons?): 


... ad arguendum de cetero non admittantur, nisi proprias 
causas asserere (non tamen criminales vel ecclesi- 
asticas) voluerint, 


die Erläuterung gibt: 
„arguendum“ id est accusandum.®) 


Nach alledem ist jedenfalls für das Dekret festzustellen, 
daß die Ausdrücke accusare, accusatio, accusatus und ähn- 
liche sich ausschließlich auf das Strafverfahren beziehen 
können, aber nicht müssen, da sie auch in einem weiteren, 
das Zivilverfahren umfassenden Sinne gebraucht werden.”) 
Zivil- und Strafverfahren sind noch nicht zwei völlig von- 


ı) Rufinus S.274 zu CIV q2et 3, auch 8.309 zu CXIgql, 
zitiert unten S. 236. — ?) Stephanus S. 121zuCI. — °®) S. 0.8. 227 
Anm.1. — *) Stephanus S.21l uCXIql. — °%)c3CUI.g 10. 
— 9% Rufinus S. 272 zuc3 CIII q.10. — ”) In der folgenden Dar- 
stellung soll aber auch in den Fällen des weiteren Sprachgebrauchs 
accusare nicht durch ein farbloses Wort wie „belangen“ ersetzt werden, 
weil dadurch die Treue der Wiedergabe leiden würde. Vielmehr wird 
sich die Untersuchung immer der einfachen Übersetzung „anklagen“ 
bedienen; es muß dann wie im Dekret aus dem Zusammenhang ent- 
nommen werden, ob es sich um Zivil- oder Strafsachen oder beide 
handelt. 
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einander geschiedene Systeme, vielmehr leitet Gratian selbst 
in vielen Punkten erst die Trennung ein, indem er Wider- 
sprüche zwischen den Kanones dadurch beseitigt, daß er die 
einen auf das Verfahren in civili, die anderen auf das Ver- 
fahren in criminali causa bezieht.t) 

Damit verbietet sich aber auch für die folgende Unter- 
suchung die Vornahme einer grundlegenden Scheidung von 
Zivil- und Strafprozeß. Eine solche würde das Bild des 
gratianischen Prozesses nicht nur verschieben, sondern gerade- 
zu verfälschen, da sich im Dekret oft gar nicht feststellen 
läßt, ob die einzelne Ausführung nur das Straf- oder auch 
das Zivilverfahren im Auge hat. 


83. Prozeß und Schiedsverfahren. 


Gelegentlich der Behandlung der Appellation kommt 
Gratian auf das Schiedsverfahren zu sprechen?) und grenzt 
dies folgendermaßen gegen den Prozeß ab: 


Judicum enim alii sunt arbitrarii, alii sunt ordinarii. Ordi- 
narii vero sunt, qui ab apostolico, ut ecclesiastici, vel ab 
inperatore, utpote seculares, legitimam potestatem acci- 
piunt. Arbitrarii sunt, qui nullam potestatem habente s 
cum consensu litigantium in iudices eliguntur, in quos con- 
promittitur, ut eorum sententiae stetur.?) 


Der so erkannten Verschiedenheit zwischen iudex und 
arbiter trägt Gratian nicht nur dadurch Rechnung, daß er 
in anderem Zusammenhange eine Digestenstelle wiedergibt, 
wonach ein infamis arbiter, aber nicht iudex sein kannt), 
sondern er erklärt vor allem unter Berufung auf das Wesen 
des Schiedsvertrags jede Appellation gegen den Schiedsspruch 
für unzulässig.°) 

Hiervon wird aber eine Ausnahme zugunsten einer be- 
stimmten Gruppe von Schiedsrichtern gemacht, die als arbi- 
trarii et ordinarii bezeichnet und folgendermaßen bestimmt 
werden: | 


ı) Vgl. z.B. CXIq1. — 2) dict.Gr. p. c33, p.c36 CIlq6. — 
®) diet. Gr. p. c33 CH a6. — 9 D4 8 7inc2817T CllIq”T. — 
s) dict. Gr. p. c 33, p. e.36 CIIqg6: ... a quibus appellari non licet, 
quia eis inputandum est, qui sibi tales elegerunt. 


m - 
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Ordinarii et arbitrarii sunt, qui legitimam potestatem ha- 
bentes ab eis eliguntur ad arbitrandum, qui non sunt suae 
ditioni subpositi. Ab his, etsi ut arbitrarii sedeant, et non 
ut ordinarii, privilegio tamen ordinariae dignitatis, gravatus 
aliquis appellare valebit.!) 

Diese ordinarii et arbitrarii sind also ordentliche, in 
concreto — sachlich, räumlich oder funktionell — unzustän- 
dige Richter, auf die die Parteien kompromittieren. Nicht 
handelt es sich etwa nur um eine prorogatio fori, sondern die 
ordentlichen Richter werden als Schiedsrichter angenommen. 
Das kommt noch deutlicher bei den Dekretisten zum Aus- 
druck, von denen Roland?) erklärt: 


Sententia data ab arbitro appellationis non eget remedio 
excepto eo, ubi ordinarius arbitri fungitur officio; illius 
enim sententiae nisi metu pignoris quis stare non cogitur. 


Bei Stephanus?) endlich wird eine offenbar neuere Lehre 
mitgeteilt, die die beiden Tatbestände der Prorogation und 
des Schiedsvertrags ausdrücklich scheidet: 

A iudice ordinario, sive sit litjgantium iudex, sive ipsi 
scientes, eum non esse suum iudicem, iudiecium eius ele- 
gerunt, appellari potest. Sunt tamen, qui distinguunt: si 
in eum compromiserunt ut in iudicem, appellari posse, si 
compromiserunt ut in arbitrum, non posse. 


Mit dieser neuen Lehre ist gleichzeitig Gratians Aus- 
nahme von der Unanfechtbarkeit des Schiedsspruchs bei den 
iudices ordinarii et arbitrarii erledigt. Denn jetzt ist die 
Sentenz dieser Richter nur noch appellabel, falls bloße Pro- 
rogation vorliegt, die Richter also nicht als Schiedsrichter, 
sondern als ordentliche Richter gesprochen haben. Prozeß- 
geschichtlich bleibt aber die ausdrückliche Erwähnung des 
Kompromisses auf einen ordentlichen Richter von Bedeutung. 
Es ist das jene dem römischen Recht unbekannte Verwen- 
dung der ordentlichen Richter als Schiedsrichter, die im 
12. Jahrhundert in Italien und später auch in Deutschland 
eine so außerordentlich große Verbreitung fand.*) 


») dict. Gr. p. c33 CIIq6. — ?) Rolandus S.17 zuCIIq6. 
— ®) Stephanus 8. 183 zu dict. Gr. zu c33CIIq6. — *) Vgl. wegen 
des römischen Schiedsverfahrens: Bernhard Matthiass, Die Ent 
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Bei den Dekretisten wird schließlich noch dem als ar- 
biter fungierenden ordinarius der als ordinarius fungierende 
arbiter gegenübergestellt: 


Sententiae vero latae ab arbitro tamquam ordinario infra 
decem dies post diffinitivam sententiam appellationis sub- 
venitur remedio.!) 


Was wir unter diesen arbitri tamquam ordinarii zu ver- 
stehen haben, dafür geben einen Anhalt die Ausführungen 
von Rufinus und Stephanus, die auf den arbiter a iudice 
datus verweisen und diesem bezüglich Anfechtbarkeit seines 
Spruches den arbiter ad probandos fideiussores an die Seite 
stellen.?2) Der arbiter a iudice datus kann nur der im spät- 
römischen Kognitionsprozeß vom iudex ordinarius bestellte 
Hilfsrichter (iudex pedaneus) sein, der auch arbiter genannt 
wird?) und von dessen Spruch (als dem eines ordentlichen 
Richters) eine Codexstelle*) in der Tat die Appellation für 


wicklung des römischen Schiedgerichts, Festschrift der Rostocker 
Juristenfakultät zum fünfzigjährigen Doktorjubiläum von Bernhard 
Windscheid, Rostock 1888, S. 52 und die S. 150 angegebene Literatur, 
ferner Conrad Bornhak, Schiedsvertrag und Schiedsgericht nach 
geschichtlicher Entwicklung und geltendem Recht, Zeitschrift für 
deutschen Zivilprozeß XXX, 1902, S.1fl, S.9; wegen des Schieds- 
verfahrens in Italien und Deutschland: Franklin, Beiträge zur 
Geschichte der Reception des römischen Rechte in Deutschland, 
Hannover 1863, 8.33f. Muther, Ursprung und Entwicklung des 
gemeinen deutschen ‚Civilprozesses, Jahrbücher für Gesellschafts- und 
Stantswissenschaften, herausgegeben von J.C. Glaser, IX, 1868, 
S.241. Julius Ficker, Forschungen zur Reichs- und Rechtsgeschichte 
Italiens III, Innsbruck 1812, S. 265, 359 f. Adolf Stölzel, Die Ent- 
wicklung des gelehrten Richtertums in deutschen Territorien, Stutt- 
gart 1872, S.27f. Derselbe, Brandenburg-Preußens Rechtsverwaltung 
und Rechteverfassung 1, Berlin 1888, S.30. Eduard Rosenthal, 
Geschichte des Gerichtswesens und der Verwaltungsorganisation 
Bayerns I, Würzburg 1889, S. 139, 420 ff. Leo Ober, Rezeption der 
kanonischen Zivilprozeßformen in Straßburg, Archiv für katholisches 
Kirchenrecht XC, 1910, 8.599 f., S. 611f. 


) Rolandus 8.17 zu ClIg6. — *) Rufinus S. 254 zu dict. 
Gr. p. c36. Stephanus S.175 zu CII q6, 8.183 zu diect. Gr. p. 
c33 ClIq6. — °) Vgl. M. A. vv. Bethmann-Hollweg, Der Zivil- 
prozeß des gemeinen Rechts in geschichtlicher Entwicklung IU. Der 
römische Zivilprozeß, Cognitiones, Bonn 1866, S. 117 Anın. 8. — 
*) C7, 02, 31. 
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zulässig erklärt. Ebenso entstammt der arbiter ad probandos 
fideiussores der Justinianischen Sammlung!) In beiden 
Fällen handelt es sich also um gelehrte Anmerkungen aus 
dem — übrigens mißverstandenen — römischen Recht. Hier 
irgend einen Zusammenhang mit dem Rechte des 12. Jahr- 
hunderts anzunehmen, ist man nicht berechtigt.?) 


I. Die Prozeßsubjekte. 


A. Das Gericht. 


S4 1. Geistliche und weltliche Gerichtsbarkeit. 


Der Gegensatz der causae ecclesiasticae?), in denen 
der geistliche Richter spricht, und der vor dem weltlichen 
Richter zu verhandelnden causae seculares*) oder forenses>) 
oder civiles®) spielt im Dekret und bei den Dekretisten 
eine bedeutsame Rolle, ist doch zum mindesten seit den 
pseudoisidorischen Fälschungen die Abgrenzung der geist- 
lichen von der weltlichen Gerichtsbarkeit eine der Fragen, 
in denen der Kampf um die Machtverteilung zwischen Staat 
und Kirche gipfelt.”) 


1) D2, 8,9, vgl. auch D49, 2, 2. — ?) Das ist vielleicht anders 
mit der Erklärung, die die aus dem 12. Jahrhundert stammende 
Stephanus-Handschrift der Münchner Staatsbibliothek Cod. lat. 17162 
für den arbiter a iudice datus gibt (zu dict. Gr. p. c33 C1lI q 6): 

. vel cum in eligendo arbitro dissentiunt, et a iudice locorum 
eis eligitur. Vgl. Stephanus 8. IV, 8.183 Anm. 2. — °) Vgl. z.B. 
c3 CII q6. Rolandus 8.25 zu CXI ql. Rufinus S. 306 zu 


CXIql — ®) dict.Gr.p. c47 C XI q1. Rolandus 8.25 zu 
CXIgqg1i. Stephanus S.185 zu c41L ClIq6. — °) Rufinus 


S.306 zu CXIgql. Stephanus 8.178 zuc3CIlIqgb. — ®) Rufi- 
nus 5.266 zu CIlIq8 Stephanus 8.173 zu ClIqg6, S.187 zu 
CIIq8. Die causa civilis ist also einmal der Gegensatz zur causa eccle- 
siastica, dann aber auch zur causa criminalis (3. 0. 8. 226 bei Anm 2). 
— ?) In 12. Jahrhundert sind es neben den Fürsten die Städte, die 
die Zuständigkeit der geistlichen Gerichte zu beschneiden suchen. Vgl. 
Aemilius Friedberg, De finium inter ecclesiam et civitatem regun- 
dorum iudicio quid medii aevi doctores et leges statuerint, Lipsiae 
1861, p. 88, 132. v. Bethmann-Hollweg VIS.89 Anm.13. Hin- 
schius, Kirchenrecht V 8.415f. Alfred Hessel, Geschichte der Stadt 
Bologna von 1116—1280, Historische Studien Heft LXX VI, 1900, S. 401. 


234 Erwin Jacobi, 


Gratian behandelt in einer eigenen Quaestio!) den von 
den pseudoisidorischen Fälschern zum Überdruß wiederholten 
Satz, daß die Kleriker von der weltlichen Gerichtsbarkeit 
eximiert seien, und gelangt nach Widerlegung der Einwen- 
dungen, die er selbst gegen eine richterliche Tätigkeit von 
Geistlichen in weltlichen Dingen erhebt?), zu folgendem 
Ergebnis: 

. . . elericus ad publica iudicia nec in civili, nec in cri- 
minali causa est producendus, nisi forte civilem eausam 
episcopus decidere noluerit, vel in criminali sui honoris 
cingulo eum nudaverit.°) 

Bis auf zwei Ausnahmen wird also die pseudoisidorische 
Forderung anerkannt. Von den Ausnahmen bezieht sich die 
eine auf Strafsachen und trägt hier der Tatsache Rechnung, 
daß die Deposition den Kleriker auch im 12. Jahrhundert 
noch*) seines ordo und damit der geistlichen Standesrechte 
beraubt), die andere beschränkt sich auf Zivilsachen und 
wiederholt hiereine Bestimmung der Justinianischen Novellen.®) 

Äußerst bezeichnend ist nun, wie schon in der unmittel- 
bar anschließenden Dekretistenliteratur sich das Drängen der 
Praxis nach Einschränkung des priviligierten Gerichtsstandes 
der Geistlichen bemerkbar macht. Unverändert wird die 


)CXIql. — ?) diet.p. c26 bis dict.p. c31CXIq1i1 Gratian 
selbst bewertet die Einwürfe, unter denen sich Sätze wie: 


Sicut enim ecclesiasticarum legum ecclesiasticus iudex est admini- 
strator, ita et civilium non nisi civilis debet esse executor. Sicut 
enim ille solus habet ius interpretandi canones, qui habet potestatem 
condendi eos, ita ille solus legum civilium debet esse interpres, qui 
eis ius et auctoritatem inpertit. (diet. Gr. p. c 30 |. c.) 


befinden, folgendermaßen: 


. ea, que ... dieta sunt, verisimilia quidem videntur, sed pondere 
carent (dict. p. c 31 ].c.). 


— :) dict. Gr. p. c47 C XI ql, vgl. auch dict. p. c26, p. c3l, 
p. c 34 l.c. Die Belege beziehen sich zum Teil auf Zivilsachen (c 15, 
16, 36, 37, l.c.), im übrigen meist auf Zivil- und Strafsachen (c 1—3, 
5, 6, 8, 10—14, 31—34, 38—47 ].c.) und sind überwiegend den pseudo- 
isidorischen Kanones entnommen. — *) Hinschius, Kirchenrecht 
V 8.53, 403. — ®) Vgl. c18, 31 C XI q 1, beide pseudoisidorisch. — 
*) Nov. 123, 21, 2= Auth. 134, 21,2, in der Form der Epitome Juliani 
7,1 aufgenommen in c45 CXlql. 


m m 
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Lehre Gratians nur von Rolandus!) vertreten. Im übrigen 
wird die Ausnahme für Strafsachen schon bei Paucapalea 
und Rufinus auf alle Fälle ausgedehnt, in denen der geist- 
liche Richter sich mit der Aburteilung durch den weltlichen 
einverstanden erklärt.?) Vor allem aber heben Rufinus und 
Stephanus hervor, daß nach dem Authenticum?) die Ver- 
urteilung des Klerikers durch den weltlichen Richter auch 
ohne vorgängige Deposition seitens des geistlichen Gerichts 
erfolgen darf, daß solchenfalls der Richter nur mit der Straf- 
vollstreckung nicht vor erfolgter Deposition beginnen soll.*) 
Die Ausnahme bei den Zivilsachen wird von Stephanus da- 
hin erweitert, daß ein Kleriker in civili causa vor dem welt- 
lichen Richter belangt werden darf, falls 


. et ipse renuntians foro suo iurisdictioni civilis iudicis se 
supponat, vel ... episcopus id permiserit, vel aliqua 
necessitate causam definire non potuerit.°) 


Rufinus freilich bedroht jeden freiwilligen, ohne bischöf- 
liche Genehmigung erfolgenden Verzicht des Klerikers auf 
seinen Gerichtsstand vor dem geistlichen Gericht mit Strafe, 
und zwar soll in criminali causa der Kleriker auch bei Frei- 
sprechung durch den weltlichen Richter deponiert werden, 
bei nicht kirchlicher Zivilsache darf er im Falle Obsiegens 


!) Rolandus S.25 zuCXIqg1,8S.80 zuCXXIq5d. — 2 Pau- 
capalea S.78 zuCXlqi. Rufinus S.308f. zuCXIgq1,S.310 zu 
c1,c5CXIql, vgl. für die Regel noch S. 405 zu CXXXUlgl1. Den 
Übergang hat man sich nach dem, was Paucapalea ausführt, so zu 
denken, daß in der Deposition des Klerikers der Entschluß des Bischofs 
gesehen wird, den Kleriker den weltlichen Gerichten zu überlassen. 
— :) Gedacht ist offenbar an Nov. 123, 21, 1 = Auth. 134, 21,1. — 
*%) Rufinus 8.308 zu CXlIq1. Stephanus S.212 zu CXI qli. 
Stephanus erörtert in diesem Zusammenhange noch die Frage, ob bei 
dem Verfahren nach den Kanones, also wenn zunächst der Bischof den 
Kleriker deponiert hat, ein abermaliges Akkusationsverfahren vor dem 
weltlichen Richter stattzufinden hat. Er berichtet von drei Meinungen: 
Die eine will nach dem Satze ne bis in idem jedes weitere Strafverfahren 
ausschließen. Die andere will die Bestrafung durch den weltlichen 
Richter ohne jede Verhandlung, einfach auf Grund der bischöflichen 
Sentenz eintreten lassen. Die dritte, der sich Stephanus selbst an- 
schließt, verlangt, gestützt auf Nov. 123, 21,1 ein neues Strafverfahren 
gegen den Deponierten vor dem weltlichen Richter. — 5) Stephanus 
Ss.211 zuCXI gl. 
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wählen zwischen Sachverlust und Amtsverlust, im Falle 
Unterliegens dagegen hat er außer Sachverlust noch Depo- 
sition zu erleiden, endlich bei einer kirchlichen Zivilsache 
ist das Urteil als nichtig anzusehen und der Kleriker mit 
kirchlicher Strafe zu belegen.!) 

Auch von den übrigen Dekretisten wird, soweit die 
Ausnahmen nicht eingreifen, das Verfahren gegen einen 
Kleriker vor dem weltlichen Richten unter Strafe gestellt 
und mit der Folge der Nichtigkeit des Urteils bedroht. ?) 

Anders liegt die Sache, wenn der Kleriker Kläger ist. 
Die später so häufig aufgestellte und partikular durch- 
gesetzte?) Forderung geistlicher Zuständigkeit auch für diese 
Fälle ist im Dekret und bei den ältesten Dekretisten noch gänz- 
lich unbekannt. Der auch für das Verhältnis zwischen geist- 
licher und weltlicher Gerichtsbarkeit geltende Satz, ut actor 
forum rei sequatur®), wird höchstens für die publice peni- 
tentes?) durchbrochen: 


... qui, si civilem causam contra aliquem habuerint, apud 
iudicem ecclesiasticum suam debent exercere actionem.®) 


Noch weniger kommt natürlich ein Eingreifen des geist- 
lichen Gerichts bei Händeln zwischen Laien in Frage”), es 
sei denn, daß der Gegenstand des Prozesses die Zuständigkeit 
des geistlichen Gerichts begründet, Fälle, in denen Klagen 
von Klerikern oder Laien gegen Laien so gut wie Klagen 
von Laien oder Kleriker gegen Kleriker vor dem geistlichen 
Gericht zu verhandeln sind. 

Neben die bisher erörterte Abgrenzting der geistlichen 
und weltlichen Gerichtsbarkeit nach dem Stand der als Par- 
teien auftretenden Personen tritt nämlich noch die Abgren- 


!) Rufinus 8. 309f. zuCXIql. Vgl. auch Rolandus S. 79f. 
zu CXXI q5. Ihren Abschluß findet diese Entwicklung in cap. 2 
xl11lı — ?) Vgl. schon c6, 10, 11, 42 CXI ql, ferner Rufinus 
S.308f. zuCXIgl. StephanusS. 184 zuc35CIH gb. — ®) Emil 
Friedberg, Lehrbuch deskatholischen und evangelischen Kirchenrechts®, 
Leipzig 1909, $ 99 S. 307 mit Anm. 28. — *) c15,16CXIql1. Rufi- 
nus 8.253 zuc33 ClI q6, S.309 zuCXIq1. — *®) Vgl. über diese 
Hinschius a.2.0. VS.104 ff. — °) Rufinus 8.309 zu CXI ql 
im Anschluß an c34 CXlI ql, vgl. auch 8.499 zuc8 CXXXII q 2 
v. litigare. — ?) Vgl. dict. Gr. p. c4?7 CiXlql. 
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zung in sachlicher Hinsicht, nach der Qualität der den 
Prozeßgegenstand bildenden Rechtsverhältnisse. In Straf- 
wie Zivilsachen werden besondere kirchliche Sachen von den 
weltlichen geschieden.!) Rufin?), der sich am ausführlichsten 
mit der Frage beschäftigt, teilt die causae ecclesiasticae sogar 
in drei Gruppen ein und scheidet causae ecclesiasticae crimi- 
nales, tantum spirituales und pecuniariae vel patrimoniales. 
Unter letzterer Erscheinung versteht er eine causa, „in qua 
agitur de secularibus et temporalibus rebus ecclesiarum, 
ut de prediis, iumentis et similibus.“*®) Auch für diese welt- 
lichen Bestandteile des Kirchenvermögens beansprucht er 
also die Zuständigkeit des geistlichen Gerichts, zurückgehend 
auf den von Gratian*) behandelten Satz: 


... cum... nec etiam de rebus ecclesiasticis laicis legatur 
aliquando attributa disponendi facultas. 


Doch sieht er selbst sich schon genötigt, einschränkend 
zu bemerken’): | 


Quidam tamen sentiunt, quod de huiusmodi possessionibus, 
que ecclesie proveniunt ex aliquo contractu puta venditionis 
vel huiusmodi, imperator precise iudicare potest; de aliis 
vero, que intuitu animarum gratis ecclesie donantur, aiunt, 
quod tunc iudicare poterit, cum episcopus iudicare neglexerit. 


Und an anderer Stelle ®) heißt es ganz allgemein bezüg- 
lich der Zuständigkeit des geistlichen Richters für die res 
pecuniaria ecclesiastica: 


Nisi iudex eccelesiasticus vel non potuerit vel noluerit de 
illa pecuniaria causa cognoscere; tunc enim, ut quidam de 
antecessoribus nostris tradiderunt, poterit secularis iudex 
impetrata licentia ecclesiastiei iudieis eius auctoritate cau- 
sam ipsam diffinire et discutere. 


Bei den übrigen Dekretisten ist von diesen causae 
ecclesiasticae überhaupt nicht die Rede. Bei ihnen werden 
als kirchliche Zivilsachen, in denen auch der verklagte Laie 


!) Wegen der Terminologie 3. 0. S.233. Vgl. besonders Rolandus 
S.25 zuCXIqli. Rufinus S.306 ff. zuCXIq1, S.405 zu CXAII 
ql. Stephanus 8.211 zuCXIgq1. — ?) Rufinus 8. 192f. zu cell 
dist. 96, 8.306 ff. zuC XITq1. — ®) Rufinus 8.301 a.a.0. — *) dist. %. 
— 9) RufinusS. 192f. zu ce 11 dist.%. — ®) Rufinus 8.307 zuCXIgqgl. 
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vor dem geistlichen Richter erscheinen muß, nur die von 
Rufin „tantum spirituales* genannten erwähnt, unter denen 
die später als causae mere spirituales und causae spiritualibus 
annexae geschiedenen!) Tatbestände noch ohne Unterschied 
zusammengefaßt sind?); als Beispiele werden aufgezählt: de 
sacramentis, de matrimoniis, de decimis, de oblationibus, de 
excommunicationibus.?) Als kirchliche Strafsachen in dem 
Sinne, daß ihre Aburteilung auch einem Laien gegenüber 
vor dem geistlichen Richter zu erfolgen hat, erscheinen bei 
Rufinus wie Stephanus die Häresie, unter der auch die selte- 
neren Fälle der Apostasie und des Schisma zu verstehen 
sind *), die Simonie, bei Rufinus ferner Meineid und Ehebruch °), 
während Stephanus bei letzterem wie bei Mord dem geist- 
lichen Richter nur die Deposition des schuldigen Klerikers 
zuweist, im übrigen beide Verbrechen ausdrücklich der Kom- 
petenz des weltlichen Richters unterstellt.®) 

Zu alledem treten nun noch die von Gratian aufgenomme- 
nen Bestimmungen Konstantins des Gr. und deren gefälschte 
Bestätigung durch Karl d. Gr.”), wonach bei Prozessen vor 
dem weltlichen Richter jede Partei durch einfachen Antrag 
die Sache vor das Bischofsgericht ziehen kann. Unter Be- 
rufung auf diese Kanones erklärt schon Rolandus?): 


!) Vgl. Friedberg, Lehrbuch $ 99 S. 307. — ?®) Rolandus 
S.50 zu CXXI q5. Rufinus S.192f. zu c 11 dist. 96, S.306f, zu 
CiXI ql, S.405 zu CXXMHI q1. — °®) Rufinus S. 307 l.. — 
*) Vgl. Hinschius a.a.0. 8.312. — °) Die spätere Scheidung von 
delicta mere ecclesiastica und delicta mixta — vgl. Friedberg, 
Lehrbuch $ 105 S. 329f. — wird noch nicht vorgenommen. Man 
hat also auch bei Ehebruch und Meineid anzunehmen, daß sie von 
Rufinus der ausschließlichen Zuständigkeit des geistlichen Gerichts 
zugewiesen werden, was mit den tatsächlichen Verhältnissen im 12. Jahr- 
hundert (außerhalb Frankreichs, s. u. Anm. 6) durchaus überein- 
stimmt. Vgl. hierzu Hinschius a.a.0. S. 314 f., 319. — °) Rufinus 
S.197 zuC]1, 8.193 zu c 11 dist. 96, S. 274 zuc2CIVgqgil. Stepha- 
nus 8.211 zuCXIq1,S.121 zu CI. Die Zuweisung des Ehebruchs 
an das weltliche Gericht bei Stephanus erklärt sich aus der eigen- 
artigen Entwicklung in Frankreich, wo bereits seit dem 11. Jahrhundert 
die weltlichen Gerichte den geistlichen diese und andere delicta mixta 
entwunden hatten. Vgl. Hinschius a.a. 0. S.314 Anm.1, S. 316 
mit Anm. 3 und 4. Bedeutsam ist, daß Stephanus diese Usurpation 
ohne Widerspruch hinninmt. — ?) ce 33—37 C XIq1. — ®) Rolandus 


— A 
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. saecularium quoque negotiorum examen in summum 
pontificem constat esse transfusum. 


Und Stephanus vertritt die von ihm selbst allerdings als 
bestritten gekennzeichnete Lehre, daß vom Urteil jedes welt- 
lichen Richters an den Papst appelliert werden könne.!) 

So bietet die Abgrenzung der weltlichen und geistlichen 
Gerichtsbarkeit das unsichere Bild eines nicht durch feste 
Rechtssätze geregelten, sondern durch das jeweilige Macht- 
verhältnis der politischen und kirchlichen Gewalten bestimmten 
Zustandes. 


85. 2. Ausübung der Gerichtsbarkeit, 
Gerichtsverfassung. 


Als ausübende Subjekte geistlicher wie weltlicher 
Gerichtsbarkeit werden neben dem Träger der Gerichtsbar- 
keit, dem Papst oder princeps selbst, ordentliche und 
außerordentliche Richter unterschieden und unter letzteren 
die delegierten Richter verstanden.?) 

Die Fragen der äußeren Gerichtsorganisation, der 
Verteilung der Gerichtsbarkeit unter die einzelnen geist- 
lichen und weltlichen Gerichte, werden im Dekret wie bei 
den Dekretisten nicht systematisch zusammengefaßt behandelt, 
sondern nur in verstreuten Sätzen gelegentlich berührt. 

Bezüglich der räumlichen Zuständigkeit findet sich 
neben dem allgemeinen forum domieilii?) und dies nicht aus- 
schließend das forum delieti commissi*) anerkannt. Gleich- 


S.80 zu CXXI q 5, wo die gefälschte Bestätigung Ludwig zuge- 
schrieben wird. 

1) Stephanus 8.178 zuc3 CII q6 v. ad maiorem sedem. Die 
Begründung führt aus: nam ipse imperator non designatur vocare eccle- 
siam Romanam matrem suanı et apostolicum patrem suum; ab eo enim 
accepit coronam imperii. — ?) c4,5 CXIq1l. PaucapaleaS.78 zu 
c5 CXIgq1: Ordinarii iudices sunt, qui publicam iurisdictionem ab 
apostolico vel ab imperatore habent, extraordinarii, qui ad specialia sunt 
delegati. Rufinus S.310 zuc5 CXIq1, 8.268 zuc16 ClII q6. 
Stephanus 8.212 zuc4 CXI q1, 8.197 zus17 c2CllIqgTd. — 
®) diet.Gr.p. c6 CXllIgq2,C1IIg6,CVIgq3. Rolandus S.13 zuCIII 
q6. Rufinus S.267 zuCIIIqg6,S. 285zuCVIqg3. Stephanus S. 196 
zuCIUIg6. — * diet.Gr.p.c3CIIIg6, c4,5CVIq3. Unter Berufung 
hierauf und auf Nov. 69, 1 sowie auf Epitome Juliani 15, 8: Pauca- 
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zeitig begegnet in ihren Anfängen die Lehre, daß der Papst 
index ordinarius singulorum sei, also jede Sache in jedem 
Stadium des Verfahrens vor sich ziehen oder für sie Richter 
bestellen könne.!) 


Dem entspricht es nur, wenn bezüglich der funktio- 
nellen Zuständigkeit unter Berufung namentlich auf pseu- 
doisidorische Kanones mit Entschiedenheit betont wird, daß 
in allen Sachen an den Papst appelliert werden dürfe ?), 
während das Urteil der sancta sedes selbst keinem Rechts- 
mittel unterliegt.’) Wie freilich der Instanzenzug im übrigen 
gestaltet sein soll, wird nicht gesagt, höchstens lassen einzelne 
verstreute Kanones erkennen, daß im allgemeinen die 
hierarchische Gliederung der kirchlichen Gewalten als maß- 
gebend angesehen wird.*) 


Hier bringt erst die anschließende Literatur ausführlichere 
Erörterungen. Bei Paucapalea ’) wird durch die von Bulgarus®) 
übernommene Definition der Appellation: 


palea S.72zuCVlq3 Rufinus 8.267 zuClligb. Stephanus 
S.196 zuCIIIq6. Dabei wird von Gratian dict.p.c3C1lIlgq 6 und 
nach ihm von Stephanus ]|.c. das forum delicti commissi mit einer 
gewissen Zurückhaltung behandelt: Hoc autem, quod de loco dietum 
est, tunc intelligendum est, cum veritas causae non nisi in loco al- 
missi criminis deprehendi potest. 


1) dict.Gr.p. c9 CIX q3, e 11, 12,16—21 CIX q 3, c 12, 14, 15 
CHI g6, diet. Gr. p. c14 l.c. Siehe auch oben 8. 238f. und wegen 
der Anklagen gegen Bischöfe unten S. 243f. Mit Unrecht behauptet 
Aemilius Ludwig Richter, Lehrbuch des katholischen und evan- 
gelischen Kirchenrechtse, bearbeitet von Richard Dove und Wilhelm 
Kahl®, Leipzig 1886, S. 759, der Papst sei im Dekret noch nicht als 
ordinarius iudex singulorum behandelt. — ?) Vgl. insbesondere: c 3—8, 
11—13, 15-17, diet. p.c35 CI q6, c16,17 CIX q3. — ?) dict. Gr. 
p- c9I C1X q3, ce 10, 13-17 CIX q3, c7 dist. XXL Zu letzterer 
Dekretale des Papstes Nikolaus I. bemerken aber Rufinus 8. 46 
wie Stephanus $S. 32: prima sedes non iudicabitur a quoquam, nisi 
in fidei articulis pertinaciter erraverit vel scismate corrumpere ecclesianı 
perseveraverit unter Berufung auf c6 dist. XL, c6 CXX1V q2. — 
*%) c7,9CII q6. Auf keinen Fall darf ein Katholik an einen anders- 
gläübigen Richter appellieren: dict. Gr. p. c31 823, c32 CIlqab. — 
5) Paucapalea S.6l zuCIJIIqgb. — ®) Vgl. die im Titel nicht fest- 
stehende Schrift des Bulgarus über Prozeß bei Agathon Wunderlich, 
Anecdota qnae processum civilem spectant, Gottingae 1841, p. 1358., $ 11. 
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Appellatio sive provocatio est ad maiorem iudicem contra 
sententiam facta vocatio et proclamatio, 


der Grundstock zu den zusammendrängenden Ausführungen 
der Appellation geschaffen, die uns bei Rufinus!) und Ste- 
phanus?) begegnen und nach denen sich der Instanzenzug 
der geistlichen Gerichte folgendermaßen gestaltet. Auf 
der untersten Stufe stehen alle die Richter, die dem Bischof 
untergeordnet sind, und als deren wichtigste Gruppe die der 
Archidiakonen ausdrücklich genannt wird. Von ihrem Spruch 
geht die Appellation an den Bischof. Des Bischofs Urteil 
wird angefochten beim Gericht des Metropoliten. Dessen 
Entscheidung unterliegt der Berufung an den Primas oder 
Patriarchen. Über diesem endlich steht der Papst. Dabei 
können einzelne Glieder der Reihe auch übersprungen werden, 
nur darf der neue Richter niemals dem vorhergehenden gleich- 
gestellt oder gar untergeordnet sein. Handelt es sich um 
delegierte geistliche oder weltliche Richter, so ist vom 
Spruch des Delegierten an den Deleganten, erst dann an den 
dem Deleganten übergeordneten Richter zu appellieren, wenn- 
gleich die tatsächliche Übung nach dem Bericht von Stephanus’ 
wie von Rufinus auch sofortige Berufung vom Delegierten 
an den übergeordneten Richter des Deleganten zuläßt. Im 
übrigen wird vom Instanzenzug der weltlichen Gerichte 
nicht gehandelt. Nur erörtert Stephanus die bereits erwähnte 
Streitfrage, ob vom Spruch des weltlichen Richters, insbeson- 
dere des Kaisers, an den Papst appelliert werden könne, 
und entscheidet sie in bejahendem Sinne.°) 

In die Fragen der sachlichen Zuständigkeit und 
zugleich der inneren Gerichtsorganisation hinein führen 
die zahlreichen ausführlichen. Erörterungen über die zu- 
ständigen Strafgerichte für Bischöfe, Priester, Diakonen 
und Kleriker niederer Weihen. Hier zeigt sich das Dekret 
der Fülle der einschlägigen Bestimmungen nicht gewachsen. 
Es wird zunächst negativ festgestellt, daß weder der Bischof) 
noch ein Priester‘) von einem Richter allein (dem Metro- 
politen bez. dem Bischof) abgeurteilt werden dürfe. In 


1) Rufinus S.21ff. zuCU q6. — * Stephanus S. 173ff. zu 
C{lHqg6 — °®) 30. 8.239 Anm... — Y)CUIqgd. — )CXVaqaT. 
‚Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIV. Kan. Abt. II. 16 
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positiver Hinsicht wird einerseits die von den afrikani- 
schen Synoden des vierten Jahrhunderts ausgebildete!), von 
den Päpsten und Synoden der zweiten Hälfte des 9. Jahr- 
hunderts übernommene ?) Lehre wiederholt?), daß zur Ver- 
urteilung eines Bischofs wenigstens‘) zwölf, zu der eines 
Priesters sechs, zu der eines Diakons drei Bischöfe erforder- 
lich seien, gleichzeitig auf die Bestimmung des Concilium 
Spalense von 619 verwiesen), wonach der Bischof einen 
Priester nur mit Gehör der Synode verurteilen dürfe, und 
schließlich noch ausdrücklich festgestellt, daß über Kleriker 
niederer Ordnung ein Bischof allein, jedoch in praesentia 
clericorum suorum, zu Gericht sitzen könne.®) Andrerseits 
finden teils bei Beantwortung der Frage nach dem für Straf- 
sachen eines Bischofs zuständigen Gericht”), teils ohne diesen 
Zusammenhang?) die Kapitel der pseudoisidorischen Sammlung 
Aufnahme, nach denen der Metropolit mit der Provinzial- 
synode gegen einen Bischof, unter Mitwirkung des zuständigen 
Diözesanbischofs ev. auch gegen einen Priester?) verhandelt, 
nach denen weiter der unter Anklage gestellte Bischof 
jene urteilenden zwölf Bischöfe selbst auswählen darf!P), 


!) Vgl. Hinschius, Kirchenrecht IV S. 763 Anm. 8. — ?) Vgl. z. B. 
Nikolaus I. 858—867 in c. 39 dist. 50 und im übrigen wegen dieser 
Entwicklung Hinschius, Kirchenrecht V S, 279 ınit Anm. 4 und 5. 
— 10c.3-6 CXVq7T,c2ClIqgqe —*)c2CIIgqgd. —®) c. 1,7 
CXVqT. — 9 diet. Gr. p.c5 CXV q7, unter geschickter Um- 
deutung der Bestimmungen in c 3—5 ].c. Auch diese Lehre ist bereits 
von Nikolaus I. vertreten. Vgl. c8 dist. 21. — )c1CUIq8 c12 
CliI q 6, vgl. auch die spanischen Kanones in CVIq4 — ®) c4—7 
CIXq3. — CIX qg3, diet. Gr. p. e31.c, ce71.c. Vgl. auch 
die Dekretale Nikolaus’ I. und den Abschnitt aus der Glossa ordi- 
naria zur Apokalypse in c8, 9 l!c. Rolandus 9.24 zu CIX q3. 
Rufinus 8.299, zu CIX q3. Schließlich entscheidet sich hier 
Gratian p. c21 CIX q3 für eine Art Devolutionsrecht, indem er 
dem Metropoliten bei Säumigkeit des Diözesanbischofs ein direktes 
Einschreitungsrecht gegen Priester einer Provinzialdiözes zuspricht. 
Vgl. auch Rufinus.e. — !'J)c1CIUIqg3, c1,2C1IVq4c4CXI 
q1, vgl. auch Gratian CIV. Dieses in das Dekret übergegangene 
Postulat Pseudoisidors, wonach der angeklagte Bischof die über ihn 
zu Gericht sitzenden Bischöfe selbst auswählen bezw. die vom Papst 
oder Primaten ausgewählten ablehnen (c4 CXI q 1) darf, verfolgt 
gleichfalls das Hauptziel der Fälscher, die Macht der Bischöfe gegen- 
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nach denen vor allen Dingen aber die endgültige Entschei- 
dung gegen den angeklagten Bischof, sei es schon in erster, 
sei es erst in der Berufungsinstanz, vom Papste gefällt werden 
muß.!) 

Diese verschiedenartigen diskrepanten Bestimmungen 
vermag Gratian nicht zu vereinigen. Zum Teil erklärt sich 
das wohl daraus, daß in der Praxis die Verhältnisse auch 
zu Gratians Zeit noch in Gärung sind. Zwar die über- 
ragende Stellung des Papstes gegenüber den anderen Bischöfen 
ist schon so weit gefestigt, daß die Kompetenz in allen Straf- 
sachen gegen Bischöfe kaum mehr zweifelhaft erscheint; aber 
bei den übrigen Strafsachen sind der Einfluß der Synoden 
und die Machtbefugnisse des Diözesanklerus, besonders des 
bischöflichen Domkapitels, noch ungeklärte Punkte von 
höchster praktischer Bedeutung. 

Die Dekretisten-Literatur freilich läßt bereits erkennen, 
daß die Entscheidung wie einerseits zu gunsten des Papstes, 
so andrerseits zu gunsten des Bischofs als Einzelrichters fallen 
wird. Zwar wird einhellig wiederholt, daß ein Priester vom 
Bischof nicht absque synodali conventu verurteilt werden 
dürfe2), und daß zur Verurteilung eines Bischofs zwölf, zu 
der eines Priesters sechs, zu der eines Diakons drei Bischöfe 
erforderlich seien.?) Doch bezieht schon Paucapalea *) und 
ebenso Rufinus’) die notwendige synodale Mitwirkung bei 


über den Metropoliten und der Provinzialsynode zu stärken. Die An- 
regung zu einer solchen Forderung mögen die Fälscher durch die 
iudices electi der germanischen Synoden (vgl. z.B. Concilium Franco- 
furtense a. 794 cap. XLIV in Mon. Germ. Concilia II ParsI p. 170, 
Concilium Ingelbeimense a. 840, narratio clericorum Remensium in 
Mon. Germ. Concilia II Pars II p. 813° — 814?, auch Anton Nissl, 
Der Gerichtsstand des Clerus im fränkischen Reich, Innsbruck 1886, 
8.223) erhalten haben, die aber keineswegs nur vom Angeklagten 
gewählte Richter bedeuten. 
)c5ClHgq1l,c4-7,9,11C1Igq6,c1CllIqgE — 2) Pauca- 
palea 8.85 zucl CXVq?7. Rolandus S.35 zu Ü XV q?7. Rufi- 
nus S.350f. zuCXVgq?. — °) Paucapalea 9.67 uCllgq 8. 
Rufinus |. c., der einodalis audientia und Präsenz der vorgeschriebenen 
Zahl von Bischöfen identifiziert. Stephanus S. 212f. zuc4CXVq l. 
— *) Paucapalea 3.85 zucl1 COXV q7. — ') Rufinus S. 350f. zu 


CXV at". 
16* 
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dem Urteil gegen einen Priester nur noch auf das Depo- 
sitionsurteil und dementsprechend Rufinus!) auch die 
notwendige Mitwirkung des bischöflichen Klerus beim Straf- 
urteil gegen niedere Kleriker nur auf den Fall der Deposi- 
tion. Stephanus gar berichtet von einer neuen Lehre, wonach 
die depositio selbst eines Priesters nur vom Papste, weder 
vom Bischof allein noch auch von einer Provinzialsynode 
vorgenommen werden könne?), und behandelt infolgedessen 
die Bestimmung wegen der zwölf, sechs bez. drei Bischöfe als 
der Vergangenheit angehörig°?), indem er insbesondere er- 
klärt, die iurisdictio des Provinzialkonzils sei dort, wo es 
nicht mehr abgehalten werde, auf den Bischof übergegangen, 
dieser könne also mit Ausnahme der Depositionsfälle jede 
Sache gegen einen Priester unter Zuzug seines Klerus ab- 
urteilen.*) 

Die päpstliche Gerichtsbarkeit für alle Strafsachen gegen 
Bischöfe wird unumwunden anerkannt von Rufin, der die 
entgegenstehenden Kanones als Ausflüsse spezieller päpstlicher 
Privilegien erklärt.‘) Daneben erscheint freilich auch noch 
das Gericht der zwölf Bischöfe unter Vorsitz des Meiropoliten®) 
mit der besonders hervorgehobenen Bestimmung, daß der an- 
geklagte Bischof die vom Metropoliten bestellten zwölf Bischöfe 
bei Besorgnis der Befangenheit durch von ihm selbst gewählte 
ersetzen könne”), ein Rechtssatz, der stellenweise dahin ver- 
allgemeinert wird, daß jeder Angeklagte seine iudices wählen 
dürfe.®) 

Im Gegensatz zu Rufin macht Stephanus den später von 
der Glosse?) aufgenommenen Versuch, die Zuständigkeit des 
päpstlichen Gerichts und des Gerichts der zwölf Bischöfe zu 
vereinigen, indem er erklärt, daß die depositio episcoporum 
neuerdings auf den Papst übergegangen sei!°), während sonst 


1) Rufinus 5.46 zu c8 dist. 21. — ?) Stephanus 9, 222 zu 
CXV q7. — °®) Stephanus S. 212 zu c8 dist. XXI. — *) Stepha- 
nus l.c. — ®) Rufinus 8.267 zuCIllq6. — *®) Rufinus $, 269 
zu CII q8 — °) Rufinus lc. — ®) Rufinus 8. 253 zu c 33 
CI q6, S.276 zu cl CIV q5. Hierzu oben S.242 Anm. 10, — 
Gl.zuc6CIllqg6s.v.: Non tamen diffnire, vgl. hierzu Hinschius V 
S. 287 Anm. 10. — !°) Stephanus 8. 158f. zuc5 Cli ql1, S. 202 zu 
CV g4 8.22 uCXVq7T. 
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offenbar für Strafsachen der Bischöfe das vom Angeklagten 
gewählte Zwölfergericht zuständig sein soll.t) 

Von den Fragen der inneren Gerichtsorganisation 
behandelt das Dekret im übrigen nur noch die nach der 
Fähigkeit des einzelnen Richters zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit. An der Spitze steht hier der von Gratian?) 
unter Einfluß theologischer Gedanken geprägte, mit zahl- 
reichen Stellen aus der heiligen Schrift und den Kirchen- 
vätern erläuterte Satz:?) 


Quod iudex esse non possit, quem cum reo par aut maior 
macula inficit ... 


Ein mehr juristisches Gewand trägt der erste als Beleg an- 
geführte pseudoisidorische Kanon), dem Gratian die Über- 
schrift gibt: 

Infames iudices esse non possunt, 


und an den er folgende wörtlich den Digesten?) entnommene 
Ausführung anschließt: 


Tria sunt, quibus aliqui inpediuntur, ne iudices fiant: 
Natura, ut surdus, mutus et perpetuo furiosus, et inpubes, 
quia iudicio carent. Lege, qui senatu motus est. Moribus, 
feminae et servi, non quia non habent iudicium, sed quia 
receptum est, ut civilibus non fungantur offitiis.®) 


Wieder mehr in die theologische Betrachtungsweise führt 
der in einer anderen Quaestio”) behandelte Satz: 


Quod ... ab heretico aliquis deponi aut excommunicari 
non possit ..., 


dem sich sofort der mit der ersten These noch verwandtere 


1) Stephanus S. 212f. zuc4CXIgql. — )C1HIqT. — CI 
q7T pr., dict. p. c2, c3—7, diet.p. c.. — %)c1lClUIg’T. Die 
Beziehung dieses Kanons auf den Richter erklärt sich daraus, daß 
unter dem neben den: procurator genannten cognitor der Richter ver- 
standen wird. Vgl. die ausdrückliche Bestätigung bei Paucapalea 
8.66 zu c1 C1I 7. Stephanus 8.197 zuc2$81I7ClUIqg?T. — 
)D5,1,123,2. — ®)Gr.p. el CIIgq7. Die anschließende Ausnahme, 
daß das kraft Delegation gesprochene Urteil eines vermeintlich Freien 
giltig sei, auch wenn später der Sklavenstand des Richters sich heraus- 
stelle, geht gleichfalls auf das römische Recht zurück. Vgl. D1, 14,3. 
— CXXIV ql. 
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Excommunicatus ... alios excommunicare non potest.!) 


Die Begründung stützt sich außer auf theologische Erwä- 
gungen?) auf eine Dekretale Alexanders II.?) und drei Kanones | 
Nikolaus’ I. von 865*), deren einem Gratian die ganz all- 
gemein gefaßte Überschrift gibt: 

Ad iudicandum excommunicati non sunt recipiendi.°) 
Schließlich vertritt Gratian auch den bereits vom römischen 
Recht aus dem Wesen des Akkusationsprozesses abgeleiteten 
Satz von der Unvereinbarkeit des Richteramts mit der An- 
klägerrolle: 

In una ... eademque causa nullus simul potest esse ac- 

cusator et iudex.®) 

Zweidenselben Gedanken betonende pseudoisidorische Kanones 
sind in anderem Zusammenhange dem Dekret eingefügt.”) 
Überhaupt sind jetzt noch diejenigen Kanones des Dekrets 
zu erwähnen, die von Gratian nicht bei ausdrücklicher Be- 
handlung der subjektiven Fähigkeit zum Richteramt aufgeführt 
werden, die sich aber ihrem Inhalte nach auf diese Fragen 
beziehen; so eine Dekretale Nikolaus’ I. von 865 mit der 
Überschrift: 

Qui inimici sunt, iudices esse non possunt?®), 
spanische Konsilsschlüsse des Inhalts: 

Non debent agitare iudicium sanguinis, qui sacramenta 

Domini tractant ?), 
endlich mehrere von Pseudoisidor und von Nikolaus I. stam- 
mende Kanones!?) mit der Bestimmung für Geistliche: 

Maiores a minoribus iudicari non possunt.!}) 

Die Literatur beschäftigt sich hauptsächlich mit dem an erster 
Stelle genannten Satze und entwickelt hier die Lehre, daß 
die bei Infamie eintretende Unfähigkeit nur diejenigen treffe, 

1) dict. Gr. p. c3 CXXIV qi. — ®) dict. p.c4, p. c 37 CXXIV 
ql. — ?)c4CXXIVq1. — *%)c35—37 CXXIVq1. — 9)c3T CXXIV 
qa.—Y)p.ce1l7T CIlIql. — ?)cel,2CIVqga& —N)c15CIlgb. 
— °) c29, 30 C XXIII q8. Dagegen ist der Satz dee c29 CXI gi: 
De secularibus negotiis episcopus cognoscere non debet — bereits von 
Gratian selbst in diet. p. c 47 C XIq 1 zurückgewiesen. — 1%) c4—9 
dist. XXI, c4 CII q?, dict. Gr.p.c27 84 ClIqT,c5 CVIigqgl.— 
11) Überschrift zu c 8 dist. XXI. Die von einer Rekusation des Richters 


sprechende Nov. 53, 3 wird von Gratian in $85c4CIlIg 3 nicht um 
dieses Inhaltes willen, sondern in anderem Zusammenhange aufgenommen. 
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... qui ab ecclesia officio sunt privati et infamia notati, 


und daß ebenso die Unfähigkeit des iudex eriminosus nur 
platzgreife bei crimina publica. Solange es sich um crimina 
occulta handle und der Richter von der Kirche noch tole- 
riert werde, könne er — zwar nicht de iure merito — wohl 
aber de officio sein Richteramt ausüben.!) 

Die Unfähigkeit des Häretikers und Exkommunizierten 
wird ebenso wie bei Gratian behandelt.?) Aus der Unfähig- 
keit des Anklägers zum Richteramt wird der Schluß gezogen, 
daß der Richter auch seine Kenntnis vom Tatbestand nicht 
verwerten dürfe°), und weiter der Parallelsatz hinzugefügt: 


non ... idem in eodem negotio potest advocatus esse et 
iudex.t) 
Der Gedanke der Unfähigkeit des iudex inimicus kehrt 
wenigstens bei Stephanus in dem Gewande wieder, daß ein 
iudex suspectus für ablehnbar erklärt wird.) Dem Verbot 
der Aburteilung eines Höheren durch einen Niederen wird 
die selbstverständliche Ausnahme beigefügt: 


. nisi quando minor maioris legatione fungitur ... 


und als Beispiel auf die Legaten des Papstes verwiesen.®) 
Der Ausschluß der Kleriker vom iudieium sanguinis bleibt 
unverändert. ”) 
An eine systematische Zusammenstellung aller Erforder- 
nisse eines Richters ist noch nirgends gedacht. Im Gegen- 


1) Paucapalea 8.65 zuc1 CI q7T. Rolandus 8. 18 zu 
CHiq?T. Rufinus 8.268 zu CIIlq7. Stephanus 8.197 zu CI 
q 7, zu dict. Gr. p. c28$11.c. — *) Paucapalear S. 104 zu C XXIV 
q1li. Rolandus 8.98 zu CXXIV ql. — °) Paucapalea 9.58 zu 
c12,19 CII q1. — *) Paucapalea S.68f.zuCIV q4 — °) Stepha- 
nus 8.31 zu c4 dist. XXI, 8.212 zuc4CXIg1. — °) Rufinus 8.46 
zu c4 dist. XXI. Stephanus 9.31 l.c. — ?) Rolandus 98.% zu 
C XXXIllgq 8. Der Versuch Rolands, das parallel mit der Teilnahme 
am iudicium sanguinis behandelte Waffenführen (arma movere) den 
clerici in sacris ordinibus non constituti zu gestatten, falls Kaiser oder 
Papst es befohlen haben, wird von Rufinus S.412 zu C XXIII q8 
wit der Bemerkung zurückgewiesen, daß das magis ebriose quam 
sobrie distinguere heiße. Vgl. auch Rufinus 8.311 zu e29 CXI 
q 1, wo dieser jede richterliche Tätigkeit des Bischofs in weltlichen 
Sachen verbietende Kanon (8. o. S. 246 Anm. 9) als nur auf Strafsachen 
anwendbar erklärt wird. 
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teil wird die einzige dahinzielende, oben wiedergegebene 
Bestimmung des römischen Rechts!) von den Summisten 
durchgängig ignoriert. Die später durch die päpstlichen 
Delegationsprozesse so ins einzelne ausgebildete?) Lehre von 
der Rekusation der Richter befindet sich noch in ihren An- 
fängen; doch genügen diese schon, um erkennen zu lassen, 
daß eine begriffsmäßige Scheidung von iudex habilis und 
iudex suspectus als zwei wesentlich verschiedener Erschei- 
nungen sich nicht anbahnt. 


86. B. Die Parteien, ihre Vertreter und Gehilfen. 


Die Lehre von den Prozeßparteien findet sich im 
Decretum Gratiani unter der Frage: Wer kann anklagen? 
meist in unmittelbarem Zusammenhang mit der Frage: Wer 
kann Zeuge sein? behandelt. Bei der Beantwortung wird 
ein Unterschied zwischen dauernder Anklageunfähigkeit und 
nur vorübergehender Behinderung, zwischen Anklageunfähig- 
keit gegenüber allen und nur gegenüber bestimmten Per- 
sonen, zwischen bloßer Unfähigkeit zum gerichtlichen Ver- 
handeln und der Unmöglichkeit, auch durch einen Vertreter 
handelnd aufzutreten, so gut wie nirgends gemacht. Gratian 
stellt einfach zwei Personen gegenüber und fragt nun, ob 
die eine die andere anklagen könne, ohne daß etwa dabei 
Begriffe wie Parteifähigkeit, Prozeßfähigkeit, Postulations- 
fähigkeit entwickelt würden. Es wird nicht auf die an- 
klagende Person allein abgestellt, ob sie anklagefähig ist oder 
nicht, sondern auf das Verhältnis zwischen Ankläger und An- 
geklagtem und danach die Akkusationsfähigkeit beurteilt. 

Es hängt das zusammen mit den pseudoisidorischen 
Fälschungen, die den Grundstock der von Gratian verarbei- 
teten Rechtssätze bilden. Die pseudoisidorischen Kanones 
wollen allerdings nur durch besonders hoch gespannte Vor- 
aussetzungen die Anklagen gegen Kleriker, namentlich gegen 
Bischöfe praktisch unmöglich machen ?) und beschäftigen sich 


1)8.0. 8.245 bei Anm.6. — 2) Hinschius, Kirchenrecht I S. 175. 
— ») Vgl. c19 CILq7 und E.Seckel in der Real-Enzyklopädie für 
protestantische Theologie und Kirche, begründet von J. J. Herzog, 
herausgegeben von Albert Hauck®, Leipzig 1904, Artikel: Pseudo- 
isidor, XVI S. 230 f. 
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deshalb fast ausschließlich mit der Frage, wer einen Kle- 
riker, einen Bischof anklagen darf, wer nicht. Gratian 
aber, wenn auch fast durchgängig im Fahrwasser der pseudo- 
isidorischen Kanones, bemüht sich doch andrerseits, die Vor- 
aussetzungen für alle Anklagen zu geben, und erzielt so in 
immer wiederholten Erörterungen!) ein überaus verworrenes 
Bild, aus dem sich mit Mühe die leitenden Gedanken er- 
kennen lassen. 


A. Der von Pseudoisidor ganz zweifellos vertretene Satz, 
daß Laien und Kleriker niederer Weihen als „subditi“ nicht 
Kleriker höherer Weihen, sacerdotes, anklagen dürfen ?), wird 
von Gratian, zwar durch manches Bibelzitat erhärtet®), nach 
langen Erwägungen schließlich aber doch abgelehnt.*) Ge- 
stützt auf einige ältere Dekretalen°) stellt Gratian fest: 


. subditi in accusatione prelatorum sunt admittendi.®) 


B. Die concordia discordantium canonum wird nun da- 
durch hergestellt”), daß den die subditi von der Anklage 
der sacerdotes ausschließenden pseudoisidorischen Kanones 
eine einschränkende Interpretation gegeben wird. Sie sollen 
sich nur auf subditi criminosi und infames beziehen, 


!) Von einzelnen verstreuten Kanones ganz abgeschen ist die 
Frage der Akkusationsfähigkeit behandelt in CIq7, ClIq4 CI 
q5, CIVq1,CVIql,CXVYq3d. — ®) Vgl. c1l--43, 5, 6, 8, 9-13, 
21 ClIq7, c8,9CIlq4 c2,5, 7-9, 12—16 CVIq1l. Ob die 
pseudoisidorischen Fälscher zu dieser Lehre durch analoge Anwendung 
der römischen Sätze von der Unmöglichkeit einer Anklage seitens eines 
Kindes gegen die Eltern, eines libertus gegen den Patron gelangt sind, 
wie Münchena.a. 0. 8.380 behauptet, läßt sich mangels jeden Anhalts 
nicht feststellen. Von Gratian allerdings sind solche Bestimmungen 
des römischen Rechts in c14 CII q 1, $3,4 die. p. c4C11Iq ii 
aufgenommen worden. — ?) Vgl. dict. Gr. p. c9, p. c13, p. c 27, p. 
c41, p. c42 CU q7, dict. Gr.p. cll,p. cl6 CVIq1l. — *) Erst 
in den Papstdekretalen der 2. Hälfte des 12. Jahrhunderts lebt der 
pseudoisidorische Gedanke von Ausschluß der Laien wieder auf. 
Vgl. .B. c10 X I1 20 (Alexander IIL). Vgl. Hinschius, Kirchen- 
recht V S.350 Anm. 7. Molitor a.a. 0. 8.138ff. München a.a. U. 
18.363. — ®9) e 4-49 CIlqT. — *®) dict. Gr. p. c52, p.c44 CII 
q 7. — ") Einige dialektische Erklärungsversuche in diet. Gr. p. c 27, 
p. c 39, p. c41, p. c42 CIl q 7 können als für die Weiterentwicklung 
belanglos außer Betracht bleiben. | 
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qui vitam prelatorum suorum parati sunt reprehendere, 
non imitari.!) 
Die in dem pseudoisidorischen Satz enthaltene Forderung 
von der coequalitas inter accusantem et accusatum?) wird 
also nicht gänzlich fallen gelassen, sondern, wie Gratian selbst 
an anderer Stelle deutlich erklärt, nur beschränkt und zwar 
auf die 


. equalitas fidei et conversationis .. .?) 


a) Am häufigsten tritt dieser Gedanke der sittlichen 
Gleichwertigkeit zwischen Ankläger und Angeklagtem in der 
spezielleren, den Zusammenhang mit Pseudoisidor noch deut- 
lich bekundenden Form auf: 

Wer selbst unfähig ist, sacerdos zu werden, darf einen 
sacerdos nicht anklagen.*) 

Unter diesem Gesichtspunkt werden von der Anklage 
ausgeschlossen: 

1. alle infames, suspecti und criminosi.’) Die Belege 
sind überwiegend pseudoisidorische Kanones®), nur vereinzelt 
begegnet ein Ausschnitt aus den Digesten.”) Wer infam ist, 
wird wieder auf Grund fast ausschließlich pseudoisidorischer 
Kanones bestimmt. Hiernach gelten als infam 


omnes, quo3 ecclesiastice vel seculi leges infames pro- 
nunciant, 


im einzelnen: 


omnes, qui Christianae legis normam abiciunt et statuta 
ecclesiastica contempnunt; 
omnes capitalibus criminibus irretiti wie fures, sacrilegi, 


1) diet. Gr. p. c13,p.c26 CIlq 7. 2) Vgl. c23,5CVIgqgl. 
®) dict. Gr. p. c 25, p. c26 CII q 7, c20 cv q 1 und die Zitate der 
nächsten Anmerkung. Auf dem Gedanken der equalitas zwischen An- 
kläger und Angeklagtem beruht auch die Behandlung der in C III 
q 11 aufgeworfenen Frage, ob der Angeklagte seinerseits den Ankläger 
eines crimen beschuldigen darf, vgl. besonders dict.Gr.p.c31.c,c2].c. 
= (C9,1,19 und u. 8. 2888. — *) dict.Gr. p. c 37, p. c 39, p. c 60, 
c38,39,51CIIq7T, c1T CVIq1,CXVgq3pr. — ®) dict. Gr. p. 
c21, p. c22, p.c2786 ClIq7,CIHIgqg4 — *) c15,17,18,23 CI 
qT,el,11 C1Iqg4, c6,8—11,13 CIHHIq5,c1C1V q1,c1,5,6 
CVIql — Nnce14 CIgipr.=D48, 2, 3. Vgl. auch die Bestim- 
mung des Concilium Toletanum VL. inc9 CIIq9. 
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sepulcrorum violatores, incestuosi, non legitime coniuncti!), 
homicide, periuri, raptores, malefici, venifici, adulteri; 
omnes, qui adversus patres armantur; 

de bellis publicis fugientes; 

qui indigna sibi petunt loca tenere; 

qui facultates ecclesie auferunt iniuste; 

qui fratres calumpniantur aut accusant et non probant; 
omnes anathematizati.?) 


Die Akkusationsunfähigkeit der infames und criminosi wird 
nur für den Fall durchbrochen, daß dem Angeklagten Ab- 
kehr vom Glauben vorgeworfen wird; hier sollen nicht nur 
Sklaven ihren Herrn, sondern auch infames und criminosi 
jedermann anklagen können, weil dann wieder equalitas 
zwischen accusans und accusatus besteht.?) 

2. Alle Nichtchristen, Apostaten, Schismatiker und Hae- 
retiker, von denen die letzteren auch schon unter dem Ge- 
sichtspunkt der Infamie anklageunfähig sind. Die Belege 
sind in der Hauptsache pseudoisidorisch.*) 

3. Alle mit dem großen Bann Bestraften, auch sie bereits 
ala Infame anklageunfähig, gestützt auf pseudoisidorische 
Kanones.°) 


1) Incestuosi und non legitime coniuncti fallen zum Teil zusammen. 
Vgl. C.IU q4 Rufinus S.264f. zu CIIl q4 scheidet bei den non 
legitime coniuncti die, welche non fuerunt inter se legitime persone 
ad coniugium ineundum, von denen, die non... secundum statuta 
canonum et debita sollempnia nuptiarum coniraxerunt matrimonium. 
Die ersteren sind nach ihm ipso iure infames und bleiben es bis zur 
separatio und peracta penitentia. Die anderen: levi infamia asper- 
guntur et ideo, mox ut ecclesie satisfecerint, ad accusationem ad- 
mittentur. — ®) c3, 4,5,8, 9, 11 CUlq4,c9 CIHlqgd,c2, 3, 9, 17 
CVIgq1l, diet. Gr. p. c16 CVIq1. Vgl. auch diet. Gr. p. c7 CI 
q3. — °) dict. Gr. p. 022, p. c278$6 CIlqT,p. c19, cCVlIgql: 
„... cum hereticus catholico minor sit“. Wegen der Akkusationsunfähig- 
keit der Sklaven, besonders ihrem dominus gegenüber, s. o. S. 249 
Anm.2 und unten S. 252 Anm.1. — *) Vgl. ce 18, 23-25 CllqT, 
ce, 3CHIq4sc6,11 CHI qd,c1,2CIV q1,c17 CVIql1W, dict. 
Gr. p. c37 CXXIVql. — Y)c4CIlIq7T,c5—TClllq4,c1,2 
CIVq1,c4CIV ql, diet. Gr. p. c37 CXXIV ql. Daß es sich 
hierbei um die excommunicatio maior, nicht um die minor handelt, 
wird von Gratian ausdrücklich in seinem dictum p. cll CIlll q4 
hervorgehoben. Siehe auch Rufinus S. 266 l.c. Stephanus S. 194. 
l.c. Paucapalea 8.65 zu c12 Clilq9. Vgl. Richter-Dove-Kahl 
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4. Alle Unfreien, außer bei der Anklage der Häresie.') 

5. Alle penitentes und bigami.?) 

6. Alle Personen weiblichen Geschlechts®), hier aller- 
dings mit zahlreichen, von Gratian selbst auf einen anderen 
Grundgedanken zurückgeführten Einschränkungen.*) 

7. Dagegen wird die Anklagefähigkeit der Mönche selbst 
gegenüber Bischöfen auf Grund ihrer Fähigkeit zur Erlangung 
der Priesterweihe und unter Berufung auf mehrere Aus- 
sprüche Gregors I. bejaht.°) 

b) Die Forderung der equalitas zwischen accusator und 
accusatus im Sinne sittlicher Gleichwertigkeit wird im Dekret 
aber auch ganz allgemein, nicht nur bei Anklagen gegen 
sacerdotes, vertreten. Namentlich hebt Gratian hervor, daß 
Haeretiker, infames und criminosi keine Anklagen erheben 
können gegenüber Rechtgläubigen und Unbescholtenen®), 
sondern nur gegenüber Personen, die selbst häretisch oder 
infam sind.”) 


C. Ein weiterer die Lehre von der Akkusationsfähigkeit 
bei Gratian beherrschender, gleichfalls auf Pseudoisidor 
zurückgehender Gedanke ist der, daß niemand eine Anklage 
erheben darf, der nach weltlichem Recht dazu unfähig ist?), 


8.2. O. 8 214 S. 778 Anm. 9. Wann in diesen Fällen die Anklagefähig- 
keit wieder eintritt, wird von Rufinus S. 273f. zu CIV qli ähnlich 
wie bei der Infamie (se. o. 8.251 Anm, ]) entschieden. Vgl. auch 
Stephanus S.200 zucl1CIV q1. 

)c7810 CIIq1,c18 ClIq7T,c8,11ClHIqg5,c17CIVgq1, 
der erste Kanon von Gregor I. stammend, alle übrigen pseudoisidorisch. 
Wegen der Ausnahme beim crimen haereseos s. 0. S. 251 Anm. 3. Vgl. 
auch $3 dict. Gr. p. c4 CIIlq1l. — ?°) dict.Gr.p. c 37 [das in der 
ed. Friedberg |. c. gesetzte Komma zwischen bigami und sacerdotes ist 
als einnstörend zu tilgen]. Bei den bigami hat man an die in zweiter 
Ehe Lebenden zu denken, die von den höheren Weihen ausgeschlossen 
sind. — ®?) CXV q3. Hierüber s. u. $S. 253. — *) S.u. S. 253 Anm. 2. 
— 9 c53—60 C1lI q7, dict.Gr.p. c60 l.c. Unhaltbar die gegen- 
teilige Ansicht von München a.a. 0. S. 381. — ®) Vgl. vor allenı dict. 
Gr. p. e25 CII q7 und die 4. Quaestio der III. Causa: 

Quod vero infames et non legitime coniuncti ad accusationem ad- 
mitti non debeant, et qui generaliter ab accusatione removendi sint.... 


— 7) dict. Gr. p. ce 25, p.c26 ClIq 7, dict.Gr.p.c 19, p. c 21, p. c 23 
CVIql,c201l.e. —®)c#5, 7,8% 11 CHIqgd,c19 CVI gl], dict.Gr. 
p.c4CXVaq3. 
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ergänzt durch die von Gratian vorgenommene Umkehr dieses 
Gedankens, wonach jeder anklagefähig ist, der nach welt- 
lichem Recht eine Anklage erheben kann, falls nicht ent- 
gegenstehende Kanones etwas anderes verfügen.!) 
Auf diesen Sätzen beruht im Dekret die Regelung der Akku- 
sationsfähigkeit von Weibern und Unmündigen und die Be- 
handlung der sogenannten crimina excepta. 


1. Bezüglich der Frauen führt Gratian verschiedene 
Bestimmungen aus Codex und Digesten?) auf, nach denen 
die Frauen nur suam suorumque iniuriam, namentlich den 
Tod naher Verwandten, mittels accusatio verfolgen können. 
Im übrigen bewendet es bei der aus dem Gedanken der 
equalitas gefolgerten Akkusationsunfähigkeit der Frau.°?) 


2. Bei den Unmündigen bieten einige wenige aus den 
Digesten übernommene Bestimmungen) den einzigen An- 
halt, daß auch nach dem Rechte des Dekrets die pupilli 
von der Anklage ausgeschlossen sein sollen. Dabei machen 
die aufgeführten leges hier wieder die Ausnahme zugunsten 
der Verfolgung selbst erlittenen Unrechts. 


3. Aus dem Codex rezipiert werden endlich auch die 
Bestimmungen der römischen Kaiserkonstitutionen, wonach 
beim crimen laesae maiestatis und der ihm in so fern gleich- 
gestellten Simonie sämtliche Anklagebeschränkungen weg- 
fallen.°) Gratian fügt als drittes Delikt, für das dasselbe zu 
gelten hat®), die Haeresie hinzu und lehrt für diese drei 


1) diet. Gr. p. c4 C XV q$8, Einleitung der CXV q4. Es ent- 
spricht das der allgemeinen Stellung, die Gratian den weltlichen 
Gesetzen zuweist, vgl. dist. X, bes. dict. p. c61l.c.. — °) C9, 1,2 in 
e1CXV.q3, D 22, 5, 18; 48, 2, 1inc21.c, D48, 2, 2,C9,1,4, in 
c31.c. Vgl.auch D48,2,8 und 11inc14 CIIq2. — °) S. 0. 8.252 
Anm. — *) D48, 2,8 und 11 inc14CIIlq1 und D48,2, 2in cd 
CXVg3. — ®) Vgl. C9, 8, 8in c22 CVI q1; den Hinweis auf C1, 
3, 30 in dict. Gr. p. c22CVIq1; C9,8,4inc23CVIq1l; D48, 
4,8inc3CXVgqg3;C1,8, 30, 5inc4CXV q3. Wichtig der in 
c7 CII q1 aufgenommene Briefausschnitt Gregors I., wonach auch 
die Verletzung eines Bischofs wie das crimen laesae maiestatis von 
jedem beliebigen anklagbar sein, andrerseits aber gegenüber einem 
Bischof als Täter die allgemeine Anklagebefugnis dann nicht platz- 
greifen soll, .. si vita vel opinio eius talis ante non extitit ($ 6, 11 1. c.). 
Hierzu Rufinus 8. 239. — ®) S. o. 8. 252 Anm.1. 
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crimina excepta, daß hier jeder jeden ohne Unterschied an- 
klagen könne.!) 

4. Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhange aber, 
daß Gratian die von ihm ins Dekret aufgenommene Be- 
stimmung der Digesten?), wonach für den Verletzten 
ganz allgemein die Anklagebeschränkungen aufgehoben 
sein sollen, höchstens bei den Frauen und Unmündigen voll- 
ständig durchführt. Im übrigen erklärt er ausdrücklich, daß 
ein als culpabilis nachgewiesener Ankläger de cetero ad 
arguendum non admittitur, nisi propriam causam civilem 
dumtaxat asserere voluerit°), versagt also die Anklage in 
criminali causa, auch wenn es sich um eigene Sache handelt. 


D. Mit den Tendenzen der pseudoisidorischen Fälschungen 
in engstem Zusammenhang steht der für die Regelung der 
Akkusationsfähigkeit im Dekret gleichfalls maßgebende Ge- 
danke, daß eine Anklagenerhebung seitens unglaubwürdiger 
Personen unzulässig ist. Aus diesem Grunde sollen nicht 
anklagen dürfen: 


viles personae®), 

inimici, 

dectractores und inimicorum auctores?), 
facile litigantes und calumniatores.®) 


Y) diet.Gr.p.c3CVIql,p.c3CXVgqg3 — 2 Vgl.D48, 2, 
1l in c14 CII q1 und die Wiederholung dieser Bestimmung in Con- 
cilio Carthaginiensi VII. (419) c2 prope finem = c2 C1lV qg6 — 
3) Vgl. den pseudoisidorischen c3 CIJI q 10 und die ÜberschriftGratians 
dazu, ferner die ganze C IV q 6 mit ihren teils aus afrikanischen 
Synodalschlüssen, teils aus pseudoisidorischen Kanones bestehenden 
Belegen. — *) D48, 2, Win c14 ClIq1,c7 83CIlgq 1 (Gregor I.), 
c18 CIIqg? (Ps.Is).. — ®) c783 CJIq1 (Gregor].), dict. Gr.p. c 14 
Cl1llg5, c10CIIqy4, c2—4,8C1llly5,c4 CV qg5, sämtlich pseudo- 
isidorisch. — °) c 4, 10, 11 CllI q 5, sämtlich pseudoisidorisch. Zwei 
pseudoisidorische Kanones —c 9,10 CIII q5 — und die in $ 3 dict. Gr. 
p. c4 Clll q 11 wiedergegebene Bestimmung von C 9, 1, 20 sprechen 
noch von der Unfähigkeit der familiares und domestici. Hier ist aber 
nicht wie bei der Zeugnisfähigkeit (s. u. $ 12 Il.) an die Hausgenossen 
des Anklägers, sondern an die des Angeklagten zu denken; es handelt 
sich um die Berücksichtigung des zwischen dem Hausherrn und den 
Hausgenossen obwaltenden Pietätsverhältnisses, der praktische Be- 
deutung im 12, Jahrhundert kauın mehr zukommt. 
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E. Schließlich sei noch erwähnt, daß Gratian in einem 
pseudoisidorischen Kanon!) auch den Satz übernimmt: 


Nec clerici in accusatione laicorum ... sunt recipiendi.?) 


Die an das Dekret anschließende Literatur behandelt 
die Frage nach der Akkusationsfähigkeit gleichfalls im eng- 
sten Zusammenhang mit der Frage nach der Zeugnisfähig- 
keit, so sehr, daß Rufinus?) schließlich den Satz aufstellt: 


Sicut generaliter constat, quod, quicumque non admittuntur 
ad testificationem, removentur ab accusatione, ita et e 
converso generaliter verum est, quod, quicumque non ad- 
mittuntur ad accusationem, prohibentur a testificatione; 
unde colligitur, quod, quicumque possunt testificari, possunt 
accusare, et e CONVerso. 
Im übrigen bewegen sich die Ausführungen meist in Wieder- 
holungen der von Gratian entwickelten Sätze. Immer wieder 
wird hervorgehoben, daß Laien, Mönche, überhaupt subditi 
zwar sacerdotes anklagen können, aber nur wenn sie die für 
die Ordination zum Priester erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllen‘), daß criminosi und infames akkusationsunfähig sind?) 
außer bei den crimina excepta, wegen derer jeder die An- 
klage erheben kann*) und, wie jetzt zögernd eingeräumt 


)c6CIlIgqgT. Vogl. das hierzu häufig angeführte Verbot 
I. Tim. 2, 3 und 4, im Dekret enthalten in einer Dekretale Nikolaus’ I. 
von 865, wonach Kämpfer Christi sich nicht in weltliche Händel 
mischen sollen. — *) Die außerdem noch in den pseudoisidorischen 
c6, 8 CIlI q auftretenden Unfähigkeitsgründe, wenn der Ankläger 
nicht eiusdem geutis ist wie der Angeklagte, oder wenn er zu den von 
göttlichen Gesetzen als mortui Bezeichneten gehört, haben keine Be- 
deutung zu beanspruchen. — °) Rufinus 8. 274 zu CIVq2et3. — 
*% Rolandus S. 17 zu CIIq17. Rufinus S.25f zuCIlIqT7, zu 
c8 l.c., zu c33 l.c., wo der Zusatz gemacht wird, daß eine irregula- 
ritas „propter eruditionis insufficientem probitatem“® nicht Akkusations- 
unfähigkeit bedeute: „perfecti enim laici illiterati possunt sacerdotes 
accusare“. Stephanus 8. 186 zuCIHI q7T. — ®) Paucapalea 8.65 
zuc10O CIIq5, 8.71 zaCVI gi. Rolandus 8.18 zu CIII q5.. 
8.21 zaCVIgqi. Rufinus S.281 zuCVIql. Stephbanus S. 19 
zu ClIl q4, 8.208 zuCVIqi. — °) Paucapalea S.71 zuCVl 
qi. Rolandus S.18 zu CIIIq4, 8.19. zuCIVq1, 8.21 zuCVl 
ql. Rufinus S. 255f. zuCllq7, 8.281 zuCVIq]i. Stephanus 
S.121 zu C1,S.186 zu CII q7, 8.194 zu CIIlq4, 8.200 zu cl 
CIV q1, 8203 zuCVlIql. 
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wird, außer bei Verfolgung selbsterlittenen Unrechts!), daß 
der große Bann die Akkusationsfähigkeit aufhebt?), daß 
Frauen nicht anklagen dürfen, wobei aber die Ausnahme 
des Dekrets für den Fall des von der Frau selbst erlittenen 
Unrechts entweder nicht erwähnt oder gar abgelehnt und 
der Frau höchstens eine Anklagebefugnis in Ehesachen zu- 
gesprochen wird®), endlich daß inimici und calumpniatores 
nicht zur Anklage zugelassen werden dürfen.*) Gelegentlich 
wird auch gesagt, daß Kleriker wenigstens bei weltlichen 
Gerichten keine Anklage gegen Laien erheben dürfen.°) 
Eine systematische Zusammenfassung der ganzen Materie 
tritt noch nirgends entgegen. Doch erfährt wenigstens der 
Satz von der equalitas inter accusantem et accusatum stellen- 
weise eine weitere Durchführung als im Dekret. So erklärt 
bereits Rolandus®), daß Exkommunizierte sich gegenseitig 
anklagen dürfen, und Stephanus berichtet von einer Lehre, 
wonach der wegen kleineren Vergehens Exkommunizierte 
‚akkusationsfähig ist gegenüber dem wegen größeren Ver- 


ı) Rolandus 8.18 zu CIII q4 läßt die Ausnahme vorerst nur 
in causa civili, nicht in causa criminali gelten; Rufinus S. 272 zu 
:c3 CIII q 10 erwähnt sie zwar ohne diese Beschränkung, aber unter 
Hervorhebung, daß es sich hier um einen Satz der leges handle, den 
.er wenigstens für einen Spezialfall der Anklage gegen Bischöfe 
verwirft; erst bei Stephanus 8. 194 zu CIll q4 findet sich ohne 
Einschränkung der Satz ausgesprochen: ... infames accusare non 
possunt. Quod ita intellige, nisi suam suorumve iniuriam prosequantur. .: 
"Vgl. auch die verschiedene Stellung, die die Literatur zu C1IV q6 
:({8. 0. 8. 254 Anm. 3) einnimmt: Paucapalea S.69. Rolandus S, 20. 
Rufinus S.276. Stephanus S. 201. Bei letzterem wird der Sinn des 
c 1 C1V q 6 geradezu in sein Gegenteil verkehrt. — ?) Rolandus 
8. 19f. zu CIV ql. Stephanus 98.20 zu cl CIVql. — 
®) Rolandus S,34 zu CXV q3 läßt eine accusatio seitens einer Frau 
nur zu bei den drei crimina excepta und in causa matrimonii. Rufinus 
S. 274 zu CIV q2 und 3 spricht der Frau für Strafsachen — im 
‘Gegensatz zu den Zivilsachen — jede Anklage- und Zeugnisfähigkeit ab, 
höchstens secundum leges soll bei secularia crimina die Frau anklagen 
‚und Zeugnis leisten können, nie aber secundum canones in ecclesia- 
sticis criminibus. Davon wird aber S. 491 zu c23 CXXXII q5 eine 
Ausnahme bei Anklagen wegen Ehebruchs gemacht. — *) Paucapalea 
8.65 zuce10 CliIq4 Rufinus S.266f. zu CIllIgqgö5, S. 272 zuc3 
C III q 10. Stephanus S. 1% zu dict.Gr.p.c14 CllIq5. — 
®%) Rufinus S.256 zuc6CIlq?T. — ®) Rolandus S. 19f.zuCIVgql. 
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gehens Exkommunizierten, während der letztere den ersteren 
nicht anklagen kann.!) Bei weitem am gründlichsten aber 
verfolgt Rufinus den Gedanken der equalitas. Er stellt 
folgende Stufenleiter auf: Criminosi dürfen Kleriker — außer 
bei crimina excepta — überhaupt nicht anklagen. Non crimi- 
nosi können auf jeden Fall eine Anklage erheben gegen 
clerici mali. Gegen clerici digni dürfen sie nur vorgehen, 
wenn sie adeo spectabilis opinionis vel vite sind wie die, 
gegen die ihre Anklage sich richtet.?) 

In erklärtem Gegensatz zu Gratian?) wird übrigens von 
Rufinus*) wie Stephanus°) die allgemeine Anklagefähigkeit 
bei den crimina excepta dadurch eingeschränkt, daß Anklagen 
gegen Bischöfe durch infames, criminosi und servi auch 
wegen Majestätsverbrechens, Simonie oder Häresie nur dann 
zugelassen werden, wenn der Bischof male opinionis vel vite, 
suspectus, fama publica vexatus est.®) Stephanus dehnt 
dieses Erfordernis auf die Anklagen Exkommunizierter wegen 
crimina excepta aus, ohne es hier von einer bestimmten per- 
sönlichen Qualität des Angeklagten abhängig zu machen.”) 

Während so im Dekret wie der anschließenden Literatur 
die Frage nach der Parteifähigkeit, Prozeßfähigkeit, Postu- 
lationsfähigkeit ungeschieden in der einen Frage der Akku- 
sationsfähigkeit behandelt werden, begegnet im Dekret aller- 
dings noch ein Kanon, der sich ausdrücklich mit der Postu- 
lationsfähigkeit als solcher beschäftigt.) Dieser wieder der 


1) Stephanus 8.200 zue1CIVqi. Allerdings wird hier auch 
von einer anderen Lehre berichtet, wonach jeder Exkommunizierte 
infam und deshalb von der Anklage unbedingt ausgeschlossen ist. — 
®) Rufinus S.255f. zu CIIq 7. Liegt dagegen eine Irregularität des 
Anklägers vor, wie bei bigami, corpore enormiter vitiati, servi, dann 
soll er anklageunfähig bleiben, auch wenn er im übrigen religiosissime 
vite vel clarissime opinionis ist. — ®) Rufinus 8.281 zuCVlql: 
Magister autem in principio thematis, dum ait „quendam religiosum*, 
videtur velle, quod, si etiam religiosi habeantur episcopi, ab infamibus 
de hoc crimine valeant accusari: in quo tamen eum non credinus imi- 
tandum. — *) Rufinus S.239 zuc7 ClIq1, 8.2831 zuCVIql.— 
5) Stephanus S. 200 zuc1C1IVqI], S.263 zuCVIqi. — °) Diese 
Voraussetzung ist offenbar der Dekretale Gregors I. inc7TClIql 
entnommen. S.o. S.253 Anm.5. — 7) Stephanus 8.200 zuel1 CIV 
ql.— °)c2Cllgqt. 
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Justinianischen Sammlung entnommene Kanon definiert das 
postulare als 


... desiderium suum vel amici sui in iure apud eum, qui 
iurisdietioni preest, exponere, vel alterius desiderio contra- 
diceret), 
und stellt dann folgende drei Stufen der Postulationsfähig- 
keit auf?): 

1. Die noch nicht 17 Jahre Alten und die vollständig 
Tauben dürfen überhaupt nicht postulieren. 

2. Frauen, Blinde, bestimmte besonders schwer Beschol- 
tene dürfen nicht für andere postulieren, es sei denn, daß 
sie tutores oder curatores necessarii sind. 

3. Alle anderen infames dürfen außer für sich nur für 
einen bestimmten Personenkreis postulieren. 

Es erhellt auf den ersten Blick, daß diese Sätze in die 
Lehre von der Akkusationsfähigkeit weder von Gratian noch 
von der anschließenden Literatur eingearbeitet worden sind. 
Der ganze Kanon wird vom Dekret wie den Dekretisten nur für 
die Frage verwendet, wer Advokat oder Prokurator sein 
darf.?) 

Der im römischen Recht ausgebildete, in Italien lebendig 
gebliebene Gegensatz zwischen der Prokuratur als Prozeß- 
vertretung und der Advokatur als Prozeßbeistandschaft ist 
auch im Dekret und seiner Literatur ersichtlich, wenngleich 
es nicht an Äußerungen fehlt, die auf die Übernahme beider 


)8$11\.c.=D3, 1,2. — ?) $82—-71l..=D3, 1, 1-6. — ?) Das 
geht so weit, daß der im ersten Teil des Kanons enthaltene Satz: ...infames 
. nisi pro se et pro certis personis postulare non possunt, bei 
Rufinus 8. 268 zuclClIlq 7 nur Stephanus 8.197 zuclund 2|.c. 
in der sinnlosen Form erscheint, daß Infame nicht Prokuratoren sein 
dürfen, „nisi pro se et pro certis personis*, Der zweite Teil des Kanons 
beschäftigt sich übrigens in der Tat nur noch mit der Fähigkeit zur 
Advokatur und gibt hierzu Stellen aus C 2,6; 2,9; 2,12; D3,1; 4, 8 
wieder. Von Interesse ist der Zusammenhang, in dem der ganze Kanon 
steht. Er wird von Gratian als Beleg für den Satz: Infames iudices 
esse non possunt, verwendet. Gratian denkt also bei judices auch an 
die Advokaten, eine Tatsache, die sich aus der häufigen Identität von 
iudices und advocati in Italien erklärt. Vgl. Ficker 2.0.11I S.99, 
auch Ernst Mayer, Italienische Verfassungsgeschichte von der Goten- 
zeit bis zur Zunftherrschaft, Leipzig 1909, I S. 108 f. 
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Geschäfte durch dieselben Personen hindeuten.!) Neben den 
Prokuratoren erscheinen hin und wieder als ständige Vertreter 
kirchlicher Vermögensmassen oeconomi, vicedomini, castaldi 
und advocati?), die letzteren hier in der Bedeutung von 
„Klostervögten“?), als Vertreter eines Kapitels die sindieci.*) 

Prokuratur wird, wie im römischen Recht, überhaupt 
nur in Zivilsachen zugelassen, in Kriminalsachen muß jeder 
— mag es sich um erste oder Appellationsinstanz handeln 
— in Person vor Gericht erscheinen?) mit der einzigen, 
wieder dem römischen Recht entnommenen Ausnahme, daß 
in crimine iniuriarum illustres personae sich als Ankläger 
wie Angeklagte durch Prokuratoren vertreten lassen dürfen.®) 

Die persönlichen Erfordernisse des Prokurators werden 
durch den oben erörterten Kanon’), dessen auf die Infamie 
bezüglichen Bestimmungen noch mit einem pseudoisidorischen 
Kapitel gestützt werden®), sowie durch eine von Gratian in 
anderem Zusammenhange aufgenommene römische Kaiser- 
konstitution über die Unfähigkeit der Akatholiken?) geregelt. 

Die Advokaten, auch patroni causarum, iurisconsulti, 


) Vgl. z.B. Rufinns 8.278 zu c3 CV q3 v. advocatum. — 
2) Vgl. die Dekretalen Gregors I. und die Vorschrift des Konzils von 
Chalcedon (451) in ce 2—5 dist. 89 und hierzu das dict. Gr. p. c2)].c., 
ferner den Kanon des Concilium Romanum (826) inc4CV.g3. 
Rufinus S. 180 zu dist. 89. Stephanus 8. 110 zu dist. 89. — ®) Vgl. 
Fickera.a.0. IIlS.39. — *) diet.Gr.p.c31C1Ig6s$2. — 9)Vgl.CVaq3, 
wo nit Hilfe eines cap. Angilr. (c 3) und der bereits erwähnten Vorschrift 
des Conc. Ronıanum von 826 (c4) die auf eine Vertretung in Strafsachen 
deutenden Bestimmungen eines anderen cap. Angilr. (c 1) und einer Codex- 
stelle (C9, 2,3 in c2) dahin umgedeutet werden, daß der vom abwesenden 
Bischof entsandte Legat nicht zur Sache verhandeln dürfe, sondern nur 
die Abwesenheit zu entschuldigen habe: dict. Gr. p. c21.c. Vgl. 
ferner den Anspruch des Papstes Hadrian in c40 C II q6 und dazu 
das dict. Gr. p. c39 l.c., endlich den pseudoisidorischen ce 18 CIII 
q9. Ebenso Paucapaler 8.70 zu CV q3. Rolandus 8.21 zu 
CV qg3. Rufınus 8.278 zuCV a3. — 9diet.Gr.p.ce 18 CI 
q 9 unter Berufung auf C 9, 35, 11. Paucapalea 8.67 zu c3 
CHI q9. Rufinus 8. 255 zu c40 CII q 6, S. 278 zu CV 
q3 Stephanus S. 185 zu c 40 C II q6 v. exploratores. — 
”)S.0. 8.257 Anm.8. — °) cl CllIq7 und hierzu Paucapalea 
S. 66, der die Unfähigkeit nur bei privati officio und notati infamia, 
nicht bei eriminosi tolerati eintreten lassen will. Rufinus S$. 268. 
Stephunus S 197, — ®) c 7, 8 dist. 1 de pen. =|1 ult. C2, 6. 
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iurisperiti, defensores genannt), beschäftigen das Dekret und 
die Dekretissen nur nach zwei Richtungen. Einmal wird 
gefragt, ob Kleriker und Mönche sich der Advokatur zu- 
wenden dürfen, dann ob ihnen und den Advokaten über- 
haupt eine Honorarforderung zusteht. Die erste Frage wird 
von Gratian für die Kleriker stillschweigend bejaht?), un- 
bekümmert um mehrere im Dekret verstreute ältere Kanones 
entgegengesetzten Inhalts); für die Mönche wird im Anschluß 
an Aussprüche Pelagius’ II. und Gelasius’ festgestellt, daß 
sie nur auf Erfordern des Bischofs patrocinia übernehmen 
dürfen.*) Bezüglich der Kleriker versucht die anschließende 
Literatur, durch geschickte Argumentationen auch noch die 
älteren entgegenstehenden Kanones umzudeuten?),was Rufinus 
schließlich den Anlaß zu folgender Systematisierung gibt: 
In Zivilsachen können Kleriker vor weltlichen Gerichten nur 
in eigener Sache oder in Sachen ihrer Kirche oder als 
defensores von Witwen und Waisen Advokat sein, dagegen 
dürfen sie vor geistlichen Gerichten in jeder Zivilsache ein 
patrocinium übernehmen; in Strafsachen vor weltlichen Ge- 
richten können die Kleriker nur Advokaten des Angeklagten, 
nicht des Anklägers sein, vor geistlichem Gericht dürfen sie 
wieder — wofür es allerdings nach Rufinus an direkten 
Belegen mangelt — jeder Partei als Advokaten dienen.®) 
Die zweite Frage wird von Gratian gegen die Bestimmung 
eines spanischen Konzils”) unter Berufung auf die gene- 
ralis consuetudo ecclesie dahin beantwortet, daß Säkular- 
kleriker — nicht Regularkleriker — für ihr patrocinium 
Remuneration verlangen können.?) Eine Einschränkung ent- 
hält nur die Bestimmung des mehrfach erwähnten römisch- 
rechtlichen Kanons, daß Advokaten einen bestimmten Teil 


1) S. die Zitate in den folgenden Anmerkungen. — ?) Vgl. CXV 
q2. — °) Vgl. e1 dist. 51 (Innocenz I.), c4 dist. 88 (Gregor I.), ce 10 
CXIV q5 (Ambrosius), c 30 C XXIII q 8 (Conc. Tolletanum XI 675). 
— 1%)c%0 CXVI q1i (Pelagius Il), dict. Gr. p. c19, p. c21Ic — 
®) Rolandus 8. 77f. zu CXXI q3. Rufinus S. 133f. zu dist. 5l, 
S.385 zu CXXIq3. Stephanus 9.76 zu dist.51. — ®) Rufinus 
S347 u CXVq2. — ")c1lCXV gq2=el Conc. Terraconense 516. 
— ®) dict. Gr. p. c1 CXV q2. Vgl. auch die aus Augustin ent- 
nommenen cTL CXIq3, c15$81CXIX qB. 
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des Prozeßgegenstandes sich nicht ausbedingen dürfen.!) 
In der Literatur, die sich im übrigen Gratian durchaus an- 
schließt, wird das Verbot einer Honorarforderung vereinzelt 
auch auf Regularkanoniker, Mönche und Priester aus- 
gedehnt.?) 

Von der rechtlichen Gestaltung der Advokatur oder 
Prokuratur ist weder im Dekret noch bei den Dekretisten 
die Rede. Nur bei Rufinus findet sich in zufälligem Zu- 
sammenhange der römische Satz wiedergegeben: 

. advocatus quogue infra triduum secundum legem erro- 

rem suum corrigere potest.°) 


I. Das Prozeßverfahren erster Instanz. 


87. Prozeßarten 
und allgemeine Prozeßgrundsätze. 


Der aAkkusationsprozeß ist, wie schon erwähnt®), die 
einzige Prozeßart, die im Dekrete eine ausführliche Dar- 
stellung empfangen hat; doch werden neben ihm auch andere 
Verfahrensarten berührt. 

Kennzeichnet den Anklageprozeß sein allen den er- 
örterten gesetzlichen Erfordernissen entsprechender Ankläger, 
dem es obliegt, bei Vermeidung von Strafe den Beweis des 
von ihm behaupteten Tatbestandes mindestens bis zu einer 
die Auferlegung der purgatio rechtfertigenden Wahrschein- 
lichkeit zu führen’), so begegnet in dem eigentlichen 
Purgationsverfahren im engeren Sinne ein Verfahren, 
das auf Grund üblen Gerüchts von Amtswegen gegen 


1)c288 10, 11 CIII q7T. — ?) Paucapalea S.84f. zuCXV 
q2. Rolandus 8.33 zuCXV q2 Rufinus S.343 zu c15 CO XIV 
q5, 8.348 zuC XV q2, allerdings zögernd bez. der Derogation (o. S. 260 
bei Anm. 7), insbesondere erklärt er, daß er die von Rolandus |.c., für 
die Aufhebung der Bestimmung in c1CXV q 2 angeführte „generalis 
auctoritas® nicht habe finden können. Stephanus S.221 zuCXV q2, der 
sich wegen der Derogation besonders auf die Gewohnheit der römischen 
Kurie beruft. — °®) Rufinus 8. 532 zu dict. Gr. p. c2 CXXXV q9, 
v.cuique Vgl.C2,10,3; auch das spätere cap. 62 X de appell. II 28. 
— 1) 8.0. S. 225. — °) Hierüber s. u. $ 11 S. 297 fi. 
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jemanden eingeleitet wird!); ihm steht gleichfalls als 
Offizialverfahren das wenigstens in seinen Anfängen bereits 
ersichtliche Denunziationsverfahren?) zur Seite, und 
schließlich begegnen auch bestimmte Fälle, in denen es 
ohne weiteres Verfahren zum Urteil kommt.?) 

Für alle diese Prozeßarten gilt dasselbe, was im Vor- 
gehenden bezüglich des Zivilverfahrens gesagt worden ist: 
Sie sind nicht systematisch so voneinander geschieden, daß, 
was vom einen gilt, sich nicht auch auf das andere beziehen 
könnte; vielmehr werden bei der Behandlung des Akku- 
sationsverfahrens zahlreiche Ausführungen gegeben, die sich 
gleichzeitig auf jeden anderen Prozeß beziehen; die Dar- 
stellung dieser anderen Verfahrensarten, wie des Zivil- 
prozesses gliedert sich der Darstellung des Akkusations- 
verfahrens ein. 

Bevor aber in die Erörterung des Akkusationsverfahrens 
eingetreten wird, sind noch wenige Bemerkungen über die 
allgemeinen Grundsätze des Gratianischen Prozesses voraus- 
zuschicken. B 

Der Akkusationsprozeß ist durchaus von der Verhand- 
lungsmaxime®) beherrscht, während die Besonderheit der 
übrigen Prozeßarten im wesentlichen gerade darin besteht, 
daß sie der Offizialmaxime dienen. Das Verfahren ist 


1)8.u.815S.320 ff. In diesemVerfahren sind die Gedanken zu suchen, 
die zu dem späteren Inquisitionsprozeß des 13. Jahrhunderts geführt 
haben. Vgl. Hinschius, Kirchenrecht V S. 349 f. — ®) S.u.8 16 8. 328 ff. 
— 3)8.u.8148.318tf. Das Exzeptionsverfahren (s. u. S. 288 ff.) dagegen 
ist keine eigene Verfahrensart, sondern, wie unten nachgewiesen werden 
wird, vorläufig nur eine Gegenklage im Akkusationsprozeß. — *) Daß 
gelegentlich daneben die Suppletionspflicht des Richters betont wird, 
steht mit dem Verhandlungsprinzip nicht in Widerspruch. Vgl. c. 11 
CXXX q5, auch Paucapalea 8.69 zuCIV q4 Der inc4’ClU 
q 7 aufgenommenen Bestimmung Gelasius’ (492—496), daß die Kleriker 
die Vergehungen ihrer Bischöfe nach Rom berichten sollen, setzt 
Rufinus S. 257f. selbst den Grundsatz des Akkusationsprozesses: „nemo 
invitus cogitur accusare* entgegen, stellt aber die „concordia canonum*® 
dadurch wieder her, daß er diesen Satz dem weltlichen, jene Vorschrift 
dem kirchlichen Recht zuweist: Interest enim ecclesiastice severitatis 
et religionis, ne crimina, maxime que statum ecclesie conturbant, rema- 
neant impunita: et ideo sunt deferenda, ea tamen discretione manente, 
quamı supra signavimus qlc Si peccaverit. An der letzterwähnten Stelle, 
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mündlich, obwohl in einzelnen Kanones der Grundsatz der 
Schriftlichkeit sehr stark betont wird.) Tatsächlich sind es 
nur einzelne prozessualische Handlungen, für die in deut- 
lichem Anschluß an das römische Recht Schriftlichkeit ge- 
fordert wird, so im allgemeinen für die Anklageschrift in 
Strafsachen, für das Urteil, für die Dimissorien und die Be- 
rufungsschrift in der Appellationsinstanz ?); alles übrige wird 
in mündlicher Verhandlung erledigt. Das beweisen die mit 
zahlreichen Kapiteln der pseudoisidorischen Sammlungen 
belegten, zum Teil wiederholt behandelten Sätze, daß An- 
kläger?) wie Beschuldigter*) bei Strafe der Nichtigkeit des 
Verfahrens an Gerichtsstelle persönlich anwesend sein müssen, 
daß Zeugen nicht per scripturam ihre Aussage dem Gericht 
übermitteln oder in Abwesenheit des Angeklagten vernommen 


8.242 zuc19CIIq1, spricht Rufinus vom Denunziationsverfahren. Eine 
Konsequenz der Verhandlungsmaxime erörtert die Bemerkung der 
Münchner Stephanushandschrift Cod. lat. 17162, 12. Jahrhundert, zu c4 
CXI q1i: Sı quaeratur, utrum secundum allegationes, an secun- 
dum conscientiam iudex iudicare debeat, cum sciat veri- 
tatem?... Siehe Stephanus S. 212 Anm. 3, | 

1) c45 CXlI q1l=Epitome Juliani const. 77 [nicht 71 wie bei 
Friedberg] c1, von Gratian aus anderem Grunde aufgenommen, von 
der Literatur aber dahin erläutert, daß ein Verfahren, insbesondere 
ein Urteil sine scriptura höchstens in civili causa statthabe; vgl. 
Rufinus 8, 3llf. zu c45 ].c. v. sine scriptura; ferner c7ClJlIlq1S3, 
eine Bestimmung Gregors I, c9 C1II q 1 (Conc. Suess. III. 852), eine 
palea, die übrigens nicht erst Johann von Faenza — so Joh. Fried- 
richv. Schulte, Die Paleae im Decrete Gratians, Wien 1874, S.14 — 
sondern noch früher bereits Stephan von Tournai kommentiert hat, 
vgl. Stephanus 8.160. — ®%) S.u. 8.269 f., 314, 335f. Ein Ver- 
fahren ohne alle Schrift wird im Anschluß an eine Bestimmung der 
Novellen von Paucapalea und Stephanus für die breves lites 
maxime vilium personarum gefordert. Vgl. Paucapalea S.57 zu 
ClIqic?7= Auth. const. 17 ce3=Nor. 17, 3 = Auth. ad CT, 44, 3. 
Stephanus S.158 zuClIq1. — ®) Vgl. vor allem dict. Gr. p. c5 
CIIq8, ferner c5l.c, c7T33C1llq2, c3,5,6, 8, 9,18, 21 Clllq$9, 
c3CVoq2. Paucapalea S.67zuCllilq9, zucä3l.c. Stephanus 
S.187 zuclCIIlq8 — *) Vgl. vor allem CIIIlq9 und hier c 1,3, 
4, 11, 18, 19, 21, ferner cT CIIq183, c5CIIgqg8, e1CIUlqg8, 
ellCIHIqgY Paucapalea S.67zuCIlllq9, zuc3l.c. Rolandus 
8.19 zuCIHIqg9 Rufinus 8.269 zu CIlllq9. Stephanus S. 198 
zuCIlig9. 
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werden dürfen!), daß endlich das Urteil gleichfalls in Gegen- 
wart beider Parteien verkündet werden soll.?) 

Mit diesen die persönliche Anwesenheit der Parteien 
fordenden Sätzen sind aber gleichzeitig im wesentlichen die 
Bestimmungen erschöpft, die für die Frage der Öffentlichkeit 
oder Heimlichkeit des Verfahrens in Betracht kommen. Es 
scheint, daß außer der Parteienöffentlichkeit, die hiernach un- 
bedingt gewahrt sein muß, auch unbeschränkte Öffentlichkeit 
möglich ist, doch iäßt sich Genaueres weder aus dem Dekret 
noch aus der anschließenden Literatur feststellen.) Nur für 
die Öffentlichkeit oder Heimlichkeit des Purgationsverfahrens 
werden ausdrückliche Bestimmungen gegeben.*) 

Mit der Frage der Gerichtszeit beschäftigt sich eine 
eigene Quaestio Gratians; sie stellt fest, daß an Sonn- und 
Feiertagen eine Verhandlung nicht stattfinden darf.>) 

Auch Zeitbegrenzungen des Prozesses begegnen im 
Dekret. So übernimmt Gratian in einer Bestimmung der 
Justinianischen Novellen®) den Satz, daß die disceptatio litis 
de criminali causa den Zeitraum von zwei Monaten nicht 
überschreiten dürfe, in einem weiteren Novellenzitat”) die 
Lehre, daß die Frist für die Durchführung der Appellation 
ein Jahr, si iusta causa intercesserit, zwei Jahre betrage.?) 


ı) Vgl. vor allem CIII q9 und hier ce 15. Paucapalena 8. 67 
zu CIIlq9, zuc3].c. Rolandus S.19 zu CIIIq9. Rufinus 
S.269 zuCIIq9. — ?) Vgl.c2, 11, 12,13 CIIIq9 Rolandus 
S.19 zuCI1lq9 Rufinus S269 zuClllq9. — ®)c9CXIgq], 
von Gratian mit der Überschrift versehen: Quilibet clericus non est in 
publico examinandus, veranlaßt keinen der Dekretisten, sich über die 
Frage der Öffentlichkeit zu äußern. Dagegen wird dem Augustinischen 
Gebot in c19 C II q 1, verborgene Vergehen geheim zu halten, von 
Stephanus S. 164 ganz allgemein die sonst nur für das Purgations- 
verfahren ausgesprochene Regel beigefügt: ... si in publico quis peccavit, 
in publico corrigatur, si in occulto, in occulto. Vielleicht läßt auch die 
Tatsache, daß Rufinus S, 53 zu c 5 dist. 23 diesen Kanon als ein Verbot 
der Anklage gegen einen Kleriker vor dem weltlichen Richter erklärt, 
den Schluß zu, daß das geistliche Gericht im allgemeinen nicht „in publico“ 
verhandelt. %8.u.8.326. — ®)COXVq4 — °)c45 CXIq1=Epitome 
Juliani const. 77 [nicht 71, wie bei Friedberg]ce1=Nov.83 pr, $1 und. 
— 7) diet. Gr. p. c40 CIIq6 und c41 l.c.=Auth. Ei qui C 7, 63, 
entnommen Nov. 49 pr. $ 1 [nicht 47, wie bei Friedberg]. — °) Auch 
die Literatur vertritt diese Zeitbegrenzung, vgl. Rufinus $. 252 zu 
CIIq6. Stephanus 8.174 zu CII q6, der noch die Bemerkung 
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Diese einer Beschleunigung des Verfahrens dienenden Be- 
stimmungen sind neben den ebenfalls dem justinianischen 
Recht entnommenen Sätzen über die Notwendigkeit, dila- 
torische Einreden vor der Litiskontestation vorzuschützen !), 
gleichzeitig die einzigen Elemente, die auf eine Entwicklung 
im Sinne der späteren Eventualmaxime hindeuten. Im 
übrigen kennt das Dekret weder die Zergliederung des Pro- 
zeßstoffes in einzelne interrogationes oder positiones oder 
capitula?) noch Beweisartikel noch Substantialtermine. Das 
Stadium der Behauptungen und das Stadium der Beweise 
sind nach dem Vorbild des nachklassischen römischen Pro- 
zesses ungetrennt. 


A. Der Akkusationsprozeß. 
88. 1. Prozeßeinleitung. 


Der Untersuchung des Prozeßeinleitungsverfahrens ist 
vorauszuschicken, daß zwei ins Dekret aufgenommene pseudo- 
isidorische Kanones?) bei jeder accusatio oder querela eine 
vorgängige monitio caritativa*) zur Pflicht machen, ein Er- 
fordernis, das sonst für das Akkusationsverfahren weder im 
Dekret noch bei den Dekretisten?) aufgestellt wird und 
auch keine praktische Bedeutung gehabt zu haben scheint.®) 


anschließt: Exercebatur autem antiquitus appellatio infra certos dies, 
qui fatales dicebantur, quoniam fatum, i. e. finem causae-imponebant. 

1) Hierüber s.u. $10 S. 286. — ?) Allerdings wird in C Ill q 10 und 
der daran anschließenden Literatur, vgl. Paucapalea S.67. Rolandus 
S.19. Rufinus $S.272. Stephanus $. 198, bereits von mehreren capitula 
einer Anklage und unter Berufung auf C 7,70, 1 in dict. Gr. p.c39 CII6 
sowie bei Rufinus S. 252 zu C l1I q 6 von Appellation wegen einzelner 
capitula gesprochen. — ®)c1584,c16 CIIq”7. Vgl.Molitor a.a.0.8.87f. 
Gratian überschreibt den zweiten Kanon: Communione privetur, qui pri- 
mati adversus episcopum conqueritur prius, quam eum familiariter con- 
venerit. — *) Im Sinne von Matth. XVIII, 15—17. Es ist derselbe Gedanke, 
- der später zur Ausbildung des Denunziationsverfahrens führt. 8.u. 
$16 S. 323. — ®°) Die hier behandelten Dekretisten kommentieren 
keinen der beiden Kanones. — °) Dafür spricht u.a. die Haltung, die 
später die Ordinaria (zu $4c15 CIIq7 v. sed si quis) einnimmt. 
Sie weiß mit der „admonitio“ beim Akkusationsprozeß überhaupt nichts 
anzufangen, da es eine solche doch nur im Denuntiationsverfahren 
gebe. Infolgedessen bezieht sie schließlich die ganze Vorschrift aus- 
schließlich auf das Verfahren in Zivilsachen. F,A. Biener, Beiträge zu 
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Über die eigentliche Prozeßeinleitung begegnet eine 
zusammenhängende Ausführung bei Gratian!) so wenig wie 
in der anschließenden Literatur, doch gibt die Erörterung 
zahlreicher Einzelpunkte, wie der Ladung, der Fristen, der 
Form der accusatio, hinreichenden Stoff, um ein Bild vom 
Prozeßbeginn zu gewinnen. 


A. Das Dekret. 

I. Die fünfte Causa Gratians knüpft an den Fall, daß 
der angeklagte Bischof nur einmal schriftlich zum Erscheinen 
vor Gericht aufgefordert wird, die Frage 

... quotiens sit vocandus ad causam ante, quam senten- 
tiam dampnationis excipiat? 

Die in doppelter Form erteilte Antwort: 


Vocatio autem eius, qui inpetitur, non semel, sed bis et 

tertio per congruum spatium rationabilibus scriptis fieri 

debet?), 

Canonica ... vocatio est, quando servato- dierum inter- 

stitio ... causae suae literis adesse iubetur, quibus quid 

ei obiciatur ... significari oportet?), 
läßt im Verein mit den pseudoisidorischen Belegstellen er- 
kennen, daß die Ladung dreimal schriftlich durch den 
Richter*) unter Mitteilung des Inhalts der erhobenen Be- 
schuldigung zu erfolgen hat. Für die Zahl der Ladungen 
kommt außerdem ein in anderem Zusammenhang aufge- 
nommenes Kapitel Hinkmars von Reims in Betracht, das in 
noch deutlicherem Anschluß an den römischen Kognitions- 
prozcß°) Ladung 


... tribus edictis.... aut uno pro omnibus peremptorio ...®) 


vorschreibt. 


der Geschichte des Inquisitions-Prozesses, Leipzig 1827, S.17 Anm. 4 und 
nach ihm Molitor S. 83 vermuten, daß sich bier im Sinne der pseudo- 
isidorischen Fälscher und Gratians eine Rechtsgewohnheit erst 
habe bilden sollen. 

ı) Einen Ansatz macht der pseudoisidorische c3 CIIT q8 — 
)CVgqg2pr — die. Gr.p.c4CVgq2. — *) Daß es sich nur 
um richterliche Ladung handeln kann, ergeben die Belege, vgl. z.B. 
c4CVqa23,c1ı CIVqdb. — 3) Vgl. v. Bethmann-Hollweg a.a.0,. 
11 S. 309. — %)81c6 CXXIV q 3. Hinkmar zitiert dabei als 
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Unklar bleiben nur die bei den Ladungen einzuhaltenden, 
angemessenen Fristen. Die Belege Gratians sprechen zum 
Teil gleichfalls von spatinm congruum, zum Teil haben sie 
aber auch feste Bestimmungen, wie aneinander anschließende 
Fristen von 7,7, 2, 2, und einem Tage !), Fristen von einem, 
gegebenenfalls zwei Monaten?), Fristen von zwei, drei oder mehr 
Monaten?) zwischen Ladungsempfang und Termin. Schließ- 
lich zitiert Gratian auch noch Justinianische Vorschriften, 
wonach der vom Kläger unter Leistung bestimmter Kautionen 
beim Richter eingereichte Klaglibell durch einen executor 
des Richters dem Beklagten gegen Sporteln und Kautionen 
übergeben und zwischen dieser Übergabe und dem Termin 
eine Frist von mindestens 20 Tagen gewahrt werden soll, 
bei deren Nichteinhaltung die Litiskontestation für nichtig 
erklärt wird.*) 

II. Ähnlich widerspruchsvoll sind die Bestimmungen des 
Dekrets über andere für die Prozeßeinleitung wichtige Fristen. 
Der Tatbestand der dritten Causa, wonach ein seines Amts- 
sitzes spoliierter Bischof nach erfolgter Wiedereinsetzung vor 
Gericht gefordert wird und hier mit Rücksicht auf die vor- 
gängige Spoliation um eine Frist bittet, gibt Gratian Anlaß 
zu folgenden Fragen: 


... de induciis, an post restitutionem tantum, an etiam 
post vocationem ad causam quibuslibet concedendae sint? 
... quo spatio mensium utrique sint concedendae??) 


Die Beantwortung, bei der übrigens eine Quaestio in die 
andere übergreift, gibt folgendes Bild: 


„imperatoris manifestorum criminum lex“ wörtlich einen Ausschnitt 
der Interpretationes Visigothorum zu den Sentenzen des Paulus ($ 7 zu 
Lib. V tit.5a) und beruft sich darauf, daß dieser Rechtssatz durch 
Coelestin, Gregor I. und die Synode von Ephesus ausdrücklich anerkannt 
worden sei. 

1) c2CV gq2, cap. incertum, in Wahrheit scheint dies Kapitel 
freilich an Wartefristen nach dem Termin zu denken, doch wird es 
von Gratian wie der anschließenden Literatur auf die Ladungsfrist 
bezogen. S.u. 8.271 Anm. 1 undd4. — °) c1CIVag5 (IV. Syn. 
v. Karthago, 391). — ®)c1CVg3 (cap. Angilr) — *) dicet. Gr. p. 
c4CII q3 $s4=Nov. %, 1, 85 = Nor. 53, 3, 86 = Nov. 9,1. — 
s, CIII q2 und 3. 
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1. Zwischen der Restitution des Spoliierten und seiner 
Vorladung hat eine Frist zu liegen, deren Dauer die pseudo- 
isidorischen Belege bald als gleich der Dauer der Spoliation?), 
bald auf 4, 5, 6, 7 oder 12 Monate?) angeben. 

2. Der Geladene kann im Termin eine weitere Frist 
zwecks Vorbereitung seiner Verteidigung erbitten, die 
nach den verschiedenen angeführten pseudoisidorischen 
Kapiteln?) bald arbiträr®), bald 11% Jahr, 1 Jahr oder 
6 Monate?) lang sein soll, ein Widerspruch, der hier des- 
halb weniger praktisch wird, weil zum Schluß als maßgebend 
die Sätze des Codex Justinianeus über die außerordentliche 
Vertagung zwecks Beschaffung von Beweismitteln®) wieder- 
gegeben werden, nach denen eine entsprechend der Orts- 
entfernung auf 3, 6 oder 9 Monate bemessene Frist dem 
Beklagten vom Richter nach vorgängiger causae cognitio’) 


1) c1,6, 7 ClII q 2. Den erstgenannten Kanon überschreibt 
Gratian: 
Secundum tempus expoliationis conceduntur induciae restitutionis. 
— 2)c5,8CIlIq2. Den ersten Kanon überschreibt Gratian: 
Induciae sex mensium eiectis vel expoliatis prestantur. 
— 23) c1—-3 CllI q 3, vgl. auch die pseudoisidorische palea > l.c. 
Den Zweck der Frist gibt c2 l.c. folgendermaßen an: 
ad repellenda machinamenta inpetitorum, et suas preparandas re- 
sponsiones, et testes confirmandos, et consilia episcoporum atque 
amicorum querenda. 
— 4)c1,3C1lllq3.—®)c2CIlg3, vgl. auch die palea c4].c., 
die von 6 Monaten spricht. — °) Vgl.v. Bethmann-Hollweg a.a.0. 
IIS.194f. — ”) dic. Gr. p. c483 CIIq3=C 3, 11, 4: 
. et cognitio causae non interpellatione planaria, sed considente 
magis iudice legitime colligatur ... 
Friedberg schreibt im Gegensatz zum hier wiedergegebenen (übrigens 
auch mit der Krügerschen Codex-Ausgabe übereinstimmenden) Wort- 
faut der editio Romana: plenaria, mit der Begründung, daß so alle 
von ihm verglichenen Handschriften und Ausgaben außer einer im 
Cod. lat. 4505 der Münchner Staatsbibliothek lauteten. Demgegen- 
über ist festzustellen, daß schon Rufinus S.263 l.c. beide, und 
Stephanus S. 194 l.c. nur die zuerst angeführte Lesart kennt, denn 
jener glossiert: 
v. plenaria: id est ab utraque parte petita. Vel ut alia littera 
habet: planaria: i.e. de plano, scil. sine consessu iudicis facta. 
und bei Stephanus heißt es: 
v. planaria: de plano facta, i.e. sine cognitione et solemnitate 
iudiciaria. 


Der Prozeß im Decretum Gratianı usw. 269 . 


einmal, bei dringender Veranlassung auch ein zweites Mal, 
bewilligt werden kann.!) 
III. Über die Form der accusatio spricht Gratian aus- 
führlich in der zweiten Causa, deren achte Frage, 
... quomodo fieri debeat accusatio, an in scriptis, an sine 
scripto? 
mit dem von den pseudoisidorischen Kanones so eindringlich 
gelehrten Satze beantwortet wird: 
Accusatio semper fiat in scriptis.?) 
Dem Einwand, daß andere pseudoisidorische Kanones?) eine 
„schriftliche Anklage“ verbieten, begegnet Gratian selbst 
durch die Feststellung, daß damit nur die briefliche Anklage 
seitens eines Abwesenden untersagt werden solle; für den 
kanonischen Prozeß gelte als Regel, 
... ut accusator presente eo, quem accusat, in scriptis accu- 
sationem iudici offerat, et propria voce litteras suae accu- 
sationis legat.*) 
Wegen der Abfassung der schriftlichen Anklage?) aber über- 
nimmt Gratian einfach aus den Digesten Ausführungen des 
Paulus über den Inskriptionslibell®), die vor allem ein 
Formular: 
Consul et dies. Apud illum pretorem vel consulem Lucius 
Titius professus est, se Meviam lege Julia de adulteriis 
ream deferre, quod dicat, eam cum Gaio Seio in civitate 
N, domo illius, mense N, consulibus N, commisisse 
adulterium. 
und daneben die Vorschrift enthalten: 
Item subscribere debebit is, qui dat libellum, se pro- 
fessum esse, vel alius pro eo, si litteras nesciat. 


Es ist derselbe Gebrauch des Ausdrucks planaria, de plano, wie er in 
der späteren technischen Formel: simpliciter et de plano, sine strepitu 
et figura iudicii procedere wiederkehrt. 

1) diet.Gr.p.c4 CIIIq381-3=C3, 11,1, 2, 4,5. — ?) Über- 
schrift Gratians zu c1 CII q8. Die Belege sind sämtlich pseudo- 
isidorisch. Neben c 1, 3, 4 CII q8 kommen noch in Betracht cc 9 
CIIq1,c5,6 (palea) CIIq3, ce18 CHI q6, c2$1CIVq4&, c3 
s1CVq2. — ®) S.o. 8.263 Anm. 3. — 9 diet.Gr.p. c5CIlIlq8pr. 
Siehe auch oben S. 263 Anm. 3. — ®) Que vero sit forma accusationis, 
quis modus concipiendorum libellorum ... dict.Gr.p.c5CIqg8 — 
%) dict. Gr. p. c5 ClIq8sS1-3=D48, 2, 3. 


270 Erwin Jacobi, 


Unberücksichtigt läßt Gratian die auch in einigen der von 
ihm wiedergegebenen pseudoisidorischen Kanones enthaltene 
Forderung, daß der Ankläger in ausdrücklicher schriftlicher 
Erklärung sich zur Erbringung des Beweises für seine Be- 
schuldigungen zu verpflichten habe.!) Dagegen werden an 
anderer Stelle einige dem Codex Justinianeus entlehnte 
Fälle aufgeführt, bei denen eine accusatio ohne inscriptio 
zulässig sein soll, wie die Ehebruchsbeschuldigung des Mannes 
gegen die Frau, die Anklage wegen crimen abigeatus, wegen 
crimen iniuriarum ?), Anklagen seitens Frauen?) u. a. 

IV. Über die mit der Klagerhebung verbundenen 
Wirkungen endlich®) äußert sich Gratian selbst überhaupt 
nicht, nur eine von ihm aufgenommene Bestimmung der 
Digesten °) verbietet, daß nach erfolgter Anzeige beim Richter 
(delatio) ein dritter eine neue Klage wegen desselben Tat- 
bestands anstrenge: 


Ab alio delatum alius deferre non potest: sed eum, qui 
abolicione publica vel privata interveniente, aut desistente 
accusatore de reis exemptus est, deferre non prohibetur. 


B. Die Dekretisten. 


I. Diean Gratian anschließende Literatur kennt gleichfalls 
nur die richterliche®), schriftliche, den Angeklagten vom 
Inhalt der erhobenen Beschuldigung in Kenntnis setzende”) 
Ladung, bei der die citatio tribus edictis aut uno pro omni- 
bus peremptorio allmählich zur ausschließlichen kanonischen 
Form der Ladung wird.®) 


1)c5CIlIq3,c4CI]lq8, beide pseudoisidorischh ce6 CII q 3, 
Gregor I. — 2) Vgl. dict. Gr. p. c2C1IVq4=C92,7,9, 9 6; 
9, 37,1; 9, 2, 8; 9, 2, 16. Die vorletzte Bestimmung schreibt für den, 
der eine Anklage wegen crimen iniuriarum erheben will, vor:... non ad 
stationarios decurrat, sed presidialem adeat potestatem, aut libellos 
otferens, aut querelas suas apud acta deponens. — Yc1CXVq3=C9, 
1, 12. — *) Wegen des vielleicht schon auf die Zeit der Klagerhebung 
zu beziehenden Verbots der Veräußerung der res litigiosa s. u. S. 280. — 
9) c1481CIIq1=D48 2, 11,2. — ®) Vel. z.B. die bezeichnende Be- 
merkung Rufinus 8.277 zac3 CV q2 v. per querelantium in- 
stitutionem. — 7) Vgl. vor allem Rufinus S, 2653f. zu CHIq2 — 
°) Vgl. Paucapalea S.70 zuCVgq2. Rolandus 8.21 zuCVgq2. 
Rufinus 8.420 zuc6 CXXIV q30 v.tribus auctoritatibus. Stephanus 
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II. Die verschiedenen Fristen werden, nachdem schon 
Paucapalea einen Versuch zu einer Vereinigung der wider- 
sprechenden Bestimmungen gemacht hat!), von Rufinus in 
folgendes System gebracht?): 


a) Nach den Kanones kommen bei Strafsachen in 
Betracht 
1. inducie restitutorie, zwischen der Wiedereinsetzung 
des Spoliierten und seiner Ladung (siehe oben unter AIT, 1) 
einzuhaltende Fristen von gleicher Dauer wie die Spoliation, 
jedoch nicht länger als 12 und nicht kürzer als 6 Monate.?) 


2. inducie expectatorie zwischen Ladung und Termin 
(siehe oben unter A ]), verschieden lang je nach dem Weihe- 
grad des reus: 

a) Für Kleriker höherer Weihen bis einschließlich 
Diakon ein Monat, nur bei berechtigtem Grunde 2 Monate. 

ß) Für Kleriker niederer Weihen vom Subdiakon ab- 
wärts 2 Wochen und 5 Tage.®) 


3. inducie preparatorie („que dantur accusato ad pre- 
parandas defensiones“), die „post litiscontestationem ante 
examinationem vel diffinitionem cause“ dem Beschuldigten?) 
auf seinen Antrag gewährt werden (siehe oben unter A II, 2). 
Die Dauer dieser Frist ist trotz der verschiedenen bei 


S.158 zu CII q1, wo die Ladung durch 3 Edikte oder ein peremp- 
torisches als die legitima vocatio bezeichnet wird, 8.180 zu cl1l8CII 
q6, 8.190 zu Clllq2. 
!) Paucapalea S.70 zuCVq2.:. Hier wird die Frist dse2C V 

q 2 (s.0. 8.267 Anm.1) der des c2CIlIqg3 (so. S. 268 Anm.5) einfach 
hinzugesetzt. — ?) Vgl. zum folgenden Rufinus S. 261f. zuCIIq2, 
S.263 zu CIIIq3, zu 84 Dict. Gr. p. c4CIIlq3, 8.276 zu CIV 
q5, zuclCIV g5, 8.277 zuCV q2 — °) Rufinus 8.262 zu 
CIII q 2 bezieht sich für diese beiden Grenzen auf die Lehre eines 
von ihm als quidam noster progenitor bezeichneten Vorgängers. Bei 
Paucapalea und Rolandus findet sich von einer solchen Lehre 
nichts. — *) So werden die widersprechenden Bestimmungen von c 2 
CVq2undce1CIVqö5 (so. 8.267 Anm.1 und 2) vereinigt. — ®) Rufi- 
nus 8. 261 zuCIlllgq2: 

... preparatorie, licet secundum legis tenorem videantur dande accu- 

satori et reo, secundum intellettum tamen canonum nunquam nisi 

reo indulgentur ... 
Bei den beiden vorgenannten Fristen versteht sich die Beschränkung 
auf den reus von selbst. 
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Gratian zitierten festen Begrenzungen nach Rufin praktisch 
ins Ermessen des Richters!) gestellt: 


... hodie tamen hec indutie, sive circa episcopos sive reliquos 
clericos, non nisi secundum possibilitatem personarum et 
qualitatem causarum arbitrio iudieis ponderantur.?) 


Von Wichtigkeit ist dabei, daß Rufinus ausdrücklich fragt, 
weshalb eigentlich diese Vorbereitungsfristen noch gegeben 
würden, da doch der reus nach Gratians Vorschrift bereits 
bei der Ladung über die gegen ihn erhobenen Beschuldigungen 
aufgeklärt werden müsse und damit in Stand gesetzt sei, 
vorbereitet zum Termin zu kommen. Als Antwort vermag 
Rufin nur auf den arbiträren Charakter der preparatorie zu 
verweisen, der es dem Richter ermöglichen soll, dem Inter- 
esse des Angeklagten an einer gründlichen Vorbereitung 
seiner Verteidigung beliebig entgegenzukommen, auch in 
der Weise, daß er unter Umständen schon vor der Litis- 
kontestation die Frist gewährt und damit die inducie pre- 
paratorie und inducie vocatorie zu einer ausgedehnten Frist 
verschmilzt; eine andere Erklärung — bei der freilich die Vor- 
schrift von der Benachrichtigung mit Unrecht auf Bischöfe 
beschränkt wird —, ist nach Rufinus höchstens noch die, 
Jaß für angeklagte Bischöfe expectatorie und preparatorie 
identisch und zwar arbiträr sind, worauf besonders die wider- 
sprechenden Bestimmungen über die Dauer dieser Fristen 
hinweisen sollen.?) 

1) Eine vorgängige causae cognitio wie in den einschlägigen 
Justinianischen Bestimmungen wird nicht gefordert. Dieses Postulat 
kehrt erst bei den inducie necessarie (3. u. S. 273 unter 3) wieder. — 
2) Rufinus zu CIIlq3 S. 262. — °) Rufinus S. 262f. zuCIlllq 2: 

Sed, sicut dicere cepimus, indutie preparatorie in cognitoris arbitrio 
reservantur, ut, si viderit esse conveniens, ante litis contesta- 
tionem eas faciat prestari ..., ut sic indutie expectatorie cum 
preparatoriis sine ulla interpolatione iungantur; si autem melius esse 
perspexerit eas post litis contestationem donari, faciat quod suo con- 
silio providentius fuerit meditatus. Nisi forte quis dicat easdenı esse 
episcoporum indutias expectatorias et preparatorias; cum enim accu- 
sati episcopi primum vocantur, debent primates eis per litteras signi- 
ficare, quid eis ab accusatoribus obiciatur. Et tunc, ut preparent se 
ad respondendum, expectandi sunt: vel spatio duorum mensiunı, 


sicut in quinta questione quarta cause dicitur; vel eo amplius, prout 
causa dictaverit, scil. trium rel etiam sex mensium aut amplius, ut 
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b) Nach den leges sind für causae seculares folgende 
Fristen maßgebend: 

1. inducie deliberatorie, die den Novellen Justinians 
entnommene, von Rufin auf Zivilsachen beschränkte Frist von 
20 Tagen zwischen Zustellung des Libells und dem ersten 
Termin (siehe oben unter A J), bei deren Besprechung Rufin 
gleichzeitig feststellt, daß die von Gratian mitübernommenen 
Bestimmungen betreffs Kautionen und Sporteln keine prak- 
tische Bedeutung mehr haben!); 


2. inducie citatorie, eine für Straf- und Zivilsachen 
geltende Frist von ursprünglich zehn, nach dem Authenticum 
dreißig Tagen, die zwischen den einzelnen Ladungen und 
den Terminen beziehentlich der peremptorischen Ladung und 
dem Termin liegen soll, mag es sich dabei um Ladungen 
vor oder nach der Litiskontestation handeln ?); 


3. inducie necessarie, jene nach der Litiskontestation in 
Straf- wie Zivilsachen vom Richter causa cognita zwecks 
Herbeischaffung der Beweismittel gewährte Frist des Codex 
Justinianeus von 3, 6 oder 9 Monaten (siehe oben A II, 2), 
bezüglich deren Rufin wieder im Anschluß an das Justi- 
nianische Recht bemerkt, daß sie in Strafsachen dem actor 
zweimal, dem reus dreimal zustehe?), während sie in Zivil- 


infra sequenti questione cap. V. et infra Cs.V. q. 11I. ce. 1., ut demum 
ad defensionem pleniter veniant preparati, nullos alias indutias, de 
cetero speraturi. ö 


1) Rufinus S. 264 zu diet. Gr. p.c4C1lllq3 84: 

Hoc hodie, ut dicunt legiste, non observatur in facienda litis con- 

testatione neque, quod in sequentibus dicitur, consuetudine contraria 

vincente legem. 
Es ist dieselbe „quasi ferrea“ consuetudo, über die später die Prozessualisten 
wie Pillius, Tankred u.a. wiederholt berichten. S.u. S.279 Anm.2. — 
2) Rufinus S. 263 zuCIllgq2: 

Alie citatorie, sive lite contestata sive non, quando altera parte 

absente iudex tribus edictis vel pro omnibus uno peremptorio vocat 

eum, qui absens est, spatio decem dierum, aut — hodie per autenti- 

cum — triginta dierum, per unumquemque introitum destinato. 
Wie öfters — vgl. Singer, Rufinus 8. XC Anm. 77 — zitiert Rufin 
mit den letzten Worten ohne Belegangabe. Mit der älteren Vorschrift 
dürfte C 3, 1, 13,2, mit der neueren Nov. 112, 3pr. gemeint sein. — 
®) Rufinus S, 263 zu CIlIq2. Die wieder nicht angegebene Quelle 
ist D 2, 12, 10. 
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sachen nur bei dringender Notwendigkeit zum zweiten Male 
gewährt werden könne); 

4. inducie iudicatorie, eine Frist für Erfüllung des ur- 
teilsmäßig festgestellten Anspruchs in Zivilsachen, die, weil 
nicht mit dem Prozeßeinleitungsverfahren in Zusammenhang 
stehend, hier außer Betracht bleiben muß.?) 

Die vier letztgenannten Fristen begegnen auch bei 
Stephanus®), in fast wörtlicher Übereinstimmung mit Rufin, 
nur daß bei den inducie citatorie die vormals gültige Frist 
mit 20 statt 10 Tagen angegeben wird. Was Stephanus 
aber von Rufin wesentlich unterscheidet, ist die Tatsache, 
daß er zwischen den Fristen nach leges und canones keinen 
Unterschied macht, sondern die inducie preparatorie Rufins 
einfach zu den inducie necessitatis rechnet und mit allen 
vier genannten Arten die inducie restitutorie auf gleiche 
Stufe stell. Auch schließt. er sich bei den von Rufin so- 
genannten inducie vocatorie, für die er übrigens selbst eine 
Bezeichnung nicht gibt, der Unterscheidung von zwei Fristen 
verschiedener Dauer je nach dem Weihegrade des An- 
geklagten nicht an, sondern versucht seinerseits beide in 
Frage kommende Kanones*) dadurch auszugleichen, daß er 
ähnlich wie Paucapalea°) die Fristen verschmilzt: Zwischen 
Ladung und Termin soll zunächst eine Frist von einem Monat 
liegen, diese soll aber, wenn der Geladene nicht kommt, 
erst eine Woche, hierauf einen Monat, endlich noch eine 
Woche verlängert werden.®) 

III. Was die Form der accusatio anlangt, so steht auch bei 
den Dekretisten der allgemeine Satz an der Spitze, daß die accu- 
satio schriftlich zu erfolgen habe, aber im Termin vorgetragen 
werden müsse.”) Die von Gratian dem Codex Justinianeus 


)C3,11,1 = dict. Gr. p. c4 C III q3 pr. — ?) Hierüber s. u. 
S.318. — °) Vgl. zum Folgenden Stephanus 8, 190ff. zu CIIlq 2, 
S.193 zu CHI q3, S.201f.zuCVq2 — *c1CIVg5 und c2 
CVq2, s0.8.267 Anm. 1und 2. — 5) S.o. 5.271 Anm. 1. Übrigens 
verweist auch Stephanus |. c. ausdrücklich auf Paucapalea und gibt 
dessen Ansicht wieder. — °) Stephanus S.201f. zuCVq2. Der 
von v. Schulte hier wiedergegebene Text leidet offenbar an sinn- 
störenden Druckfehlern. Es muß wohl Z. 5: dari, 2. 6: absentie heißen. 
— 7) Paucapalea 8.63 zu CIIq8 Rolandus S.17f. zu CI 
q8. Rufinus S.259 zuCIlIq38 Stephanus 8.158 zuClIql, 
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entnommenen Ausnahmefälle, in denen eine Anklage ohne 
inscriptio zulässig sein soll, werden gleichfalls aufgeführt!), 
nur zieht Stephanus unter Berufung auf Bulgarus die Aus- 
nahme für das crimen iniuriarum in Zweifel.) Besondere 
Akkusationsformulare begegnen bei Rufinus und Stephanus.?) 
Sie unterscheiden sich von dem bei Gratian wiedergegebenent) 
einmal dadurch, daß der Tag der erhobenen Anklage auf- 
geführt wird und die Namen der consules bei accusationes 
secundum leges durch den Namen des Kaisers, bei eccle- 
siasticae accusationes durch den Namen des Papstes ersetzt 
sind, vor allem aber dadurch, daß in erster Person geredet 
und für die von Paulus geforderte subscriptio ein in 
sklavischer Abhängigkeit vom Wortlaut jener Digestenvor- 
schrift gehaltenes Formular angeschlossen wird. So heißt 
es bei Rufin: 


Anno ab incarnatione Domini MCLXVI residente in sede 
apostolica domino papa Honorio, anno pontificatus eius 
primo, regnante vicetoriosissimo Lothario, anno regni eius 
septimo, imperii quarto, mense Madio, X. Kal. Iunii. Ego 
Ugo archidiaconus beati Petri profiteor me deferre 
Victorem Bononiensem episcopum reum adulterii apud 
sanctissimum papam Honorium. Quod dico eum adulte- 
rium commisisse cum quadam Teberga in civitate Bono- 
niensi in domo cuiusdam Gualdrade, mense Augusto, 
domino Gelasio papa sedente in cathedra beati Petri, anno 
apostolicatus eius IX., imperante christianissimo Lodoico, 
anno regni eius decimo, imperii nono. Ego Ugo archi- 


S.160 zuc9 CII q1, 8.187 zuClIq8. An der zuletzt angeführten 
Stelle heißt es: 
Omnis namque accusatio, sive quae ante civilem sive ante 
ecclesiasticum iudicem fiat, in scriptis fieri debet ... 
1) Rufinus S. 259 zuCIlIqg8 StephanusS. 137 uCUHq38. — 
2) Stephanus 8.201 zu $4 dict. Gr. p. c2 CIV q4 v. aut querelas 
deponens: 
Hinc videtur velle probare Gratianus, quia in crimine iniuriarum 
possit quis accusare sine inscriptione; quod Bulgaro non placet, 
qui et sic exponit: „apud acta deponens*: si nescit scribere, ut per 
officium iudicis inscribatur accusatio et recitetur. 
— :) Rufinus S.259f. zuCIIq8 Stephanus 8. 187f. zuCllq8®. 
— #S. 0. 8. 269. 
18* 
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diaconus subscribo me professum esse deferre predictum 
Victorem episcopum reum prefati criminis.!) 
Neben dieser schriftlichen accusatio erwähnen die Dekretisten 
auch eine mündliche Anzeige von Straftaten, aber mit der 
ausdrücklichen Hervorhebung, daß diese delatio nicht accu- 
satio genannt werden könne und auch deren Wirkungen 
nicht nach sich ziehe.?) 

Endlich ist in diesem Zusammenhang noch auf die be- 
reits behandelte accusatio civilis Rolands zu verweisen, unter 
der wir die Zivilklage zu verstehen haben.?) Diese accusatio 
soll nach Roland gerade im Gegensatz zur criminalis accusatio 
absque omni scriptura erfolgen. Damit stimmt es auch 
überein, daß Rufinus den Justinianischen Satz, wonach eine 
res pecuniaria gegen einen Kleriker vom Bischof sine 
scriptura verhandelt und entschieden werden soll, mit den 
Worten glossiert: 

Et est hoc speciale in episcopo et civili causa; nam in 
criminali secus est ... ®) 
In unvereinbarem Gegensatze dazu steht freilich die von 
Gratian dem Justinianischen Rechte entnommene Bestimmung 
über den bei der Ladung zu überreichenden Klaglibell, die 
auch bei Rufinus und Stephanus Erwähnung findet.°) 

IV. Über die Wirkungen der Klagerhebung findet sich 
bei den Dekretisten wenig mehr als bei Gratian (oben unter 
A IV). Rufinus und Stephanus kommentieren jene von dem 
Verbot einer neuen Anklage während Anhängigkeit der ersten 
handelnden Bestimmungen der Digesten und erläutern sie durch 
römische Sätze über die Abolition.®) 


1) Rufinus a.a.0. Die beiden Formulare von Rufinus und 
Stephanus a.a. O. unterscheiden sich — abgesehen von einzelnen 
Wendungen — nur dadurch, daß das Formular des Stephanus das 
crimen simoniae zum Gegenstand hat und andere Namen und Daten ent- 
hält. — ?2) Rolandus 8.16 zuCIIq3. Rufinus S.243 zuCIlIg3. 
Stephanus S. 165f. zuC1llIq3. Die beiden letzten heben besonders her- 
vor, daß eine derartige Anzeige bei Unerweislichkeit nicht die Strafe der 
Talion, wie die accusatio (hierüber s. u. S.296), sondern höchstens eine Be- 
strafung wegen Beleidigung zur Folge haben könne. — ?) Rolandus 
S.17f.zuClIqg8 S.0.8.227f. — *) Rufinus S. 311f. zu Nov. 83 pr. in 
c45 CXlq1v. sine scriptura.. — °) Rufinus S, 264 zu dict.Gr.p. c 4 
ClIIq3$5. Stephanus $S. 194 ebenda. — *) Rufinus 9. 240 zu 
CUgqgl. Stephanus 8. 16lf. zuce14$1CIIq1 v. Ab alio delatum. 
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Versucht man aus den bisher erörterten Einzelheiten ein 
Gesamtbild der Prozeßeinleitung zu gewinnen, so drängt sich 
zunächst die Erkenntnis auf, daß die Rechtssätze, nach denen 
in Straf- wie Zivilsachen bei der Ladung eine schrift- 
liche Benachrichtigung vom Inhalt der erhobenen 
Klage überreicht werden muß und nach denen weiter auch 
eine Zivilklage eines Klaglibells bedarf, in das übrige 
Recht des Prozeßbeginns noch nicht vollständig verarbeitet 
sind. Sonst würden die von Rufin ganz richtig als in sich 
widerspruchsvoll erkannten inducie preparatorie eine andere 
Darstellung gefunden haben. Diese Fristen haben in der 
Form, wie sie im Dekret begegnen, nur einen Sinn, wenn 
der Beklagte den Gegenstand der erhobenen Klage erst im 
ersten Termin erfährt, wenn also bei der Ladung in Zivil- 
sachen kein Klaglibell, bei der in Strafsachen keine Benach- 
richtigung vom Inhalt der accusatio zugestellt wird. Schon 
die Einleitung der Quaestio, in der die inducie preparatorie 
behandelt werden, gibt bei unbefangener Betrachtung diesen 
Sinn: 

Quod vero post vocationem venienti ad iudicium induciae 
negandae non sint .. .!) 


Der Satz, daß mit der Ladung eine Benachrichtigung vom 
Inhalt der erhobenen Klage verbunden werden muß, ist für 
jene Zeit neues, wenn auch aus der alten Quelle römischer 
Gesetze geschöpftes Recht. 

Dasselbe gilt aber von der ganzen Einrichtung der 
Klagschrift in Zivilsachen. Hier ist darauf hinzuweisen, daß 
Gratian selbst nur an einer einzigen Stelle in Zitaten aus 
der Justinianischen Sammlung, den Klaglibell erwähnt?), daß 
die Dekretisten ebenso wie noch spätere Papstdekretalen 
mit Ausdrücken wie civiliter accusare, quaestio civilis gerade 
ein Verfahren ohne feierliche Klagschrift bezeichnen’), 


)C]HIIq3.—?°)c45C1llIq3. Es ist deshalb nur sehr beschränkt 
richtig, wenn v. Bethmann-Hollweg a.a.0. VI.1. S.88 Anm. 11 
erklärt, Gratian lehre die Notwendigkeit der schriftlichen Zivil- 
klage — °) S.o. 8.227 Anm. 7, Daß Rufinus und Stephanus 
(s.0. S.276 Anm. 5) die von Gratian übernommene Novellenbestimmung 
kommentieren, kann nicht als Gegenargument Verwendung finden, da 
eine Behandlung der leges, auch wenn sie praktisch keine Geltung 
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endlich daß Rolandus ausdrücklich eine schriftliche Zivilklage 
ablehnt.!) Gegenüber diesen Tatsachen kann den Zitaten 
Gratians kein Gewicht beigemessen werden. 

Im übrigen gestaltet sich das Verfahren unter Berück- 
sichtigung des neuen Rechts etwa folgendermaßen: 

Der Kläger reicht dem Richter die förmliche Anklage- 
schrift ein oder erklärt sie zu Protokoll. Der Richter lädt 
den Angeklagten unter schriftlicher Mitteilung vom Inhalt 
der erhobenen Anklage vor. Diese Mitteilung erfolgt, soweit 
die Äußerungen Gratians?) einen Schluß gestatten, nicht durch 
Übergabe des Akkusationslibells selbst, sondern wohl durch 
Aufnahme einer entsprechenden Bemerkung in die schriftliche 
Ladung. Geladen wird tribus edictis vel uno perem- 
ptorio.. Zwischen den einzelnen Ladungen oder der peremp- 
torischen Ladung und dem Termin haben Fristen zu 
liegen, die bei der Verschiedenheit der gesetzlichen Be- 
stimmungen bereits als arbiträr zu bezeichnen sind. Im 
Termin erhebt der Ankläger die Anklage persönlich und in 
Anwesenheit des Gegners durch Vorlesen der Anklageschrift, 
worauf dem Beschuldigten nach richterlichem Ermessen 
weitere Fristen zur Vorbereitung seiner Verteidigung gewährt 
werden können. Irgendwelche Kautionen werden von dem 
Kläger so wenig wie dem Beklagten geleistet. Damit er- 
ledigt sich auch die von einem pseudoisidorischen Kanon 
vertretene und von einigen Dekretisten wiederholte Forderung, 
daß beim Mangel einer Bürgenstellung custodia einzutreten 
habe.°) 


89. 2. Prozeßpflicht, Litiskontestation, 
Kalumnieneid und Kontumazialverfahren. 


I. Auf die Prozeßpflicht, d. h. die Pflicht, der Rechts- 
verfolgung des Gegners standzuhalten, beziehen sich die von 
Gratian angeführten Bestimmungen des Justinianischen Rechts 


haben, etwas durchaus Gewöhnliches ist. Übrigens beschränken sich 
beide Dekretisten a. a. O. darauf, dem Worte libellus das Adjektivum: 
conventionalis zuzufügen. 

1)S. 0. 8.276. — 28.0. 8.%6. — °) Vgl. c3 ClIq8 und 
hierzu Rufinus S. 260, Stephanus 8. 187. 
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über Kautionsleistungen beider Parteien‘); da ihnen 
aber nach dem bereits angeführten Berichte Rufins?) die 
Praxis ablehnend begegnet, so erübrigt sich jedes nähere 
Eingehen auf sie. 

I. Die für Straf- wie Zivilsachen im Dekret und bei 
den Dekretisten häufig erwähnte), wenn auch nicht aus- 
drücklich behandelte Litiskontestation steht, wie schon 
im nachklassischen römischen Recht, in keiner Beziehung zur 


1) 8. 0. 8.267 Anm.4. — °) S. o. 8.273 Anm. 1. Der Bericht 
über die Ablehnung der Kautionen seitens der Praxis kehrt auch in 
der Summa Quicumque vult des Johannes Bassianus wieder, vgl. 
den vollständigen Abdruck bei v. Savigny, Geschichte des römischen 
Rechts im Mittelalter IV, Anhang XVII S. 549 ff., S.550, ebenso Pillius, 
Summa de ordine iudiciorum P.I $1 bei Fridericus Bergmann, 
Pillii, Tancredi, Gratiae libri de iudiciorum ordine, Gottingae 1842, 
p. 5s., Azo nach einem Berichte Tankreds, und Tankred selbst, vgl. 
Tancredus, Ordo iudiciorum P. II tit. 19,15, $1, bei Bergmann 
l. c. p.175s. Die Stelle der cautio durch Bürgenstellung nimmt viel- 
fach eine pignoris datio ein, vgl. Bassianus ]. c., Tancredus |. c. 
und hierzu Wach, Arrestprozeß 8.219 Anm.6. — ?°) Das Dekret 
bringt den Ausdruck Litiskontestation entweder in pseudoisido- 
rischen oder nachpseudoisidorischen Kapiteln oder in Zitaten aus dem 
Corpus iuris civil. Vgl.c1 CI gqg2 (Ps. Js), c3CII q2 
(Stephan VI., 885—891), dict.Gr.p. c4 85 C lII q3 (Nov. 53,3), c 45 
C XIq1 (Epitome Juliani const. 77,1 [nicht 71,1 wie bei Friedberg] 
= Nov. 18 und Nov. 83 pr. $ 1 und 2), dict. Gr. p. c15 84,5 CXVI 
q3 (C7,40,2). Für Litiskontestation in Strafsachen sind besonders 
hervorzubeben c1 CII q2 im Zusammenhang mit dem Tatbestand 
der C Il und vor allem c45 81 CXI ql, wo die Litiskontestation bei 
einem „litigium de criminali causa® erwähnt wird und Gratian die 
vorsichtige Ausdrucksweise der Nov. 83 pr. $2: si tamen de criminibus 
conveniantur, siquidem civilibus ... zu wiederholen nicht für not- 
wendig findet. Wichtiger sind jedoch die Ausführungen der Dekretisten. 
Bei ihnen begegnet die Litiskontestation namentlich im Zusammenhang 
mit den Fristen (s. o. 8. 271, 273) und der Kontumaz (s. u. S. 284 f.). 
Vgl. im einzelnen: Paucapalea S.58 zuc1iCIiq2. Rolandus 
Ss. 16 zu CIIq2, S19 zuCII q9 Rufinus 8. 261 ff. zu 
CII q2, hier für Straf- und Zivilsachen, S$. 264 zu dict. Gr. p. 
c485 CIlIq3 v. pro nichilo est, 8.269f. zu CIIlq9 für Straf- 
sachen, S.276 zuc1 CIV q5 für Strafsachen, S. 365 zu $4 dict. 
Gr. p. c15 CXVI q3. Stephanus 8.165 zu ClIq2, S.190f. zu 
CHI q2, 8.194 zu $5 dict. Gr. p. c4 Clll q3 v. pro nihilo est, 
8.1938 zu CIII q9 für Strafsachen, 8.219 zu c1 CXiIIq2 vw 
appellare, S, 225 zu CXVI gq3. 
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Prozeßpflicht. Sie ist nur der terminus für den Beginn der 
Sachverhandlung: 


Litiscontestatio dieitur, quando judex per negotii narra- 
tionem et alterius partis responsionem primum causam 
audire coeperit.!) 


Vor der Litiskontestation werden ausschließlich die der 
Sachverhandlung entgegenstehenden dilatorischen Einreden 
erledigt?), ein Rechtssatz, den Gratian der Justinianischen 
Sammlung entnimmt.?) Von den Wirkungen der Litiskon- 
testation finden, gleichfalls im Anschluß an das römische 
Recht, die Unterbrechung der Praeskription?) und das Ver- 
bot der Veräußerung der res litigiosa Erwähnung, bei welch 
. letzterem übrigens die Worte Gratians: 

Res vero in litigio posita ante legitimum cognitionis 
eventum in nullam omnino debet transferri personam, 


nicht einmal erkennen lassen, ob die Unveräußerlichkeit erst 
mit der Litiskontestation oder schon in einem früheren Zeit- 
punkt eintreten soll.) 

III. Der ebenfalls der Durchführung der Prozeßpflicht 
dienende Kalumnieneid wird von Gratian überhaupt nicht, 


ı) Paucapalea 8.58 zucl1CIIlq2 und Stephanus S. 165 zu 
c1 CIIl q2, der erste, in wörtlichem Anschluß an C 3, 9, 1 noch ohne 
die Worte: „et alterius partis responsionem“*, die Stephanus aus C 2, 
59,2 pr. übernimmt. Vgl. auch C 3, 1, 14, 1. — ?) Über diese ». u. 
810 8.286. — °®) diet. Gr. pc2CII q6: 

Exceptio fori dilatoria est, atque ideo in inicio litis debet opponi 

et probari. Peremptorias auten exceptiones.... sufficit in inicio litis 

contestarı. 
Vgl. diet. Gr. 87 p. c4 CIIl q 3 und hierzu C 8, 35, 13 und 8. Pau- 
capalea 8.66 zu dict. p. c2 CIIIq6. Stephanus S. 196 ebenda. 
— +) dict.Gr.p. c15 CXVI q38 $4, und über die Herbeiführung einer 
Präskriptionsunterbrechung in den Fällen, wo eine Litiskontestation 
unmöglich ist, 85 = CT, 40, 2, vgl. auch C 1, 4, 31. Die Dekretisten 
begnögen sich mit Wiederholung dieser Bestimmurgen über die von 
ihnen als civilis interruptio bezeichnete Unterbrechung der Präskription, 
Vgl. Rufinus 8.365 ].c. Stephanus S. 225 l.c. — >) dict. Gr. p. c 49 
CXI qi. Als Beleg wird ein Kanon von Gelasius (592—596) gleichen 
Inhalts beigefügt, c 50 l. c. Von den Dekretisten kommentiert nur 
Rufinus S.312 diese Bestimmungen, indem er die res litigiosa in 
wörtlichem Anschluß an Nov. 112, 7 definiert und die Strafen, die an 
die verbotene Veräußerung geknüpft sind, aus C 8, 36, 5 aufzählt. 
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bei den Dekretisten nur ganz im Vorbeigehen erwähnt: 
Stephanus knüpft an einen Kanon!), der dem Kleriker ver- 
bietet, einem Laien einen Eid zu leisten, eine Bemerkung?), 
aus der deutlich der ganz allgemeine Gebrauch des Eides 
und gleichzeitig bereits das Bestreben ersichtlich wird, den 
Kalumnieneid bei einem Kleriker für überflüssig zu erklären, 
ein Gedanke, der in dem späteren Ausschlusse des Kalumnien- 
eides bei Prozessen über spiritualia vorübergehend gesetz- 
liche Anerkennung gefunden hat.?) 

IV. Diejenigen Rechtssätze, die praktisch am wirk- 
samsten eine Erfüllung der Prozeßpflicht verbürgen, treten 
erst in dem Kontumazialverfahren mit seinen den Säumigen 
treffenden Strafen und sonstigen Rechtsnachteilen entgegen. 

Hier ist vorauszuschicken, daß das Dekret und die 
Dekretisten unter contumax nicht nur den seine Prozeß- 
pflicht Versäuinenden, sondern jeden verstehen, der einen 
vom kirchlichen Oberen gegebenen Befehl oder auch eine 
zwecks Besserung verhängte Strafe bewußt mifachtet.*) 
Deshalb sind die Bestimmungen über Kontumaz nicht aus- 
schließlich auf das prozessuale Gebiet zu beziehen, und 
kommen andererseits für das Recht der prozessualen Kon- 
tumaz auch die Regelungen anderer Fälle von „Hartnäckig- 
keit“ in Betracht. 

) c22CXXIlqgd5, vgl.auch das vorhergehende dict.Gr. — ?) Ste- 
phanus 8. 230 zu c22CXXlIgqg5: 

Quia quaedam decreta et leges volunt, etiam clericos iurare, 
quando litigant cum laico, dicunt quidam, quia de sacramento 
calumniae decretum hoc loquatur; quod falsum credimus. 
Die Lehre der quidam lautet also, daß ein Kleriker einem Laien keinen 
Kalumnieneid schwören dürfe. — ®) Vgl. cap. 2 X 117, cap. 1in VL II4, 
— % Vgl. auch München a.a. O0. 8.408 Anm. 1, S.409 Anm. 2 und 
beispielsweise c8CIIlq5, c3CXV q7,c6 CXXIV q3. Rufinus 
$.388 zu CXXII, S.314 f.zuc2CX1q3, wo drei Arten der Exkommuni- 
kation geschieden werden und die schwerste dritte Art, das Anathem, 
ausschließlich zur Strafe der Kontumaz im weiteren Sinne be- 
stimmt wird: 
De excommunicatione, qua contumax anathematizatur, in omnibus 
fere huius questionis capitulis dicitur, ubicunque de excommunicatis 
agitur. Prima excommunicatio non solet fieri nisi de occultis pec- 
catis, secunda fit tantum de manifestis et criminalibus, tertia de 
nullo unquam crimine facienda est, nisi ex contumacia satisfacere 
noluerit qui crimen commisit. 


982 Erwin Jacobi, 


Es ist schon oben gezeigt worden, daß das Recht des 
Dekrets ein Verfahren seitens Abwesender oder gegen Ab- 
wesende ausdrücklich verwirft, gestützt auf zahlreiche, be- 
sonders pseudoisidorische Bestimmungen.!) Dem würde es 
entsprechen, wenn gegen den, der seiner Prozeßpflicht 
nicht genügt und vor Gericht nicht erscheint oder sich vor- 
zeitig wieder entfernt, nur auf Strafe erkannt, nicht aber 
zur Sachverhandlung und Sachentscheidung verschritten würde. 
In der Tat sprechen auch die meisten Bestimmungen des 
Dekrets, die sich mit der Frage beschäftigen, nur von einer 
Exkominunikation oder sonstigen Bestrafung des Säumigen, 
sei es des der Ladung vor Gericht nicht folgenden oder sich 
vor Urteilserlaß entfernenden Angeklagten, sei es des im 
Termin nicht erscheinenden Anklägers?). Gratian selbst 
handelt 

... de excommunicatis, qui... vocati ad sinodum venire 
contempserunt .. .?), 
und stellt für diejenigen, die der Weisung des Richters zum 
Trotz sich vorzeitig wieder entfernen, den Satz auf: 
Qui vero ex contumacia iudicibus obtemperare noluerint, 
communione priventur.*®) 


1)8.0.8.263. Vgl.c1,5, dict.p. c5CIIq8,c184CIIIq$, 
c1—4, 6, 8, 9, 11—13, 14, 15, 18, 19, 21 ClIlq9, c3CVgq2. Die 
überwiegende Mehrzahl dieser Kanones ist preudoisidorisch. — *) Vor 
alleın ist hier CIV q5 zu erwähnen, in der die Frage, ob der auf 
Ladung nicht erschienene Bischof mit Recht exkommuniziert wird, 
bejaht und nur der Fall ausgenommen wird, daß er „die statuta ad 
causam pervenire non potuit“. Der einzige Beleg ist dem Conc. Carth. IV. 
(391) entnommen und spricht die Folge der Exkommmunikation nicht allein 
für den säumigen Angeklagten, sondern auch für den säumigen Ankläger 
aus. Weiter ist auf C V zu verweisen, wo die dampnatio des ab- 
wesenden Bischofs wohl auch nur als Exkommunikation aufzufassen 
ist. Zweifellos regelt die Bestrafung des reus contumax das angeb- 
lich von Silvester stammende Kapitel unbekannter Herkunft mit den 
Wartefristen von zweimal 7, zweimal 2 und 1Tag: c2CVq2(e.o. 
S. 267 Anm. 1), wie es denn auch von Paucapalea S.70 und Ste- 
phanus S. 202 auf die Kontumaz bezogen wird. Auch c12 CIIqi 
(Augustin 404) spricht von der Exkommunikation des contumax. Nicht 
nur den vergeblich Geladenen, sondern auch den, der sich vorzeitig 
wieder entfernt, bedroht der in c 43 C XI q aufgenommene Kanon des 
Konzils von Tribur (895) mit Exkommunikation. — ?) dict. Gr. p. c 40 
CXIqg3. — 9 dict. Gr p.c13CIIgq6. 
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Für diese wegen Kontumaz Exkommunizierten gilt nun 
wieder der Satz, daß sie binnen Jahresfrist die Sachver- 
handlung betreiben und, falls sie ihre Unschuld nachweisen, 
eine Aufhebung der Strafe erwirken können, während nach 
Ablauf des Jahres jede derartige Möglichkeit verschwindet.!) 

Trotzdem kennt das Dekret neben diesen Strafen der 
Kontumaz auch eine Sachverhandlung und Sachentscheidung 
in Abwesenheit. Gerade bei der Frage: 


... an accusatores vel testes in absentem vocem accusationis 
vel testificationis exhibere valeant??) 


fügt Gratian der an sich verneinenden Antwort die Ein- 
schränkung bei: 


Nisi fuerit absens ex contumacia. Pro praesenti namque 
contumacia eum haberi faecit.?) 


Dieser Satz, daß der contumax für anwesend angesehen und 
deshalb ein Eremodizialverfahren im römischen Sinne gegen 
ihn für zulässig erklärt wird, kehrt auch in dem bereits in 
anderem Zusammenhange erwähnten Kapitel Hinkmars von 
Reims *) wieder, das seinerseits auf die Interpretationes 
Visigothorum zu den Sentenzen des Paulus und auf eine 
Epistel Gregors I. verweist. In letzterer wird tatsächlich Ver- 
urteilung in der Sache und außerdem noch Bestrafung wegen 
der Kontumaz für zulässig erklärt. Gleichzeitig begegnet aber 
in diesem Ausspruch Gregors I.?) ein weiterer für das Kon- 
tumazialverfahren wichtiger Gedanke, der seinen schärfsten 
Ausdruck in einem von Gratian freilich wohl kaum in solchem 


!) c 36 (Conc. Carth. V. 401), 37 (Gelasius, 492—4%) CXI q3. 

Vgl. den Schlußsatz von c 36: 

Si vero intra annum causam suam purgare contempserint, nulla eorum 

vox penitus audiatur. 
Durantis erklärt später diese Erscheinung mit einer nach Jahresfrist 
eintretenden Fiktion des Geständnisses: 
Nam intelligitur iuris interpretatione confessus. 
Vgl. Guilelmus Durantis, Speculum iudiciale, una cum Jo. Andreae 
ac Baldi theorematibus, Lugduni 1547, Lib. III. Part.I$6 n.2, p.6 


col.1. — Y»C1IIq9. — ° dict. Gr.p. c13 CUIIlq9. — *c6 
CXXIV q3, s 0. S.266 Anm.6. — °) c6 CXXIV q3 82, vgl. vor 
allem die Worte: ... nec magis ipsa te absencia obnoxium his, que 


dicuntur, assignet ... 
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Sinne gewürdigten!) Kapitel von Bonifaz?) erhält, der Gedanke, 
daß die Säumigkeit ein stillschweigendes Geständnis bedeute. 


Eine entsprechende, die Möglichkeit der Sachverhandlung 
und Sachentscheidung eröffnende Bestimmung findet sich bei 
der Kontumaz des Klägers nicht. Hier wird nur der Satz 
der Justinianischen Novellen wiederholt, daß der reus, falls 
der Ankläger nicht erscheint oder von Erhebung der Klage 
Abstand nimmt, nach 10 Tagen Wartefrist Entbindung von 
der Anklage und Kostenersatz verlangen kann?°), daß aber — 
nach ausdrücklicher, von Gratian gleichfalls wiedergegebener 
Bestimmung des römischen Rechts*) — eine erneute Anklage 
wegen des gleichen Delikts jederzeit zulässig ist. 


Der nach alledem schon im Dekret sehr deutliche Ein- 
fluß des römischen Rechts macht sich bei den Dekretisten 
in noch weit stärkerem Maße geltend. Bei Paucapalea 
finden sich außer einer Definition der Kontumaz: 


Contumaces sunt, qui ad iurisdietionem eius, cui negant 
obsequi, pertinent?), 


nur die beiden Hauptsätze Gratians®), daß der nicht aus Not 
Säumige exkommuniziert wird”), und daß gegen ihn An- 
kläger und Zeugen auftreten können.®) Rolandus wiederholt 
den Satz von der Exkommunikation unverändert®); bei der 
Sachverhandlung gegen den Abwesenden scheidet er aber 
zwischen Abwesenheit vor und nach Litiskontestation: nur 
nach der Litiskontestation soll Anklage und Beweiserhebung 
statthaft, vorher beides ausgeschlossen sein, außer in notorio 
vel sponte confesso.!%) Bei Rufinus endlich tritt uns folgendes 
System entgegen: 


) So auch Hinschius, Kirchenrecht V S. 357 f. Anm. 8. — ?) c 10 
CHI q9 (419): 
Nam manifestum est, confteri eum de crimine, qui indulto et totiens 
delegato iudicio purgandi se occasione non utitur. 
Vgl. auch den Ausspruch des Papstes Gelasius (494 oder 495) in c 12 
CXIgqlif:...quia, qui iudicium refugit, apparet eum de iustitia diffi- 
sum. — °) diet.Gr.p.c486C 11 q3= Nov. 53, 1. — Y)cl4sıCl 
ql=D48 2, 11,2. — °®) Paucapalea 8.67 uC1llIq9. — 98. o. 
8. 282 Anm.4, S. 283 Anm. 3. — ?) PaucapaleaS.69 zuCIV g5, S.70 
zu dit. ad c4ACVq2. — °) Paucapalea S.67 zuCIlllgqg9. — 
®) Rolandus S.20 zu CIV g5. — !% Rolandus 8,19 zuCIlIg9. 
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Den schuldhaft Säumigen trifft nach den leges vor 
Litiskontestation keine Verurteilung pro crimine, kein Sach- 
urteil, sondern nur eine Verurteilung pro contumacia; bei 
Säumnis nach Litiskontestation soll der Richter, falls er plene 
de causa cognoscere kann, Sachurteil fällen, andernfalls pro 
contumacia eine Strafe auswerfen. 

Nach den Kanones wird der Säumige vor wie nach 
Litiskontestation exkommuniziert, stellt er sich auch dann 
noch nicht, so erfolgt Verurteilung in der Sache und Be- 
strafung wegen Kontumaz: 


... et pro contumacia et pro crimine dampnati habebuntur.t) 


Nunmehr kann der Verurteilte binnen Jahresfrist ad pur- 
gationem criminis den Prozeß aufnehmen und gegebenenfalls 
eine andere Sachentscheidung herbeiführen, während die 
wegen der Kontumaz verhängte Strafe bestehen bleibt. Nach 
Ablauf des Jahres ist das Urteil in seinem ganzen Umfange 
unabänderlich.?) 

Neben diesen den säumigen reus betreffenden Be- 
stimmungen behandelt Rufinus als „abolitio ex lege“ den 
Digestensatz°?), wonach der Angeklagte, falls der reus die 
Klage nicht durchführt, absolutio ab instantia verlangen kann. 
Da jedoch Rufinus als Beispiel ausdrücklich auf den Tod des 
Anklägers oder auf seine Verhinderung durch eine iusta 
causa verweist, so können diese Ausführungen kaum auf das 
Kontumazialverfahren bezogen werden. Wohl aber greifen 
hier die später*) im Zusammenhang zu erörternden Straf- 
bestimmungen beim Versagen (deficere) des Anklägers ein. 

Auch bei Stephanus findet sich nichts über die Säumnis 
des Anklägers. Er wiederholt das System Rufins, soweit dieser 
das Kontumazialverfahren gegen den reus nach den leges 
schildert, und schließt sich wörtlich seinen Ausführungen über 
die abolitio ex lege an.’) Zum Schluß ist noch zu bemerken, 


) Rufinus 8.270 zuCIIq9. — *) Rufinus 8. 269f. zu CI 
q9, 8. 314f. zuCXIgqg3, 8. 317f, zuc36, 37T CXlqd. — )=o. 
S. 234 Anm.3. Hierzu Rufinus S.240 v. Ab alio delatum mit der 
ausdrücklichen Hervorhebung: postulante reo aboletur nomen eius de 
numero reorum und dem Zusatz: et alius poterit eum accusare intra 
triginta dies utiles. — *) S. u. $ 11 8.296f. — °) Stephanus 8.198 - 
zuClig9, S.161f. zuc14 81 CIlq1i v. Ab alıia delatum. 
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daß der in einigen Bestimmungen des Dekrets ersichtliche 
Gedanke, die Kontumaz des reus als Eingeständnis seiner 
Schuld zu verwerten!), von keinem der Dekretisten auf- 
gegriffen wird. 


810. 3. Einreden, Gegenklage und Verfahren 
per exceptionem. 


I. Es ist schon im Vorhergehenden ein Satz des Dekrets 
behandelt worden, in dem peremptorische und dilatorische Ein- 
reden einander gegenübergestellt werden und für die ersteren 
Vorschützen vor Litiskontestation zur Pflicht gemacht wird.?) 
Diese Einteilung der Exzeptionen ist dem römischen Rechte?) 
entnommen; sie wird von den Dekretisten in wörtlichem 
Anschluß an weitere römische Sätze erläutert, indem die 
dilatorische Einrede als temporalis, die peremptorische als 
perpetua exceptio bezeichnet und als Beispiel dilatorischer 
Einreden außer der exceptio fori auch die Einrede der 
mangelnden Vertretungsbefugnis, als Beispiel peremptorischer 
Einreden außer der praescriptio longi temporis auch de ex- 
ceptio pacti de non petendi in perpetuum aufgeführt wird.*) 

Über das Wesen der Exzeptionen finden sich namentlich 
bei Paucapalea die scharfen, auch bei Bulgarus und im so- 
genannten Ulpianus de edendo wiederkehrenden Sätze des 
römischen Rechts: 

Agere enim is videtur, qui exceptione utitur. 
Exceptio est actionis exclusio, quam sicut accusatorem 
accusationem, sic accusatum probare exceptionem oportet.?) 
Wie wenig aber diesen Zitaten ein wirkliches Eindringen in 
das Wesen der Exzeption entspricht, beweist das von Pau- 
capalea für den zuletzt angeführten Satz gegebene Beispiel: 
Veluti cum quis impetit alium: tali nocte commisisse adul- 
terıum Ravennae, reus vero inficiatur ac dieit, se ea 
nocte mansisse lerosolimis; tunc enim, qui impetitur, ex- 
ceptionem suam testibus probare debet. 


1) 8.0.8.283. — ?) S.o. S.280 Anım.3. — ®) Vgl.dict.Gr.p. c2CIlI 
q6=p.c4s7TC111q3=C8,35, 8 und 13. — *) Vgl. Paucapalea 
S.66 zu dict. Gr. p. c2 C1ll1l q6, Stephanus 8.196 zu dict. Gr. p. 
c2CIIq6=J4, 13, 9 und 10, D 44, 1, 3. — 5) Paucapalea 
3.57 zu CIIl(= Bulgarus ed, Wunderiich $6 p.16=D44, 1, 1), 
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Auf eigenem Boden stehen im Dekret nur die Ausführungen 
über die exceptio spolii. Hier wird in zwei besonderen 
Quaestiones unter Berufung auf zahlreiche pseudoisidorische 
Kanones die Lehre niedergelegt, daß gegen einen Spoliierten 
vor seiner Restitution weder eine Verhandlung noch auch 
nur eine Ladung stattfinden dürfe!); und zwar müsse die 
Restitution nicht nur vom Richter angeordnet, sondern auch 
tatsächlich vollzogen sein. Nur beim Papst wird eine Aus- 
nahme mit der bezeichnenden Begründung gemacht, daß es 
hier an einem höheren Richter mangele, der die Restitution 
durchsetzen könne.?) Während aber so im Dekret und auch 
noch bei Paucapalea°?) die exceptio spolii im ganzen Um- 
fange der pseudoisidorischen Lehren entgegentritt, erfährt 
sie schon bei Rolandus*) bedeutsame Einschränkungen. Das 
zeigt weniger der Satz Rolands: 

Ordinario iudicio exspoliati ante finem causae restituendi 

non sunt ..., 
der nur eine von Gratian nicht ausgesprochene Konsequenz 
seiner Lehre enthält, als die einschränkende Interpretation 
der pseudoisidorischen Bestimmungen, wonach die exceptio 
spolii nur im Verfahren wegen des crimen zulässig sein soll, 
um dessentwillen die Spolation erfolgt ist. Dieselbe Inter- 
pretation kehrt aber mit geringen Abweichungen bei Rufinus 
wieder). Er erklärt zunächst, daß auch bei spoliatio ordine 
iudiciario eine exceptio spolii vorgebracht werden könne, 
falls die Spoliation erst nach eingelegter Appellation 
verfügt werde. Dagegen soll auch bei spoliatio preter 
ordinem iudiciarium die exceptio spolii ausgeschlossen 
sein, wenn der Spoliierte 

... suspectus habeatur vel de crimine proprie persone vel 

de dilapidatione ecclesie. Si enim sacerdos infametur de 


8.64 zuc2CIIq3 (= TUlpianus de edendo bei Haenel, Incerti 
auctoris ordo iudiciorum, Lipsiae 1838, p. 21). 

1) CIIq2, CIII q1; die Belege sind sämtlich pseudoisidorisch. 
Vgl. auch ce2CII q2. — 2%dic.Grp.c23, p.c6Cllgl. — 
») Paucapalea 8.58 zuCIIq2, 8.64 zuCIiIqi. — *)Rolandus 
S.16 zuCIIq23,8.18 zuClIqg1i. — 5) Rufinus 8. 242f. zuCll 
q 2 [hier ist der Sinn der Stelle nur zu erkennen, wenn das Komma 
vor ante auf der drittletzten Zeile vor das Wort non auf der vor- 
letzten Zeile verschoben wird], 8.261 zuCIlql. 
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cerimine, licebit tune episcopo illum nec convietum nec 
sponte on ab officio suspendere nec zesuuiere usque 
quo prestiterit dignam purgationem ...t) 


Unbedingt aber soll die exceptio spolii gegen jedermann nur 
wegen dieser Sache, wegen anderer Sachen einzig gegenüber 
den spoliatiores erhoben werden können. 

Bei Stephanus?) endlich findet sich wieder die Lehre 
Rufins nur mit dem Zusatz, daß der Spoliierte, der seiner- 
scits eine Klage gegen den spoliator erhebt, Restitution nicht 
eher verlangen darf, als er den Nachweis der iniusta spoliatio 
geführt hat. 


II. Eine bedeutsame Erscheinung tritt in dem Recht 
des Angeklagten entgegen, seinerseits ein Verbrechen des 
Anklägers zum Gegenstand der Verhandlung zu machen. 
Die dritte Causa Gratians enthält folgenden Tatbestand: ein 
Bischof wird von akkusationsunfähigen, darunter drei in- 
fanıierten Anklägern angeklagt, es kommt zu Verhandlung 
und Beweisaufnahme, 


. demum accusatio in accusatorem vertitur. 
Die Frage, 
. an accusato liceat accusationem in accusatorem vertere ??) 


wird von Gratian auf Grund von drei Belegstellen zunächst 
ablchnend beantwortet. Der erste Beleg*) ist ein pseudo- 
isidorisches Kapitel, das den Angeklagten erst von dem auf 
ihm lastenden Verdacht gereinigt wissen will, bevor er seiner- 
seits eine Anklage erheben darf. Als zweiter Beleg er- 
scheint eine dem Codex Justinianeus entnommene Be- 
stimmung), in der dem Angeklagten verboten wird, in 
pari vel minori crimine einen anderen zu beschuldigen, 
solange er noch selbst unter Verdacht steht, falls er nicht 
suas suorumque iniurias verfolgt.*) In dem dritten pseudo- 


1) Rufinus 8.243 l.c. Wegen der hier erwähnten Purgation 
8.u. 815 8.320 ff. — °) Stephanus 8. 164f. zu CIIlq2, 8.189f. zu 
CHIq1,8.190 zuel1CIIIq1,8.192zuc2CIIq?2. —Y)CllIgqg1l. 
— c1lCMgq1il. —*®)c2CllIqil=C9, 1, 19. — *) Auch der 
Schluß der Codexstelle, wonach es dem an der Auklage verhinderten 
Angeklagten gestattet sein soll, pendente accusatione die Inskriptions- 
schrift zu hinterlegen, wird von Gratian wiedergegeben. 
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isidorischen Belegkapitel!) endlich wird der allgemeine 
Gedanke ausgesprochen, daß den Aussagen derer, die selbst 
in Untersuchung verwickelt sind, kein Glauben geschenkt 
werden darf, 


... quia periculosa est et admitti non debet rei professio 
adversus quemcumque. 


Die drei Belege stimmen bei aller Verschiedenheit darin 
überein, daß sie dem Angeklagten ganz allgemein eine 
Anklage verbieten, ohne dabei den speziellen Fall einer 
Wideranklage des Angeklagten gegen seinen Ankläger her- 
vorzuheben. Erst Gratian wendet sie auf diesen Tatbestand 
an und schließt aus ihnen auf die Unzulässigkeit der Gegen- 
anklage. Dieses Ergebnis schränkt er aber sogleich unter 
deutlichem Einfluß der römischen Belegstelle und entsprechend 
der allgemeinen Lehre von der Akkusationsfähigkeit?) da- 
durch ein, daß er alle drei Belege nur auf die Gegenanklage 
wegen eines Verbrechens bezieht, das dem des Angeklagten 
an Schwere gleichkommt oder nachsteht, während die Gegen- 
anklage de maiori crimine zulässig sein soll?), eine Ent- 
scheidung, die durch die spätere Untersuchung der Frage, 


.... 8i episcopus accusationem in accusatorem vertere volu- 
erit, an suae simplici assertioni fides sit habenda?*) 
bestätigt wird. 


Aus dieser zweiten die Gegenanklage behandelnden 
Quaestio erhellt ganz besonders, daß eine wirkliche Anklage 
seitens des Angeklagten in Frage steht, denn es werden hier 
von dem Gegenankläger dieselben Beweismittel wie von 
jedem Ankläger erfordert. Das Gleiche folgt aber auch aus 
den Ausführungen der ersten Quaestio, vor allem aus den 
der Einschränkung des Verbots der Gegenklage folgenden 


)c3CIH qll.. — 2 8S.o. 8.30. 256f.£ — ?°) dict. Gr. 
p. e3 C11I q 11: Hoc autem intelligendum est in pari vel minori 
crimine. Ceterum si de maiori crimine eum accusare voluerit (veluti, 
si accusatus de fomicatione [bis hierhin Subjekt; das von Friedberg 
dahintergesetzte Komma ist sinnstörend] de periurio, vel homicidio, 
vel symonia vel alio quolibet huiusmodi crimine accusatorem 
suum inpetere voluerit), his auctoritatibus non prohibetur. — 
ıCOVIqg2pr. 
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Erörterungen über die Präjudizialität. Gratian fährt näm- 
lich fort: 

Aliquando enim ceriminalis questio preiudicat civili, ali- 

quando criminali!), 
und belegt diesen Satz mit Zitaten aus dem Codex?), nach 
denen eine Zivilklage durch die Verhandlungen über eine 
Strafsache unterbrochen wird und bei einer Strafklage die 
vom Angeklagten gegen den Ankläger erhobene Beschuldi- 
gung wegen eines größeren Verbrechens zuerst verhandelt 
werden muß. Wenn freilich nunmehr Gratian auch noch 
den Satz: 

Aliquando eivilis preiudicat civili, aliquando criminali?), 
behandelt und mit weiteren Zitaten aus dem Codex Justi- 
nianeus*) nachweist, daß unter Umständen die causa libertatis 
vor der Erbschaftsklage, die causa status vor der Strafklage 
verhandelt werden muß, falls nämlich die Feststellung des 
status für die Entscheidung der einen oder anderen Klage 
notwendig wird, so verschiebt sich damit das Bild in so fern, 
als hier nicht mehr von einer Gegenklage, sondern nur noch 
von einem Einwand des Beklagten gesprochen wird, dessen 
Erledigung präjudiziell für den weiteren Verlauf der Sache 
ist. Das erklärt sich aber daraus, daß Gratian, wie so oft, die 
letzten Ausführungen nur noch zwecks Vervollständigung der 
einmal von ihm berührten Lehre von der Präjudizialität 
macht, während die eigentliche Frage schon mit dem ersten 
Satze, daß die schwerere Strafsache vor der leichteren durch- 
geführt werden muß, erledigt ist. 

Nach alledem kann nicht mehr in Zweifel gezogen 
werden, daß Gratian an eine tatsächliche Umkehr der An- 
klage, d.h. an eine Gegenanklage des Angeklagten gegen 
seinen Ankläger, denkt, die mit einem Urteil gegen den ur- 
sprünglichen Ankläger endet. Diese Gegenanklage wird, wie 
sich aus den anschließenden Ausführungen der Dekretisten 
ergibt, im Laufe der Verhandlung mündlich erhoben. 


81 ddiet.Gr.p.c3 CMIq11. — ®) dict.Gr.p.c3CIHIqgil 
$1=C3,84;c4 CUHIyqll=C9I 1,1 — 9 die. G. p. c4CIl 
qlipr. — 9 dict. Gr. p. c4ClIqlipr.. =CT, 19, 2;  81=C7T, 
19, 3; 82=(C7,19, 1 und 4, 83=(09, 1, 2%; $84=C9, 1, 21. 
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Paucapalea bemerkt zu dem ersten der oben erwähnten 
Gratianischen Belege, in dem den accusati bis zu ihrer 
Reinigung vom Verdacht die licentia eriminandi abgesprochen 
wird, um ihn mit der späteren Gratianischen Lehre von der 
beschränkten Zulässigkeit der Gegenanklage in Einklang 
zu bringen: 

Non enim solemniter, ut accusati sunt, accusare possunt, 
sed excipere, si tamen exceptionem eandem probare 
valent.!) 
Schon hier begegnet statt des Gratianischen Ausdrucks 
„accusationem in accusatorem vertere“ der bei der weiten 
Bedeutung des Wortes exceptio?) begreifliche Ausdruck „ex- 
cipere“. Er kehrt auch in den Darstellungen der übrigen 
Dekretisten wieder.?) 

Rufinus*) behandelt die Frage der Gegenakkusation 
vollkommen entsprechend seiner Lehre von der Akkusations- 
fähigkeit): 

Ist der Angeklagte infam, weil er wegen eines anderen 
Delikts bestraft oder doch bereits in Verruf ist, so ist er 
anklageunfähig und infolgedessen: 

... non potest in accusatorem vertere accusationem neque 
super maiori neque super minori vel pari crimine ... 
Ist der Angeklagte unbescholten und precipue auctoritatis 
vel dignitatis, utpote prelati ecclesiarum, der Ankläger aber, 
ut puta laicus, nicht im Besitze gleichen Ansehens, so gilt: 
... tunc accusatus poterit in accusatorem vertere accusa- 
tionem non solum de pari, sed etiam de minori cerimine; et 
hoc contingit propter accusati dignitatem. 
Zählt dagegen der Angeklagte nicht zu jenen hervorragenden 
Persönlichkeiten, 
... tune in minori vel pari crimine accusatorem non poterit 
accusare, poterit autem in modum exceptionis accusa- 
tori crimen maius opponere et eum accusare. Et tunc 
tractabitur hec causa prius quam prima. 


1) Paucapalea 8.67 zuc1CIlHI q11l. Voraus geht noch zu 
den Worten: Negandum est accusatis licentia criminandi die Be- 
merkung: criminaliter, scil. in scriptis. — ?) 8.0. S. 286 a..E. — 
3) Befremdlich ist, daß bei Rolandus jede Bemerkung zur CIlI q 11 
fehlt. — *) Rufinus S. 272f. zuClllg 1l. — 9) 8.o.S. 257. 
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Damit endet Rufins Darstellung; die Fragen der Präjudi- 
zialität werden bereits außer Zusammenhang mit der Frage 
der Gegenanklage behandelt.) 


Stephanus?) leitet seine Erörterungen mit dem all- 
gemeinen Satze ein: 


Accusatus in modum exceptionis potest accusatori maius 
erimen obiicere et eum accusare, et tractabitur prius 
haec causa quam prima. 


Im einzelnen folgt er völlig den Ausführungen Rufins. Die 
Präjudizialität behandelt auch er ohne Zusammenhang mit 
der Gegenanklage, und zwar verschieden, je nachdem es 
sich um zwei quaestiones principales oder nur um eine 
durch Entscheidung einer Inzidentfrage unterbrochene Haupt- 
sache handelt. ?) 

Aus allen diesen Ausführungen geht mit Bestimmtheit 
hervor, daß die Gegenanklage per modum exceptionis nichts 
anderes ist als das bisher nur aus dem Dekretalenrecht 
bekannte*) Verfahren per exceptionem. Man vergleiche 
nur die Worte, mit denen Innocenz III. dieses Verfahren 
erwähnt: 


Tribus modis valet crimen opponi, denunciando, excipiendo 
et accusando.?) 


Ausdrücklich hebt Innocenz auch hervor, daß bei diesem 
Verfahren in der Regel eine Inskriptionsschrift nicht not- 
wendig sei. Ist aber die Gegenanklage und das Verfahren 
per exceptionem identisch, so ist weiter im Gegensatz zur 
bisher herrschenden Meinung festzustellen, daß das Ver- 
fahren per exceptionem wenigstens im Dekret und bei den 


!) Rufinus 8. 273 zu dict.Gr.p. c3 CIII q 11, wo die Angaben 
Gratians unter Vermehrung der Beispiele wiederholt werden. — 
2) Stephanus S. 1%ff. zu CIHIgq 11. — °®) Stephanus S. 191f. zu 
dict. Gr. ad c3 CIII q1l v. aliquando.. — *) Vgl. Molitor a.a.0. 
S.105. Hinschius, Kirchenrecht V S. 358 mit Anm.3. Richter- 
Dove-Kahl, Lehrbuch S. 833 mit Anm. 27. Molitor a. a.0. ver- 
mutet, daß das Verfahren per exceptionem schon zu Gratians 
Zeiten üblich gewesen sein müsse, weil es im Dekretalenrecht 
bereits ausgebildet entgegentrete, erklärt aber ebenso wie Hinschius 
a. a. O. ausdrücklich, daß sich im Dekret nichts davon finde — 
8) cap. 16 X V1l. 
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Dekretisten durchaus nicht nur dem Nachweis der Unfähig- 
keit des Anklägers dient!), durchaus nicht ein „reines Zivil- 
verfahren“ ?) ist, sondern wie die solenne Anklage mit der 
Bestrafung des ursprünglichen Anklägers endet. Später 
treten im Dekretalenrecht allerdings Bestimmungen auf, die 
eine Bestrafung beim Verfahren per exceptionem verbieten, 
sie beziehen sich aber anscheinend nicht auf die Gegen- 
akkusation, sondern haben das Einwendungsverfahren gegen 
Zeugen und gegen Kandidaten für kirchliche Ämter zum 
Gegenstand.?) Hier, wo es sich — in der Sprache Stephans 
— bestenfalls um eine präjudizielle Incidenzfrage handelt, 
ist in der Tat ein Strafurteil nicht am Platze. Aber selbst 
wenn ein derartiges Verbot auch für die eigentliche Gegen- 
anklage ergangen sein sollte, so wäre das eine Neuerung 
des Dekretalenrechts, als deren Grund vielleicht die Form- 
losigkeit der Gegenanklage angegeben werden könnte, die 
dem ursprünglichen Ankläger nicht die genügende Sicher- 
heit bietet. 

Jedenfalls ist als zweifelsfreies Ergebnis der vorgehenden 
Untersuchung festzustellen: 


1. das Verfahren per exceptionem wird bereits 
im Dekret und bei den Dekretisten behandelt. 


2. Dieses Verfahren ist im Dekret wie bei den 
Dekretisten eine Gegenanklage, die in der Ver- 
handlung mündlich erhoben wird und zu einer 
Bestrafung des Widerangeklagten führen kann. 


1) So München a.a.0. S.363. Hinschius, Kirchenrecht V 
S. 358 u.A.m. — ?) So Friedberg, Lehrbuch $. 335, der das 
Exzeptionsverfahren gegen Ankläger (und auch gegen Zeugen) über- 
haupt nicht erwähnt. — °) Vgl. cap. 1X 11 25 (Coelestin UI.), 
cap. 2 X II 10 (Innocenz 111... Auffällig ist allerdings, daß Inno- 
cenz III. in cap. 16 X V 1 als Gegenstand des Exzeptionsverfahrens 
neben den FExzeptionen gegen Zeugen und Kandidaten nur die 
Entfernung eines unfähigen Anklägers, nicht auch dessen Bestrafung 
durch Gegenanklage erwähnt, wobei das so beschränkte Exzeptions- 
verfahren mit Recht als eine quaestio non criminalis bezeichnet 
wird (s. 0. S. 227 Anm. 7), Ich muß mir vorbehalten, auf die hier- 
durch sich ergebenden Fragen und auf die Geschichte des Exzep- 
tionsverfahrens überhaupt in einer besonderen Untersuchung zurück- 
zukommen. 
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4. Beweisverfahren. 


$11. a) Beweis, Beweislast. 


Der Gegensatz zwischen römischem und germanischem 
Prozeßprinzip gipfelt, wenigstens in praktischer Hinsicht, im 
Beweisverfahren. Hier ist es auch, wo selbst im Prozesse des 
Dekrets das römische Verfahren sich nicht ausschließlich 
durchzusetzen vermocht hat. Zwar das germanische Beweis- 
urteil mit der Folge des auf Bestätigung der ungegliederten 
Rechtsbehauptung gerichteten Beweises weicht dem römischen 
Grundsatz der objektiven Tatsachenfeststellung. Aber die 
römische prinzipale Beweispflicht des Klägers wird durch- 
brochen durch den germanischen Reinigungseid des Beklagten, 
und die nach römischem Recht freie Beweiswürdigung wird 
entsprechend germanischen Grundsätzen an feste gesetzliche 
Regeln gebunden. 


I. Gratian stellt als wesentliches Erfordernis eines ge- 
ordneten Verfahrens den auch von der Literatur formelhaft 
wiederholten Satz auf, daß niemand verurteilt werden dürfe, 


. nisi aut convictus aut sponte confessus.t) 


So zweifellos dieser Satz dem römischen Recht entnommen 
ist?2), wird er doch nicht völlig in dem Sinne verstanden, in 
dem das römische Recht ihn geprägt hat. Die confessio wird 
nicht als ein dem Beweis koordiniertes Mittel zur Schaffung 
der Urteilsgrundlage, als Feststellungsakt im Sinne der römi- 
schen confessio in iure aufgefaßt, sondern nur als Beweis- 
mittel wie die gleichfalls als confessiones bezeichneten Zeugen- 
aussagen. Das folgt schon aus der Bemerkung Gratians: 


Cum autem fides dubiae rei nisi testium approbatione vel 
legitima confessione iudieci fieri non valeat .. .?), 


1) Vgl. vor allem C lIIq1 und dazu Gratians Überschrift zu cl 
und dict. zu c 14 l.c., weiter die vorwiegend pseudoisidorischen oder 
nachpseudoisidorischen Belege in c2,5,6,10 ClIql,c2CXVgq5, 
ferner Rolandus S. 19 zu CHI q9, Rufinus 8.243 zu Cligq 2, 
8. 0. 8.288, und vor allem Stephanus S. 158 zuCIl q 1, wo der Satz 
als wesentlich für ein ordentliches Prozeßverfahren aufgeführt wird, 
8.162 zuc18ClIIlq1. — 2 Vgl. z.B. C9, 17,16 — °) dict. Gr. p. 
c11CXXX ab. 
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ferner aus der Art und Weise, in der Rufinus und Stepha- 
nus!) confessio der rei und confessio der testes nebenein- 
ander behandeln, vor allem aber aus den später?) zu er- 
örternden Vorschriften über die Erzwingbarkeit des Geständ- 
nisses mit Hilfe der Folter. 


Mag aber auch die Bedeutung der confessio in dem 
römischen Satze nicht richtig gewürdigt werden, so viel ist 
sicher, daß der Satz als Ganzes richtig, nämlich als Ausdruck 
des römischen Prozeßprinzips aufgefaßt wird, wonach — von 
den Fällen der Kontumaz abgesehen — ein Urteil nur nach 
Überführung des Beschuldigten ergehen darf, jedes Beweis- 
urteil im Sinne des germanischen Prozesses ausgeschlossen 
ist. Freilich hindert die wiederholte Betonung dieses Grund- 
satzes weder Gratian noch die Dekretisten, in dem Purga- 
tionsverfahren doch das germanische Prozeßprinzip anzu- 
erkennen (s. u. unter III.). 


II. Wer den Beweis zu erbringen hat, wird von Gratian 
im Anschluß an eine gleichfalls durchaus unter römischem 
Einfluß stehende Äußerung Gregors I.?) dahin bestimmt: 


Onus probationis reo non incumbit.*) 
Accusatus non negationem, sed exceptionem probare debet.°) 


Anschließend wird auch von Gratian noch ausdrücklich die 
Codexstelle®) angeführt, die diese Verteilung der Beweislast 
mit den Worten rechtfertigt: 


cum per rerum naturam factum negantis probatio 
nulla sit. 


!) Rufinus S.348 fl. zu CXV q6. Stephanus S.221 zuCXV 
q 6. Die römische Auffassung liegt allerdings der Äußerung von 
Rolandus 8.19 zu C1lI q9, daß die Verurteilung eines confessus 
auch ohne Litiskontestation erfolgen könne, und dem Satz von Rufinus 
8.241 zuc19CIlq1:...cum confessio extra iudicium nemini prescribat, 
zu Grunde. Wenn aber Rolandus S.16 zu CIIq1 und Stephanus 
8.158 zu CII qi erklären, daß im Falle einer confessio die Ein- 
haltung des ordo iudiciarius nicht erforderlich sei, so koordiniert 
Stephanus dabei das confiteri in iudicio und das publice confiteri, und 
Rolandus denkt überhaupt nur an das letztere. — ?) S.u. 8.300. — 
®) c1CVIg5 (601). — *) Überschrift zuclCVIqg5. — ®) dict. Gr. 
p.c1CVIq5E.—*)e7TCVIqd=c2CVIq5=C4, 19, 23. Vgl. 
auch c3CIV a2 et 3835=C4, 20, 7; hierzu u. 8. 300 Anm. 5. 
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Es ist nur eine Konsequenz dieses auch von Paucapalea'!) 
noch unverändert wiederholten Satzes, wenn die fünfte Frage 
der sechsten Causa: 
. si in probatione deficit accusator, an reus sit cogendus 
ad probationem innocentiae suae?), 


wie in der zitierten Kodexstelle verneint wird, wenn Ste- 
phanus3) die Vorschrift Gratians*), daß dilatorische im Gegen- 
satz zu peremptorischen Einreden in initio litis vorgeschützt 
und bewiesen werden müssen, mit den Worten umdeutet: 


Sed nec hanc (exceptionem peremptoriam), nec illas (ex- 
ceptiones dilatorias) probare cogitur reus, nisi actor prius 
intentionem suam fundaverit.>) 


Diese prinzipale Beweispflicht des Klägers wird durch die 
Übernahme der römischen Strafbestimmungen bei Beweis- 
fälligkeit noch besonders unterstrichen. In zwei eignen 
Quaestiones®) behandelt Gratian die Frage, 

... qua pena sint feriendi qui in accusatione vel testifi- 

catione defecerint?”) 
und stellt als Strafe die pena illati criminis cum dispendio 
existimationis®), also Talion und Infamie°), fest, gestützt auf 
zahlreiche vom römischen Recht abhängige Bestimmungen 
der pseudoisidorischen Fälscher!®), Gregors I.!!), auch auf 
direkte Zitate aus der Justinianischen Sammlung über calum- 
nia, prevaricatio und tergiversatio.1?) Gleichzeitig erwähnt 
er einige Ausnahmen, von denen namentlich die ebenfalls 
auf das römische Recht zurückgehende !?) für den Fall der 


) Paucapalea 8.72 zuCVlIgqg5, S64 zuc2CIHlqg3s=o. 
S. 286. — °?) C VIpr., siehe aber auch CII q5 und C XV g5, unten 
S.297 ff. — ®) Stephanus S. 196 zu diet. Gr. p. c2CIlIq6, v. ex- 
ceptio, v. probaverint. — 4) dict. Gr.p c2CllIg bt, s. 0.8. 280 Ann. 3. 
— °) Wegen einer weiteren Konsequenz bei der Urkundeneditionspflicht 
s. RufinusS. 275zu835c3CIV q2et3,u.8.310. — ClIIgq3 und 
CV aq6 — ")ClIpr. — )ClUIq3pr. — °®) Doch werden in einzelnen 
Kapiteln auch andere Strafen, namentlich ziemlich häufig die der Ex- 
kommunikation erwähnt, vgl.c4, 7” ClIq3, c4, 5, 6 (palea) 7,SCV 
gb. — !% c1—3,5ClIq3, c1CVgqgb. — ')c6,TClIqg3,c2, 
Spr. CVq6. — 1%) c8 und vor allem dict.Gr.p. c8ClIIq3=D48, 
16, 1 88.; 47, 15, 1ss.; C 9, 43, 3;C9, 51,1. c3CVq68s1=C1,3, 
8;8$2= Nov. 123, 20. — 1) Vgl.z.B.D 48, 16, 18 pr. et 1, C9, 42, 2. 
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Klagabolition mit Einwilligung des reus!) Hervorhebung 
verdient. Auch bei den Dekretisten finden sich dieselben 
Strafbestimmungen mit den gleichen Einschränkungen, zum 
Teil in noch deutlicherem Anschluß an die Sätze der Justi- 
nianischen Sammlung.?) 


UI. In das vorstehende rein rönische Bild des Beweis- 
verfahrens schieben sich aber nun Züge, deren Ursprung im 
germanischen Prozesse liegt. Eine bisher nicht berücksich- 
tigte Quaestio Gratians behandelt gleichfalls die Frage, ob 
beim Versagen der Ankläger der Angeklagte zur purgatio 
anzuhalten sei?), beginnt auch mit Wiedergabe der gegen 
den germanischen Reinigungseid gerichteten *) pseudoisidori- 
schen Verbote jeder Eidesleistung seitens der Priester und 
Bischöfe), führt aber im Folgenden eine solche Menge ger- 
manischer Konzilssätze und auch römischer Papstaussprüche 
an, in denen von einer purgatio®), sei es nach vorgängiger 
accusatio’), sei es ohne solche®), sei es auf Grund einer 


) dict.Gr.p. c4&, p. c7ClIq3,c8d1l.c. Die weitere Ausnahme 
in diet. Gr. p. c4 CII q3 ist einfach eine Folgerung aus dem Wesen 
der accusatio als Formalakt. Die dunkle Ausnahme in dict.Gr. p. c5 
CII q3 verbunden mit c 6 I. c. scheint auf C 9, 42, 2 zurückzugehen. 
2) Vgl. Paucapalea S.58f. zu CII q3, wo noch besonders der vom 
beweisfälligen accusator zu leistende Kostenersatz hervorgehoben 
wird, S.7OzuCVq6. Rolandus 8.16 zuCIIq3, 8.21zuCVoq6. 
Rufinus S. 243 zu ClIlq3 (cf. C 9, 42, 2 und o. S. 270, 276), S. 280 zu 
CVogb(ef.D47, 15, 3, 3), S.506 zuc14 CXXXlIlq5. Stephanus 
S.165 ff. zuCIIgy3. — ®) ClIg5, vgl. damit oben S. 296 bei Anm. 2. 
— 4) So auch K. Hildenbrand, Die purgatio canonica und vulgaris, 
München 1841, 8.69. Hinschius V S. 340 Anm. 1. — ) c1-3 CII 
qd, vgl. auch diet. Gr. p. c 21, c22, 23 CXXIIq5d5. — °) Lediglich 
von der purgatio, ohne deren Voraussetzungen zu berühren, handeln 
c8, 9 (Gregor 1.), c. 15 (palea), c 20 (Stephan V. 886—889), c 22 
(Nikolaus I. 867), c 23 (Conc. Wormaciense 868), c 24 (Konzil von 
Seligenstadt 1122), c 25 (Seligenstadt 1122), ce 26 (Conc. Worm. 868) 
ClIqg5. — ’) c4 (=ec21 Conc. Tribur. 89, vgl. hierzu Hinschius V 
S.341 Anm. 2), c. 10 (Ps. Is), c12 (=c8 Conc. Mogunt. 851, in dem 
die ursprüngliche Fassung „si accusati legitimi fuerint“, zunächst von 
Burchard von Worms, decr. II, 181 durch ein interpoliertes „non* ab- 
geändert, bei Gratian in der verwandelten Form erscheint: „Si legitimi 
accusatores crimina sacerdotis probare non potuerint“; vgl. hierzu 
Hinschius V 8.346 Anm. 4), ce 19 (=Bened. Levita I, 36, vgl. Hin- 
schius 8.2.0.) CII q5. — ®) ce5 (Gregor II. 726), c 6 (Gregor I.), c ? 
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mala fama!) oder ohne diese Voraussetzung?) gehandelt 
wird, daß Gratian nach anfänglichem Schwanken?) schließ- 
lich den Satz aufstellt: 


Cum autem populari infamia sacerdotes obprimuntur, tunc 
ad innocentiae suae assertionem iuramenta debent offere.*) 


Und diesen Satz stellt er auch an den Schluß jener das 
gleiche Thema nach römischen Grundsätzen behandelnden 
Quaestio.5) Noch weiter geht er scheinbar bei der Erörte- 
rung der fünfzehnten Causa, in der ein Kleriker, wegen 
fleischlicher Vergehen angeklagt, das ihm zur Last Gelegte 
leugnet. Gratian fragt®): 


Quinto, an sibi neganti purgatio sit deferenda? 
und antwortet ganz allgemein: 
Purgationem vero neganti prestandam .. .”) 


Doch zeigen die beiden Belege), daß auch hier nur an die 
purgatio bei mala fama gedacht ist. 

Zweifellos ist aber festzustellen, daß Gratian im Wider- 
spruch zu der zuerst angeführten römischen Verneinung jeder 


Gregor IL), c 13 (vgl. hierzu Hinschius V 8. 339 Anm. 1), c 16 
(Hinkmar von Reims), palea c 17 (Innocenz II. 1130—1143), c 18 (vgl. 
hierzu Hildenbrand a.a.0.S.45fl.) CIIlgqgö. 


1) c5 (Gregor II. 726), 6 (Gregor I.), 13 (s. die vorige Anım.), 

16 (Hinkmar von Reims), 18 (s. die vorige Annı.), 19 (s. 0. S. 237 Anm. 7) 
CI ga5. — ?®) e4 (Conc. Tribur. 895), c 7 (Gregor 1.), ce 12 (Conc. 
Mog. 851, 3. 0.8. 297 Anm. 7) CII q5. — ®) Vgl. außer den Ausführungen 
am Anfange der Quaestio das diet. p. c 17 l.c.: 

In premissis auctoritatibus subintelligitur, si reus se purgare voluerit, 

ut sacri canones modum, non necessitatem purgandi accusato in- 

ponant ..., 
dict. p. ce18 l.c: 5 

Unde datur intelligi, quod satisfactio purgationis in voluntate con- 

sistit accusati, non in arbitrio iudicis,. Sed... patet, quod ad 

purgationem cogendus est, nec in 3ua aa sed in 

arbitrio iudicis consistit. 
Bei dem letzten Satze bleibt es dann. — ®) dict. Gr. p.c4CIIq 5, 
vgl. auch das letzte Zitat der vorhergehenden Anm. — 5) c2 CVIg5 
8. 0. 8.2%6. — 9 CXVpr. — ")CXV gq5pr. — °) cl (Stephanus 
(385—891), ce 2 (Nikolaus I. 858—867), Wegen der Bedeutung der 
letzteren Dekretale für die Frage der purgatio, vgl. Hinschius V 
8. 343 Anm. 6. 
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Beweispflicht des Angeklagten doch eine Purgationspflicht 
bei vorhandener mala fama anerkennt. Ob eine Anklage 
vorausgegangen ist, oder ob es sich um ein von Amtswegen 
eingeleitetes eigentliches Purgationsverfahren !) handelt, macht 
dabei keinen Unterschied.?) Die purgatio wird in jedem 
Falle vom Richter ex officio angeordnet. Für das Akku- 
sationsverfahren kommt sie dann in Betracht, wenn der 
Ankläger zwar nicht zur vollen Überführung des Angeklagten 
gelangt ist, immerhin aber den Nachweis einer publica in- 
famatio erbracht hat. 


Bei den Dekretisten finden sich die verstreuten und zum 
Teil widersprechenden Sätze Gratians in die allgemeine Lehre 
vereinigt, daß eine purgatio bei publica fama einzutreten 
hat, gleichgültig ob eine accusatio vorausgegangen ist oder 
nicht.®) Als publica fama wird nach Rufinus nicht die mala 
fama ex inimicorum confictione, sondern nur die mala fama 
ex certa presumptione anerkannt.*) 


Wie die purgatio sich im einzelnen vollzieht und welches 
Verfahren dabei zu beobachten ist, darüber wird später bei 
der zusammenhängenden Darstellung des von Amtswegen 
eingeleiteten eigentlichen Purgationsverfahrens gehandelt 
werden.°) 


1) Hierüber s. u. $15 8.320ff. — ?) Wenn Hinschius S. 348 mit 
Anm. 2 behauptet, eine purgatio komme bei Gratian nicht in Betracht, 
falls die erhobene Anklage nicht habe bewiesen werden können, so er- 
klärt sich das aus einer ohne Berücksichtigung des Zusammenhangs 
erfolgten Würdigung von dict. Gr. p. c1CVIgq5. Inc2l].c. macht 
Gratian selbst schon die Einschränkung für den Fall der mala fanıa, 
Auch die von Hinschius a.a.O. angezogenen Ausführungen der 
Dekretisten bestätigen seine Behauptung nicht. StephanusS. 169 zu 
Cl q5 sagt ausdrücklich: 


Nam eorum, qui accusantur, alii publice infamantur, aliinon. Ubi 
non est communis infamia, non est communis purgatio iniungenda. 


— ®) Vgl. Paucapalea 8.60 zu CII q5, 8.72 zuCVIgq5, 8.85 zu 
CXV q5, dieser noch in gänzlicher Abhängigkeit von Gratian. 
Rolandus 8.17 zuCI qg5, S.22 zuCVlg5,834 zuCXV q>. 
Rufinus 8. 248ff. zuCIlq5, 8.255 zuCVIg5, 8348 zuCVgq5. 
Stephanus 8.169 zuClIIqd. — *) Rufinus 8.248ff. zuClig>. 
°) 8.u. $15 S. 320 ff. 
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812. b) Beweismittel. 


Als Beweismittel werden im Dekret und bei den Dekre- 
tisten Geständnis, Zeugen, Urkunden und Eid erwähnt. 

I. Beim Geständnis!) wird vor allem hervorgehoben, 
daß es freiwillig?) abgelegt sein muß, also, wie Gratian in 
einer eigenen Quaestio im Anschluß an Pseudoisidor fest- 
stellt), nicht durch peinliche Fragen (questiones, cruciatus, 
tormenta) erpreßt sein darf. Seine Wirkung wird von Gratian 
in fester Regel auf die den Geständigen selbst betreffenden, 
ihm ungünstigen Tatsachen beschränkt.®) 

II. Der Zeugenbeweis wird im Dekret bei weitem am aus- 
führlichsten behandelt, und zwar unter vorwiegender Berück- 
sichtigung pseudoisidorischer Kanones 5), die in ihrem Be- 
streben, eine Anklage gegen Bischöfe von vornherein unmög- 
lich zu machen®), namentlich die Fähigkeit zur Zeugnis- 
ablegung an zahllose erschwerende Bedingungen knüpfen. 
Dabei verbindet Gratian, wie schon erwähnt‘), die Frage 
nach der Zeugnisfähigkeit mit der nach der Anklagefähigkeit, 
indem er in einer besonderen Quaestio®) den anschließend 
auch von den Dekretisten?) zu Grunde gelegten Satz aufstellt: 

2) S.0.8.294f. — ?) Vgl.C II q 1 und die dort häufig, namentlich 
in der Überschrift zu c1 ersichtliche Betonung des sponte confiteri, 
auch den Kanon Nikolaus’ I. in c4 CXXXI q2 $1, wonach ein er- 
zwungenes Geständnis nichtig ist. — °) Causa XV: Ein wegen Fleisches- 
vergehen angeklagter Kleriker leugnet, tandem episcopus questio- 
nibus confessionem extorquet. Gratian fragt (q 6), an eius confessio 
cruciatibus sit extorquenda, und verneint das unter Berufung auf einen 
pseudoisidorischen Kanon (c1 CXV q5). Ebenso Paucapalea S. 85 
zu CXV 4b, Rolandus 8.33 zu CXV q38, 8.34f.zuCXV q6. 
Rufinus 8. 348ff. zuC XV q6 und nach ihm Stephanous S. 221 l.c, 
führen mehrere dem römischen Recht entnommene Ausnahmen an, in 
denen, wie z.B. bei servi, eine Marter zulässig sein soll; vgl. auch $ 13 
diet. Gr. p.c41 CI q6=C7, 65,2. — *) dict. Gr. p. c5 CXVq3, unter 
Berufung aufeine pseudoisidorische Vorschrift gleichen Inhalts (c51.c.). — 
5) Die Fülle von direkten Zitaten aus Codex und Digesten über den Zeugen- 
beweis, die im dict.Gr.p. c2 und namentlich in c3CIV q2et3 begegnet, 
bleibt außerhalb der übrigen Darstellung des Dekrets stehen und wird auch 
von den Dekretisten wenig beachtet. Im wesentlichen handelt es sich um 
dieselben Sätze, die in den pseudoisidorischen Kanones begegnen. Vgl. 
auch Molitor a.2.0.8.95. — °) 8.0.8. 248 Anm.3. — ?)8.0.868. 248. 
— °) CIVpr.: Tertio, utrum ab accusatione prohibitus personam testi- 
ficantis possit assumere? — °)S.o. S. 255 mit Anm. 3. Auf eine schein- 
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Qui ab accusatione repelluntur, ... testes esse non possunt.!) 


Infolgedessen sind hier der in $ 6 gegebenen Darstellung der 
Akkusationsfähigkeit nur einzelne Züge nachzutragen, die 
sich auf die Zeugnisfähigkeit allein beziehen und deshalb 
oben noch nicht Erwähnung finden konnten, das allgemeine 
Bild bleibt dasselbe. Die aus dem Gedanken der equalitas 
inter accusantem, jetzt testificantem et accusatum?) abgeleitete 
Folge der Zeugnisunfähigkeit Infamierter®), Exkommuni- 
zierter und Unfreier *) wird von Rolandus°’) und Stephanus®) 
besonders hervorgehoben. Der Satz, daß die nach weltlichem 
Recht Anklage- oder Zeugnisunfähigen auch für das Recht 
des Dekrets anklage- und zeugnisunfähig sein sollen”), wird 
in seiner Konsequenz der Zeugnisunfähigkeit Unmündiger ?) 
und der beschränkten Zeugnisfähigkeit weiblicher Personen) 
vom Dekret wie auch von Rolandus und Rufinus eingehend 
behandelt.!%) Dasselbe gilt von dem Gedanken der Unfähig- 


bare Ausnahme macht Rolandus S. 229ff. zu CXXXV q6 aufmerk- 
sam: Eine Ehenichtigkeitsklage wegen zu naher Verwandtschaft können, 
solange Blutsverwandte vorhanden sind, nur diese erheben, trotzdem 
soll es nach der consuetudo ecclesiastica zulässig sein, unter Umständen 
auch extranei als Zeugen zu vernehmen. 


1) Überschrift zuelCIVq2et 3. — 2)S.o0. 8.249 ff. — ®) Die 
Unfäbigkeit der infames, suspecti und criminosi (8. 0. $.250f.) zum 
Zeugnis kommt in einigen Kanones noch besonders zum Ausdruck, 
vgl. vor allem die römischen Bestimmungen inc3CIV qg2et38$2, 
3, 5, 13 und bez. des periurus e 14 C XXllq 5. — *) Über die Zeugnis- 
fähigkeit des Unfreien enthalten die in c8 CIV q2 et 3 zusammen- 
getragenen römischen Bestimmungen (s. o. S. 300 Anm. 5) in so fern Ab- 
weichendes, als hier der Aussage des Sklaven in Ermangelung anderer 
Beweismittel doch ein gewisser Wert zugesprochen wird, vgl.$9 l.c. = 
D 22, 5, 7,836 l.c.=C4, 20, 8 — ®) Rolandus S.20 zuCIV q2. 
— °) Stephanus 8.160 zuc?7 CIIql. — °)S.08.232f#. — °®) cl 
CIV q2et 3. Auch hier wieder enthält aber das inc3 CIVq2et3 
wiedergegebene römische Zeugenrecht (3. o. S. 300 Anm. 5) eine Ab- 
weichung insofern, als dem accusator untersagt wird, Leute unter 
20 Jahren als Zeugen beizubringen. Vgl. 814 1.c..=D 22, 5, 20. — 
®) Hier kommen als allein auf die Zeugnisfähigkeit bezüglich noch in 
Frage c2pr. CXV q3=D22, 5, 18, wonach die mulieres allerdings 
zeugnisfähig sind, andrerseits ce 17 C XXXIII q 5 (Augustin), wonach 
sie nicht Zeugen sein können. — 1°) Rolandus S.20 zuCIV qg3. 
Rufinus S.274 zuC IV q2et3, mit der Bemerkung, daß der Mündige 
ungehindert über das aussagen könne, was er als Unmündiger wahr- 
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keit unglaubwürdiger Personen!), der nicht nur in dem 
pseudoisidorischen Verbot der Zeugenvernehmung feindlich 
Gesinnter besonders unterstrichen?), sondern auch in so fern 
weiter ausgedehnt?) wird, als Hausgenossen und Verwandte 
(die sogenannten „domestici*) des Anklägers*) und selbst- 
verständlich auch dieser selbst), vom Zeugnis ausgeschlossen 
werden. In Zusammenhang damit wird gleichzeitig her- 
vorgehoben, daß Zeuge nicht sein darf, wer Richter in 


genommen habe; 8. 506f. zu c 17—20 C XXXIII q 5 mit dem schon 
S. 256 Anm. 3 erwähnten Ergebnis, daß Frauen nur in Strafsachen 
zeugnisunfäbig sein sollen. 

1) 8.0. S. 254. Wegen der Unfähigkeit der viles personae zum 
Zeugnis ist noch auf $13c 7 C Ilq 1 (Gregor 1.) zu verweisen. — ?) ce 13 
C III q 5, überhaupt die ganze C III q 5, ferner dict.Gr.p. c2 und $ 2 
c3CIVq2et 3=D22, 5, 23 und 3 und die Zitate o. 8. 254 Anm.d. 
— °) Bei der Akkusationsfähigkeit kommt diese Erscheinung nicht in 
Betracht; s. aber oben S. 254 Anm. 6. — *) Vgl. die eine Vernehmung 
des domestici unbedingt verbietenden Bestimmungen in C III q 5, be- 
sonders ce 1 (Ps. Is), e12 (Ps. Is.) .c, el CI1V q2 et 3 (Conc. 
Carth. VII. 419), e18 CIillq9 (Ps. Is), e3CIVqg2et3s18 = 
D 22, 5, 24; 831 = C4, 20, 3; andrerseits die das Verbot für Zivil- 
sachen zögernd aufhebende C XIV q 2, besonders pr., c1, dict. p. 
ell.c. Von den Dekretisten betont Rolandus 8.18 zu ClIIqg5 
gleichfalls das Verbot namentlich für Strafsachen, während bei Zivil- 
sachen unter Umständen eine Vernehmung der familiares zulässig sein 
soll; Rufinus 8.266 zu CIllq5, 8.274 zu CI1V qy2et3, S. 258£. 
zu CXXXV q 6 erklärt, daß in causae pecuniariae nur die dome- 
stici sensu stricto, „i. e. tales, qui pro domestica affeetione gratiam 
preferant veritati, vel tales, quibus imperari potest ratjone patrie 
potestatis — ut sunt filii familias — vel contemplatione dominice 
potestatis, ut sunt servi“ zeugnisunfähig sein sollen, daß aber 
in causae ecclesiasticae sive de re sive de crimine agatur alle 
domestici im weitesten Sinne des Wortes, „i. e. de domo prodeuntes 
vel aliqua necessitudine cognationis vel obsequii coniuncti*, nicht als 
Zeugen vernommen werden dürfen, außer in einigen besonderen Fällen, 
wie bei Streit zwischen zwei Kirchen oder einer Kirche und einem anderen 
über eine causa civilis, Ehenichtigkeitsklagen wegen Verwandtschaft, 
überhaupt in Ehesachen zwecks Nachweises vorhandener Blutsverwandt- 
schaft. — 5) Die Frage CIV q4, ... an ideın possit esse accusator 
et testis wird von Gratian unter Berufung auf zwei pseudoisidorische 
Kanones (el und 2]. c.) verneint. Vgl. auch $3c7 ClIq1 (Gregor I.) 
und 824 c3 CIV q2 et3 = D22, 5, 10. Paucapalea S. 68f. zu 
CIV q4. Rolandus 8.20 zuCIV q4 Rufinus S.275 zuCIV q4. 
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dieser Sache oder auch nur Hausgenosse des Richters ist!), 
ebensowenig wer in ihr einer Partei Advokatendienste leistet 
oder geleistet hat.?) Schließlich findet sich in einem vereinzelten 
Kanon?) auch die der Anklageunfähigkeit der Kleriker gegen- 
über Laien *) entsprechende Lehre von der Zeugnisunfähigkeit 
eines Klerikers gegenüber einem Laien, eine Bestimmung, 
die von Rufinus auf die Verhandlung in Strafsachen vor welt- 
lichem Gericht beschränkt wird.°) 

Über die Zeugnispflicht begegnen im Dekret wie 
bei den Dekretisten nur wenige Bemerkungen. Gratian über- 
nimmt in der bereits erwähnten Zusammenstellung des 
römischen Zeugenrechts®) auch 'einige Bestimmungen, die 
gewissen Verwandten und Verschwägerten, Kranken, in 
Staatsgeschäften Abwesenden und anderen ein Recht zur 
Zeugnisverweigerung einräumen; doch geht auf sie weder 
das Dekret noch einer von den Dekretisten näher ein. Da- 
gegen wird der in einem Kanon einer afrikanischen Synode”) 
enthaltene Satz: 

... et nulla ad testimonium dicendum ecclesiastici cuius- 

libet persona pulsetur, 
nach einem Berichte Rufins®) lebhaft erörtert. Die eine 
Meinung sieht in ihm eine Bestätigung der Zeugnisunfähig- 
keit von Klerikern gegenüber Laien vor weltlichem Gericht ?), 
die andere ein Verbot jedes Zeugniszwangs seitens des 
weltlichen Richters gegenüber einem geweihten Kleriker mit 
der Maßgabe, daß höchstens beim Fehlen aller sonstigen 
Beweismittel der Bischof (nicht etwa der weltliche Richter) 
den Kleriker anhalten darf, sein Zeugnis vor dem weltlichen 
Gericht abzulegen.!®) 


1) c38 C II q 6 (Conc. Carth. V,1. 401), c1.2 CIV q4, dict. Gr. 
p.c2 l.c. Il. Pars, c3 ]. c. (Nikolaus I. 865); s. o. S.246 Anm. 6 
und 7, S. 247 Anm. 3 und die Zitate der vorigen Anm. — ?) Pauca- 
palea S.68f. zu CIV q4 Rufinus 8.255 zuc38CIlIg6. 8.o. 
S.247 Anm.4. Vgl. auch c3 CIVq2et3819=D22.5.25. — 
c9CXIql. — *)S. 0.8.255 mit Anm. 1. — 5) Rufinus 8.310 
zuc9CXIql. — Y%c3CIVyq2et3 (s o. S.300 Anm.5). Hier 
konmen in Frage $84, 7 =D22,5, 4; $10 = D 22, 5, 8; $ 11, 12,13 
= D 22,5, 19. — ?) c38 CII q 6 (Conc. Carth. V, 401). — ®) Rufinus 
S.255 zuc383CIlq6 vw. et nullaa — 9% 8.o. bei Anm.d. — 
10) ,. non est a iudice seculari cogendus clericus in sacro ordine con- 
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Nicht zu verwechseln mit dem Zeugniszwang ist der in 
mehreren auf das römische Recht zurückgehenden Kanones!) 
des Dekrets enthaltene Satz, daß zeugnisunfähige Personen in 
den Fällen, wo sie — wie bei den crimina excepta?) oder 
aus Mangel anderer Beweismittel?) — doch zur Aussage 
kommen, vorher einer corporalis discussio, einer Folter unter- 
worfen werden sollen. Der Sinn dieser peinlichen Befragung 
ist lediglich der, dem leichtfertigen Zeugen den Ernst der 
Sache klarzumachen und ihn dadurch zu einer wahrheits- 
gemäßen Aussage zu veranlassen, ein Gedanke, der von den 
Dekretisten *#) vielfach erörtert und schließlich von Rufinus 
mit zwei weiteren im Dekret aufgenommenen Sätzen des 
römischen Rechts?), nach denen eine peinliche Befragung 
der Priester unzulässig und in Zivilsachen jedes auf questiones 
lautende Interlokut anfechtbar ist, zu folgender Lehre 
vereinigt wird: 

1. An sich anklageunfähige Personen können, wenn sie 
einem Bischof ein Verbrechen vorwerfen, das zwecks Ver- 
meidung von Ärgernis untersucht werden muß, von dem 
Richter unter Tortur befragt werden, 


. non ut pro testibus eos suscipiant, sed ut ab ipsis 
quoquo modo veritatem excutiant .. .®) 


Dabeisoll die Tortur nicht so hart wie vor dem weltlichenGericht, 
sondern mehr in Form einer väterlichen Züchtigung erfolgen’), 


stitutus in aliqua causa ferre testimonium; potest tamen a suo episcopo 
cogi, cum alii testes inveniri non poterint.... Rufinus ].c., unter 
Berufung auf c2C XIV q2. 
1)c3CIVq2et3817=D22,5,21;c7CIIq18$ 13 (Gregor 1.); 
c4CVaq5 (Ps Is). — 2) So. S.253f. — *) Diesen Fall erwähnt 
besonders c3 CIV q2 et 3 89 = D22,5,7. — *) Vgl. Rufinus 
S.279f. zuc4 CV q5, S.281f. zuCVIgqgl, S.348f. zuCXV qg6. 
Stephanus $S. 202f. zu c4CV g5, 8160 zuc7 Cl q1$13 
v. corporali discussione, S. 221 zu CXV q6 — 5) c381 CV 
qg6=(01,3,8; c3>0$1 CI q6 = D49,5, 2. Häufig wird auch 
noch auf den jede erzwungene Aussage von Klerikern verwerfenden 
pseudoisidorischen ce 1 C XV q 6 und auf den Augustinischen c 1 
C XXIII q5 Bezug genommen. — °) Rufinus 1. c. 8. 279. — ?) Rufi- 
nus S.279f. 1. c.: Et quidem cruciabuntur non illis sevioribus tor- 
mentis, quibus in judicio forensi & ministris iudicum questiones 
exercentur, scil. eculeis, ungulis, fidiculis et ceteris ..., sed 
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und nicht vom Richter eigenhändig, sondern durch seine 
Diener vollzogen werden.!) 

2. Handelt es sich dagegen um Infame, die bei crimina 
excepta, z. B. Simonie, als Zeuge vernommen werden sollen, 
so kann ihrer Aussage niemals sine tormentis et validis 
questionibus Glauben geschenkt werden. 

Freilich erklärt Rufinus an anderer Stelle ganz all- 
gemein: 

Iudices autem in causa criminali possunt extorquere con- 
fessionem a testibus secundum modum legibus prefinitum, 


und läßt lediglich eine Ausnahme zugunsten bestimmter per- 
sone generose und der Priester gelten.?) 

3. Unzweifelhaft sind aber nach Rufinus in Zivilsachen 
alle tormenta gegenüber Zeugen ausgeschlossen, es müßte 
sich denn um die beim Mangel anderer Beweismittel vom 
römischen Recht für zulässig erklärte Vernehmung von 
Sklaven handeln.?) 

Noch weniger einheitlich als bei Rufinus sind die Aus- 
führungen von Stephanus.*) Nach ihm soll die Zulässigkeit 
der tormenta entweder auf negotia secularium virorum be- 
schränkt sein, wobei den Bischöfen vorgeschrieben wird, die 
coereitio verberum nicht selbst, sondern 


... demandando illud civili judici vel per questionarium ... 


vorzuehmen, oder die geistlichen Richter sollen auch von 
Klerikern (jedes Weihegrades) durch tormenta die Wahrheit 
ermitteln dürfen, jedoch sich dabei der effusio sanguinis 
enthalten. Daneben erwähnt er auch die tormenta der servi 
und der viles personae zwecks Wahrheitsermittelung °) 

Von diesen verwickelten Bestimmungen über die Tortur 
abgesehen, wird über das bei der Zeugenvernehmung zu be- 
obachtende Verfahren wenig gehandelt. Ein pseudoisi- 


verberibus levioribus, virgis scil. aut scuticis et similibus. Qui cedendi 
modus et a magistris liberalium artium in discipulos et & parentibus 
in filios solet adhiberi. Die letzten Zeilen sind fast wörtlich dem cl 
C XXXI q5 entnommen. 

) Rufinus 8.280 zu c4 CV q5 v. religiosus tortor. — 
2) Rufinus 8.349 zuCXV q6. — °) Rufinus $. 348f. zuCXV 
q 6, 8.0. 8. 304 Anm.3. — *®) S. die Zitate S. 304 Anm. 4. — °) 8. o. 
S. 304 bei Anm. 1. 
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dorischer Kanon!) verbietet die schriftliche Abgabe eines 
Zeugnisses, macht also die unmittelbare Beweisaufnahme 
durch Vernehmung des persönlich anwesenden Zeugen zur 
Pflicht. Das Verhör hat nach der bereits behandelten Lehre 
des Dekrets in Gegenwart beider Parteien stattzufinden.?) 
Der Zeuge ist, wie mehrere, darunter römisch-rechtliche 
Kanones erklären, zu vereidigen ’), es müßte sich denn um 
die zeugnisunfähigen Unmündigen und Meineidigen handeln, 
deren Vereidigung nochmals ausdrücklich untersagt wird.*) 
Über die Form der Eidesleistung verlautet, daß der Eid als 
„körperlicher“ tactis sanctis evangeliis®) a ieiunis®) geleistet 
werden muß.”) 

Über die Bewertung derZeugenaussagen findet sich 
vor allem die mit Sätzen der Bibel, des römischen Rechts, 
spanischer Konzilsschlüsse und anderer Quellen?) erhärtete 
Regel, daß eine Zeugenaussage keinen Beweis erbringt, 
daß zum mindesten zwei oder drei Zeugen die zu Beweis 
stehende Tatsache bestätigen müssen. Diese Lehre wird 
auch der gleichfalls wiedergegebenen ®) pseudoisidorischen 
Forderung gegenüber aufrecht erhalten, wonach ein Bischof 


) c15C11q9. — °)8.o. 8.264 Anm.1; für die Zeugenver- 
nehmung besonders kommt noch $3 c 7 CU q1 (Gregor I) in 
Betracht. — °2) c7 83 C1I q1 (Gregor 1), c3CIIlq4 (Leo IV. 
c. 850), c 20 C III q 9 (Pelagius I. 555-560), c3 837 C1IV q 2 
et3 = (04, 20, 9; c1 C XXII q 1 (Conc. Toletan. VIII. 653). Vgl. 
zu letzterem Kanon Rufinus 8.39. — %) c14—16 CXXlIq5. — 
5) c20 CJIIq9 und die Überschrift Gratians dazu: Testescorporaliter 
prestito sacramento testimonium dicant. — ®) c16 CXXII q 5. Wegen 
verbotener Zeiten für die Eidesleistung vgl. c17l.c. — ?) Wegen 
sonstiger, teilweise unzulässiger Formen der Eidesleistung vgl. ce 7—12 
CXXII q1 und hierzu Paucapalea S.97 mit der Definition: Iurare 
vero est, Deo teste vel inspectore adhibito, aliquid affrmare vel negare. 
Rufinus S. 392, vor allem aber 8. 388 ff. zu CXXII. Ein Formular 
für den Zeugeneid bei der Ehenichtigkeitsklage wegen Verwandtschaft 
findet sich inc6 CXXXV q6. Vgl. hierzu Rufinus S. 530. — ®) CII 
q 4 beschäftigt sich mit der Zahl der Zeugen. Wegen der Belege vgl. 
c3CIVq2et39826=D22, 5, 12,938 = C4, %0, 9; ClI q4 pr; 
ce 1 (Conc. Bracarense 572), diet.p. cl ClIq4 c8 COXXXIIq2, c4, 
dict. p. clLCXXXVq6. Die von Molitor a.a.0.8.96 Anm.1an- 
geführte Ausnahme beim Beweis der Taufe nach c 111, 112 dist. IV de cons. 
gehört nicht in die Lehre vom Prozeß. — °®) c2 (cap. Angilr.), c 3 
(Leo IV. 850) ClI q 4. 
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durch zweiundsiebzig, ein Priester durch vierundsechzig, ein 
Diakon durch siebenundzwanzig, ein sonstiger Kleriker durch 
sieben Zeugen überführt werden soll. Gratian versucht, da- 
durch die concordia dieses Satzes und der allgemeinen Regel 
herbeizuführen, daß er ihn entweder nur auf die römischen 
Kleriker bezieht und hier mit einem Spezialprivileg erklärt, 
oder daß er ihn zwar als allgemein gültig auffaßt, aber nur 
dann eingreifen läßt, wenn die Zeugen Anlaß zu Bedenken 
gegeben haben.!) 

Nicht wird von Gratian die später von den Dekretisten 
viel behandelte Bestimmung einer Theodosianischen Kon- 
stitution 2) und ihrer gefälschten Bestätigung durch Karl den 
Großen?) beachtet, wonach die Aussage auch nur eines 
Bischofes vollen Beweis erbringen soll. 

Die Tendenz zur Formalisierung der Beweiswürdigung 
tritt weiter in dem von Gratian im Anschluß an ein pseudo- 
isidorisches Kapitel*) und unter Berufung auf eine Novelle 
Justinians®) aufgestellten Satz entgegen: 


Cum ... testes ... testimonium dicere non valeant, nisi 
de his, que sub eorum presentia facta noscuntur .. .®) 


Vor allem aber kommt hier die Regel in betracht, die 
Gratian aus einem wohl von Leo III. stammenden Kapitel”) 
ableitet, daß die beiden zum Beweis erforderlichen Zeugen 
zu gleicher Zeit den von ihnen bekundeten Vorgang wahr- 
genommen haben müssen.) Endlich deutet die an die 
Spitze des großen Abschnitts über das römische Zeugenrecht?) 
gestellte Digestenstelle, nach der bei einem Auftreten von 
Gegenzeugen nicht die größere Zeugenzahl über die Wahr- 
heit der Behauptung und Gegenbehauptung entscheiden soll!°), 
auf Bestrebungen nach Formalisierung der Beweiswürdigung 
auch in dieser Richtung.!!) 


1) die. G.p. c3 CIlIq4 — Yc36 CXIql. — Yc37 
CXIqi. — 9)c15 CIHIq9 — °) Nov.%, 2 in dict. Gr. p. ce 15 
CM q9. — 9) dict. Gr. p. e1l CXXX q 5, vgl. auch dict. p. ce 15 
C IH q9 und den das „testimonium ex auditu“ berührenden $ 3 c T7Ccı 
ql (Gregor I, — )ce16 CM qg9. — 9 diet. Gr p. ce 15 C III 
q982. — )c3CIV q2et 3, s0.8.300 Aum.5. — )c3 CV 
q2et3 pr. = D2%, 5, 21. — !') Vgl. hierzu Heinrich Himstedt, 
Die neuen Rechtsgedanken im Zeugenbeweise des ober-italienischen 

20* 
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Die für die Bewertung der Zeugnisse gegebenen Regeln 
treten bei den Dekretisten noch viel bestimmter in Erscheinung. 
Bei Paucapalea!) begegnet nur die Lehre von der Zwei- 
oder Dreizahl der Zeugen mit den von Gratian übernommenen 
beiden Erklärungsversuchen für die abweichenden Bestim- 
mungen Pseudoisidors und mit einem eigenen Versuch, die er- 
wähnte Theodosianische Bestimmung von der vollen Beweis- 
kraft auch nur eines Bischofszeugnisses mit der allgemeinen 
Regel dadurch zu vereinigen, daß er sie für eine lex specialis 
oder wegen der Wiederholung durch Karl den Großen für 
das jüngere Gesetz erklärt und in so weit Derogation der 
gleichfalls durch das römische Recht gestützten allgemeinen 
Regel annimmt. Rolandus behandelt neben der Lehre von 
der Zweizahl der Zeugen?) eingehend die Frage, ob dem 
Satze Gratians, daß der Zeuge nur über Gegenstände seiner 
unmittelbaren Wahrnehmung aussagen dürfe, nicht die Eides- 
formel widerspreche, die für den Ankläger und Zeugen bei 
der Ehenichtigkeitsklage wegen Verwandtschaft im Dekret 
angegeben werde°); denn nach ihr müsse der Zeuge auch 
über Verwandtschaften aussagen, von denen er selbst nichts 
mehr wahrgenommen haben könne. In durchaus zutreffender 
Weise führt Rolandus aber aus, daß auch in diesen Fällen 
der Zeuge nur bestätigen dürfe, 


... quae in eius praesentia acta sunt, scilicet quomodo eo 
praesente maiores sui principium generationis et gradus 
descendentes nominatim exprimebant .. .*) 


Rufinus wiederholt die allgemeine Lehre mit den beiden Er- 
klärungsversuchen Gratians für die entgegenstehenden pseudo- 
isidorischen Bestimmungen und legt der theodosianischen 
Bestimmung über die Beweiskraft der Aussage eines einzigen 
Bischofs höchstens „in causis pecuniariis et rebus minimis“ 
Geltung bei.?) Die Forderung Gratians von der unmittel- 


Stadtrechtsprozesses des 13. und 14. Jahrhunderts, Freiburger jur. Diss., 
auch zivilprozeßrechtliche Forschungen herausgegeben von Richard 
Schmidt, Heft5, 1912, S. 14f., 138. 

!) Paucapalea 8.61 zu CII q4, S.68 zu diet. ad c2 CIV 
q2et3 — ?) Rolandus S.16f. uCIiq4 — °) S.o. S.306 
Anm. 7. — 4) Rolandus S.230f. zu CXXXV q6. — ®) Rufinus 
8.251 zuCIg4 8.275 zuci1CIV q4 8.283 zuCVIq2. 
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baren Wahrnehmung des Zeugen formuliert er dahin, daß 
niemand testis de auditu sein dürfe, indem er dabei den 
Fällen der von Gratian zitierten Novellenstelle!) und des 
Ehenichtigkeitsprozesses ?2) eine Ausnahmestellung einräumt 
und gleichzeitig auf den Unterschied zwischen dem verbotenen 
testimonium de auditu und dem ordnungsmäßigen Zeugnis 
über das, was der Zeuge selbst durch sein Gehör wahr- 
genommen hat, hinweist: 


Sed notandum est, quod duobus modis diecitur aliquis esse 
testis de eo, quod audivit. Vel quia fert testimonium de 
re, quam, cum fiebat, audivit; vel quia perhibet testimo- 
nium de re, quam fuisse vel esse ab alio narrari audivit.°) 


Den Satz Gratians endlich, daß die beiden Zeugen den von 
ihnen bekundeten Vorgang gleichzeitig wahrgenommen haben 
müssen), verdichtet er zu der ausführlich behandelten Lehre, 
daß für den Inhalt der Zeugenaussagen identitas temporis 
und identitas loci zu verlangen sei.) Stephanus erklärt die 
der Zweizahl der Zeugen entgegenstehenden Bestimmungen 
damit, daß er sie wie Gratian auf die von ihm ausdrücklich 
als Kardinäle bezeichneten Kleriker der römischen Kirche 
bezieht und als Grund für deren Ausnahmestellung anführt: 


... quia facile inveniri possunt duo vel tres, qui cito dicerent, 
contra improbitatem quorundam institutum est sub numero 
tot testium eos solemniter accusari, quia raro invenirentur 
tot, qui vellent deierare.®) 


Die testimonia de auditu verwirft auch er für Straf- wie für 


1) Nov. 90, 2 =. 0. $S. 3807 Anm. 5. — 2) S. o. S. 306 Anm. 7, 
S. 308 Anm.3. Vgl. auch wegen der Ausnahme im Ehenichtigkeits- 
prozeß Rufinus S. 529f. zu c5 C XXXV q 6 mit der ausdrücklichen 
Bestimmung, daß das testimonium de auditu in solchen Fällen, 
wo „der auditus“ auf Nachbarn zurückgeht, nur beachtet werden 
soll, wenn gleichzeitig bekundet wird, daß das „Hörensagen“ vor Beginn 
des zur Entscheidung stehenden Prozesses zurückliegt: Posset enim 
arte componi, ut ille, qui vellet falso consanguinitatem proponere, in- 
strueret, quatinus aliquis senex modo diceret ei, qui de consanguini- 
tate daturus est testimonium, tales et tales esse consanguineos vel fuisse. 
— °) Rufinus 8. 270f. zu diet.Gr.p. c15 Clllq9. Vgl. auch S. 241 
zuc193 ClHIql. — *) S.o. 8.307 Anm.8. — ®) Rufinus S. 271 
zu dict. Gr. 82 p. c15 C1II q9. — ®) Stephanus 98.172 zu CIIT q4. 
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Zivilsachen unter Anerkennung nur weniger (paucissimi) Aus- 
nahmen, als deren eine er das Zeugnis über die consangui- 
nitas behandelt.!) 

III. Über den Urkundenbeweis wird im Dekret nicht ge- 
handelt. Eine Novellenstelle?), die sich mit dem Beweise der 
Zahlung gegenüber einer Schuldurkunde beschäftigt, findet nur 
unter dem Gesichtspunkt des Zeugen-, nicht auch unter dem 
des Urkundenbeweises ihre Würdigung. Dagegen bezieht 
Rufinus eine im Dekret aufgenommene, vom Zeugenbeweis 
redende Codexstelle?), offenbar veranlaßt durch den in ihr 
gebrauchten Ausdruck exhibitio, auf Urkunden und knüpft 
daran folgende Bemerkung über die Urkundeneditionspflicht: 


Actor enim reum non potest cogere ad exhibitionem in- 
strumentorum suorum, ut scil. idem actor ex eis fundet 
intentionem suam; nam fundata demum intentione potest. 
Reus vero ad probandam exceptionem suam cogere potest 
actorem, ut edat instrumenta.*) 


IV. Daß der germanische Reinigungseid des Beklagten 
in verschiedenen Kanones des Dekrets bald mit, bald ohne 
die Voraussetzung des Nachweises einer mala fama begegnet 
und auch von Gratian wie den Dekretisten für den Fall der 
mala fama als notwendig übernommen wird, ist bereits dar- 
gelegt worden.?) Die Verwendung, die der Eid hier findet, 
wird bei der Behandlung des Purgationsverfahrens eingehend 
erörtert werden.®) 

Germanischer Einfluß zeigt sich auch bei einigen im Dekret 
erwähnten Eiden des Eheprozesses, der ja überhaupt, wie Ru- 
finus wenigstens für die Ehenichtigkeitsklage ausdrücklich fest- 


- —— 


!) Btephanus S. 160 zuc?7 ClIq1, 8.198 zuCIIq9. Die 
Ausstellungen, die Stephanus hier an dem dict.Gr.p. e15 CIll q9 
macht, gehen auf eine falsche Auffassung dieses Gratianischen Satzes 
zurück. — ?) Nov. 90, 2 in dict. Gr. p. c15 Cl1llq9. — ®) C4, 20, 7 
inc3835 ClVq2et 3. Sie lautet in der Wiedergabe Gratians: 

Qui intendit, suae intentioni proprias debet afferre probationes, non 
petere adversarium cogi ad exhibitionem eorum, per quos sibi 
negotium fiat. 
Allerdings haben schon Vulgathandschriften und namentlich die ältesten 
gedruckten Ausgaben nach einer Bemerkung der Korrektoren die Lesart: 
„per quae“ statt „per quos“. — *) Rufinus 8. 275 zu8S35 c3CIV 
q2et3. — 9) So. 8.297f. — 9% S. u. 8.322 ff. 
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stellt), durchaus eigenartig gestaltet ist. Erst durch die 
Dekretisten wird die Bedeutung eines Eides beigelegt einer 
Beschwörung per baptismum, per fidem Christi, per Christi 
iudicium in vera obedientia, mit der der Bischof nach einer 
von Gratian aufgenommenen Bestimmung eines italienischen 
Provinzialkonzils?2) die Ehegatten, die wegen Blutsverwandt- 
schaft ihre Ehe getrennt wissen wollen, beim Mangel anderer 
Beweismittel befragt, ob ihre Behauptungen der Wahrheit 
entsprechen. Rufinus bemerkt dazu: 

... separabuntur ab utroque consanguinitatis prestito 
sacramento.°) j 
Weit wichtiger sind die von Gratian in zwei angeblichen 
Aussprüchen Gregors I. und einem fränkischen Königskapi- 
tular*) aufgenommenen Bestimmungen über die Verwendung 
des Eides bei Trennung der Ehe wegen Impotenz des 
Mannes. Nach dem ersten Kanon soll die Ehe getrennt 
werden, wenn die Frau per iustum iudicium die Wahrheit 
der von ihr behaupteten Impotenz des Mannes beweist. Der 
zweite Kanon verfügt, daß bei übereinstimmender Behaup- 
tung der Impotenz durch beide Ehegatten jeder von ihnen 
septima manu propinquorum tactis sacrosanctis reliquiis die 
Nichtvollziehung des Beischlafs beschwören muß, ehe auf 
separatio erkannt werden kann. Im dritten Kanon endlich 
wird für den Fall, daß der Mann die von der Frau behauptete 

Impotenz bestreitet, bestimmt: 

. in veritate viri consistat, quia vir est caput mulieris. 
Beim ersten Kanon erklärt schon Paucapalea°’) die Worte 
„per iustum iudicium“ mit der Regel des zweiten Kanon, 


. scil ut uterque eorum septima manu propinquorum, 
tactis sacrosanctis reliquiis iureiurando dicat... 


ı) Rufinus S.530 zuc5 OXXXV og 6: 

Et notandum, quia in hoc casu ordo iudiciarius per omnes articulos 

non servatur ... 
— 2) c4 CE XXXV 46 (Conc. Troslei. 1091). — °) Rufinus S. 529 zu 
c4CXXXVagpb. — *) c1—3 C XXXII q 1. Das erste angeblich von 
Gregor I. herrührende Kapitel stammt aus der Epistel Rabanus’ (} 856) an 
Heribald (scr. a. 853), das zweite ist cap. inc.; wegen des Kapitulars vgl. 
Mon.Germ.Capit. I, p.39 c20. — 5) PaucapaleaS8.131zuc1CXXXlIllqgl. 
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Rufinus!) aber vereinigt alle drei Bestimmungen dahin, daß 
bei Zugeständnis der Impotenz seitens des Mannes beide 
Gatten mit der siebenten Hand den Nichtvollzug des Bei- 
schlafs beschwören müssen, während der Ehemann, der die 
ihm vorgeworfene frigiditas bestreitet, seinerseits den Voll- 
zug des Beischlafs per verum iudicium, d.h. durch Eid mit 
sieben Verwandten als Eideshelfern darzutun hat. Dabei 
versteht auch Rufinus die Eideshelfer durchaus im germa- 
nischen Sinne: 

Propinqui vero non facile sunt iudicandi periuri, quia non 

iuraverunt de facto ita esse, sed sic esse, ut prin- 

cipales persone iuraverunt, [se] credere.?) 


Diesem System Rufins folgt auch Stephanus®), nur ergänzt 
er die Regel, wonach bei Bestreiten der Impotenz seitens 
des Mannes dem Manne als caput mulieris der Beweis zu 
deferieren ist, dahin, daß die Frau zum Beweise des 
Nichtvollzugs durch iuramentum septima manu zugelassen 
werden muß, falls der Mann den Beweis des Beischlafs nicht 
führen will. 

Das römische sacramentum delatum a parte vel a iudice 
tritt, wie im kanonischen Prozeß überhaupt?), so auch im 
Dekret und bei den Dekretisten wenig hervor. Eine inter- 
essante Verquickung römischen und germanischen Eides be- 
gegnet in der Art und Weise, wie Rufin den ins Dekret 
aufgenommenen Kanon des Konzils von Tribur?) erläutert, 
in dem verklagten Laien der Reinigungseid, verklagten Prie- 
ster wenigstens in leichteren Fällen nur die Abendmabls- 
probe zur Pflicht gemacht wird. Rufinus verbindet beide 
Tatbestände und erklärt: 


!) Rufinus 8.496f. zu CXXXIIl q1. Vgl.auch S. 498 zucl u2 
l. — °) Rufinus 8.498 zuclet2 CXXXIII q1 v. periurii. — 
®) Stephanus S. 245 zuC XXXIII q1. — *) Vgl. Paul Hinschius, 
Beiträge zur Lehre von der Eidesdelation mit besonderer Rück- 
sicht auf das kanonische Recht, Berlin 1860, bes. S. 2, 19ff., 26, 
a5ff, 82ff. W. Endemann, Die Beweislehre des Zivilprozesses, 
Heidelberg 1860, 8 106f._ Derselbe, Zeitschrift für Deutschen 
Zivilprozeß XV, 1891, S.282. Ernst Zimmermann, Der Glaubens- 
eid, Marburg und Leipzig 1863, S.238ff. Georg Kleinfeller, Die 
geschichtliche Entwicklung des Thatsacheneides in Deutschland, Berlin 
1891, 8.49 ff. bes. 8.52. — °®) c4 CIIlq5s. o. S.297 Anın, 7. 
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Hoc exaudiendum est de civili negotio. Puta si laicus con- 
veniat presbiterum, eo quod dicat eum sibi debere centum, 
et tamen ex hoc nullos testes habet: tunce secundum 
arbitrium iudicis vel laicus iurabit de pecunia debenda, 
vel presbiter interrogabitur de non debenda; cuius responsio 
pro iureiurando reputanda erit.!) 


Ausschließlich auf den römischen Eid bezieht sich auch die 
Bemerkung von Stephanus zu einer Dekretale Gregors 1.2), in 
der ein zu Unrecht verurteilter Bischof angehalten wird, über 
die Höhe der ihm erwachsenen Kosten und seines sonstigen 
durch den Prozeß erlittenen Schadens einen Eid zu leisten. 
Stephanus sagt, anknüpfend an die Worte: dato sacramento 
der Dekretale: 


dato sacramento, id est delato a parte vel a iudice, inopia 
probationum cogente. Quod fit, quando movetur iudex 
potius pro aliqua partium, et ei defert sacramentum. Vel 
de sacramento in litem dieit, quando scil. constat de 
damno, sed de quantitate damni... non constat.. .?) 


813. 5. Urteil. 


Gratian und die Dekretisten unterscheiden im Anschluß 
an das römische Recht zwischen sententia diffinitiva und sen- 
tentia interlocutoria, ohne auf das Wesen der letzteren näher 
einzugehen.*®) 


„») Rufinus S.250zuc4CIlg5. Stephanusl.c. S.169 bezieht 
den Kanon auf die purgatio, und sieht in ihm bestätigt, daß bei 
Bezichtigung des Priesters durch einen einzelnen der Reinigung:eid 
nicht verlangt, sondern durch einfache Frage und Antwort die Ange- 
legenheit erledigt wird — auch hier eine Fülle von Mißverständnissen. 
—2c782CIIqgi. — °) Stephanus S.19 zuc782ClIqli 
v. dato sacramento. Vgl. auch 8.230 zu c 22 CXXIlg 5, wo das Verbot 
einer Eidesleistung seitens Klerikern gegenüber Laien auf sacramenta 
extra iudicium clerico a laico deleta bezogen und damit eine delatio 
sacramenti in iudicio anerkannt wird. — *) Vgl. c30 ClIgb= 
D 49, 5, 2, interlocutoria de questionibus 8.0. S.304 Anm.5, $ 18 
diet. Gr. p. e41 CI q6=C7, 69 1, interlocutoria de possessione; 
diffinitiva sententia in $2 dict. Gr. p. c41 CI gq6=CT7T,45,3. Vgl. 
ferner die Überschrift Gratians zu e12 C1lIq9, Rolandus S. 17 
zu CII q6, Rufinus S. 252 zu CIl q 6, Stephanus $8. 165 zu 
ce 20 CII q 1 v. quoquomodo, 8.177 zu CII qg6 v. causa vitiata, 
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Für das Endurteil wird bei Strafe der Nichtigkeit schrift- 
liche Abfassung'!), 
. nisi sint breves lites et maxime miserabilium ?), 


und Verkündung verlangt, letztere außer in den Fällen der 
Kontumaz?) in Gegenwart beider Parteien.t) 

Eine eigenartige, nur entfernt vom römischen Recht be- 
einflußte Entwicklung begegnet bei der Frage nach der Ab- 
änderlichkeit oder Unabänderlichkeit des Urteils für den 
urteilenden Richter: 

In der 9. Quaestio der 35. Causa setzt Gratian den Fall, 
eine Ehe werde wegen Blutsverwandtschaft für nichtig erklärt 
und nach einiger Zeit stelle sich heraus, daß der Richter 
fraude testium aut ignorantia eorum getäuscht worden sei. 
Kann das Urteil auf Grund der neueren besseren Erkennt- 
nis umgestoßen werden? Gratian verneint zunächst unter 
Berufung auf den mit zwei Kapiteln?) Gregors I. und 
Stephans VI. belegten Satz: 

Sentencia ...., nisi per appellationem infra terminum lege 
constitutum relevata fuerit, irrevocabile robur obtinebit ®), 
hält sich dann aber selbst entgegen: 
Aliud est sentenciam rescindere et rationabiliter decisa 
turbare, atque aliud que per surreptionem eveniunt de- 
prehensa corrigere; suum namque errorem cuique corrigere 
licet, atque ideo que a quolibet illicite committuntur, sive 
a decessoribus admissa iuveniuntur, in melius revocari 
oportet.”) 
Die Bestätigung der letzteren Ansicht findet er in dem durch 
zahlreiche Kanones®) gestützten Satze: 


S.174 zu CIIq6, wo als möglicher Inhalt des Interlokuts auch an- 
gegeben wird: ... cum [iudex] id, quod vertitur in quaestionem, inter- 
locutorie decidendum pronuntiaverit ... 

1)c7T 83,14 ClIqi (Gregor L), c.8 (palea=( 7, 44, 3), c9 
(palea = Conc. Suess. III. 852) CII ql. Stephanus 8.158 zu CII 
q1,8.160 zuc9 ClIqi v. leges ecclesiastii. — *?) Paucapalea 
5.57 zuc7 CIIql. Stephanus S.158 zuCIIlqi. S.o. 8.263 
Annm.2. — 9) 8.0.9.231f. — *) c2, 11—13 C III q9, s. o. S. 263 
Anm.3 und 4 — 5) c1,2CXXXV q9. — ®) CXXXV q 9pr., dict. 
pc — Ndic.p.c21lc. — ®)c3-8BCXXXV q9. 
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...quod sentencia etiam Romanae sedis in melius commu- 
tari valeat!)... 

Sicut ergo sentencia Romanae sedis in melius commu- 
tari valet, sic cuiuslibet ecclesiae sentencia, cum per sur- 
reptionem data cognosecitur, rationabiliter revocari poterit.?) 


Diese Ausführungen bringt zwar noch nicht Paucapalea, der 
sich wörtlich an Gratian anschließt°?), wohl aber Rolandus ®) 
-und vor allem Rufinus®), in Zusammenhang mit einer Lehre 
Gratians, die ihrerseits wieder in die Rechtsmittelfrage hinein- 
spielt. Gratian behandelt nämlich in der 3. Quaestio der 
11. Causa die iniusta sententia des Bischofs und ihre Bedeu- 
tung für den ungerecht Verurteilten. Er stellt zwei mit 
reichlichen Belegen versehene Ansichten einander gegenüber, 
die eine mehr juristische, daß auch die iniusta sententia Ge- 
horsam verlange, bis sie im Wege Rechtens wieder aufge- 
hoben werde®), die andere mehr theologische, daß eine iniusta 
sententia zwar als timenda, id est non ex superbia contemp- 
nenda, im übrigen aber als vor Gott und der Kirche unver- 
bindlich anzusehen sei.) Und um nun beide Gedanken zu 
einigen, greift er zu folgenden Distinktionen®): Eine sen- 
tentia kann iniusta sein ex animo: 


cum aliquis..... non amore iustitiae, sed livore odii, vel 
precio, aut favore adversariorum inductus sententiam 
profert, 


ex ordine: 


quando non servato iudieiali ordine quilibet pro culpa sua 
dampnatur, 


endlich ex causa in zweifacher Weise: 


aliquando nullum in eo omnino delictum est, quod sit 
dampnatione dignum, 

aliquando non est in eo illud, super quod fertur sententia, 
sed ex alio nominandus est. 


1) S1diet.Gr.p.c2 CXXXVq9, — 2) Gratianin cICXXXVq9. 
— 3) Paucapalea S.141f. zu COXXXVq9. — *)Rolandus S. 233 zu 
CXXXVq9 — ®) Rufinus S.532 zu CXXXV q9. — °)c 1-40, dict.p. 
c40, dict. p. c64, c65 CXIq3. — ?) diet. p. c40, ce 41-43, dict. p. 
c 43, ce 44—64, dict. p. c64 C XI q3. — °) dict. p. c65, p. ce. 
CXIgqg3. 


316 Erwin Jacobi, 


Ist die sententia nur ex animo oder nur ex ordine oder nur ex 
causa im Sinne der zweiten eben angeführten Alternative un- 
gerecht, so soll sie gleichwohl verbindlich sein, da ja immerhin 
ein Delikt da ist, das, sei es auch unter dem Namen eines 
anderen Delikts, mit Recht bestraft wird.!) Ist aber die 
sententia iniusta ex causa und der Verurteilte überhaupt 
keines Delikts schuldig, so ist er apud Deum durch das Ur- 
teil nicht gebunden; doch soll er ihm dennoch gehorchen, 


. nc ex superbia ligetur qui prius ex puritate conscientiae 
absolutus tenebatur.?) 


Nun erklärt Rufinus?), daß jene Ausführungen Gratians über 
die Abänderlichkeit der unrichtigen Entscheidungen sich nur 
beziehen auf non rationabiliter decisa quoad causam, 
während non rationabiliter decisa quoad animum und 
quoad ordinem nach Ablauf der Rechtsmittelfrist für jeder- 
mann unabänderlich sein sollen. Auch bei den non ratio- 
nabiliter quoad causam decisa aber gelte die Abänderlichkeit 
nicht für alle Sachen, sondern nur für die causae spirituales 
wie Ehe, Exkommunikation, decimae, oblationes, diocesis und 
ähnliche.*) In diesen Sachen könne das unrichtige Urteil 
jederzeit vom selben Richter oder seinem Nachfolger oder 
jedem anderen, cuius interest, aufgehoben werden’); in allen 
übrigen nicht, 

... quia generaliter proditum est in iure, ut sententia, que 

infra decem dies per appellationem non fuerit relevata, 

perpetuam obtineat firmitatem.®) 


Wird so von Rufinus die Abänderlichkeit des Urteils unter 
Betonung der auch schon von Gratian wiedergegebenen’”) 


1) diet. Gr. p. c 72,9.c.77C XIqg3. — ?) diet.p. ce WO CXIg3. — 
®) 8.0.8. 315 Anm.5. — #) Vgl. Rufinus a.a.O. und 8.313 zu CXI 
q 3. — 5) Rufinusgebraucht hier neben Ausdrücken wie evacuarı, annul- 
lari auch die technische Bezeichnung des Justinianischen Rechts für das 
nicht devolutive Rechtsmittel der Supplikation: retractari. Vgl. C7, 
63, 5, 5; 7, 70, 1; Nov.82, 12; 115, 1 und v. Bethmann-Hollweg III 
8. 340. Trotzdem ist nach dem ganzen Zusammenhang weder bei 
Gratian, noch bei Rufinus an ein Rechtsmittel gedacht. Der Richter 
kann auch von Amtswegen die Entscheidung verbessern. — ®) Rufinus 
2.8.0. — °)S.o. 8.314 Anm. 6 und $4 diet. Gr. p. cdi ClIgq6= 
C7,64,1. 
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römischen Lehre von der formellen Rechtskraft auf be- 
stimmte Fälle beschränkt, so ist er es auch, der als erster 
der römischen Lehre von der materiellen Rechtskraft 
lebendigen Ausdruck gibt: 
Gratian erläutert noch unbedenklich eine spanische Kon- 
zilsbestimmung!) dahin, daß bei ungerechtem Urteil de rebus 
ecclesiae noch eine Praescription von 30 Jahren seit dem 
Tode des Richters erforderlich sei ?2), ehe der Sieger im Pro- 
zeß Eigentümer der erstrittenen Sachen werde. Rufinus aber 
führt demgegenüber aus: 
In legibus mundanis habetur, quod, cum res iudicata pre- 
iudicet veritati, qui per iudieis diffinitivam sententiam rem 
optinuit, statim adversus petitorem, qui eum inquietavit, 
securus erit. Nec opus est aliqua temporis prescriptione; 
nam si ille iterum agere velit, iste per exceptionem rei 
indicate eum removebit, nec umquam retractabitur sen- 
tentia, nisi aut ex falsis instrumentis aut aperte contra ius 
constitutionis fuerit lata.?) 

Freilich ist auch er noch bereit, dem odium iniqui iudieis 

vel sententie wenigstens bei kirchlichen Sachen den Grund- 

satz der materiellen Rechtskraft zu opfern: 
Sed, sicut frequenter dieimus, alia est ratio secularium, 
alia ecclesiasticarum causarum. Hoc enim speciale est in 
ecclesiasticis, tum propter odium iniqui iudicis vel sen- 
tentie, tum propter favorem ecclesie, cui per iniustam sen- 
tentiam possessio fuerat ablata.®) 

Stephanus aber erklärt unbedingt die Behauptungen Gratians 

für miranda et iuri eivili prorsus contraria.°) 

So zeigt sich bei der Lehre von der Rechtskraft®), besonders 
deutlich, wie das römische Recht schon in der kurzen Zeit von 
Gratian bis Stephanus einen immer wachsenden Einfluß gewinnt. 

Römisch”) sind schließlich auch die von Rufinus?) für 
cause seculares, von Stephanus?) ohne Beschränkung aufge- 


1) ce1O CXVI qg3 (Conc. Tolet. IX). — ?) diet. Gr. p. cI CXVI 
q3 — °) Rufinus 8. 363 zu dict. Gr. a. c10 CXVI q3. Vgl. auch 
Stephanus 8. 227 l.c. — *) Rufinus 8. 363 1.c. — ®) Stephanus 
S. 227 zu dict. Gr. a. c9 CXVI q3. — *®) Über nichtige Urteile vgl. 
us. 31f. — 7) Vgl.C7,54,3. — ®) Rufinus 8.262 zuClllq2. — 
®) Stephanus S.192 zu CIIq2. 
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führten inducie iudicatorie, jene dem Verurteilten zwecks 
Erfüllung des festgestellten Anspruchs gewährte Frist, die 
im allgemeinen vier Monate beträgt, doch vom Richter causa 
cognita verlängert und verkürzt werden kann. 


814. B. Das Verfahren bei Notorietät. 


Die zweite Causa Gratians bringt als Tatbestand eine 
Anklage gegen einen Bischof wegen fleischlicher Vergehen, 
die mit der Verurteilung des Bischofs endet, 


... quia crimen eius notorium erat. 


Hier anschließend fragt Gratian, offenbar veranlaßt durch 
verschiedene Aussprüche von Ambrosius, Nikolaus I. und 
Stephan V.}), 


..an in manifestis iudiciarius ordo sit requirendus??) 


und gelangt schließlich zu einer Verneinung, da nach ihm 
der Zweck des ordo iudiciarius darin besteht, 


.... ut nec innocentia insidiis pateret adversantium, nec 
culpa delinquentis sententiam effugeret iusti examinis?), 


dieser Zweck aber nur bei crimina occulta, gerade nicht bei 
manifesta crimina in Frage komme: 


In manifestis enim calliditate accusantium reus non oppri- 
mitur, nec tergiversatione propria crimen celatur, cum 
culpa sua sponte se oculis omnium ingerat... .*) 


Die letztgenannte für die Entbehrlichkeit eines geordneten 
Verfahrens entscheidende Tatsache sieht Gratian nun aber 
nicht in jedem Falle für gegeben an, wo von crimina mani- 
festa gesprochen wird. Ist das Vergehen nur dem Richter 
„offenbar“, anderen nicht, so muß, schon weil der Richter 
sonst gleichzeitig die mit seinem Amte unvereinbare?) Rolle 
des Anklägers übernehmen würde, ein Prozeß stattfinden.®) 


ı) Vgl.c 15,16, dict.p. c16, 17,21 CII q1. Manifesta begegnen 
im Dekret sonst noch in c 21,22 CXIqg3 und in dem pseudoisidorischen e 76 
CX1q3, wo allerdings Einhaltung des ordentlichen Verfahrens gegen einen 
Bischof verlangt wird, licet apertissima sit contrariorum reprehensio 
(hierüber s. u. 8.319 Anm, 7), notoria in 812 dict.p.c41 CIIg 6als er- 
klärende Bemerkung Gratians zu C7,65,2. — 2) ClIql. — ?°) diet.Gr.p. 
c16ClIq1. — #) dict.Gr.p. c16 CHq1. — °®) S.o. S.246 Anm. 6 und 
diet. Gr. p. c17 CU q1,c18, 19 l.c. — 9) diet. Gr. p. c17CIIql. 
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Ist das crimen aliis manifestum, nur dem Richter nicht, so 
ist ein geordnetes Verfahren gleichfalls unerläßlich, 
... quia in crimen sibi occultum iudex sententiam ferre 


non debet.!) 

Ist endlich das crimen sowohl dem Richter als den anderen 
Personen gegenüber ein manifestum, so kommt es immer 
noch darauf an, ob der Täter seine Schuld leugnet oder 
nicht, Leugnet er, so ist auch bei einer sub oculis iudieis 
in conspectu multorum erfolgten Tötung eines Menschen ein 
ordentliches Prozeßverfahren nötig. Nur wenn der Täter 
opere publico crimen suum confitetur, etwa dadurch, 
daß er, wie in einem der Belege?) König Lothar II. (+ 869), 
öffentlichen ehebrecherischen Verkehr unterhält, nur dann 
kann man sagen, daß ihn | 

. ipsa evidentia operis reum testatur .. .?) 

Hier ist nach vergeblicher zweimaliger monitio caritativa ohne 
weiteres Verurteilung möglich.*) 

Diese letzteren Fälle von crimina manifesta, auf die auch 
die Dekretisten den Satz von der Entbehrlichkeit eines ordent- 
lichen Prozeßverfahrens beschränken’), werden von Rolandus, 
Rufinus und Stephanus®) crimina notoria genannt: 

Tune crimen non solum manifestum, sed etiam dicitur esse 
notorium.”) 


1) dict. Gr. p.c19, ce 20 CIIq1. — ?) c16, auhc21CIH ql. — 
®) dict. Gr. p. c20 ClIql. Rufinus 8,238 zu CII q1i setzt noch 
hinzu: ut illud nullo pacto diffteri valeat. — *) dict. Gr. p. c 20, c 21 
ClIq1. — 5) Paucapalea S.58 zu die. adc14CIIlqi. Rolandus 
8.16 zu CIIql, S.19 zuCIlHlq9, 836 zuCXV qT. Rufinus 
S. 238 zu CIIql. Stephanus S.158 za CI qi, 8.162 zu c15 
ClIq1l,8.198 zuCII q9 Nur Rolandus l.c. weicht in so fern 
etwas ab, als er bei den crimina iudici et toti plebi notoria ohne 
Unterschied, ob der Täter leugnet oder nicht, ein ordentliches Prozeß- 
verfahren für unnötig erklärt. Unrichtig ist aber die Behauptung 
von Hinschius, Kirchenrecht V S. 859 Anm. 1, daß die Doktrin 
sehr bald bei der Begriffsbestimmung des notorium nicht mehr auf das 
öffentliche zur Schau tragen, sondern auf das Bekanntsein Gewicht ge- 
legt habe. Der als Beleg zitierte Rolandus besagt das nicht, und der 
gleichfalls angeführte Stephanus beweist das Gegenteil. — ®) S. die 
Zitate der vorigen Anm. — 7) Rufinus 9.238 zuCIIlq1. Der Fall 
der Notorietät wird von den übrigen Fällen, wo das crimen iudici 
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Die Bezeichnung ist offenbar von Gratian selbst abgeleitet, 
da er in dem Tatbestand der zweiten Causa!) die Verur- 
teilung des Bischofs auf die Notorietät des Vergehens zu- 
zückführt. Nichts lag für die Dekretisten näher, als die- 
jenigen Fälle von cerimina manifesta, in denen nun wirklich 
ein Verfahren für unnötig erklärt wird, notoria zu nennen. 
Diese technische Bedeutung des Ausdrucks notorium bei den 
Dekretisten ist bisher verkannt worden, ja man hat es der 
an Gratian anschließenden Literatur geradezu zum Vorwurf 
angerechnet, daß sie durch Vertauschung des Gratianischen 
„manifestum“ mit dem von Gratian angeblich noch nicht 
gebrauchten „notorium“ die Begriffe verwirrt habe.?) Hier- 
von kann nach dem Ergebnis der vorliegenden Untersuchung 
keine Rede sein. Das notorium wird von den Dekretisten 
als technische Bezeichnung für eine scharf umrissene Gruppe 
von Fällen verwendet. 


815. C. Das Purgationsverfahren. 


I. Es ist bereits dargelegt worden, wie Gratian auf 
Grund von Kanones, die bald nach vorgängiger accusatio, 
bald ohne solche, bald auf Grund einer mala fama, bald 
selbst ohne diese Voraussetzung eine purgatio verlangen ?), 
schließlich zu dem Ergebnis kommt, daß bei einem öffent- 
lichen üblen Gerücht (publica mala fama, popularis infamia) 
der Bezichtigte sich reinigen muß.*) Den sehr einleuchten- 


et aliis manifestum ist, scharf geschieden; bei ihnen ist ein Ver- 
fahren notwendig. Als solchen Fall des manifestum ohne Notorietät 
erklärt Rufinus l.c. auch den des c 76 CXI q 3, s.o. S.318 Anın. 1. 


') ClIpr. Bisher ging man wegen des Ausdrucks „notorium“ bei 
den Dekretisten und der späteren Kanonistik auf den Passus des e 17 CII 
qlzurück, wo von einer „manifesta et nota pluribus causa* die Rede 
ist (vgl. die Zitate der nächsten Anm.) In Wahrheit aber verwendet be- 
reits Gratian in der CII pr. und in $12 dict. p. c4! CIIg6 den dem 
römischen Recht (vgl. D 48, 16, 6, 3; C 9, 2, 7; Cod. Theod. 16, 
2, 3l) entnommenen Ausdruck: notorium. — ?) Molitor a.a.0. 
8.103. Hinschius, Kirchenrecht V S.359 Anm. 1 u.a. — °) 8. o. $:297f. 
Diesen Kanones sind hier noch c 5 dist. XXIII (Conc. Carth. IH. 
397) und c1 C XXII q 1 (Conc. Tolet. VIII. 653) an die Seite zu 
stellen. — ®) dict. Gr. p c4, pce16 CI q5 (= o. S. 293), 
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den Zweck dieses Verfahrens geben einzelne der als Belege 
angezogenen Kanones!) in dem Satze wieder, daß die gläu- 
bige Gemeinde kein Ärgernis (scandalum) nehmen dürfe. 
Schon daraus folgt, daß das ganze Verfahren, obgleich manche 
Kanones auch von Laien reden?), in erster Linie auf Kle- 
riker Bezug hat, daß weiter nicht etwa schon bei Verdäch- 
tigung durch einzelne die Purgation nötig wird, endlich 
daß es beim Mangel eines Anklägers möglich sein muß, das 
Verfahren von Amtswegen einzuleiten. Der letztere Schluß 
wird, obgleich von Gratian nicht ausdrücklich ausgesprochen), 
durch die allgemeine Fassung seiner Sätze*) und durch die 
auch von einem Verfahren ohne Ankläger redenden Beleg- 
kapitel®) zur Gewißheit erhoben. 

Diese Grundgedanken des Purgationsverfahrens treten 
bei den Dekretisten noch schärfer hervor. Während Pauca- 
palea ®) wörtlich Gratian folgt, unterstreicht schon Rolandus ”) 
wiederholt die Voraussetzung des publice infamari, das ab 
universa vicinia zu erfolgen hat: 


Ubi non est communis infamia, non est iniungenda pur- 
gatio.°) 
Dasselbe begegnet in den zahlreichen Ausführungen von Rufin?) 
und Stephanus!°), von denen der erstere die bereits erwähnte?!) 
Einschränkung macht, und daß eine mala fama ex inimicorum 
confictione nicht genügt, daß Purgation nur auf Grund einer 
mala fama ex certa presumptione verlangt werden kann. 
Allerdings kennt Rufinus!?) andrerseits als Voraussetzung 


c2CVIqg5, CXV g5, die nach dem Inhalt der Belege gleichfalls 
nur so aufzufassen ist, C XXII pr. 
1) Vgl. c13, 16, 19 CII q5. — ? c4 15, 0-26 CIIgd. — 

3) Man müßte denn gerade auf die in dict. Gr. p. c40 C Xlgqg3 er- 
wähnten excommunicati verweisen, 

qui, neglectn suae vitae sinistram de se opinionem nasci permittentes, 

sententiam in se exceperunt. 
— 48. die Zitate S.320 Anm. 4. — 5) S. die Zitate S. 297 Anm. 8. — 
*% Paucapalea S.60 zuCIIqg5. — ") Rolandus 8.17 uCIIg5, 
S.22 zuCVIqg5, 834 zu CXV q5. — °) Rolandus 22.0. 8. 17. 
— °) Rufinus S.243 zu CII q2, S.248ff. zu CII q 5, 8.285 zu CVI 
q5, 8.391 zue1CXXIIq1. — !°) Stephanus 9. 169 ff. zuCIgqg5, 
8.169 zu c4 CI q5, S.170 zuc10 CII gq5. — ")S8.o. 8.299 
Anın.4. — 2) Rufinus S. 248ff. zuCI gs. 
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für das Purgationsverfahren nicht nur die infamatio apud po- 
pulum, sondern auch die solummodo apud clericos mit dem 
einzigen Unterschied, daß die purgatio im ersteren Falle 
öffentlich, im zweiten heimlich erfolgen soll.!) Was die Ein- 
leitung des Verfahrens von Amtswegen anbetrifit, so be- 
richtet zwar Stephanus?) von einer Meinung, nach der 


... si non esset, qui accusaret, ... ad purgationem cogen- 
dus non esset, 
erklärt aber selbst: 
. non ex accusatione, sed propier malam famam, ne 
populum scandalizet, cogendus est ad purgationem.?) 
Und Rufinus führt aus: 
Si enim sacerdos infametur de crimine, licebit tunc epi- 
scopo illum nec convictum nec sponte confessum ab of- 
ficio suspendere nec restituere, usque quo prestiterit dignam 
purgationem®)... 
Auch bei den Dekretisten beziehen sich die Ausführungen 
über die Purgation in erster Linie auf Kleriker, wenngleich 
namentlich bei ‚den Fragen nach der Art und Weise der 
Purgation auch Laien berücksichtigt werden.°) 

I. Wie die purgatio sich vollziehen soll, darüber gibt 
das Dekret keine sichere Auskunft. Die von den afrika- 
nischen Synoden des vierten Jahrhunderts bis zu einer 
Dekretale Innocenz’ II. (1130—1143) reichenden Belege ent- 
halten die verschiedensten Bestimmungen in dieser Richtung. 
Am häufigsten findet sich noch namentlich für Kleriker 
der Eid mit mehr oder weniger zahlreichen Eideshelfern ®), 
doch wird bisweilen nur von den Laien der Eid ver- 
langt, während die Kleriker sich wenigstens bei leichteren 
Sachen durch die Abendmahlsprobe reinigen sollen”), oder 


1) Hierüber s. u. 8.326. — ?®) Stephanus S. 171 zu.cl16 CU 
q5. — ?) Stephanus 8.169 zu CIIqdb. — *) Rufinus 8. 243 zu 
CII q2. — 5) Hierüber vgl. die folgenden Ausführungen. — °) CI 


q5 c 5—10, 12, 13, hierzu Hinschius, Kirchenrecht V 8. 339 ° 


Anm. 1, 346 Anm. 4, c 16, 17 (palea), hierzu Hinschius 8. 339 Anm.], 
c19, hierzu Hinschius 8. 340 Anm. 2, c20; auch c5 dist. 23. Die 
Zahl der notwendigen Eideshelfer schwankt in diesen Bestimmungen 
zwischen zwei und zwölf. — ”) c4 ClI q 5, hierzu Hinschius 
a.a.0. S. 341 Anm. 2. 
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es werden die unbescholtenen Freien dem Eide mit Eides- 
helfern, die bescholtenen oder Unfreien dem Gottesurteil 
ferventis aquae oder candentis ferri unterworfen !), wenn nicht 
überhaupt nur von Dei iudicium?) geredet wird. Gratian 
erkennt auf jeden Fall den Eid mit Eideshelfern an und 
verbietet die Wasser- und Eisenprobe°); ob auch sonstige 
Gottesurteile zu verwerfen sind, unterzieht er einer eigenen 
Untersuchung), in der er neben einem Verweis auf das 
sacramentum zelotypie des Alten Testaments’) verschiedene 
Bestimmungen Nikolaus’ I. und namentlich germanischer 
Konzilsschlüsse $) aufführt, in denen einerseits der Zweikampf 
verboten, anderseits Abendmahlsprobe und ganz allgemein 
divina iudicia zugelassen werden, so daß schließlich auch 
Gratian die Frage wegen der purgatio durch andere Gottes- 
urteile als Wasser- und Eisenprobe offen läßt.”) 

Hier zeigen die Dekretisten eine wesentlich entschiede- 
nere, in der Hauptsache die Gottesurteile ablehnende Haltung. 
Schon Paucapalea°) erklärt die Eisen- und Wasserprobe und 
namentlich auch den Zweikampf für verboten, letzteren mit 
der bezeichnenden Bemerkung: 


Quod vero contra alibi legitur, intelligendum est, vel ex 
diversarum provinciarum consuetudine, vel ex legibus prin- 
cipum, ut sunt leges Langobardae, introductum esse. 


Rolandus?) bemerkt mit Bezug auf dieselben drei Arten der 
Gottesurteile: 
Sed haec in praesenti penitus improbantur, 


und setzt an ihre Stelle den Eid. 

Rufinus!®) scheidet die purgatio vulgaris, unter der 
er die Gottesurteile, insbesondere die Eisen- und Woasser- 
probe versteht, von der purgatio canonica!), als die er 


!) e15 CIUIqg 55, palea, c24C XVlIgq 4 (hier zweiundsiebzig Eides- 
belfer),. — ) c4 CO XVIq1. — ®) diet.Gr.p.c19 Cllg5. — *®) dict. 
Gr. p.c%, c2les. ClIgd5. —Y)c21 CHgad. — )c2—26 CH 
q5, hierza Hinschius, Kirchenrecht V S. 341 Anm. 1. — 7?) So 
auch Hinschius, Kirchenrecht V S. 348 Anm. 3. — °) Paucapalea 
S.60 zuc22 CI qg5. — °) Rolandus S.43 zuc54 CXVIql. — 
10) Rufinus 8. 248f. zu CII q5, S. 49 f. zu CXXXIUI gl. — 
11) Es zeigt sich hiermit, daß die Bezeichnungen purgatio cano- 
nica und purgatio vulgaris schon vor der Dekretsumme des 

21* 
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nur den Eid und höchstens noch das Los!) anerkennt. Die 
purgatio vulgaris soll nur 


... & servili persona vel ab eo, qui tanquam servilis per- 
sona suspectus habeatur, 


geleistet werden, für ingenui kommt ausschließlich die pur- 


gatio canonica in Frage.?) 
Stephanus endlich erklärt die Kanones, die von Gottes- 
urteilen reden, folgendermaßen: 


Sieubi inveneris in canonibus, quod ferro vel aqua aliquis 
se purgare debeat, vel super candentes vomeres pedibus 
nudis incedere, dietum est ad terrorem, vel secundum 
Lombardam, vel loquitur de manifestis sive scelus infitian- 
tibus®); 
insbesondere bemerkt er zu den von Gratian für die Zu- 
lässigkeit der Gottesurteile angeführten Kanones germanischer 
Konzile ®): 
Haec omnia improbantur hodie, quia videtur tentari Deus, 
et etiam quia pro culpis hominum non se revelant divina 
miracula; vel localia vel provincialia sunt decreta ista; vel 
dicatur, quod non sit ad iudicium, sed quia creditur, quod 
nullus accedat nisi innocens.’) 


Was die Zahl der Eideshelfer bei der sonach von den De- 
kretisten fast ausschließlich anerkannten eidlichen purgatio an- 
langt, so versucht Rufinus®), in die diskrepanten Bestimmungen 
der Gratianischen Kanones in so fern ein System zu bringen, 
als er erklärt, ein Bischof müsse mit zwölf Bischöfen, ein 
Priester mit sieben Priestern „se annumerato“, ein Diakon mit 
drei Diakonen „similiter se connumerato“ schwören, während 


Sicardus Cremonensis, auf die Hinschius, Kirchenrecht V S. 349 
mit Anm. 3und 4 im Anschluß an Hildenbrand n.a.O. S.186 verweist, 
von Rufinus gebraucht werden, in beiden Fällen in offenbarer An- 
lehnung an die Dekretale Gregors I. ine?7 ClIq5S1. 

) Rufinus S, 356 zu c 54 C XVI q 1, vgl. auch 8. 424 zu 
CXXVIq2 — 2 Rufinus S. 248 zu CII q5 beruft sich dabei auf 
c21 CXVIlq4 und el5 CIIq5. Die Bestimmungen in c 23—26 


CI q5 erklärt er für hodie abrogata. — *) Stepbanus 8. 170 
zu CiIgd. — % c23-% CI q5. — °) Stephanus 8. 172 zu 
c23 CU g5, vgl. auch ebenda zu c253 C2 a5. — °) Rufinus 


5.249 zu CIig5. 
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anderen Klerikern und Laien die Reinigung simpla manu 
verstattet sei. Er fügt aber sofort hinzu, daß in Wahrheit 
gegenwärtig die Zahl der Eideshelfer vom Bischof nach seinem 
Gutdünken bestimmt werde, 


. ut scilicet secundum quod viderit grave esse crimen et 
famam excrescere, exigat fieri cum pluribus vel paucioribus 
purgationem. 


Stephanus!) beginnt ein System für die Zahl der Eideshelfer 
auf der Grundlage zu entwickeln, daß bei bloßer mala fama 
kein Eideshelfer verlangt wird, während beim Hinzutreten 
von wirklichen Indizien, je nach deren Schwere, verschieden 
viele Eideshelfer erforderlich sein sollen; doch kommt schließ- 
lich auch er dazu, die Zahl der Eideshelfer dem arbitrium 
des Bischofs zu überlassen.?) 

Die Eideshelfer selbst müssen nach Rufinus familiares 
des Schwurpflichtigen und honesti sein und den Eid in ani- 
mam propriam ablegen, 


. scil. quod sic credant esse, ut ille infamatus iuraverit?), 


sodaß sie, wie Rufinus an anderer Stelle bemerkt *), nicht 
leicht meineidig werden können. Diese Sätze Rufins werden 
auch von Stephanus®) mit der bekannten Einführung: „Qui- 
dam dicunt* wiederholt und zwar wird die Forderung 
von familiares als Eideshelfern damit begründet, daß die 
Eideshelfer, um ihren Glauben an die Wahrheit des vom 
Beschuldigten geleisteten Eides beschwören zu können, fähig 
sein müssen, sich aus dessen Leben und Sitten ein Urteil 
hierüber zu bilden. 


1) Stephanus S. 169f. zuc5 ClIq5. — ?) Stephanus 
l. c., ferner 8.170 zu c13 CII q5 v. sive ad arbitrium episcopi, S. 171 
zu diet. ad c17 v. volueritr — °) Rufinus 8. 249f. zu CII q 5. 


Vgl. die damit übereinstimmenden Formeln für den Eid des Be- 
schuldigten und der Eideshelfer in der palea c17 CIIq5 (Inno- 
cenz II. 1130—1148). — *) Rufinus 98.498 zu cl und 2 C XXXIII 
ql, s.o. 8.312 Anm.2. — 5) Stephanus S. 171 zuc13 ClIgqg5 v. 
sive ad arbitrium episcopi. Wenn Stephanus an der gleichen Stelle 
auch die Auswahl der Eideshelfer durch den Bischof für möglich 
erklärt, so ist das nur ein Erklärungsversuch für den etwas verstellten 
Wortlaut des Kanon. Stephanus betont selbst S. 171 zuel6C IIg5, 
daß der Bischof nur die Zahl, nicht auch die Namen der Eideshelfer 
angebe. 
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Ob das so geordnete Purgationsverfahren öffentlich oder 
heimlich sein soll, darüber finden sich in den verschiedenen 
Kanones des Dekrets abermals widersprechende Bestimmun- 
gen.!) Rufinus stellt folgende Sätze auf: 

In dem eigentümlichen Purgationsverfahren, das nach 
einer Bestimmung des dritten karthagischen Konzils bei Ein- 
wendung gegen einen zum Bischof Gewählten, aber noch 
nicht Ordinierten Platz greifen soll?), hat die purgatio auf 
jeden Fall öffentlich zu erfolgen. Bei bereits ordinierten 


Bischöfen, Priestern und sonstigen Klerikern aber kommt 


es darauf an, ob der Beschuldigte apud populum oder so- 
solummodo apud clericos infamiert ist. Nur im ersten Falle 
ist die Purgation öffentlich, im zweiten soll die examinatio 
in secreto stattfinden.?) 

Eine andere Unterscheidung macht Stephanus. Nach 
ihm soll das Verfahren nur dann nicht öffentlich sein, wenn 
die Urheber der publica fama bekannt sind und eine certa 
et rationabilis causa für ihren Verdacht angegeben haben. 
In diesem Falle 

... debet se purgare secreto coram episcopo, illis praesen- 
tibus, qui originem infamiae dederint ... 
Stellt es sich heraus, daß die Urheber der publica fama 
keinen vernünftigen Grund für ihren Verdacht gehabt haben, 
so soll eine Reinigung überhaupt nicht mehr stattfinden. 
Sind aber die Urheber der publica fama unbekannt, dann 
gilt: 

. ante episcopum et coram populo se purgare debet.*) 

III. Bis zur Ableistung der purgatio verlangt Gratian ’?) 
Suspension des Beschuldigten, ohne sich darüber zu äußern, 
was erfolgen soll, wenn der Beschuldigte die purgatio nicht 
leisten kann oder will.) Rufinus”) aber geht an dieser 


) Vgl. c5 dist. 23, c5, 11 ClIq5, c1 CXVaqa5. — 3) c5 
dist. 23. lm Sinne des späteren Dekretalenrechts würde dieser Tat- 
bestand zum Verfahren per exceptionem zu zählen sein. S.o. 8. 293 
Anm.3. — °) Rufinus 8.53 zu c5 dist. 23, S.248f. uCIHqd. — 
%) Stephanus S. 171f. zu c19CIlq5 v.coram populo. [S. 171, letzte 


Zeile, muß incertum statt certum gelesen werden.] — °) dict. Gr. p. 
ce18 CIIq5, gestützt auf c13 |. c. (cap. inc), — °) Vgl. auch 
Hinschius, Kirchenrecht V S. 343 Anm. 4. — 7°) Vgl. auch das 


Zitat oben S. 322 bei Anm. 4. 
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Frage nicht vorüber. Er erklärt: Ist der infamierte Priester 
in der Lage, die Purgation zu leisten, will er sich aber nicht 
dazu verstehen (si potuerit et noluerit), so hat die Suspension 
bis zur purgatio anzudauern. Si autem voluerit et non po- 
tuerit, quid tunc faciendum erit? Hier berichtet Rufinus zu- 
nächst von einer Lehre, die auch für diesen Fall dauernde 
Suspension verhängt wissen will; er selbst aber hält es für 
billig, daß die Suspension nur so lange ausgedehnt wird, 


donec sinistra fama quiescat, maxime usque ad 

quinque annos.!) 
Der von Rufin erwähnten strengeren Lehre schließt sich 
Stephanus mit den Worten an: 

Quid autem, si ille, qui infamatur, non poterit habere 

familiares, qui cum eo iurent? Dicunt quidam, quod in 

perpetuum est ab officio removendus.?) 
Hiernach wird man den von Rufin zuerst erwähnten Fall 
(si potuerit et noluerit) auf den Tatbestand zu beziehen 
haben, wenn beim Vorhandensein der erforderlichen Zahl von 
Eideshelfern der Beschuldigte sich aus irgendeinem Grunde 
zum Eide nicht entschließt — hier dauernde Suspension —; 
der zweite Fall aber (si voluerit et non potuerit) liegt 
vor, wenn der zum Schwur bereite Beschuldigte nicht 
die genügende Zahl fähiger Eideshelfer auftreiben kann — 
hier nach der strengen Lehre dauernde Suspension, nach 
Rufinus Suspension bis zum Erlöschen des Gerüchts, keines- 
falls länger als fünf Jahre —. 

Die ganze Behandlung zeigt in seltener Klarheit, wie der 
einzige Gegenstand des Purgationsverfahrens die mala fama, 
nicht etwa das Delikt des Beschuldigten ist. Die hinter der 
fama stehende Wahrheit zu ermitteln liegt gänzlich außerhalb 
des Purgationsgedankens. Für das Purgationsverfahren ist 
alleiniger Zweck, die mala fama zu beseitigen oder, wenn 
das nicht möglich ist, durch Suspension des Beschuldigten 
ein öffentliches Ärgernis zu vermeiden. Damit offenbart sich 
der hohe politische Wert, den das Purgationsverfahren für 


ı) Rufinus S.250 zu CI q5. — ?) Stephanus 8. 171 zuc13 
Clig5. 
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den Klerus haben mußte, gleichzeitig aber der Mangel an 
innerer Kraft und sittlicher Berechtigung, der schließlich zur 
Verdrängung des Purgationsverfahrens durch das Inquisitions- 
verfahren geführt hat. 


816. D. Das Denunziationsverfahren. 


Beim Akkusationsverfahren!) wie beim Verfahren in 
notoriis?) ist bereits die Forderung begegnet, daß der An- 
klage oder der Verurteilung eine monitio caritativa des 
Beschuldigten vorausgehen soll. Diese Forderung wird aus 
einer Evangelienstelle°) abgeleitet, in der den Christen vor- 
geschrieben wird, einen sündigenden Bruder zunächst allein 
zur Rede zu stellen, falls das vergeblich bleibt, ihn unter 
Zuziehung von Zeugen zu ermahnen, endlich aber ihn der 
ecclesia anzuzeigen, damit diese ihn bei andauernder Hart- 
näckigkeit wie einen Heiden oder Zöllner ausschließe. Im 
folgenden ist nun die Frage zu untersuchen, ob hinter dieser 
denuntiatio evangelica, wie sie genannt wird®), sich bereits 
im Dekret und bei den Dekretisten ein rechtlich geordnetes 
Denunziationsverfahren im Sinne der späteren Papstdekre- 
talen°) verbirgt. 

Im Dekret begegnen nur einzelne verstreute Kanones, 
die entweder die erwähnte Evangelienstelle wiedergeben®) oder 
ganz allgemein von einem auf Grund einer Anzeige ein- 
geleiteten Verfahren reden.) Da aber Gratian selbst auf 
diese Erscheinung nirgends eingeht ®) und die Kanones bei 


1) 80. 8.265 Anm.4. — Y%S.o. 8.319. — °) Matthäus 
XVII, 15—17. Die Evangelienverse lauten in der vollständigsten 
Wiedergabe, die im Dekret begegnet (in c 17 dist. XLV, Origines 
homil. VII. in Josua ex interpretatione Rufini) folgendermaßen: ... si 
viderint peccantem, primo secrete conveniant, post etiam duobus vel 
tribus testibus; quod si contempserit, et post ecclesiae correptionem 
non fuerit emendatus, de ecclesia expulsum velut gentilem habeant ac 


publicanum. .. — *) Vgl. auch Schmidt, Herkunft des Inquisitions- 
prozesses 8. 92 Anm.4&. — °) Schmidt a.a.0.S.86f., Hinschius, 
Kirchenrecht V 8.855 ff. — °) ce 17 dist. XLV, s. Anm.3; c19 CI 


q 1 (Augustinus). — 7) c6 dist. LXXX]1 (Innocenz I. 402—417), hierzu 
Hinschius, Kirchenrecht V S. 356 Anm. 1, S. 337 Anm. 5, c 14 
CXXIV q3 (Ps. Is), — ®) Das von Hinschius, Kirchenrecht V 
S. 356 mit Anm. 4 hier herangezogene dict. Gr. $1p.c2 CIV q4 
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ihrer unbestimmten Fassung einen Schluß nicht zulassen, so 
erscheint es nicht angängig, von einem Denunziationsverfahren 
bereits im Dekret zu sprechen.!) 

Ganz anders bei den Dekretisten. Rufinus ?) berichtet im 
Anschluß an einen die Evangelienstelle wiedergebenden 
Kanon von zwei irrigen Meinungen seiner Vorgänger: 


Et primum, quia dicebant huius correctionis®) moderati- 
onem pertinere solummodo ad prelatos ... 

Secundo, quia testes iuxta preceptum evangelii adhibendos 
asserebant, ut audirent eum, qui corrigi noluerit, crimen 
confitentem, non tamen penitere volentem, ut sic de huius- 
modi confessione apud ecclesiam testificari possent ... 


Der ersten Lehre hält Rufinus zwei Kapitel*) entgegen, in 
denen ganz allgemein verboten wird, ein delictum fratris zu 
verschweigen; die zweite Lehre von dem angeblichen Zweck 
der Zeugenzuziehung°) entkräftet er durch den Hinweis auf 
das Verbot jeden Zeugnisses ex auditu®) und die Wert- 
losigkeit jedes außergerichtlichen Geständnisses.’) Nach ihm 
hat die Vorschrift des Evangeliums Geltung für alle Gläu- 
bigen, und die Zeugen werden zugezogen, um das Delikt 
wahrzunehmen.®) Anschließend entwirft er folgendes Bild 
von der correctio: 


[nicht 2], das die dem römischen Recht entlehnten Fälle einer accusatio 
ohne inscriptio aufzählt (s. o. S.270 Anm. 2), kann ebenso wie die 
gelegentlichen Erwähnungen einer mündlichen Anklage in der Literatur 
(s. 0. S. 276 Anm. 2) höchstens im Sinne einer Parallelerscheinung zum 
Denunziationsverfahren gewertet werden. 

!) Wie hier auch Molitor a.a.0. S.105, anders Hinschius, 
Kirchenrecht V 8.356. — *) Rufinus 8.241f. zucl19CIqi — 
s) Der Ausdruck „correctio“ kehrt bei Stephanus S.163 zu c 19 
CII qi und in den vom Denunziationsverfahren redenden Kapiteln 
Innocenz’ III. wieder. Vgl.cap. 31 X V3, — *)c1CV gb (Augustinus), 
cap.121 Lib. XIX „Brocardi“ (= Burchardi Worm., Migne 140 c01.1007). — 
s), Das Evangelium selbst sagt: ... dva Eri orouaros ÖVo uapıiowr 7 Tqı@v 
oradj; räv önua.. — *°) S.0.S.309 Anm. 2. Hier ist das testimonium 
de auditu in der falschen Bedeutung gebraucht. — 7?) Hierüber s. o. 
S.295 Anm.1. — °) Rufinus |]. c.: Dicamus itaque illam regulam 
evangelicam ad omnes fideles pertinere — ubi agitur de moderanda 
correctione — et testes adhibendos, non qui solum confessionem 
illius incorrecti audiant, sed qui criminis presentiam videant 
vel cognoscant. 
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Si ergo frater meus, qui michi lege christiana et loci vi- 
cinia proximus est, peccaverit in me, i. e. me solo sciente, 
puta quia per singulas noctes introducit ganeas, quod solus 
ego scio: tunc primum debeo eum convenire, non semel 
sed sepe, inter me et ipsum solum, ut se emendet. Quod 
si noluerit, adhibere debeo duos vel tres testes, qui hoc 
mecum pariter videant, et tune coram eis comminabor et 
arguam cum eis, ut vel modo cesset. Quod si nec sic 
resipuerit, tunc deferam eum apud ecclesiam publice su- 
pradictis testibus adhibitis. 


Daß es aber nunmehr vor der ecclesia, d.h. dem Bischof 
zu einem reinen Strafverfahren kommt, zeigen die folgenden 
Ausführungen Rufins. Er erklärt nämlich zunächst unter 
Berufung auf einen Ausspruch Augustins!), daß das geschil- 
derte Verfahren bei Kapitalverbrechen nicht platzgreife und 
ebensowenig | 
. in crimine proprie iniurie mei: tunce non cogar eum 
deferre, ut credimus, in publico. 
Im übrigen aber soll der Satz der leges, „quia nemo invitus 
cogitur accusare vel agere* hier nicht Geltung haben, quia 
alia ratio est causarum secularium, alia divinarum.?) Immer 
jedoch bleibt Voraussetzung für das ganze Verfahren, daß 
Zeugen zum Beweise der Tat vorhanden sind: 


Si autem tale sit crimen, quod testibus arguere non pos- 
sim, non debeo illud publicare, sed divino iudicio reser- 
vare.?) 
Das ist auch der Kern der Ausführungen von Stephanus?), 
mag er sich im übrigen auch gerade den von Rufin ab- 
gelehnten Meinungen anschließen ?); ohne gesetzliche Zeugen 
ist das Verfahren ausgeschlossen: 


Sed si in prima et secunda correctione negaverit crimen, 
non debet amplius praelatus procedere, ne destitutus 
probationibus, si eum accuset, proditor habeatur. Si 


)c3CXXlIl g 5, eine theologische Erwägung, ob man als Mit- 
wisser eines Verbrechens den Täter verraten darf, ita ut proditus 
etiam periculum mortis incurrat. — ?) Zitat aus ce 22 $2 dist. III 
de con. — °) Rufinus a.a.0. — *) Stephanus 8.163 zu c 19 
ClIql. — ®) Stephanus l.c. vertritt die Beschränkung des Ver- 
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autem, dum corrigit eum praelatus, praesentes fuerint 
duo testes, et ipse confessus fuerit, si noluerit resipiscere, 
debet dicere ecclesiae. Si postea negavit, habens testes, 
quibus eum convincat, debet condemnare. 


Damit sind die theologischen Gedanken zu rein juristischen 
umgewandelt. Mit dem Erfordernis gesetzlicher Zeugen 
zwecks Überführung und anschließender Verurteilung des 
Schuldigen wird die denuntiatio evangelica als rechtlich ge- 
ordnetes Verfahren behandelt.!) 


8 17. II. Das Rechtsmittelverfahren. 


I. Gratian und die Dekretisten behandeln nur ein Rechts- 
mittel, die römische Appellation. Auf sie beschränken sich 
auch die Ausführungen, die Gratian als Antwort auf die von 
ihm aufgeworfene Frage gibt: 


Quo remedio causa viciata sublevetur, et si remedium illud 

sit dandum ei, qui causa dilationis vocem appellationis 

exhibuerit ??) 
Das römische Bild des Rechtsmittelverfahrens wird besonders 
unterstrichen durch eine ins Dekret aufgenommene Zusammen- 
stellung römischer Bestimmungen über nichtige Urteile. Hier- 
nach sollen nichtig sein Urteile, die weder condemnatio noch 
absolutio enthalten, Urteile, die unter Verletzung des solitus 
ordo iudiciorum oder des ius scriptum oder gegen ein rechts- 
kräftiges Urteil ergangen sind, endlich auch Urteile, bei denen 
nicht die erforderliche Anzahl von Richtern mitgewirkt hat oder 


fahrens auf Prälaten und als Zweck der Zeugenzuziehung das An- 
hören des Geständnisses. Dagegen lehnt er die von ihm 8.164 zu 
dict. Gr. p. c20 C1I q1 erwähnte Lehre, daß das ganze Korrektions- 
verfahren nur bei delicta aliis et iudici manifesta, bei denen der reus 
leugnet (s. o. S. 319) platzgreife, mit Recht ab. 

1) Mehr läßt sich jedoch noch nicht feststellen. Ob das Ver- 
fahren Bestrafung oder Buße bezweckt, kann auch aus der Aus- 
führung von Stephanus nicht geschlossen werden. Hier zeigen erst 
die späteren Papstdekretalen, daß die denuntiatio lediglich als 
Bußverfahren in Frage kommt. Vgl. Schmidt, Herkunft des In- 
quisitionsprozesses 8. 86f. — ?) ClIq6 pr. 
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die Richter das Recht gebeugt haben. Die Nichtigkeit soll 
zur Folge haben, daß diese Urteile nicht erst durch Appella- 
tion entkräftet zu werden brauchen.!) Freilich hat Gratian 
diese Bestimmungen in seine überhaupt mehr ausführlichen 
als klaren Erörterungen über die Appellation?) nicht hinein- 
gearbeitet. Direkt im Widerspruch zu ihnen stehen aber seine 
bei der Urteilslehre erwähnten Ausführungen über die Ver- 
bindlichkeit der iniusta sententia.?) Denn dort wird aus- 
drücklich erklärt, daß einer unter Verletzung des servatus iudi- 
cialis ordo und ebenso einer von bestochenem Richter gefällten 
Sentenz (iniusta ex ordine, iniusta ex animo) bis zur exami- 
natio iudicii, d. h. bis zu ihrer Aufhebung im Rechtsmittel- 
verfahren, Gehorsam geschuldet werde. Dieser Widerspruch 
wird noch deutlicher in den Ausführungen der Dekretisten. 
Paucapalea*) und Rolandus°) schließen sich eng an Gratian 
an. Rufinus®) aber stellt unter Scheidung von acht möglichen 
Verschiedenheiten der iniusta sententia folgende Sätze auf: 
Ist eine Sentenz iniusta ex causa und ex ordine und ex 
animo’?’), so gilt: 

... parendum quidem est ei, donec per maiorem iudicem 

retractetur?). 


Ist sie ex ordine und ex animo iniusta oder ex ordine 
allein iniusta, dagegen iusta ex causa: 


. similiter est ei obediendum. 
Ist sie ex animo und ex causa lIniusta: 


. retractari quidem potest per appellationem, sed in- 
terea tamen est ei acquiescendum. 


Ist sie nur ex animo iniusta: 
... tam est observanda quam nullo modo retractanda. 


1) diect. Gr. p. c41 CIlIq6$2= CT, 453,83 = CT, 45, 4 
$4= 07,64 1;85=C7T,64,2;87=C7T,64,4; 89 — C7,64,7. — 
2) Stephanus 9.172f. zu CIIq6 erklärt: ... in hac quaestione 
non solum diffuse, sed etiam confuse magister Gratianus de appella- 
tionibus tractarit.... — °)8.0.8.315f. — *) Paucapalea 8. 78f. 
zuCIIqg6. — 5) Rolandus S.25f. zuCXlq3. — °) Rufinus 
8. 312f. zuCXIq3. — 7) Wegen dieser Begriffe vgl. oben 8. 315. — 
®) Als Beleg wird c4 C XI q 3 angezogen. 
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Ist sie nur ex causa iniusta: 
. sententia poterit retractari. 


Nur wenn die Sentenz ex ordine und ex causa un- 
gerecht ist, wird übereinstimmend mit Gratien, nicht aber 
in Einklang mit der Entscheidung des ersten Falles bestimmt: 


. retractari quidem et per condempnantem et per maio- 
rem iudicem potest, sed tamen interea contempnenda non 
est — non dico propter sententie momentum, que nulla 
est, sed propter dignitatem condempnantis episcopi. 


Die letztere Erklärung wird aber nun auch bei allen oben 
aufgezählten Fällen für anwendbar erklärt, in denen einer 
ex ordine ungerechten Sentenz Gültigkeit bis zur Entscheidung 
der Rechtsmittelinstanz beigelegt wird: 


Similiter diceendum est in omni sententia condempnationis, 
que fuerit iniusta ex ordine. 


Mit anderen Worten: Das unter Verletzung des Prozeßrechts 
ergangene Urteil ist zwar nichtig, diese Nichtigkeit muß aber 
doch im Wege Rechtens, und zwar hier nur vom Appel- 
lationsrichter (nicht auch, wie bei der sententia iniusta ex 
causa, vom ersten Richter) ausgesprochen sein; andernfalls 
ist dem Urteil Gehorsam zu leisten propter dignitatem con- 
dempnantis episcopi.!) Hinter dieser Rücksicht auf den 
Bischof als Richter verbirgt sich das Rechtsgefühl, daß auch 
ein materiell oder prozessualisch unrichtiges Urteil, falls es 
nicht durch Rechtsmittel angegriffen wird, unumstößliche 
Geltung erlangt. Es ist das germanische Prinzip der Formal- 
kraft des Urteils?), das in jenen allerdings gleichzeitig von 
theologischen Rücksichten bestimmten Ausführungen des De- 
krets und der Dekretisten zum Ausdruck kommt, jenes 
Prinzip, das im italienischen Statutarrecht zur Ausbildung 
der Nichtigkeitsbeschwerde, der querela nullitatis, 
geführt hat. Bei Gratian und Rufinus ist es noch ein Rechts- 
mittel, das gleichzeitig der Berufung und der Geltendmachung 
der Nichtigkeit dient, wie das ja auch im langobardischen 
Recht und in zahlreichen italienischen Statuten noch lange 


1) Rufinusa.a.0. — ?) Vgl. Arthur Skedl, Die Nichtigkeits- 
beschwerde in ihrer geschichtlichen Entwicklung, Leipzig 1886, 8.5. 
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Zeit der Fall gewesen ist. Das Wichtige ist aber, daß im 
kanonischen Recht trotz der Überschüttung mit römischen 
Quellen sich der Gedanke erhält, wonach auch ein materiell 
oder formell nichtiges Urteil der Anfechtung durch ein Rechts- 
mittel bedarf und es nicht zulässig ist, die Nichtigkeit ohne 
weiteres jederzeit geltend zu machen. Den Druck, den in 
letzterer Richung das römische Recht ausübt, erkennt man 
bei Gratian wie bei Rufinus; er ist besonders stark bei der 
prozessualen Nichtigkeit!), bei der materiellen Nichtigkeit 
wird es Rufinus viel leichter, ausdrücklich hervorzuheben: 


Illud autem diligenter observandum est, quod quecumque 
sententia iusta ex ordine non est retractanda, nisi inter- 
posita appellatione ad maiorem iudicem. 


Außer der sonach gleichzeitig die Funktion der Nichtigkeits- 
beschwerde erfüllenden Appellation begegnet weder im De- 
kret noch bei den Dekretisten ein weiteres Rechtsmittel. Zu 
erwähnen ist nur, daß Rufinus in einer formelhaften Wendung?) 
die römische Wiederaufnahme (restitutio) des formell rechts- 
kräftig geschlossenen Verfahrens berührt. 

II. Im einzelnen ist die Appellation des Dekrets wenig 
von der römischen Appellation, deren Definition auch über- 
nommen wird), unterschieden. Als wesentlichster Gegensatz 
wird schon bei Gratian die Tatsache erkannt, daß auch vor 
der Definitiv-Sentenz in jedem Stadium des Verfahrens 
Appellation eingelegt werden darf“), und zwar an sich so 
oft ein gravamen vorliegt, jedoch wegen desselben Punktes 
nur zweimal, also auch von der Endsentenz nur zweimal.°) 
Die Appellation ist devolutiv, sodaß der iudex a quo 


!) Hier sind auch die direkt entgegengesetzten Bestimmungen des 
römischen Rechts ins Dekret aufgenommen, s. 0. S. 331. — °) S. das Zitat 
0. 8. 317 Anm. 3, auch Rufinus 8.532 zuC XXXV q9. — °)S. Pauca- 
palea 8.61 zu CIIq6, 0.8.241, auch Rufinus S.251 zuCIIq6, 
Stephanus 8.172f. zuClIg 6. — *) dict.Gr.p.c 14 C Ilgq 6, dict. Gr. 
p. c 17].c, wo die Terminologie dahin angegeben wird, daß mit obpressi, 
se pregravari putantes die Appellanten vor, mit iniuste dampnati die nach 
der Diffinitivsentenz bezeichnet werden. Vgl. auch Rolandus S. 18 zu 
C1IIg6. Rufinus S.252 zu CII q6. Stephanus S.174 uCI 
gb. — 9) diet. Gr. p. c 38, c 39, dict. p. c39 CII q6. Rufinus 
S. 252 zu ClIq6. Stephanus S. 177 zu ClIg6. 
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auch eine als lediglich dilatorischen Zwecken dienend er- 
kannte Appellation nicht zurückweisen darf; die Ausübung 
der Gerichtsbarkeit geht mit der Appellation sofort auf den 
höheren Richter über, dem es überlassen bleibt, seinerseits 
die dilatorische Appellation zurückzuweisen.!) Wer dieser 
höhere Richter ist, hat bei der Besprechung der funktionellen 
Zuständigkeit seine Erledigung gefunden.?) Wie im römischen 
Recht ist die Appellation auch suspensiv°), jedoch mit einer 
auf consuetudo gestützten Ausnahme für die Exkommunikations- 
sentenz, die unbekümmert um eine eingelegte Appellation sofort 
in Wirksamkeit treten soll.*) In der Appellationsverhandlung, 
die der Nachprüfung der vorinstanzlichen Entscheidung dient, 
dürfen auch neue Tatsachen geltend gemacht werden.5) 

Berechtigt zur Einlegung der Appellation ist der, cuius 
interest, sein Beauftragter oder Geschäftsführer, in eriminibus 
aber jedermann, selbst wider Willen des Verurteilten.®) 
Appellation ist ausgeschlossen seitens des Contumax und in 
einigen weiteren dem römischen Rechte entnommenen Fällen”), 
von denen der wörtlich dem Codex entlehnte: 


Ab executione sententiae appellari non potest, nisi forte 
executor sententiae modum iudicationis excedat?), 


wegen seiner häufigen Wiederholung in der späteren Kano- 
nistik besondere Hervorhebung verdient. 

Die Einlegung der Appellation erfolgt innerhalb der 
Justinianischen Frist von zehn Tagen seit Verkündung des 
Urteils oder seiner Kenntnisnahme durch den Verurteilten?), 


!) diet. Gr. p. ce 10, ce 11—14, c 25, dieser von Stephanus 
S.181 zu e22 CII q6 für abrogiert erklärt, c30 $ 2, dict. Gr. p. 
c 35, 824 dict. Gr. p. c41 CIIq6. Rolandus S.17 zuClIqg6. — 
28.0. 8.240f. — )c3181CIMga6=D4, 7,1; c26 CII qg6, 
von Stephanus S. 181 zu c 22 ]. c. für abrogiert erklärt. Rufinus 
8.252 zu CII q6, 8.253 zu c26 l.c. Stephanus S. 176, 179 zu 
CH q6. Vgl. auch das Verbot der spoliatio ordine iudiciario 
nach eingelegter Appellation o. S. 287 bei Anm.5. — *) 8. die 
Zitate der vorigen Anm. — °) Rufinus 8. 253 zu ClI q 6. 
Stephanus S. 177 zuCIIqg6. — %c2987,30 CIIq6. Rufinus 
S.251 za CIIqg6. Stephanus 8.178 zuClII q6. — ?) dict. Gr. p. 
c41 8 11-18 ClI q6. Paucapalea S.61 l.c. Stephanus 8. T7äf. 
zuCliqg6b — 9816 dic. Gr p. e41 ClIq6= CT, 65,5 — 
®) dict. p. c14, p. c21, c22—24 [nach Stephanus 8.181 zu c 22 
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und zwar in der Weise, daß der Appellant am selben Tage 
mündlich oder später in einem libellus die Appellations- 
erklärung abgibt.!) Für die mündliche Appellation genügt 
nach Stephanus?) die Erklärung, daß und an wen appelliert 
werde; für die schriftliche Appellation überliefert Gratian ®) 
zwei Formulare, das erste für appellatio ante sententiam: 


Ego Adelinus S. Reginae ecclesiae minister licet indignus 
sentiens me pregravari a Domino Gualterio S. Ravennatis 
ecclesiae archiepiscopo Romanam sedem appello et apo- 
stolos peto, 


das zweite für appellatio post sententiam: 


Ego A. sanctae Reginae ecclesiae minister licet indignus 
contra sententiam domini Gualterii sanctae Rav. ecclesiae 
archiepiscopi iniuste in me latam pridie Kal. Magi a. in- 
carnationis Domini MCV. feria quarta, Romanam sedem 
appello et apostolos peto. 


Binnen dreißig Tagen nach Einlegung der Appellation hat 
der Richter dem Appellanten auch ohne Antrag die apostoli 
oder literae dimissoriae gleichzeitig mit den Akten aus- 
zuhändigen.*) Ein von Gratian®) für die apostoli beigefügtes 
Formular lautet: | 


Ego En. sanctae Bononiensis ecclesiae episcopus, te pre- 
sbiterum Rolandum, capellanum 8. Apollinaris, ad apostoli- 
cam sedem, quam appellasti, ab observatione mei iudicii 
his apostolis dimitto. 


Die Verhandlung erfolgt in causa capitali und in causa status 
unter Ausschluß von Prokuratoren und ohne daß der Vorder- 
richter über seine Wahrnehmungen befragt werden dürfte.®) 


CII q 6 abrogiert], diet. p. c27, c28, 29 CIIq6. Rolandus 8.17 
zu CII q6. Rufinus 8.252 zu ClIlq6. Stephanus S.174 zu 
CI qg6. 

1) ce 29, diet. p. ce 31, $24 dict.p. c41 CIIq6. Rufinus 
S. 252 zuCIIq6. Stephanus S.174 zuCIIq6. — ?) Stephanus 
2.2.0. — ®) dict. p. c3l CIIq6. — *) diet. Gr. p. ce 21, ce 22—24, 
ce 31, diet. p. c31, $21 diet. p. c41 CI q6. Rufinus S. 252f. zu 
CIIq6. Stephanus S. 174 zu CIIlq6, 8. 183 zu diet. a. c31 CU 
q6. — 9 diet. Gr. p. e3l CIIg6. — 9 dict. Gr. p. ce 37, c 38, 
dict. Gr. p. c39, c40 CII q6. Paucapalea 8.61 zu dict. ad c 39 
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Das Urteil hat die Aufhebung oder Bestätigung der vorder- 
richterlichen Sentenz auszusprechen.!) Den Vorderrichter 
trifft bei Aufhebung des Urteils nach ausdrücklicher Fest- 
stellung Gratians eine Strafe nur, wenn ihm Rechtsbeugung 
ex inimicitia oder Bestechung nachgewiesen wird?), da- 
gegen wird der unterliegende Appellant stets mit Strafe 
belegt.) Eine Zurücknahme der Appellation ist zulässig 
und straflos.*) 

Daß endlich für das gesamte Appellationsverfahren eine 
zeitliche Begrenzung von ein oder zwei Jahren anerkannt 
wird, ist schon im Vorgehenden behandelt worden.°) 


Verzeichnis der behandelten Stellen des 
Decretum Gratiani. 


Die großen Zahlen geben die Seiten, die kleinen die Anmerkungen an- 


pist. X 253 1 dist. LXXXIX c2 2592 
p.c6 2581 p.c2 2593 
dist. XXI c4 246 10 ce 3-5 259 3 
cb 246 10 dist. XCVI 237 4 
c6 246 10 
c7T 2403,24610 | CN 
c8 2426,24610.11| pr. 296 7, 320 1 
ce9 246 ı0 ql 294 ı, 300 3, 318 a 
dist. XXIII c5 3203, 322 e, | 294 ı, 300 2 
326 1. 2 e2 294 1 
dist. XLV c17 328 3.6 cd 243 1, 29 ı 
dist. L ce 39 2423 c6 294 1 
dist. LI el 2603 ce7 
dist. LXXXI c6 3287 81 323 u 
dist. LXXXVII c4 2603 82 8132 


81. Rufinus S.255 zu c38, 40 CI q6. Stephanus S.1834 zu 
c38 1. c., 8.185 zu c40 1. c. 

1) Rufinus 8.253 zu ClIq6. Stephanus S. 177 zu CIIq6. 
Hier wird auch hervorgehoben, daß das zweitinstanzliche Urteil 
auf Grund derjenigen Gesetze ergeht, die zur Zeit des Erlasses des 
erstinstanzlichen Urteils in Geltung waren. — 2?) dict. Gr. p. c 36, 
ce 37 CII q6. — °) c 27 [von Stephanus S.181 zuc2 CU 
q6 als abrogiert erklärt} C II q6. Rufinus $.253 zuCIIlg6. 
Stephanus 8.177 zuCIlIlq6, 8.181 zu c27 CIIq6. — *) dict. 
Gr. p. e41 CII q6 pr., $1. Stephanus S.174 zuCIIq6. — 
5, S. 0. 8.264 Anm. 8, dict. Gr. p. c 40, c41 CH q6. Rufinus 
S. 252 zu CII q6. Stephanus S. 174 zu CIIq6, S.182 zuc288$81 
ClIgq6. 
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c 12 282 2 
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c3 306 3. 9 
c3 307 1 
296 2, 297 3 
pr. 2933 
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297 8, 298 1, 322 6 
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VI. 
The Canon Law in England.‘ 
By 


H. W.C. Davis, M. A., 
Fellow of Balliol College, Oxford. 


1. 


The controversy which I have been invited to review 
is one which begins with an essay, published by Stubbs in 
1883, on The Law administered in the Courts of the 
English Church between the Conquest and the Refor- 
mation.?) 

Subsequentliy, in his Lectures on Medieval and Mo- 
dern History (1886), the great historian developed some 
of his arguments in further detail. In both works he argued 
that the English Church had consistently maintained an 
eclectic attitude towards the canon law of Rome, adopting 
only so much of it as harmonised with the case-law of her 
own courts. This theory was challenged by F. W. Maitland 
in a series of special studies, which were ultimately collected 
under the title Roman Canon Law in the Church of 
England (1898). Maitland took as the starting-point of 
his investigations the works of the English canonists, John 
de Athona, William Lyndwood and John de Burgh. He 
argued that these writers take for granted the whole of the 
Roman canon law, allow to the Pope a plenitude of legis- 
lative power, and treat the legislation of the English Church 
as valid only in so far as it conforms to the Jus Commune. 
Maitland pointed out that some of the evidence upon which 
Stubbs had relied was irrelevant; the fact that King or 
Parliament from time to time defied the Pope did not prove 
that the English clergy claimed autonomy for their church. He 


1) Paper read before the fourth section of the International 
Historical Congress, 1913. — ?) Printed as an appendix to the official 
‘Report of the Historical Courts Commission’ (London 1883). 
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also accused his opponent (with good reason) of misrepre- 
senting the character of those parts of the Corpus Juris 
Canonici which are posterior to the Decretum. It was 
erroneous to represent the Decretals, the Sext and the Cle- 
mentines as „unauthoritative text-books“. Moreover the 
real question at issue was the attitude of English eccle- 
siastical judges towards an admittedly authentic pronounce- 
ment of the Pope. Stubbs hardly attempted to answer this 
attack, although he took notice of it in the second edition 
of his Lectures (1900). Admitting that Maitland had con- 
victed him of certain errore, he nevertheless pleaded for 
further consideration of his main hypothesis. 

There are in fact two lines of argument by which Mait- 
land’s criticisms might be parried.. We might argue that 
the English oanonists were insincere in their exaltation of the 
Papal power, that their principles were not faithfully applied 
in the courts of the English Church, and that the clergy 
were always sympathetic to the lay power when the latter 
resisted Papal usurpations. This view might be supported 
by reference to the controversial writings of the York Ano- 
nymus (lately edited by H. Böhmer)!), and of Robert Grosse- 
teste; but it is a view which, if methodically tested, will be 
found to rest upon isolated scraps of evidence, sheer misinter- 
pretations and unwarrantable conjectures.?) Or, secondly, 
the defence might take this form: the customs of the me- 
dieval English Church were so numerous, so important, so 
contrary to the Jus Commune, that while the supremacy of 
the Jus Commune was recognised in principle, in fact it 
contributed only a small element to the body of rules which 
governed the life of the English Church. Both lines of 
argument have been followed by the latest partisan of Stubbs, 
the Rev. Arthur Ogle, whose work has attracted some atten- 
tion chiefly because he accuses Maitland of handling the 
English canonists too superficially, and of ignoring their ex- 
cessive respect for English custom.?) To the subject of 

1) Libelli de Lite, III, 642—687; Kirche und Staat in England 
und in der Normandie (Leipzig 1899), pp. 177—269, 436—497. — ?) See 
my article, England and Rome in the Middle Ages in the Church 


Quarterly Review, 1903, pp. 118—142. — °)TheCanonLaw in Mediae- 
val England (London 1912). 
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custom I shall return in the latter part of this essay. But 
first it is necessary to say something on the subject of the 
sources. Some of the problems, and not the least important, 
which the controversy has suggested, have been definitely 
laid to rest. Others however remain which can only be 
solved when the evidence has been more thoroughly collected 
and reviewed. It is improbable that future research will invali- 
date the positive conclusions of Maitland. But there were 
some points of great interest and importance which he delibera- 
tely abstained from handling, on the ground that the avai- 
lable evidence was insufficent. These points might well be 
elucidated by the discovery of new materials. 


I. 


The printed materials are scanty. The great collection 
of David Wilkins contains the constitutions of the provincial 
synods of York and Canterbury.!) The ecclesiastical legis- 
lation of the Anglo-Saxon period (up to 870 A. D.) has been 
more critically edited by Haddan and Stubbs?), but a revi- 
sion of the later portion of Wilkins’ work is much to be 
desired.. The commentary of John de Athona (floruit 
1333—1348) upon the legatine constitutions of Otho and 
Öttobon, and the Provinciale (1430) of William Lyndwood, 
were last edited in the seventeenth century°); but the manu- 
scripts of which the anonymous editor made use are in places 
obviously interpolated by commentators of a later date. A 
number of useful documents are indicated in the Calendars 
of Entries in the Papal Registers relating to Great 
Britain and Ireland, edited for the Rolls Series by W. II. 
Bliss, C. Johnson, and J. A. Twemlow; but the documents 
themselves have still to be systematically examined from 
the legal point of view. New ground was broken when 
Maitland published®) certain fragments of the Summa of 
William of Drogheda, who lectured at Oxford in the second 


1) Concilia Magnae Britanniae et Hiberniae (London 1737). — 
2) Councils and Ecclesiastical Documents relating to Great Britain and 
Ireland, vol. III (1878). — *) Provinciale seu Constitutiones Angliae 
(Oxford 1679). — *) English Historical Review XI, p. 645. 
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quarter of the thirteenth century and enjoyed some repu- 
tation as an authority upon procedure. From William of 
Drogheda we learn that, in the reign of Henry IIL, the 
episcopal courts were generally neglected by litigants; and 
that most ecclesiastical suits of importance began with the 
“impetration” of a papal writ appointing judges-delegate, 
who sometimes at least received instructions on the point 
of law from Rome. Under such conditions it may seem 
unlikely that native custom would receive generous treat- 
ment. On the other hand the judges-delegate were usually 
Englishmen, who might be expected to show as much favour 
to custom as they dared. It would therefore be interesting 
to bring together and to examine, in their legal aspect, the 
extant records of cases heard by judges-delegate. We should 
then be in a better position to estimate the real importance 
of English custom as a factor modifying the Jus Commune. 
Another much-needed work is a critical edition of the many 
rescripts relating to English law-suits which are incompletely 
or corruptly cited in the Decretals.') 

Last but not least we need more light upon the laws 
and customs which ruled the daily life of the English 
parish clergy. These are not much discussed by contem- 
porary judges and jurists, who treat them as matters of common 
knowledge. 'Ihey were so once, but they are not so now. 
What were the rules which it behoved the English priest 
to remember when he baptised, when he solemnised a 
marriage, when he heard confessions and gave absolution? 
Were these rules derived from provincial and diocesan legis- 
lation, from the findings of English law-courts, from local 
usage? Or was he expected to be familiar with the canon- 
law of Rome? 

The materials for answering this question have still to 
be thoroughly examined. Not a few manuals were com- 
posed, in the fourteenth and fifteenth centuries for the prac- 
tical guidance of the parish-priest. Some had an international 
eireulation. The Manipulus Curatorum, for example, was 
the work of a Spaniard, Guido de Monte Rocherii, who 


!) Cf. the remarks of Maitland in Roman Canon Law p. 122. 
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wrote at Teruel in Aragon (1333) and dedicated his work 
to Bishop Raimund Gaston of Valencia; but by the year 
1476 it had been printed in Holland, in Piedmont, at Essling 
and Augsburg, at Paris and at Rome.!) In the fifteenth 
century it circulated in manuscript among the English clergy; 
there is a copy in the library of New College, Oxford (MS. 
304). It was printed at London in 1502, and two more 
editions appeared there in 1508. The English clergy could 
therefore afford to put their trust in a manual which, even 
as edited for the English market, contains no references to 
English local custom. Still it is true that they preferred 
the work of an Englishman, when it was obtainable; and 
from an early date such works were written for their use. 

Of these the most popular has been used by Maitland.?) 
It is entitled Pupilla Oculi; it was printed in 1510 by 
William Bretton, but had circulated in manuscript long before 
that date. In Bretton’s edition the author is stated to have 
been one John de Burgh, who appears as Chancellor of the 
University of Cambridge in 1334, and was also rector of 
Colingham. This attribution is confirmed by the colophon 
of one of the earliest manuscripts (Corpus, Oxford, Ms. 162). 
The work bears, in the printed edition, the date 1385; 
which is to some extent confirmed by internal evidence. 
The writer makes systematic use of the constitutions of the 
English Primates from Stephen Langton downwards; and 
the latest which he quotes is of the year 1378. This, he 
says, has according to some people been revoked (fo. 57), 
which sounds like the remark of a country rector, now 
remote from authentic sources of information. As the ear- 
liest MSS. belong to the last years of the fourteenth cen- 
tury, the traditional date of the work cannot be far wrong.?) 

But John de Burgh was not the first Englishman to 
compose such a manual. In his preface he acknowledges 


1) Several of these editions exist in the Bodleian Library; the 
rest are noted by J. G. T. Graesse Tresor de Livres Rares et Precieux 
(Dresden 1859), s. v. Monterocherii. — ?) Roman Canon Law, p. 40. — 
°), The Pupilla Oculi exists in the following Oxford MSS., all of the 
late 14th or early 15th century; Balliol M8. 120, Magdalen MS. 110; 
Corpus Christi MS. 162; Exeter MS. 41; Brasenose MS. 14. 
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obligations to anonymous predecessors, and in particular to 
the author of a treatise called Oculus Sacerdotis, which 
had won exceptional popularity. The Oculus is extant in 
&.considerable number of manuscripts, and its vogue is further 
proved by the fact that parts of it were translated into 
English rhymed verse for the benefit of the illiterate. By 
copyists and librarians it has sometimes been confounded 
with the Pupilla Oculi, which is the less surprising since 
the two works have much material in common. But it is 
a work of earlier date, and emanates from a less scientific 
school of jurisprudence. The author is diffuse, given to 
repetitions and incapable of arranging his subject in an 
orderly fashion. It is no wonder that he was eclipsed by 
John de Burgh, whose work ran through a number of edi- 
tions, while the Oculus remained unprinted. But the Oculus 
none the less deserves our attention. The author knew his 
subject; and he was in particular an authority on the peni- 
tential system, to which he devotes a large proportion of 
his space. He describes himself as in officio peniten- 
tiarii constitutus; his hostile references to the pretensions 
of the regular orders suggest that he belonged to the ranks. 
of the secular clergy. The bibliographer, Bale, gives his 
name as William de Pagula, says that he was vicar of Wink- 
field (co. Berks), and dates him c. 1350. The internal evi- 
dence of the work points to a slightly earlier date. The 
author shows no knowledge of the work of John de Athona, 
which was composed before 1348; or of the penal legislation 
of Archbishop Stratford, issued in 1341. Stratford’s consti- 
tutions he would certainly have noticed if he had known 
them, for he gives a catalogue of offences which, under 
provincial constitutions, are punishable with excommunication. 
On the other hand he gives the text of the Carta de Foresta, 
as confirmed by Edward I in 1301. His work therefore 
belongs to the period 1301—1341.1) 


1) Several MSS. of his work exist in Oxford libraries. Three at 
least are of the fourteenth century: Balliol MS. 83; New College 
MS. 292; Trinity MS. 18. The Balliol copy was given by Richard Bole, 
Archdeacon of Ely (d. 1477); a proof that the work was still esteemed 
a hundred years after it was written. 
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Both these works contain a mixture of theology, casu- 
istry and law. John de Burgh is a better jurist than his 
predecessor; for he wrote after Archbishop Stratford and 
John de Atlıona had founded a more critical school of cano- 
nists, and had set the example of collecting the materials, 
In the Pupilla Ocuüli the provincial constitutions are more 
systematically quoted than in the Oculus Sacerdotis. But 
both writers adopt the same attitude to these constitutions, 
treating them as bye-laws which ought to be studied in 
the province for which they were issued. Both cite as their 
main authorities the decretals and the standard foreign 
canonists. Both show a wholesome respect for the Pope's 
prerogative. The Pupilla Oculi gives a long list of offences 
for which absolution must be sought in the Roman Curia 
(Balliol MS. 83, fo. 19); and is careful to point out that ex- 
communications imposed by provincial synods have less 
serious consequences than those which are imposed by the 
canons (ib. fo. 18b). John de Burgh notices that the modern 
formula of baptism has been imposed by Rome on all the 
Latin churches.!) Both, it is true, show themselves willing 
to recognise English custom when they come across it. 
The Oculus quotes Peckham’s constitution Quum Malum 
(of 1279) as regulating the times and seasons of baptism 
(Balliol MS. fo. 33). John de Burgh says that the proper 
method of immersion in baptism is fixed by the custom of 
each church; the priest who departs from the local custom 
is guilty of a serious fault (fo.6). He also remarks that 
the ordinary in each English diocese prescribes new saints’ 
days as he thinks fit (fo. 122). But, the English customs 
which they notice are neither very numerous nor very im- 
portant. In dealing with the important question of marriage 
they are entirely guided by foreign authorities — a fact to 
which it will be necessary to recur. 

On the whole these works corroborate the conclusions 
of Maitland. They lead us to suppose that, in the points 
which we should call important, the English Church differed 


1) fo.5 (ed. Bretton): “Ecclesia Romana aliam formam instituit.... 
et ad istam totam ecelesiam Latinam obligavit”. 
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little from those of France and Spain and Italy. But it is 
still desirable that the books of this class should be sifted 
carefully for traces of English custom. Wo have only dealt 
with two of the most important; there are others which 
would repay comparative study.!) 


II. 


Let us now return to the theory of Stubbs, and to the 
arguments of his most recent defender, Mr. Ogle. The latter 
takes it for granted that his illustrious master had good 
reasons for embracing a theory which he defended in two 
separate publications. And there is no doubt that Stubbs 
was moved by considerations which he does not expressiy 
mention. Unrivalled in the critical analysis of historical 
texts, he was not infrequently uncritical in his attitude 
towards legal tradition. This has been noticed by those 
who have followed his investigations into manorial origins. 
There he took as his starting point the definition of the 
manor which was current among seventeenth-century lawyere. 
Similarly, in writing of the courts-Christian, he too hastily 
endorsed the tradition which he found in vogue among 
the ecclesiastical judges of his own day. This tradition 
was admirably formulated in a judgment?) (1844) of Sir 
Robert Phillimore, with which Stubbs must have been ac- 
quainted: 


“The peculiar character of the English People and the 
English Church is also strongly shown in their determination 
not to admit the general body of the Canon Law into these 
realms, but only such portions of it as were consistent with 
the Constitution, the Common Law and the peculiar usages 
of the Anglican Church. The rules of the Canon Law were 
prineipally introduced into this country, and considerably 
modified in their introduction, through the medium of English 
provincial constitutions.” 


ı) For instance, in Oxford Libraries: the Manuale Sacerdotis 
(Jesus MS. 1); the Manuale Sacerdotum Parochialium and the Direc- 
torium Sacerdotum (Trinity MS.7), — ?) Martin v. Maconochie 
(L.R.2 Adm. & Eccl. pp. 150—5). 
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The second of these propositions rests upon the erro- 
neous belief that the whole law of the English Church is 
contained in Lyndwood’s Provinciale, that famous com- 
pendium of the English provincial constitutions. This belief, 
accepted by Stubbs, must be rejected by anyone who reads 
Lyndwood with moderate attention. The glosses of Lynd- 
wood are far more important than the texts upon which he 
is commenting; and the glosses imply, in every paragraph, 
that the Roman canon law is binding upon the English 
courts- Christian. Lyndwood is careful to explain how narrow 
is the sphere within which provincial and diocesan synods 
may legislate: 


“Possunt namque archiepiscopi et episcopi constitutiones 
facere Juris Communis declaratorias et revocatorias; et, ubi 
poena deficit in jure, possunt poenas apponere et veterem 
poenam augere. Possunt etiam constitutionibus papalibus 
addere et eas supplere, et ad correctionem morum statuta 
facere praeceptoria, prohibitoria et poenalia, dum tamen Jus 
Commune non subvertant.''?) 


The exaggerated importance which Sir Robert Philli- 
more and his authorities attached to provincial constitutions 
can only be explained as a corollary of their fundamental 
assumption that no rescript or decretal was valid until it 
had been “received”. They argued upon a priori grounds 
that there must have been some definite and constituted 
authority which received or rejected new papal legislation; 
and they found it natural to suppose that this work was 
done by the representative legislatures of the English Church. 

But what are the facts which justify this fundamental 
assumption? Sir Robert Phillimore had evidence of a kind 
at his disposal; but it is less satisfactory to the scientific 
historian than to the lawyer in search of the received tradi- 
tion. He relied upon the obiter dicta of such judicial 
luminaries as Sir Matthew Hale, who states in his History 
of the Common Law (1679) that: 


“All the strength that either the papal or imperial laws 
have obtained in this kingdom is only because they have been. 


ı) Provinciale p. 70, s. v. Juramento. Cf. pp. 136, 137, 154, 168.. 
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received or admitted, either by consent of parliament, and 
so are part of the statute law of the kingdom, or else by 
immemorial usage and custom in some particular cases and 
courts and not otherwise.” 

Hale arrived at this conclusion by two converging lines 
of argument. As a jurist he held that laws come into being 
either through legislation or through the force of custom; 
and that no laws are binding upon a community except those 
which it has made for itself in one or other of these ways. This 
theory of state-rights had obtained in the English courts 
since the days of Henry VIII. But furthermore Hale ac- 
cepted as historical evidence the fantastic picture of the past 
relations between England and Rome which were current 
among the judges of Elizabeth and James I., and which had 
been consecrated by the authority of the great Sir Edward 
Coke. In the famous Case of Commendams (1612) the 
jJudges circumstantially described the progress of.papal usur- 
pations and concluded that: 


“These Decretals being published were not anywhere 
fully received. In fact they were in part openly rejected 
by France, England and other countries of Christendom. .. 
Whence it is evident that they had no binding force except 
where the people received them... And the Bishop of Rome 
has nothing to do with the interpretation, dispensation or 
execution of these laws in England, any more than the 
Master (sic) of New College in Oxford has jurisdietion over 
King's College in Cambridge by virtue of the fact that the 
statutes under which King’s College is governed were mainly 
borrowed from the foundation-book of New College.” !) 


This and similar lucubrations have, however, no better 
warrant than some statements, which were inserted by 
Henry VIII., or his draftsmen, in certain Acts of the Refor- 
mation Parliament, to the effect that the Pope’s laws have 
never been recognised in England save by “usage, sufferance 
and custom”.2) If we ask whence Henry VIII. obtained 
this comfortable doctrine, we have only to go back to the 


!) Sir John Davies’ Reports (1674) p. 69b. — ?) Statt. 25 Hen. 
VIII c.21; 35 Hen. VIII c. 36. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIV. Kan. Abt. II. 23 
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year 1515, to his first dispute with the English clergy. On 
that occasion his canonists cited the example of the Greek 
Church to prove that each national church is sovereign 
within the sphere of her own jurisdietion; and they appealed 
to the Decretum for the admission that the legislation of 
the universal church is only binding where it is received. 
Jura ecclesiastica quorum contrarium practicatum 
est per consuetudinem per trecentosannosnonligant 
nisi recipientes,.!) : Such flimsy arguments hardly call for 
refutation. To suggest that the English Church stood histori- 
cally on the same independent footing as the Greek Church 
was absurd. Gratian never meant to say what is here put 
into his mouth. His general doctrine is that custom cannot 
avail against positive law. He coınits himself in one place 
to the dietum: moribus utentium in contrarium non- 
nullae leges hodie abrogatae sunt.?) But he is spea- 
king here of customs which obtain throughout the whole 
Catholie church; nothing is further from his intention than 
to assert the divine right of a provincial or national custom. 
lie makes his meaning clear immediately afterwards: haec 
etsi legibus constituta sunt, tamen quia communi 
usu approbata non sunt, se non observantes trans- 
gressionis res non arguunt. For us the important fact 
is that the tradition of the English lawcourts, when traced 
to the fountain-head, is found to have its source in doctrines 
of political philosophy, and in misinterpretations of the canon 
law. The tradition itself is an interesting historical fact: 
but Stubbs was too hasty in assuming that it rested on a 
historical basis. 

The Tudors were perhaps on safer ground when they 
tried to popularise a new conception of the national Church, 
as a community which was represented for all purposes by 
the sovereign, and for which the sovereign could legislate 
at his pleasure, using the assistance either of Parliament or 
of representative assemblies of the clergy. On such a theory 
the Acts of Uniformity and Supremacy, for instance, could 
be represented as acts of the English Church. Ever since 


ı, Keilweys Reports (1688) fo. 184. — ?) C.3 D. 4. 
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the Reformation it has been the tendency of Anglican 
historians to carry back this new conception of the Church 
into the medieval period. The ordinary English churchman, 
we are told, was better represented by the King and Par- 
liament than by the archbishops and their provincial synods. 
It was the English Church which in effect issued such mea- 
sures as the Statutes of Praemunire and Provisors.!) But 
such a view of the situation is contrary to the most funda- 
mental ideas of the Middle Ages on the subject of church 
government. The English clergy repeatedly protested against 
the statutes of Praemunire, by which they benefited as 
much as the laity. They were bound to do so. Whatever 
anomalies they might be compelled to endure for the sake 
of peace, they could not accept the principle that the laity 
may legislate for the church. The laity can neither make 
nor abrogate the canon-law.?) Laymen sometimes claimed 
the right to commit both of these enormities and could not 
be restrained. But to yield before superior force is one 
thing: to condone it is another. The Pope himself, we are 
told, may be obliged to put up with (sustinere) laws or 
customs which he is powerless to sweep away; sed talis 
tolerantia non excusat peccatum, nec dispensatio- 
nem indueit.?) This was the attitude which the official 
teachers of the English Church adopted whenever the canon 
law was flouted by King or Parliament. 

When Henry VIII. or Sir Edward Coke asserted that 
some canons were not received in England, they usually meant 
that the lay power did not receive them; that statutes had 
been passed, or that writs of prohibition had been issued, 
to restrain their operation. But in the course of time it 
sometimes happened that a litigant found his profit in con- 
tending that this or that rule of canon law, though never 
repudiated by the English State had never been allowed by 
the English Church. The plea was occasionally allowed, 
- apparently on the erroneous assumption that the provincial 


1) So Mr. Ogle Canon Law pp. 60, 180. — ?) See, for instance, 
the commentary of Bartol. Brixiensis on the passage of Gratian quoted 
above (c.3 D.4). — *) John de Turrecremata, commenting on tbe 


same passage of Gratian. 
23* 


356 H.W.C. Davıs, 


constitutions, as collected by Lyndwood, contained the whole 
of the elder law of the English Church. As the result o 
legal decisions it was possible, at the close of the seven- 
teenth century, for Stillingfleet to compile a list of „non- 
received“ canons.!) But in most cases these are canons 
which the Crown refused to recognise. For example the 
royal courts refused to recognise legitimation per sub- 
sequens matrimonium; but we know from Bracton that 
the courts-Christian recognised such legitimations for eccle- 
siastical purposes, quantum ad ordines et ad dignitates.?) 
What we require, and do not find, is a clear case of a 
canon rejected by a court-Christian. In 1844 one half of 
the judges in the House of Lords, the highest court of 
appeal, thought that they had discovered such a case; they 
held that a marriage per verba de praesenti had never 
been accounted as valid by the English Church.?) The fact 
was, however, that they misunderstood the effect of the 
provincial constitutions against clandestine marriages. The 
contracting parties were liable to spiritual penalties, but the 
marriage held good if the fact ofthe consensus were fully 
established. This is expressly stated by Lyndwood*), and 
the doctrine was no innovation of the fifteenth century. 
John de Burgh states the same doctrine, and explains, as 
above, the effect of the provincial constitutions.®) Earlier 
still we find the doctrine in the Oculus Sacerdotis (Balliol 
MS. 83 fo. 36). 

The theory of „reception“ is not only unsupported by 
positive evidence. If pressed to the logical conclusion, it 
produces some absurd results. .By whom were canons „recei- 
ved“? The only possible answer is, as we have seen, by 
provincial synods. But the English Church contained then, 
as it still contains, two provinces; and our native canonists 
are positive that one province cannot legislate for another.°) 
Joint councils of the two provinces were sometimes held, 
but only on the summons of a Papal legate — at all events 

1) Stillingfleet Ecclesiastical Cases (1698) p. 356. — ?) Bracton 
fo. 417b. — ?) In The Queen v. Millis (Reported in 10 Clark & Fin- 
nelly, 534—904). — *) Provinciale p. 271 ev. ad hoc; p. 276 =. v. 


clandestina. — *) Pupilla Oculi fo. 97’b—-38b. — °) Lyndwood 
p. 188. v. Provinciae, Pupilla Oculi fo. 59. 
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this is true of the period which produced the chief, the 
permanently recognised legislation of the English Church. 
Can we imagine such bodies deliberating, before a legate, 
whether Papal laws shall or shall not be received? It is 
as unthinkable as the suggestion of Stubbs that the consti- 
tutions of these pan-Anglican synods required to be recog- 
nised by the synods of the two provinces sitting separately. 
And again, if the development of English Canon-law depended 
on the activity of provincial synods, we must suppose that 
each of the two English provinces possessed a separate 
system of canon law; and, further, that the province of York 
had very little law at all. We must in fact vindicate the in- 
dependence ofthe Anglican Church by destroying her unity.!) 

Stubbs failed to appreciate these difficulties. Another 
difficulty, bowever, he did anticipate and answer by a theory 
for which he seems to be solely responsible. In Lyndwood’s 
time the English canonists recognised no provincial constitu- 
tions of an earlier date than the primacy of Stephen Langton. 
Could it be supposed that the English Church remained in 
a lawless condition from de Norman Conquest to the date 
of the Council of Oxford (1222)? Stubbs replies that in 
this period the English Church was ruled by the judge-made 
law of her own courts — a system analogous to the Common 
Law of the Curia Regis. This hypothesis had the merit of 
squaring with his general theory that national development 
is a process in which foreign influences have played a com- 
paratively small part. It had the defect of being purely 
bypothetical. For where is the evidence that such a body 
of ecclesiastical precedents was recorded and cited? It is 
unknown to John de Athona and to Lyndwood, who only 
cite the decisions of the Roman Rota. In the fifteenth 
century the English Church could boast of some peculiar 
customs. But these customs were presumed to rest on im- 
memorial usage. It would be useless, or worse, to name 


1) Probably Stubbs was influenced by a mistaken idea of the ım- 
portance of the promulgation of canons. Archbishops and bishops were 
required to promulgate the legislation of the Pope; but Lyndwood, 
like his continental brethren, insists that promulgation is not an in- 
dispensable formality. (Provinciale p. 19, s. v. publicam notionem.) 
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a date at which, a judge by whom, they had been acknow- 
ledged. This English case-law, if it existed, was carefully 
concealed from view by those who were conversant with it. 

Mr. Ogle though proclaiming himself a loyal follower 
of Stubbs, deserts the original position of his master, and 
argues that the independence of the medieval Anglican 
Church is proved: a) by certain cases in which, as he alle- 
ges, a decretal is set aside by a provincial constitution; 
b) by certain English customs which he regards as incom- 
patible with the Jus Commune. It does not seem that he 
has made good either of his point; but it is necessary that 
we should justify this contention by reviewing the evidence 
upon which he chiefly relies. 

The provincial constitutions which he cites are three in 
number; two of them were issued by Archbishop Peckham 
(1279—1292) and the third by Archbishop Stratford (1333 
—1348). 

a) In 1279 Peckham published the constitution Audi- 
stis!) against pluralists. He explains that he is endeavou- 
ring to reconcile a decrce of the fourth Lateran Council 
(1215) with a legatine constitution of Ottobuoni (1268). 'I’he 
net effect of those two ordinances, literally interpreted, was 
to deprive the pluralist of all benefices. Peckham, rather 
sophistically, argues that he is fulfilling the true intention 
of either ordinance (mentem constitutionum .. clarius 
advertentes) if he condemns existing pluralists to forfeit all 
benefices except the last. This was an audacious’step; he 
Justifies himself to Pope Nicholas III.?), by saying that the 
strict rule against pluralism had been generally disregarded 
in England, and that he could not suddenly enforce it without 
mitigation. The strict rule was contained in the decree 
Ordinarii Locorum, which had been issued at the Council 
of Iyons in 1274: and this decree Peckham had carefullv 
refrained from quoting on the point in question. How 
Peckham justified the suppression we can only guess; but it 
is worth noticing that Ordinarii Locorum is in effect a 
re-enactinent of previous legislation; it deprives the pluralist 
of all bencfices that be holds unlawfully; and Peckham 

») Wilkins 11, 33. — 2) Peckham's Registrum I, 137. 
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may have argued that this did not necessarily mean all 
benefices for which no dispensation could be produced. In 
any case Peckham was guilty of irregular conduct. How 
his explanations were received by the Curia we do not know; 
Nicholas Ill. was probably dead before they reached their 
destination, and there is no reference to the subject in the 
correspondence of his successor, Martin IV. But in 1281, 
in another provincial synod, Peckham made amends for his 
fault, by promulgating the whole of the decrees of Lyons 
including Ordinarii Locorum) and by reminding the synod 
that disobedience to the Papal law is as the sin of idolatry 
and witchcraft. Ifthey think these laws unsuitable to England, 
their only remedy is to petition the Pope for some relaxa- 
tion.!) Whether made spontaneously or under compulsion, 
tliis is a clear confession that the Anglican Church has no 
power to pick and choose among the Pope’s enactments; and 
we may fairlvy say that the Archbishop was in 1251 doing 
public penance for the indiscretion of 1279. 

b) Peckham’s legislation about the times of baptiam 
professes to be an interpretation of two legatine constitutions. 
Mr. Ogle thinks that Peckham was in effect annulling the 
constitutions which he professes to explain. The facts lend 
no support to this view. The old rule of the Latin Church 
was that baptisms should only be celebrated at Easter and 
Pentecost, except in cases of urgent necessity.?) But in the 
thirteenth century this was interpreted (e. g. by St. Thomas) 
as mceaning that those were the proper seasons for “solemn” 
baptism; but that children should normally be baptised as 
soon as possible after birth. Otho and Ottobon make no 
attempt to set aside this interpretation, which had been 
universally accepted in their time. They denounce a current 
English superstition that Easter and Pentecost are unlucky 
times for baptism; and they ordain that parish-priests shall 
encourage parents to reserve their children for the two solemn 
baptisms.. What Peckham did was to make it compulsory 
that children born within eight days of either festival should 
be baptised at that festival: but at the same time to state 


, Wilkins Il, 51. — ?) cc. 12, 16 D4 de cons. 
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expressiy that in all other cases parents might do as they 
pleased. He recognises, more explicitiy than Otho and 
Ottobon, the received interpretation of the law; but his only 
innovation is to provide more effectively than they had done 
for the “solemnity” of the two great baptismal seasons. 

c) Stratford, in the constitution Licet Bonae Memo- 
riae!), forbids even the regular clergy to farm out their 
tithes to laymen. Lyndwood remarks that this appears to 
conflict with a rescript of Innocent III., Vestra nobis rela- 
tio?), which permits the religious to do this very thing. On 
the other hand Stratford had in bis favour a general ordi- 
nance of Alexander III, Quamvis sit grave?°) which forbids 
the granting of tithes to laymen. Lyndwood succeeds, by 
some ingenious interpretations, in reconciling the two appa- 
rently discordant texts: and then finds a sense for Stratford's 
constitution which will spare him the necessity of repudiating 
it. Stratford had obviously made bad law. But need we 
suspect him of anything worse than an unconscious blunder? 

Let us now consider the alleged mass of English customs 
irreconcilable with the Jus Commune. It may be admitted 
that Lyndwood’s doctrine of the nature and validity of custom 
is logically inconsistent with an Austinian theory of sove- 
reignty. But the doctrine is not peculiar to Lyndwood, not 
of English origin. It is to be found in the Roman canon 
law. First there is Gratian’s dietum, which we have already 
quoted, and which was commonly used to defend any uni- 
versally accepted custom. Secondly we have a ruling of 
Innocent III. that a laudable custom, which is to the ad- 
vantage of a particular church, ought to be upheld.*) Thirdiy 
there is the statement of Gregory IX. that a custom may 
stand, even against positive law, if it be reasonable and has 
been prescribed for as the law requires.) In regard to 
custom the policy of Rome was statesmanlike, but not strictly 
logical. It would have been impossible to extirpate every 
custom which ran counter to positive law. The Latin world 
could not be made to fast on Sundays during Lent.®) Every- 


!) Provinc. Constitutiones, p. 44 (Oxford edition). — 2) c.2 X. III, 
18. — °®) ce. 17 X. II, 30. — *) 0.42 X. V,3. — )ce.11X.1,4 — 
Nc6D.4. 
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where the rule that no ordinary save a bishop might deal 
with a criminous clerk was set aside by custom.!) A place 
had to be found for custom in the Papal jurisprudence. 
The growth of custom was inevitable, and on the whole it 
was best to tolerate all local custonıs which were not fla- 
grantly against general principles, or flagrantly inimical to 
the Pope’s prerogative..e. No custom, it was held, could 
avail against a decretal; but from any decretal there might 
be a dispensation. Boniface VIII. goes to the length of 
saying that, as the Pope is very likely to be ignorant of 
the customs and privileges of particular places and indivi- 
duals, he must not be presumed to have annulled them by 
a law in which they are not expressly mentioned.?) 

I cannot find that the English canonists go beyond their 
continental brethren, or beyond the Popes, in their tolerance 
of custom. Lyndwood is severe on law-breakers,. real or 
supposed, not sparing even Peckham. Both he and John 
de Athona mention some curious cases of leges non accep- 
tatae: a legatine constitution about clerical costume; another 
about judges-delegate; and two laws, one legatine the other 
papal, providing for the strict seclusion of nuns.?) In all 
these cases it is clearly their view that non-acceptance is 
pure disobedience, and that the offenders have only gone 
free through the negligence of the bishops who should en- 
force the law. John de Athona discusses the general question; 
under what circumstances may a law be disobeyed. He 
answers: only when observance would lead to scandal or to 
greater sin.*) His attitude could not be more correct. 

But are they always willing to stretch a point in favour 
of & custom which they find established, and to prove, at 
any cost, by any kind of sophistry, that it agrees with the 
Jus Commune? This seems to be the view of Mr. Ogle. 
I cannot see, however, that his examples prove his point. 
Of the customs peculiar to England which are justified by 
Lyndwood, some obviously fall under the rule of Innocent III. 


1) Lyndwood Provinciale, p. 17, s. v. Inquirere. — ?) c.1in VIso. 
I, 2. — °) Ayton; p. 37 s. v. Cappis Clausis; p. 55 e. v. Faciant Ob- 
servari; p. 123 s. v. Committantur; Lyndwood, p. 212 sv. Cum 
Socia. — *) Ayton p. 37 s. v. Cappis Clausis. 


302 HB. W.C. Davis, 


It is laudable and to the advantage of the church that 
in England the parishioners should undertake the responsi- 
bility, elsewhere left to the rector, of keeping the nave in 
repair. The same apology can be made for the custom by 
which testamentary causes are, in England, reserved to the 
courts-Christian. That the Use of Sarum should be followed 
in the southern province, is consonant with the rule of Gre- 
gory IX.; it is a custom of old standing, and it is reasonable 
since the Bishop of Salisbury is ex officio the precentor 
of Canterbury Cathedral. In England the procurations of 
archdeacons are fixed by custom at a lower figure than the 
decretal Vas Electionis!) allows: but the tariff of Vas Elec- 
tionis is a maximum tariff. It may be anomalous that in 
England the feast-day of St. Sylvester is usurped by Thomas 
the Martyr. But this is hardly a revolution, since in any 
case the day is observed with the same honour. The Decretal 
Conquestus?) leaves to the bishop of every diocese a con- 
siderable liberty in settling major feast-days. More serious 
perhaps is the custom under which, if an English rector dies 
between Ladyday and Michaelmas, the tithes that are due 
at Michaelmas may go to the payment of his legacies. But 
a custom of this kind is admitted and tolerated by the 
decretal Suscepti Regiminis®); Lyndwood’s chief doubt 
is whether the English custom had obtained long enouglı 
to be legitimate. He thinks it should hold good, so long 
as it is interpreted in accordance with that Decretal. And 
this appears to be the common sense decision. 

I do not wish to underrate the multiplieity or the value 
of the customs which the English Church enjoyed before 
the Reformation. “The custom of this realm”, says Peckhamt) 
“is distinet from all others in many points”; so distinet that 
the Pope may well be asked to modify his legislation, to 
suit the special case of England. John de Stratford, in like 
manner, states that Popes and Kings have endowed the 
English Church with many special privileges, liberties anıl 
immunities.?) Some of these privileges were extremely 

!) c.1 Extrav. comm. III, 10. — ?) .5X.I,9. — ?®) c.2 Extrav. 


Joh. XX1I, 1. — *) Council of Lambeth, 1231. — 5) Council of London, 
1342. 
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valuable, while they continued: for instance the “privilege 
of England”, which Henry III. and Edward I. claimed in 
virtue of an express grant from the Holy See: the privilege 
that no Englishman should be cited by Papal letters to appear 
at Rome. Valuable also was the custom which gave to the 
Archbishop of Canterbury the commission of a Legatus 
Natus. But it remains to be proved that these and many 
less important customs were inconsistent with the Jus Com- 
mune: or that, when inconsistent, they were condoned by 
Roman judges. 

Further, is it necessary to argue that the individuality 
of the English Church consisted in the possession of special 
laws or customs, which must seem trivial to any thinking 
man, however important they may be to the ecclesiastical 
lawyer? In the sphere of clerical discipline and privilege 
the Pope’s legislation was undoubtedly important: but, so far 
as faith and morals were concerned. the Church enjoyed a 
rigid constitution. The law and custom of Rome only affected 
details of church-government; the law and custom of eccle- 
siastical provinces was concerned with even smaller details. 
We may compare the medieval Church of England to a 
regiment in an army. The regiment has a history, a cor- 
porate spirit, a tradition, an individuality. But these are 
very imperfectly expressed in the special laws and customs 
of the regiment, which may be of infinitesimal consequence. 


Note. Since the above article was printed, the import of Peckham's 

constitution Audistis has been fully discussed by Mr. W.T. Waugh 
(Eng. Hist. Rev. pp. 625—635). He argues that Peckham interpreted 
Ordinarıı Locorum with strict accuracy, so far as existing pluralists 
were concerned, though Lyndwood is of the opposite opinion. D. 
j Außerdem vg]. jetzt auch noch Julius Hatschek, Englische 
Verfassungsgeschichte bis zum Regierungsantritt der Könirin Victoria, 
Handbuch der mittelalterlichen und neueren Geschichte, herausgegeben 
von G.v. Below und F. Meinecke, München und Berlin 1913 8.156, 
186 ff., ein Werk, das auch sonst die kirchliche Rechts- und Verfassungs- 
geschichte Englands — vor alleın das anglonormannische Eigenkirchen- 
recht und die Entwicklung des englischen Staatskirchentums — in den 
Bereich seiner Darsteilung zieht. St. 
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Die Archidiakonal-Streitigkeiten in Münster 
im 16. und 17. Jahrhundert. 


Von 


Herrn Professor Dr. Godehard Jos. Ebers 
in Münster i. W. 


Den Höhepunkt der Macht der Archidiakone und zu- 
gleich den Beginn der sie mehr und mehr untergrabenden 
Opposition der Bischöfe erblickte Hinschius!) im dreizehnten 
Jahrhundert. Seitdem hätten die Bischöfe allenthalben mit 
Hilfe der neuernannten Offiziale kraft ihres Gesetzgebungs- 
und Anordnungsrechtes unter Berufung auf ihre im ius divinum 
und ius scriptum begründete Stellung die nur auf Gewohn- 
heitsrecht und bischöflichen Konzessionen beruhenden Rechte 
der Archidiakone durch einschränkende Verordnungen all- 
mählich zurückgedrängt, sodaß deren Amt zusehends an Be- 
deutung einbüßte. Das Tridentinum habe dann dem Institut 
den Boden dadurch völlig entzogen, daß es den Archidiakonen 
die Visitation nur noch persönlich und allein mit Genehmigung 
des Bischofs da, wo sie dieselbe rechtmäßig hergebracht 
hätten, beließ, jedoch mit der Verpflichtung zur Bericht- 
erstattung binnen Monatsfrist und in Konkurrenz mit der 
bischöflichen Visitation?), daß es ihnen aber die Verhandlung 
von Ehe- und Kriminalsachen auch bei der Visitation entzog 


1!) Kirchenrecht II, Berlin 1878, S. 201ff. — ?) Sess. XXIV de ref. 
c.3 (bei Richter-Schulte, Leipzig 1853, S.330f.): Archidiaconi ...., 
ubi hactenus visitationem exercere legitime consueverunt, debeant qui- 
dem, assumpto notario, de consensu episcopi deinceps per se ipsos 


tantum ibidem visitare..... sed non ideo episcopus, vel eo impedito 
eius visitator, easdem ecclesias seorsum ab his visitare prohibeatur: 
cui ipsi archidiaconi ...... visitationis factae infra mensem rationem 


reddere et depositiones testium ac integra acta ei exhibere teneantur; 
. non obstantibus quacunque consuetudine, etiam immemoriabili, atque 
exemptionibus et privilegiis quibuscunque. 
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und alle Rechtssachen erster Instanz vor das bischöfliche 
Gericht verwies!), ferner die Archidiakone vom disziplinären 
Einschreiten gegen die Konkubinen haltenden Geistlichen aus- 
. drücklich ausschloß?), das Exkommunikationsrecht allein dem 
Bischof vorbehielt?), und schließlich den Erwerb der Archi- 
diakonatswürde von einem akademischen Grade in der Theo- 
logie oder dem kanonischen Rechte abhängig machte.*) Hin- 
schius hat freilich nicht verkannt, daß in einzelnen Gegenden 
die Archidiakone ihre Rechte auch gegenüber den Konzils- 
bestimmungen zu behaupten suchten und sich im Kölnischen 
sogar bis zum 18. Jahrhundert eine mit der erzbischöflichen 
konkurrierende Jurisdiktion zu erhalten vermochten. Aber 
er sah hierin doch nur Trümmer der einstigen Bedeutung. 

Neuere Forschungen haben nun ergeben, daß sich die 
angeführten Gründe in vielen Diözesen Deutschlands nach- 
weisen lassen°®) daß sie aber doch nicht überall und gleich- 
zeitig zu demselben Resultat geführt haben. Insbesondere 
haben die Archidiakone in der Erzdiözese Köln und in 
einzelnen der sächsischen Bistümer bis in die Neuzeit hinein 
ihre alte Machtstellung zu wahren, wenn nicht gar, wie z.B. 
in Halberstadt, zu mehren gewußt.*) Ja, in Osnabrück und 
Münster, aber auch in Paderborn, vermochten sie ihre Rechte 


1) Sess. ead. de ref. c. 20 (a.a.0.S. 383): Causae omnes ad forum 
ecclesiasticum quomodolibet pertinentes, etiamsi beneficiales sint, in 
prima instantia coram ordinariis locorum duntaxat cogmoscantur. — 
2) Sess. XXV de ref. c. 14 (a.a. 0.8.464):... cognitio (concubinatus) non 
ad archidiaconos...... ‚sed ad episcopos ipsos pertineat, qui sine strepitu 
et figura iudicii et sola facti veritate inspecta procedere possint. — 
s) Sess. ead. de ref. c.3 (a. a. O0. S. 439). — *) Sess. XX1V de ref. c. 12 
(a. a. O. S. 348). — ®) Siehe statt Anderer Eugen Baumgartner, Ge- 
schichte und Recht des Archidiakonats der oberrheinischen Bistümer 
mit Ausschluß von Mainz und Würzburg (Kirchenrechtliche Abhand- 
lungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, H. 39), Stuttgart 1907, 
S. 28#., 6Of., 78, 88 ff, 1208, 216ft. — *®) Vgl. für Köln, wo die 
Reformsynoden des 16. Jahrhunderts und zuletzt noch die Synode von 
1662 den Archidiakonen ihre wesentlichen Kkechte beließen, Joseph 
Löhr, Die Verwaltung des Kölnischen Großarchidiakonates Xanten 
am Ausgange des Mittelalters (in Stutz, Kirchenrechtliche Abhand- 
lungen H. 59;60), Stuttgart 1909, S. 54ff., für Utrecht ebd. 8. 9f. und 
öfter, für Halberstadt, Osnabrück und Münster Nikolaus Hilling, 
Die Halberstädter Archidiakonate, Lingen 192, S. 81 fl., 140 ff. und die 
dort verzeichneten Quellen und Druckschriften, für Brandenburg Fritz 
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mit solchem Erfolge gegen die Angriffe der Bischöfe zu ver- 
teidigen, daß ihnen erst in der Mitte des 17. Jahrhunderts, in Os- 
nabrück durch Franz Wilhelm (1625-1661) '), in Münster durch 
Christoph Bernard (1650—1678)?), in Paderborn durch Theodor 
Adolf (1650--1661) und Ferdinand II. (1661— 1683) ?; unter Be- 
rufung auf das Tridentinunı einzelne Befugnisse dauernd ent- 
zogen wurden, im übrigen aber ein bedeutender Teil ihrer 
alten Macht (Visitation, Sendgerichtsbarkeit über Klerus und 
Laien, gewisse Verwaltungsgeschäfte auf dem Gebiete des 
Benefizialwesens und des Kirchenvermögens) bis zur Säkulari- 
sation geblieben ist. 

Die folgenden Blätter wollen einen Beitrag zur Ge- 
schichte der Archidiakonalstreitigkeiten in Münster*) bieten, 
näherhin den Höhepunkt dieser Wirren, den erfolgreichen 
Kampf mit dem Generalvikar Johannes Hartmann in den 
Jahren 1614/15 darstellen); denn das ihn abschließende Ab- 


Curschmann, Die Diözese Brandenburg, Leipzig 1906, S. 276 und zu- 
sammenfassend Ulrich Stutz, Kirchenrecht, 2. Aufl. (Encyklopädie der 
Rechtswissenschaft von v. Holtzendorff-Kohler, 7. Aufl. V, Berlin 
1913), $ 40, 3, S. 351. 

ı) Vermittelst der Archidiakonalordnung von 1656/57, im Auszuge 
bei Hilling a. a. O. 8. 83, 2. — ?) Die Constitutio Bemardina von 
1655 ist abgedruckt bei Hermann Kock, Series episcoporum Mona- 
steriensium, Monasterii 1801,05, IV, S.140ff. — °) Vgl. (Johannes 
Linneborn) Geschichtliche Einleitung zum Real-Schematismus der 
Diözese Paderborn, Paderborn 1913, S.20. — *) Die Archidiakonal- 
streitigkeiten in Osnabrück, Paderborn und Münster harren noch der 
Bearbeitung. Das reiche Material für Osnabrück hat Hilling a.a.O, 
8. 87,2 zusammengestellt. Für Münster waren bisher nur die Verträge 
und bischöflichen Frlasse bekannt, welche die einzelnen Etappen des 
Kampfes abschließen. Für die Ausübung der Archidiakonal-Jurisdiktion 
seit Mitte des 16. Jahrhunderts bietet gute Nachweise das Directorium 
Archidiaconalis Iurisdictionis in et per civitatem Monasteriensem et 
dioecesim ... ab Ewerwino Droste .... antiquitus conscriptum et anno 
1616 renovatum (Bibl. des Altertumsvereins in Münster im Landesarchiv 
Mser. 123. Neue Ausgabe von I. A. Fellings 1723 Staatsarchiv Münster 
Mscr. I. B.235). Das hierin enthaltene Material ist mit den Verträgen 
und Erlassen in dem anonymen Aufsatz „Die vormaligen Archidiako- 
nate des Bistums Münster (Westfülischen Anteils)* im Pastoralblatt 
des Bistums Münster 25. Jahrg. 1887, S. 87 ff., 99#f., 113 ff. verarbeitet 
(eit.: Pastoralblatt)., — °) Als Quellenmaterial kommt in Betracht: 
a) Querela Vicarii Generalis in puncto Exercitii Iurisdictionis Archi- 
diaconalis. Gravamina Archidiaconorum (Archiv des Domkapitels zu 
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kommen vom 29. November 1615 hat nicht nur die Iurisdiktion 
der Archidiakone voll und ganz anerkannt, sondern auch, 
allerdings unter starker Einschränkung durch Christoph 
Bernard, bis zum 19. Jahrhundert sichergestellt. 


Das Bistum Münster zerfiel in das Oberstift oder den 
westfälischen Anteil und in das Niederstift, den friesischen 
Anteil. Das Niederstift scheidet für uns aus, weil hier in 
der in Frage stelienden Zeit der sog. Archidiaconatus Frisiae 
durch die Gründung der Diözesen Groningen und Deventer 
im Jahre 1559 für immer verloren gegangen war und in dem 
übrigen Teil, dem Emsland, die geistliche Gerichtsbarkeit in 
den Händen des Bischofs von Osnabrück, die Archidiakonate 
in denen des Domkapitels lagen.!) Der westfälische Anteil 
war seit der Neuorganisation unter Bischof Hermann II. 
(1174—1203) in mehr als dreißig Archidiakonate zerlegt. Von 
diesen standen im Besitz des Domkapitels die sechs Groß- 
Archidiakonate und von den kleinen Archidiakonaten, außer 
den beiden über die Stadt Münster und die Domimmunität, 


Münster, Mser. 105, cit.: D. A. 105). b) Münsterischen Thumb-Capituls 
gravamnina. Item Archidiaconorum gravamina 1623 (ebd. Mser. 48, cit.: 
D. A. 48). c) Controversia inter Vicarium Generalem et Capitulum 
Cathedrale puncto Iurisdictionis Archidiaconalıs a. 1626 (ebd. Mscr. ohne 
Nummer, cit.: D. A. 1626). Das Staatsarchiv in Münster bietet, von 
den Kapitelsprotokollen abgesehen, trotz seiner 4 Bände Archidiaco- 
nalia in genere 1547:1778 (Domkapitel IH. cit.: St. A. D.) und der Akten 
betr. der Restauration der katholischen Kirche im Stift Münster (Münste- 
risches Landesarchiv 2In. 16, cit.: St. A. L.) wenigstens für den Streit von 
1614/15 nur wenig Material. Das meiste davon hat Ludwig Keller, Die 
Gegenreformation in Westfalen und am Niederrhein I—-III (Publik. aus 
den Kgl. Staatsarchiven Bd. IX, XXXII u. LXII) im Auszug mitgeteilt 
und darauf gestützt einen kurzen Abriß des Streites gegeben (III, 8. S11f.). 
Vgl. Karl Schafmeister, Herzog Ferdinand von Bayem, Erzbischof 
von Köln, als Fürstbischof von Münster, Münst. phil. Diss. 1912, S. 64 f., 
67, 110f. 

1) Erst im Jahre 1663 wurde unter Christoph Bernard gegen 
Zahlung einer Abfindungssumme an das Osnabrücker Domkapitel durch 
Clemens IX. die geistliche Gerichtsbarkeit über das Emsland (die Ämter 
Meppen, Kloppenburg und Vechta) auf Münster übertragen. Die 
Archidiakonal - Jurisdiktion wurde jedoch nicht wiederhergestellt, son- 
dern ein bischöflicher Kommissar eingesetzt, während die Rechte des 
Offizials der Generalvikar auszuüben hatte. Vgl. Augustin Hüsing, 
Fürstbischof Christoph Bernard von Galen, Münster 1887, S. 92 ff. 
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noch acht. Gegenüber diesen Archidiakonaten, welche sich 
ihrem Gebiete nach fast mit dem ganzen Oberstift deckten, 
traten die übrigen achtzehn, die mit Kollegiatstiften oder 
Klöstern verbunden waren, dem territorialen Umfang nach 
völlig in den Hintergrund.!) Somit waren die Interessen der 
Archidiakone zugleich diejenigen der einflußreichsten, inner- 
halb des Bistums dem Bischof gegenüber stehenden Körper- 
schaft, des Domkapitels, welches nicht minder ängstlich 
als der Adel und die Städte auf die Wahrung wohl er- 
worbener Freiheiten, Gewohnheiten und Gerechtsame bedacht 
war und, wie in den meisten andern Bistümern, in den 
bischöflichen Wahlkapitulationen trotz aller päpstlichen Ver- 
bote ein Mittel fand, einen großen Teil seiner Ansprüche bis 
zum Untergang des alten Reiches mit Erfolg festzuhalten.?) 
Der Kampf der Bischöfe gegen die Archidiakone war ein 
Kampf gegen das Domkapitel. Dies erklärt es, warum die 
Bischöfe erst so spät und in einzelnen Bistümern auch nur 
zum Teil ihr Ziel, die Wiederherstellung er potestas plena 
et immediata, Sehen konnten.?) 

Wie in Anderen Diözesen hatten auch in Münster die 
Bischöfe durch die Bestellung eines Offizials ein Gegengewicht 
gegen die Macht der Archidiakone zu schaffen gesucht. Schon 
für die zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts finden sich Belege für 
eine umfangreiche Tätigkeit desOffizials auf dem Gebiete sowohl 
der streitigen als der Straf- und Disziplinargerichtsbarkeit.*) 
Von Bedeutung hierfür sind insbesondere die Synodalstatuten 


ı) Vgl. im Einzelnen Nikolaus Hilling, Die Entstehungs- 
geschichte der Münsterischen Archidiakonate, Münster 1902, S. 22—63, 
66 und 70f. Über die erhaltenen Archidiakonats-Register s. ebd. S. 33, 1. 
— ?) Die Bedeutung der Wahlkapitulationen für den Kampf um die Rechte 
der Archidiakone hat insbesondere Hilling, Halberstädter Archidiako- 
nate S. 142ff. für Halberstadt hervorgehoben. Vgl. ferner für Würzburg 
Josef Friedrich Abert, Die Wahlkapitulationen der Würzburger 
Bischöfe (1225—1698), Würzburg 1905, S. 131 ff, für Mainz Manfred 
Stimming, Die Wahlkapitulationen der Erzbischöfe und Kurfürsten 
von Mainz (1233— 1788), Göttingen 1909, S. 139 £., für Bamberg Georg 
Weigel, Die Wahlkapitulationen der Bamberger Bischöfe (1328—1693), 
Bamberg 1909, S.36 und 48; für Münster s. weiter unten. — ®) Vgl. auch 
Albert Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands V, 1, Leipzig 1911, 
S. 236; Baumgartner a.a.0. 8.92; Hilling a.a.0.8.74f. — *) Bei 
Hilling, Die Offiziale der Bischöfe von Halberstadt im Mittelalter (in 
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des Bischofs Everhard (1275— 1301), die dem Offizial eine 
mit den Archidiakonen konkurriende Disziplinargerichtsbar- 
keit über pflichtwidrig handelnde Benifiziaten zusprachen.!) 

Das Domkapitel erkannte die der Archidiakonal-Juris- 
diktion drohende Gefahr und suchte sich nach Möglichkeit zu 
schützen. Der Bestimmung des Landes-Privilegs vom 1. Juli 1309, 
in welchem Bischof Konrad sich verpflichtet, keinen Offizial 
für die geistliche Gerichtsbarkeit zu ernennen, sondern die 
Jurisdiktion der Archidiakone unbehindert zu lassen 2), kommt 
allerdings nur vorübergehende Bedeutung zu; denn schon 
unter seinem Nachfolger wird der Offizial wieder erwähnt.) 
Dafür taucht bereits in dem ersten der uns erhaltenen Bischofs- 
eide (1382) die Verpflichtung auf, die Archidiakone in ihrer 
Jurisdiktion und ihren althergebrachten Rechten nicht zu 
stören und den Öffizial nicht ohne Zustimmung des Kapitels 
ein- oder abzusetzen.*) Die endgültige Formulierung des 
Bischofseides (1424) spricht darüber hinaus sogar die Bindung 
aus, auf Verlangen des Kapitels jederzeit den Offizial zu ent- 
lassen und für ihn einen anderen zu ernennen. Auch den 
Eingriffen der bischöflichen Beamten in die Gerichtsbarkeit 
der Archidiakone wird ein Riegel vorzuschieben gesucht.°) 


Stutz, Kirchenrechtliche Abhandlungen H. 72), Stuttgart 1911, S.31—85. 
Die erste Erwähnung des geistlichen Offizials in Münster fällt in das 
Jahr 1265. Vgl. ebd. 8. 31. 

!) Cap. VII bei Schannat-Hartzheim, Concilia Germaniae, 
Coloniae 1760, UI 8.646, Josef Niesert, Beiträge zu einem Münste- 
rischen Urkundenbuche, Münster 1823, I, 1 S.10. Vgl. auch Hilling 
a.2.0.S.33f. — *) Westfäl. Urkundenbuch VII, Münster 1913, n. 510. 
Vgl. Heinrich August Erhard, Geschichte Münsters, Münster 1837, 
S. 149; Pastoralblatt S. 114. — °) Auf der Herbstsynode von 1312 bei 
Nieserta.a.0.1, 1, S.33. — *) Bei Niesert, Urkundensammlung, Coes- 
feld 1837, VIln.24, Art. I und XI. — °) Ebd. n. 25, Art. IV: Nec constituet 
Officialem vel Sigilliferum sine consensu Decani et Capituli; qui quidem 
Offcialis et Sigillifer, quandocunque et quoties Decano et Capitulo 
placuerit, removeri debent per D. Episcopum et alii loco eorum de con- 
sensu Decani et Capituli praedictorum surrogari. Art. VIII: Item, quod 
Archidiaconatus Ecclesiae Monasteriensis dimembratos reintegrabit (diese 
Bestimmung bezieht sich auf die im 13. Jahrhundert erfolgte Ablösung von 
12 Pfarreien von den Groß-Archidiakonaten und hat tatsächlich eine 
weitere Veränderung der Archidiakonats-Bezirke verhindert; vgl. Hil- 
ling, Entstehung S. 61) nec ipsos..... Archidiaconos in sua jurisdietione 
vel suis juribus et consuetudinibus per se vel alium seu alios quovismodo 
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Gewiß stand dies zunächst nur auf dem Papier. Aber 
die Machtfülle welche das Domkapitel selbst tatkräftigen 
Bischöfen gegenüber zur Verfügung hatte. wär eine Gewähr 
dafür, daß die übernommenen Verpflichtungen, von einzelnen 
Fällen abgesehen, auch wirklich erfüllt wurden. Gerade der 
Umstand, daß der Bischofseid seit 1424 keine Änderung mehr 
erfahren hat und die Weahlkapitulationen von der archi- 
diakonalen Jurisidiktion zunächst überhaupt schweigen, be- 
weist hinlänglich, daß es dem Kapitel gelungen ist, die Rechte 
der Archidiakone sicherzustellen. Bis zum Beginn des 17. Jahr- 
hunderts hat es dem Offizial bzw. dem Generalvikar!) mit 
Erfolg jede konkurrierende Jurisdiktion, wenigstens auf dem 
Gebiete der Straf- und Disziplinargerichtsbarkeit — nur die 
delicta graviora gehörten vor die Diözesansynode —, aber 
auch ein über die ordentliche, jährlich höchstens einmal statt- 
findende, bischöfliche Visitation hinaus gehendes außerordent- 
liches Visitationsrecht streitig machen können.?) Infolgedessen 


molestabit..... Bei den späteren Bischöfen wurden dann nach Bedürfnis 
noch besondere Zusatzartikel beigefügt. Vgl. den Eid Johanns von Bayern 
1457 (ebd. n. 27) und aus der für uns in Betracht kommenden Zeit die Eide 
der Bischöfe Ernst 1598, Ferdinand I, 1612 und Christoph Bernard 1652 
(St. A. Frst. M. Urk. n. 4113, 4230, 4494 Orig.). — In den Wahlkapitu- 
lationen findet sich dagegen außer def allgemeinen Verpflichtung, die 
Privilegien, Freiheiten, Gewohnheiten und Gerechtsamen zu wahren und 
die geistliche und weltliche Justiz getreu zu handhaben (so z.B. die Walıl- 
kapitulation Johanns von Hoya 1567 Art.7 und 8 bei Keller, Gegen- 
reformation 1 n. 273), zunächst keine besondere Bestimmung zum Schutze 
der Archidiakonal-Gerichtsbarkeit. Nur das Versprechen, nach Möglich- 
keit für ihre Wiederherstellung in Friesland (vgl.ob.S.367) zu sorgen, kehrt 
seit Bischof Johann (W.K. Art. 10) regelmäßig wieder (so z. B. Ernst. 1577 
Art. 14, Ferdinand I. 1612 Art.19, Christoph Bernard 1652 Art. 17, Ferdi- 
nand 11. 1679 Art. 41. St. A. Frst. M. Urk. n. 3867, M.L. A. 1,12 vol. 2, 
Frst. M. Urk. n. 4493, 4700, 5032 Orig... Nachdem dann aber die unten 
darzustellenden Rezesse von 1576 und 1615 geschlossen waren, sind auch 
diese ein Bestand der W.K. geworden (so Ernst Art. 17, Ferdinand I. 
Art. 25, Christoph Bernard Art.20 und 21, Ferdinand II. Art. 35, 36, 39 
und 40). Wir kommen hierauf noch zurück. 

) Wann die Trennung erfolgt ist, steht nicht fest. — ?) Mit aller 
Energie wehren sich die Archidiakone, wie sich noch zeigen wird, 
in den Jahren 1614/15 gegen das vom Generalvikar beanspruchte kon- 
kurrierende Visitations-, Korrektions- und Strafrecht, weil dieses im 
Widerspruch stehe zu ihren Privilegien und Gewohnheiten, die ein 
Eingreifen des Generalvikars nur bei Pflichtversäumnis zuließen. 
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war gegenüber den Archidiakonen der Offizial nur Appel- 
lationsinstanz, besaß der Generalvikar, von der Ausübung 
der bischöflichen höheren Konsensrechte in der kirchlichen 
Ämter- und Vermögensverwaltung abgesehen, allein das Ober- 
aufsichtsrecht einschließlich des hieraus fließenden ius sup- 
plendi negligentiam. Allerdings scheint dieses letztere Recht, 
wie sich noch ergeben wird, praktisch so gut wie gar nicht 
betätigt worden zu sein, zumal ja auch die Diözesansynoden 
mehr und mehr in Abgang gekommen waren. Nur so sind 
die Mißstände zu erklären, die eine pflichtvergessene Amts- 
führung der Archidiakone hervorgerufen hat. 

Es ist ja eine bekannte Tatsache, und die Urkunden 
bezeugen es für Münster von neuem, daß die Archidiakone 
mehr und mehr ihr Visitationsrecht, dem eben auch eine 
Visitationspflicht entsprach, vernachlässigten, die Sendgerichte 
meist nicht persönlich, sondern durch oft ungeeignete Per- 
sonen, selbst Laien, abhalten ließen, ihr Strafrecht durchaus 
als Einnahmequelle auffaßten und sich mit Geldstrafen, den 
sog. Brüchten, begnügten, den Zweck der Besserung aber 
aus dem Auge verloren.') 


1) Charakteristisch ist es, daß bei der großen Visitation der 
Jahre 1571/73 die Archidiakone der Kollegiat-, Propstei- und Kloster- 
kirchen auf folgende Fragen antworten sollten: Ob sie zweimal im 
Jahre vor der Diözesansynode die Visitation selbst oder durch ge- 
eignete Personen vornehmen oder aber Verheirateten, Schreibern oder 
leichtfertigen, ungelehrten und ungeeigneten Personen überlassen; ob 
sie sorgfältig über die Beobachtung der katholischen Lehre, die Aus- 
rottung und Unterdrückung der Häresie, der Laster und Verbrechen 
wachen; ob sie Bußen oder Geldstrafen verhängen und letztere für sich 
oder für fromme Zwecke verwenden; ob sie nach Empfang der Geldstrafe 
sich um die Vergehen und Übeltäter nicht mehr kümmern und mehr auf 
eigenen Vorteil als auf das Heil der Seelen bedacht seien; ob sie persönlich 
auf der Diözesansynode erscheinen, wahrheitsgetreuen Bericht erstatten 
und die crimina graviora zur Bestrafung vorbringen; ob sie über die dem 
Bischof reservierten causae und casus erkennen; ob sie endlich die Bene- 
fiziaten erst nach genügender Prüfung und nach Ablegung der professio 
fidei, des Obödienz- und Amtseides investieren (Visitationsformular V, 
15—23 bei Wilhelm Eberhard Schwarz, Die Akten der Visitation 
des Bistums Münster aus der Zeit Johanns von Hoya 1571-1573, Münster 
1913, S. 24). Die Antworten fielen nur zum Teil befriedigend aus (vgl. 
ebd. S. 49f., 57f., 62f., 65, 67£., 71£., 121, 143f., 157, 170 f., 183f., 189£., 
221). Vgl. auch den Beschluß des Domkapitels i. J. 1569 unten S. 373. 

24* 
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Gerade dies hat unzweifelhaft viel dazu beigetragen, daß 
das Laster des Konkubinates bei dem niederen Klerus, der 
ja nur dem Beispiel des höheren folgte, jenen erschreckenden 
Umfang annehmen konnte, den das 15. und 16. Jahrhundert 
aufweist. Nicht minder ist die Vernachlässigung der priester- 
lichen und amtlichen Pflichten, die mangelhafte wissenschaft- 
liche Ausbildung des Klerus, das Eindringen abweichender 
Lehrmeinungen bei einem Teile der Geistlichkeit neben 
anderen Faktoren auch dem Schuldkonto der Archidiakone 
zuzuschreiben. 

Aber auch nach einer anderen Seite mußte sich die 
Pflichtwidrigkeit der Archidiakone rächen. War schon an 
sich der Adel nach dem Vorbild der benachbarten Territorial- 
herren geneigt, die Gerechtsame über seine Bauern auszu- 
dehnen, suchte anderseits das aufstrebende Bürgertum sich 
von fremder, insbesondere geistlicher Gerichtsbarkeit möglichst 
zu befreien, so konnte diesem Streben der Niedergang der 
Sendgerichte nur förderlich sein. Und dazu kam die alle 
und jede bestehende geistliche Gerichtsbarkeit verneinende 
religiöse Bewegung des 16. Jahrhunderts. Es ist daher er- 
klärlich, daß mehr und mehr die Klage laut wird, die Bevölke- 
rung leiste der Ladung zum Sendgericht keine Folge, der 
Adel und die Städte nähmen die Gerichtsbarkeit für sich in 
“ Anspruch. Aber noch mehr: selbst die lJandesfürstlichen Be- 
amten, die Amtleute und Gografen machten den Archidiakonen 
einen Teil ihrer Sendgerichtsbarkeit, insbesondere soweit 
delicta mixti fori in Betracht kamen, streitig oder verweigerten 
ihnen wenigstens zur Exekution ihrer Urteile den weltlichen 
Arm. So kam es, daß im Laufe des 16. Jahrhunderts die 
Archidiakonal- Jurisdiktion, mochte sie auch rechtlich fort- 
bestehen, doch praktisch nur noch zu einem kleinen Teile 
geltend gemacht werden konnte. 

Das Domkapitel stand daher, als es sich der Gefahr 
bewußt wurde, vor keinem geringen Problem. Wollte es 
nicht einen gewaltigen Teil seiner Machtstellung in der kirch- 
lichen Verwaltung einbüßen, so mußte es das Verlorene mit 
allen Mitteln wiederzugewinnen trachten. Wenn nun hierfür 
schon rein egoistische Motive sprachen, so kam die Wieder- 
herstellung der Archidiakonal-Jurisdiktion auch als Mittel 
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der kirchlichen Restauration in Betracht, allerdings nur dann, 
wenn die Archidiakone gewillt waren, ihre Pflicht getreu zu 
erfüllen. 

Und in der Tat hat das Domkapitel seit dem Ende der 
sechziger Jahre des 16. Jahrhunderts die Rettung der Diözese 
außer in der Durchführung der großen Bistumsvisitation von 
1571j73 gerade in der Wiederherstellung der archidiakonalen 
Jurisdiktion erblickt.!) In der richtigen Erkenntnis, daß 
die Restauration des Stiftes und der Wiederaufbau der Send- 
gerichtsbarkeit nur durch eine Reform „in capite“ ermöglicht 
werden könnten, hatte das Domkapitel schon im Jahre 1569 
unter Führung des neugewählten tatkräftigen Domdechanten 
Gottfried von Raesfeld bei der Neuberatung der Kapitels- 
statuten eine Reihe von Beschlüssen gefaßt, die von der 
ernsten Absicht getragen waren, eine straffere Zucht unter 
seinen Mitgliedern einzuführen. Am Schlusse hatten sich 
die Archidiakone des Kapitels, der Mängel ihrer bisherigen 
Amtsführung und der gefährlichen Waffe bewußt, welche 
das Tridentinum einem energischen Bischof bot, ausdrücklich 
bereit erklärt, ihre Bezirke nunmehr persönlich oder durch 
eine kundige geistliche Person und nicht mehr wie bisher 
durch Laien oder durch „geringschätzige leichtfertige Diener 
oder Schreibers* zweimal im Jahre zu visitieren oder be- 
reisen zu lassen, über Leben und Wandel des Klerus und 
der Kirchendiener getreue Aufsicht zu führen, über die Er- 
haltung der katholischen Lehre und die Spendung der Sakra- 
mente zu wachen, keine Neuerungen zu gestatten und end- 
lich die Exzesse mehr zur Ahndung der Ärgernisse und 
Besserung der Nächsten, denn um eigenen Profits oder 
Geldes willen zu bestrafen. ?) 

Die ersten Schritte die man tat, ließen das Beste hoffen. 
Einzelne der Archidiakonen, insbesondere der Domdechant, 


ı) Von den vergeblichen Bemühungen um die Wiedererlangung 
der 1559 verloren gegangenen Archidiakonatsrechte in Friesland und 
um die Wiederherstellung der dem Osnabrücker Domkapitel zustehen- 
den Archidiakonal-Gerichtsbarkeit im Emsland (vgl. oben 8. 367 mit 
Anm. 1 und S. 369 Anm. 5 a.E.) sei hier abgesehen, weil wir es nur 
mit dem westfälischen Anteil zu tun haben. — ?) Bei Keller n. 275; 
vgl. Schwarz a.a.O. S. XXXIX—XLI. 
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setzten alsbald, soweit es die Verhältnisse gestatteten, die 
Beschlüsse in die Tat um und konnten von Erfolgen melden.!) 
Es ist daher begreiflich, daß das Kapitel die Vorschläge des 
päpstlichen Nuntius Kaspar Gropper vom Oktober 15732), 
welche zwecks Wiederherstellung der katholischen Religion 
unter anderen Maßnahmen die Ernennung eines Visitators 
oder eines Visitationskollegiums mit weitgehenden Vollmach- 
ten?) im Auge hatten, nur mit geteilten Gefühlen aufnahm 
und darin eine neue Gefahr für die Jurisdiktion der Archi- 
diakone erblickte, an deren Wiederaufbau man eben erst 
herangetreten war. Das Kapitel zögerte daher zunächst mit 
der Antwort und wies dann, als es im September des folgen- 
den Jahres zu den Vorschlägen Stellung nahm, auf die 
1571/73 stattgefundene Visitation des Stiftes hin, deren Durch- 
führung durch den Tod des Bischofs Johann unterbrochen 
sei #) und nun am besten auf Grund der Akten von den 
Mitgliedern jener Kommission wiederaufgenommen würde. 
Ein besonderes Visitationstribunal aber sei überflüssig, weil 
die Archidiakone zweimal im Jahre die Sendvisitation in den 
einzelnen Pfarreien vor der Diözesansynode vornähmen, „cor- 
rigenda corrigunt et graviora delicta ad synodum dioecesanam 
referunt“. Bei etwaiger Nachlässigkeit würden Dechant und 
Kapitel nicht verfehlen, sie „per se et vicarium in spiri- 
tualibus“ an ihre Amtspflichten zu erinnern und ihnen, soweit 
notwendig, hilfreiche Hand zu bieten.) 

Aus den letzten Worten könnte man auf die Absicht 
des Kapitels schließen, das Aufsichtsrecht des Generalvikars 
zu beseitigen oder wenigstens von des Kapitels Zustimmung 
abhängig zu machen. Indessen darf nicht übersehen werden, 
daß das Schreiben aus der Zeit der Sedisvakanz, die am 
5. April 1574 eingetreten war, stammt, und daß das Kapitel 
den Nuntius davon überzeugen will, daß neue Maßregeln 


!) Vgl. Keller n. 280, 287 —291. — ?) Ebd. n. 301. — °) Quod 
possent, .... emendarent, quod non possint (?), diligenter annotarent. 
Annotata ad Episcopum vel eius locum tenentem fideliter referrent 
(n. 7 und 8). — *) Die Bestrafung der ermittelten Vergehen und damit 
die Durchführung der Visitation hatte sich der Bischof vorbehalten. 
Vgl. Visitationsmandat vom 1. Juli 1571 a. E. beiSchwarza.a. 0.8.5; 
s. auch ebd. S. XLIX. — ®) Bei Keller n. 304 ad 4, 5 und 10. 
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nicht notwendig seien, weil es selbst das Mögliche tun werde. 
Aber dafür ist das Schreiben ein Beweis, daß es für das Auf- 
sichts- und Supplierungsrecht des Generalvikars an bestimmten 
Normen fehlte, und daß es praktisch nur wenig oder garnicht 
zur Anwendung gekommen war. Denn sonst hätte sich das 
Kapitel sicherlich genauer ausgedrückt. 


Die Sedivakanz sollte den Archidiakonen in dem Streben, 
ihre Gerichtsbarkeit wieder zur Geltung zu bringen, den ersten 
dauernden Erfolg bringen. Am 13. November 1576 konnte 
das Kapitel mit dem Statthalter und den Regierungsverord- 
neten, welche die Regentschaft führten, einen Vertrag 
schließen?!), der im wesentlichen die bisherigen Rechte der 
Archidiakone bestätigte und den Drosten die Pflicht auf- 
erlegte, ihnen auf Verlangen Hilfe zu leisten sowie die 
Exekution ihrer Sendgerichtsurteile und Mandate zu über- 
nehmen.?) Von Bedeutung für die weitere Entwickelung und 
ganz der Überzeugung des Kapitels von der eigenen Kraft 
entsprechend war die Bestimmung, daß es Aufgabe der Archi- 
diakone sei, gegen die religiösen Neuerungen und die Prädi- 
kanten vorzugehen), während der Landesfürst und die Amt- 
leute nur auf Anzeige der Archidiakone Hilfe leisten sollten.*) 
Auch die Stellung des Offizials und Generalvikars zu den 
Archidiakonen wurde näher umschrieben, und das war viel- 
leicht, etwaigen Ansprüchen des Kapitels gegenüber, ein 
Verdienst des Statthalters Konrad von Westerholt, der selbst 
früher Offizial gewesen war’), oder des Generalvikars Jakob 


ı) Der Wortlaut im Direct. Arch. Jurisd. S.88ff.; gedruckt in Ge- 
schichtsquellen des Bistums Münster III, Münster 1856, S. 165 ff. und bei 
Kock a.a.O. III, 238 ff., ferner, nicht ganz wortgetreu, im Pastoralblatt 
8. 114ff. — ?) Passim, vor allen $15 und 16. Der weltlichen Gerichts- 
barkeit wurden insbesondere vorbehalten die mit Leibesstrafe zu 
ahndenden crimina ordinarıa ($ 3), ferner Unzucht und der bisher viel 
umstrittene Ehebruch nach dem dritten Fall ($ 9 und 14), Verletzung 
des Krams (Kindsbett) außerhalb von Haus und Hof der Wöchnerin 
($ 13) u. a. m., dem Bischof namentlich Incest sowie die Ehesachen in 
der geraden Linie und in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade ein- 
schließlich (8 10). — ?) Sonst war in Glaubenssachen und gerade bei 
dem Verbrechen der Häresie das bischöfliche Gericht zuständig. Vgl. 
Hilling, Halberstädter Archidiakonate 8. 9. — *) 87. — ®) Vgl. die 
angeführten Geschichtsquellen III, 32. 
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Voss.) Auf dem Gebiete der streitigen Gerichtsbarkeit 
sprach der Vertrag, wohl dem bisherigen Recht gemäß, dem 
Offizial konkurrierende Jurisdiktion zu; was „die Kirchen und 
ihre Güter anlangte“, so könne nach Wahl des Klägers auch 
der Offizial in erster Instanz, sonst als Appellationsinstanz 
angegangen werden.?) Dem Generalvikar wurde, zur Siche- 
rung seines Aufsichtsrechtes über den Klerus, über die Be- 
setzung der Benefizien und über die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens, das Recht eingeräumt, daß ihm bei jeder vom 
Archidiakon zu vollziehenden Investitur die eigenhändig 
unterschriebene professio fidei und das Verzeichnis der Stif- 
tungen und Einkünfte für die Siegelkammer einzureichen 
sei.) Vor allem aber fand das Aufsichtsrecht des Bischofs 
über die Amtsführung der Archidiakone selbst ausdrückliche 
Anerkennung und genauere Regelung: Ist einer der Archi- 
diakone in Erfüllung seiner Amtspflichten säumig oder nach- 
lässig, so soll der Bischof nach zweimaliger erfolgloser 
Mahnung durch den Generalvikar oder Offizial supplieren, 
insbesondere die Vergehen mit Strafen ahnden.*) 

Wenn nun auch durch diesen Vertrag die Archidiakonal- 
Jurisdiktion im alten Umfange Anerkennung gefunden hatte, 
so war sie doch damit noch keineswegs in der Praxis 
wiederhergestellt. Zwar hören die Beschwerden über Ein- 
greife der weltlichen Beamten allmählich auf. Der Adel und 


) Schwarz a.a.0.S. XLII schildert ihn als einen vorzüglichen 
Kanonisten, der insbesondere bei der Reform der geistlichen Gerichts- 
barkeit hervorgetreten sei und sich der Interessen des Diözesanklerus 
mit größtem Nachdruck und Erfolg angenommen habe. — ?) $4. — 
») 85 und 6. Vgl. auch die Bestallung von Voß’ Nachfolger Lubbert 
Meier vom 16. Juni 1581: Er soll auf Leben, Handel und Wandel der 
Geistlichen aufmerken, dem Examen und der Admission der Ordinanden 
beiwohnen und gegen jeden, der ohne Fxamen und Approbation in 
den Kirchendienst eintrete, mit Mandaten vorgehen (bei Keller n. 500). 
— % 817: In obgemelten Fällen allen, so die Archidiaconi auf die 
erste und andere bischöfliche Anmahnungen säumig oder nachlässig 
sein würden, mag und soll alsdann ihre Fürstliche Durchlaucht durch 
den Vicarium in spiritualibus oder Ofticialem Archidiaconorum vices 
suppliren und die excessus Archidiaconorum emendiren und corrigiren 
lassen. Vgl. auch die erwähnte Bestallung des Generalvikars Lubbert 
Meier: Er soll das ärgerliche Leben und die Excesse der Geistlichen 
strafen und was hierin andere Prälaten versäumen, mit Fleis erstatten. 
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die Städte waren jedoch durchaus nicht geneigt, sich ohne 
weiteres zu beugen. In der Tat hören wir in den nächsten 
Jahren immer wieder die Bitte des Kapitels, die Regierung 
möge, wie für die Durchführung der Visitation, so für die 
Anwendung und bessere Handhabung der Sendgerichtsbarkeit 
Sorge tragen. Schon 1582 weist das Kapitel bei Wieder- 
aufnahme der Verhandlungen mit der fürstlichen Regierung!) 
über die kirchliche Restauration darauf hin, daß die Archi- 
diakone wenig Beistand fänden, sobald sie gegen einen 
Häretiker vorgingen, daß die Städte und der Adel sich den 
Archidiakonen wiedersetzten, einzelne für sich selbst die 
Jurisdiktion haben wollten, andere die Wiedertäufer und 
sonstigen Sektierer bei sich passieren ließen.?) Dies hatte 
aber ebenso wenig Erfolg wie die Verhandlungen unmittelbar 
mit dem Administrator?), von dem sich das Kapitel den Vor- 
wurf machen lassen mußte, daß die Archidiakone nur um 
des eigenen Vorteils willen ihre Strafgerichtsbarkeit ausübten.*) 
Das Kapitel suchte sich zwar zu rechtfertigen°), und erbat 
die landesfürstliche Hilfe nicht bloß für die Exekution der 
Sendurteile, sondern auch für die Geltendmachung der Archi- 
diakonal-Jurisdiktion vor allem gegenüber den Städten, welche 
sich „in Religions- Glaubens- und Kirchensachen .... die 
Cognition selbst zueignen“; der Herzog ging aber auf den 
Punkt nicht mehr ein.®) 


Noch weniger Förderung seiner Pläne fand das Kapitel 
bei den Statthaltern, die seit dem Mai 1585 die Regierung 
für den erwählten Bischof Ernst von Bayern, Kurfürsten von 
Köln (15685— 1612), führten.”) Zunächst nahmen allerdings die 
politischen Verhältnisse das Kapitel voll und ganz in Anspruch. 
Nachdem es dann aber am 7. November 1589 beschlossen hatte, 
mit den Statthaltern über die Besserung der religiösen Ver- 


ı) 1. J. 1580 hatte der Herzog Johann Wilhelm von Cleve die 
Administration des Stiftes angetreten. — ?) Keller n. 508-510. — 
®) Ebd. n. 511—515. — *) Ebd. n. 512. — 5) Ebd. n. 513: Das Kapitel 
müsse dem Fürsten zu Gemüte führen, daß ein Teil seiner Mitglieder 
jetzt jährlich mehr an Unkosten zur Erhaltung der Archidiakonal- 
Jurisdiktion, Coercion, Recht und Gerechtigkeit aufwende, als sie da- 
her genießen könnten. Vgl. auch ebd. 8.339. — ®) Vgl. ebd. n. 514 
und 8. 340. — ') Vgl. ebd. Il S. 263ff,, Schafmeister a.a. 0. 8. 15fl. 
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hältnisse in Beratung zu treten!), sind die folgenden Jahre 
mit Verhandlungen über diesen Punkt ausgefüllt.) Wie bis- 
her sahen die Domherren das Heil weniger in der Reform 
des Klerus und der Hebung der sittlichen Mängel als in der 
Durchführung der Archidiakonal-Gerichtsbarkeit?), die ihnen 
die Beseitigung der Neuerungen und die Zurückführung 
der verlorenen Seelen zu garantieren schien. Vergeblich 
bemühten sie sich aber, die Statthalter hierfür zu gewinnen. 
Diese beschränkten sich darauf, die Archidiakone ihres Amtes 
zu mahnen.*) Dagegen waren sie trotz aller Bitten des 
Kapitels nicht gewillt, die Schwierigkeiten zu beseitigen, 
welche der Durchführung der Archidiakonal-Jurisdiktion trotz 
des Rezesses von 1576 sowohl von manchen Beamten als 
insbesondere seitens des Adels gemacht wurden?°); offenbar 
standen sie unter des letzteren Einfluß®) und waren teilweise 
wohl auch zu wirksamer Abhilfe gar nicht in der Lage.’) Und 
selbst, als sich der Kurfürst für ein energisches Vorgehen 
ausgesprochen hatte®), erklärten sie sich zwar bereit, nach 
Eingang der vom Kurfürsten befohlenen Berichte?) mit jedem 
einzelnen der Archidiakone zu beraten, in welcher Weise der 
weltliche Arm zur Abstellung der Mißbräuche mitwirken solle 1°), 
suchten aber die Sache zu verschleppen, indem sie die Be- 
ratung von dem Einlaufen aller Berichte abhängig machen 
wollten.!!) Tatsächlich gingen die Berichte der Archidiakone!?) 
trotz aller Mahnung nur spärlich ein. Infolgedessen war man 
im Jahre 1596 noch auf demselben Fleck wie früher.!?) Am 


\) Keller Iln. 274. — ?) Vgl. ebd. S. 272. — *°) Daher die immer 
wiederholte Mahnung, daß „die Archidiaconi schuldig, ihren Fleiß zu 
tun“. Vgl. ebd.n. 274 und Anm. — *) Ebd. n. 275 und 279. — ®) Ebd. 
n. 289 und 290. — ®) Vgl. ebd. S. 280f. — ”, Röchel berichtet in 
seiner Chronik (angeführte Geschichtsquellen Ill, 8. 135), daß in 
dieser Zeit die geistliche Jurisdiktion stillgelegen sei; denn man hätte 
nirgends Mandate schicken dürfen, weil sie von der Bevölkerung zer- 
rissen oder verbrannt worden wären. — °®) Vgl. Keller n, 218—231, 
insbesondere 2831 a.E. — °) Ebd. n. 280 a.E. — '°) Ebd. n. 292. — 
ı) Ebd. n. 293. Vgl. auch die Mahnungen des Kapitels in Nr. 295 
und 296 und die Antwort der Statthalter: Sie seien mit vielen anderen 
Geschäften überladen, man müsse daher das Ansinnen des Kapitels 
einstweilen ablehnen (n. 297). — 1?) Sie stützten sich nicht auf per- 
sönliche Visitation, sondern auf schriftliche Angaben der Pastoren. 
Vgl. ebd. n. 287, 288, 294. — 1°) Ebd. n. 249. 
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13. März 1597 wird dann von den Statthaltern nochmals ein 
eingehender Fragebogen als Grundlage für die Berichte an 
die Archidiakone mit dem Befehle übersandt, ihn binnen 
dreier Monate zu beantworten.!) Inzwischen ergriff der Kur- 
fürst selbst die Initiative. In der Überzeugung, daß eine 
Restauration des Stiftes nicht durch bloße Wiederherstellung 
und Geltendmachung der Jurisdiktion der Archidiakone — 
zeigten sich diese doch ihren Aufgaben gar nicht gewachsen 
und weigerten sie sich ja, mit gutem Beispiele voran- 
zugehen —, sondern in erster Linie durch die innere Reform 
gewährleistet werde, forderte er im Anfange des Jahres 1597 ?) 
vom Kapitel die Publikation der Beschlüsse des Tridentinums 
und die Reform des Klerus insbesondere die Beseitigung des 
Konkubinates.®) Indessen führten die Verhandlungen zu 
keinem Ergebnisse. Das Kapitel hatte Bedenken, „bei diesen 
sorgsamen Zeiten“ die Konzilsdekrete sämtlich zu publizie- 
ren und „stark zu effektuieren“.*) Zwar erläßt es darauf- 
hin im Jahre 15985) mit Wissen des Kurfürsten ein Syno- 
daldekret über den Konkubinat, die klerikale Kleidung und 
die Winkelehen, im übrigen aber begnügt es sich damit, die 
Befehle an die Archidiakone zur endlichen Berichterstattung 
zu erneuern.®) Und auch eine weitere Mahnung des Kurfürsten 
an die Statthalter, die eigentlichen Schuldigen, zu Beginn des 
Jahres 1598”) hatte denselben Erfolg. Ja im Kapitel selbst 
machten sich nunmehr seitens einzelner Archidiakone Be- 
denken gegen die Berichterstattung geltend®), die vielleicht 


ı) Vgl. Keller n. 300. — ?) Am 26. März (ebd. n. 301). — °®) Vgl. 
ebd. n. 302. — *) Im übrigen seien die Reformdekrete schon vor 20 Jahren 
in den Kirchen publiziert (vgl. ebd. n. 302). — Im St. A. D. befindet sich 
eine Abschrift von Synodaldekreten vom 10. Oktober 1585 aus der Zeit 
der Sedisvakanz, in welchen Dechant und Kapitel dem Klerus die Triden- 
tinischen Glaubens- und Reformdekrete von neuem zur Befolgung vor- 
schreiben und eine Reihe von Vorschriften treffen. Daß diese Dekrete 
tatsächlich publiziert und kein bloßer Entwurf geblieben sind, ergibt 
sich daraus, daß Christoph Bernard sich in seinen Synodalstatuten von 
1655 ausdrücklich auf sie beruft (bei Kock IV, S.97). Sie waren übrigens, 
abgesehen von der Insinuierung des Tridentinum, nur eine Wieder- 
holung des Mandates, welches Franz von Waldeck auf der Frühjahrs- 
synode d. J. 1551 erlassen hatte (bei Schwarz a.a. O. S. 236 ff.). — °®) Bei 
Niesert, Urk. Samml. VII n. 4 Keller hat dies übersehen. — 
°) Keller n. 304. — ?) Ebd. n. 307 und 311. — ®) Ebd. n. 311. 
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ihren Grund darin hatten, daß der Fragebogen auch über die 
Amtsführung der Archidiakone selbst Auskunft heischte. Im 
November 1598 fehlten noch immer einzelne Berichte und 
zwar gerade von den Archidiakonen des Kapitels. Dieses be- 
schloß jetzt, die Statthalter sollten sich inzwischen wenigstens 
über die eingelaufenen Berichte, also insbesondere der Archi- 
diakone des Clerus secundarius!) erklären.?) Das hieß aber 
nichts anderes, als die Sache auf die lange Bank schieben. 


Nunmehr griff der Kurfürst ein. Da das Kapitel, vor 
allem aber die Statthalter versagten, beschloß er, ein Tribunal, 
insbesondere für die Visitation des Stiftes, zu errichten. 
Anfang Mai 1599 wurde dem Kapitel eröffnet, daß er einen 
„Geistlichen Rat“ (Senatus ecclesiasticus) einzusetzen ge- 
denke.?) Das Kapitel, welches sich der damit den Archi- 
diakonen drohenden Gefahr bewußt war, konnte sich nicht 
sofort schlüssig werden.*) Es wollte erst diese hören und 
wünschte eine scharfe Scheidung zwischen dem „was proprie 
den Archidiaconis gepure, item was dem Ordinario“; an den 
Bestimmungen des Vergleiches von 1576, der durch die 
Kapitulation bestätigt sei, wäre festzuhalten, das, was davon 
den Archidiakonen seitens des Adels und der landesfürstlichen 
Beamten noch strittig gemacht würde, könnte ihnen eventuell 
bei der Einsetzung des Geistlichen Rates durch Spezial- 
kommission des Kurfürsten gesichert werden.?) Ende Dezem- 
ber sprach dann das Kapitel sein Einverständnis mit dem 
Plane des Kurfürsten aus®), jedoch nicht ohne darauf hin- 
zuweisen, daß die Aufgaben des Geistlichen Rates (Wieder- 
herstellung des alten Gottesdienstes, Korrektion des Klerus, 
Bekehrung der Abgefallenen, Wiederaufrichtung der Ordens- 
disziplin, Errichtung von Schulen)”) eigentlich zu den Amts- 
obliegenheiten der Archidiakone gehörten, die sie auch, soweit 
es die Verhältnisse, insbesondere die kriegerischen Unruhen, 


1) Eine Reihe von Berichten, insbesondere des Clerus secundarius 
in St. A.D. — ?) Keller n. 312. — ?) Ebd. n. 313. — *) Vgl. die Ver- 
ordnungen vom Juni 1599 (ebd. n. 314 und 315). — °) „Es könnten 
aber tempore confirmationis (sc. Constitutionis) speciali Principis con- 
cessione die Stuck, so den Archidiaconis streitig gemacht, anbevohlen, 
und committirt werden“ (ebd.n. 315). — *) Ebd. n. 319. — ?) Vgl. die Ein- 
setzungsurkunde des Geistlichen Rates vom 10. Februar 1601 ebd. n. 323. 
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gestatteten, stets treu erfüllt hätten und weiter erfüllen würden. 
Zugleich gibt es der Erwartung Ausdruck, daß der Geistliche 
Rat unter Wahrung der archidiakonalen Rechte (salvo jure 
et interesse Archidiaconorum) nicht überstürzt vorgehen 
werde, um nicht das zu zerstören, was diese mit aller Sorg- 
falt seit Jahren zur allmählichen (pedentim) Wiederherstellung 
der Religion vorbereitet hätten. 

Der Kurfürst trug dem Rechnung. In der Errichtungs- 
urkunde vom 10. Februar 1601!) wurden dem Geistlichen 
Rat ausführliche Anweisungen über seine Aufgabe und Tätig- 
keit gegeben und hierbei ausdrücklich bestimmt?), daß er 
bei allen, die archidiakonale Jurisdiktion berührenden An- 
gelegenheiten zur Wahrung seiner Rechte den zuständigen 
Archidiakon oder — gemäß der ergänzenden Anordnung vom 
28. Juli desselben Jahres?) — wenigstens dessen Promotor 
hinzuziehen müsse. 

Indessen kam alles darauf an, wie diese Bestimmung 
praktisch durchgeführt wurde. Zunächst hört man nichts von 
Schwierigkeiten.*) Seit Mitte 1605 aber werden Klagen laut, 
daß der Geistliche Rat in die Rechte der Archidiakone ein- 
greife, gegen schuldige Kleriker ohne Zuziehung des zustän- 
digen Archidiakons mit Suspension und Privation vorgehe.5) 
Er solle mehr gegen die Wiedertäufer, aber nicht bloß gegen 
die Geistlichen einschreiten.*?) Die Beschwerden mehren sich, 
bis sie schließlich vom Kapitel zusammengestellt und am 
15. März 1607 dem Geistlichen Rat überreicht werden.”) 
Dort scheinen sie ihr Grab gefunden zu haben. Zwar ver- 
sprach der Kurfürst bald darauf dem Kapitel, die Gravamina 


1) Ebd. Vgl. auch Adolph Tibus, Geschichtliche Nachrichten über 
die Weihbischöfe von Münster, Münster 1862, S. 141f. — ?) „Tamen ne 
ulla Archidiaconis vel Praelatis fiat iniuria, illi semper, quorum interest, 
sımul ad istius rei expeditionem, que ipsorum officio incumbit, ad- 
hibeantur“. Auch bei der Visitation von 1571/73 war der zuständige 
Archidiaukon zuzuziehen (Visitationsmandät vom 1.Julı 1571 bei Schwarz 
8.8.0. S.4). — °) St. A.D. Orig. — *) Die Wirksamkeit des Geist- 
lichen Rates wurde allerdings von anderer Seite stark behindert: 1604 
beschwert er sich, daf3 seine Verfügungen durch die Appellationen un- 
wirksam gemacht würden (bei Keller n. 339). Dazu kam der Wider- 
stand des Adels und der Städte. — 5) Ebd. n. 345. — °) Vgl. ebd. 
8.291. — ?) Ebd. n. 355, 356. 
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Archidiaconorum zu beantworten, doch hören wir nichts mehr 
davon. Vielmehr mußten sich diese vom Kurfürsten den 
alten Vorwurf machen lassen!), daß sie ihr Amt nicht selbst, 
sondern durch Promotoren, die nicht einmal Priester oder 
Diakone wären und, statt auf die Verwaltung der Sakramente, 
nur auf den Vorteil ihrer Herren bedacht seien ?), versehen 
ließen, ihre Pflichten nur so weit erfüllten, als der General- 
vikar sie dazu anhalte, und den Geistlichen Rat geradezu in 
seiner Tätigkeit hinderten.?) Das Kapitel befahl daraufhin 
zwar den Archidiakonen, die Promontoren zu visitieren und 
„soviel fuglich zu bessern“, auch die Wiedertäufer in ihren 
Bezirken nicht mehr zu gestatten®), doch hat auch dieser 
Beschluß nichts wesentliches geändert. Nur mit der Aus- 
weisung der Protestanten wurde energischer begonnen, aber 
gerade dieses hat den Widerstand der Städte und des Adels 
gegen die geistliche Gerichtsbarkeit noch mehr gesteigert.°) 
Infolgedessen sollte diesen gegenüber die Anerkennung und 
Durchführung der Archidiakonal-Jurisdiktion erst unter dem 
nächsten Bischof, Ferdinand von Bayern, gelingen, nachdem 
ihre politische Macht gebrochen und die Glaubenseinheit 
wieder hergestellt war. Bis dahin konnte die geistliche Ge- 
richtsbarkeit, und damit auch die der Archidiakone, nur so 
weit geltend gemacht werden, als sie von jenen tatsächlich 
zugelassen wurde.®) 


) Noch im Juli 1603 hatte das Kapitel die Archidiakone ermahnt, 
‚„fleißiger in ihren Archidiakonaten“ zu sein (ebd. n. 334). — ?) „Sehen 
allein dahin; wie daß sie Iren Archidiaconis etwas konnen in dıe Kuche 
legen.“ — °) Ebd. n. 357 und 358. — *) Ebd. n.358 a..E. — 5) Vgl. 
Keller III S. 264 und 279 und dazu den Bericht des Domkapitels vom 
7. Februar 1611 ebd. n. 214. — *®) Aus der Zeit des Kurfürsten Ernst 
ist uns ein Aktenstück ohne Datum, die sog. Constitutio Ernestina 
(in Abschrift St. A. D. und Direct. Arch. Jur. S. 140ff., abgedruckt bei 
Kock III S. 248—279; vgl. auch Pastoralblatt S. 104f., 116f.) erhalten, 
welche eine mit Zustimmung des Kapitels und der übrigen Archidiakone 
vom Kurfürsten erlassene „Archidiaconalis norma* sein will. In ihrem 
ersten Teil regelt sie Zuständigkeit und Zusammensetzung des Iudicium 
Archidiaconale, vor welches unbeschadet der Kompetenz des Ofbzialats 
alle Kleriker und Laien wegen Vergehen und Verbrechen contra fiden, 
ecclesiam et iura praesertim canonica gezogen und zitiert werden 
können, und welches aus einem von den Archidiakonen aus ihrer Mitte 
gewählten Richter, einem Assessor, mehreren Advokaten, Notaren und 
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Am 17. Februar 1612 schloß Kurfürst Ernst die Augen 
und ihm folgte im Besitz seiner Würden als Kurfürst von Köln, 
Bischof von Hildesheim und Lüttich sein am 5. August 1611 
zum Koadjutor von Münster erwählter Neffe Ferdinand von 
Bayern (1612 -1650), der am 10. Februar 1612 auch Koadjutor 
von Paderborn geworden war. Der neue Landesherr trat die 


Prokuratoren bestehen, zweimal in der Woche tagen und in summa- 
rischem Verfahren bis zum Urteil prozedieren soll, während die Be- 
stimmung und Auferlegung der Strafe dem zuständigen Archidiakon 
vorbehalten wird; Appellationsinstanz soll der Offizial sein. Der zweite 
Teil gibt in 90— 94 Paragraphen (Kock und die Abschriften stimmen 
in der Zählung und Reihenfolge nicht überein) die „Casus et puncta, 
in quibus DD. Archidiaconorum Iurisdictio partim de iure, partim de 
consuetudine, partim ex privilegio fundata est“, die sich im wesentlichen 
mit dem bisherigen Rechtszustand decken. (Vgl. auch die Sendfragen 
und Sendvergehen im Direct. Arch. Jur. S.2tf., 17 ff., 27 ff.). Hervorgehoben 
sei nur eine Bestimmung, welche die Schwierigkeiten zeigen, die den 
Archidiakonen bei den Sendgerichten seitens der Bevölkerung wie des 
Adels und der Magistrate in den Weg gelegt wurden: Als Casus 
Archidiaconalis gilt auch die böswillige Weigerung, zum Sendgericht 
zu erscheinen, die Vergehen anzuzeigen, das Amt eines „Eidschwörers* 
(Sendschöffen) zu übernehmen oder solche zu bestellen (bei Kock $ 89). 
Zum Schluß wird in Übereinstimmung mit dem Rezess von 1576 (da 
Keller 1II S. 311 diesen nicht kennt, hält er die folgende Bestimmung 
für eine Neuerung) des Oberaufsichtsrechtes des Generalvikars gedacht: 
„Quod si autem, quod absit, in antedictis aliisque commissis punctis 
Archidiaconi neglexerint delinquentes corrigere, desuperque secundo re- 
quisiti fuerint, vricarius noster in spiritualibus eorum vices supplebit*. — 
Schon Keller hatte wegen des Fehlens des Datums und einer amt- 
lichen Ausfertigung Zweifel geäußert, ob der Erlaß zur Veröffentlichung 
gelangt sei (S. 311, 2). Dieser Zweifel wird zur Gewißheit, wenn man 
berücksichtigt, daß im Direct. Arch. Jur., welches 1616 geschrieben ist 
und den Vertrag von 1615 enthält, die angebliche Konstitution erst aın 
Schluß und zwar‘von späterer Hand nachgetragen ist, daß ferner bei 
den Verhandlungen der Jahre 1614/15 die Archidiakone sie nicht 
kennen, daß endlich die Wahlkapitulationen der nächsten Bischöfe die 
Vergleiche von 1576 und 1615, nicht aber die Ernestina anführen. — 
Wir haben aber in dem Aktenstück überhaupt nicht einen vom Kur- 
fürsten oder auf seine Veranlassung ausgearbeiteten Erlaß zu erblicken, 
der nur aus irgendwelchen Gründen nicht zur Ausfertigung gekommen 
wäre; es handelt sich vielmehr um einen Versuch des Kapitels bezw. 
der Archidiakone, durch eine bischöfliche Konstitution ihre Rechte, 
wenn auch nicht zu erweitern, so doch sicherzustellen. Hierfür 
sprechen schon eine Reihe von inneren Gründen, so die einseitige Be- 
tonung der archidiakonalen Zuständigkeit, der Mangel einer Aufzählung 
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Regierung mit dem festen Vorsatz an, sein Stift zur Einheit 
des katholischen Glaubens zurückzuführen, seine fürstliche 
und bischöfliche Gewalt von den Fesseln, die ihr die Privi- 
legien der Stände und die Vorrechte des Kapitels sowie der 
Archidiakone auferlegte, zu befreien, endlich die innere Reform 
des religiösen Lebens, insbesondere des Klerus, auf Grund 


der casus episcopales, die Verneinung des bischöflichen Visitations- 
und Korrektionsrechtes, welches Kurfürst Ernst ja gerade wegen der 
Pflichtvergessenheit der Archidiakone ausdrücklich dem Geistlichen 
Rat übertragen hatte, ferner das Schweigen über die Mängel, welche 
sich die Archidiakone bisher offensichtlich hatten zu schulden kommen 
lassen (als Promotoren werden nur Kleriker ehrbaren Wandels, nicht 
aber Priester oder wenigstens Diakone verlangt); nicht zuletzt ist es 
die historische Begründung der archidiakonalen Rechte in der Ein- 
leitung, die Verdacht erregen muß und auf das Kapitel oder die Archi- 
diakone als Urheber hinweist. Ein urkundlicher Beleg bestätigt unsere 
Vermutung. Am 19. September 1604 schreibt das Kapitel an die fürst- 
lichen Räte: Sie mögen sich erinnern, daß mit dem Kapitel vereinbart 
sei, anläßlich der Visitation des Offizialatsgerichtes auch die beab- 
sichtigte Neuordnung oder Reformation des Archidiakonal -Gerichtes 
mit zu visitieren und zu erörtern. Nun sei von seiten der Herren 
Archidiakone eine sichere Reformation verfaßt, die beiliege; man 
möge sie prüfen und sich darüber äußern (St. A. D. Orig... Die Ant- 
wort der Räte ist uns nicht erhalten, doch geht aus einem weiteren 
Schreiben des Kapitels (ebd. ohne Datum, Abschrift), in welchem es 
dringend um die Durchführung „dieser notwendigen und nützlichen 
Reformation“ ersucht, hervor, daß die Räte gegen die eingehende Auf- 
zählung des einzelnen Casus Bedenken hatten. Weiter hören wir 
von der Sache nichts. Sie hat sich im Sande verlaufen. Das ergibt 
sich auch daraus, daß im Jahre 1623 der damalige Generalvikar dem 
Kurfürsten Ferdinand den Vorschlag macht, es sollten, um ein einheit- 
liches Vorgehen der Archidiakone zu ermöglichen, alle Archidiakonal- 
Sachen vor einem einzigen kirchlichen Richter „stata hora et die“ 
verhandelt werden (D. A. 48 ohne Datum, wahrscheinlich August 1623, 
Abschrift). Jenes Kapitelsschreiben gibt aber auch einen Anhalt für 
die Datierung und den Zweck der Emestina. Sie muß Mitte 1604 ent- 
standen sein und wiN der Gefahr vorbeugen, welche der Archidiakonal- 
Gerichtsbarkeit drohte, wenn der Geistliche Rat von seinen Rechten 
ernstlich Gebrauch machte. Im 18. Jahrhundert scheint ınan allerdings 
die Ernestina oder wenigstens ihren zweiten Teil für echt angesehen 
zu haben. Denn die Wahlkapitulationen dieser Zeit sprechen davon, 
daß den Archidiakonen ihr Recht, „die ihnen kraft Ernestinae und von 
altersher gehörigen Excesse zu bestrafen unbenommen“ und dafür 
die Vergleiche von 1576 und 1615 maßgebend sein sollen (vgl. z.B. 
W.K. von Max Friedrich 1763 n. 78, St. A., Frst. M. n. 5032 Orig.). 
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der tridentinischen Dekrete durchzuführen. Das erste Ziel hat 
er durch die Niederwerfung der Städte und die Gewinnung 
des Adels erreicht, daß zweite jedoch nur so weit, als nicht 
die Rechte des Kapitels und der Archidiakone in Betracht 
kamen. Ihnen gelang es, in dauernden Kämpfen ihre Stellung 
zu behaupten, und gerade diesen Streitigkeiten ist es des 
weiteren zuzuschreiben, daß der Kurfürst auch das dritte 
Ziel nur zum Teil erreichte!) Wir haben hier allein den 
Kampf um die archidiakonalen Rechte zu verfolgen und 
die übrigen Verhältnisse, insbesondere die innere Reform, 
nur so weit heranzuziehen, als es zum Verständnis erforder- 
lich ist. 

Bereits am 1. Juli 1612 erließ Ferdinand, der sich bald 
nach seinem feierlichen Einzuge in Münster (11. April 1612) 
über die kirchlichen Verhältnisse hatte Bericht erstatten 
lassen 2), an die Regierung eine eingehende Instruktion, 
welche die Grundlinien seines Regierungsprogrammes ent- 
hielt.?2) Schon hier wird ausgesprochen, daß die Rekatholi- 
sierung des Bistums durch Zwangsmaßregeln gegen die 
Andersgläubigen allein nicht möglich sei, daß es vielmehr 
gleichzeitig der inneren Reform bedürfe; diese könne aber nur 
durch eine allgemeine Visitation und Reformation des Klerus, 
insbesondere durch energisches Vorgehen gegen die Kon- 
kubinarier*) herbeigeführt werden. Die Anordnungen hatten 
‚auch zunächt gewisse Erfolge) Aber kaum hatte der 
Kurfürst das Stift verlassen, so ließ das Kapitel, getreu 
seiner bisherigen Stellungnahme, die innere Reform, ins- 
besondere die Bekämpfung des Konkubinates, fallen und be- 
schäftigte sich ausschließlich mit den Maßnahmen gegen die 
Protestanten.*) Dies brachte den Kurfürsten auf den Ge- 
danken, den Geistlichen Rat, welcher der ihm gewordenen Auf- 


1) Vgl. Keller III S. 285ff., insbesondere 8. 287, Schafmeister 
a. a. 0. S.45ff., 132ff. — °) Keller n. 277. — ®) Ebd. n. 282; vgl. auch 
S. 290ff. — *) Vgl. auch den Erlaß vom 28. Juni 1612 bei Niesert 
Urk. Buch I n. 158, im Auszug bei Keller n. 280. — °) Schon im 
September 1612 wurde dem Kurfürsten berichtet, daß der Domdechant 
Bernard von Büren seine Konkubine nach Lüdinghausen verwiesen 
habe, andere ihm folgen würden und dies dem gemeinen Mann „ein 
Sonderfreud und Erbauung“ gebe (bei Keller n. 297). — *) Vgl. ebd. 
8. 293 ff. 
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gabe nicht hatte genügen können, aufzuheben und an seiner 
Stelle den neuen Generalvikar mit solchen Befugnissen aus- 
zurüsten, daß er befähigt wäre, als sein Stellvertreter die 
Restaurationspläne durchzuführen.!) Den Mann hierfür fand 
er in dem Kanonikus am St. Cassius-Stift zu Bonn Dr. Jo- 
hannes Hartmann.?) 

In dem Anstellungsdekret vom 1. Januar 1613°), das 
zugleich eine ausführliche Aufzählung seiner weitgehenden 
Befugnisse enthält, wird dem Generalvikar insbesondere die 
Vollmacht erteilt, das ganze Stift zu visitieren, die zur Reform 
„in capite et membris“ und zur Durchführung des Tridentinum 
erforderlichen Maßregeln zu ergreifen; ihm sollen nicht allein 
die kirchlichen Zensuren und sonstigen Strafmittel, sondern 
auch der weltliche Arm®) zur Verfügung stehen. Auch der 
Jurisdiktion der Archidiakone wird gemäß der in der Wahl- 
kapitulation übernommenen Verpflichtung?) gedacht. Der 
Kurfürst beabsichtige nicht, sie zu schmälern oder zu hindern, 
sofern sie ihre Pflicht täten: „non intendimus vero per hanc 
Constitutionem Archidiaconis nostris in eorum Iurisdictione 
derogare vel eam impedire, dummodo diligenter officio functi 
fuisse comperiantur“. 

Das entsprach allerdings dem bisherigen Recht. Aber 
die Oberaufsicht lag jetzt m der Hand eines Mannes, der 


!) Keller S. 289. — ?) Nüheres über ihn bei Andreas Cardınal 
Steinhuber, Geschichte des Kollegium Germanicun ?, Freiburg i. Br. 
1906, 1, 249. — °) Bei Keller n. 318. — *) In einem Erlaß an die heim- 
gelassenen Räte von denselben Datunı werden die Behörden angewiesen, 
dem Generalvikar in seinem Amte mit Rat und Tat alle mögliche Hilfe 
zu leisten. — ®) St.A.M.L.A. 1,12 vol. 2 Art.26: „Als auch vor diesem 
ein Geistlicher Rat angeordnet, soll demselben ausdrücklich befohlen 
werden, den Archidiaconis ın ılhırer Jurisdietion und Exercitio nicht vor- 
zugreifen oder einige Eingriffe zu tun, es wäre das, daß ex negligentia 
Archidiaconorum ex officio Episcopi die Notdurft ein anders erfordere, 
sondern soll sich der Geistliche Rat dem Iuramento Episcopali allerdings 
conformiren und gemäß verhalten“. In Art.25 hatte der Kurfürst das Ver- 
sprechen geben müssen, gegenüber den wiederholten Eingriffen der welt- 
lichen Beamten in die von alters hergebrachte Jurisdiktion der Archi- 
diakone dafür zu sorgen, daß „durch die weltlichen Amtleute, Freigerichte 
oder jemandes anders (der Archidiakonal-Gerichtsbarkeit) keine Besper- 
rung oder Eintracht beschehe, sondern damit soll es rermöge beschehe 
ner Vergleichung und Erklärung (von 1576) hinfüro gehalten werden“. 
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anders als seine Vorgänger dem Kapitel fremd gegenüber 
stand und gewillt war, mit allen Kräften, die ihm gestellte 
Aufgabe zu erfüllen. Dazu kam, daß er diese Aufsicht über 
Prälaten zu führen hatte, die ihre Pflichten nicht oder nur 
mangelhaft erfüllten. Das mußte zu Konflikten führen. Schon 
der Begriff der „negligentia* war unklar. Wann war sie 
gegeben, was gehörte zu ihrem Tatbestand? Innerhalb welcher 
Zeit mußte die vorgeschriebene zweimalige Mahnung erfolgen? 
Wie lange mußte der Generalvikar nach der zweiten Mahnung 
warten? Alles ungeklärte Fragen! Ferner, war der Archi- 
diakon „negligens“, wenn er z. B. die Konkubinarier mit Geld- 
strafe belegte, aber ihnen ihre Konkubinen beließ? Nach der 
Auffassung der Archidiakone: nein; der Zweck der Send- 
gerichte aber sprach für ja.!) Noch mehr: Der Generalvikar 
sollte bei der Visitation und Reformation mit allen erforder- 
lichen Strafmitteln vorgehen; durfte er diese sofort oder erst 
nach erwiesener Pflichtverletzung der Archidiakone ver- 
hängen? Das hieß nach den bisherigen Erfahrungen dem 
ganzen Reformwerk einen starken Hemmschuh anlegen. 
Mußte er den zuständigen Archidiakon zuziehen, wie dies für 
den Geistlichen Rat vorgeschrieben war? Auch darüber gab 
das sonst so ausführliche Dekret vom 1. Januar keine Antwort. 
Es kam auf die Probe der gegenseitigen Kräfte an. Die 
Archidiakone konnten sich auf althergebrachtes, in den Kapitu- 
lationen beschworenes Gewohnheits- und Vertragsrecht stützen, 
und hinter ihnen stand das Domkapitel, welches nicht gewillt 
war, auch nur eines ihrer Rechte verkümmern zu lassen. 
Ihnen gegenüber hatte der Generalvikar das päpstliche De- 
kretalenrecht und vor allem die den Archidiakonen feindlichen 
Bestimmungen des Tridentinum für sich, auch durfte er auf 
die tatkräftige Unterstützung seines Herrn rechnen. Und wahr- 
lich, wenn Ferdinand mit derselben Energie und Ausdauer, 
mit der er seine sonstigen Ziele verfolgt und deshalb auch 
erreicht hat, dem Domkapitel gegenübergetreten wäre, so 
hätte vielleicht schon er, nicht erst sein Nachfolger Christoph 
Bernard, die Unterordnung der Archidiakonal-Jurisdiktion 
unter die bischöfliche Autorität durchgesetzt. Zur völligen 


!) Vgl. die Visitationsfragen von 1571/73 ob. S. 371 Anm. 1. 
25* 
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Beseitigung fehlte aber selbst diesem tatkräftigen Fürsten 
dem Kapitel gegenüber die Macht. 

Um dem Wirken des Generalvikars eine breitere Basis 
zu geben, hatte der Kurfürst am 18. März 1613 zum ersten 
Mal seit langer Zeit wieder persönlich eine Diözesansynode 
abgehalten, auf derselben mit Zustimmung des Kapitels die 
Glaubens- und Reformdekrete des Tridentinum von neuem 
insinuiert!) und die Bestimmungen der früheren Diözesan- 
synoden?) über Konkubinat, klerikale Kleidung, Empfang 
der pflichtgemäßen Weihen usw. wiederholt. Bald darauf 
wurde dem Generalvikar und dem Weihbischof der Auftrag 
gegeben, eine Generalvisitation des ganzen Stiftes mit Aus- 
nahme des Domkapitels vorzunehmen, das Nötige zu re- 
formieren, bei Weigerung mit kirchlichen und weltlichen 
Strafen vorzugehen?) Die Visitation wurde zunächst im 
Niederstift vorgenommen, wo die Verhältnisse am ärgsten 
lagen*), doch verlor der Generalvikar das Oberstift nicht aus 
den Augen. Sobald er aber hier seine Tätigkeit aufnahm, 
stieß er auf Schwierigkeiten, und zwar zuerst beim Clerus 
secundarius. Schon der Durchführung seines Mandates vom 
16. August 1613, in welchem er den Kanonikern der Kolle- 
giatstifte kategorisch befohlen hatte, sich im folgenden Monat 
in Münster zum Empfange der pflichtgemäßen Weihen zu 
stellen), widersetzten sie sich und wandten sich, als er mit 
Geldstrafe einschritt®), hilfesuchend an das Domkapitel.”) 
Noch weniger aber waren diejenigen von ihnen, welche zu- 
gleich Archidiakonate innehatten, gewillt, ihre Rechte be- 
schränken zu lassen. Die Folge war, daß sie wohl etwas 
eifriger ihre Sendgerichtsbarkeit ausübten. Sobald aber der 


!) Bei Niesert U. S. VlIn.6, im Auszug bei Keller n. 326. 
Über die Publikation des Tridentinum vgl. oben 8.379 und Anm. 4. 
Doch machte der Clerus secundarius noch im Jahre 1617 geltend, die 
Reformdekrete des Tridentinum über den Klerus seien im Stifte noch 
nicht publiziert, mithin nicht verbindlich (Keller n.445). — ?) Vgl. oben 
S. 379 Anm. 4. — ®) Das Mandat vom 9. April 1613 bei Tibus a.a.O. 
S. 145, im Auszuge bei Keller n. 338; die Instruktion hierzu bei Tibus 
8.147 ff. — *) Vgl. Keller S. 313#f. — 5) St. A. D. Formular. — *) Gra- 
vamina Archidiaconorum vom 25. Juli 1614 a. E. (D. A. 105 Abschrift). — 
”) St. A. Protokolle d. Domkap. 1614/16, 8. und 24. Februar 1614. Vgl. 
auch bei Keller n. 366 und Anm. 2. 
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Generalvikar in Ausführung seines Amtes Kleriker, die jenen 
unterstanden, zur Verantwortung zog, intervenierten sie, 
machten unter Berufung auf ihre durch unvordenkliche Ge- 
wohnheit und Ersitzung geschützten Rechte entweder Prä- 
vention geltend oder erhoben ausdrücklich Protest, daß ihm 
außer in casu negligentiae gegen keinen von ihnen Recht 
und Gewalt zustehe.!) Solchen Widerstand hatte der General- 
vikar nicht erwartet. Schienen ihm schon die von den Archi- 
diakonen des Kapitels beanspruchten Rechte auf Usurpation 
zu beruhen, welche allerdings durch den Bischofseid und die 
Wahlkapitulationen gedeckt sein konnte, so erblickte er in 
den Ansprüchen der Archidiakone des Clerus secundarius 
geradezu eine durch die Berufung auf das Gewohnheitsrecht 
nicht zu begründende Anmaßung. Er bat deshalb den Kur- 
fürsten um Auskunft, ob er diese Behauptungen des Clerus 
secundarius dulden oder aber dessen Archidiakonal-Juris- 
diktion insbesondere hinsichtlich der „Correctio morum“ ge- 
mäß dem Tridentinum beschränken wolle?) Eine Antwort 
scheint er nicht erhalten zu haben. 


Inzwischen war der Generalvikar auch mit den Archi- 
diakonen des Domkapitels zusammengeraten. Gleichzeitig 
mit den ersten Klagen des Clerus secundarius hören wir, daß 
sie dem Generalvikar Eingriffe in ihr Kollationsrecht vor- 
werfen ?), allerdings zu Unrecht.*) Dies war aber nur das 
Vorspiel zu ernsteren Streitigkeiten.) Als der Generalvikar 
im Frühjahr 1614 auch im Oberstift mit Visitationsreisen be- 


1) Vgl.den Bericht des Generalvikars an den Kurfürsten ohne Datum 
(D. A. 105 Orig.). Für die Zeitbestimmung kommen in Betracht die 
Beschlüsse des Domkapitels vom 8. und 24. Februar. Vgl. S.388 Anm, 7. 
— ?) Angeführter Bericht. — ?) Angeführtes Kapitels-Protokoll vom 
8. Februar; vgl. Keller n. 366. — *) Wie sich aus der Resolution des 
Kurfürsten auf die Gravamina vom 25. Juli 1614 (D. A. 105 ohne Datum. 
Konzept und Abschrift) ergibt, handelte es sich hier einmal um eine 
Besetzung im päpstlichen Monat, für die dem Kurfürsten das Kollations- 
recht durch päpstliches Indult übertragen war, sodann um eine Ver- 
leihung ex iure devolutionis auf Grund mehr als einjähriger Vakanz 
und endlich um einen wegen der lokalen Verhältnisse erfolgten Tausch 
von Benefizien, dessen Vornahme der Kurfürst als bischöfliches Reser- 
vat beanspruchte. — ®) Das Folgende ergibt sich aus den Gravamina 
Archidiaconorum vom 25. Juli 1614 (D. A. 105 Abschr.). 
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gann und durch Strafmandate gegen Laien und Kleriker, 
insbesondere gegen die Konkubinarier in die Sendgerichts- 
barkeit der Archidiakone eingriff, leisteten diese geschlossen 
Widerstand. Zunächst suchten sie durch unmittelbare Ver- 
handlungen den Generalvikar zum Einlenken zu bestimmen. 
Unter Berufung auf die Kapitulation und den Bischofseid 
verweigerten sie ihm jede konkurrierende Gerichtsbarkeit, 
nur das Supplierungsrecht stehe ihm im Falle der Pflicht- 
verletzung zu. Der Generalvikar mußte in der Tat zugeben, 
daß ihm der Kurfürst befohlen hatte, sich an die Wahl- 
kapitulation zu halten und die Sendgerichtsbarkeit der Archi- 
diakone nicht zu behindern. Doch konnte er anderseits 
darauf verweisen, daß ihm sein Anstellungsdekret über das 
Supplierungsrecht hinaus eine konkurrierende Jurisdiktion 
zugesprochen hatte. Bei der Ausübung des Oberaufsichts- 
rechtes mag er nun allerdings etwas zu schroff vorgegangen 
sein, indem er mit Strafmandaten einschritt, ohne zuvor 
wenigstens formell durch zweimalige Mahnung die Pflicht- 
verletzung festgestellt zu haben. Der Fehler lag aber in 
den mangelhaften Normen, die keinen sicheren Anhalt boten, 
wann der Fall der Pflichtversäumnis gegeben sein sollte. 


Da die Verhandlungen keinen Fortschritt nahmen, arbeite- 
ten die Archidiakone für das Domkapitel eine umfangreiche 
Beschwerdeschrift aus, die sie im Generalkapitel St. Jacobi 
(25. Juli) 1614 mit der Bitte überreichten, ihre Klagen ge- 
hörigen Ortes vorzubringen oder sie in ihrem Widerstand, 
zu dem sie gegen ihren Willen gezwungen würden, energisch 
zu unterstützen. Sie hatten ihre Beschwerden hauptsächlich 
in vier Punkten zusammengefaßt: unberechtigte Prävention 
und Konkurrenz, Vorgehen bei nur vermuteter, nicht be- 
wiesener Nachlässigkeit, Eingreifen trotz Pflichterfüllung, 
Verletzung des Kollationsrechtes. In eingehender Begründung 
suchen sie den Nachweis zu führen, daß ihre Jurisdiktion 
jede konkurrierende Gerichtsbarkeit ausschließe. Sie berufen 
sich hierfür insbesondere auf den Bischofseid!) und die Wahl- 
kapitulation?), ferner auf den Rezeß von 15763) und end- 


1) Art. VIII; s. oben 8.369 Anm. 5. — ?) Art. 25 und 26; s. oben 
8.386 Anm. 5. — °®) 8 17; s. oben S. 376 Anm. 4. 
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lich auf das Anstellungsdekret des Generalvikars!), die alle 
besagten, daß den Archidiakonen ihre althergebrachte Juris- 
diktion der Gestalt gebühre, daß, vom Fall der Pflicht- 
verletzung abgesehen, der jeweilige Bischof weder selbst noch 
durch einen Anderen irgendwie in ihre Rechte und Gewohn- 
heiten ein- oder vorgreifen dürfe. Er habe sich vielmehr 
sogar jedes solchen Ein- oder Vorgriffes sowohl für sich selbst 
als auch für seine geistlichen und weltlichen Beamten, ins- 
besondere der Geltendmachung aller etwaigen Exzeptionen 
und Usurpationen(!) früherer Bischöfe in der Wahlkapitu- 
lation?) ausdrücklich begeben. Für den Beweis der Nach- 
lässigkeit verlangten die Archidiakonen eine dreimalige 
Mahnung oder eine böswillige, nicht etwa durch gerechte - 
oder vernünftige Gründe veranlaßte Weigerung nach der 
ersten Mahnung. Gegen die Visitationen des Generalvikars 
wandten sie ein, daß diese, weil über das Maß hinausgehend, 
das Kirchenvermögen allzusehr belasteten. Aber nicht genug 
damit: Die Archidiakone suchten den Generalvikar auch noch 
persönlich zu verdächtigen, indem sie ihm vorwarfen, daß er 
als Vikar der Domkirche seinen Pflichten nicht nachkomme, 
dem Chordienst und den Prozessionen fernbleibe, für alle 
Geistlichen „ein gemein offendiculum“.?) Zum Schluß werden 
noch die Klagen des Clerus secundarius überreicht*), ins- 
besondere die über die Maßregeln des Generalvikars zwecks 
Empfanges des sacerdotium, das ein onus impossibile und 
durum jugum genannt wird.>) 

Das waren Worte eines trotz aller Mißerfolge ungebeugten 
Selbstbewußtseins, wie sie allein eine ob ihrer Privilegien und 
Vorrechte sich als gleichberechtigt fühlende Körperschaft — 
in Wirklichkeit waren es ja nicht die Archidiakone, die hier in 


I) 8. v. „Non intendimus*; s. oben S. 386. — ?) Art. 6: „So soll auch 
der Herr Koadjutor ..... das altgewöhnliche Iuramentum Episcopale 
unweigerlich wirklich tun und leisten, auch die Artikel... . halten, 
sich auch derhalben keiner Exceptio, Ausflucht oder vermeinten Ge- 
brauch deroselben Vorherren (Vorgänger) oder Amtleute unterstehen 
zu behelfen.* — *) Wie eine Randbemerkung von anderer Hand ergibt, 
handelt es sich um Präzedenzfragen, die den Generalvikar vom Dom 
fernhielten. — *) Die Beilage, welche die Klage im einzelnen enthalten 
haben muß, ist nicht mehr vorhanden. — ®) Dies geht aus der Reso- 
lution des Kurfürsten (s. folgende Anm.) hervor. 
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die Schranken traten, sondern das Kapitel selbst, — ihrem 
Bischof gegenüber finden konnte. Wenn Ferdinand sein Ziel, 
die bischöfliche Macht von den sie beengenden Fesseln zu 
befreien, nicht von vornherein aufgeben wollte, mußte er in 
entschiedener Weise gegen diese Ausführungen Stellung 
nehmen. Und das tat er denn auch. Mit scharfen Worten 
weist er in seiner Resolution auf die Beschwerdeschrift!) den 
ihm indirekt gemachten Vorwurf zurück, den Bischofseid und 
die Kapitulation gebrochen zu haben. Wie bisher werde er 
sie auch weiterhin getreu erfüllen. Die Berufung auf den 
Rezeß von 1576 und die Kapitulation gegen das Präventions- 
und Konkurrenzrecht des Generalvikars sei indessen hinfällig. 
Denn der Rezeß beziehe sich nur auf das Verhältnis der 
Archidiakone zu den weltlichen, nicht aber zu den geistlichen 
Beamten, und die Worte der Kapitulation?) könnten nicht 
anders verstanden werden, als daß ein Vor- und Eingreifen 
dann ausgeschlossen sein solle, wenn die Archidiakone bereits 
wegen eines ihnen zustehenden Deliktes das Verfahren er- 
öffnet hätten, dabei auch den rechten Eifer zeigten, zumal 
es ja Aufgabe der Archidiakone sei, den Bischof in seinem 
Amte zu unterstützen, nicht aber seiner Rechte zu entkleiden. 
Die weitere Behauptung, er habe sich durch die Kapitulation 
sogar ausdrücklich jedes Ein- und Vorgriffes begeben, sei 
geradezu vernunftwidrig, das hätte ja nichts anderes geheißen, 
als sein bischöfliches Amts- und Aufsichtsrecht, welches 
2. B. hinsichtlich der Seelsorge weder durch Eid noch durch 
Verjährung oder Gewohnheit beschränkt werden könne, gänz- 
lich „ablegen“. Wenn nun auch Konkurrenz nur bei Pflicht- 
versäumnis zulässig sein solle, so könnten die Archidiakone 
doch nicht erwarten, daß der Generalvikar sie erst benach- 
richtige und ihres Amtes erinnere oder gar einen Prozeß 
über das Vorliegen der Pflichtverletzung einleite; denn das 
würde nur zu Weitläufigkeit und Erbitterung führen. Das 
Recht zu außerordentlichen Visitationen stehe ihm nach dem 
Vergleich mit dem Kapitel?) und dem Tridentinum zu. Die 


1) D.A. 105 ohne Datum. Konzept und Abschrift. — *) Art. 26; vgl. 
oben S. 386 Anm. 5. — ?) Ein solcher Vergleich ist nicht bekannt. Viel- 
leicht sind die Verhandlungen mit dem Kapitel über die Gegenreformation 
gleich nach Regierungsantritt gemeint. 
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angeblichen Unkosten möge man ihm nachweisen. Die per- 
sönlichen Anschuldigungen gegen den Generalvikar seien un- 
begründet; er habe bisher nur gutes über seinen Handel und 
Wandel gehört. Was endlich die Klagen des Clerus secun- 
darius anlange, so vernehme er sie „mit fast nicht geringer 
Beschwernis“. Er könne das Vorgehen des Vikars, weil im 
Recht, im Tridentinum und in den Statuten begründet, nur 
völlig billigen. Das Kapitel hätte besser getan, dieses un- 
gebührliche Anbringen nicht anzunehmen und selbst den 
Clerus an seine Pflicht zu erinnern. 

Schon ehe der Kurfürst diese Resolution dem Kapitel 
zugehen ließ, hatte er seinen Geheimen Rat, den Dompropst 
von Hildesheim Arnold von Bucholtz, nach Münster gesandt, 
um dem Kapitel sein Mißfallen über die Beschwerde der 
Archidiakone auszusprechen!), vor allem aber um zwischen 
ihnen und dem Generalvikar zu vermitteln. Und dies nicht 
ohne Erfolg. Am 30. Juni 1614 kam es zu einem Vergleich 
über den für die Archidiakone wichtigsten Punkt: die Frage 
der Prävention und Konkurrenz.?) Danach werden die „Ex- 
cessus Archidiaconales* den Archidiakonen auch weiterhin 
vorbehalten. Der Generalvikar soll die Schuldigen erst dann 
selbst strafen, wenn der Archidiakon spätestens auf dem dem 
Delikte folgenden Send von seiner Strafgerichtsbarkeit keinen 
Gebrauch gemacht hat. Handelt es sich um schwerere Ver- 
gehen, die keinen Aufschub dulden, so kann der Vikar ein- 
greifen, sobald der zuständige Archidiakon auf einmalige 
Mahnung hin, seine Pflicht zu erfüllen, nicht eine gebührende 
Strafe verhängt. Damit war die ausschließliche Gerichtsbar- 
keit der Archidiakone anerkannt, der Generalvikar wie bisher 
auf ein Supplierungsrecht beschränkt. 


!) Vgl. Keller n. 866 Anm. 1. — °) „Vicarius non apponet manum 
ad Parochiales Ecclesiarum infra terminum Synodorum et nisi synodo 
celebrata non appareat delictum ad Archidiaconum non fuisse delatum. 
Quod si tantum oriatur scandalum, ut moram correctionis non ferat, Vica- 
rius prius monebit Archidiaconum, qui si non processerit et correctionem 
dignam distulerit, tunc Vicarius procedit“ (St. A. Domkap. Prot. 1614/16, 
30. Juni 1614. Orig. Abschriften St. A. D. und Direkt. Arch. Jur. S. 62). — 
Gleichzeitig wird eine Ladungsformel gegen diejenigen Ortsgeistlichen 
beschlossen, welche sich weigern, die Strafmandate der Archidiakone 
auszuführen (angeführtes Kapitels- Protokoll; auch bei Keller n. 382). 
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Am 16. August 1614 sprach der Kurfürst seine Zustimmung 
aus!): er habe zwar Bedenken, den Vikar in seinem Amte 
irgendwie „sperren* zu lassen; doch wolle er in der Hoff- 
nung, daß die Archidiakone ihr Amt besser als bisher erfüllen 
und in Einigkeit mit dem Generalvikar arbeiten würden, 
den Vergleich bestätigen. Der Kurfürst fügte indessen eine 
wichtige Einschränkung hinzu: bei außergewöhnlichen Delik- 
ten solle der Generalvikar nicht bloß bei fruchtloser Mahnung 
des Archidiakons vorgehen können, sondern auch dann, wenn 
dieser nicht zu erreichen wäre. Vor allem aber behält der 
Bischof seinem Generalvikar, entsprechend den Tridentini- 
schen Normen, ausdrücklich das Recht vor, unabhängig von 
den Archidiakonen zu visitieren und gegen die Konkubinarier 
vorzugehen.?) 


Der Fortschritt gegenüber dem bisherigen Rechtszustand 
lag einmal in der Sicherstellung des Rechtes, beliebig oft 
zu visitieren, und sodann in der Unterwerfung des Kon- 
kubinates unter die (Gerichtsbarkeit des Generalvikars, 
weiter darin, daß zur Konstatierung der Pflichtvergessen- 
heit der Archidiakone für die gewöhnlichen Fälle nicht 
mehr eine zweimalige Mahnung erforderlich sein, sondern 
die bloße Tatsache genügen soll, daß das fragliche Delikt 
spätestens auf dem nächsten Send nicht bestraft worden 
ist. Nur für außerordentliche Vergehen kommt noch die 
Mahnung in Betracht; doch soll eine einmalige, erfolglose 
Mahnung oder die Unmöglichkeit, den Archidiakon überhaupt 
anzugehen, ausreichen, um das Eingreifen des Vikars zu 
rechtfertigen. 


!) Bei Keller n. 385. — ?) „Wollen Euch gnädigst nachsehen, 
daß außerhalb der Visitation und dem so hochlästerlichen Concubinat 
obgemelter Vicarius sich keine Correction deren Euch anbefohlenen 
oder zu Euerer Jurisdiction gehörenden Personen anmaßen solle, bis 
ein Synodus nach dem begangenen delicto gehalten und dasselb nit an- 
bracht, wider (noch) zu seiner Zeit gestraft worden. Sollte aber sich 
einig hochürgerlich Factum zutragen, dessen Correction absque scan- 
dalo nit konnte difterirt werden, und der Archidiaconus nit bei der 
Hand oder auf eines mals getane Erinnerung die gepürende Straf nit 
verhängen würdt, auf solchen Fall solle mehrgemelter Vicarius sein 
Officium zu tun unverhindert sein und pleiben“. 
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Mit diesen Bestimmungen konnte eine Grundlage für 
ein friedliches Zusammenarbeiten gegeben sein. Die Archi- 
diakone waren aber nicht gewillt, diesen über den Vergleich 
hinausgehenden Einschränkungen zuzustimmen. Sie dachten 
gar nicht daran, sich die Kompetenz über den Konkubinat 
entziehen zu lassen, und suchten auf der andern Seite auch 
den terminus negligentiae abzuschwächen; ja das Kapitel 
glaubte sich überhaupt nicht an die Entscheidung gebunden. 
Das sollte sich schon bald zeigen.!) Zunächst war es das 
Kapitel selbst, welches unter der Behauptung, die Domherren 
und Geistlichen der Domimmunität seien prinzipiell von jeder 
Gewalt und Jurisdiktion des Generalvikars exemt und unter- 
stünden allein der des Domdechanten, ein Vorgehen des 
Generalvikars gegen die Konkubinarier auf dem Dome hin- 
derte. Infolgedessen mußte er einen Prozeß gegen drei 
Kanoniker und einige Vikare wieder aufgeben, so daß sie 
ihre Konkubinen ungestraft von neuem zu sich nehmen 
konnten. Aber auch für die übrige Geistlichkeit wollten 
die Archidiakone weder Visitationen noch Konkubinats- 
prozesse zulassen. Um die Resolution des Kurfürsten auf 
ihre Beschwerdeschrift vom 25. Juli kümmerten sie sich nicht 
im mindesten; gestützt auf das Kapitel, welches sie hinter 
sich wußten, wiederholten sie die alten Behauptungen, der 
Kurfürst habe sich durch die Kapitulation die Hände gebunden, 
so daß er eine konkurrierende Jurisdiktion weder sich selbst 
vorbehalten hätte, noch einem anderen übertragen könnte. 
Um dem Generalvikar jede Tätigkeit zu unterbinden, ver- 
boten sie ihren Geistlichen, seinen Mandaten, selbst anläßlich 
der Visitation, Folge zu leisten oder die verhängten Strafen 
auf sich zu nehmen, begannen, um diese ihre Anordnung 
durchzusetzen, gegen die vom Generalvikar belangten Kleri- 


1) Das folgende stützt sich auf einen undatierten Bericht des 
Generalvikars an den Kurfürsten und ein damit größtenteils überein- 
stimmendes undatiertes Memoriale des Generalvikars an eine unbekannte 
Person, vielleicht an den kurfürstlichen Rat Dr. Joh. Kemp, dem er 
z.B. am 28. August 1614 (bei Keller n. 388) über die Streitigkeiten 
mit den Archidiakonen Bericht erstattet und dieselbe Titulatur (IlIma 
Dignitas Vestra) gibt. Beide dürften aus der ersten Hälfte des Jahres 
1615 stammen. 
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ker einen neuen Prozeß und erhoben nunmehr ihrerseits 
wegen desselben Deliktes eine Geldstrafe, selbst wenn schon 
eine solche an den Generalvikar gezahlt war; oder äber sie 
machten, sobald dieser gegen einen Geistlichen einschritt, 
Prävention geltend und behaupteten, sie hätten bereits mit 
dem Prozeß begonnen oder schon eine Strafe auferlegt. 
Noch schlimmer war es, wenn sie Konkubinarier, welche 
der Generalvikar wegen Renitenz gemäß dem Tridentinum 
bei Strafe des Amtsverlustes zur Entlassung eines ver- 
dächtigen Weibes verurteilt hatte, ihrerseits mit einer ge- 
ringen Geldstrafe belegten und im übrigen in Ruhe ließen. 
Die Folge war, daß in einer Reihe von Fällen selbst mehr- 
fach bestrafte Kleriker immer wieder ihre Konkubinen zu 
sich nahmen. Wenn der Generalvikar daraufhin den Archi- 
diakonen Pflichtverletzung vorwarf, so verlangten sie den 
Nachweis einer dreimaligen Mahnung oder machten „gerechte 
und vernünftige Gründe“ geltend, die sie entschuldigen 
müßten; berief sich hiergegen der Generalvikar auf den 
Wortlaut des Mandates vom 14. August, so scheuten sie 
sich nicht, darauf hinzuweisen, daß das Kapitel etwas anderes 
bestimmt hätte. Damit war allerdings der Vergleich und 
das Mandat von 1614 illusorisch geworden. 

Der Generalvikar war ratlos. Daß es so nicht weiter 
ging, lag für ihn auf der Hand. Nicht genug, daß er selbst 
zum Gespött seiner Gegner wurde, sah er auch die Autorität 
des Kurfürsten in Mitleidenschaft gezogen, die Reform des 
Klerus aber unmöglich gemacht. Dringend bat er daher 
den Kurfürsten um eine Entscheidung, wie sich die beiden 
Parteien verhalten sollten. Er verhehlte nicht, daß die Archi- 
diakone bei gutem Willen recht wohl an der sittlichen Hebung 
des Klerus mitarbeiten könnten. Deshalb hielt er es auch 
nicht für vorteilhaft, ihnen das zu entziehen, was sie sich 
bisher angeeignet hätten, und hatte Bedenken, sich schroff 
auf die Bestimmungen des Tridentinum zu berufen, statt sie 
erst allmählich einzuführen. Zwei Wege schienen ihm gang- 
bar, um zu dem Ziele, sie zur Pflichterfüllung anzuhalten, 
zu gelangen. Entweder sei mit ihnen neuerdings freundschaft- 
lich zu verhandeln, damit sie dem Kurfürsten und General- 
vikar eine mit der ihrigen konkurrierende Jurisdiktion 
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wenigstens hinsichtlich der Geistlichen und Kirchen gestatte- 
ten, um so mit vereinten Kräften an der Reform der Kirche 
zu arbeiten, — oder aber es müsse sich der Kurfürst einfach 
für die Konkurrenz erklären und dem Kapitel mitteilen, daß 
er dem Papste die Streitfrage zur Sicherung seiner Rechte 
oder besser zur Entscheidung unterbreiten wolle, die leicht 
zugunsten des Kurfürsten ausfallen dürfte. So weit werde 
es jedoch das Kapitel nicht kommen lassen, weil der Papst 
womöglich auch die Kapitulation und den Eid kassieren!) 
und die Archidiakonal-Jurisdiktion auf den vom Tridentinum 
gezogenen Umfang beschränken würde. Wenn aber nichts 
geschehe, dann arbeite er hier ohne Erfolg und müsse bitten, 
einen Anderen an seine Stelle zu setzen, der besser geeignet 
sei, den Willen der Archidiakone zu erfüllen. 

In dem Glauben, das Kapitel würde sich durch die 
Drohung, an den Papst zu appellieren, einschüchtern lassen, 
sollte sich der Generalvikar bald getäuscht sehen. Die Archi- 
diakone stellten kurzweg jede Verletzung der Entscheidung 
vom 18. August in Abrede, — der Generalvikar sah sich 
daher gezwungen, eine Reihe weiterer Tatsachen dem Kur- 
fürsten zu berichten?) — das Domkapitel aber ging in seinem 
Gegenbericht vom 14. Juli 1615°) über die eigentlichen 
Klagepunkte hinweg, indem es auf die vor einem Jahr über- 
reichten Ausführungen *) hinwies, wonach den Archidiakonen 
die bisherige Jurisdiktion außer im Falle der Pflichtver- 
säumnis zu überlassen sei; hierfür aber habe der Vergleich 
vom 30. Juli (also nicht das Mandat des Kurfürsten!) einen 
unfehlbaren terminus negligentiae aufgestellt, so daß allen 
angeblichen Unzuträglichkeiten vorgebaut und die Jurisdik- 


1) Der Generalvikar spielt hier auf die zahlreichen päpstlichen 
Entscheidungen an, durch welche Wahlkapitulationen wegen Verletzung 
der Wahlfreiheit und Beeinträchtigung der bischöflichen Rechte ver- 
worfen und verboten wurden. Vielleicht hat er auch speziell die erst 
kurz zuvor auf dem Reichstag zu Regensburg im Jahre 1594 im Auftrage 
Clemens’ VIII. angebrachte Vorstellung gegen die Wahlkapitulationen 
im Auge. (Vgl. die angeführten Schriften von Abert S. 19f., Weigel 
S. 11f.). — ?) Bericht des Generalvikars an den Kurfürsten ohne 
Datum, jedoch nach dem 1. Juni 1615 (D. A. 105 Orig.) — °) Ebd. Orig. 
und Abschrift. — *) Gemeint sind die Gravamina Archidiaconorum vom 
25. Juli 1614, siehe oben S. 390 f. 
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tionsstreitigkeiten beseitigt seien; es gebe sich der Hoffnung 
hin, daß der Kurfürst es dabei belassen und nicht gestatten 
werde, daß die beigelegten Differenzen von neuem wieder 
auflebten. Noch schärfer tritt das stolze Selbstbewußtsein 
des Kapitels in seiner Stellungnahme zu den Vorschlägen des 
Generalvikars zutage. Die Möglichkeit, über Zulassung der 
Konkurrenz zu verhandeln, kommt für die Domherren nicht 
in Frage; sie wird gar nicht erst erwähnt. Aber auch einer 
etwaigen Appellation an den Papst steht das Kapitel kühl 
gegenüber. Es habe allerdings einen solchen Vorschlag nicht 
erwartet, glaube jedoch nicht, daß der Kurfürst überhaupt 
etwas davon wisse, zumal sich ja alle Bischöfe in der Wahl- 
kapitulation ausdrücklich jeder Möglichkeit begeben hätten, 
vom Papst Dispens oder Absolution von Kapitulation oder 
Eid zu erbitten.) Einem Prozeß in Rom sehe es auch 
deshalb ruhig entgegen, weil das Tridentinum?) erklärt 
hätte, daß es unvordenkliche Gewohnheiten nicht aufheben 
wolle, Archidiakone und Äbte in der Ausübung ihrer Juris- 
diktion zu belassen seien, wenn sie eine solche rechtmäßige 
Gewohnheit nachzuweisen imstande wären. Die von alters 
her übliche Archidiakonal-Gerichtsbarkeit sei aber so noto- 
risch, daß sie von niemandem geleugnet werden könnte, und 
auch keines Beweises bedürfe, zumal sie durch den uralten 
Bischofseid zur Genüge bekräftigt würde. Da nun, wie der 
Generalvikar selbst zugebe, die Archidiakone alles „optime 
et utilissime“ verwalten könnten, so spreche das Kapitel die 
Erwartung aus, daß jene in ihrem Besitze ruhig verbleiben 
würden; sie wollten auch alle Mißbräuche beseitigen und ihr 
Amt getreulich versehen. Wenn dennoch etwas Widerrecht- 
liches vorkommen sollte, so werde es das Kapitel nicht 
gutheißen. 

Die Schwäche der Beweisführung liegt in der Berufung 
auf das Tridentinum, welches ja keineswegs die volle, durch 
Gewohnheit hergebrachte Jurisdiktion der Archidiakone, 
sondern nur ihr bisher übliches Visitationsrecht aufrecht- 
erhalten hat. Dies sollen sie auch weiterhin mit Zustimmung 


ı) Vgl. z. B. Wahlkapitulation Herzogs Ernst von Bayern 


Art.28 a.a.0.— ?) Das Kapitel beruft sich auf Sess. XXIV de ref. 20, 
gemeint ist aber c. 3; siehe oben $. 364 Anm. 2. 
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des Bischofs und ohne Behinderung seines Visitationsrechtes 
ausüben dürfen, jedoch sind sie verpflichtet, ihm binnen 
Monatsfrist Rechenschaft abzulegen.!) Gerade in dem von 
den Domherren angezogenen cap. 20 werden alle kirchlichen 
Streitsachen in erster Instanz dem Bischof zugesprochen, und 
die Kognition über Ehe- und Kriminalsachen, selbst gelegent- 
lich der Visitation?), nicht minder wie, an anderer Stelle °), 
die Aburteilung der Konkubinarier ausdrücklich den Archi- 
diakonen entzogen, ohne daß in einem dieser Fälle von ent- 
gegenstehenden Gewohnheiten die Rede ist, die geschützt 
bleiben sollen. 

Trotzdem riet der Generalvikar von schroffem Vorgehen 
gegen die Archidiakone ab und schlug dem Kurfürsten aus 
Liebe zum Frieden und in der Hoffnung auf die Aufrichtig- 
keit seiner Gegner vor*), an der Entscheidung vom 16. August 
1614 festzuhalten und sie auch bei den Archidiakonen des 
Clerus secundarius in Anwendung zu bringen. Er wolle in der 
Folgezeit nur „Spectator negligentiae Archidiaconorum“ sein, 
sie ihres Amtes erinnern und aufmuntern, wenn sie schlafen 
sollten. Daraufhin entschied der Kurfürst am 17. August 
1615°), ganz dem Vorschlag des Generalvikars entsprechend, 
es solle, allerdings der bischöflichen Jurisdiktion und der 
Kommission des Generalvikars unabbrüchig, bei der Ent- 
scheidung vom vorigen August sowie bei dem darin geschehe- 
nen Vorbehalt bezüglich Visitation und Konkubinat sein Be- 
wenden haben, und der Generalvikar nur bei Pflichtversäumnis 
der Archidiakone des Kapitels wie des Clerus secundarius 
einschreiten dürfen. 

Der Generalvikar mußte seine Hoffnung, durch die Er- 
neuerung des Mandates von 1614 den Frieden wiederher- 
gestellt zu sehen, nur zu bald aufgeben. Das Kapitel dachte 
gar nicht daran, das hierin festgelegte außerordentliche Visi- 
tationsrecht „des Generalvikars und die Reservation des Kon- 
kubinates anzuerkennen. Nur den Vergleich vom 30. Juli 
1614 über den terminus negligentiae wollte es gelten lassen, 
weil dieser sich ja mit der von ihm beanspruchten ausschließ- 


!) Sess. ead. de ref. c. 3. — ?) Sess. ead. de ref. c. 20; siehe oben 
S. 365 Anm. 1. — ?) Sess. XXV de ref. c. 14; siehe oben S. 365 Anm. 2, — 
*) Am 6. August 1615 (D. A. 105 Orig.). — ®) Ebd. Abschrift. 
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lichen Jurisdiktion vertrug. Der Generalvikar hatte unkluger- 
weise, wenn auch in der guten Absicht, ein friedliches 
Zusammenarbeiten zu ermöglichen, das Kapitel schriftlich 
gebeten‘), die Archidiakone möchten sich, weil er und sie 
nunmehr gemäß der Entscheidung vom 16. August 1614 vor- 
gehen müßten, darüber erklären, ob er die Visitation mit 
oder ohne den zuständigen Archidiakon oder dessen Promotor 
vornehmen solle, und ob sie die Reservation der Konkubinats- 
prozesse seitens des Kurfürsten als eine ausschließliche oder 
nur konkurrierende verstünden, so daß Prävention in Frage 
käme.?2) Darauf bekam er eine Antwort?), die ihm zeigen 
sollte, daß das Kapitel noch ganz auf dem alten Standpunkte 
verharrte, und ihn zwang, dem Kurfürsten wider seine bis- 
herige Ansicht zu energischem Vorgehen zu raten. 

Das Kapitel, welches auf die Denkschrift vom 14. Juli 
keinen Bescheid erhalten hatte — das Schreiben vom 16. August 
ging ja allerdings über seine Ansprüche kurzerhand hinweg —, 
verwies zunächst auf die damaligen Ausführungen gegen den 
Vorschlag, an den Papst zu appellieren. Aber auch den 
andern Vorschlag, mit den Archidiakonen über die Zulassung 
der Konkurrenz zu verhandeln, lehnt es jetzt mit nichtigen 
Gründen ab: dies stünde weder in der Macht der Archidiakone 
noch des Kapitels, weil alle und jeder einzelne geschworen 
hätten, auf ihre und des Kapitels wohlhergebrachte Gerecht- 
same zu halten. Was die Konkurrenz in Fragen des Kon- 
kubinates und die Reservation der Visitation anlange, so habe 
das Kapitel diese niemals gebilligt oder seine Rechte auf- 
gegeben, sondern ihr jederzeit ausdrücklich widersprochen. 
Nur die Pflichtverletzung der Archidiakone sei zu supplieren 
und für deren Feststellung sei der Vergleich vom Juli 1614 
maßgebend und ausreichend; ihn habe das Kapitel als Dekret 


1) Bericht des Generalvikars an den Kurfürsten vom 27. August 
1615 (ebd. Orig.). — ?) Außerdem beklagte er sich, daß Yer Propst von 
St. Mauritz ohne Rücksicht auf die Reservation der Visitation über 
jene Geistlichen, die der Vikar bei der Visitation als rückfällige Kon- 
kubinarier in Strafe genommen hätte, wegen derselben Sache von 
neuem Geldstrafe verhängt und die Zahlung an den Vikar verboten 
hätte. — °®) D. A. 105 Abschrift; St. A.D. Abschrift, beide ohne Datum; 
die Abschrift im St. A. trägt aber den Dorsal-Vermerk: Dem General- 
vikar zugestellt am 24. August 1615. 


Die Archidiakonal-Streitigkeiten in Münster. 401 


publiziert, der Entscheidung vom August 1614 habe es dagegen 
niemals seine Zustimmung erteilt. Im einzelnen sucht nun 
das Kapitel nochmals den eingehenden Beweis dafür zu er- 
bringen, daß sich gemäß den Kanones und der Doktrin hin- 
sichtlich des Korrektions- und Visitationsrechtes den Bischof 
völlig ausschließende Gewohnheiten bilden könnten und tat- 
sächlich bei den Münsterischen Archidiakonen excepto casu 
negligentiae gebildet hätten, auch weder durch das Tridenti- 
num!) noch durch entgegenstehende Handlungen des General- 
vikars oder des früheren Geistlichen Rates aufgehoben und 
beseitigt seien. Das Recht des Bischofs zur Visitation der 
Diözese wird zwar nicht geleugnet, indessen könne er oder 
sein Vikar gegenüber der ausschließlichen Jurisdiktion der 
Archidiakone außer im Falle der Pflichtversäumnis keine Ge- 
richtsbarkeit ausüben, die vorgefundenen Delikte nicht mit 
Strafe ahnden; das bleibe vielmehr dem zuständigen Archi- 
diakon überlassen. Da dieser nun im Frühjahr und Herbst 
jedes Jahres seinen Bezirk visitiere, müsse die ordentliche 
bischöfliche Visitation, die einmal im Jahre stattzufinden habe, 
genügen; wolle der Bischof oder der Generalvikar öfters 
visitieren, dann dürfe er wenigstens keine Prokuration ver- 
langen.?) Schließlich stellt das Kapitel noch eine Forderung 
auf, die sogar das Supplierungsrecht des Bischofs und General- 
vikars in Frage zu stellen geeignet war: Wenn nun nach 
allem — so faßt es die weitschweifenden Ausführungen zu- 
sammen — die uralte, weit über Menschengedenken her- 
gebrachte und ersessene Jurisdiktion der Archidiakone aus- 
schließlichen Charakter trage und nur bei Pflichtvergessenheit 
suppliert werden könne, so sei noch zu bedenken, daß bei 
Ausübung des Supplierungsrechtes der Bischof, sobald er 
einen Kleriker strafen wolle, das consilium capituli einholen 


!) Tatsächlich konnten sie einige Entscheidungen der Congr. Conc. 
anführen, nach welchen die Tridentinischen Bestimmungen dort keine 
Geltung haben sollten, wo auf Grund unvordenklicher Gewohnheit die 
Archidiakone Konkubinarier zu bestrafen hätten, und wonach das Konzil 
Urteile und Vergleiche, die den Bischof von der Visitation ausschlossen, 
nicht aufgehoben hätte. Ob es mit diesen Entscheidungen seine Richtig- 
keit hat, läßt sich nicht mehr nachprüfen. — *) Das entsprach aller 
dings Trid. Sess. XXIV de ref. c. 3. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIV. Kan. Abt. III. 26 
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müsse, weil der Prälat durch seine Nachlässigkeit nur sein 
Korrektionsrecht, nicht aber das allgemeine Recht verliere, 
solcher Korrektion beizuwohnen, wie ja auch zum Beispiel 
die Kapitulare das aktive Wahlrecht einbüßen könnten, ohne 
zugleich des passiven verlustig zu gehen. 


Jetzt war allerdings nicht mehr daran zu denken, die 
Entscheidung vom vorigen August, welche von den Archi- 
diakonen als unverbindlich verworfen wurde, als Grundlage 
gemeinsamen Arbeitens anzusehen.!) Der Kurfürst äußerte 
sich zunächst nicht. Auch nachdem der Generalvikar „auf 
Bitten und befehlende Bitten der Archidiakone“, er solle 
beim Kurfürsten für eine Beilegung des Streites „ex voto et 
sententia capituli“ eintreten, nochmals daran erinnert, aber 
auch seiner Meinung Ausdruck gegeben hatte, daß der Kur- 
fürst künftig nichts gegen den Wunsch und Willen des 
Kapitels würde unternehmen können ?), beschränkte sich der 
Kurfürst darauf, den Generalvikar anzuweisen, sich, wenigstens 
für seine Person, auch weiterhin an die Entscheidung als 
Richtschnur seines Handelns zu halten; jedoch wurde ihm, um 
die Archidiakone zu schonen, empfohlen, beim Vorgehen 
gegen Konkubinarier nicht allzusehr auf die Geldstrafen, 
„darum es den Archidiaconis Unsers Bedünkens am meisten 
zu tun“, und bei der Visitation nicht auf die Prokuration zu 
sehen. Gleichzeitig forderte er den Dompropst von Bucholtz 
zu einem Gutachten über die Streitfrage auf.?) 


Der Generalvikar suchte den Weisungen gemäß mit den 
Archidiakonen auszukommen, mußte sich aber sehr bald 
davon überzeugen, daß seine Stellung nun noch mehr er- 
schwert war, weil sie weniger als je Neigung zeigten, ihm 
irgendwie entgegenzukommen. Ja, im Triumph ihres bis- 
herigen Sieges warteten sie, vielleicht absichtlich, nunmehr 
in jedem einzelnen Falle erst auf eine schriftliche Mahnung 
des Generalvikars, ehe sie gegen einen verdächtigen Geist- 
lichen vorgingen, und auch da wiesen sie ausdrücklich dar- 


ı) Vgl. den angeführten Bericht des Generalvikars vom 27. August. 
— ?) Bericht des Generalvikars an den Kurfürsten vom 3. September 
1615 (D. A. 105 Orig.). — ®) Schreiben des Kurfürsten an den General- 
vikar vom 6. September 1615 (ebd. Konzept). 
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auf hin, daß nur der Generalvikar sie hierzu zwinge.!) Da- 
mit mußte und sollte wohl auch seine Stellung untergraben 
und selbst die gutgesinnte Geistlichkeit gegen ihn als einen 
„delator et diffamator cleri*“ eingenommen werden. Die 
Folge war, daß der Generalvikar bloßen Gerüchten gegen- 
über äußerst vorsichtig sein mußte, um sich nicht dem Vor- 
wurf ungerechter Anklage oder selbst der Gefahr eines 
Verleumdungsprozesses auszusetzen. Aber auch wenn er 
mit Fug und Recht Anzeige bei dem zuständigen Archidiakon 
machte, blieb es ihm verborgen, ob dieser daraufhin irgend- 
welche Schritte unternahm. Er äußerte zwar den Wunsch, 
man möge ihm die Protokolle mitteilen; dies lehnten die 
Archidiakone jedoch entschieden ab, weil sie ihm keine 
Rechenschaft schuldig seien, wenn sie ihre Pflicht erfüllten. 
Damit wurde ihm nun allerdings die Ausübung des Supplie- 
rungsrechtes, das ihm die Archidiakone einräumen wollten, 
tatsächlich so gut wie unmöglich gemacht; ja das ganze 
Werk der inneren Reform überhaupt schien ihm in Frage 
gestellt. „Praedicto vero modo procedendi“, klagt er dem 
Kurfürsten, „redibimus in antiquam sylvam.“ Nur noch einen 
Ausweg sah er, um dem zu rücksichtsloser Verteidigung 
seiner Rechte bereiten Kapitel Widerstand entgegensetzen 
zu können: die Tridentinischen Bestimmungen samt und 
sonders zu publizieren. Denn nach eingehender Prüfung der 
„tura et doctores“ konnte er dem Kurfürsten seine Über- 
zeugung nicht verhehlen, daß „magna est vis immemorialis 
et nunquam interruptae consuetudinis in danda vel auferenda 
jurisdictione, praeserfim cum juramentum accesserit“; nur 
noch durch die Autorität des Konzils könnten die bischöf- 
lichen Rechte gegenüber den Archidiakonen voll und ganz 
durchgesetzt werden. 

Vor diesem Radikalmittel scheute aber doch der Kur- 
fürst zurück. Nochmals suchte er durch Verhandlungen, die 
wiederum sein bewährter Geheimrat von Bucholtz führen 
sollte, zu einem Ausgleich zu kommen. Er ließ dem Kapitel 
erklären, daß sie keine begründete Ursache hätten, sich über 
Beeinträchtigung zu beklagen, und wiederholte durch Bucholtz 

ı) Vgl., auch zum Folgenden, den Bericht des Generalvikars an 


den Kurfürsten vom 23. Oktober 1615 (D. A. 105 Orig.). 
26* 
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dem Generalvikar offiziell den Befehl, von unnötigen Fragen 
und Disputationen mit dem Kapitel abzustehen und die Kon- 
kubinarier mehr am Leben zu bessern, als an Geld zu strafen.!) 
Gleichzeitig aber munterte er ihn in einem Privatschreiben 
auf, sich durch das Vorgehen der Archidiakone oder durch 
Prozesse gegen ihn in seiner Tätigkeit nicht abschrecken 
zu lassen; den Archidiakonen werde er befehlen, ihm die 
Protokolle zu übergeben.?) Das Kapitel war entgegen seiner 
noch im August?) prinzipiell ablehnenden Haltung zu Ver- 
handlungen bereit; diese führten dann schließlich auch zu 
einem für die Zukunft dauernden Abkommen, welches am 
29. November 1615 bestätigt wurde.*) 


Der Rezeß lehnt sich in seinem Wortlaut an den Ver- 
gleich vom Juli 1614 an, nimmt aber auch Rücksicht auf die 
in der Entscheidung vom August desselben Jahres erfolgte Re- 
servation. Der frühere Vergleich hatte die ausschließliche Ge- 
richtsbarkeit der Archidiakone ausgesprochen und dem Gene- 
ralvikar nur ein Supplierungsrecht bei Pflichtvergessenheit 
zuerkannt; diese sollte gegeben sein, wenn ein Delikt nicht 
auf dem nächsten Send oder bei schwereren, keinen Auf- 
schub gestattenden Vergehen nicht schon nach einmaliger 


!) Erlaß des Kurfürsten an Bucholtz vom 31. Oktober 1615; im 
Auszuge bei Keller III n. 417. — *) Schreiben des Kurfürsten an den 
. Generalvikar vom 8. November 1615 (D. A. 105 Konzept). — ®) Vgl. 
oben 8.400. — *) „... Vicarius non apponet manum ad ea, quae in 
parochiis erunt corrigenda, infra terminum synodorum. Attamen si 
delictum correctione dignum, etiam concubinatus clericorum aut de- 
fectus notabilis, ad notitiam Vicarii pervenerit, eorum Archidiaconum 
loci vel illo absente ejus promotorem monebit, qui si infra mensis 
spacium non correxerit vel manum non apposuerit et diligentiam suam 
Vicario non demonstraverit, tunc demum Vicarius procedet. Ita 
tamen, ut, si per oblivionem demonstratio facta non fuerit, excusationem 
omissae demonstrationis admittat ...... Si vero Vicarius extraordinarie 
visitare voluerit, id suis expensis absque ullo gravamine Archidiaconi, 
Pastoris vel subditorum fieri debet. In ordinarlis autem visitationibus, 
quae ad summum semel in anno fient, procurationem saltem necessariam 
habebit cum comitatu decenti, nec in iis, quae ad inquisitionem per- 
tinebunt, impedimentum ab Archidiaconis illi fiet, salvis semper tam 
ordinariae jurisdictionis quam cathedralis ecclesiae praerogativis ....“ 
(St. A. Frst. M. n. 462 Orig.; mehrf. Abschr.; gedruckt bei Kock IIl, 
S.246ff., Keller III n. 421). 
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Mahnung des Generalvikars gestraft wäre. Dies wird auch 
hier festgehalten. Um aber einen objektiven Maßstab zu 
gewinnen, wird jetzt bestimmt, daß die Mahnung als erfolglos 
gilt, wenn der Archidiakon oder in seiner Abwesenheit sein 
Promotor nicht binnen einem Monat die Strafe verhängt oder 
wenigstens den Prozeß begonnen und dem Vikar „diligentiam 
suaın demonstraverit“; doch solle dieser eine etwaige Ent- 
schuldigung wegen Vergeßlichkeit bei der „demonstratio“ 
annehmen. (Was unter „diligentiam demonstrare“ zu ver- 
stehen ist, liegt nicht klar auf der Hand. Da der Kurfürst 
durch den Geheimrat von Bucholtz den Archidiakonen be- 
fehlen lassen wollte, dem Generalvikar die Protokolle ihrer 
Verhandlungen zu übergeben, so könnte man hieran denken. 
Dem steht aber entgegen, daß noch im Jahre 1623 der 
Nachfolger Hartmanns, um das Supplierungsrecht besser aus- 
üben zu können, dem Kurfürsten vorschlägt, die Archidia- 
kone zur Einreichung der Visitationsakten innerhalb eines 
Monats an den Bischof oder den Generalvikar zu verpflichten.) 
Infolgedessen kann unter jenem Ausdruck nur die allgemeine 
Mitteilung des Archidiakons, daß er eingeschritten sei?), ver- 
standen werden.) Von besonderer Bedeutung ist, daß auch 
die heißumstrittene Frage der Zuständigkeit für das Delikt 
des Konkubinates ganz im Sinne der Archidiakone gelöst ist. 
Die in der Entscheidung vom 16. August ausgesprochene 
Reservation des Konkubinates wird fallengelassen und „con- 
cubinatus clericorum aut defectus notabilis“ ausdrücklich der 
Gerichtsbarkeit der Archidiakone unterstellt; der Vikar hat 
nur das Denuntiations- und Supplierungsrecht. Desgleichen 
wird die Reservation des Visitationsrechtes aufgegeben. Aller- 
dings müssen die Archidiakone, entsprechend dem bisherigen 
Rechte, die bischöfliche Visitation zulassen; aber sie setzen 
es durch, daß die Visitation, bei der dem Generalvikar nur 


1) Vgl. das angeführte Schreiben des Generalvikars Nicolartius 
an den Kurfürsten vom August 1623 (D. A. 48 ohne Datum, Abschrift). — 
?) Vgl. auch ein Schreiben des Generalvikars an den Domdechanten vom 
3. August 1616 (St. A. D. Orig.), in welchem er ihm als Archidiakon 
der Domimmunität Denuntiation und Klage der Stadt Münster gegen 
einen Domvikar überreicht und der Erwartung Ausdruck gibt, der 
Dechant werde ihn infra terminum dem Rezeß gemäß verständigen. 
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ein Untersuchungs-, nicht aber Korrektionsrecht zukommen 
soll, ordentlicherweise höchstens einmal im Jahre stattfinden 
darf, und daß bei außerordentlicher Visitation der General- 
vikar keine Prokuration verlangen kann. 


Der Rezeß von 1615 bedeutet den so gut wie vollen 
Sieg der Archidiakone gegenüber den Bemühungen des Kur- 
fürsten und seines Generalvikars, die Tridentinischen Be- 
stimmungen durchzusetzen. Es wird ihnen weder die Gerichts- 
barkeit in streitigen Ehe- und Kriminalsachen noch die 
Aburteilung der Konkubinarier genommen. Das, was erreicht 
ist, besteht wesentlich in zwei Punkten: Für das Oberauf- 
sichts- und Supplierungsrecht des Generalvikars wird eine 
sichere Grundlage geschaffen, um es nunmehr auch praktisch 
geltend machen zu können. Und sodann ist das konkurrie- 
rende bischöfliche Visitationsrecht auch über den Rahmen 
der regelmäßigen Visitation hinaus gesichert. Von einer 
Verpflichtung der Archidiakone, gemäß dem Tridentinum 
über ihre Visitation innerhalb eines Monats dem Bischof 
Rechenschaft abzulegen und die Zeugenaussagen und voll- 
ständigen Akten einzureichen, verlautet dagegen nichts. 
Diese Unterordnung des archidiakonalen Visitationsrechtes 
unter die bischöfliche Autorität sollte erst Christoph Bernard 
verwirklichen können.!) 


Generalvikar Hartmann und die Archidiakone haben sich, 
soweit es die Akten erkennen lassen, an den Rezeß gehalten.?) 


!) Der Verfasser des Aufsatzes im Pastoralblatt glaubt (S. 102) 
aus der am Schluß eines aus der Zeit Ferdinands stammenden jüngeren 
Inquisitionsformulars für die Pfarrvisitation im Direct. Arch. Jur. sich 
findenden Mahnung, der Promotor solle dem Archidiakon nach erfolgter 
Visitation die Protokolle einreichen, damit er dem Bischof „aliquam 
relationem de statu hujus ecclesiae“ erstatten könne, den Schluß ziehen 
zu dürfen, daß Ferdinand ein Dekret erlassen habe, welches die Archi- 
diakone zur Berichterstattung gemäß dem Tridentinum verpflichte. 
Dem steht schon der im Text S. 405 angeführte Vorschlag des General- 
vikars vom August 1623 entgegen. Es dürfte jene Mahnung vielleicht 
auf einem Beschluß der Archidiakone beruhen, nicht um einer Ver- 
pflichtung nachzukommen, sondern um sich selbst die Grundlage einer 
Rechtfertigung gegenüber etwaigen Angriffen und Vorwürfen zu ver- 
schaften. — ?) Vgl. z. B. das S. 405 Anm, 2 angeführte Schreiben; 
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Zwar entflammte im Jahre 1617 noch einmal ein heftiger 
Streit mit dem Domkapitel, welches sogar dem Generalvikar 
mit dem ihm zustehenden Rechte drohte, seine Absetzung 
zu verlangen.!) Doch gab den Anlaß hierzu nicht die Archi- 
diakonal-Jurisdiktion, sondern die vier umfangreichen, in die 
Vorrechte und Privilegien des gesamten Klerus tief eingrei- 
fenden Reformdekrete von 1616, welche der Kurfürst auf 
Veranlassung des Generalvikars für die Regular-, Kollegiat- 
und weltlichen Damenstifte sowie für die Pfarrkirchen er- 
lassen hatte.?2) Auch hier mußte der Generalvikar nachgeben.?) 
Dagegen wurde sein Nachfolger Petrus Nikolartius*) noch 
einmal in einen auf beiden Seiten mit großer Heftigkeit 
geführten Kampf mit dem Kapitel verwickelt, bei dem es 
sich zunächst um die Frage handelte, ob die Bestrafung der 
Häresie dem Bischof oder den Archidiakonen zustehe — 
hierin mußte der Generalvikar schon bald nachgeben —, 
sodann vor allem, ob durch den Rezeß von 1615 dem Gene- 
ralvikar bei der ordentlichen Visitation ein selbständiges 
Korrektionsrecht gegeben sei oder nur ein Denunziations- 
und Supplierungsrecht. Tatsächlich ließen sich nach dem 
Wortlaut, der die Archidiakone verpflichtete, den General- 
vikar bei der Visitation „in iis, quae ad inquisitionem per- 
tinebunt“, kein Hindernis in den Weg zu legen, beide Auf- 
fassungen rechtfertigen. Es würde zu weit führen, den Streit, 
der in den Jahren 1626/27 seinen Höhepunkt erreichte, im 


ferner Schreiben des Domkapitels an den Kurfürsten vom 25. Februar 
1627 (D. A. 1626 Orig.): Von den früheren Generalvikaren sei der Archi- 
diakonal-Jurisdiktion niemals Eintrag getan. Erst Generalvikar Hart- 
mann habe aus Unkenntnis der Verhältnisse Ansprüche auf Konkurrenz, 
Prävention und Visitation erhoben. Später aber seien diese durch 
den Rezeß von 1615 beseitigt worden. Hartmann selbst habe sich 
dann dem Rezeß gemäß verhalten, enge Verbindung mit den Archi- 
diakonen gesucht und ihnen, was bei der Visitation festgestellt worden 
wäre, schriftlich und mündlich mitgeteilt und vor allem die Bestrafung 
freigelassen, wofür noch Akten vorhanden seien. 


1) Vgl.S.369 Anm. 5. — ?) Bei Niesert, Urk. Samml. VII n. 7—10 
und Keller III n. 429, 431—33. — ?) Vgl. über den Streit Keller 9. 315 
mit n. 445, 449, 450 nebst Anmerkungen und Schafmeister a.a.O. 
S.65. — *) Am Schluß seiner Anstellungsurkunde vom 29. Juli 1621 (bei 
Keller n. 526) wird nur kurz auf sein Aufsichtsrecht hingewiesen. 
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einzelnen darzustellen ); es muß an dieser Stelle der kurze 
Hinweis genügen, daß wiederum von beiden Seiten in um- 
fangreichen Denkschriften im allgemeinen, insbesondere seitens 
des Kapitels, dieselben Gründe ins Feld geführt wurden wie 
in den Jahren 1614/15. 

Der Streit, in welchem sich der Kurfürst auf die Seite 
des Generalvikars gestellt hatte und zu energischem Vorgehen 
gegen das Kapitel bereit war?), scheint durch einen Vergleich 
beigelegt worden zu sein, der den Begriff „diligentiam demon- 
strare“* des Rezesses von 1615 dahin interpretierte, daß der 
Generalvikar auf Grund der Visitation erst dann einschreiten 
dürfe, wenn der Archidiakon auf die Anzeige eines Vergehens 
trotz zweimaliger Mahnung nicht wirklich „Exekution und Re- 
medierung“ erfolgen lasse. Ein urkundlicher Beleg für einen 
solchen Vergleich liegt allerdings nicht vor; doch läßt die Er- 
gänzung, welche schon die nächste Wahlkapitulation und dann 
die folgenden gefunden haben, auf einen solchen schließen.?) 

Trotzdem wurden die Verhältnisse immer unerträglicher.*) 
Das Kapitel erklärte den Generalvikar als Friedensstörer. 
Dieser schob alle Schuld auf die Archidiakone. Schließlich 


!) Reiches Material in St. A. L. und Domkap. Prot. und besonders 
D. A. 48 und 1626. Vgl. vorläufigSchafmeister a.a.0.S. 67ff., 118 ff. — 
2) Das Konzept eines in scharfen Worten abgefaßten Schreibens an das 
Donikapitel, in welchem sich der Kurfürst völlig auf die Seite des 
Generalvikars stellt, trägt den bezeichnenden Dorsal-Vermerk „ist ver- 
ändert“ (D. A. 1626 ohne Datum, aus August-September 1626). — ?) In der 
Wahlkapitulation von Christoph Bernard vom 18. September 1652 (St. A. 
Frst. M. n. 4493 Orig.) sind die Art. 20 und 21 fast gleichlautend mit 
den Art. 25 und 26 der Wahlkapitulation Ferdinands (s. S. 386 Anm. 5), 
beide mit dem Zusatz, der Generalvikar habe sich an den Rezeß von 
1615 zu halten. Art. 26 hat außerdem noch folgende Erweiterung: 
„Dem Vikar soll es nicht benommen sein, wenn er tempore visitationis 
und sonst auf Begebenheit und auf Reisen einigen Unfleiß und sonst 
schädliche Ärgemisse finden sollte, solche den Archidiaconis zur Be- 
strafung zu melden, welche alsbald zu strafen gehalten sein sollen; 
wenn aber die wirkliche Execution und Remedirung nicht erfolgen 
sollte, soll Uns (dem Bischof) oder ihm (dem Generalvikar) in Unserm 
Namen post binam monitionem kraft des Vergleichs die Hand anlegen 
und zu verfahren zugelassen sein.“ — In dieser Form sind die Artikel 
dann in die späteren W.K. übergegangen. Vgl]. z. B. Ferdinand II. 1679 
Art. 35, 36, 39, 40, Max Friedrich 1763 Art. 78, 79 (St. A. Frst. M. 
n. 4700, 58032). — *) Vgl. zum Folgenden Schafmeister S. 120fl. 
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mußte der Kurfürst dem Drängen des Kapitels nachgeben 
und seinen Generalvikar im Jahre 1631 unter Ernennung 
zum Weihbischof von Hildesheim fallen lassen. Die Bestellung 
des Nachfolgers verzögerte sich, weil das Kapitel seinen 
Konsens verweigerte, bis zum Jahre 1646. Bis dahin führte 
der Weihbischof von Münster die Geschäfte, dem aber das 
Kapitel durch Entziehung der Schlüssel des Siegelamtes die 
Tätigkeit stark zu unterbinden wußte. Erst als der Kurfürst 
einen Einheimischen, den Archidiakon und Dechanten von 
St. Martini in Münster, Johannes Vagedes zum Generalvikar 
ernannte, erteilte das Kapitel seine Zustimmung. Es war 
wiederum Sieger geblieben. 


Seit dem Fortgang von Nikolartius hören wir nichts 
mehr von Streitigkeiten mit den Archidiakonen. Es lag dies 
wohl auch in den Verhältnissen, insbesondere in den Wirren 
des Dreißigjährigen Krieges, begründet. Ob die Archidiakone 
ihr Amt eifriger versehen haben, bleibe dahingestellt. Jeden- 
falls hatten sie mit Erfolg ihre Position behauptet, ihre Juris- 
diktion in dem 1615 festgestellten Umfang zu sichern gewußt. 


Aber noch mehr. Durch die Wiederherstellung der kirch- 
lichen Einheit und durch die Niederwerfung der Städte (außer 
Münster), die damit ihrer politischen Freiheit verlustig gingen, 
war am Ende der Regierung Ferdinands zugleich der Wider- 
stand gebrochen, der die Archidiakone solange verhindert hatte, 
ihre rechtlich anerkannte Jurisdiktion auch praktisch geltend 
zu machen. Damit war ferner das Ziel: Wiederherstellung 
der archidiakonalen Gerichtsbarkeit, bis auf das Herrschafts- 
gebiet einiger weniger Adeligen, erreicht. Dieser letztere 
Erfolg war ja allerdings nur die Folge der Politik des Kur- 
fürsten. Die Behauptung ihrer Rechte gegenüber dem Bischof 
selbst aber verdankten die Archidiakone, wenn auch nicht der 
eigenen Kraft, so doch der Energie, dem schroffen Wider- 
stand des Domkapitels gegenüber allen Versuchen des Kur- 
fürsten, dessen privilegierte Stellung in weltlicher und kirch- 
licher Beziehung zu erschüttern!), jenem dauernden Gegen- 
satze zwischen Ferdinand und den Dombherren, der, wie das 
Mißlingen manches anderen Planes, vor allem auch das 


) Vgl. Schafmeister passim, zusammenfassend S. 137. 
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Versagen der inneren Reform und der Restauration des 
kirchlichen Lebens verschuldet hat. 


Dieser Gegensatz sollte noch über das Grab hinaus an- 
halten. Als das Kapitel nach dem unerwarteten Tode des 
Kurfürsten am 13. September 1650 vor die Frage einer Neu- 
wahl gestellt wurde, dachte es nicht daran, die Stimmen 
seinem Neffen Max Heinrich zu geben, den Ferdinand gern 
schon als Koadjutor gesehen hätte; die Domherren wählten 
vielmehr einen aus ihrer Mitte, Christoph Bernard von Galen 
(1650—1678) in der sicheren Erwartung, daß sie bei einem 
früheren Mitglied ihrer Korporation als Bischof und Landes- 
herrn zum mindesten Schutz, wenn nicht gar Erweiterung 
ihrer Rechte finden würden. 


Darin sollten sie sich mehr als getäuscht sehen. Chri- 
stoph Bernard hat es verstanden, das Werk seines Vorgängers 
zu vollenden. In verhältnismäßig kurzer Zeit vermochte er, 
die innere Reform und kirchliche Restauration durchzuführen, 
aber auch die Archidiakonal-Jurisdiktion von der bischöflichen 
Autorität abhängig zu machen, indem es ihm gelang, die 
Tridentinischen Reformdekrete nicht nur zu publizieren, 
sondern auch, mit einigen Modifikationen, wirklich in die 
Praxis umzusetzen. Auf der großen Herbstsynode vom 
11. Oktober 1655!), welche speziell dieser Aufgabe diente, 
wird noch einmal das Tridentinum publiziert und unter dem 
kanonischen Gehorsam als verpflichtend erklärt. Ein be- 
sonderer Titel beschäftigt sich mit den Archidiakonen.?) Als 
ihr Amt wird es bezeichnet, die Dekrete des Tridentinum 
und der Diözesansynoden bei sich selbst und Anderen zur 
Durchführung zu bringen.) Das Recht, zweimal im Jahre 
ihren Bezirk zu visitieren, wird ihnen gelassen, aber sie 
werden verpflichtet, dem Bischof oder Generalvikar über die 
Visitation frühzeitig vor der Herbstsynode eingehenden Be- 
richt zu erstatten.*) Die Zuständigkeit in Konkubinatsachen 
verlieren sie — im Jahre 1660 kann der Bischof dank seiner 
energischen Maßregeln konstatieren, daß seine Diözese von 


1) Sog. Constitutio Bernardina bei Kock IV S. 96—169. — ?) Ebd. 
S. 140 —145. — ®) Ebd. 8.143. — *) Ebd. 8.140. Vgl. Pastoralblatt 
S.118; Hüsing a.a. 0. S. 139f. 
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diesem Laster befreit sei!) —, sie haben nur noch die Auf- 
gabe, verdächtige Kleriker zu mahnen und zur Anzeige zu 
bringen.?) Ihre Sendgerichtsbarkeit wird zwar grundsätzlich 
anerkannt), aber doch wesentlich eingeschränkt®): zunächst 
verlieren sie allgemein alle Sachen, welche der „forma judicii“ 
bedürfen, insbesondere neben den Eheprozessen die eigent- 
lichen Kriminalsachen °), sodann können sie, die früher da- 
durch gefehlt hatten, daß sie statt scharfer Strafen sich mit 
Geldstrafen begnügten, nunmehr keine andere Strafen als nur 
solche verhängen, die aber möglichst frommen Zwecken zu- 
zuführen sind.®) Auf dem Gebiete des Benefizialwesens 
verbleibt ihnen die Institution und Investitur, dagegen wird 
die approbatio ad curam und ebenso die Absetzung wie 
auch die Entgegennahme der Resignation dem Generalvikar 
reserviert.) Für kirchliche Vermögensstreitigkeiten bleibt der 
Archidiakon nach wie vor in Konkurrenz mit dem General- 
vikar zuständig®), für Anlegung und Veräußerung kirchlicher 
Vermögensstücke ist dieZustimmung desBischofs erforderlich.?) 


!) Vgl. die bischöfliche Relatio status vom 3. November 1660 bei 
Hüsing S. 271f. — ®) Kock S. 141ff. Vgl. Pastoralblatt S. 118; 
Hüsing 8. 18ff., 140f. — ®) Kock S. 140f. — *) Christoph Bernard 
scheint sogar die Sendgerichtsbarkeit der Archidiakone, die nicht dem 
Kapitel angehörten, dadurch noch mehr von der bischöflichen Autorität 
abhängig gemacht zu haben, daß er ilınen den jeweiligen Termin des 
Sendgerichtes vorschrieb und außerdem einen bischöflichen Kommissar 
dazu entsandte. Es sind uns die Abschriften zweier gleichlautend an 
die Pröpste und Archidiakone von Kappenberg und Varlar ergangenen 
Schreiben vom 15. Januar 1657 erhalten, in welchen es heißt: Um die 
durch die Ungunst der Zeiten oder Sorglosigkeit mancher geschädigte 
Autorität der Archidiakone durch die bischöfliche Gewalt wiederher- 
zustellen, befehle er, daß der Empfänger nur an dem vom Bischof je- 
weilen zu bestimmenden Tage und in Gegenwart eines abzuordnenden 
bischöflichen Kommissars den Send abhalte; als Tag des nächsten 
Send solle er daher den ... ankündigen (D. A. Mscr. 14 Gravamına 
DD. Archidiaconorum tempore Episcopi Christophori Bernardi), Aus 
einem Schreiben des Kapitels am Alten Dom vom 38. März 1657 (ebd.) 
geht hervor, daß dasselbe Mandat auch an dieses abgegangen ist. Ob 
es sich um ein Formular oder nur um eine vorübergehende Maßregel 
handelt, bleibe dahingestellt. — °) Vgl. Pastoralblatt S. 118; Hüsing 
8.141. — ®) Kock 8.141. — ?) Ebd. S. 134, 143f. Vgl. Pastoralblatt 
8.118; Hüsing S. 21 und 140. — ®) Kock 8. 154. — °) Ebd. Vgl. Pastoral- 
blatt 8.118; Hüsing S. 40. 
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Damit waren die langen Kämpfe zwischen Bischof und 
Archidiakonen zugunsten der bischöflichen Autorität be- 
endigt.!) Zwar haben die Münsterischen Archidiakone im 
Gegensatz zu den Archidiakonen der meisten anderen Diözesen 
auch weiterhin bis zur Säkularisation eine an Umfang be- 
deutende Tätigkeit entwickeln können, für welche die ge- 
schlossenen Rezesse?) mit den durch Christoph Bernard ge- 
troffenen Einschränkungen maßgebend geblieben sind — 
ordentliches Visitationsrecht und Disziplinargerichtsbarkeit 
über den Klerus, Sendgerichtsbarkeit über die Vergehen der 
Laien, die insbesondere in der Verletzung der Heiligkeit der 
Kirchen und kirchlichen Orte und in der Nichtbeobachtung 
der Kirchengebote bestanden®), endlich eine gewisse Mit- 
wirkung auf dem Gebiete der kirchlichen Ämter- und Ver- 
mögensverwaltung —, aber sie haben diese Rechte nicht mehr 
jJure proprio, sondern, wie das Tridentinum sagt, nur „cum 
consensu episcopi* ausüben dürfen. Das Schwergewicht der 
kirchlichen Verwaltung und Gerichtsbarkeit ruhte jetzt nicht 
mehr auf ihren Schultern, sondern beim Bischof bzw. bei 
dem Generalvikar und Offizial. Hatten sie bisher die bischöf- 
liche Gewalt zum größten Teil lahmgelegt, in ihren Händen 
fast die gesamte niedere kirchliche Jurisdiktion vereinigt und 
aus eigener Machtvollkommenheit unabhängig vom Bischof 
ausgeübt, so waren sie nun wieder lokale Aufsichtsbeamte 
des Bischofs, „oculi episcopi“ geworden, wie sie bereits 
Innocenz III.*) und neuestens wieder das Tridentinum be- 
zeichnet hatte.?) 


1!) In der Relatio status vom 3. November 1660 kann der Fürst- 
bischof berichten, daß die Archidiakone anders als früher nunmehr 
ihr Amt getreulich erfüllen (s. bei Hüsing 8. 270). — ?) Vgl. die in 
8.408 Anm.3 angeführten Wahlkapitulationen. — ®) Vgl. noch Kock 
S. 125, 132, 137£., 155, 157f£.; Hüsing S. 140 und 75; Clemens von 
Olfers, Beiträge zur Geschichte der Verfassung und Zerstückelung des 
Oberstifts Münster, Münster 1848, 8.18. — *%)c.7 X. 1. 23. — ®) Sess. XXIV 
deref.c.12, Vgl. auch Constitutio Bernardina Tit. De Archidiaconis i. pr. 
(Kock S. 140). 
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VII. 
Bußbücherstudien. 


Von 
Herrn Prof. Dr. Walther v. Hörmann 


ın Innsbruck. 


1. Das sog. poenitentiale Martenianum. 
(Schluß) ı) 


XI. 


Die Handschrift, aus welcher D. Edmund Martene und 
Ursin Durand 1717 das bisher besprochene Bußbuch ent- 
nahmen, befindet sich heute in der Kgl. Biblioteca Mediceo- 
Laurenziana in Florenz und ist bezeichnet?) als Codex Laur.- 


ı) Vgl. ZRG.(K) 1 (1911), 195 £., zitiert mit I; ZRG. (K) 2 (1912), 
111£., zitiert mit IL. — *) In dem offiziellen Kataloge des königl. ita- 
lienischen Unterrichtsministeriums, besorgt im Auftrage der königl. Re- 
gierungskommission von Prof. Cesare Paoli: Indici e Cataloghi VIII. 
I Codici Ashburnhamiani nella r. biblioteca Mediceo-Laurenziana di 
Firenze Vol.1. fasc. 1., Roma 1887 p. 42 ist die Handschrift eingehend 
beschrieben unter N. 29 (82. —32): Miscellanea ecclesiastica.. Canoni 
penitenziali. 82 ist die Nummer des ursprünglichen Katalogs des 
Fonds Ashburnham-Libri (Catalogue of the Mss. at Ashburnham Place. 
Part the first comprising a collection formed by professor Libri, 
London, Hodgson 1853; offizieller Katalog: Eighth report of the royal 
Commission of historical Mss. Appendix, part. de III. London ..., for Her 
Majesty’s Stationery office 1881), 32 die Zahl des italienischen Mini- 
sterialkatalogs (Camera dei deputati. Relazione della Commissione ... 
sul disegno di legge presentato dal ministro dell’ istruzione pubblica ... 
il 12 giugno 1884. Acquisto e trasporto dei Codici italiani della biblio- 
theca Ashburnham, Roma 1884); er enthält lediglich eine italienische 
Übersetzung des englischen Verzeichnisses. Die erste kritische Bear- 
- beitung dieses Handschriftenbestands von Narducci, Indici alfabetici 
per autori e per soggetti e classificazione per secoli dei codici mano- 
scritti della collezione Libri-Ashburnham, ora nella biblioteca Mediceo- 
Laurenziana di Firenze per uso del catalogo pubblicatosene in Italıa; 
premessavi la nota dei codici sopranumerari e dei posteriormente 
ritrovati. Roma 1886, veröffentlicht im Blatt Il Buonarroti 1886, ist 
mir nicht zugänglich gewesen. 


ri 
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Ashburnhamensis n. 82 (32). Ihre Auffindung war nicht 
leicht, denn Mart&ne erwähnt in seiner dem Abdrucke voraus- 
geschickten admonitio!) lediglich, daß er die collectio cano- 
num poenitentialium -quae priorum Ecclesiae saeculorum 
regulas poenitentiae peccantibus imponendae complectitur 
aus einem codex Floriacensis des 9. Jahrhunderts ab- 
geschrieben habe. Auch Wasserschleben?) gibt in seiner 
Ausgabe keine nähere Auskunft. Auch meine erste, unter 
dem von Mart&ne angegebenen Sammlungstitel: Collectio 
antiqua canonum poenitentialium. De poenitentibus in libro 
canonum instituta ecclesiae antiqua vorgenommene Durch- 
sicht des Katalogs über den Handschriftenbestand, welcher 
im 18. Jahrhundert dem Benediktinerkloster von Fleury 
a. d. Loire angehört hatte und sodann als fonds de Fleury 
in die Stadtbibliothek von Orleans überging, blieb erfolglos. 
Erst eine freundliche Mitteilung des Beamten der Pariser 
Nationalbibliothek Leon Dorez, an den ich mich auf den Rat 
Hofrats von Pastor gewendet hatte, führte auf die richtige 
Spur. Ch. Cuissard, der gelehrte Bibliothekar der erwähnten 
Stadtbibliothek, erwähnt nämlich in seinem genauen Katalog 
derselben ®) unter N. 116, daß aus dem Ms. 94 (Melanges 
theologiques, abrege de la doctrine chretienne et explication 
du canon de la messe) mehrere Hefte abgelöst wurden und 
zur Bildung des Ms. 82 der Sammlung Ashburnham-Libri 
gedient zu haben scheinen, welches jetzt in der Laurentiana 


!) Thesaurus nov. anecdot. Lut. Par. 1717, IV, 51: sane codex 
Floriacensis, ex quo eanı descripsimus, ad annos nongentos proxime 
accedit. — ?) Bußordnungen 8.48, 282 n. 1. — *) Catalogue general 
des manuscrits des bibliotheques publiques de France. Departements- 
tome XII. Orleans. Par M. Ch. Cuissard, sousbibliothecaire de la Ville, 
Paris 1889, p.47. Über die durch ihre reichen Handschriftenschätze 
ebemals sehr berühmte Abtei de Saint Benoit-sur Loire in Fleury vgl. ebd. 
praef. Ill, Rocher, histoire de l’abbaye royale de Saint Benoit-sur-Loire, 
Orleans 1865, Ch. Cuissard-Gaucheron, l’Ecole de Fleury-sur-Loire & 
la fin du Xe siecle, Orleans 1876 (S. A. aus Me&moires d. 1. Soc. arch. de 
l’Orleanais XIV (1875), 351£.), Schrödl in Wetzer-Welte? (Hergen- 
röther-Kaulen) 1882, IV, 1554, Catalogus abbat. Floriac. in Baluze 
Miscell. 1678, I, 491, Mon. Germ. hist. Script. XV, 1 p. 500, Annales 
Floriacenses (626/1060) in Pertz, Mon. Germ. hist. Script. 1829, II, 254 s., 
Chronicon Floriac. Duchesne III, 334, D. Chazal, Historia Ms. Floria- 
censis, 1720 (Fortsetzung v. Bosco, Floriac. vet. bibl. Lugdun. 1605). 


Bußbücherstudien. 415 


aufbewahrt sei und in dem man die Fortsetzung der den 
Schluß des Ms. 94 bildenden Expositio in missa und ein 
Poenitential finde. Auf dem Rücken des Ms. stehe: „Expositio 
canonis missae et de penitentibus ... ecclesiae*“. Wiewohl 
ein Vergleich dieser Rückenaufschrift (des Ms. 94) mit den 
Eingangsworten oder der Überschrift unseres Bußbuchs keine 
völlige Übereinstimmung erwies, — letztere endet mit dem 
Wort antiqua —, so vermutete ich doch, daß die Vorlage 
desselben aufgefunden sei. Tatsächlich ergab eine Anfrage bei 
der Leitung der Mediceo-Laurentiana in Florenz die volle 
Bestätigung meiner Vermutung.!) Archivar Dr. Rostagno 
dieser Bibliothek hatte überdies die besondere Liebens- 
würdigkeit auch eine photographische Kopie des einschlägigen 
Kodexteiles zu besorgen, da die Handschrift selbst nicht aus- 
geliehen werden durfte.?) 

Nach den gründlichen Nachweisen von L. Delisle°) kann 


1) Auch Paoli a.O. hat bei seiner Beschreibung des Ms. 29/82) Medic. 
Laurent. die Identität des darin enthaltenen Bußbuchs mit dem poen. 
Martenianum festgestellt. — ?) lch erfülle die angenehne Pflicht auch 
an dieser Stelle den Herrn Leon Dorez, Beamten der Pariser National- 
‚bibliothek, Herrn Maurice Prou, Mitglied des Instituts, Professor an 
der Ecole des Chartes, Herrn Hofrat Dr. Ludwig Pastor Edlen von 
Camperfelden, Direktor des Istituto di studi storici in Rom, o. ö. Univ.- 
Prof. in Innsbruck, Herrn Dr. Enrico Rostagno, conservatore dei 
manoscritti a. d. Mediceo Laurentiana in Florenz, Herrn o. d. Univ.-Prof. 
Dr. W.Erben in Innsbruck, den Leitungen der k. k. Univ.-Bibliotheken 
in Wien und Innsbruck sowie insbesondere dem Beamten der letzteren, 
meinem lieben Freunde Dr. phil. Adolf Helbok, für gütige bereit- 
willige Förderung bei dieser Arbeit wärmsten Dank zu sagen. — 
®) Notice sur plusieurs manuscrits de la bibliotheque d’Orleans, Paris 
1884 p. 10f. (S. A. aus Notices et Extraits des manuscrits de la 
Bibliotheque nationale XXXI, 355 f.), ders. Notice sur des manuscrits 
du fonds Libri, conserves & la Laurentienne, Paris 1886 p. 40 (S. A. aus 
Notices et Extraits etc. XXXII, 1 p. 1f., italienisch übersetzt auch in 
Bollettino dell’ Istruzione 1886 nov. Ministero della pubblica istruzione. 
Sui manoscritti del fondo Libri ceduti dal conte Ashburnham all’ Italia, 
Memoria di L. Delisle, Roma 1886), ders. catalogue des manuscrits des 
fonds Libri et Barrois, Paris 1888, Cuissard, Inventaire de manuscrits 
de la bibliotheque d’Orleans s. fonds de Fleury, Orleans, soc. Vanoise, 
1885, XXXVI, 274, Richesse des manuscrits de Fleury, Orleans 1878. 
Letztere zwei Arbeiten waren mir leider nicht zugänglich. Die Er- 
gebnisse von Delisle sind in der offiziellen Bearbeitung v. C. Paoli 
(0.8.413 Anm, 2), sowie im Kataloge von Cuissard (s. 0. 8.414 Anm.3), 
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es heute als sicher gelten, daß das erwähnte Mas. 82 (jetzt 29) 
der Mediceo-Laurentiana, welches mit dem fonds Libri im 
Jahre 1884 aus der berühmten Sammlung des Comte Ash- 
burnham durch Kauf der italienischen Regierung nach Florenz 
kam!), ursprünglich zum Ms. 94 (fonds Fleury) der Stadt- 
bibliothek von Orleans gehörte. C.Paoli?) weist darauf hin, 
daß in Ms. 82 die alte Paginierung zwar sorgsam ausradiert 
ist (von Libri?), aber doch für c. 18 die Zahl 123 noch er- 
kennen läßt, so daß die Handschrift mit c. 106 begonnen 
haben muß. Auch ist die Bezifferung der achtblättrigen 
Heftungen VI—XIV fast durchwegs erhalten geblieben. In 
beiderlei Richtung erweist sich unser Ms. als Fortsetzung 
des Ms. 94 von Orleans, welches die Hefte I—V vereinigt 
und mit der Seitenzahl 105 abbricht. Die mir zugekommene 
photographische Kopie bestätigt diese Wahrnehmungen. 
Der berüchtigte Handschriftendieb Wilhelm Libri-Carucei 
hat überdies bei der wahrscheinlich 1842 erfolgten Ab- 
trennung, um das neugeschaffene Ms. als ein solches italie- 
nischer Herkunft erscheinen zu lassen, auf c. 72 den Vermerk 
gemacht sct Justine de padua.’) Aber in dem von Ferrait) 


hier ohne Zitierung, akzeptiert. Nicht völlig überzeugt oder informiert 
scheint Mazzatinti zu sein: Inventario dei manoscritti ital. delle 
biblioteche di Francia II, Roma 1887, in Ministero della pubblica 
Istruzione. Indici e Cataloghi, V, 2 p. 562. 


!) Näheres in Delisle, Catalogue des manuscrits des fonds Libri 
et Barrois, Paris 1888 p. XIV, XX, XXVI, XLV, LlIs., LXXlIs. Über 
die Sammlung des Grafen Ashburnham ders. les manuscrits du comte 
d’Ashburnham, Paris 1883, ders., Les tres anciens manuscrits du fonds 
Libri dans les collections d’Ashburnham in Comptes-rendus des seances 
de l’Acaddwmie des inscriptions et belles-Jettres, Paris 1883 p.47s. Paul 
de Lagarde, Die Handschriftensammlung des Grafen von Ashburnham, 
in Nachrichten v. d. k. Gesellschaft der Wissenschaften etc. zu Göttingen 
1884. Weitere Angaben über Kataloge, Literatur etc. in Delisle’s 
obencit. Katalog p.XLIV, XLVn.2, XLVln.1, LII, LVIn.1 et passim. 
— 2) A.a.0. 8.42 not.: Un’antica numerazione di carte (sec. XVI1?) 
fatta quando il codice era intero, ®& stata accuratamente raschiata: ma 
a c.18 s’intravede assai distintamente l’antico 123: onde si deduce che 
il presente frammento comincia dall’antica c. 106. Andere Angaben 
gibt Delisle in Notices et extraits XXXI, 368, XXXII, 40. — *®) Hierzu 
Cuissard, Catalogue p. XIV,2, XVI,2, LVI, Delisle a. 0. XXXII, 40, 
Paoli a.0.S.42. Die Inskription ahmt alten Schriftcharakter nach und 
findet sich auch in anderen Mss. des Fonds Libri. — *) Ferrai L. in 
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publizierten Kataloge der Mess. des Klosters St. Justina von 
Padova findet sich kein Anhaltspunkt, daß diese Handschrift 
sich einmal dort befunden habe. 

Die weitere Frage, ob der alte Codex Floriacensis 
ständig der Bibliothek des Klosters Fleury sur-Loire an- 
gehört habe, läßt sich nach den wenigen uns erhaltenen und 
ziemlich dürftigen Katalogen derselben!) nicht entscheiden. 
Der Inhalt des Ms. 94 legt aber die Vermutung nahe, daß 
dies der Fall war. Der Codex enthält nämlich fol. 11f. eine 
interpretatio missae, welche, wie Delisle und Cuissard?) 
vermuten, 'Theodulf, Bischof v. Orleans und Kommendatarabt 
des Benediktinerklosters von Fleury zum Verfasser hat, 
ferner fol. 20f. eine Abhandlung de baptismo, welche, wie 
dieselben Gelehrten auf Grund eines Abdrucks von Martene 


Indici e Catatoghi (Ministero della pubblica Istruzione) V, 2, Roma 
1887, Anhang zu Mazzatinti, inventario dei manoseritti italiani delle 
biblioteche di Francia II, 562. 

1) Cuissard a.O. p.Illf. — *) Ebd. S.47. Hierzu Delisle in 
Notices XXXI, 366, 368, Benedictins Congreg. de S. Maur. histoire litt. 
de la France, ed. nov. Paris 1866, IV, 473, MPL. 105, 190. Die Annahme, 
daß die Erläuterung des athanasischen Symbols und des Meßministe- 
riums Abtbischof Theodulf zum Verfasser habe, stützt sich auf die 
Angabe eines alten Katalogs der Äbte von Fleury (Baluze, Miscellan. 
Paris 1676, I, 491, ed.2, Mansi 1769 I, 79, MPL. 139, 579, Holder- 
Egger ap. Pertz, Mon. Germ. hist. Script. XV, 1 p. 500): Quartus deci- 
mus abbas Theodulfus — cum ut diximus eruditione praecipuus doctri- 
naque haberetur praeclarus, explanationem edidit symboli sancti 
Athanasii, quod a monachis post tres regulares psalmos ad primam 
cotidie canitur, Sacramentum quoque Missae seu eorum quae in 
ea geruntur quid mysterii contineant aliquaque quam- 
plura succincto narrandi genere luculentissime digessit. Aus dieser 
Notiz schloß bereits D. Chazal in seiner historia Mss. Floriacensis 
(Fortsetzung von Joan. a Bosco Floriacens, vet. bibl. Benedictina, 
Lugdun. 1605), 1720 p. 72, daß hier Arbeiten Theodulfs vorliegen 
dürften. Hierbei handelt es sich um Ms. 240 (canon de la messe) des 
von Chazal angelegten Handschriftenverzeichnisses, vgl. Cuissard 
2%. OÖ. p. XXV, 228, M. Baunard, Theodulfe evöque d'Orleans 1860 
p. 136n. Die andere einschlägige Literatur Haureau, Singularites 
hist. litt, Paris 1861, p. 37s., Rzehulka, Theodulf v. O., hist. Inaug.- 
Diss., Breslau 1875, Zeck in Wetzer-Welte? XI, 1548 enthält nichts 
zur Frage. Zuletzt hat jedoch Cuissard, Theodulfe evöque d’Orleans 
in Bulletin des Memoires de la societ& arch6ol. de l’Orleanais 1892 den 
Kommentar zum athanas. Symbol veröffentlicht. 
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annehmen, Magnus, Erzbischof von Sens, also der Metropolit 
Theodulfs und der Diözese von Orleans, geschrieben habe.!) 

Diese letztere Annahme erweist sich aber als nicht halt- 
bar. Denn die im libellus de mysterio baptismatis iussu 
Caroli Magni editus des genannten Erzbischofs (ao. 818) ge- 
brauchten einleitenden Worte haben mit den in Ms. 116 (94) 
Aurel. fol. 20 v. verzeichneten?) keine Ähnlichkeit. Wenn in 
der Histoire literaire de la France der Benediktinerkongregation 
von St. Maurus?) noch der Zweifel beregt wird, ob nicht 
Sirmond eine andere Schrift de mysterio baptismatis vor- 
liegen hatte, als die von Mart&ne publizierte, so ist dies 
durch die Auffindung und Veröffentlichung anderer Abschriften 
hinfällig geworden. Nach Delisle und Cuissard beginnt 
die Belehrung über die Taufe in Ms. 116 (94) Aurel. fol. 20v. 
mit den Worten: O serenissime atque piissime Aguste 
precepit nobis dignitas vestra aut per vestra scrip- 
tura aut per nos ipsos cognoscatis qualiter nos et suffra- 
ganei nostri doceamus et instruamus sacerdotes Dei, et 
plebem nobis commissam de baptismo sacramento ... Cur 
caticuminis efficitur. — Quid sit scrutinium. fol. 21. Quid 
sit caticuminis. — Quid sit exorcismus. fol. 21v. De com- 
pedibus. Dieser Wortlaut, der zweifellos dem bekannten 
Frageschreiben Karl des Großen an die Erzbischöfe seines 
Reiches‘) angepaßt ist, kebrt ganz ähnlich im Antwort- 


!) Martene, De antiquis ecclesiae ritibus, ed. nov. Venet. 1761 
1,61 (ed. 2: I, 169). Nach ihm ist der aus Cod. bibl. Sequerian. (Henr. 
de Coislin ep. Metens.) entnommene Text identisch mit dem in seiner 
ersten Ausgabe aus einem Cod. 8. Albin. Andegav. abgedruckten libellus, 
der aber keinen Autornamen noch das Begleitschreiben des Erzbischofs 
Magnus an Karl d.Gr. enthält. Vgl. MPL. 102, 981, Jaffe, Bibl. rer. 
Germ. IV, 414 und nunmehr Mon. Germ. hist. Epist. IV Carolini aevi 
II (ed. Dümmler 1895) p. 534 nach C. Parisinus 13655 saec. X. — 
2) Delisle a. O. XXXI, 366, Cuissard 8.0. 8.46. — °®) Am o. 8. 417 
Anm, 2 cit. O0. IV, 427. — *) Ep. ad Odilbertum arch. Mediolan. (} 814), 
MPL. 9%, 933, Mon. Germ. LL. Il Cap. 1, 246 (datiert 809/12), gleichlautend 
ep. ad Amalarıum arch. Trevirens. (815), MPL. 99, 892, Mon. Germ. IV, 
Epist. Carol. aev. III, 242, vgl. Jaffe, Bibl. rer. Germ. IV, 401, 402 und 
Pertz in Mon. Gerin. LL. I, 171 (Encyclica ad archiepiscopos de doctrina). 
Näheres zur Sache in F. Wiegand, Erzb. Odilbert v. M. über die Taufe, 
Leipzig 1899, Abel-Sımson, Jahrbücher des fränk. Reiches unter Karl 
dl. Gr., Leipzig 1883 B. II, 494 f., auch Rzehulka a.0.8.47f. Das Rund- 
schreiben ist spätestens 812 erlassen (nach Eckhart Comment. de rebus 
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schreiben des Bischofs Leidradus von Lyon wieder. Obwohl 
in diesem die gesperrt gedruckten Worte anders lauten !), 
ist Dümmler der Ansicht, daß auch unsere Handschrift 
die Abhandlung des Leidradus enthalte. Der weitere hand- 
schriftliche Text der ersteren liegt mir leider nicht vor; 
dennoch glaube ich diese Annahme bezweifeln zu müssen, 
da in unserem Manuskript die Schrift, wenn sie nicht nur 
stückweise gebracht ist, bloß zwei Seiten umfaßt, das Werk 
des Leidradus aber wesentlich umfangreicher ist, und da in 
dem Inhalt des letzteren die angeführten Fragen überhaupt 
fehlen. Auch von den anderen uns erhaltenen Antwort- 
schreiben der fränkischen Bischöfe?) stimmt keines auch nur 


Franciae orient. et episcop. Wirziburg. II, 28, 18 zu Weihnacht 812?) und 
wurde an die Suffraganbischöfe weitergegeben. Über die eingelaufenen 
Antworten vgl. Abel-Simson a. O.1I, 496 und die folg. Anm. 


1) Leidradus ep. Lugdunens. }816 ep. ad Carolum imperat. in 
Mon. Gern. Ep. Carol. aev. ed. Dümmler 189, II, 539, Jaffe l.c. IV, 
410; MPL. 99, 854/71 druckt aus Mabillon, Analect, vet. ed.? (1723), 78, 
85 den dazu gehörigen lib. de sacramento baptismi (12 Kapitel) ab. 
Der Eingang lautet: Domino christianissimo et gloriosissimo Karolo 
imperatori felicissimo augusto. Praecipere nobis dignati estis ut aut 
per nostra scripta etc. sodann bis sacramento wie: in unserem Ms. 
Dümmlers Abdruck beruht auf Cod. Parisin. 1008 saec. IX, fol. 92 u. 
C. Parisinus 12262 fol. saec. X f. 13635. — ?) Vgl. Abel-Simson a.0.Il, 
496: Odilberti arch. Mediolan. responsum ad Carolum M. in Mon. Germ. 
Cap. I, 247 (Mabillon, Analecta ed.? p. 76, MPL. 98, 935) aus mon. 
S. Pauli in Carinth. Cod. XXV membr. saec. X fol. 139/40. fol. 141/5 
folgen excerpta de ritu baptizandi in 22 Kapiteln, deren Rubriken 
Mabillon a.O. wiedergibt. Die in unserem Ms. zitierten Fragen fehlen, 
doch findet sich rubriziert c. 4 de catechuminis et exorcismis, c. 7 de 
competentibus (in unserem Ms. korrumpiert in das sinnlose de compe- 
dibus), c, 8 de scrutinio. Amalarius arch. Trevirens. ep. ad Carolum M. 
imper. de caeremoniis baptismi in Mon. Germ. Ep. C. aev. III, 243 (dort 
folgt auch das Dankschreiben Karl d. Gr.), MPL. 99, 892. Maxentius 
patr. Aquileiens. (7840) ep. ad Carolum M. imp. de significatu rituum 
baptismi mit einem Anhang: collectanea de antiquis ritibus baptismi 
in Mon. Germ. Ep. C. Aev. II, 537, nach Pez, Thesaur. anecd. II, 2, 
8—12, auch in MPL. 106, 5ls. Auch in den Collectanea findet sich 
nach dem cap. de catechumenis ein cap. de competentibus. Magni 
Senonens. arch. (} 818) libellus de mysterio baptismatis iussu Caroli M. 
editus, in Mon. Germ, Ep. C. Aev. II, 534, ferner aus Martene, De ant. 
eccl. ritibus, ed. nov. 1763, I, 61 bei MPL. 102, 981. Außer dieser auch 
im Namen seiner Suffragane abgegebenen Äußerung liegt noch ein auf 
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annähernd mit dem Texte unserer Handschrift überein. Nur 
in einem Bruchstück eines solchen, von einem unbekannten 
Verfasser herrührend !), kehren einzelne ähnliche Wendungen 
wieder.- 

Können wir also die Vermutung von Delisle nicht auf- 
recht halten und daher auch nicht für die Annahme ver- 
werten, daß unser Manuskript schon dem Inhalte nach auf 
die Metropolie von Sens und die Diözese von Orleans hin- 
weise, so vermag vielleicht die folgende Feststellung es wahr- 
scheinlich zu machen, daß dasselbe wenigstens zum Teile und 
insbesondere die unser Bußbuch enthaltende Partie schon vom 
9. Jahrhundert ab in der Abteibibliothek von Fleury sur 
Loire sich befunden habe. Es findet sich nämlich im 
Handschriftenkatalog derselben aus dem Jahre 1552 die 
Bezeichnung Decreta antiqua für Ms. 91?) und im Kataloge 


seine Aufforderung hin erstattetes Gutachten Theodulfs von Orleans 
vor, de ordine baptismi ad Magnum Senonensem liber: in Mon. Germ. Ep. 
C. Aevi 1I, 5383, aus Mabillon, Anal. (ed.*? 76) bei MPL. 105, 223. In 
diesem 18 Kapitel umfassenden Werke finden sich c. 1, 2 die Fragen 
cur infans catechumenus efficitur, quid sit catechumenus rubriziert, 
doch c. 8 de scrutinio, ein c. de competentibus fehlt. Ein solches findet 
sich noch in dem Rundschreiben von Jesse ep. Ambianens. (}834) an 
seinen Diözesanklerus: epistola de baptismo, aus Gallandius bibl. vet. 
Patr. XIII, 397 bei MPL. 105, 781. Die vorerwähnten Antwortschreiben 
sind auch in Jaffe bibl. IV, 403f. zusammengestellt. Zweifellos er- 
gingen noch andere Antworten. So findet sich in Mon. Germ. Ep. C. 
Aev. Il, 535 ein Schreiben eines nicht genannten Bischofs ad Carol.M. 
imp. de ritibus baptismi (aus Mart£ne-Durand, Thes. anecd. 1717 I, 15 
in MPL.98, 938), in Baluzius, App. act. veter. (Mansi XVIII, 930, 
MPL. 98, 939) das Bruchstück einer anonymi scriptoris responsio ad 
capitula archiepiscopis regni Francorum missa a Carolo M. anno 
Christi DCCCXI. Der in Martene, De ant. Ecel. ritibus ed. 1763 I, 62 
aus einem od. Andegav. abgedruckte Anonymi brevis tractatus de 
sacramento baptismi mit beigefügter Professionsformel ist nicht, wie 
der Herausgeber vermutet, forte iussu Caroli M. verfaßt, sondern 
stammt aus Alcuins Schreiben ad Oduinum presbyterum de baptismi 
caeremoniis (c. 798) und findet sich auch in dessen ep. 90 und in dem 
ihm fälschlich zugeschriebenen lib. de divin. officiis c. 19 (MPL. 101, 
611, 443; 100, 292, Hist. litt. Franc. IV, 313, 340, Mon. Germ. Ep. C. 
Aevi Il, 202, 214, cf. ep. 134, 137, 1. c. 261, 293, Jaffe bibl. VI, 824, 3%). 

1) Vgl. vorige Anm. — ?) Cuissard, Catalogue p. X. Ms. 240 des 
Catalogs von Chazal (s. 0.8. 417 A. 2) enthielt offenbar nicht nur die 
Partie ab fol. 88, obwohl Delisle in Notices XXXI, 355 f. und Cuissard 
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aus dem 9. Jahrhundert sind nacheinander erwähnt: Ms. 60 
lib. de sancta Trinitate, Ms. 61 Missales libri tres, Ms. 62 
Expositio super epistolas Pauli, Ms. 63 Decreta Affricani 
concilü, Ms. 64 Romanus ordo.!) Der ursprüngliche einheit- 
liche Kodex der jetzigen Mess. 116 (94) Aurelian. und 
29 Laurent. (ol. Ashıburnham-Libri 82) enthält?) nun fol. 1s. 
lib. de trinitate et theologia, fol. 11s. Interpretatio missae, 
fol. 40 s. lectio epist. beati Pauli ad Ebraeos, fol. 88s. Ex- 
positio in missa, fol. 111 s (jetzt fol. 58.) de ordine missae, 
fol. 123 s. (jetzt fol. 178.) unser mit den aus den statuta 
ecclesine antiqua c. 74—79 entnommenen Kanones afri- 
canischer Konzilien beginnendes Poenitential, fol. 169° s. 
(jetzt fol. 63”s) den dem poen Floriacense und p. Sangallense 
simplex vorausgehenden Ordo ad dandam poenitentiam mit 
der gewöhnlich damit verbundenen Instructio für den Buß- 
priester. Dieser ordo stellt einen Auszug aus einer sehr ver- 
breiteten Vorlage dar, die nach den Nachweisen von Schmitz?) 
als ordo Romanus galt und öfters auch so bezeichnet 
wurde. Es wird sich nicht leugnen lassen, daß die geschilderte 
Übereinstimmung der Manuskriptsbezeichnungen des alten 
Katalogs mit dem Inhalte unseres Kodex eine auffallende 
ist und kaum auf einem Zufalle beruhen kann. Umsoweniger, 
wenn wir erfahren, daß unser Kodex aus verschiedenen 
Sonderheften zusammengestellt wurde und mehrere der Ab- 
teilungen mit jenen Überschriften tatsächlich zusammenfallen.*) 


a. 0. S. 47 von einem selbständigen Teil (190:138, erster Teil 190: 137) 
sprechen, doch trägt der ganze Codex auf dem Rücken die Aufschrift: 
Expositio can. missae et de poenitentibus ... ecclesiae. Auch stimmt 
die in Hist. litt. d. ]. France IV, 473 erwähnte Seitenzahl 110 mit dem 
Platze der in Ms. Laur. 29 (82) enthaltenen zweiten Abhandlung de ordine 
missae. Vgl. unten Anm. 4. 

1) Cuissard, Catalogue p.V. — ?) Vgl. die Nachweise ebd. S. 45, 
Fortsetzung bei Paoli a.0.8.42. Vgl. u. Anm. 4. — *) Bußbücher I, 
64f., 85, 87, 97 £., 227 £., 239 £., Il, 35, 55 f., 177, 190f., 193, bes. 303, 
340, 345f. — *) Ms. bibl. Aurelian. (Fleury) 116 (94) 1. Teil fol. 1—62: 
£,1—10 de trinitate et theologia, f. 11—20 Interpretatio missae. 
f.20—21v. de baptismo. f.21v. Oratio beati Gregorii. f.31 Omelia 
sancti Augustini. f.40 Lectio epistolae beati Pauli ad Ebraeos. 
f.50 Sequentia sancti Ioannis. f.61 Sequentia Evang. s. Matthaei; 
Die Hefte umfaßten hier offensichtlich je 10 Blätter. 2. Teil f. 63—105. 
Hier läßt sich eine Sonderung in numerierten Heften zu je 8 Blättern 
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Wollen wir uns auch nicht von diesen Feststellungen schon 
ganz überzeugen lassen, so kann immerhin noch darauf hin- 
gewiesen werden, daß die einzelnen Handschriftenkataloge 
der Bibliothek von Fleury verschiedene allgemeine Kodex- 
bezeichnungen anführen, unter denen unser Manuskript mit 
seinem gemischten Inhalt ganz gut sich verbergen könnte.!) 


XI. 


Der von D. Chazal in seiner Geschichte der Benedik- 
tinerabtei Fleury sur Loire?) unter Ms. 240 Canon de la 
messe verzeichnete Sammelkodex der Klosterbibliothek?) 


feststellen (Delisle a.0.8.366, Paoli a.0.S.42), von denen in diesem 
Ms. 5 erhalten sind, f. 63—85 (Heft I, II, III) umfaßt f. 63—80 De 
trinitate, f. 80—84 de baptismo, f. 85—87 Capitula ex div. script. 
(s. u. 8, 427), fol. 88-105 (Heft IV, V) Expositio in missa. Die Fort- 
setzung des Codex in Ms. bibl. Medic. Laurent. 29 (f. Libri 82) f. 1—16 
(Heft VI, VII des alten Codex) Expositio in missa, £f£.5 de 
ordine missae et orationibus. f. 11 Incipit expositio de introitu 
ad missam. Hiezu verschiedene kleinere Stücke. f. 17—63 (Heft VIII 
bis XIII) unser Bußbuch mit seinen Anhängen (vgl. I 227: de poeni- 
tentibus in libro canonun instituta ecclesiae antiqua, f. 54—60 Incipit de 
diversis malis, et de modis poenitentiae, f. 60—62v. Incipit excarsum etc.: 
Poenit. Egberti Prologus, f. 62 v.—63 de modis poenitentiae: Poen. Bedae 
Prologus). £. 64—72 (Heft XIV): der Ordo ad dandam poenitentiam 
und die Instructio des Poen. Floriacense samt nachfolgendem (fol. 65 f.) 
Bußbuch Incipit iudicium poenitentiae. 

1) Man vgl. etwa Cuissard 1. c. p.V. (Catalog. 1X saec. Nr. 73 
Collectarii tres), p. VIIs. [Catal. XVI saec. Nr. 13, 30, 31, 33—35, 57, 
91, 92, 155, 178 (homelia pro capitalibus criminibus ut sine aliqua dis- 
simulatione ad medicamentum poenitentiae recurratur), 179 (brevia- 
rium ad inquirendum sententias), 190, 213 (exceptiones ecclesiasticarum 
regularum partim ex epistolis Romanorum pontificum partim ex gestis 
catholicorum), 266 (libellus in iure canonico), 270 (decreta consilia ponti- 
ficum), 295 (Glossae antiquorum)], p. XVIIIs. (Cat. XVII saec. Nr. B, 1, 17 
manuscriptum incogniti) D. 4, 12. Der von Abbe Carre 1796 verfertigte 
Katalog Ms. 658/484 (cf. Cuissard p. XXV, 269) vermöchte vielleicht 
mehr Aufschluß zu geben, die von Cuissard veröffentlichten Schriften 
Inventaire des manuscrits de la Bibliotheque d’Orleans. Fonds de 
Fleury, Orleans, soc. Van. 1885 und Richesse des manuscrits de Fleury, 
Orleans, Colas 1878 konnte ich nicht erhalten. — ?®) Vgl. o. 8. 417 A.2. 
Die Urschrift dieses Werkes (1725) ist Ms. 490/491 (270 bis) der bibl. 
Aurelian., Das Handschriftenverzeichnis ebd. p. 696f. Cuissard Cata- 
logue p. XXV, 228. — °) Hierzu 0. 8.417 Anm.2 und 8.420 Ann. 2. 
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umfaßte das jetzige Ms. bibl. Aurelian. (116 (94) und nach 
den bisherigen Nachweisen als dessen Fortsetzung das jetzige 
Ms. bibl. Medic.-Laurent. 29 (82 Catal. Ashburnham-Libri, 
32 Catal. minist, Ital).. Die Handschrift der Stadtbibliothek 
von Orleans enthält nach Cuissard!) 105 Pergamentblätter 
190x138 mm in Holzdeckel gebunden. Delisle?) unter- 
scheidet aber zwei Teile, einen ersten 62 Blätter 190x137 mm 
umfassend und einen zweiten 42 Blätter 190x138 mm ent- 
haltend, die mit Blattzahlen 63—105 unter Auslassung von 
fol. 91 bezeichnet sind. Der Kodex besteht also aus nur 
104 Blättern. Dieser zweite Teil setzt sich aus fünf Heften zu- 
sammen, die I—V numeriert sind und je 8—9 Blätter umfassen. 
Das vierte Heft beginnt fol. 88 mit der Expositio in missa. Die 
neun anschließenden Hefte VI—XIV zu je 8 Blättern bilden 
nun den Inhalt der Handschrift der Mediceo-Laurentiana in 
Florenz. Diese umfaßt somit 72 Blätter, nach Paoli°) im 
Ausmaße von 192x135, nach Delisle von 190>x<138, nach 
meiner photographischen Kopie schwankt aber das Maß 
zwischen 210/220x137/142. Zwischen fol. 29 und 30 ist ein 
Blatt späterer Herkunft (jetzt numeriert 29*) eingeschaltet, 
das den Schluß eines Bußbuchs aus dem 15. Jahrhundert 
enthält. Andere bedeutungslose Zutaten von einer Hand des 
10. oder 11. Jahrhunderts finden sich auf fol. 16, 17, 63 und 
enthalten Prophezeiungen aus dem Jahresanfangstag oder aus 
der Richtung des Donners(!).*) Am Schlusse des Ms. auf 
fol. 72v. ist die 8. 416 erwähnte Notiz Sancte Justine de Padua 
mit später Hand, welche die ursprüngliche Schrift nachahmt, 
beigefügt worden. Auf fol. 8 v., 16 v., 24 v., 32 v., 40 v., 56 v. 
sind die früheren Heftziffern VI—X, XII deutlich erhalten’), 
auf fol. 48 v. (XI) nur schwach, auf fol. 64 v. (XIII) nicht mehr 
sichtbar. Es finden sich mehrfach deutliche Spuren radierter 
oder durchscheinender Unziale, so fol. 21v., 31, 57v., 62, 


1) Vgl. o. S.414 Anm. 8. — ?) Vgl. o. S.415 Anm. 3. — °) Vgl. 
0.8.416 Anm. 2. — *) Vgl. Paoli a. 0.8.44. fol. 16v.—17 handelt es 
sich um ein sog. tonitruale, Weissagung aus dem Gewitterdonner, wie 
ein solches z. B. in Ms. 567 fonds reine de Sutde au Vatican fol. 18 von 
Delisle, Memoire sur d’anciens Sacramentaires, in M&moires de !’In- 
stitut national de France XXXII (Paris 1886), 163 verzeichnet wird. — 
°) Delisle a. O. rechnet dabei f. 29* mit, 


424 Walter v. Hörmann, 


65 v., die meist nur in einzelnen Zeilen sichtbar wird, ferner 
hie und da Buchstaben und Zeichen am Rande, von Feder- 
versuchen des Kopisten herrührend. Eine fortlaufende Seiten- 
numerierung, die Paoli ins 16. Jahrhundert verlegen möchte, 
ist ausradiert, doch lassen sich an manchen Stellen die 
früheren Zahlen deutlich erkennen, so 123 auf fol. 18, 126 
auf fol. 21, 140 auf fol. 34, 146 auf fol. 40, 153 auf fol. 47, 
161 auf fol. 55, 169 auf fol. 63, 171 auf ful. 65, 173 auf 
fol. 67. Das Ms. Laurent. begann hiernach mit fol. 106 und 
bezog sich die Numerierung, wie Paoli richtig schließt, auf 
den ursprünglichen vollständigen Kodex, da Ms. Aurelian. 
mit fol. 105 endigt. Ob der alte Kodex mehr als 177 Blätter 
umfaßte ist nicht sicher festzustellen. Da aber fol. 72 v. des 
Ms. Laurent. mitten im Text abbricht und auf dieser Seite 
außerdem ein teilweiser Abklatsch von Schrift einer folgenden 
Seite sichtbar ist, dürfte der ursprüngliche Kodex, bevor 
Libri ihn zerschnitt, eine Fortsetzung enthalten haben. Nach 
Cuissard befindet sich auf dem Lederrücken des in Holz 
gebundenen Ms. Aurelian. die Bezeichnung Expositio canonis 
missae et de penitentibus.... ecclesiae. Die Handschrift der 
Bibl. Laurentiana ist modern in Holzdeckel mit Lederrücken 
gebunden, 


XIH. 


Der ursprünglich einheitliche Kodex des Ms. Aurelian. 
240 enthielt?): 

Ms. Aurelian. 116 (94) fol. 1 „Liber de trinitate 
et theologia.?) Incipit explanatio fidei catholicae. 


!) Ich bringe diese Inhaltsangabe schon mit Rücksicht auf ihren 
Wert für die Frage nach der Entstehungszeit des Manuskripts, da 
Delisle, Cuissard und Paoli zwar eine, allerdings nicht völlig über- 
einstimmende Beschreibung der zwei Teile des Kodex geben, aber teils 
ohne nähere Nachweise, teils unvollständig oder mit unrichtiger Quellen- 
bestimmung. So hat nur Paoli erkannt, daß das Bußbuch des Ms. 
Laurent. mit dem poenit. Martenianum identisch sei. Ich werde mich 
jedoch auf die nähere Bestimmung des juristischen Inhalts der Hand- 
schriften beschränken, deren theologische Miszellen für unsere Unter- 
suchung belanglos sind. Das Ms. Aurelian. 116 (94) liegt mir übrigens gar 
nicht vor, Ms. Med. Laurent. nur ab fol. 17, so daß ich in dieser Hinsicht 
mich lediglich auf die Angaben von Delisle, Cuissard und Paoli stütze, 
die ich zu ergänzen suche. — *) Nach Cuissard Catal. p. 45 geht eine 
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Quicunque vult salvus esse ante omnia opus est ut teneat 
catholicam fidem || recte catholicus ut hereticus reputabitur.“ 
Symbolum von Nicaea. 

fol. 4 v. „Incipit explanatio orationis dominicae., 
Beatus Lucas commemorat in suum evangelium || sed libera 
nos a malo“. 

fol. 6 v. „Incipit expositio super sembolum. Sen- 
bolum graeca lingua || et neminem vult perire“. Eine Arbeit, 
die vermutlich von Bischof Theodulf v. Orleans stammt.!) 

fol. 9 „De credulitate. Post apostolicam certissima 
fides .. .“ ’ 

fol. 9v. „De abrenuntiatione“. 

fol. 10 „De baptismo. Baptismum grece, latine tunctio 
interpretatur qui ideirco tunctio dicitur quia ibi homo spiritu 
gratiae in melius immutatur .. .*.?) 

fol. 11 „Interpretatio misse. Dominus vobiscum. 
Salutat sacerdos populum et orat ut Dominus sit cum illo... .* 
Vgl. fol. 88. Vermutlich Arbeit Theodulfs v. Orleans.?) 

fol. 20 v. Kurze Belehrung über die Taufe.) „O sere- 
nissime atque piisime Auguste, precepit nobis dignitas vestra aut 
per vestra scriptura aut per nos ipsos cognoscatis qualiter nos 
et suffraganei nostri doceamus et instruamus sacerdotes Dei 


et plebem nobis commissam de baptismi sacramento ... Cur 
catecuminis efficitur. — Quid sit scrutinium.“ 
fol. 21 „Quid sit catecuminis. — Quid sit exoreismus“. 


fol. 21 v. „De compedibus“.°) 

fol. 21 v. „Incipit oratio beati Gregorii urbis Rome. 
Dominator Domine Deus omnipotens qui es Trinitas || doce 
me facere voluntatem tuam quia Deus meus es tu.“ 

fol. 23v. „Vir erat timens Deum et orans ante altare 
Domini et dixit: Domine exaudi orationem meam .. .“ 

fol. 26 „Qualis orandum ut pro patre et matre et fratri- 
bus et etiam omnibus parentibus presentibus. Omnipotens 
Deus qui mirabiliter cuncta condidisti .. .“ 


Wiederholung eines Teiles der nächsten Seite voraus: „Separantes et 
confundentes personas sicut Sabellius || qualis pater talis filius.* 

1) Vgl. 0.S.417 Anm. 2. — ?) Vgl. unten Anm. 5 und 8.427 Anm.1. — 
3) Vgl.0.5.417 A.2.— *) Vgl.0.8.418 Anm. 1—4, S.419 Anm. 1,2 und 8.420 
Anm. 1. — ®) Scil. competentibus. Vgl. 0.8.419 Anm.2. Es macht den 
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fol. 26 v. „Pro defuncto“. 

fol. 27 „Pro omnibus fidelibus“. 

fol. 28 „In nomine Domini incipit omelia sanctorum 
Patrum. Inprimis Dominum Deum ... | Officina vero ubi 
(hec) omnia operari debemus claus(tra) sunt monasterii et 
stabilitas in congregatione. Randbemerkung: „Caput est IV 
regulae sancti Benedicti.“ 

fol. 29v. „Incipit omelia de inicium quadragesi- 
mum. Rogo vos, fratres carissimi, ut in isto legitimo ... | 
sed ad remedium possitis accedere.“ 

fol. 31 „Incipit omelia sancti Augustini episcopi ad 
populum praedicandum. O fratres karissimi, ista res... || 
ad amorem illius pervenire.“ 

fol. 33 v. „Lectio sancti Augustini de die iudicii. 
Audivimus cum evangelium legeretur ... || unusquisque enim 
per (l. pro) viribus suis quantum promittere dignatus est.“ 

fol. 35 „Item alia. Audivimus fratres carissimi de 
diem iudicii magne ... || si descendero ad infernum ades.“ 

fol. 36 v. „Sequencia sancti evangelii secundum 
Iohannem. Sequencia dicitur eo quod ... | anima ratio- 
nale et umane carne subsistens.“ 

fol. 40 „Lectio epistole beati Pauli ad Ebraeos, 
In hac lectione apostolica ... || caractar filii caractar patris.“ 

fol. 41 „Lectio beati Petri apostoli. Lectio dici- 
tur eo quod ... || ego sum veritas ac vita.“ 

fol. 46v. „Sequencia sancti evangelii secundum 
Lucam. Lucas, nationis Sirus, medicus fuit ... || perse- 
veraverimus cum Christo et angelis in saecula saeculorum 
vere valeamus.“ 

fol. 49. „Lectio epistole beati Petri apostoli. 
Petrus interpretatur agnoscens Simon obediens.... || ad illum 
veniamus et cum illo et angelis eius sine fine regnare 
valeamus.“ 


Eindruck, als ob auch die Absätze fol. 9 de credulitate, fol. 9 v. de ab- 
renuntiatione, fol. 10 de baptismo zu dieser Arbeit gehören würden. Sie 
kommen nämlich in den Antwortschreiben de baptismo fast regelmäßig 
vor, vgl. z. B. Theodulf de ordine baptismi ad Magnum Senon. Lib. c. VI, 
XII, XIII, wo c. VI auch eine interpretatio Symboli gegeben ist, die 
aber mit der fol.6v. enthaltenen nicht identisch ist. 
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fol. 50 „Sequencia sancti Iohannis. 8i quis diligit 
me ... || nasceretur et moraretur et resurgeret.“ 

fol. 5iv. „Lectio libri Apocalypsis lIohannis 
apostoli. Apocalypsis grece et in latino dieitur revelatio.... || 
te unam ovem perditam inveniens.“ 

fol. 59 v. „Lectio Esaiae prophetae. Esaias excelsus 
Domini interpretatur.... |idem per mortem temporalem.“ 

fol. 61 „Sequencia evangelium sancti Mathei. Cum 
audisset Iohannes in vinculo opera ... || sentiant mortem 
meam.“ 

fol. 63 „De Trinitate. Inter persona Patris et Filü 
et Spiritus sancti quid interest. R. Inter persona ...“ Mit 
diesem Blatt beginnt nach Delisle der zweite (gesondert 
geheftete?) Teil des Ms. Aurelian. Vielleicht war auch die 
Rückeninschrift nur für denselben bestimmt. 

fol. 74v. „In nomine trino atque uno excursus de 
nominibus incognitis. Liber cuius nomen .. .“ 

fol. 80 v. „De baptismo“.}) 

fol. 85. „Haec sunt capitula ex divinarum sciptura- 
rum scripta que electi sacerdotes custodienda atque adim- 
plenda curaverunt.?) 1. ut unusquisque sacerdos ecclesiam 
suam cum omni diligentia aedificet | 21. Ut secundum ... 
diligenter unguetur.“ Ein bischöfliches Kapitulare von 
21 Kapiteln, welches mit anderer Reihenfolge und um ein 
Kapitel ergänzt, als capitula a sacerdotibus proposita bereits 
gedruckt ist.) Boretius vermutet, daß diese Instruktion auf 


1) Cuissard Catal. p. 47 verweist auf fol. 10, ohne anzugeben, ob 
hier die betreffende frühere Partie einfach wiederholt ist. Die Ver- 
gleichung ergibt, daß diese dort nur ein Blatt, hier aber 5 Blätter um- 
faßt. Eine an die Leitung der Stadtbibliothek von Orleans gerichtete 
Bitte um Auskunft blieb erfolglos. — *) Delisle in Notices etc. XXX], 
355: censuerunt. Dort sind auch die ganzen 21 Kapitel abgedruckt, 
ohne daß deren Herkunft untersucht wäre. — °®) In Mon. Germ. 
Capit. I, 105 aus Cod. Andaginens. mon. S. Huberti in Arduenn., Cod. 
Monac. 14508 (ol. Ratisbon. Em, F.11 fol. 118). In der zitierten 
Münchner Handschrift, sowie in unserer fehlt ein c. 17, das drei Mas. 
aufweisen (cod. Paris. 9654 fol. 10, C. Vatican. Pal. 582 fol. 12, 
C. Monac. 38583 fol. 259): ut qui possessorem ecclesiae ... || confirmando 
vindicet. In einigen Handschriften sind 6 weitere Kapitel (volumus 
atque iubemus .... accepisset) beigefügt, von denen Boretius vermutet, 
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dem großen Aachener Konzil von 802 auf Wunsch Karl 
des Großen zustande kam. 

fol. 88—105 „Expositio in missa. Dominus vobiscum. 
Salutat sacerdos etc. „Vgl. o. fol. 11, wo es sich nur um 
ein Bruchstück von 10 Blättern handelt. Hier dürfte aber 
die ganze Arbeit Theodulfs vorliegen, welche Ms. Aurelian. 
fol. 105 bis zu den Worten ex substantia Patris ante omnia 
tempora enthält. 

Das Ms. Med. Laurent. 29 (82) bringt deren Schluß 
fol. 1—5 v. (olim Cod. Aurelian. 240 fol. 106 s.): „Pater 
noster qui es in caelis unigenitus patri coaeternus || Et post 
finitam dieit diaconus ad populum Ite missa est etc. et 
omnes respondeant Deo gratias.* 

fol.5 v._—11 v. (ol. C. Aurelian. 240 fol. 1108.): „De or- 
dine missae et orationibus quae in ea continentur. 
In libro officiorum Ysidori capl. XV: Ordo autem missae vel 
orationum || Quia sedes constantinopolitana prima se omnium 
ecclesiarum seribebat.“ 

fol. 11 v.—12 „Incipit Expositio de Introitum ad 
missa. Expositio Collecta ad missam. De Epistola. 
De Responso. De Alleluia. De Evangelio.“ Nach 
Paoli!) kurze Begriffsbestimmungen dieser Ausdrücke. Nach 
der o. 8.417 Anm. 2 zitierten Angabe des Catalogus abba- 
tum Floriacensium dürften wohl auch die Arbeiten fol.5 v.—12 
Bischof Theodulf angehören. 

fol. 12—12v. „De duodecim sacrificiis. Duodecim 
sacrificiis veteris testamenti || per oleum fomenta carnis in- 
telliguntur“. 

fol. 12v.—13. „De decim praecepta legis. De decim 
precaepta legis in prima tabula || Decimum „non concupiscis 
rem proximi tui“ mundi cupiditatem.“ 

fol. 13—16. „Pro quibus virtutibus cantatur 
omnis cursus.“ Chorgesangserklärung mit folgenden Ab- 


daß sie nicht damit zusammenhängen, sondern ein Exzerpt aus Coll. 
Ansegis. II, 21, 34—38 darstellen. Vgl. Martene-Durand vet. script. 
coll. VII, 26, Baluze Cap. I, 357, Pertz I, 87, Mansi XIII, 1092, cf. 1069. 
Die Reihenfolge in den abweichenden Mas. ist c. 3, 8, 4, 6, 7, 5,1, 
9—16, 18-22. Vgl. auch Werminghoff in NA. 26, 667. 

ı) Vgl. o. 8.413 Anm. 2. 
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schnitten „De pullorum cantu. De matutinis De 
prima. De tertia. De sexta. De nona. De vespe- 
rum. De duodecima. Item de ora matutina.. De 
ora tertia. De ora nona. Pro qualibus virtutes cantatur 
omnis cursus in ecclesia dei. Primum nocturnus || Hora nona 
portse inferni fracte sunt et liberatus est Adam.“ 

fol. 16—16v. „De septem gradus. Hic sunt septem 
gradus in quibus Christus adfuit. Hostiarius quando in 
templo || Episcopus fuit quando accepit panem et benedictio, 
dedit discipulis suis et elevatis manibus benedixit eos et 
post resurrectionem suam a Montem Oliveti et ferebatur in 
caelum.“ 

Nunmehr folgt fol. 17—54v. unser Bußbuch (c. 1) „De 
penitentibus in libro CANONUM INSTITUTA ECCLESE 
ANTIQUA. ($ 1) Ut sacerdos penitentiam || (c. 77 $ 9) 
Basilius iudicauit. Mulieres menstruo tempore etc. post 
partum id est XL diebus.“ 

In derselben Zeile unmittelbar anschließend der erste 
Anhang mit halbuncialer Titelrubrik fol. 54v.—57 „Ineipit 
de diversis malis. Diversarum!) culparum diversitatem 
facit | et illorum salus tua sit gloria.“ Nach den Abt. I, 227 
gegebenen Nachweisen setzt sich dieser Nachtrag zusammen 
aus dem Prolog des Bußbuchs Columbans: Diversitas cul- 
parum || aliqua proponamus, aus dem mit den Worten: quod 
ad remedium animae pertinet ohne weiteren Absatz fol. 55 
2.5 angeschlossenen Prolog des Bußbuchs Cummeans: de 
remediis vulnerum |] cohercere se debet, endlich aus dem 
ebenfalls ohne jede Unterscheidung angefügten Epilog des- 
selben Bußbuchs fol. 56 letzte Zeile: sed hoc in omni poeni- 
tentia || salus tua sit gloria.. Dieses Sammeistück bildet 
auch die Einleitung des Exc. Cummeani und des poen. 
Remense. 

Sodann folgt fol. 57—60 mit gesonderter Titelrubrik in 
Halbunciale „Et alibi de modis poenitentiae“ der zweite 
Nachtrag des poen. Martenianum: „Sciendum vero est quan- 
tum || in corpore quiescere videtur“, welche Schlußworte die 
erste Zeile von fol. 60 bilden. Nach den I, 227 gegebenen 


1) Martene liest unrichtig diversitas. 
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Nachweisen besteht diese Zusammenstellung, welche sich bis 
auf geringfügige Abweichungen ebenfalls im poen. Remense als 
Vorrede findet und zwar lückenlos anschließend an den obigen 
ersten Teil!) gebracht wird, zunächst aus poen. Z. Cumm. (vgl. 
I, 207 Anm.) IX, 4: „sciendum vero | est poenitentia“. Sodann 
‚folgt in derselben Zeile eine Rubrik in Halbunciale Item alibi, 
darunter mit Majuskelinitiale poen. Z.Cumm. VIII, 25—28: „Alii 
statuunt (nach nec vitupero ist eingeschaltet sicut Theodorus 
laudavit) | quadruplum reddat ei mit dem aus Th. 1785 
entnommenen Zusatz sicut Christus iudicavit“. Sodann ein 
Absatz mit der Rubrik in Halbunciale Theodorus und in 
eigener Zeile mit Majuskelinitiale die letztgenannte theo- 
dorische Stelle: „De aegris || iudicavit“. Mit einer großen 
Et-Abbreviatur, aber in derselben Zeile ohne Absatz fort- 
fahrend folgt fol. 57 v._—58v. „Et legimus in poenitenciale || 
hoc sunt soledi LXITIII“ eine Zusammenstellung verschiedener 
Redemptionsvorschriften, welche sich gesondert in den An- 


hängen zu einzelnen Handschriften des Exc. Beda und des . 


Exec. Egberti?) finden und wie in diesem letzteren, so auch 
in der Vorrede des Exc. Cummeani fortgesetzt ergänzt 
werden.°) Auf einem der letzteren ähnlichen abschließenden 


1) Vgl. Wasserschlebens Abdruck (Bußbücher 8. 493.) Derselbe 
übersieht S. 300, daß nur der erste Nachtrag des P, Martenianum mit 
der Vorrede des Exc. Cummeani identisch ist, während die Redemptions- 
ordnung, der das c. XIII und XIV des Exc. Egberti zugrunde liegen, 
im Exc. Cummeani wesentlich erweitert ist. Ebenso ist ihm entgangen, 
daß das poen. Remense beide Nachträge des p. Martenianum als Vorrede 
bringt. Vgl.Schmitz a. 0. I, 613, 646, II, 594, 599, Katz, Grundriß 
S. 162, welche diese Übereinstimmung ebenfalls übersehen. Das Poen. 
Rem. bringt übrigens in c. XVI (Schmitz II, 643) einzelne Sätze aus 
dieser Redemptionsordnung, wie sie mit anderen vermengt als Anhänge 
zu den Exc. Bedae, Exc. Egberti (als c. XV oder unter dem Titel edictio 
(dieit) sanct. Bonifacius archiep.), sowie zum Doppelpönitential Beda- 
Egberts c. XLIU—XLVI sich finden. Nach dem II, 179 Gesagten darf 
wohl das p. Martenianum als Vorlage angenommen werden. — ?) Beda 
VIII, 8, IX, X, 6—8, XI, XlI nach Cod. Palat. Vatican. 294, Cod. Vindob. 
2223 (116), Cod. Andagen. mon. S. Huberti, Exc. Egberti XII, 11 (XIV), 
XV, XVI nach dem letztgenannten Ms. bei Wasserschleben a: O. 
S. 228f., 244 f., Schmitz a.O. I, 554, 562, 567, 585 f., II, 653, 659, 650, 
671f. — *®) An letzter Stelle weist Schmitz auf den Zusammenhang 
dieser Redemtionsvorschriften mit jenen der Einleitung (und der An- 


mr, 
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Rezension scheint die Fassung des p. Martenianum und des 
p. Remense zu beruhen. Darauf folgt in beiden, in unserem 
Ms». fol. 58v.—59v. wieder ohne Absatz, nur mit einer 
größeren Et-Abbreviatur angeschlossen: „Et de potente quo- 
modo || plus mercedem accipiet“, eine weitere Redemptions- 
vorschrift, welche, von einem Einschube!) abgesehen, mit 


hänge der einzelnen Mess.) des Exc. Cummeani hin, ohne die Frage zu 
lösen, welche von diesen Vorschriften die ursprüngliche Fassung dar- 
stellen. Nach seiner Darstellung S.650 wäre der Exc. Egberti nach 
dem Exc. Bedae entstanden, die Redemptionssätze wären als ammonitio 
Bedae beigefügt worden, ein Auszug raus denselben sei mit dem Exc. 
Cummeani verbunden worden. Diese Ansicht, die voraussetzt, daß diese 
Redemptionssätze ein auch vom Exc. Egberti getrenntes älteres Normen- 
material darstellen, halte ich für nicht begründet. M.E. gehören die- 
selben, wie auch die Aufnahme in das Kapitel-Register der Exc. Egberti 
beweist (vgl. Cod. Palat. (Vatican.) 485, f. 73, a. 0. S. 661), zu diesem 
Bußbuch. Dies ergibt sich zwingend schon daraus, daß in den 
Redemptionssätzen mit Worten wie sicut superius diximus, item datur 
in penitentiali, qui supr&s scribuntur auf vorausgehende Kapitel 
des Bußbuchs verwiesen wird. Diese einfachen Redemptionssätze sind 
nun teils verarbeitet, teils mit Ergänzungen versehen worden, welche 
aus der älteren angelsächsischkirchlichen Bußpraxis stammen (Gildas 
14 = ZCumm. IX, 4, Can. Hibern. de arreis c. 6, vgl. Wasserschleben 
S. 41, 65, 139, 191, o. I, 227) und im Bußbuch Theodors wie im 
p. ZCummean sich erhalten haben. In den Anhängen zum Exc. Bedae 
finden wir diese Stücke vermengt mit Exzerpten aus dem Exc. Egberti 
unter eigenen Titelrubriken beigefügt, auch im Exc. Cummeani (c. XIII 
Ms. Sang. 675: de modis poenitentiae vel qualitate inquisitio seniorum) 
und im p. Remense (c. XVI: Ineipit Alienus ... de modis penitentiae 
qualitate inquisitio senior) erscheinen sie in einzelnen Handschriften 
am Ende, aber ohne Rubriken angehängt, während sie bei diesen 
beiden Bußbüchern auch als zweiter Teil der Einleitung (de modis 
poenitentiae quid patres instituerunt) in einheitlicher Verarbeitung 
uns entgegentreten. Daß diese isoliert vorkam, beweist ihre selb- 
ständige Wiedergabe im Anhange des p. Martenianum, wenn wir nicht 
annehnıen wollen, sie stelle die Einleitung zu dem in der Handschrift 
darauf folgenden Vorwort des Exc. Egberti dar. Für das p. Remense 
bot die Fassung des p. Marten. wohl die Vorlage, für den Exc.. 
Cummeani beweist eine Vergleichung mit den Zusätzen zum Exc. Bedae, 
daß beiden eine ältere Fassung vorlag, welche der Exc. Cummeani 
vollständig, vielleicht sogar erweitert, der Exc, Bedae aber nur im 
Auszuge wiedergibt. Auf dieser älteren Fassung beruht der teilweise 
abweichende Text des p. Martenian. app. 
1) Vgl. 1, 229 A. 1. ö 
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wenig abweichender Fassung in der Vorrede des Exc. Cum- 
meani, fast wörtlich gleich in jener des p. Remense sich 
findet. Auch hier ist die Anlehnung an Sätze des Exc. Bedae 
und Exc. Egberti unverkennbar). 

Den Abschluß bildet denn auch in allen diesen Vorreden, 
wie auch in dem Anhange des p. Martenianum, die aus Egb. 
IV, 16 entnommene Norm über für die Bußleistung geltende 
Ausnahmstage. Sie schließt sich in unserem Ms. fol. 59 v.—60 
ohne jeden Absatz oder Initiale an „haec sunt dies || in cor- 
pore quiescere videtur“. Es fällt auf, daß der Text dieses 
Schlußkapitels teilweise von jenem des Egbertschen Kapitels 
wie von jenem des Bußbuchs M. c. 32 selbst abweicht, es 
handelt sich also auch hier um die Wiedergabe einer 
getrennt vorkommenden Vorlage. 

Im Manuskript folgt nun auf derselben Seite fol. 60 
(zweite Zeile) —62v. von derselben Hand mit Titelrubrik in 
Halbuneialschrift „Incipit excarsum de canones catho- 
licorum patrum vel paenitentisae ad remedium ani- 
marum domni Egberti epi Ebura civitatis* (in Mi- 
nuskel mit Initialunciale) „Institutia illa sancta que fiebat || 
ut alii timorem habeant“: Prolog des Exc. Egberti. Die 
Titelrubrik entspricht am ehesten jener des Cod. Frising. 
111?) und des Cod. Andaginens. Mon. 8. Huberti in der Aus- 
gabe Martene’'s®). Der Abt. II, 169 erwähnte Kopierfehler 
(pecorum statt peccatorum) des Cod. Vindobon. 2223 (116) und 
Cod. Monac. 12673 findet sich auch in unserer Handschrift.*) 
Zu erwähnen wäre, daß in derselben in Gegensatz zu ande- 
ren einzelne Abschnitte hervorgehoben sind: Item Ezechiel, 
In primis propter Deum. 

fol. 62v.—63 folgt nach Absatz und Titelrubrik in Halb- 
unciale „De modis poenitentiae“ der Prolog des Exc. 
Bedae: „De remediis peccatorum paucissima |] debent pen- 
dere iudicis“ (Minuskel mit großer D-Initiale). Der Text 
entspricht auch hier in seinen Varianten am ehesten jenem 


') Vgl. die im Anhang II gebrachte Gegenüberstellung der Texte. — 
%) Hildenbrand in Krit. Jahrb. f. deutsch. Rechtswiss. XVII, 521, 
Schmitz, Bußbücher II 648, 661. — *®) Thesaurus nov. anecdot. VII, 40. 


Vgl. hierzu auch Abt. II, 166 Anm. 2—4. — ®) Vgl. Schmitz a. O. 
II, 662 Anm. 9, 
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des oben zitierten Cod. Andaginens. Mon. 8. Huberti und Cod. 
Palat. (Vatican.) 294.1) Doch findet sich in keiner der bisher 
bekannten Handschriften des Exc. Bedae der hier gebrachte 
Titel, der wohl eine willkürliche Benennung des Kopisten 
darstellt, wozu allerdings denselben die gleiche Rubrik im 
App. poen. Marten., wie die Aufnahme eines Teils dieses Pro- 
logs Bedas (sexum — pertinet) in den Ordo (ad dandam poe- 
nitentiam) verführt haben kann.?) 

Die untere freigebliebene Hälfte von fol. 63 ist von nicht 
viel jüngerer Hand) mit dem o. 8. 423 Anm. 4 erwähnten 
tonitruale ausgefüllt. 

fol. 63 v.—64 v. folgt mit sechszeiliger Titelrubrik in Halb- 
unziale ein weiterer Bußordo: „In Christi (in bekannter 
Abkürzung) nomine incipiunt ordo ad dandam paeni- 
tentiam secundum seniorum patrum traditionem 
qualiter confessiones uniuscuiusque sacerdos « sus- 
cipi » debeat .*) (in Minuskel mit Initiale fortsetzend) 
oportet eum exhortare || malo et reliqua et relinques eum“: 
Vorstück des poen. Floriacense und des p. Sangall. simplex, 
bestehend in einem Auszuge aus dem römischen ordo (cano- 
nicus) ad dandam poenitentiam und der damit öfters ver- 
bundenen Instructio für den Beichtpriester, wie beide be- 
sonders dem 6. Buche der Sammlung Halitgars vorausgeschickt 
sind.) Der in der Rubrik enthaltene Hinweis auf die pae- 
nitentia secundum seniorum patrum traditionem, der wohl aus 
dem Prolog Columbans entnommen ist, erinnert an ähnliche 
Redewendungen im 2. Kapitulare Bischofs Theodulf a. d. J. 
797°), in den Reformsynoden anfangs des 9. Jahrhunderts”), 


1) Schmitz a. O.II, 654. Vgl. meine Arbeit II, 166. — ?) Vgl. 
den Abdruck bei Schmitz I, 88. Die in diesem ordo folgenden Sätze 
Non omnibus vero una eademque discretio sit — tempora discernat 
sind ein Exzerpt aus dem Prolog des Exc. Egberti. Der Ordo stammt 
also wohl nicht aus dem 8. Jahrh., wie Hittorp, De div. cath. eccl, 
officiis, Colon. 1528 p. 51 (Paris 1610 p. 28) annimmt. — ®) Nach Paoli 
a. O0. S. 44 aus dem 10. oder 11. Jabrhundert. — *) + auffallende Aus- 
füllungsinterpunktion, vgl. Wattenbach Anleitung * 8. 92. — °®) Vgl. 
Schmitz II, 340, 303, 191, I, 87f. und o. S. 421 Anm. 3. — °) C. 12a 
(Zählung nach Seckel NA. 26, 51f.): peccati adhibenda sit medicina 
secundum canones authenticorum sanctorum patrum, c. 13: secundum 
canonum et sanctorum patrum institutionem — secundum eorum 
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im Briefwechsel zwischen Bischof Ebo von Reims und 
Bischof Halitgar von Cambrai 817/30.) Am linken Rande 
von fol. 64v. ist bei den Worten et postea surgant pariter 
atque de uno ein Zusatz von späterer Hand in nomine patris 
et filii et sps sci gemacht, dessen Schrift auf der nächsten 
Seite abgeklatscht ist.?) 

fol. 65—72v. folgt das poen. Floriacense mit Titelrubrik 
in Halbunziale „Incip iudicium penitentiae. (In Minuskel mit 
kleiner Initiale) I. Si quis clr vel laic | LXIIII. Quaecumque 
mulier a(ut) partu(m suum) disperdit aut filius negavit homi- 
(cidium)“. Hier bricht das Manuskript im Texte ab. Die 
eingeklammerten Stellen des Textes, der teilweise bis an den 
rechten Rand des Blattes geschrieben ist, sind schon völlig 
verwischt. Das Pönitential selbst scheint keine Fortsetzung 
gehabt zu haben, da auch Martöne 1717 bei seinem ersten 
unvollständigen Abdrucke (nur bis c. 51), also lange vor der 
Teilung des Manuskripts durch Libri (1842), nur 64 Kapitel 
erwähnt.?) Aber sein zweiter vollständiger Abdruck *) bringt 
sonderbarerweise die Schlußkapitel des poen. Floriacense 
auch nicht unserem Manuskript entsprechend. Dieselben 
lauten in diesem fol. 71 2.9 v.o.sq. folgendermaßen 5): 


De machina mulierum. (Rubrik in Halbunziale) 


XLVIII. Mulier qualecumque molimine — alteram — 
aqua (Mart. 77,1 al. 1). 


auctoritatem confitentibus poenitentiam indicere debet. Est quippe 
auctoritas canonum et sanctorum patrum firmissima institutio. 
MPL. 105, 211, Mansi XIII, 1012A. Vgl. auch den Titel des p. Vindo- 
bonense: Incipit iudicium patrum ad poenitentes (Schmitz II, 351). — 
”) Vgl. Schmitz II, 28f., 45. 

1) Mon. Germ. Epp. V, 616, Schmitz II, 252f., 265f. — ?) Nach 
Martene’s Abdruck des Bußbuchs in De antiquis eccl. ritibus, Roto- 
mag. 1700 II, 61, vgl. Wasserschleben, Bußbücher S. 422 ist hier 
eine Lücke angedeutet, die Bemerkung fehlt in der ed. nov. Bassani 1788 
I, 281, vgl. Schmitz II, 339, 341. Nach unserem Ms. ist das Wort atque, 
welches auch im identischen Prologus des P. Sangall. s. steht, ein- 
zuschalten. — ®) Vgl. Wasserschleben a. 0. 8.425 Anm.3. — *®) Vgl. 
o. Anm. 2, Schmitz II, 341f. — °) Ich gebe zunächst gegenüber dem 
Abdrucke bei Schmitz II, 344 f. nur die Abweichungen wieder. Hier- 
nach ist die Darstellung II, 133 Anm. 1 zu berichtigen. 
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L (unleserlich). Mulier — XL dies qui autem — qui 
legitime sunt — comunicent (Mart. 77, 2 al. 1, 2). 


LI. Qui in quadragesima — noluit a bakinare — pau- 
peribus dividat — reddat.!) 
LO. Si quis per ebrietatem — acciderit — realen 


(LI, LI = Mart. 77, 2 al. 3). 

LIU. Si vircum muliere sua — peneteat quomodo de 
animalibus id est si consuetudine erit III annus. 

LOHN. 8i vero in terga nupserit et consuetudine — 
peniteat (c. LI, LIIII = Mart. 77, 2 al. 4). 

LV. Si mulier cum muliere annos III id est si mulier 
qui se more fornicatoris ad alteram || (fol. 72) conjunxerit III 
annos sicut fornicator peneteat. Sic et illa quae semen viri 
sui in cibo miscens ut inde plus eius amorem accipiat pene- 
teat simHiter (= Mart. 77, 3, fehlt im Drucke von Mar- 
tene und Schmitz). 

Basilius iudicavit LVI. Mulieres menstruo — ecclesia 
— sanctaemoniales nec lecatae — peneteant (Mart. 77, 9). 
In derselben Zeile Theodorus (LVII unleserlich). Qui nubet 
in die dominico — peneteat (Mart. 77, 8). 

“ (LVIHO undeutlich). Sacerdos tangendo — peniteat 
(Mart. 70, 4). 

(LIX undeutlich). 8i osculatus — per (osc)ulum fuderit 
— peneteat (Mart. 70,5 al. 1,2, cf. Th. 1,88 2). 

(LX unleserlich). 8i per cogitationem — hebdomada 
ieiunet (Mart. 70,5 al. 3, cf. Th. 1,883). 

LX]I (in derselben Zeile, letztes Wort auf fol. 72) fol. 72v. 
Si tangit manu cum manu III ebd. ep“IIII ebdomadas si 
monachus VI dies si diaconus IIII dies (= Mart. 70, 5 al. 3, 
Satzschluß fehlt, cf. Th. I, 88 4). 

LXII (in derselben Zeile). Qui in somnis — surget 
canetque — Id est — to — Item — tuo De profundis 
Domine exaudi vel unusquisgue — cantet (= Mart. 70, 3 
al. 1 

NE Anquirinensium (in Unzialschrift. In der 
nächsten Zeile) LXIII. Mulieres qui abortivum faciunt ante- 


ı) Bis hierher ging der erste Abdruck Martene’s. Die Worte et 


cet. fehlen im Manuskript. 
28r 
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quam animam habeant — peneteant (= Mart. 43, cf. Th. 1, 14 
8 24). 

LXIIH. Quaecunque mulier aut partum suum disperdit 
aut fillum negavit homicidium ... (Mart. 45 = Coll. Hib. 45, 
46). Schlußsatz: perpetraverit .mulier sive vir consentientes 
in hoc peccato VII annus peniteant ist möglicherweise in 
unserem Manuskript wegradiert, da noch Raum da ist, in 
den der Fälscher Libri seinen Zusatz sct Justine de Padua 
schrieb. 

Es muß immerhin auffallen, daß der Abdruck Martenes 
so wesentliche Abweichungen zeigt. Wir werden sehen, daß 
dasselbe auch für den Abdruck des p. Martenianum zutrifft. 
Der Abdruck des p. Floriacense in der ed. nov. des Werkes 
de antiquis eccl. ritibus scheint nun allerdings nach dem 
Floriazenser Manuskript selbst ergänzt worden zu sein. Aber 
da auch er nicht stimmt, werden wir die Möglichkeit nicht 
ganz von der Hand weisen müssen, daß Mart&ne für beide 
Bußbücher einen codex pervetustus Floriacensis zur Hand 
hatte, der von unserem Manuskript Bibl. Med. Laurent. 29 
(82) verschieden war. Aus den alten Katalogen der Kloster- 
bibliothek von Fleury ist allerdings kein Anhaltspunkt hierfür 
zu entnehmen. 

Zu unserer Untersuchung können wir jedenfalls fest- 
stellen, daß der Inhalt des ganzen ursprünglich einheitlichen 
Codex Floriacensis, abgesehen von den älteren theologischen 
Stücken, durchweg dem Beginne des 9. Jahrhunderts, späte- 
stens der ersten Hälfte desselben angehört. Mit Rücksicht 
auf die Aufnahme des Briefes an Karl d. Gr. über das Sakra- 
ment der Taufe kann die Zusammenstellung des Kodex nicht 
vor das Jahr 812 fallen. 

Aus nicht viel jüngerer Zeit dürfte wohl auch das den 
Abschluß bildende poen. Floriacense stammen!), dessen Über- 
schrift Incipit iudicium poenitentiae mit der Titelbezeichnung 


ı) Schmitz II, 340 versetzt dasselbe an den Ausgang des 8. Jahr- 
hunderts, doch gibt er S. 313, 318 selbst zu, daß es aus einer späteren 
Zeit stamme, nämlich um fast ein Jahrhundert jünger sei, als das 


poen. Burgund., welches von ihm als in der Mitte des 8. Jahrhunderts 
entstanden erklärt wird. 
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des 6. Buches der Sammlung Halitgars fast identisch ist!), 
deren Entstehungszeit zwischen 817 und 830 fällt. Bezüg- 
lich der Verwandtschaft dieser beiden Bußbücher aber be- 
merkt Schmitz II, 262 ganz richtig, daß das p. Floriacense 
gleich anderen Bußbüchern der fränkischen Gruppe eine 
Anzahl Bestimmungen enthält, die aus einer Halitgar unbe- 
kannten oder von ihm niclt benutzten Quelle stammen.?) 
Dagegen konnten wir II, 133f., 140 nachweisen, daß das 
poen. Floriacense unserem Bußbuche als Vorlage gedient 
habe. Nach dem Texte unseres Manuskripts erhöht sich die 
identische Kapitelreihe noch um ein Kapitel.?) 

Daß auch die Prologe der Exc. Bedae und Egberti, als 
deren Entstehungszeit wir ebenfalls den Anfang des 9. Jahr- 
hunderts wahrscheinlich machen konnten®), in unserem 
Sammelkodex aufgenommen wurden, macht den Eindruck, 
als hätte der Verfasser unseres Bußbuchs auch diese Vor- 
stücke seiner Vorlagen seiner Arbeit angehängt oder als 
hätte der Kopist des Sammelkodex dieses Quellenmaterial 
irgendwie vereinigt vorgefunden. 

Was aber die unmittelbaren Anhänge unseres Bußbuchs 
betrifft, so müssen wir zweifellos zwischen den zwei ganz 
verschiedenen Teilstücken derselben (praefatio und instruc- 
tio) 5) unterscheiden, wie dieselben ja auch im Exec. Cummeani 
und p. Remense durch besondere Titelrubriken, in letzterem 
sogar durch die Bezeichnung cap. I, H auseinandergehalten 
werden.®) 


1) Incipit iudicium poenitentis, vgl. Schmitz II, 294, 341. Betreffs 
der Entstehungszeit der coll. Halitgari vgl. I, 235 Anm.4. — ?) Vgl. 
auch I, 175. — *) Unter Berichtigung der Tabelle von I, 123 Anm. 1 
ergibt sich mit Rücksicht auf die Tabelle in I, 150 Textgle? hheit für 
folgende Kapitel: 


Mart. 52,1,2al.2 =Flor. 7 Mart. 77, 8 =Flor. 57 
54,3 5,6 77,9 56 
58, 7 29 10, 4 58 
76, 2 87 70, 5 al. 1—3 59.61 
77,1al.1 49 70, 3al.1 62 
77,2 al. 14 50—54 43 63 
17,83 55 45 64 


— 9) Vgl.Q, 172f. — ®) Vgl. I, 227f. — ®) Schmitz II, 599 Anm. ], 
601 Anm. 40 und den Abdruck bei Katz, Grundriß 8. 162, 165. Auch 
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Das erste Teilstück, in unserem Bußbuche mit Incipit 
de diversis malis rubriziert, beruht durchweg auf älteren 
Vorlagen, die in dieser Vereinigung nur in einer Handschrift 
des Exc. Cummeani (vom p. Remense abgesehen) wieder- 
kehren. Die anderen Handschriften des Exc. Cummeani 
haben, wie Schmitz Bußb. II, 595 hervorgehoben hat, meist 
nur Teilstücke der praefatio und instructio, wie sie auch 
anderen Bußbüchern vorgesetzt oder angehängt sind.!) Er 
erklärt sie daher als spätere Zutaten zur ursprünglichen 
Gestalt dieses Excarpsus. Es ist also, auch mit Rücksicht 
auf das von mir II, 177f. Gesagte, nicht mit Sicherheit an- 
zunehmen, daß das p. Martenianum gerade eine so ergänzte 
Kopie des Exc. Cummeani als Vorlage hatte. Denn es muß 
auffallen, daß unser Bußbuch diese Stücke, nicht wie in 
diesem Manuskript als Vorrede, sondern als Nachtrag bringt, 
was gar nicht verständlich wäre, wenn ihm jenes als Vorlage 
gedient hätte. 

Hierzu kommt noch folgendes. Die Rubrik, welche unser 
Bußbuch vorausstellt: Incipit de diversis malis bildet im 
Register, das einzelnen Handschriften des Exc. Cummeani 
und dem p. Remense vorausgeht, den Abschluß cap. XVI 
de multis et diversis malis, worauf dann unsere praefatio 
folgt. Nun hat aber der Exc. Cummeani zweifellos mit XIV, 6 
abgeschlossen (Schmitz II, 595), das p. Remense aber 
bringt in cap. XVI mit den Worten Ineipit alienus ... de 
modis poenitentiae qualitate inquisitio senior Redemp- 


das Register dieses Bußbuchs in C. Paris. 1603 (o]. reg. 4783) fol. 104/138 
saec. VIII(?) verzeichnet diese zwei Teile als Anfangskapitel mit den 
Worten Incipiunt capitula adunata de poenitentiales vel cano(nes) 
1. de ratione poenitentiae: duodecim gradibus constantem, ut 
diversae culpae diversitatem faciunt poenitentiarum. 2. de modis 
poenitentiae quid patres instituerunt et qui sunt dies et feriae vel 
tempora® quae non computamus in poenitentia. Die Rubrik des 
Kapitels III deutet an, daß hier eigentlich erst das Poenitential beginnt. 
Incipit Poenitentialis Scriptus: De aliis plures penitentiales et 
can(on)es etc. Auch der Exc. Cumm. des Cod. Darmstadt 91 (161) 
fol. 908. hat die ersteren zwei Kapitelüberschriften mit vollständigerem 
Texte, der dem p. Remense zweifellos als Vorlage diente. 

1) Als Anhang bringt die Instructio der E. Cummeani im Cod. 
Sangall. 675 und Cod. Rhenoviens. XXX. 
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tionsvorschriften, welche teilweise auch in dem Nachtrag 
unseres Bußbuchs wiederkehren. Es hat also offenbar auch 
der Verfasser des letzteren mit der obigen Rubrik diese 
verschiedenen Teile einer anderweitigen älteren Buß- 
instruktion (alienus — inquisitio senior) zusammenfassen und 
als Schluß seines Bußbuchs geben wollen. 

Bezüglich des zweiten Teilstücks de modis poeniten- 
tiae haben wir bereits o. 8. 430, vgl. I, 228, festgestellt, daß 
es eine Zusammenstellung verschiedener getrennt vorkom- 
mender Redemptionsvorschriften darstellt, die ihren Aus- 
gangspunkt in Schlußsätzen des Exc. Egberti haben. Die 
vorliegende Fassung ist weder jene der Instruktion des Exc. 
Cummeani, die wesentlich vollständiger und klarer ist, noch 
deckt sie sich völlig mit jener des p. Remense, welche teil- 
weise andere Leseart und an einer Stelle!) eine Auslassung 
zeigt. Die Verarbeitung der Sätze des Exc. Egberti und 
Bedae erinnert sehr an die in unserem Bußbuche feststell- 
bare Tendenz gegenüber diesen Bußbüchern. Schon Kunst- 
mann hat daher vermutet, daß der Verfasser des p. Mar- 
tenianum sie selbst vorgenommen habe. Wir wollen auch 
hier die Möglichkeit nicht ausschließen, daß derselbe eine 
ältere Vorlage kopierte, die er nach Zusammenstellung seines 
Bußbuchs auffand. 

Es ist allerdings auch nicht ganz von der Hand zu 
weisen, daß dieser ganze Nachtrag lediglich auf den Kopisten 
des Sammelkodex zurückgeht, der verschiedene praefationes 
und Bußinstruktionen zusammenstellte. In diesem Falle 
hätten diese Stücke mit unserem Bußbuch nichts zu tun, da 
sie aber zweifellos auch der ersten Hälfte des 9. Jahrhunderts 
angehören, bestätigen auch sie die oben gefolgerte zeitliche 


1) Vgl. Schmitz II, 602 Anm. 41, 2.16 v.u. Nach Et hoc est ordo 
folgt im p. Mart. (die Worte quid—debeat fehlen): id est psalmodius 
pro penitentia pro uno (Rem.: per unum diem) hoc sunt quando in 
pane et aqua debet penitere. hoc sunt psalmi L flectendo ienua aut 
sine iaenua flectendo LXX infra ecclesiam. Aut in unum locum per 
ordinem psallat - pro ebdomada quando in pane et aqua 
debet penitere CCC psalmos flectendo genua per ordinem 
psallat infra ecclesiam aut in unum locum etc. Die gesperrt- 
gedruckten Worte fehlen im Remense und sind offenbar nur aus Über- 
sehen ausgeblieben. 
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Bestimmung unseres Manuskripts, dessen ganzer Inhalt ver- 
muten läßt, daß er im gleichen Kirchengebiete und zu 
gleicher Zeit verbreitet war, denen unser Bußbuch ent- 
stammt. 


XIV. 


Dieses Ergebnis hinsichtlich der Entstehungszeit unseres 
Sammelkodex wird auch durch Alter und Charakter der 
Schriftart, welche er aufweist, insofern vollends bestätigt, 
als wohl kein Zweifel bestehen kann, daß dieselbe in das 
9. Jahrhundert zurückreicht. Übereinstimmend haben dies 
sowohl Delisle und Cuissard für das Ms. Aurelian. 116, wie 
auch ersterer und Paoli für das Ms. Medic. Laurent. 29 (82) 
festgestellt.!) Nach der für mich in Florenz angefertigten Weiß- 
schwarzkopie des letzteren handelt es sich um karolingische 
Minuskel, untermischt mit Halbunziale, Unziale und Kapitale. 
Die Schrift rührt, von den erwähnten späteren Zutaten ab- 
gesehen, wohl von ein und derselben Hand her. Nur auf einem 
Blatte fol. 57v. hat es den Anschein, als ob eine jüngere Hand?) 


!) Delisle in Notices et Extraits XXXI, 366 sagt bezüglich des 
1. Teiles: &criture & longues lignes probablement du commence- 
ment du IX sidcle, bezüglich des 2. Teils (ib. p. 368): ecriture & 
longues lignes du IX sitcle, bezüglich des Ms. Laurent. (ib. XXX, 39): 
ecriture da IX sitcle. Er scheint den ersten Teil also für älter zu 
galten. Vuissard a. O. S. 48 vermerkt kurz: IX sitcle, während Paoli 
a.0.8.28 für das Ms. Laurent. feststellt: membran. IX sec. Scrittura 
minuscola con titoli in oncial.e — ?) Daß es sich um eine jüngere 
Hand handelt, kann vielleicht daraus geschlossen werden, daß fol. 57v. 
2.8 (T.4) jene Minuskel-Ligatur zwischen o und gekrümmtem r sich 
findet, die im allgemeinen erst gegen Ende des 9, Jahrhunderts sich ein- 
bürgerte. Vgl. Wattenbach, Anleitung*S.58, Steffens lat. Paläogr. 
p. XX, XXIII. Neuestens hat allerdings Bretholz, Lat. Paläographie? 
S.97 (in Meister’s Grundriß d. Geschichtswissenschaft I, 1, 1912) fest- 
gestellt, daß diese Ligatur in den Schriftwerken der Minuskel schon seit 
der Zeit Karls des Großen auftritt. Auch Steffens p. XIXa verweist 
auf eine karol. Minuskel v. 781, T.35 2.13 und eine oberital., saec. VIII 
exeunte T.38b 2.25. Im Ms. kommt diese Ligatur nirgends mehr vor, 
nur fol.17v., 58v. letztes Wort, findet sich die damit zusammenbängende 
Abbreviatur -orum verwendet, vgl. Wattenbach, Anleitung * 8.58, 70, 
Paoli-Lohmeyer, Die Abkürzungen in der lat. Schrift des MA. 1892 
S.23, Cappelli, Lexicon abbreviaturarum 1901 XXII, 291, Steffens a.0. 
p.XX, XXXVII. Bilden diese Momente wohl noch keine sicheren An- 
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mit ausgebildeter schöner Minuskel einen Teil des Textes 
auf Rasur neu ergänzt hätte. Das Pergament ist hier so 
dünn, daß die Kapitelrubriken der Kehrseite deutlich durch- 
dringen. Mutmaßlich war, wie auch der übrige Teil der 
Seite, die den Abschluß des Heftes XII bildet, zeigt, die 
Schrift durch Abnützung schwer leserlich geworden und 
wurde daher etwas später von kundiger Hand ergänzt.!) 
Eine andere eigenartige Ergänzung findet sich fol. 22v. (T. 3), 
wo in der zweiten Zeile von oben, vor M. c. 17 (I, 231), die 
Rubrik de sacrificando pro mortuis scheinbar auf teilweiser 
Rasur stehend in den leeren Zeilenrest nachträglich ein- 
gefügt erscheint. Auffällig ist hierbei, daß dieser Nachtrag 
in karolingischer Kapitale erfolgt, welche an die capitalis 
rustica in den älteren Handschriften der Schreibschule von 
St. Martin zu Tours?) erinnert, also zur Zeit der Herstellung 
unseres Kodex wohl schon veraltet war und in demselben 
auch nirgends wiederkehrt. Man ist versucht, hier eine 
Korrektur eines bejahrten Schreibers zu vermuten, dagegen 
spricht jedoch, daß die Schrift des Nachtrags zwecks Aus- 
nützung der Zeile immer kleiner wird und schließlich in den 


haltspunkte für eine Ergänzung durch eine jüngere Hand, so finden 
sie Unterstützung durch die Wahrnehmung, daß die betreffenden Text- 
partien dunklere, also frischere Tinte zeigen, somit auch deshalb jün- 
geren Ursprung verraten. Vgl. noch die folgenden Anm. und T. 4. 

1) Die noch bei E. Cummeani vorfindliche Erwähnung einer alten 
Redemptionsvorschrift für 7 jährige Buße [item dicunt aliqui sapientes— 
faciat bonum = app. X, 6 E. Bedae, C. Vindobon. 2223 (116), vgl. 0.1, 
228 n.4, Schmitz II, 602, Wasserschleben BO. 229] scheint ersetzt 
worden zu sein durch Z. Cumm. VIII, 28, an welchen Satz, mit der 
Beifügung sicut Christus iudicavit, noch die aus Theodor berufene 
Norm I, 7 85 angeschlossen wird; die von Zettinger AKR. 82, 582, 
537, vgl. o. I, 228 n. 1 vermutete Interpolation ist hier offensichtlich. 
Doch ist auch denkbar, daß die spätere Korrektur nach dem sonst 
gleichlautenden Texte des p. Remense erfolgt ist, der dabei aber eben- 
falls an dieser Stelle einiger Verbesserung unterzogen wurde — 
2) Bretholz a.0.8.51, Wattenbach, Anleitung*$S.3, 35. Unter den 
Faksimiles vgl. man die Arndt-Tangl’schen Schrifttafeln * T. 33a, 33b, 
83c, besonders die letzte der Schreibschule von Tours entstammende 
Probe (804—834), ferner Tafel 46a und 102 (Initialen) aus Mss. gleicher 
Herkunft in Steffens, Lat. Paläographie 1903, ebenso das Faksimile des 
Ms. von Quedlinburg auf T.1 bei Delisle, Memoire sur l’Ecole calligraphi- 
que de Tours au IX siöcle, in Mem. d. Institut nat. 1886 t. XXXII. 
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unzialen Schriftduktus des Kodex selbst übergeht. Der Kopist 
hat also offenbar die Rubrik eigenhändig ergänzt und dabei 
vielleicht das Schriftbild der Vorlage nachgeahmt. Ob diese 
nun das Original unseres Bußbuchs war oder jenes des 
betreffenden Kapitels, das aus der Coll. Hibern. XV, 3 
stammt, läßt sich natürlich nicht entscheiden. Im letzteren 
Falle kommen wir zur Folgerung, die von vornherein ja 
nicht von der Hand gewiesen werden kann, daß Schreiber 
und Verfasser des Pönitentials eine Person waren oder 
vielleicht wahrscheinlicher dieser jenem den Text in die 
Hand diktiert hat. 

Dafür, daß uns hier das Original des Bußbuchs vorliegt, 
könnte auch die Wahrnehmung sprechen, daß die Hand- 
schrift, wenn auch nicht durchaus, so doch in der Haupt- 
sache in einem Zuge geschrieben scheint, mit wechselnder 
Lust für schöne Schriftform. Andererseits bildet der Um- 
stand, daß die Schrift besonders gegen das Ende des Manu- 
skripts größere Sorglosigkeit und Eile zeigt, ferner, daß die 
nicht zu unserem Pönitential gehörigen Teile stets ohne be- 
sonderen Absatz angefügt werden und daß viele Fehler sich 
nur durch ungenaues Abschreiben oder falsches Hören er- 
klären lassen, Argumente für die Arbeit eines Kopisten. 
Vielleicht dürfen wir aus diesen Beobachtungen den Schluß 
ziehen, daß dem Schreiber unser Bußbuch diktiert, die 
übrigen Teile des Kodex aber zum Abschreiben gegeben 
wurden. Damit würde sich am besten vereinen lassen, daß 
das erstere ohne Numerierung der Kapitel, das poen. Floria- 
cense aber mit solcher geschrieben ist, wie sie sich auch in 
den meisten fränkischen Bußbüchern findet. Es wäre endlich 
der Vollständigkeit halber noch zu erwähnen, daß nach dem 
o. 8. 433 erwähnten Vorstück In Christi nomine incipiunt 
ordo ad dandam poenitentiam etc. der eigentliche Text des 
poen. Floriacense fol. 65 mit wesentlich kleinerer und mehr ge- 
drängter Schrift beginnt, welche erst auf den nächsten Seiten 
wieder in den gewohnten breiten Duktus des Kodex verfällt. 

Die in der Handschrift verwendete karolingische Minuskel 
und Halbunziale gestattet aber, wie ich aus ihrer Eigenart 
folgern zu dürfen glaube, noch eine nähere Zeitbestimmung 
dahin, daß das Manuskript eher vor als nach der Mitte des 
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9. Jahrhunderts entstanden sei, ja vielleicht mit einiger 
Sicherheit, soweit eine solche bei paläographischer Schrif- 
tenbeurteilung überhaupt gefunden werden kann, in die Zeit 
zwischen 820 bis 840 datiert werden darf. 

Die Halbunziale ist bekanntlich nur eine Übergangs- 
schriftform, welche, seit dem 5. Jahrhundert entwickelt, auf 
fränkischem Boden Ende des 8. Jahrhunderts die Schriftgene- 
ration der karolingischen Zeit vorbereitet und daher von 
Wattenbach als vorkarolingische Minuskel bezeichnet wird.!) 
Die fränkische Minuskelschrift aber, welche aus den gemisch- 
ten Buchstabenformen der Halbunziale entspringend von der 
Mitte des 8. Jahrhunderts an unter Vermittlung der mero- 
vingischen Schrift sich zu entwickeln beginnt, hat sich in ver- 
schiedenen Stufen in charakteristischer Weise fortgebildet 
und namentlich in der Form der karolingischen Minuskel 
immer mehr zur Geltung gebracht, welche von den Nach- 
wirkungen der insularen Schriftart sich allmählich völlig 
befreite.2) Innerhalb des 9. Jahrhunderts können, von der 
berühmten Klosterschule Alcuins in St. Martin bei Tours 
ausgehend, verschiedene Schreibschulen mit besonderen 
Schriftmerkmalen und insbesondere im zweiten Viertel des 
9. Jahrhunderts wesentliche Umbildungen der karolingischen 
Minuskel gegenüber der zu Beginn dieses Zeitabschnitts 
herrschenden Schriftart festgestellt werden, welche, wenn 
auch nicht immer mit erwünschter Sicherheit, zur näheren 
Zeitbestimmung eines Manuskripts aus dieser Periode dienen 
können. Für unsere Untersuchung ist es natürlich von 
großem Werte, auch auf diese Weise einen Anhaltspunkt 
für eine genauere Datierung der Handschrift unseres Buß- 
buchs gewinnen zu können, aus welcher dann auf die Ent- 
stehungszeit desselben, namentlich wenn es hier nur in Ab- 
schrift vorliegen sollte, geschlossen werden darf. Da 
außerdem aus der verwendeten Schriftart mit einiger 
Sicherheit auch auf das Entstehungsgebiet des Manuskripts 
Folgerungen gezogen werden können, so kann ich es wohl 


1) Vgl. etwa Wattenbach, Anleitung* S. 27,35, Bretholz &.0. 
S. 40, 57, 82, Steffens a.O. p. VII, Paoli-Lohmeyer, Grundriß lat. 
Paläogr. 1902 8.22. — 2) Paoli-Lohmeyer 8.37f., Bretholz 8. 81f., 
Steffens p. XVII. 
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für gerechtfertigt halten, wenn ich eine paläographische 


Prüfung seines Schriftcharakters nach diesen beiden . 


Richtungen hin versuche. 

Für die zeitliche und örtliche Einreihung einer Hand- 
schrift kommen vom paläographischen Standpunkte aus 
wesentlich in Betracht: die verwendeten Buchstabenformen 
und deren Verhältnis zueinander, die vorkommenden Liga- 
turen und Abkürzungen, der Grad der Wort- und Satztren- 
nung sowie des Interpunktionengebrauchs, endlich Sprache 
und Orthographie.!) 

Was die Buchstabenformen betrifft, so entspricht die 
in unserem Manuskript verwendete Minuskel durchweg der 
in der ersten Hälfte des 9. Jahrhunderts entwickelten sog. 
frühkarolingischen Minuskel?), zeigt aber eine ausgesprochene 
Vorliebe für einzelne unziale Schriftzeichen und mehrfache 
archaisierende Formen, die ein höheres Alter der Hand- 
schrift oder wenigstens den Einfluß einer älteren Schreib- 
schule auf den zweifellos sehr geübten Schreiber verraten. 

So erscheint insbesondere das a, dessen Entwicklungs- 
prozeß für die handschriftliche Zeitbestimmung von großem 
Werte ist), sowohl in der geschlossenen Minuskelform a, 
der unzialen Form der heutigen Buchschrift*), wie auch in 
der der älteren Kursive entstammenden offenen Form. Der 
Schreiber gebraucht zwar nicht mehr die alte merowingische, 
im 9. Jahrhundert früh verschwindende, ganz offene u- oder 
ıc-Form?), wohl aber die alte merowingische cc-Form®), so- 
wie die halbunziale cı- oder ot-Form, welche wir besonders 
in den Handschriften der Schreibschule von Tours finden.”) 

‘) Vgl. Sickel Prolegomena zum liber diurnus I. in WSB. 117, VII 
8.14, Bretholz a.0.8.85. — 2) Steffensa.0.p. XVII, Wattenbach An- 
leitung * S.27,35, Bretholz 8.41,82f. — °)Bretholz 8.84, 85, Steffens 
p.XVIIIb, Wattenbach*S.48. — *)Manvgl.Steffens Tafel46c, Arndt- 
Tangl T.43a 2.2, 48 2.4, in unserem Me. fol. 18v. Z. 1 paenitentes, 
2.4 aegritudo, 2.6 ante, et pass. (T. 1). — °®) Steffens T.30 Z.1, Arndt- 
Tangl T.11a 2.6, T.12 2.2, T.13 2.5. — °®) Steffens T.33a 2.1, 
T.35c 2.6, T.43b Z. 1,2, Arndt-Tangl T.6 2.1, 2, T.84c, T. 43a 
2.8,4, T.44a 2.9,10, T.48a Z.19. Unser Ms. fol.18v. 2.4 fractionem, 
2.6 -rationem, Z. 12 desiderande (T.1). — ?)Stetfens T.46b, c, Arndt- 
Tangl T.34b, Chroust Mon. Palaeographica I L. XVIII T.1—5, 8, 9, 


bes. 4 und 8, Delisle a.O. p. 31, T.3. Im Ms. fol. ı8v. Z.1 adflictus 
lacrimas etc. (T.1). Vgl. Wattenbach* $.35. | 


nu 
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' Diese Formen erscheinen, wie meist in älteren Manuskripten, 
unterschiedslos gebraucht, mit bald mehr, bald weniger 
schließendem Bogen, vereinzelt mit Ansatzstrichen. Der 
Schaft der unzialen Form, der manchmal stark über die 
Mittelzeile ragt (Ms. fol. 22v. Z. 4, 10 auf T. 3), ist oft stark 
nach rechts liegend, ebenfalls ein Zeichen älteren Schrift- 
gebrauchs gegenüber der gegen Mitte des 9. Jahrhunderts 
aufkommenden steileren Form. ° 

Sehr gleichmäßig ist e geschrieben, meist mit einer 
Schlinge, die noch die eckige Gestalt der aus drei Strichen 
bestehenden älteren Form verrät und nicht über die obere 
Mittellinie reicht. Die Zunge, oft mit dem nächsten Buch- 
staben verbunden, erfährt mehrfach eine auffällige Ergänzung 
(&) durch eine über der Mittellinie ansetzende Fahne, die 
als Verbindungsstrich zu dienen scheint (Ms. fol. 18v. Z. 3 
v.u, 20 i.f), sich nur in wenigen Handschriften findet!) 
und zweifellos auch eine archaisierende Form ist, die viel- 
leicht aus der merowingischen Kursive stammt. Sie ist im 
M». fol. 18v., fol. 22, 22v. besonders häufig, auf manchen 
Seiten gar nicht gebraucht. 

Buchstabe i ist meist klein und kursiv geschrieben, aber 
auch die ältere lange und gerade Form findet sich öfters am 
Anfange der Zeile oder der Worte, manchmal (fol. 20v. 2.1 
v. u.) als Korrektur inmitten eines Wortes in der typischen, 
über die Mittelzeile ragenden Majuskelunziale gebraucht.?) 

Auch der Vokal u erscheint durchaus in der runden 


1) Nur in einem einzigen, mir von Dr. Helbok zur Verfügung ge- 
stellten Faksimile konnte ich diese auffällige 6-Form, auch nur vereinzelt 
(Z.1,4)angewendet, entdecken, nämlich in der vonWartmann, Urkunden- 
buch der Abtei St. Gallen I, Nr. 31 gebrachten Urkunde vom 12. Juni 
851 (858). Keine der in den Schrifttafeln von Steffens, Chroust 
und Arndt-Tangl faksimilierten St. Gallener Urkunden zeigt diese 
Eigentümlichkeit. Doch zweifle ich nicht, daß sich andere Beispiele 
finden lassen, selbst wenn es sich um die Eigenart eines Schreibers 
handeln sollte. Die im 11. Jahrhundert sich findende Fortsetzung des 
Mittelstriches (vgl. Steffens T. 59a Z.2, 3 usf.) hat mit dieser Form 
ebensowenig zu tun, wie jene des geschwänzten e. Vgl. übrigens 
Steffens T. 36a Z. 18 desponsata. — ?) Vgl. Steffens p. XIX, T. 36a 
2.23, T.448 2.7b, Arndt-Tangl T.43a 2.12, Wattenbach* 8.51. Im 
M». f. 18v. 2.8 etc. (T.1). 
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unzialen Minuskelform, oft mit Ansatz zu kleiner Anfangs- 
linie und einer Schlußlinie des zweiten Striches, am Anfang 
der Zeilen mehrmals in Majuskelform, nirgends in der v-Form 
der späteren Zeit.!) 

Die Buchstaben b, d, h, 1 zeigen mehrfach noch die aus 
der älteren, merowingischen Schrift stammende Verdickung 
des Oberschaftes, welche besonders die Schreibart der Schule 
von Tours charakterisiert.?) - Doch besteht sichtlich das Be- 
streben, die Keulenschäfte zierlicher und schwächer zu 
machen, wie dies um die Wende des 8. Jahrhunderts gegen- 
über der merowingischen und vorkarolingischen Minuskel 
beginnt.?) Das d findet sich auch in der runden Unzialform 
gebraucht®), mit kurzer, horizontal nach links ausgreifender 
Zunge. Wie d zeigt auch l einen nach rechts biegenden 
Schlußstrich, bei h fehlt derselbe, der Schlußbogen ist nach 
links eingerundet, eine Reminiszenz an die turonische Halb- 
unziale°); mehrfach ist h durch einen spiritus asper ersetzt, 
selbst in der Unzialschrift.®) 

Charakteristische Eigenart zeigen auch die Buchstaben 8, 
f und r, und zwar ähneln sie sichtlich jener Form, welche 
Delisle als Kennzeichen der Schreibschule von Tours er- 
klärt.”) Das 8 steht meist auf der Grundlinie in der halb- 
unzialen Form mit der in der älteren Schule gebräuchlichen, 
über die Oberlinie nach aufwärts gebogenen Ausschweifung, 
die aber in unserem Manuskript meist mäßig gehalten ist.®) 
Dagegen greift f durchweg sowohl über wie unter die Mittel- 


1) Steffens p. XVII, XIX, T.43a 2.38, Arndt-Tangl T.34b, T. 44 
2.2, Wattenbach* 8.63. Im Ms. bes. f. 17, 18v. 2.3 congruam. Z.9 
morituris(T.1). — 2)Steffensp.XVIIT.36, 44a, 460 Z.2, Arndt-Tangl 
T.34b, 46, Wattenbach*S.34, BretholzS.77,81,84,85. Delislea.O, 
p.31 T.4. Im Ms. f.18v. 2.3 viderit, Z.10 lex, Z.2 hac, Z.7 absque (T.1). — 
’) Vgl. Arndt-Tangl S.25 Text zu T.34b. — *) Vgl. Ms. fol. 18 v. Z.6 
devenerit, Unzialmajuskel 2.9, 10 (T.1). Steffens p. XVII, XIX, T.43 
2.12, Arndt-Tangl T. 34 Z.3,47 2.4, Bretholz S. 58, 84, Watten- 
bach*S.47. — 5) T.1, Ms. fol. 18v. 2.2 hac, Z. 10 his, Delisle T.4, 
Steffens T.43b 2.5, T.46b Z.3. — ®) Nach Wattenbach* S.5l seit 
dem 9. Jahrhundert üblich. Vgl. Steffens p. XIXa. Im Ms. fol. 32 
2.5v.u. und f.34v. 2.2 v.u.ös, fehlt fol. 57 ortando, in Unzialschrift 
fol. 39 v. östibus. — ?) Delisle a.O. p.31, T.3,4, Bretholz 8.81, 
Steffens p.VIII, T.46b, Arndt-Tangl T.34b. — *) Delislea.0.T.3, 4, 
Ms. fol. 18v. 2.1, cf. 2.4 (T.1). 
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linie und zeigt bald größere, bald kleinere verdickte Schluß- 
bogen.!) Das r hinwieder erscheint als kurzer Minuskel- 
buchstabe meist in der jüngeren Form mit kleinem 
Schulterstrich, doch fehlt auch nicht, meist am Wortende, die 
ältere Schreibart mit gedehnter Ausschweifung desselben 
nach rechts.2) Der Hauptstrich ist meist gerade mit nach 
rechts umbiegendem Ansatz. Die runde Form findet sich 
vereinzelt, wie schon o. 8. 440 Anm. 2 bemerkt, in der Ver- 
bindung mit or, orum., 

Während die Buchstaben 0, p, 4, X, Y die normale 
Form zeigen, der letztere meist unzial geschrieben, weisen 
g, m und n Eigentümlichkeiten auf, welche wiederum den 
Einfluß einer älteren Schreibart, ähnlich jener der Schule 
von Tours verraten. Die für diese charakteristische halb- 
unziale-merowingische Form des g, aus 3 Strichen bestehend, 
ist noch leicht erkennbar, wenn der Buchstabe auch in ge- 
rundeter, zierlicher Gestalt erscheint mit bald offenem, bald 
geschlossenem Oberbogen und meist offenem, nach links 
ausschweifendem Unterbogen.?) Auch die m und n-Minuskel 
zeigt öfters eine leichte Linkseinwärtsbiegung des Schluß- 
striches, wie sie der Schule von Tours eigen ist, deren Ein- 
fluß in dieser Richtung namentlich bei Verwendung der halb- 
unzialen Minuskelform für größere Anfangsbuchstaben sich 
zeigt.) Manchmal wieder endet der Schlußbogen mit einer 
kleinen Ansatzlinie, die nach rechts abbiegt. Sehr häufig 
aber findet sich mn noch in der alten kapitalen Minuskelform, 
selbst in Mitte des Wortes gebraucht, mit oft gestrecktem 
Mittelstrich. Auch dies gilt als Zeichen älterer, der Schreib- 
art von Tours verwandter Schrift.) 


1) Ms. fol. 18v. 2.1,4 (T.1), Delisle T.4. — ?) Ebd. T.4, im Ms. 
fol. 18v. Z.1 v. u. recedunt, corpore (T. 1), bes. fol. 24 2.2 v. u,, f. 64 
Z.1v.u, £70Z.1v.u. — °) Vgl. Delisle p. 31, T.3,4, Bretholz S. 81, 
Wattenbach* S.50, Steffens p. XII, XVII, XIX, T.35a Z.3, 4, T. 36 
2.2, T.46b, c, Arndt-Tangl T. 34b, 44, 46—48. Im Ms. fol. 18v. 2.2 
corrigentes (offen), Z.4 aegritudinem (geschlossen) auf T.1, alte Formen 
fol. 18 2. 11, fol. 30 2.11. — *) Ms. fol. 18v. 2.5 v.u. (T. 1), fol. 33 v. 
2.4 v.u. 352.6 v.0.,44 2.8v.o. Hierzu Wattenbach* S.54f., Delisle 
p.31 T.3,4, Bretholz 8.81, Steffens p. XVII, XIX, T.46b, c, 35, 36, 44. 
— ®) Delislea.0.p.31, T.3, 5, Bretholz S.81, 83, 84, Wattenbach * 
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Für dieselbe Zeitbestimmung spricht in noch höherem 
Grade die Eigenart der regenerierten Majuskelschrift, 
insbesondere die in den Kapitelüberschriften, Wortinitielen, 
manchmal selbst als Absatzschluß, ja sogar in Mitte des Textes 
gebrauchte Kapitale und Unziale, vor allem aber der 
Typus der Halbunziale, der dem Schreiber am geläufig- 
sten gewesen zu sein scheint. Auf eine frühe Zeit des 9. Jahr- 
hunderts deutet der schon o. $. 441 erwähnte Umstand, daß 
die Handschrift an einer Stelle eine Verwendung alter Kapi- 
tale aufweist, wie sie als Nachahmung der Capitalis rustica 
aus Schriften der Schreibschule von Tours bekannt ist.!) Am 
wahrscheinlichsten ist wohl, daß der Schreiber die Rubrik- 
schrift der Vorlage kopiert hat, welche wesentlich älter ge- 
wesen sein muß, da die Verbreitung der coll. Hibernensis im 
fränkischen Kirchengebiete ins 8: Jahrhundert fällt.?) Die 
sonst im Manuskript verwendete Kapitale (cap. quadrata) hat 
ganz andere Gestalt. Hier fehlt der Querstrich im A und in 
den verkürzten kleineren Querschäften bei E und F. 

Während die Majuskelunziale ziemlich gleichmäßig und 
schön gerundet erscheint und keinen Mischcharakter aufweist, 
zeigt die Halbunziale derKapitelüberschriften besonders 
folgende auffallende Eigenschaften. Die meisten Buchstaben 
sind in reinster Unzialform geschrieben, G und F teilweise 
auch in Kapitalform, A als reine Majuskelunziale mit stark 
liegendem Schaft, M und N mit vollständiger Linkseinbiegung 
des Schlußstrichs, bei M oft auch des zweiten Striches, so 
daß der Buchstabe wie zwei aneinandergereihte O aussieht.?) 
Diese künstliche Nachahmung der reinen römischen Halb- 
unziale und deren Verwendung zur Hervorhebung der Titel 
neuer Abschnitte oder Kapitel der Buchschrift unter strenger 
Trennung von der karolingischen Minuskel ist ebenso wie 
die wechselnde Verwendung von unzialer und kapitaler Form 


8.35, 55, Steffens p. XVII, XIX, T.35b, 36a, 46b, Arndt-Tangl 
T.34b, 46. Im Ms. fol. 18v. Z.10 excedunt, Z. 1 v. u. recedunt. 

!) Vgl..0.8.441 A.2 u.T.3. — °) Vgl. I, 199, Fournier in Nouv. 
revue hist. d. droit frangais XXIII p. 71. — °) Vgl. Delisle p. 31, T.2—4, 
Bretholz S. 58,81, Wattenbach* 8.54, Steffens p. VII, XVII, 
T.46b, c, Arndt-Tangl T.34b, 46 Z.1, Chroust a.O. L. XVII 
T.4, 8. Im Ms. fol. 18v. Z.9 (T. 1), fol. 17v. Z.5. 
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bekanntlich in der Schreibschule von Tours und von da aus 
in den verschiedenen anderen Schreibschulen Frankreichs und 
außerhalb desselben in Übung gekommen.!) 

Ziehen wir nun in Betracht, daß wir die Eigenart dieser 
Schreibschule auch für die Minuskelschrift feststellen konnten, 
so die Rundung der Buchstaben, namentlich bei m und n, 
die Verwendung der cı- und cc-Form des a, die geschweiften 
Bogen des s und f, die Verwendung der Majuskelform des 
N, des älteren unzialen D, des langen J, die Verdickung der 
Oberschäfte bei b, d, h, I, endlich die Form des g und r, 
so dürfen wir wohl den Schluß ziehen, daß unsere Hand- 
schrift in einer Schreibschule hergestellt wurde, welche jener 
von Tours nahe stand, oder von einem Schreiber, der aus 
dieser hervorging. Man kann die Haupttätigkeit der Schreib- 
schule von Tours in die Zeit von 796, wo Alcuin, der Schüler 
Egberts, deren Leitung übernahm, bis in die Mitte des 9. Jahr- 
hunderts ansetzen.?) 

Die königliche Hofschreibschule Karls d. Gr. kommt für 
unsere Handschrift wohl nicht in Betracht, obwohl dieselbe 
mit der schönen Schriftart jener mannigfache Ähnlichkeit 
aufweist.°) Dagegen konnten wir enge Verwandtschaft konsta- 
tieren mit der Schriftart der St. Gallener Schule) und mit jener 
einer Schreibschule zu Orleans, unter welcher Chatelain?) die 
Handschriften der Abteien von Fleury sur Loire und Saint 
Mesmin de Micy zusammenfaßt.5) Das von ihm abgedruckte 


1) Über die Schule von Tours vgl. Wattenbach*® S. 85, Schrift- 
wesen im MA.?S.430, Bretholz 8. 80, Steffens p. VIII, XVII, Delisle 
p. 29, 49, ders. le sacramentaire d’Autun in Gazette archeologique 1884, 
8.153. Menzel, L’evangeliaire de S. Vast d'Arras et la calligraphie 
franco-saxonne du IX siecle, 1888. Paoli-Lohmeyer?S.23,37f. Menzel 
in Die Trierer Ada-Handschrift 1889, S.2f. Traube in Sitz.-Ber. der 
Münchner Akad. phil.-hist. Kl. 1891, 8.427f. Sickel a.0. 9.16. — °) Die 
Blütezeit der Schule fällt unter Abt Alcuin, der dort 796—801 wirkte und 
unter seine Nachfolger Hatto (802—804) und Fredegisus (804—834), 
den berühmten Kanzler Ludwigs d. Fr. Insbesondere auch angel- 
sächsische und römische Schriften wurden vervielfältigt. Vgl. Watten- 
bach, Geschichtsquellen *1161,430. Dahlmann-Waitz®, Quellenkunde 
8. 287f., 322f. — °) Steffens p. XVII, T. 35, 36. Vgl. u. 8.450 
Anm, 2,3, Bretholz S.84. — *) Vgl. u. 8.450 Anm. 4. — °) Chate- 
lain, Introduction & la lecture des notes Tironienses 1900, p. 126, 128, 
Janitschek in Tr. Ada Hschr. Hschr. II 72. 
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Ms. Bernensis 3571) zeigt in der Tat auffallende Ähnlichkeit 
mit der Schriftart unserer Handschrift. Aber auch, wenn 
wir diese mit guten Faksimiles von Minuskelhandschriften 
vergleichen, wie sie uns die modernen Tafelwerke bieten, 
so können wir offensichtliche Schriftverwandtschaft und damit 
auch annähernde zeitgenössische Entstehung feststellen: 1. mit 
Cod. Paris. bibl. nation. Ms. lat. nouv. acquis. 1203, 781/3 ge- 
schrieben, abgebildet Steffens T. 352), 2. mit der Ada-Hand- 
schrift der Stadtbibliothek Trier (Bibelhandschriften 22), ge- 
schrieben Ende des 8. Jahrhunderts, teilweise von jüngerer 
Hand im ersten Viertel des 9. Jahrhunderts, die ältere Schrift 
abgebildet Steffens T. 36, die jüngere in Menzel’s Werk.?) 
Eine dieser verwandte und unserem Manuskript ebenfalls 
sehr ähnliche Schrift enthält 3. die Bibelhandschrift Cod, 
Paris. bibl. nation. Ms. lat. 11504 aus dem Jahre 822, abge- 
bildet bei Steffens T. 44a.*) Dasselbe gilt 4. von T. 102 ebd., 
einer Abbildung aus Ms. Cod. 165 der Berner Stadtbiblio- 
thek, aus der Tourer Schule, wie auch Delisle bestätigt?), 
und Anfang des 9. Jahrhunderts geschrieben. Schönere, aber 
im Schriftcharakter sehr ähnliche Schrift zeigt 5. der Cod. 
Autun Seminaire 19 bis, das bekannte Sakramentar des Rai- 
naud, Abtes von St. Martin de Marmoutier bei Tours, ge- 
schrieben um das Jahr 845, abgebildet bei Steffens T. 46c.°) 


1) T.1 ebd. S. 128. — ?) Die älteste Handschrift der karolingischen 
Minuskel. Doch ist ihre Schriftart von der älteren der Schule von 
Tours zweifellos verschieden und zeigt auch einen anderen ductus als 
etwa das nicht viel ältere Ms. Vatican. des lib. diurnus nach dem Faksi- 
mile von Sickel oder das Ms. Paris. bibl. nat. lat. 8850 (Evangeliar 
K. Ludwigs d. Fr., von 827, Steffens T. 44b), das aus dem Ende des 
8. Jahrliunderts stammende Ma. lat. fol. 270 (Papinian) der Bibl. Berlin 
(Arndt-Tangl T.14), das Ms. 289 der Stadtbibliothek Bern, das 
Arndt-Tangl, Text zu T.43 dem Ende des 8. Jahrhunderts zuschreiben; 
endlich das ebd. T. 45 abgebildete Faksimile des Cod. Coloniens. CV], 
welches Arndt-Tangl einem älteren Schreiber zuweisen als die unten 
zu erwähnenden T. 44, 46—48 desselben Kodex (794—819) der Tourer 
Schreibschule. — °) Die Trierer Ada-Handschrift, in Publikationen der 
Gesellschaft für rheinische Geschichtskunde VI, 1889 Leipzig. — 
*) Vgl. auch Delisle, Le cabinet des manuscrits, Paris 1881, III 247. — 
5) Delisle, Ecole calligraphique de Tours, ].c. p. 45, 39. — ®) Delisle 
l.c. p. 42, 37. 
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Wie diese aus Tours stammende jüngere Handschrift weist 
mit unserem Manuskript viel Verwandtschaft im Schriftcha- 
rakter auch eines der ältesten Manuskripte Tourer Provenienz 
auf, nämlich 6. der vielumstrittene Kodex der Kölner Dom- 
bibliothek CVI, nach Menzel und Dümmler!) wahrscheinlich 
794/819, nach anderer Ansicht 802/4 geschrieben, abgebildet 
in Arndt-Tangl, Schrifttafeln T. 44—47. Besonders T. 46 
zeigt viel Ähnlichkeit. Noch mehr ist dies der Fall 7. bei 
dem ebenfalls 794/819 angesetzten Kodex derselben Biblio- 
thek LXXXXIL, bei Arndt-Tang] T.48.?) 8. Auch die aus 
Tours stammende, in der ersten Hälfte des 9. Jahrhunderts 
geschriebene Gregor-Handschrift des Gymnasiums von Quedlin- 
burg, von welcher Delisle°) ein Faksimile gibt, weist, allerdings 
in viel schöneren Zügen, denselben Schriftcharakter auf wie 
unser Manuskript. Weiter kann ich 9. noch auf die von 
Chroust*) abgedruckten, sehr schriftähnlichen Faksimiles hin- 
weisen: Lieferung II T. 5 (Schule von Corbie ca. 870), Lief. V 
T.5 (Ms. Bedae, wahrscheinlich aus Nordfrankreich stammend, 
ungefähr 800 geschrieben), Lief. XIV T. 7, 8, Lief. XV T. 1, 
4 (St. Gallener Schreibschule, geschrieben in der Zeit zwischen 
841 und 883), Lief. XVII T.8 (aus der Schreibschule von 
Fulda, geschrieben nach 840), Lief. XVIII T.4, 8 (aus der 
Schule von Tours, erstere 804, letztere nach 843 geschrie- 


1) Menzela.a.0.8.5 Anm.3, Dümmler, Mon. Germ. Ep. IV, 417 
Nr. 259 Anm. 1, über den Stand der Streitfrage und weitere Literatur 
TanglinArndt-Tangl*Schrifttafeln 2.H.S.29 Text zu Tafel 44—47. — 
2) Vgl. den Text bei Arndt-Tangl ].c. S.30. Besonders die Ähn- 
lichkeit der Ligaturen st und sc, sowie die Verwendung der ver- 
schiedenen a-Formen (vgl. Col. I 2. 26, 27) mit der Schriftart unseres 
Ms. fällt auf. — °) Delisle, Ecole calligraphique de Tours p. 38, 48 
T. I—IV, vgl. auch Arndt-Tangl a.0.S.25 und T.34b. — *) Monu- 
menta Palaeographica, Denkmäler der Schreibkunst des Mittelalters 
1900f. Die sonst von ihm aus der ersten Hälfte des 9. Jahrhunderts 
gebrachten Faksimiles nordfränkischer Manuskripte zeigen wenig Ähn- 
lichkeit mit unserer Handschrift (Lief. XI, 10, XVII, 6), auch nicht 
die älteren der Schreibschulen von Fulda und Aachen, für erstere mit 
Ausnahme der im Text genannten (Lief. V,6—8, VI, 3, XI, 8,4). Betreffs 
der 8t. Gallener Schule vgl. auch das o. 8.415 A. 1, S.449 Gesagte. Das 
in Lief. I, 1,2 gebrachte Faksimile eines Ms. der Salzburger Schreib- 
schule 818 hat ähnlichen Schriftcharakter, der aber die ältere Form 
des a schon vermeidet. 

29* 
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ben). Endlich wäre noch das o. 8.445 Anm. 1 erwähnte 
Faksimile der St. Gallener Urkunde von 851/8 als schrift- 
verwandte Hand zu nennen. 

Diese allerdings nicht erschöpfende Vergleichung mit 
zeitlich mehr oder weniger sicher bestimmten Handschriften 
— eine Untersuchung, deren genauere Durchführung hier 
begreiflicherweise nicht erfolgen kann, aber, wie ich nicht 
zweifle, an dem Resultate nichts ändern dürfte — ergibt 
somit, daß für unser Manuskript, dessen terminus a quo 
wegen der Aufnahme eines Antwortschreibens auf Karls 
d. Gr. Umfrage betreffs des Taufritus in das Jahr 812 fällt!), 
der terminus ad quem nicht über die Mitte des 9. Jahr- 
hunderts angesetzt werden kann. Die Ähnlichkeit der ver- 
wendeten Schriftart mit später datierten Handschriften aus 
verschiedenen ostfränkischen und deutschen Klosterschreib- 
stätten, aus denen unser Manuskript aber zweifellos nicht 
stammt, steht dieser Folgerung nicht im Wege, da die karo- 
lingische Minuskel vielfach erst nach langem Kampfe in 
diesen Schulen sich eingebürgert hat.?) Dafür aber, daß 
dieser Zeitpunkt eher noch mehr in das zweite Viertel des 
9. Jahrhunderts zurückgesetzt werden darf, läßt sich m. E. 
such aus den anderen, für die Schriftkritik heranzuziehenden 
Momenten?) Beweis erbringen. 

Was zunächst den Gebrauch von Ligaturen betrifft, 
so finden wir solche nicht nur regelmäßig bei st*), sondern 
auch in der sonst seltener zu findenden Verbindung 
von ct?) und besonders von sc®) verwendet, alle mit 
einem, wohl aus der Schule von Tours übernommenen 
stark ausgeschweiften Verbindungsbogen des Vorbuchstabens». 
Während aber die erstgenannte Ligatur nie gelöst erscheint, 


) Vgl.o. S.415 A.1. — ?) Hierüber die eingehenden Aus- 
führungen bei Bretholz S.83f., Steffens p. XVII, Paoli 8. 38f., 
Sickel 8.17. — ?°) Siehe 0. 8.444. — #) Vgl. Steffens p. XXa, 


Wattenbach*8.59, im Ms, fol. 18v. Z. 12, 14, fol. 22v. 5, fol. 57 2.1, 
19, 20, fol. 36v. Z. 13: verbistuis, fol. 51 2.3 registerram, fol. 64 in- 
ventustua, — ®) Wattenbach* S.46, Steffens p. XVIIl, im Me. 
fol. 24 Z. 15, fol. 24v. Z. 11, fol.55v. .1l. — *®) Bei Wattenbach 
und Steffens wird diese Ligatur nicht erwähnt, sie scheint eine 
Eigentümlichkeit des Schreibers unserer Handschrift zu sein. Im Ms. 
sehr häufig: fol. 18v. 2.8, fol. 24 v. 2.16, fol.2öv. 2. 1, fol.37v. 2.8, 11 etc. 
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finden sich doch Beispiele der Buchstabentrennung bei den 
letzten zwei.) Die in der frühkarolingischen Minuskel vor- 
findlichen Ligaturen fi, fl, hi, mi, ni, rt, re, nt, us, ns sind 
allerdings nicht mehr gebraucht, außer etwa die unziale Li- 
gatur NT, LE und LT?), dagegen treffen wir vereinzelt ae, das 
manchmal (bezeichnenderweise nur in der o. 8. 440 erwähnten 
Manuskriptergänzung) durch ein geschwänztes g ersetzt ist.?) 
Im Duktus der offensichtlich sehr gewandten Schrift ist aber 
oft durch Ansatzstriche oder Zusammendrängung der Buch- 
staben eine Verbindung herbeigeführt, die den älteren Lige- 
turen gleicht, so bei fe, ri, rr, rt, ti, gi, fi.*) Diese wohl 
ältere Schreibweise verratende Vorliebe für die Buchstaben- 
verbindung, welche bei der mangelhaften Worttrennung oft 
recht auffallend wirkt, wird noch dadurch verstärkt, daß der 
Schreiber mehrmals die untere Mittellinie überfährt und da- 
mit die Buchstabentrennung völlig beseitigt.‘) Ganz außer- 
ordentlich häufig, auch in der Unzialschrift, wird die Ligatur 
& = et manchmal sogar als Initiale, meist in der Mitte und am 
Ende des Wortes®) gebraucht, oft in ganz auffallender, das 
Lesen erschwerender Weise,. was ebenfalls als Kennzeichen 
älterer Schrift gilt.) Daneben findet sich vereinzelt das . 


1) Vgl. gelöstes ct in Ms. fol. 18v. 2.1, 4, fol. 25 2. 2, sc in fol. 57v. 
2.20, fol. 18 2.17. — °) Ms. fol. 42v. 2. 13, fol. 47v. 2.7, fol.17 2.2. 
Vgl.Steffens p. XIXa. — ®) Ms. fol.57v. 2.18, fol.58 2.16, vyl.Steffens 
p. Vllla, XX. Ligatur auf fol. 24v. 2.18. — *) Vgl. die Bemerkungen 
von Steffens zu T.43a, 44 und von Wattenbach*® S. 49, 57, 61, 
zu Buchstabe f, r, t. Es findet sich z. B. zusammengezogen fe in Ma. 
fol. 22v. 2.1, fi in Ma. fol. 25 2. 8, 15, fol. 22v. 2.14, fr in Ms. fol. 18v. 
Z.4, ri in Ms. fol.18v. 2.2, 4, 6 etc., rt in Ms. fol. 25 2.8, fol. 58 
2.12, re in Ms. fol. 18v.2.2, 7, ra ebd. 2.4,6, 12, rr in Ms. fol.51 
2.83, ti in Ms fol.18v. 2.13, 15, te ebd. 2.1,2,6, tr in Ms. fol. 25 
2.11, 15, gr in Ms. fol.18v. Z.3, 4, el ebd. 2.16 (vel) u.a.m. — 
5, Ms. fol. 20v.,21,27v.,44. — °) Vgl.Wattenbach *S.48, 62, Steffens 
p. XX. In der Halbunziale findet sich & Ma. fol. 21v. 2.7, fol.28v. 
2.3. Als Initiale ist &=et groß geschrieben fol. 57 v. 2.10, fol.58v. 2.14; 
vgl. ferner fol. 18v. Z. 12, 10 (vetus), 14 (communicet). — ?) Beispiele be- 
sonders auffallender Verwendung des & in der Mitte des Wortes sind Ms. 
fol. 18v. Z. 11 (observeiur etiam), Z. 12 (negetur), vgl. ähnlich fol. 47 
2. 3, fol. 60 Z.1 (jedesmal mit Verwendung des Kürzungszeichens ' für 
ur), fol.23 2.3 (66v. 2.5: semelipsum), Z. 15 (Petrus), fol. 24 v. 2.7 
(praeter), fol. 58 Z. 20 (aebrietatenı), Z. 21 (consuetudine), fol. 60 2.11 
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Bindewort et ausgeschrieben, nirgends aber das spätere tiro- 
nische et-Zeichen.!) Daß auch die Ligatur or mit rundem 2 
vereinzelt vorkommt, wurde schon erwähnt?), wie auch die 
daraus gebildete Abkürzung für -orum sich vorfindet.?) 

Auf ältere, an die frühkarolingische Zeit gemahnende 
Schreibweise deutet auch der beschränkte Gebrauch der ver- 
schiedenen Abkürzungen, deren allmähliche Ausgestaltung 
die fortschreitende Ausbildung der karolingischen Minuskel 
charakterisiert.*) Es finden sich im Manuskript im wesentlichen 
nur die althergebrachten juristischen und kirchlichen Ab- 
kürzungen, nur vereinzelt andere, oft sehr willkürliche Aus- 
lassungen (Kontraktionen)5) und Weglassungen (Suspensio- 
nen)®), manchmal auch in der Unziale’); noch weniger 


aeterna), fol. 44v. Z. 10 (superfluelas!), als Ligatur von Worten 
fol. 51 2.7 (netantam), fol. 59 Z.8 (deterra), fol. 72v. 2.7 (furoretuo) 
etc. Eigenartig ist fol. 70v. Z. 16 (ieiunet = ieiunent). 


1) Et ausgeschrieben fol. 58 Z. 8, über die tironische Note für et 
vgl. Chatelain, Introduction & la lecture des notes Tironiennes Paris. 
1900 S. 41, 49, Steffens p. XX, XXXVI, Wattenbach* S. 73, 
Paoli-Lohmeyer, Die Abkürzungen in der lat. Schrift des MA. 
Innsbruck 1892, S. 17,21. — ?) 0.8. 440 A.2, S.447. Im Ms. fol. 57v. 2.3, 
fol. 58 2.3, 6. — ?®) fol.17v., 22v. 2.7 (eorum), fol. 58v. i.f. — *) Hierüber 
Paoli-Lohmeyer S.35f.; ders., Grundriß S.69f., Steffens p. XX, 
XXXI, XXXVIL, Wattenbach* S.66f., Bretholz S.103f. Zum 
Folgenden vgl. auch Cappelli Dizionario di abbreviature etc. 
Milano 1899 praef. und Tav. II. Traube, Vorlesungen und Ab- 
handlungen, herausgeg. von Boll, München 1909, 1, 129f., Sickel a.O. 
S.24f. — °) Kontraktionen, die nur Anfangs- und Endbuchstaben 
bringen (Paoli-LohmeyerS. 8), fehlen fast vollständig, dazu gehören 
etwa e& für esse, pent für peniteat, fra oder FFS für fratres, dit für dicit, 
dr für dicitur, ds für dies und deus, dns für dominus; auch die eigentlichen 
juristischen Abkürzungen (vgl. Steffens, Zusammenstellung p. XXXIV) 
sind spärlich gebraucht. Hierher gehören etwa rp8 für responsis, capt 
für capitulum, sold für solidus u.a. — °) Meistens verwendet der 
Schreiber systemlos Auslassungen oder Suspensionen wie etwa maß für 
magis, incip für incipit, secd für secundum, contradict für contra- 
dictione, nrm für nostrum, r} für reliqua u.a. m. Die Endungen em, 
en, er, es, um werden durch den Suspensionsstrich angezeigt, der 
aber häufig vergessen ist. Von der Kürzung orum wurde schon o. S. 440 
A.2,8.447 gesprochen. Vgl. Paoli-Lohmeyer a.0.8.6f.,17,23,35. — 
”) In der Unziale kürzt der Schreiber oft stark ab: FFS = fratres, 
Q— quae, 8=sunt, ppt = propter, die Endung -ns für -nenses, ee f 
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gebraucht sind Buchstabenüberschreibungen!) und unechte 
Sigel?), selbst die allgemein üblichen Abkürzungszeichen, 
besonders jene für Endsilben, Vor- und Verbindungswörter, 
Pronomins und Adverbia sind in beschränktem Maße ver- 
wendet.?) Häufiger finden sich begreiflicherweise Abbrevia- 
turen kirchlicher Natur, in welche auch Eigennamen, besonders 
der Kirchenväter, einbezogen werden.*) Von Interesse für 
die Zeitbestimmung?) ist der Gebrauch der Kürzungen für 
die Endungen us und ur. Für erstere finden wir mehrmals 
sowohl die frühkarolingische Kürzung tironischen Ursprungs, 
die als kleines Häkchen ’ erscheint®), wie die seit Beginn 


esse. abstinent (mit Ligatur) für abstinentia, baptz für baptizatam, 
noctur für nocturna, pullt (mit Ligatur) für pullutione, 


1) Ich habe nur die Abkürzung qi für qui (auch in der Unziale 
und in Mitte des Wortes) und e° für ergo vereinzelt gefunden. — 
2) Hierher gehört die Abbreviatur & für est, 5 für sunt, p’ für post 
(fol. 46 2.18 in der Unziale!), besonders aber die Zeichen für 0s, us 
und ur, welche teilweise fast gleich gestaltet sind, vgl. Steffens 
p. XXXVII, Paoli-Lohmeyer a. O. S. 16f. und weiter unten $. 456 
— ®) Es sind die allgemein üblichen Zeichen für prae, pre (pP, auch in 
pretium fol. 57v.), für per (p, auch in semper), pro (p, oder in der 
Unziale gleich R, vgl. Wattenbach* S.58), dem entsprechend ppt 
für propter, für quae (qg;.), que (g;), qua (ä., auch in reliqua), quid (qd), 
doch finden sich diese Abbreviaturen für die Relativpronomina verhältnis- 
mäßıg selten angewandt und fehlen die üblichen für quam, quia, quod 
völlig, ebenso auch die Zeichen für autem, enim, contra u.a., wie sie in 
späterer Zeit immer häufiger gebraucht werden. Näheres bei Paoli-Loh- 
meyer$.24, Steffens XXXVIIl, Wattenbach* 8S.71,73f., Cappelli 
p. XXVII, XXXVf. — *) Die meisten waren frühzeitig allgemein 
üblich, doch finden sich auch solche, welche wohl auf den Schreiber 
zurückgehen. Ich verzeichne Ihs (Jesus), Xp5 (Christus), sps (spiritus), 
sct (sanctus), apls (apostolus), düd, dö (domino), evanget (evangelium), 
eccles& (ecclesiae), clfs (clericus), laic (laicus), monach (monachus), eps 
(episcopus), prdr(presbiter), diac oder die (diaconus), can (canon,- ne, -num), 
pent oder 5 (peniteat), XL mfs, quadrgms (quadragesimis), fer (feria), kal 
(kalendas), jan (januarii), an Eigennamen besonders Agst, Aug 
(Augustinus), Hyr (Hieronymus), Moy3 (Moyses), Orign (Origines), Theöd 
(Theodorus). Vgl. Steffens p. XXXIIIl, Wattenbach* 8. 6%. — 
8) Vgl. besonders Paoli-Lohmeyer.a.O.$.20, 23, 35, Steffensp.XlIb, 
XVla, XX, XXXVI, XXXVII, XXXVIII und zu T.44a, Wattenbacht 
8.70. — ®%) Cappelli p.XX1IL,XXIX, Chatelaına.O. S.49,53. Im Ms. 
finden wir b; für bus fol. 33Z. 15, fol. 55 2. 22, fol. 60 2.22, das Häkchen’ - 
für us und os: fol. 25 2.12, fol.38 2.8, fol.45 2.18, fol. düv. 2.22 
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der karolingischen Minuskel angewendete Abbreviatur in der 
Form des Kolonzeichens ;, für die Endung ur findet sich, 
vereinzelt, das ältere ebenfalls tironische Häkchen!), während 
das spätere runde 2 (wie in or) über der Zeile in der Hand- 
schrift noch nicht festgestellt werden kann.?2) Insbesondere 
die gleichzeitige Anwendung des Häkchens für beide End- 
silben gilt als merowingische oder frühkarolingische Eigen- 
tümlichkeit, namentlich juristischer Handschriften ?), wie über- 
haupt nach den bisherigen Feststellungen das Maß der ge- 
brauchten Kürzungen und die sichtliche Scheu vor regelmäßiger 
und systematischer Anwendung derselben im allgemeinen eher 
dem Schriftbrauche der merowingischen und frühkarolingischen 
Zeit als jener des 9. Jahrhunderts entspricht.?) Jedenfalls 
kann von einer planmäßigen und durchgängigen Anwendung 
der Abbreviaturen nicht gesprochen werden, wie sie sich be- 
kanntlich im Laufe des 9. Jahrhunderts wahrscheinlich auf 
dem Wege über die Klosterschreibstätten von Bobbio und 
St. Gallen auch in der fränkischen Minuskel entwickelt hat.*) 

Gleich diesem Momente kann als weiteres Argument 
für ein in die ersten Jahrzehnte des 9. Jahrhunderts zurück- 
reichendes Alter des Manuskripts angeführt werden, daß 
nicht nur die Satztrennung durch Interpunktionszeichen sehr 
wenig entwickelt erscheint) — es findet sich hie und da, meist 
vor Abkürzungen, oft auch an unpassender Stelle, wohl ein 
Punkt an der Mittellinie oder, wenn ein Absatz markiert wird, 
fünf Punkte am Schlusse der Zeile angebracht — °), sondern 
auch die Worttrennung durchaus noch sehr mangelhaft ist, so 
daß es den Eindruck macht, als ob der Schreiber daran gar 
nicht gewöhnt wäre. Vor allem werden fast regelmäßig 


(m’= mus), fol. 55 2.21 und fol.59 2.3 (ei’=eius), fol.64 2.21 
p'tea = postea). 

1) Ms. fol. 18v. 2. 12, fol. 18 2. 8, fol. 47 2.3 (urgu&’ = urguetur), 
f. 58 2.18, fol.60 2.1 (vid&’= videtur). Vgl. Paoli-Lohmeyer 8. 19, 
35, Cappelli p. XXV. — ?) Vgl. Steffens p. XX, ZXXVIII 
Wattenbach* S.68. — °) Siehe die Ausführungen bei Steffens 
p. XII, XXXVI. — ®) Vgl. Paoli-Lohmeyer, Abkürzungen S. 36f., 
Steffens p. XXXVIl. — °) Bretholz 8.110, Wattenbach* S. W, 
Paoli-Lohmeyer, Grundriß S. 79f., Steffens p. XXI. — *®)Vgl. o. 
S. 433 Anm. 4. Fast durchgängig kündigt der Schreiber Abkürzungen 
durch einen Punkt an der unteren Mittellinie an. 
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kleinere Worte, wie Vor- und Verbindungswörter, Relativa 
und Adverbien mit den folgenden Hauptwörtern verbunden, 
manchmal in recht absonderlicher Weise, wie wir dies schon 
0.8.453 Anm.7 a.E. bei der &-Ligatur feststellen konnten.) Ist 
es immerhin möglich, daß wir mit einem älteren Schreiber 
es zu tun haben, wie auch die Gewandtheit der Schrift sonst 
beweist, so ist auch dies ein Anhaltspunkt für ein höheres 
Alter der Handschrift, als die Zeit der ausgebildeten karo- 
lingischen Minuskel.?) 

Schließen wir damit die Prüfung der Schriftart ab, so 
dürfen wir wohl als übereinstimmendes Ergebnis aller in 
Betracht gezogenen Momente feststellen, daß das Manu- 
skript des Cod. 29 (82) Med. Laurentian. jedenfalls 
vor Mitte, wahrscheinlich noch im ersten Viertel 
des 9. Jahrhunderts geschrieben wurde. 


XV. 


Hierzu haben wir nun noch in Betracht zu ziehen, daß 
das Manuskript selbst nur eine Kopie darstellt, sei es daß 
der Schreiber, wie dies zweifellos für den anderen Inhalt 
des Kodex aus der Anlage desselben und aus der Art der 
aneinandergereihten Stücke gefolgert werden kann, aus Vor- 
lagen abschrieb, sei es, was wir aus schon einmal (0. 8. 442) 
erörterten Gründen eher anzunehmen geneigt sind, nach 
Diktat geschrieben hat.?) Manche der Wortverbindungen 


1) Z.B. dumadeum, nedeseculo, sicasu, & utprdr, utostensis, pro- 
nonvalde, quiperixam, quealupis, sivelacsit, ingquomus, virieius, regi- 
sterram, hisergo, speunica, quiad, siperiram, siscit, postergum, nonei- 
nocebit u.v.a. — ?) Vgl. bes. Paoli-Lohmeyer a. 0.S,80, Steffens 
p- XXI, Wattenbach*S.85, vgl. perixam statt perrixam. — ?°) Hierfür 
kann besonders angeführt werden, daß die einzelnen anderen Stücke wohl 
auseinandergebalten werden (vgl. den Absatz auf fol. 63), was im Texte 
unseres Bußbuchs öfters nicht der Fall ist, z.B. wird M. c. 27 Item ex 
decreto papae gregorii iunioris ohne Rubrik und Unzialschrift gebracht, 
obwohl der Schluß hucusque etc. in solcher hervorgeboben wird. Des- 
gleichen c. 32, 34, letztere Stelle nicht einmal durch Initiale begonnen, vgl. 
auch c. 35, 50, 21; 51, 9; 52, 4; 56, 3—7, 12; 57, 2—7; 60, 2—4; 64, 65, 6, 
besonders die Rubrik M. c. 58 de diversis causis und M. c. 75 de sancti- 
moniali fornicarıa sind in derselben Zeile mit Minuskel fortgeschrieben. 
Umgekehrt finden wir M.c. 51,9; 66 auch unrichtige Satztrennungen 
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wie der Schreibfehler lassen sich nur durch Hörfehler er- 
klären.!) Auch dort, wo an schlechtes Lesen der Vorlage 
gedacht werden kann?), mag dies ebenso auf Schuld des 
Diktanten wie des Schreibers gehen. Der Mangel an Ab- 
sätzen, den wir öfters bei wichtigen Abschnitten feststellen 
können?), wobei selbst die Rubrik nicht, wie sonst durchaus, 
in Unziale oder Halbunziale geschrieben erscheint, läßt auch 


in unserem Ms., soweit es das Bußbuch enthält, so daß wir an dik- 
tiertes Kopieren oder Abschrift einer ganz in Unziale geschriebenen 
Vorlage denken müssen. Die Numerierung im p. Floriacense spricht. 
gleicherweise für eine Vorlage, wie die gegen Ende des Ms. fest- 
stellbare Nachlässigkeit der Schrift für Kopierarbeit typisch ist. 
Auch daß der Schreiber den Text dort zusammendrängt und durch 
kleinere Schrift Raum zu sparen sucht, verrät, daß er die Länge der 
Vorlage kannte, während z.B. bei Niederschrift des Bußbuchs für 
dessen letzte Zeile eine neue Seite begonnen wird, an welche sich dann 
der Egbertsche Prolog anschließt. Die Rubriken im Bußbuch cf. 
M. c. 38, 51,1; 57,1; 58,10; 59,4; 65,3; 66,1, 3; 67, 69) stehen dagegen 
oft noch am unteren Rande der Zeile, obwohl in diesem Teile sonst 
mit Raum nicht gespart wird. Solche Verschiedenheiten lassen sich 
nur erklären, wenn wir entweder einen anderen Vorgang beim Kopieren 
(nach Diktat oder nach Vorlage) oder eine verschiedene Vorlage (ganz 
in Unziale oder Minuskel mit Unzialrubriken) annehmen. Auf Diktat 
läßt wohl der Umstand, daß einzelne Stellen mit &rt=et reliqua 
gekürzt werden: c. 47, wie auch der o. 8. 441 besprochene Vorgang zu 
M.c.17 schließen. Denn da nicht anzunehmen ist, daß der Schreiber 
gleichzeitig der Autor war und aus der Originalquelle die Rubrik mit 
ihrer Schriftart entnahm, so ist wohl wahrscheinlich, daß der Diktant 
die Vorlage der vergessenen Rubrik vor sich hatte und diese nachtrug 
oder nachtragen ließ. 

1) So wenn er fol. 34v. 2.3 Quiperixam statt qui per rixam, 
fol. 21v. Z. 12 proval demalis schreibt (statt pro valde malis). — *) So 
lassen allerdings andere Fehler vermuten, daß entweder der Diktant 
oder der Schreiber falsch gelesen habe, z. B. wenn fol. 45 2.12 das 
richtige naturae in natucae berichtigt wird, fol. 41v. 2.6 quibus statt 
qui bis, fol.31v. Z. 13 commissandum statt commiscendum, fol. 37 v. 
2.16 de est statt dicit, fol.38v. Z. 12 anımoda statt omnimodo, fol. 53v. 
2.11 inter imitante statt interimit arte, fol. 43v. Z. 16 &g unam statt 
ergo uni, Z. 14 penitentem motus statt penitentia mota steht), 
fol. 36 v. eine offensichtliche Randglosse der Vorlage neces in manus 
(vgl. I S. 129 Anm. 1) als Rubrik übernommen, fol. 44 Z. 10 die wahr- 
scheinlich vorgelegene Abbreviatur pt (für potest) in post (p’) aufgelöst 
und durch ein überschriebunes es korrigiert wird. — ®) Vgl. o. S. 457 
Anuı. 3. 
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ein Diktat vermuten, da die Schreiber sich sonst sklavisch 
an die Vorlage zu halten pflegten. Tilgungszeichen und 
Korrekturen scheinen stets sofort gemacht worden zu sein, 
da man bei dem häufigen Stehenbleiben von Schreibfehlern 
kaum eine eingehendere Kollationierung annehmen kann. 
Nur die 0. 8. 441 erwähnte Rubrikergänzung, die auch in einer 
auf der nächsten Zeile mit gleich dunklerer Tinte gemachten 
Korrektur ihre Fortsetzung gefunden hat!), legt eine solche 
Annahme nahe. 

Ob aber der Diktant das Bußbuch selbst im Original 
vorliegen hatte oder ob er als Autor desselben es nach 
seinen Materialaufzeichnungen diktierte, ist bei dem Mangel 
jeglichen Anhaltspunktes nicht feststellbar. Doch erscheint mir 
diese letztere, schon o. 8. 442 angedeutete Möglichkeit als die 
beste Erklärung für die häufig vorkommende Einschaltung 
mancher Kapitel an ganz unpassender Stelle?), wie für die oft 
gruppenweise Benützung der als Quellen dienenden älteren 
Bußbücher und Sammlungen.?) Immerhin können wir auch 
aus diesen Gründen die eigentliche Ausarbeitung des Buß- 
buchs zeitlich noch höher hinaufrücken. 

So wird auch durch diese paläographische Untersuchung 
das Ergebnis bestätigt, welches wir für die Frage der Ent- 
stehungszeit des poen. Martenianum in den früheren Teilen 
dieser Abhandlung aus anderen inhaltlichen Gründen ge- 
folgert haben. Abschließend seien diese Gründe nochmals 
zusammengefaßt: 

1. Die starke Heranziehung angelsächsischkirchlichen 
Materials, insbesondere der Sätze Theodors, verweist das 
p. Martenianum in die Zeit vor jener Reformperiode und ihrer 


!) Siehe das o. 8.448 über die Schriftart Gesagte. Hierzu noch 0. 8.457 
Anm.3. — ?®) Vgl.I, 249 zu c. 34, desgleichen die Einschaltung von 
M. c. 32, 35 (=Egb. IV, 15-17); 77, 8, hierzu die Tabelle II, 161, 
die nachträglichen Wiederholungen c. 77, T=c.25, c.78 in fine = 
c.32 u.a.m. — ?®) Vgl. I, 230 und die Zusammenstellungen II, 114, 
115, 134 bezüglich der Heranziehung der Sätze aus der coll. Hibernensis, 
des Cummeanschen Materials und der iudicia canonica. Die Ver- 
wertung der letzeren beiden Normengruppen erfolgt erst nach c. 49 
bzw. 50. Dies gilt auch von der Bibel und den canones apostolorum 
und in gewissem Maße von den Entlelinungen aus Egbert und Beda, 
vgl. die Tabellen in I], 115, 124, 138, 161, 165. 
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Reaktion gegen nationalkirchliches Bußwesen, welche durch 
Konzilsbeschlüsse des beginnenden 9. Jahrhunderts (Tours, 
Chalons, Reims 813, Paris 829, Mainz 847, vgl. o. II, 171 
Anm. 6) und durch die Reformsammlung Bischofs Halitgar 
von Cambrai (817/30, o.I, 235 Anm. 4) eingeleitet wurde.!) 

2. In der Tat zeigt das Bußbuch den typischen kompi- 
latorischen Charakter jener Pönitentialien, welche zweifellos 
in der ersten Hälfte des 9. Jahrhunderts entstanden sind.?) 

3. Die spätesten Vorlagen, welche bei seiner Zusammen- 
stellung benützt wurden, sind das poen. Floriacense, das 
demselben Sammelkodex entstammt, wie unser Bußbuch 
selbst, und die den Namen Beda und Egbert tragenden 
Excarpsus. Während das erstere Pönitential noch Ende des 
8. Jahrhunderts verfaßt worden sein dürfte?), haben wir die 
Entstehung dieser Excarpsus in der Zeit 802/813 aus ver- 
schiedenen Gründen angenommen.t) 

4. Weder die coll. Dacheriana, welche in der ersten 
Hälfte des 9. Jahrhunderts sehr verbreitet war), noch 
Sammlung und Bußbuch Halitgars, die rasch zu großem 
Einfluß gelangten, erscheinen irgendwie benützt.) Dagegen 
wurde erwiesen, daß dem poen. Martenianum verschiedene 
Sammlungen und Bußbücher als Vorlage dienten, deren 
Geltung und Verbreitung wesentlich dem 8. Jahrhundert an- 
gehört, so das poen. Burgundense, vielleicht auch das poen. 
Parisiense, ferner das poen. Cap. Iud., das Originalbußbuch 
Cummeans, die Coll. Andegavensis oder Coll. Hispana und 
die Coll. Hibernensies.”) 

5. Zu den umfangreichen Bußbüchern, welche jedenfalls 
nach dem dritten Jahrzehnt des 9. Jahrhunderts entstanden®) und 
ähnlichen Mischcharakter zeigen wie unser Bußbuch, etwa zum 
Excarpsus Cummeani (nach 813), poen. Ps. Theodori (830,847), 
poen. Vindobonense (zweite Hälfte des 9. Jahrh.) lassen sich 
keine sicheren verwandtschaftlichen Beziehungen nachweisen, 
wohl aber kann als zweifellos gelten, daß schon das p. Remense, 
das kaum nach Mitte des 9. Jahrhunderts entstanden sein 


1) Hierzu die Ausführungen I, 204, 220, 250, II. 118, 122, 156, 171£. 
2) Vgl. II, 117,156. — ®) 1,207 Anm,, II, 183, 140, 151, 157. — ) II, 172£. 
8) 11,157. — ®) IL, 175. — ?) Vgl. die Nachweise in II, 151 f., 153, 155, 
140, 136, 143£., 1, 230. — ®) 1,234, II, 178, 158, 151 Anm. 1. 
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dürfte), unser Bußbuch benützt hat, wie wohl auch Hraban 
Maurus (853/6) dasselbe gekannt zu haben scheint.) 


6. Ergibt sich schon hieraus eine Begrenzung der Ent- 
stehungszeit auf die Jahre 802 (früheste Abfassung des Exc. 
Egberti) und 850 (späteste Abfassung des p. Remense), so 
kann wenigstens der terminus ad quem wegen der Nicht- 
berücksichtigung des c. 36 der Mainzer Synode von 813 
wesentlich zurückgesetzt werden°), während der terminus a 
quo, im Falle als der Cod. Med. Laurent. das Original des 
Bußbuchs enthält, in das Jahr 812 fällt.*) Das poen. 
Martenianum ist also höchstwahrscheinlich bald 
nach 812, jedenfalls in der Zeit zwischen 802 und 
813 abgefaßt worden. 


xV1 


Wenden wir uns nun der Frage zu, welchem Ent- 
stehungsgebiete unser Bußbuch angehört, so könnte außer 
dem fränkischen Kirchengebiete, auf welches alle bisher be- 
sprochene Eigenart dieses Pönitentiale hinweist, nur noch 
das angelsächsische in Betracht kommen. Tatsächlich hat 
auch Scaduto°) dies annehmen zu dürfen geglaubt. Es 
sprechen in der Tat verschiedene Momente für diese Mög- 
lichkeit, so die auffallend weitgehende Heranziehung des 
theodorisch-angelsächsischen Bußnormenmaterials, desgleichen 
die reiche Aufnahme irischkirchlicher Sätze sowohl aus dem 
Originalbußbuch Cummeans als auch älterer Quellen, ferner 
die Benützung der coll. Hibernensis und vor allem die starke 


1) ]1, 180. — ®) II, 181. — °®) II, 173, 139. Kellner, Heortologie 
oder die geschichtliche Entwicklung des Kirchenjahres und der Heiligen- 
feste 3. Aufl, 1911, S.179, 15. Auffällig ist in M. c. 32 (Auszug aus 
Egb. IV, 16) die Erwähnung eines Festes sanctorum XII apostolorum vel 
sancti Martini et veneranda festivitas sancti qui in ipsa provincia in cor- 
pore requiescit. Zu dieser Erwähnung eines allg. Apostelfestes und des 
Patronsfestes (c. 36, 54 syn. Mainz 813 c. 8, capit. Hatton. Basil. ep., 
80. 807/23, Mon. G. Cap. J, 363) vgl. Kellner S. 153, 208£.,16. Ludwig.d.Fr. 
führte 835 das Allerheiligenfest allgemein ein, ebd. 8.241. Das p. 
Marten. kennt diese Norm also noch nicht. — *) Vgl. 0. S.436. — 
°) Scaduto, Il consenso nelle nozze etc., Napoli 1885, p. 374, 376. 
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Ausbreitung der unter dem Namen Egberts von York und 
seines Lehrers Beda des Ehrwürdigen verbreiteten Buß- 
bücher, die nicht nur mit ihrem Autornamen, sondern auch 
durch die charakteristische Eigenart ihrer Bußdisziplin nahe 
Verwandtschaft mit der Praxis der Inselkirche verraten, 
endlich die weitgehende Zulassung der Bußsurrogate und 
Redemptionen (Mittel für Ersatz und geldliche Ablösung der 
Buße), welche in der britischen Kirche aufgekommen waren.?) 
Aber gegen alle diese Gründe ist doch, wie schon Wassersch- 
leben?) teilweise betont hat, wesentlich ins Feld zu 
führen, daß dieses ganze irisch-britische Quellenmaterial 
frühzeitig auch in dem fränkischen Reiche verbreitet war. 
Und zwar war diese Einbürgerung und praktische Geltung, 
welche auch durch die von Fournier?) nachgewiesene Ver- 
breitung und Benützung der coll. Hibernensis bestätigt wird, 
um die Wende des 8. Jahrhunderts derart weit vorgeschrit- 
ten, daß gegen diese fremde, nationalkirchliche, mit der 
kanonischen und römischkirchlichen Anschauung in Wider- 
spruch stehende Bußdisziplin eine lebhafte Gegenbewegung 
entstand, der es allmählich gelang, dieselbe ganz auszu- 
schalten.*) Hierzu ist ferner zu beachten, daß unser Bußbuch 
in ausgedehntem Maße auf die alteingebürgerte fränkisch- 
kirchliche und allgemeine kanonische Bußpraxis und Lehre 
eingeht, sowie durch eingehende Berücksichtigung ihrer Leit- 
sätze und entsprechende Abänderung und Umarbeitung des 
inselkirchlichen Materials einen Ausgleich der bekämpften 
Gegensätze anstrebt.’) Es ist weiter daran zu erinnern, daß 
im poen. Martenianum nicht nur fränkischkirchliche Synodal- 
entscheidungen®) aufgenommen erscheinen, die in der briti- 
schen Kirche schwerlich bekannt waren, und daß eine auf 
fränkischem Kirchengebiete entstandene und verbreitete all- 
gemeine Canonessammlung (Coll. Andegavensis in erweiter- 
ter Gestalt oder C. Herovalliana) benutzt wird”), die zweifel- 
los in England nicht im Gebrauche stand. Aber auch andere 


1) 1,229 A.1,248,Wasserschleben, Bußordnungen S.29f. — ?) A.O. 
S.48, 0.1, 196, 11,149. — ?°) Vgl. II, 140 Anm. 2,3. — *) Literatur 
o. II, 130 Anm. 1. — °) Hierzu die Nachweise I, 220, 230, 248, II, 130, 
136, 143, 147, 149, 153f., 156, 159, 167. — °) Vgl. I, 242, II, 147, 149, — 
”) 11, 143. 
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Momente weisen auf fränkischkirchliche Entstehung unseres 
Bußbuchs hin: so die Benützung von allen in diesem Kirchen- 
gebiete verbreiteten Pönitentialien: des poen. Burgundiense 
und p. Floriacense, des p. Cap. Iudic., sowie die Verwen- 
dung einer vermutlich fränkischkirchlichen Kopie des Theo- 
dorschen Bußbuches!), die nahen Beziehungen zum E. Cum- 
meani?2) und zum p. Remense, ferner zur Bußepistel des 
Hraban Maurus von Mainz, endlich die aus Egbert IV, 16 
übernommene Erwähnung des St. Martinsfestes.?) Hierzu ist 
beizufügen, daß wohl auch der Exc. Bedae und Exc. Egberti 
fränkischkirchlichen Ursprung verraten, wie dies trotz ihrer 
Anlehnung an die angelsächsische Bußpraxis aus verschie- 
denen von Schmitz*) betonten Anhaltspunkten hervorgeht. 
Die Verwertung dieses fremdartigen Materials sowie der 
gesamten drei Judiziengruppen, welche die Entwicklung des 
kirchlichen Bußwesens charakterisieren°), läßt, wie schon 
einmal betont, unser Pönitential in seiner ganzen Anlage, 
Tendenz und Reichhaltigkeit als Vorläufer jener fränkisch- 
kirchlichen Bußbüchergruppe des 9. Jahrhunderts erscheinen, 
welche infolge der einsetzenden Reformbewegung eine Aus- 
gleichung der verschiedenen Richtungen der Bußdisziplin und 
eine Verarbeitung der sie vertretenden Bußnormen in kom- 
pilatorischer Art vorzunehmen suchten.®) Für die britische 


ı) ]J, 126f. — ®) II, 176 f. — °) 1,248 zu M.c.22. Unsere Hand- 
schrift fol. 27 2.18 zeigt deutlich die Worte vel sancti Martini. Ich 
stelle dies deshalb fest, weil in allen Abdrucken des E. Egberti, aus 
dem (IV, 16) das p. Mart. hier exzerpiert, die unrichtige Lesart sancti 
martyri steht: Schmitz I, 577, II, 664, Wasserschleben S. 235, 
während der erste Abdruck Martenes (Collect. script. mon. VII, 43 c. 5) 
wie oben s. Martini liest. So auch das Doppelpönitential Beda- 
Egbert c.47 (Schmitz II, 700) wie die Feiertagsordnungen der 
fränkischen Synoden des 9. Jahrhunderts und die verschiedenen Kapi- 
tularien fränkischer Bischöfe dieser Zeit (Kellner a.0. 15f., c.19 
cap. ecclesiastica in MG. Cap. I, 179, das aber nicht, wie Kellner 
meint, einer Aachener Synode entstammt). Es ist also wohl kein 
Zweifel, daß auch für den Egbertschen Text die Lesart Martini die 
richtige ist. Man vgl. zur Frage auch die Untersuchung von Seckel 
in NA. 29, 321 über c. 36 der sog. statuta Bonifacii (= Ben. Lev. 2, 189), 
der nachweist, daß das Martinsfest im burgundischen oder fränkisch- 
romanischen Kirchengebiete nicht gefeiert wurde. — *) Schmitz I, 568 
u. 0. 11, 172. — °) 1, 200f. — ®) II, 117f., Schmitz II, 167. 
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Kirche bestand weder Bedürfnis noch Anlaß zu solcher 
Tendenzarbeit, da dort der Gegensatz des fränkischkirch- 
lichen und kanonischen Materials fast nicht zur Geltung 
kam.!) Dagegen ist es nicht unwahrscheinlich, daß unser 
Bußbuch im nordfränkischen Gebiete entstanden ist, da dort 
Lehre und Praxis des britischkirchlichen Bußwesens um die 
Zeit, welche wir für die Abfassung unseres Bußbuchs an- 
nehmen, seit einem halben Jahrhundert sich eingelebt hatte, 
so daß der Verfasser trotz der ihm jedenfalls nicht unbe- 
kannten Gegenbewegung wagen durfte, die Fortgeltung der 
bekämpften Bußnormen durch Abschwächung ihrer Eigenart 
und durch Verarbeitung mit dem Material der fränkisch- 
kirchlichen und allgemeinen kanonischen Bußdisziplin zu 
sichern?) Auch die Praxis der Bußsurrogate und Redem- 
tionen hat aus der Inselkirche zur Zeit der Entstehung des 
p. Martenianum zweifellos zuerst im nordfränkischen Kirchen- 
gebiete Eingang gefunden. 

Andere Anhaltspunkte für den Entstehungsort lassen sich 
im Bußbuche nicht finden, wenn auch der Fundort des Manu- 
skripts auf die berühmte Benediktinerabtei von Fleury, 
also auf die Diözese Orleans und die Benutzung der Samm- 
lung von Angers vielleicht auf diese an Tours angrenzende 
Diözese weist. 


VI. 


Soll diese Zeit- und Ortsbestimmung Anspruch auf mög- 
lichste Sicherheit erheben dürfen, so muß sie auch noch 
(vgl. I, 122) auf ihre Übereinstimmung mit dem sachlichen 
Inhalte des Bußbuchs und mit dem Standpunkte des Ver- 
fassers in den wesentlichen Richtlinien der um diese Zeit 
geltenden Bußdisziplin und sonstigen kirchlichen Doktrin 
überprüft werden. 

Schon entsprechend dem 8. 460 unter Z. 3 u. 4 Gesagten 
kann festgestellt werden, daß unser Bußbuch keine im 


1) Auf den Gegensatz zur römischen, d.h. allgemeinkirchlichen 
Lehre weist noch das Theodorische Rechtsbuch und die irische Kanones- 
sammlung hin, vgl. Schmitz I, 175£., II, 119f., 142, 517, Wassersch- 
leben, Bußordnungen S. 75, irische Kan. Sig. p. XIX, XXXVf. — 
2) Vgl. die Ausführungen II, 122, 128£. 
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9. Jahrhundert entstandenen Rechtssätze enthält. Alle in 
Betracht kommenden neuen Normen dieser Zeit erscheinen 
noch nicht berücksichtigt. Es ist wohl anzunehmen, daß sie 
der Verfasser gar nicht gekannt habe, da er bei seiner son- 


stigen Tendenz, alles Wichtige heranzuziehen, sicher sie be- 
achtet hätte. 


Das Bußbuch beginnt c. 1—12 mit einer Anzahl von 
synodalen und päpstlichen Sätzen über Bußerteilung und 
Bußleistung, welche, wie wir bereits nachgewiesen haben, 
der Verfasser größtenteils aus der Collectio Andegavensis 
oder aus einer auf ihr beruhenden vermehrten Rechtssamm- 
lung entnommen hat.!) Dementsprechend sind vom fränkisch- 


ı) II, 143f., hierzu die Nachweise I, 236f. In Cod. Vindob. 2171 
ist t. 64 rubriziert de lapsis et poenitentibus. Die dort gebrachten 
Kapitel aus den Statuta ecclesiae antiqua tragen die Rubrik In libro 
canonum. Instituta ecclesiae antiquae. Mit ihnen beginnt 
unser Bußbuch c. 1 8 1—5, sodaß die Rubrik als Titel der Sammlung 
erscheint. Der betreffende Titel 64 enthält nach Maaßens Nachweisen 
M. c.2 (c. 30, 31 syn. Carthag. III anno 397), c. 3 (ep. Innocentii I ad 
Decent. Eugub. anno 416 c.7 Ja. 311) und wohl auch M. c.4 (c.13 
syn. Nicaen. I anno 325), c.5 (c.3 syn. Arausic. I anno 441), c.6 (c. 12 
syn. Arelat. II anno 443), und c.7 (c.15 syn. Agath. anno 506). Denn 
in der Herovalliana, welche die Coll. Andegavensis fast ganz auf- 
genommen hat (Maaßen 8.829), entsprechen in Herovall. t. 68 (= t. 64 
Andegarv., 8. 831 ebd. ist zu korrigieren: LXII. De catechumenis. 
LXIII—LXVI entsprechen Tit. 58, 60, 61, 59 der S. d. Hs. v. Angers. 
LXVII. De lectione ad mensam. LXVIII—LXXI entsprechen Tit. 64, 
62, 63 der S. d. Hs. v. Angers; vgl. den Abdruck Migne PL. 99, 1069), 
die Kapitel 1—8, 10, 11 jenen in M. c.1 81-5, c..2—7. C. 10 fehlt in 
der Herovalliana, dort entsprechen noch t. 68, 25, 31 (2. Teil), t. 54,1 
4,7,11 (t.49 C. Andeg.), t. 50,5 (t.43 C. Andeg.), t. 56, 5, 13 (t. 50, 51 
C. Andeg.), t.30, 1 (t.26 C. Andeg.), t. 54,10, 12,4 (t.49 C.A.) teil- 
weise mit anderen Rubriken oder geändertem Text jenen in M. c. 11, 12, 
24 —26, 44, 48; 51,1; 58, 10; 59, 7, 74,1; 77,6,7. Aus t.64 der C. 
Andegavensis stammt wohl auch M. c. 10,11 (ep. 167 Leo I ad Rusti- 
cum Narbon. anno 458/9, Ja.? 544, in Cod. Paris. 1603 als t. 65 ab- 
getrennt), c. 12 (ep. Coelestinus univ. ep. p. Vienn. et Narbon. anno 428 
Ja.? 369). Aus den in diesem vermehrten Manuskript folgenden t. 66 
und 67 könnte der Autor unseres Bußbuchs noch die von ihm c. 8,33, 
53, 5, 54, 1,2 gebrachten Canones der sog. 2. Synode des Patricius (vgl. 
Maaßen S. 827) und die in c. 27; 66, 1,3; 67; 68; 70, 2 exzerpierten 
Sätze aus Gregors I. Schreiben an den Bischof Augustinus entnommen 
haben. Ob auch M. c.29—31 aus dem Anhange eines erweiterten 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIV. Kan. Abt. II. 30 


466 Walther v. Hörmann, 


deutschen Konziliarrecht keine über das 8. Jahrhundert hinaus- 
gehende Synodalnorm !), vom römischen Synodal- und Dekre- 
talenrecht?) nur einzelne Aussprüche aus dem 5. Jahrhundert 
aufgenommen. Von den wichtigen Beschlüssen der Reform- 
synoden von 813 über das kanonische Bußwesen finden wir 
keine Spur. Auffallen muß auch, daß die liturgische Seite 
des Bußwesens ebenso unberührt bleibt wie die Frage öffent- 
licher Bußleistung.’) Auch ein ordo ad dandam poenitentiam 
ist nicht, wie sonst üblich, vorausgestellt. Diese Anweisung 
für die Bußleistung ist erst gegen Ende des 8. Jahrhunderts 
den Poenitentialien vorausgeschickt worden, wie etwa das 
oben 8. 433 erwähnte Eingangsstück des poen. Floriacense 
dartut.) Auch die Betonung öffentlicher Bußleistung für 
öffentliche Delikte im Gegensatz zur arbiträren Privatbuße 
erfolgte erst auf den karolingischen Reformsynoden.’) In 
diesen Fragen nimmt also der Verfasser, soweit er die kano- 
nischkirchliche Anschauung wiedergeben will, keinen anderen 
Standpunkt ein als etwa Papst Zacharias im Jahre 746 in seinen 
bekannten 27 Capitula ad Pippinum®) und er hatte somitrecht, 
wenn er unter geschickter Verwertung der Überschrift von 
t. 64 coll. Andegav. und der Rubrik ihres 1. Kapitels als 


Cod. Coll. Andegav. stammen, ist nicht nachweisbar, doch erwähnt 
Maaßen S. 306, 831, daß die Dekrete der röm. Synode Gregors II. 
v. 721 (M. c.30) auch im Anhange des erwähnten C. Paris. 1603 (und 
in C. Burgund, 10127) sich vorfinden. Die von Schulte in WSB. ph. 
hist. Kl. 117 (1889) XI, 7, 16, 22 beschriebenen Handschriften der S. 
v. Angers (Cod. reg. Stuttgart 113, 112, 109) bieten für unsere Frage 
nichts Neues. Im ersten sehr vermehrten Apograph enthält t. 64 
M. c. 3,7, t.65 M. c. 1,12, t.66 M. c. 10, t.67 M. c. 11, t. 79—81 resp. 
Gregorii ad Augustinum, t.82 M. c. 27, t.83 M. c. 67, 66, 3, t.84 M. 
c.69 c.2, t.87 M. c. 30. Es ist also ausgeschlossen, daß das p. Mart. 
diese Rezension benützt habe. Schulte a. O. S. 14 hält überhaupt da- 
für, daß diese jüngere Sammlung nicht auf jener von Angers beruhe, 
sondern auf einer gemeinsamen älteren Quelle. 

ı) Vgl. Schmitz I, 24, 83, Maaßen, Quellen 8. 214. — 
2) Ebd. S. 227 f,, Schmitz I, 18, 28f., 115. — °) Zur Sache Schmitz 
I, 60, 63, 116, 119, II, 28, 34 £., 44, 77, 91,98. — *) Vgl. Schmitz 
II, 41,111, 303, in der Coll. Halitgari ebd. S.260. Dem P.Sang. trip. ist nur 
ein dürftiges Exzerpt vorangestellt, vgl. ebd. 8.190. — ®) Vgl. Schmitz 
II, 97£., 1,59£., 116. — *) Ja.? 2277 (1750), Mansi XII, 333, MPL. 
89, 936. 
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Titel seiner Sammlung dieses Material als altkirchliches — de 
poenitentibus in libro canonum instituta ecclesiae antiqua — 
qualifiziert. Es ist in der Tat altes Konziliar- und Dekre- 
talenrecht, welches er hier bringt und sodann durch passende 
Entlehnung patristischer Sätze aus der Coll. Hibernensis so- 
wie durch einen entsprechend geänderten und rubrizierten 
Ausspruch Theodors (über Abendmahlempfang während der 
Bußzeit) ergänzt. 

Im Anschluß an die in M. c. 12 gebrachte Dekretale 
Papst Coelestins I. findet sich — zu meiner Überraschung — 
in meinem Manuskript ein im Drucke von Martöne (und in 
dem Abdrucke von Wasserschleben) übersehenes Kapitel, 
welches somit I 230 zu ergänzen wäre.!) 

M. ce. 12a (Innocentii papae) = Coll. Hibern. XLVIl, 12c 
(ed. c. p. 200), wo die Rubrik Item sinodus Romana lautet 
und das Wort fine durch spiritu ersetzt ist. Die unrichtige 
Rubrik unseres Bußbuchs läßt sich leicht erklären. Das 
Zitat der irischen Sammlung, das in seiner Textgestalt an 
den einschlägigen c. 32 syn. Bracarensis II ao. 572 (Mansi 
IX, 835, C. Hisp. 1. c. 84, 586) oder an die Rubrik der ep. 
p. Leonis ad Theodorum Forojuliensem ep. ao. 452 (Ja.?485, C. 
Hisp. l. c. 84, 779) erinnert und dem Inhalte nach sowohl 
dem c. 13 syn. Nicaen., dem c. 2 ep. p. Innocentius I. ad 
Exsuperium ep. Tolos. ao. 405 (Ja.? 293, ec. 22 C. Dionys. 1. c. 
67, 246, C. Hisp. 1. c. 84, 650) wie dem Schlußsatze des c. 15 
syn. Agath. ao. 506 (Mart. c. 7) entspricht, war dem Verfasser 
entweder nur in letzterer Form bekannt und wurde daher 
von ihm mit der für c. 7 übernommenen, allerdings auch un- 
richtigen Rubrik versehen (vgl. oben I, 237) oder der Sammler 
glaubte, da in der coll. Hibern. unmittelbar vorher (XLVII, 


1) Um die bisherige Numerierung der Kapitel beibehalten zu 
können, bezeichne ich den Einschub mit M.c. 12a. Es ist, wie wir 
sehen werden, nicht die einzige Lücke, die sich im Abdrucke von 
Martene findet. Die Zahl der aus der Coll. Hibernensis entnommenen 
Kapitel des p. Martenianum ändert sich damit nicht, da ich nach 
genauer nochmaliger Prüfung das c. 8 des Bußbuchs als nicht aus der 
irischen Sammlung, sondern aus der Coll. Andegavensis t. 66 stammend 
zum kanonischen Konziliarrecht rechnen möchte. In diesem Sinne 
wäre daher auch die Il, 117 gegebene Tabelle zu ergänzen. 

30* 
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12b) der Schluß des oben erwähnten Schreibens Papstes 
Innocenz I. auch unrichtig als Sinodus Romana zitiert wird, 
für dieses Kapitel als damit zusammengehörig dieselbe Kor- 
rektur vornehmen zu sollen. 

Auf dieses inhaltlich auch an das vorausgehende M. c. 12 
sich anschließende Kapitel läßt der Verfasser des Bußbuchs 
nun eine Reihe von Sätzen c. 13—18, 20—23 aus der Coll. 
Hibern. folgen, die durch einen theodorischen Satz über die 
Behandlung der Selbstmörder als Ergänzung der gregoria- 
nischen Aussprüche c. 17, 18: de sanctificando pro mortuis 
unterbrochen sind, sonst aber auf Bußwesen sich beziehen 
und ihrer patristischen Herkunft entsprechend altkanonische 
und römischkirchliche Bußdisziplin wiedergeben. 

Es wäre nun naheliegend und verständlich gewesen, 
wenn der Verfasser des Bußbuchs, dessen Vorliebe für insel- 
kirchliches Normenmaterial sich allerdings erst später zu 
voller Entfaltung entwickelt, im Anschluß an seine kanonisch- 
kirchliche Einleitung sofort auch der eigenartigen Formen 
und Grundsätze der angelsächsischen Bußdisziplin gedacht 
hätte. Aber er wollte, wie es scheint, eine zu schroffe Gegen- 
überstellung offenbar vermeiden, denn die nächsten Kapitel 
c. 24—31, 33, 36—47 behandeln bereits eherechtliche Buß- 
fragen. Aber wenn wir diese Kapitelreihe näher besehen, 
finden wir sie in c. 32, 34, 35 unterbrochen durch die ganz 
sachwidrige Einschaltung zweier typischer Normen über Buß- 
leistung, welche aus dem E. Egberti entnommen sind und 
von denen eine die der angelsächsichen Kirche eigentümliche 
Privatbuße durch Wochenfasten betrifft, die andere eine 
Liste der bußfreien Tage enthält, wie sie im Anschlusse 
an das altkanonische Verbot des Sonntagfastens allmählich 
sich entwickelt hat und hier zweifellos in fränkischkirchlicher 
Fassung vorliegt.) Aber für den Verfasser unseres Buß- 


1) Ausgangspunkt bilden c.66 can. Apostol., c.18syn. Gangrense anno 
362, c.2 syn. Caesar. August. I anno 381, c. 64 syn. Carthag. IV anno 
398 = c. 77 stat. eccl. ant., c. 50, 57 syn. Bracar. II anno 572, c.8 syn. 
Toletan. IV anno 633. Tertullian de corona milit. c. 3, Augustinus ep. 55 
ad Januar. c.15, Ambrosius ep. 23 ad ep. Aemil.n.11. In den Bußbüchern 
fand das Sonntagsfastenverlot Eingang durch c. 57, 58 dict. Theodori = 
poen. Theodori I, 11 $2, 3, Cap. Iud. can. 33, im Sangall. trip. wurde 
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buchs mag sie durch die Autorität Egberts zu einer Norm 
inselkirchlichen Ursprungs geworden sein, die er sich beeilte 
aufzunehmen, um auch dieser nationalkirchlichen Bußdisziplin 
gerecht zu werden. Andere auf diese zurückgehende Sätze 
bringt unser Poenitential an anderer Stelle, so aus dem p. Theo- 
doril, 11 82,3=M. c. 59, 5 (entspricht der 8.468 A. 1 be- 
sprochenen kanonischen Grundlage des Egbertschen Satzes), 
Th. D, 14 81,2=M. c. 73, 1,2, Th. 1,2 814=M.c. 75,3. 
Dagegen erscheinen viele nicht aufgenommen: Th. 1,8 $ 5, 
1287, 13 81—4, 14 8 14, so daß wir in dieser Richtung 
eine besondere Zurückhaltung zugunsten der kanonischen 
Bußdisziplin feststellen können. 

Auch für die eherechtlichen Fragen, die mit der Titel- 
rubrik de incestis eingeleitet werden, bringt der Verfasser 
des Bußbuchs zunächst alte Konziliarnormen über Ehebruch 
und Verwandtenehenverbote: M. c. 24 = c. 10 syn. 
Arelat. I ao., 314, M. c. 25 = c. 2 syn. Neocaesarea ao. 314. 
M. c. 26 = c. 30 syn. Epaon. ao. 517. Hieran schließt sich 
M. c.27 = ep. Gregorii M. ad Augustinum resp. 4. Diese 
Kapitel stammen zweifellos aus c. 49 und 67 der Coll. An- 
degav., da die ©. Herovalliana andere Rubriken aufweist 
und den letztgenannten Kanon überhaupt nicht bringt. Dar- 
auf folgen drei einschlägige Sätze aus dem theodorischen 
Rechtsbuch, wobei der auf die Gleichstellung von consangui- 
nitas und affinitas bezügliche Satz auffallenderweise übergangen 
wird. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß der Ver- 
fasser den gregorianischen Ausspruch !) herangezogen hat, um 
die nachfolgenden Sätze der angelsächsischen Praxis, die auch 
dem fränkischen Reichsreohte zur Zeit Pippins (Kapitularien 


die Norm nicht aufgenommen, das Mart. bringt sie c.59, 5. Vgl. 
p. Valicell. I, 108, Iud. Clem. 7, p. Merseb. 92, 93, p. Vindobon. 74, 75, 
E. Cumm. XII, 7,8, E. Beda V,8. Erst E. Egberti IV, 16 (cf. c.5 syn. 
Rispac. anno 800, MG. Conc. 2, 208) erweitert das Fastenverbot auf 
alle größeren Festtage, eine Norm, die dann dem Ordo der Privat- 
beichte (Schmitz I, 99) eingefügt wird mit einem Text, der wegen 
Erwähnung des erst 835 durch Ludwig d. Frommen eingeführten 
festum omnium sanctorum nicht vor dieser Zeit geschrieben sein kann. 
Vgl. Kellner a.0. S. 242, 16 f., 312, Schmitz 1, 325 u. o. I, 248, 215. 

!) Vgl. hierzu die Nachweise o. 1,241 und in v. Hörmann, 
Quasiaffinität, 1906, S. 339 Anm. 1, 258 Anm.3. 
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von Verberie und Compiegne 756/57) entsprachen, gegenüber 
der späteren kanonischen Auffassung zu rechtfertigen.!) Den- 
selben Zweck verfolgt der Verfasser, wenn er in c. 31 noch 
einen Satz aufnimmt, der, wie schon oben I, 197, 242, II, 147 
betont, auf diese fränkischen Kapitularien hinweist und deren 
Standpunkt als non inlegitime sed veniabiliter erfolgte Kon- 
zession erklärt, die durch die Nichtbeachtung kirchlichen 
Rechtes nescienter sicut adsolet per negligentiam nostri tem- 
poris sacerdotum veranlaßt worden sei.) Daß diese Reichs- 
tagsschlüsse ausPippins Regierungszeit tatsächlich Übergangs- 
bestimmungen darstellen, welche die Einbürgerung der strengen 
römischkirchlichen Eheverbotsnormen bezwecken, hat bereits 
Schmitz*) mit Recht hervorgehoben. Von dieser Tendenz 


ı) Über die Entwicklung der fränkischkirchlichen Eheverbote 
und den Gegensatz zur römischkirchlichen Lehre ebd. S. 352 f., 
Freisen kan. Eherecht? 8. 377£,, 442f., Schmitz I, 367£., 1I, 122f. — 
2) Daß c. 31 mit den Worten Invenimus etiam in aliorum decretis auf 
die Schlüsse der genannten fränkischen Kapitularien Bezug nimmt, 
ergibt sich wohl auch daraus, daß der o. II, 148 erwähnte Erlaß König 
Pippins gleicherweise der Unwissenheit als Ursache der Nichtbeachtung 
der kanonischen Verbote gedenkt: Sufficerant quidem priscorum 
patrum regulae, sanctae ecclesiae catholicae rectissimae normae 
ad mortalium correctionem prolatae, si earum sanctissima iura per- 
severassent inlaesa, Sed quia emergentibus causis quibusdam non 
congruis temporaque inquieta supervenientes contigit, nonnulla ex 
hac re neglegentia faciente fuisse intermissa, ideoque — rex 
Pippinus — episcopos adgregari fecit, — recuperare aliquantisper 
— cupiens instituta canonica (Mon. G. Cap. I, 33, anno 755). — 
®) Schmitz II, 126. Den Übergangscharakter der getroffenen Be- 
stimmungen, zu denen natürlich nicht bloß die Sätze der Synode 
von Vernenil gehören, ergibt sich aus den weiteren Worten des diese 
einbegleitenden königlichen Schreibens 1. c.: Et quia facultas modo non 
suppetit ad integrum, tamen aliqua ex parte vult esse correctum 
quod aecclesiae Dei valde cognoscit esse contrarium. Et si tempora 
serena spatiaque tranquilla divinitus fuerint ei conlata, cupit ad plenum 
secundum sanctorum canones, plenius opitulante divina gratia, melius, 
perfectius integreque inantea conservare. Et cum ita factum fuerit, 
cessent haec, quae necessitate cogente ex sacris canonibus 
remissiussuntexcerpta, maneant praefata iura canonica firmissima 
integra atque intemerata. Tamen interim quod melius possu- 
mus haec inconvulsa atque inviolata esse cupimus Die 
spätere Aufhebung der dem kanonischen Rechte nicht völlig ent- 
sprechenden Not- und Interimsbestimmungen ist also in Aus- 
sicht genomnien. 
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sind zweifellos schon die Bestimmungen des theodorischen 
Rechtsbuchs!) beeinflußt, und es ist wohl kein Zweifel, daß 
wie Schmitz?) bemerkt, auch der Autor des c. 31 die ge- 
meinkirchliche Lehre hervorzukehren bestrebt ist. Um dieser 
und ihrem allgemeinen, nicht an eine bestimmte Gradgrenze 
gebundenen Verwandtschaftsehenverbote®) gerecht zu werden, 
hat. derselbe nicht nur Ehen im vierten, fünften und sechsten 
Grad als gänzlich zu vermeiden empfohlen, sondern auch 
eine bekannte Stelle aus Isidors Etymologien über Ausdeh- 
nung und Berechnung der Verwandtschaft *) und die in den 
Anhängen der fränkischen Rechtssammlungen bereits auf- 
genommenen Dekrete der römischen Synode Papst Gregors Il. 
von 721 mit ihrem weitgehenden allgemeinen Verwandt- 
schaftsehenverbot vorausgestellt. 

Diese ganze Argumentation, die, wie die Rubrik ergibt, 
aus einer älteren epistola canonica stammt und mit ihren 


!) Der Hinweis in Theod, II, 12 8 25 (Can. Gregor. 78, cap. Dache- 
riana 121, Schmitz II, 530, 578): sicut in lege scriptum est bezieht 
sich zweifellos nicht auf das röm. Recht, sondern auf das fränkische 
Reichsrecht, an welches sich diese im nordfränkischen Kirchengebiete 
in der zweiten Hälfte des 8. Jahrhunderts entstandene Sammlung angel- 
sächsischer Bußnormen anschließt. Unsicher Schmitz II, 127 Anm. 3. 
— 2) Schmitz II, 127, v. Hörmann a.0. 8.355. Daß in dem 
Kapitel gerade c. 1 cap. Vermer. angeführt sei, wie Freisen a.O. 
8.389 sagt, läßt sich wohl nicht behaupten. Eher stimmt der Text 
zu c.2 cap. Compend., welches nach der neuesten Forschung als älter 
bezeichnet wird wie jenes. — ?°) Näheres über diese spezifisch 
romanischkirchliche Lehre v. Hörmann a.O. S.354 A. 2, vgl. Freisen 
a.0. S. 382. 387. — *) Vgl. 1, 242. Zu dieser Stelle, die zuerst, wie es 
scheint (vgl. aber Freisen 8.386 Anm. 39), von Leo Ill. in einem Schreiben 
an die bair. Bischöfe (anno 800, Ja.? 2503) und in späteren Quellen, meist 
in Verbindung mit c.5 syn. II Tolet. anno 581, zur Begründung eines 
allgemeinen Verwandteneheverbotes angezogen erscheint, vgl. Conrat, 
Geschichte d. Quellen und Literatur des röm. R. im MA. 1889 I, 84 
Anm.6, Freisen a.O. S.408, 386, 390, 392, v. Hörmann a. O. S.260 Anm., 
354 Anm. 2, 416. In der Herovalliana findet sich die Stelle nicht, da- 
gegen weist sie Schulte WSB.117, XI, 17 in der Handschrift bibl. 
Stuttgart. 112 der Sammlung von Angers t. XLVIII (wohl richtiger 
XLVIIII) mit der obenzit. Toletaner Verbotsnorm nach: sententia Isidori 
de consanguinitate. Die Einleitung: B. Isid. de cons. sic loquitur ist 
dieselbe wie in p. Mart. c. 29 (Dicta Esydori). Die anschließenden 
Kapitel unseres Bußbuchs finden sich dort aber nicht verzeichnet. Ein 
Verbot enthält die Stelle nicht. 
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drei Kapiteln in verschiedenen Handschriftenanhängen ge- 
sondert!) vorkommt, hat nun auch der Verfasser unseres 
 Bußbuchs übernommen. Daß er hierbei die nicht mehr zu- 
treffende Zeitbestimmung der erwähnten Rubrik zu c. 30 
nicht änderte?), mag ein Übersehen, eher vielleicht Absicht 
sein, um seinem Werke den Anschein höheren Alters zu 
geben, wie dies ja auch der Anfangstitel desselben bezweckt. 
Dem entspricht es auch, daß der in c. 26 aufgenommene alte 
Kanon 30 der Synode von Epaon ao. 517 in seiner ursprüng- 
lichen Fassung gebracht wird und nicht in jener, nament- 
lich in der fränkischen Kirche stark verbreiteten veränderten 
Form als c. 61 syn. Agathens. — c. 14 der sog. sententiae.?) 
Auch die Aufnahme des c. 29 der sog. 2. Synode des Patricius, 
dessen Wortlaut (M. c. 33) ebenfalls auf den Gegensatz 
zwischen fränkischem Reichsrecht und kanonischkirchlicher 
Übung‘) hinweist, soll der Rechtfertigung des ersteren dienen. 


1) Vgl. II, 146 f. — *®) I, 197, 238, II, 145, 147. — *®) Der Verfasser 
dürfte die Norm ebenso wie c. 24, 25 aus der Coll. Andegavensis t. 49 
(cf. coll. Herovall. t. 54, 7) entnommen haben. Die Behauptung von 
Freisen 8.389, 378,16, daß M. c.26 einen Zusatz si quis consobrinae 
— non solvimus beigefügt habe, beruht auf einem Irrtum, denn diese 
Worte finden sich schon in der ursprünglichen Fassung MG. Conc. I, 26. 
Die Lesart in unserem Bußbuch weist nur einige unwesentliche 
Änderungen bzw. Ergänzungen auf: germanas uxores statt germanam 
uxorig suae, censuimus statt censenius, sine statt sane, das Wort subri- 
nae nach consubrinae ist ausgefallen und zu privignae wird glossiert 
id est philiastrae. Auch der Schlußsatz ist nicht geändert; die Folge- 
rung also, die Freisen S. 579 und von Hörmann ad S. 405 Anm.l, 
408 aus dem Texte bei Martene und Wasserschleben ziehen, daß nänı- 
lich Mart. c. 26 den Schlußsatz durch Versetzung der Worte interdicitur 
habeatur in das Gegenteil, nämlich im Sinne der Eheunfühigkeit als 
Inzeststrafe gewandelt habe, trifft nicht zu, da Martöne hier falsch 
abgedruckt hat. Der Standpunkt des c.2 cap. Vermer. und der c. 10, 
13, 17, 18 cap. Compend. (vgl. v. Hörmann a.O, 8. 395, 401f., 406) 
ist also vom Verfasser nicht akzeptiert worden. Über die Form des 
c. 30 syn. Epaon. in den sog. sententiae c. 14 (nicht 16) vgl. Freisen 
S. 377 und bes. v. Hörmann S. 334 Anm.1. — *) Anderer Meinung 
Freisen S. 377, der lex auf jüdisches Recht bezieht. Unsicher Schmitz 
II, 127. Hierzu v. Hörmann a. 0. S. 340 Anm. 1, 352. Ich glaubte 
dort auch, die Bezeichnung lex wie in der Coll. Hibernensis auf den 
Pentateuch beziehen zu sollen, aber, wie schon I, 233 bemerkt, ist der 
irischkirchliche Ursprung dieser Sammlung sehr fraglich, vieles deutet 
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Der Autor mag den Kanon aus der coll. Andegavensis ent- 
nommen haben, in deren Anhang er bei einzelnen Mas. (Cod. 
Paris. 1603 t. 66) sich vorfindet. Es ist indes nicht unmöglich, 
daß derselbe in dem oben besprochenen Sonderstücke sich 
befand, oder sonst aus einem Anhange stammt, woraus der 
Verfasser dann auch die hier unvermittelt eingeschalteten 
Egbertschen Sätze c. 32, 34, 35 entnommen haben könnte. 

Wir ersehen aus diesen Feststellungen, daß das poen. 
Marten. keine einzige der wichtigen Synodalnormen und 
päpstlichen Dekretalen bringt, welche in der Frage der Ver- 
wandtenehenverbote der römischkirchlichen Lehre vom Be- 
ginne des 9. Jahrhunderts ab allmählich zum Durchbruch 
verholfen haben. Dem Verfasser sind sowohl jene fränkisch- 
kirchlichen Rechtssätze unbekannt, welche in dieser Zeit die 
vierte Generation als trennendes Ehehindernis erklären !) oder 
über dieselbe hinaus sich der römischkirchlichen Lehre eines 
ganz allgemeinen Eheverbotes in der Verwandtschaft nähern.?) 
Mit Ausnahme der römischen Synodaldekrete GregorsII. enthält 
das Bußbuch keinen Beleg dieser Doktrin aus dem Dekre- 
talenrecht?), geschweige denn aus den fränkischen Quellen 


eher auf fränkische Herkunft derselben, so nicht nur der Umstand, 
daß die Sammlung, die schon in ihrer Einleitung den Charakter eines 
(bischöflichen?) Schreibens verrät, zuerst in der Sammlung von Angers 
auftaucht, aus der sie Sirmond Conc. ant. gallica 1629 herausgab, 
sondern auch daß sie sachlich viele Verwandtschaft mit fränkisch- 
kirchlichen Lehren des 8. Jahrh. zeigt, in der Coll. Hibern. (Wassersch- 
leben p. XIX, XX***) fast durchwegs der römischkirchlichen Doktrin 
zugeschrieben, in angelsächsischen Quellen sonst aber wenig zitiert 
wird. Dem entspricht es, wenn c. 29 die Anerkennung der 4. Gene- 
ration als Verbotsgrenze apud nos in Gegensatz bringt zur lex, 
worunter dann wohl nur das fränkische Reichsrecht verstanden werden 
kann. In der unklaren Version des Cod. Emmeran E. 91 (saec. IX.) 
werden die Romani genannt, das nos ist in vos geändert, so daß der 
ganze Sinn ins Gegenteil verkehrt ist und lex offenbar auf die kirch- 
liche Gesetzesnorm bezogen sein soll. 

1) In Betracht kommen c. 54 syn. Mogunt. anno 813 = c. 30 al.1 
syn. Mogunt. anno 847 (MG. Conc. II, 273, Cap. II, 183). Vgl. v. Hör- 
mann a.0. S.353. — ?) C.2 capit. 114 princ. saec. IX e conc. can. 
coll., c.6 cap. missor. anno 813, vgl. v. Hörmann a. O0. S. 354 Anm, 
c.21 cap. Ahyto Basil. ep. 807;23 (MG. Cap. I, 181, 232, 365). Jonas 
ep. Aurel. de instit. laicali II,8 (vor 828, MPL. 106, 134). — °) Außer 
Gregor 11I. ep. ad Bonifacium (c. anno 732, Ja.? 2239 (1724), ed. Jaffe 
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nach der Mitte des 9. Jahrhunderts!). Der Verfasser vertritt 


Bibl. III, 93, MG. Ep. III, 1, 279), c.22 ep. p. Zachariae ad Pippinum 
(anno 747, Ja.? 2277 [1750], ed. Mansi XII, 333, MPL. 89, 936), cf. 
ep. 63 anno 747 u. ep. 43 ad Bonifacium (anno 743, Ja.? 2264 (1741), 
ed. Jaffe TII, 120, MG. Ep. III, 1, 304), c. 6 syn. Rom. anno 743 
MG. Conc. IJ, 14f.), Leo III. ep. ad episc. Bavar. (anno 800, Ja.? 2503 
(1883), MansiXI1, 385), c. 38 syn. Rom. 826 (MG. Conc. 11, 582f.), Leo IV. 
syn. Rom. anno 853 (Mansi XIV, 1009, Ja.? 8. 336), ep. p. Nicolai I 
ad consulta Harduici arch. Vesont. c. 1,2 (anno 865, Ja.? 2787 (2107), 
Mansi XV, 460, MG. Ep.VI, 2, 641), c. 39 resp. p. Nicolai I ad consulta 
Bulgar. (anno 866, Ja.? 2812 (2123), Mansı XV, 401, MG. Ep.V1, 2, 568). 
Näheres bei v. Hörmann a. O. S. 272 Anm. 4, Freisen a. 0. S. 384 f. 

ı) Die Dekrete des Papstes Zacharias und seiner röm. Synode (743), 
sowie jenes der Synode Eugens II. (826) finden sich nicht nur in vielen 
Handschriften der Hadriana (vgl. Maaßen, Quellen S. 307), sondern 
auch in der coll. Halitgarı IV, 21 (c.6 syn. Rom. 743) und im Ms. 
Vindob. 116 (2223) des poen. cap. Iudic. VIII, 3 (c. 22 cap. ad Pippin.), 
das Synodaldekret Papst Eugens II. in vielen Kapitularienhandschriften 
(cf. MG. Cap. I, 370). Über die Stellungnahme Hinkmars von Reims 
ep. de nuptiis Stephani (Opp. I, 642, II, 648) und Hrabanus Maur. 
von Mainz (ep. 29 ad Humbert. Wircib. ep., ep. 30 ad Reginbald chorep., 
ep. 31 ad Hatton. Fuld., ep. 56 ad Heribald. Autissidor., alle vor 850, ed. 
Hartzheim II, 205 c. 20, 215, 226, MG. Ep.V, 3, 444, 448, 451, 509) 
vgl. die Ausführungen bei Freisen 8. 388, 390. Von späteren Konzils- 
schlüssen kommen in Betracht die ep. synod. v. Doucy IJ anno 874 
(Hardouin VI, 146) u. c. 32 der syn. Worms anno 868 (Hartz- 
heim II, 315), den die wahrscheinlich unechte ep. p. Nicolai ad Carol. 
arch. Mog. (Ja.? + 2709 [2045] MG. Ep. VI, 2, 672) beifügt. Zu er- 
wähnen wäre auch c. 13 der von Werminghoff NA. 27, 580 aus 
C. Vatie. Ottob. 261 abgedruckten fränkischen Diözesanstatuten. Am 
reichsten an einschlägigen Sätzen ist die Coll. Benedict. Lev.: I, 82, 
166, 310, II, 31, 80, 130, 209, 327, 408, III, 179, 356, 432, Add. II, 
123, 1V, 2, 74, 75, hierzu etwa Seckel im NA.31, 75, 85; 34, 369; 
35, 173, v. Scherer, Ehe-R. bei Ben. Lev. und Ps. Isidor S. 26 f., 
Freisen 8.387. Einzelne Sätze finden sich auch bei Ps. Isidor (ep. 
Ps. Callisti = c. 20.35 qu.2u.c.4 C.3 qu.4, ep. Ps. Gregor. ad Felic. Messan. 
=c.2(C.35 qu. 8, cf. Hinschius ed.p. 140, 747f.), hiezu Freisen 8.380 f., 
3887, v.Scherer a.0.8 44f. Von den Bußbüchern kommen für unsere 
Frage nur in Betracht poen. Ps. Theodori III (18) $ 10, V (20) $ 6, 19, 
20,25 (vgl. vv. Hörmann a.0.S. 371 Anm, 1, 375 Anm. 2 und aus der 
dort S. 352 Anm. gegebenen Zusammenstellung) c. 11 exc. Ps. Gregor. II, 
c.41 poen. Valicell. II (Cod. C.6, Schmitz I, 345, 367), poen. Bedae- 
Egberti II, 8, c. 27 poen. Valicell. II (Cod. E.62, Wasserschleben 
S. 560). Aus allen diesen Belegen ergibt sich, daß der Verfasser unseres 
Bußbuchs sich mit der allgemein herrschenden Lehre in Widerspruch 
gesetzt hätte, wenn seine Sanımlung um die Mitte des 9. Jahrhunderts, 
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vielmehr den Standpunkt, den die fränkischkirchliche Praxis 
am Ende des 8. Jahrhunderts einnimmt, wobei er aber weder 
der im theodorischen Rechtsbuche sowie in den Kapitularien 
Pippins festgehaltenen Gleichstellung von consanguinitas und 
affinitas!), noch der in letzteren bereits entwickelten Verbots- 
sätze wegen affınitas illegitima?) gedenkt. Es ist somit 
nicht anzunehmen, daß das Bußbuch nach 813 ausgearbeitet 
wurde. 

Auch in der Frage der Wiederverheiratung In- 
zestuoser nach geleisteter Buße steht der Verfasser auf 
dem Standpunkte der alten fränkischkirchlichen Lehre.?) Das- 
selbe gilt vom Delikt des Ehebruchs, auf welches sich schon 
c. 24 (trotz der Rubrik de incestis) bezieht. Nachdem der 
Verfasser in c. 36 und c. 37 zwei Sätze über Eingehungsform 
und Legitimität der Ehe) gebracht, den ersten wohl aus 


selbst unter dem Einfluß der zurückbaltenden ostfränkischen 
Reaktion gegen die Reformlehre (vgl. v. Hörmann a.O. 8. 355 Anm,, 
363 Anm., 370 Anm. 2) entstanden wäre. 


!) Poen. Theodori II, 12 8 27 (=c. 74 can. Gregorii), c. 4 cap. 
Compend., c. 1 cap. Vermer., E. Cummeani III, 25, cf. 42, c. 26 confess, 
Ps. Egberti, c. 39 Poen. Ps. Egberti (Cod. Bodlejan. Iun. 121 
(Wasserschleben S. 333 Anm. 2), c.29 syn. Cabillon. II anno 813 
(MG. Conc. II, 279), Hraban M. ep.29 ad Humbert. Wirciburg. (MG. Ep.V, 
444 =c.80 syn. Mogunt. anno 847 (MG. Cap. II, 183), c.4 syn. Capit. 
inc. anni (Cod. Mediol. Ambr. Bibl. 055, MG. Cap. I, 336). Vgl. 
v. Hörmann a. 0. 8.349 Anm. 1, 362 Anm. 1. — ?) Freisen S. 453 f., 
450f., v. Hörmann a. 0. S.393f., 411 Anm.1. In Betracht kommt 
besonders für das 9. Jahrhundert c. 56 syn. Mogunt. anno 813 = c. 29 
syn. Mogunt. anno 857, Ben. Lev. I, 168 = Add. III, 115. Über die 
Normen der Bußbücher dieser Zeit v. Hörmann a.0. und S. 380 
Anm. 2; den dort erwähnten c. 24 (25) syn. Ancyra anno 314 (ed. Bruns 
I, 70, Pitra I, 448) bringt das p. Mart. in c. 77 86, vgl. I, 240, in der 
Textgestalt der Coll. Hisp., wohl entnommen aus Coll. Andeg. t. 49 
(andere Version in Coll. Herov. t. 54 c. 12 (MPL. 99, 1059). — °) Vgl. 
Freisen S. 575£., 564f., v. Hörmann a.O. S.405, bes. Anm. 1, 8. 408. 
Wenn Freisen 8. 579 mit Berufung auf eine Textänderung des Schluß- 
satzes von c.30 syn. Epaon. in c. 26 poen. Marten., auf die auch ich 
S. 408 Anm., cf. 8.405 Anm. hingewiesen habe, annimmt, es sei hier 
allgemein für den Inzest die Ehelosigkeit als Strafe ausgesprochen, so 
trifft dies nicht zu, da diese Textänderung auf einen fehlerhaften Ab- 
druck bei Martene bzw. Wasserschleben zurückgeht. Unser Ms. 
bringt den betreffenden Schlußsatz ungeändert. — *) Über diese 
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t. 65 der coll. Andegav., den anderen aus der Coll. Hibern. 
entlehnend, reiht er in c. 38—41 unter dem nicht technisch 
zu nehmenden Titel de adulterio!) mehrere theodorische 
Sätze in unveränderter Fassung ein, von denen c. 38 Buße, 
aber Ehefortsetzung bei Ehebruch der Frau und c. 40 deren 
Erbberechtigung bei Eintritt in das Kloster, c. 41 Scheidung 
wegen Impotenz behandeln, c. 39 aber in ganz anderen Zu- 
sammenhang (vgl. c. 66, 2) gehört. Mit dem Delikt des Ehe- 
‘bruchs seitens des Mannes beschäftigt sich der Verfasser 
nicht, der Satz Th. II, 12 $ 6 wird offenbar von ihm abge- 
lehnt, dagegen handeln vom Ehebruch noch an weit späterer 
Stelle c. 65, 7 und c. 74, 1.2. Ersterer Kanon (Ehebruch 
der Frau) wird aus dem theodorischen Rechtsbuch entnommen 
und mit einem Zusatz gebracht, der den Ausschluß des Ein- 
schreitens öffentlicher Gewalt betont?), die zweite Bestim- 
mung betrifft Bruch fremder Ehe und ist ein ancyranischer 
Synodalschluß mit sehr strenger Strafe, die dritte Stelle über 
das gleiche Delikt stammt aus den fränkischkanonischen 
Pönitentialien und ist durch eigenartige Strafabstufung ge- 
kennzeichnet. Der Verfasser stellt also ohne Rücksicht auf 
das verschiedene Strafmaß und ohne auch nur den Versuch einer 
Verarbeitung oder Ausgleichung zu machen, angelsächsisches, 
allgemein kanonisches und fränkischkirchliches Bußrecht 
nebeneinander. C.75, 7 al. 2 folgt noch eine Norm über Ehe- 
bruch eines Priesters, al. 3 ib. über Verleitung zu Ehebruch, 
beide aus Theodor. Die Scheidung wegen Ehebruch wird 
nicht gefordert, Fortsetzung der Ehe aber nur unter Buße 
und gleichzeitiger Abstinenz gestattet; die Frage der Ehe 
mit der Ehebrecherin wird nicht belegt, da der theodorische 


Kapitel vgl. etwa o.], 231, 240, ferner v. Hörmann a.O. S. 150 Ann. ], 
152 Anm. 1, 562 u. die dort angeführte Literatur. 

ı) Über die allgemeine Bedeutung dieses Wortes vgl. v. Hör- 
mann.a.O. S. 105 Anm., 331 Anm. 3, 388 Anm., 571 Anm., Freisen 
S. 617, 770. — ?) Der Zusatz findet sich sonst nirgends, vgl. I, 216, 
stammt also wohl von Verfasser selbst her, welcher derartige Er- 
läuterungen öfters beifügt, vgl. II, 123 Anm.1. Nach einer von 
H.Brunner, durch A.v. Wretschko erhaltenen freundlichen Auskunft 
ist vindieta auf die hausherrliche Strafgewalt des Ehemannes zu be- 
ziehen, die noch C. Tribur 895 c. 46 (Cap. II. 240, 4) erwähnt ist. Vgl. 
Brunner, D. Rechtsgesch. II, 621, 34, 662. 
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Kanon (II, 12 85, 6), der die Wiederverheiratung zuläßt, 
nicht gebracht wird. Auch der weitgehende theodorische 
Satz II, 12 85, der Trennung und Wiederverheiratung bei 
Fornikation der Frau erlaubt, fehlt in unserem Bußbuche.!) 

Kann schon dies beides als eine Konzession gegenüber 
der strengeren allgemeinkirchlichen Anschauung betrachtet 
werden, so bestätigt sich diese Haltung des Verfassers auch 
noch durch die Nichtaufnahme anderer theodorischer Kapitel 
zur Ehetrennungsfrage?); so fehlt auch Th. II, 12 $ 12 
al. 2 (Trennung wegen Krankheit) und zwar trotz c. 19 cap. 
Compend., ferner Th. II, 12 $ 12 al. 1, $8 (Trennung bei 
Klostereintritt). Ausdrücklich wird ferner in M. c. 65, 2 (Ge- 
lübde einer Witwe, die es durch spätere Heirat bricht) der 
theodorische Text (II, 12 $ 13, 14), der die Trennung der 
Entscheidung des Mannes überläßt, durch ein eingeschobenes 
non und Weglassung der Zitierung Theodors geändert. Die 
andere Bestimmung Theodors (I, 14 $5, 7) wird in M. c. 65, 5 
unverändert aufgenommen, nur fehlt der Zwischensatz, der 
das votum eines Ehegatten als stultum charakterisiert. In 
Übereinstimmung mit Schmitz I, 329 (zu c. 112 p. Valicell. I, 
zweifellos einem Exzerpt derselben Norm) und im Gegensatz zu 
Freisen 8.690 A. 36 halte ich dafür, daß es sich hier um 
Klostereintritt nach geschlossener Ehe handelt. Dies besagt 
nicht nur der Vordersatz, sondern auch der Nachsatz „sed et- 
si voverit, dimitti potest“ kann nur so erklärt werden. Zweifel- 
los lehnt der Verfasser die in c. 14 cap. Compend. ange- 
deutete Ehetrennung wegen Gelübde ab, selbst wenn das- 
selbe vor der Ehe abgelegt wurde. Es sei genug an der 
una licentia, daß die Heirat trotz des votum eingegangen 
werden konnte. Unser Bußbuch geht auch über c. 5, 16 
cap. Compend. hinaus, welche im Falle der Zustimmung des 


1) Zu diesen Fragen vgl. die Untersuchungen von Schmitz II, 
129 f,, Freisen S. 564, 620f., 77ı1f., 831, Hinschius, D. Ehe- 
scheidungsrecht nach den angelsächs. und fränk. Bußordnungen (Ztschr. 
f. Deutsch. R. XX (1861), 69. Die Schlüsse des conc. Meldens. anno 845 
(Mansi XIV, 835) c.68, 69 waren dem Verfasser nicht bekannt. 
Hierzu Freisen S.625. — ?) Zu den folgenden Ausführungen über 
die anderen Ehescheidungsfälle vgl. Freisen S. 778f., 785 f., Löning, 
Gesch. d. d. KR. II, 621 Anm. 2, 625, Hinschius a.0. 8. 80f., 
Schmitz II, 130£., 517. 
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Mannes Klostereintritt der Frau und Wiederverheiratung des 
Gatten erlauben, und schließt sich an die strengeren c. 4 und 
c. 21 cap. Vermer. an, die allerdings den Klostereintritt ge- 
statten, aber dem Manne eine neue Ehe versagen. 

Betreffs der Trennung der Ehe durch Gefangenschaft 
oder Verknechtung eines der beiden Teile übernimmt der 
Verfasser in c. 42 und c. 65, 1 die in c. 9 des cap. Vermer. 
für einen ähnlichen Fall angewendeten Sätze der Theod. 
dieta c. 72 und Th. II, 12 $ 20, läßt aber die dort $ 21, 22 
beigefügten Bestimmungen über die 5 jährige Wartezeit und 
über die Wiederherstellung der ersten Ehe und Lösung der 
zweiten bei Rückkehr des ersten Gatten weg, offenbar, da 
c.9 cap. Vermer. dem zurückbleibenden eine andere Ehe 
verbietet.!) Auch c. 6 verlangt bei Ehetrennung Bußleistung, 
während c. 7 und 8 cap. Comp. die Ehe wegen error con- 
ditionis servilis trennen und c. 21 bei Ehetrennung wegen 
Blutfehde eine andere Heirat versagen. Aus diesem Grunde 
hat der Verfasser in c. 72 wohl auch die einschlägigen Sätze 
Th. 11,13 $4,5 (Trennung wegen Standesveränderung), nicht 
_ aber II, 12 $8 al.2 (Trennung wegen Verbrechen des Mannes) 
aufgenommen, da ersterer in c. 13, 20 cap. Vermer. akzeptiert 
wird, letzterer aber abgelehnt ist. In gleicher Weise wird mit 
Rücksicht auf c. 17 cap. Vermer., das bei Kreuzesprobe Trennung 
wegen Impotenz zuläßt, während c. 20 cap. Compend. die Ent- 
scheidung dem Manne überantwortet, die theodorische Norm 
Th. IH, 12 $ 32 in c. 41 aufgenommen, die ebenfalls Beweis 
des Trennungs-, richtiger Ungültigkeitsgrundes verlangt.?) 

Endlich folgt das Bußbuch der kanonischen Disziplin, in 
dem es den theodorischen?) Satz II, 12 $ 7, der scheinbar ein- 
verständliche Ehescheidung zuläßt, nicht mehr akzeptiert hat. 
Dagegen findet sich Th. II, 12 $18 al. 2 (einseitige Trennung 
bei Glaubensverschiedenheit) in c. 69 al. 1 aufgenommen und im 
Anschlusse daran al.2 = Th. H, 12 $ 19 (einseitige Trennung 
wegen Verlassung seitens der Frau) gebracht. Die damit 
widersprechende Bestimmung Th.I, 14 $ 13 fehlt im Buß- 
buche, wie es auch ein Scheidungsrecht der Frau oder den von 


1) Hierzu Schmitz II, 131. — ?) Vgl. Freisen S. 334, 345, 7%, 
dagegen Sehling, Wirkungen der Geschlechtsgemeinschaft S. 21f. — 
®) Schmitz II, 132f., hierzu richtig Freisen S$. 790. 
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besonderer Nachsicht zeugenden Satz II, 12 $ 31 (Gestattung 
des Zusammenlebens bei unerlaubten Ehen) ablehnt. Des- 
gleichen hat der Verfasser den Satz Th. I, 14 $ 8, der grund- 
lose Scheidung nur mit Buße belegt, ohne den Fortbestand 
der Ehe auszusprechen, lediglich in der umgeänderten Fassung 
Egberts (IV, 9) aufgenommen, wonach er (M. c. 75, 7, wie 
oben S. 476 erwähnt) sich auf Verleitung zum Ehebruch 
(Frauentausch?) bezieht. 

Die in M. c. 37 enthaltenen Sätze Augustins über die 
einseitige Trennung der Ehe bildeten offensichtlich die Rich- 
linie für die vom Verfasser getroffene Auswahl der Buß- 
normen. Neben dieser Betonung des kanonischkirchlichen 
Standpunkts scheint auch die Rücksicht auf das im Capit. 
Vermeriense niedergelegte fränkische Reichsrecht den Ver- 
fasser geleitet zu haben.!) Soweit dasselbe keine Bestim- 
mungen enthielt, schloß sich der Verfasser offensichtlich an 
die Sätze der alten fränkischkirchlichen Bußbücher an, wie 
dies insbesondere in c. 74 8 3, 4 betreff der Ungültigkeit 
der Kleriker- oder Nonnenehe der Fall ist. Dadurch 
erscheint die mildere, nur Amtsverlust und Exkommunikation 
bestimmende theodorische Norm I, 9 8 4, 5, die der Verfasser 
in der durch die Einbeziehung des monachus ergänzten 
Fassung des E. Egberti IV, 7, 8 übernimmt, ergänzt und die 
letzterer Erweiterung widersprechende Äußerung bei Th. II, 6 
88 (cf. dicta Th. 10), die der Verfasser auch nicht bringt, 
ausgeschaltet. 

Diese Betonung der strengeren kanonischen Lehre er- 
gibt sich auch aus M. c. 43, 44, die Kindesabtreibung und 
Kindesmord betreffen. In c. 43?) wird die theodorische 
Norm über ersteres Delikt Th. I, 14 $ 24 textlich umgestellt 
und mit Weglassung des die strenge kanonische Buße von 
10 Jahren erwähnenden Schlußsatzes gebracht, aber mit 
einer Rubrik, welche auf die betreffende kanonische Be- 
stimmung hinweist. Diese Norm (c. 21 syn. Ancyra), die aber 
in erster Linie Kindsmord im Auge hat, wird dann c. 44°) 
mit der Rubrik in alio aufgenommen (zweifellos aus t. 49 Coll. 


!) Vgl. hiezu v. Hörmann a.0. S.395 Anm., 597 Anm.1. — 
2) Vgl. 1,208, 1I, 129 Anm. 1. — ®) Vgl.1, 239. 
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Andegav.). Dieser Vorgang erklärt sich offenbar dadurch, 
daß der Verfasser sowohl die mildere Norm Theodors für 
Kindesabtreibung als kanonisch qualifizieren wie die eigent- 
liche strenge Synodalbestimmung über Kindsmord derselben 
gegenüberstellen wollte. Zu diesem Zwecke zieht er dann 
auch c. 45—47 aus der Coll. Hibernensis!) mehrere patristische 
Stellen heran, die die Schwere des Vergehens darlegen sollen. 

Die Qualifizierung desselben als Morddelikt ergibt sich 
auch aus M.c. 49, 6 al.2 (Abtreibung durch Liebestrank), 
einer Norm, die unter die nun folgenden Bußsätze gegen 
Zauberei und Aberglauben c.48, c.49 $1—7 einge- 
reiht ist. Auch hier wiederholt sich der gleiche Vorgang, 
den wir oben feststellen konnten: dem altkirchlichen Rechts- 
satze in M. c. 48 (c. 24 syn. Ancyra) wird sofort c.49 8 1 
die betreffende Stelle des theodorischen Rechtsbuchs (I, 15 
$ 4) gegenübergestellt und in dieser der auf die kanonische 
Bußnorm bezügliche Satz gekürzt. Der Zweck ist augen- 
scheinlich auch hier wieder, den kanonischen Strafsatz be- 
sonders zu betonen. 

Die anderen Normen c. 49 $2—6 (c.49 $7 ist aus 
Theodor entnommen) stammen alle aus einem altfränkischen 
Bußbuch (vgl. I, 242), wahrscheinlich aus dem Poen. Cap. 
Iud. (can. XIX, 1,2, XVL, 1 al. 6, 1, 2, 3, vgl. oben II, 150), 
mit dessen Text sie annähernd übereinstimmen.?2) Zum ersten 
Male tritt uns hier also, entgegen dem bisher beobachteten 
Vorgange des Verfassers, die Benützung eines ganz anderen 
partikularkirchlichen Sammelwerkes entgegen, das aus der- 
selben Zeit stammt, auf welche die ganze bisherige Unter- 


ı) Hierzu I, 232. Es fällt auf, daß das p. Mart. diese Stellen in 
umgekehrter Reihenfolge bringt. C. 44—47 = Coll. Hib. t. 45 c.5, 4b, 
4a, 3. Bezüglich M. c. 44 wurde schon erwähnt, daß der Verfasser den 
Text der Coll. Hibern. (strengere Strafe) nach jenem der Hispana 
geändert hat. Auch die in der irischen Sammlung gebrauchten 
Rubriken c. 3 De stimulatis virginibus et eorum moribus, c. 4 de 
mulieribus conceptus suos necantibus, c.5 De penitentia conceptus 
suos necantium (l. c. p. 180) hat der Verfasser hier nicht übernommen, 
obwohl die einzelnen Paragraphen bis auf eine kleine Änderung in 
M. c.46 und bis auf die Weglassung des Schlußsatzes in M. c. 47 un- 
verändert gebracht werden. — ?) Hierzu die Ausführungen II, 152£. 
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suchung hinweist, also wesentlich vorkarolingische Bußpraxis 
vertritt. 

Daß der Verfasser das poen. Cap. Iud. als Vorlage hatte, 
bestätigt sich auch durch die Rubrik, welche er aus dem- 
selben für die nun folgende, völlig originelle Zusammen- 
stellung von Bußsätzen über Fleischessünden c. 50 $ 1—21 
entnimmt.!) Aber von diesen Sätzen verrät wieder nur mehr 
c.50 $ 4 fränkischkirchliche Herkunft, da sein Text als eine 
Zusammenziehung von poen. Cap. Iud. VII, 1 al. 1 und 5 er- 
scheint und sich noch in p. Halitgar. VI, 6 und p. Rem. IV, 1 
wiederfindet.?) Die anderen Normen?) stammen teilweise 
aus dem Originalbußbuch Cummeans (c. 50 $ 9—12, 20 al. 1), 
dessen Benutzung uns ebenfalls hier zum ersten Male be- 
gegnet, teils aus theodorischen Sätzen (c. 50 8 5—8, 15—17, 
22). die zum Teile überarbeitet sind (c. 50 $ 5, 7, 16), wäh- 
rend andere vom Verfasser dem Exc. Egberti (M.c.50 8 14), 
aus dem auch M.c.50 $ 3, 13, 20 al. 2, 21 stammen, oder 
dem Exc. Bedae (M. c. 50 $ 18) entnommen wurden. Ein- 
geleitet wird die Reihe bezeichnenderweise durch einen Bibel- 
spruch aus dem Leviticus (M. c.50 $1) und einem aus E. Egberti 
V, 1 entnommenen Satze der Canones apostolorum (c. 25 
—= M.c.50 82). 

Eine völlig geänderte Arbeitsmethode des Verfassers 
tritt uns also hier entgegen. Die ausnahmslose Verwertung 
kanonischen und angelsächsischen Materials macht einem weit- 
gehenden Einflusse*) der E. Egberti und E. Bedae Platz, an 
deren Hand verschiedene theodorische und kummeanische 
Sätze umgearbeitet werden. Bei den theodorischen Sätzen 
erfolgt diese Änderung, soweit der Verfasser dieselben nicht 
mit dem ganzen Texte übernimmt, vorwiegend im Sinne einer 
Milderung der aufgestellten Strafe®); bei den kummeanischen 
Iudizien scheint der Verfasser zunächst nur den Zweck einer 
textlichen Verbesserung und Kürzung zu verfolgen, aber wo 
nötig erscheint auch hier die strafmildernde Tendenz obzu- 
walten, ja manchmal ersetzt der Verfasser die festgesetzte 
Strafe durch Bußsurrogate.®) 


ı) Vgl. II, 165. — ®) Vgl. I, 151. — ®) Hierzu die Nachweise I, 
221f., 209 f., 236, 242, II, 113, 123f., 135f., 148, 161f. — 9) Vgl. die 
Ausführungen 11, 158f. — >) Hierzu II, 128f. — °®) II, 136. 
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Das Gesagte gilt nicht bloß für die Satzreihe in c. 50, 
sondern es läßt sich feststellen, daß die Bekanntschaft mit 
dem cummeanischen Material und vor allem mit den unter 
dem Namen Egberts und Bedas verbreiteten Sammlungen 
für die ganze weitere Arbeit des Verfassers von entscheiden- 
dem Einflusse gewesen ist. Es zeigt sich dies insbesondere 
an der II, 165 dargestellten Übernahme eines Teiles der in 
c. 51—58 folgenden Rubriken aus diesen zwei Excarpsus. 
Zweifellos fand er in diesen Bußbüchern jene ausgleichende 
mildernde Praxis verkörpert, welche er selbst im ersten Teile 
seiner Sammlung gegenüber dem angelsächsischkirchlichen 
Bußnormenmaterial, wie wir nachweisen konnten, zugunsten 
der strengeren allgemeinkanonischen Lehre durchzuführen 
versucht hatte. Wo ihm diese Ausgleichung nicht gelingen 
will, werden die betreffenden Normen einfach einander gegen- 
übergestellt oder in einer Sammelnorm (vgl. z. B. c. 50 $ 20) 
verarbeitet, welche die verschiedenen Ansichten und Straf- 
maße wiedergibt, ohne daß sich der Verfasser für eine be- 
stimmte Übung entscheidet. 

Diese Arbeitsweise bringt es mit sich, daß die weiteren, 
noch nicht besprochenen Teile des Bußbuchs keine sichere 
und konsequente Richtung der Bußdisziplin vertreten. Sie 
enthalten außerdem, ohne daß ein bestimmtes System wahr- 
nehmbar wäre, Zusammenstellungen von Bußsätzen für De- 
likte, in denen eine entscheidende Änderung der kirchlichen 
Beurteilung um die in Frage stehende Zeit nicht erfolgt ist. 
Ich darf es mir daher versagen, näher in die sachliche Prü- 
fung der aus allen bisher genannten Judiziengruppen im An- 
schlusse an den Standpunkt der E. Egberti und E. Bedae 
planlos zusammengewürfelten Sätze einzugehen. Indem ich 
bezüglich des vom Verfasser beobachteten Verfahrens mich 
begnüge, auf die eingehenden Nachweise der quellenmäßigen 
Grundlagen des gebrachten Materials und der Art ihrer Be- 
arbeitung hinzuweisen, welche ich im 2. Teile dieser Arbeit!) 
gebracht habe, will ich nur noch zwei Beobachtungen hier 
anführen, die beim Vergleiche unseres Bußbuchs mit anderen 
Erzeugnissen dieser Literatur und bei Prüfung seiner eigen- 
artigen Struktur sich aufdrängen. 


!) Abschnitt VII—X in II, 123£., 134 £., 141f., 158f. 
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Die Heranziehung der E. Egberti und Bedae erscheint 
von c. 59 bis c. 70 völlig unterbrochen.!) Der Verfasser 
bringt da durchwegs nur allgemeinkanonische Bestimmungen 
(Konziliarrecht und Peapstschreiben) sowie theodorisches 
Material. C.58 hatte unter der aus dem E. Egberti ent- 
nommenen Rubrik de diversis causis verschiedene minder 
wichtige Bußbestimmungen gebracht, und in c. 59 begegnet 
uns zum ersten Male in unserem Bußbuche die Berufung auf 
ein anderes Bußbuch, ohne daß dessen Autor, wie etwa bei 
Theodor?), genannt würde. Überblicken wir den noch folgen- 
den Inhalt unseres Bußbuchs, so fällt sofort auf, daß der 
Verfasser öfters ganze Reihen von Sätzen aus anderen Buß- 
büchern bringt, ohne sie überhaupt noch einer Verarbeitung 
zuzuführen. Im wesentlichen tritt hier neben der weitgehen- 
den Benutzung der genannten Excarpsus noch die Einschaltung 
ganzer Satzfolgen aus dem theodorischen Poenitential hervor. 
Wir gewinnen somit den Eindruck, daß der Verfasser im 
letzten Dritteil seiner Sammlung sich sowohl vom fränkisch- 
kanonischen wie vom cummeanischen Material wieder ab- 
gewendet hat und bemüht ist, vorwiegend der theodorischen 
und Egbertschen Bußdisziplin zu folgen. Der Mangel weiterer 
Überarbeitung dieser Kapitel könnte fast vermuten lassen, 
daß unser Autor sein Werk ursprünglich schon mit dem 
Titel de diversis causis abschließen wollte, wie dies im E. 
Egberti der Fall ist, sodann aber doch, vielleicht auf Grund 
des E. Cummeani, in welchem die Rubrik de alio poeniten- 
tiali und andere Titelüberschriften wiederkehren?), die ge- 
rade bei M. c. 58, 8 und 9, 59, 1, 2, 3, gebraucht sind, sich 
entschloß, zur Ergänzung weitere Kapitel aufzunehmen, ohne 
sich der Mühe zu unterziehen, dieselben einer ähnlichen 
Ordnung und Überarbeitung zuzuführen, wie er sie den an- 
deren Kapiteln gewidmet hat. Wie schon bei anderen Teilen 
des Bußbuchs, deren planlose Zusammenstellung und Kapitel- 
folge manchmal sehr verwunderlich ist, drängt sich auch hier 
die Vermutung auf, daß der Verfasser bei der Ausarbeitung 


1) Vgl. die Tabelle II, 162f£. — *) II, 129. — °) Vgl. die Zu- 
sammenstellung o. II, 176 und die Bemerkungen über das Verhältnis 


zum E. Cummeani ebd. S. 178. 
91* 
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unseres Bußbuchs unterbrochen wurde, und wir somit nur 
einen ersten Entwurf vor uns haben. | 
Endlich soll noch darauf hingewiesen werden, daß es 
der Verfasser völlig vermeidet, sein Werk auf eine der beiden 
typischen Stoffgliederungen aufzubauen, welche die fränkisch- 
kanonischen Bußbücher einerseits und jene auf kummeanische 
Grundlage zurückgehenden andererseits charakterisieren. Wie 
schon einmal!) flüchtig bemerkt, verdanken wir Schmitz den 
interessanten Nachweis, daß die fränkischkanonischen Buß- 
bücher in der Anordnung der behandelten Delikte eine auf- 
fallende Analogie mit der Stoffteilung in der sog. Lex Dei 
aufweisen, während die angelsächsischen und keltischen Buß- 
bücher dem System der sog. Oktoade folgen, d.i. dem bei 
Iohannes Cassianus (f 436) zuerst als patristische Tradition 
erklärten und seither in der kirchlichen Literatur insbesondere 
auch im poen. Columbani festgehaltenen Schema der 8 Haupt- 
sünden.?2) Die Ansicht von Schmitz I, 192f., daß dieses 
System wenigstens teilweise auch der Anlage des theodorischen 
Bußbuchs, wie jene des E. Bedae und E. Egberti zugrunde 
liege, erscheint durch die von ihm vorgebrachten Beobach- 
tungen wohl nicht erwiesen. Die Stoffverteilung dieser Poeni- 
tentialien erscheint vielmehr, wie er selbst zugeben muß?), 
völlig planlos. Gerade diese jeder inneren Begründung ent- 
behrende Aneinanderreihung der einzelnen Deliktsfälle und 
sonstigen Bußnormen ist aber charakteristisch für jene Gruppe 
von Poenitentialien, welche, wie oben H, 117, 156 bemerkt, 
in dem Streben nach weitgehendster Vollständigkeit weder 
eine strenge Scheidung und Benennung der gebrachten Ju- 
1) Vgl. I, 233 Anm. 2, — °) Johannes Cassianus collationes ss. 
patrum 1. V de octo principalibus vitiis XX c. 8 (MPL. 49, 1159), 
Caesarius arch. Arelat. hom. III (MPL. 67, 1075), Papst Gregor I. Moral.III, 
31, poen. Columbani Cod. Bobiens. GV 38 Anhang an die instructio 
ad monachos (vgl. Schmitz II, 149, Wasserschleben, Beiträge 
S.85 n.**), poen. Bigotianum praef. i.f. (Wasserschleben S8. 445, 
cf. Schmitz I, 192, 706 f.), poen. Merseburg. (Schmitz I, 697, 700, 
II, 153, 356, Wasserschleben 8.59, 387, Beiträge S. 85). Außer 
dem alten p. Z. Cummeani (Zettinger in AKR. 82, 533) sind nur das 
p. Bigotianum und der E. Cummeani (vgl. die Kapitelrubriken mit 
dem sermo de poenitentia Ioannis des p. Merseburg.) sowie das darauf 


beruhende p. Remense ganz nach der Oktoade veranlagt. — *®) Vgl. 
Schmitz I, 519, 566. 
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dizien noch ein bestimmtes System in deren Anordnung auf- 
weisen. Der Zweck, das Bußbuch für die verschiedenen 
Arten der Bußdisziplin verwendbar zu machen und dem Er- 
messen des Bußpriesters ein möglichst weites Feld einzu- 
räumen, mag hier mit maßgebend gewesen sein. Auch unser 
Bußbuch kann diesen unbestimmten Charakter nicht ganz 
verleugnen, er mag vielleicht auch darum ein beabsichtigter 
gewesen sein, um die lavierende und ausgleichende Tendenz 
seiner Gegenüberstellung und Bearbeitung der Judizien auch 
in dieser Richtung zu unterstützen. So dient auch dieses 
Moment zur Erhärtung des II, 156 ausgesprochenen Ergeb- 
nisses, daß unser Bußbuch um die Wende des 8. Jahrhunderts 
oder zu Beginn des 9. in der fränkischen Kirche entstanden 
sein müsse. 


XVII. 

Wenn wir schließlich noch die Frage nach dem mut- 
maßlichen Verfasser unseres Poenitentials aufwerfen, so 
müssen wir allerdings feststellen, daß in dieser Richtung das 
Werk nicht den geringsten Anhaltspunkt bietet. Einzelne 
Momente scheinen allerdings eine Spur anzudeuten, die dazu 
verleiten könnte, den Autor des Bußbuchs in Theodulf, dem 
berühmten Abte von Fleury und Bischof von Orleans (vor 
7981)—818) zu vermuten. Damit in Übereinstimmung stände 
die nachgewiesene Entstehungszeit und die wahrscheinliche 
Herkunft der Sammlung, das in ihr deutlich zum Ausdruck 
kommende Streben nach Betonung der kanonischkirchlichen 
Bußdisziplin und nach Ausgleichung abweichender partikulär- 
kirchlicher Sätze mit derselben, überhaupt der Versuch, eine 
einheitliche Übung vorzubereiten. Dazu kommt die im’ Buß- 
buche feststellbare Benutzung des poen. Floriacense, das aus 
derselben Handschrift uns bekannt ist. Die Kenntnis alles 
in Betracht kommenden Judizienmaterials weist auf einen 
gelehrten Verfasser und auf einen Entstehungsort hin, wo 


1) Rzehulka, Theodulf v. O., 8.17, 23 Anm. 97 tritt besonders 
mit Rücksicht auf die Beziebungen des Capitulare alterum Theodulfs 
zum Capitulare ecclesiasticum Karls des Gr. aus dem Jahre 789 der 
Ansicht der Autoren der Gallia Christiana (VIII, 1419) bei, daß 
Theodulf spätestens im Jahre 788 Abt von Fleury und Bischof von 
Orleans geworden sei. 
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derartige Quellen zur Verfügung standen. Es ist bekannt, 
daß Theodulf in seiner Abtei eine eigene Schreibstube er- 
richtet hatte zum Zwecke der Lektüre wie der Vervielfältigung 
kanonischer Schriften.) Die Handschrift, die uns vorliegt, 
entstammt der Benediktinerabtei von Fleury und zeigt die 
typischen Züge der Schreibschule von Orl6ans, als deren Er- 
zeugnisse von berufener Seite die aus den Klöstern dieser Diö- 
zese stammenden Handschriften zusammengefaßt werden 2); in 
demselben Kodex sind zwei sonst nicht auffindbare Arbeiten 
des Abtbischofs Theodulf wiedergegeben, die Schriftart des- 
selben verweist das Manuskript in die bischöfliche Regierungs- 
zeit dieses Kirchenfürsten. Die Freundschaft des letzteren?) 
mit Abt Alcuin von Tours, dem Schöpfer der berühmten 
Schreibschule des dortigen Klosters 8. Martin, in welchem 
namentlich viele angelsächsische Handschriften vervielfältigt 
wurden), könnte vermuten lassen, daß Theodulf von dort- 
her gewandte Schreiber und kanonische Werke für seine 
Schreibschule erhielt. Daß darunter auch eine allgemeine 
kirchliche Rechtssammlung sich befand, wie sie die Hand- 
schrift von Angers®) enthält, ist bei der Nähe dieses Ortes 
“ zum bezeichneten Kloster, dann fast ebenso wahrscheinlich, 
wie daß auf diesem Wege das Originalbußbuch Cummeans, 
das theodorische Poenitential, die E. Egberti und E. Bedae 
und die irische Canonessammlung nach 8. Fleury kamen, 
weist doch der älteste Katalog dieser Klosterbibliothek Nr. 73 
tres collectarii®) auf. Tatsächlich war Theodulf einer der 
energischsten Streiter für eine Reform des Bußwesens und 
für eine Besserung der Disziplin im Klerus, ein eifriger Ver- 


ı) Vgl. Schrödl in Wetzer-Welte, Kirchenlexikon IV?, 1554 
(Art. Fleury sur Loire), Rzehulka a. 0. 8.25f. — ?) So von Chatelain 
8.0.8.126, vgl. 0. 8.449 Anm. 5. — ®) Rzehulka 8.18. — *) Watten- 
bach, Geschichtsquellen I, 188. Alcuin war Schüler Egberts und sandte 
seinen Schüler Wigo nach England, um aus dortigen Bibliotheken Bücher 
zu holen, die er zu Tours durch zahlreiche und sorgfältige Abschriften 
vervielfältigen ließ. Vgl. ep. 121 ad Carol. reg., MG. Ep. IV 175. Über 
die Schreibschule Alcuins zu St. Martin in Tours vgl. die 0.8. 449 Anm. 1 
angegebene Literatur. Wattenbach*®a.0. S.430., — 5) Es soll hier 
auch darauf hingewiesen werden, daß Bischof Theodulf 818—821 zu 
Angers gefangen saß und auch dort gestorben ist, vgl. Rzehulka 
S. 57, 52 Anm. 204, 61. — ®) Cuissard Catalogue l. c. 8. V. 
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teidiger der auctoritas canonum und der sanctorum patrum 
instituta, in denen er die firmissima institutio für die Buß- 
disziplin erblickt.!) Diesem Bestreben hat er besonders in 
seinem 2. Kapitulare an den Klerus seiner Diözese, in welches 
auch eine Art Bußordnung?) eingeflochten ist, sehr beredten 
Ausdruck gegeben. 

Aber so verlockend und ansprechend es auch erscheinen 
mag, auf Grund dieser Anhaltspunkte unser Bußbuch mit 
dem genannten Kirchenfürsten in Verbindung zu bringen, so 
sprechen doch sowohl der Charakter des von uns untersuchten 
Werkes als auch insbesondere die in den Bußvorschriften 
und Diözesanregeln Theodulfs niedergelegten Grundsätze und 
Anschauungen?) zweifellos gegen seine Autorschaft. Die 
Unbeholfenheit und Unfertigkeit unseres Bußbuchs, das großer 
Widersprüche und mancher unverständlichen Unordnung nicht 
entbehrt, sticht doch zu sehr ab von der geistvollen Diktion 
des genannten Kapitulares, das Seckel nicht mit Unrecht als 
„eine hervorragende Leistung kirchlicher Verwaltungs- und 
Satzungskunst“ bezeichnet.) Noch mehr gilt dies von der 
im Kapitulare enthaltenen übersichtlichen und doch sehr ein- 
gehenden Zusammenfassung des zeitgenössischen Bußrechtes, 
in welchem Bischof Theodulf, der mirabilis doctor, wie ihn 
die Synode von Tribur genannt hat’), eine Menge neuer, den 
Bußordnungen seiner Zeit völlig fremder Gesichtspunkte der 
Deliktsbeurteilung bringt. In diesem Bußtraktat, wie man 
die betreffenden Ausführungen richtiger benennen kann, bringt 
Theodulf, im Beginne der Stoffverteilung der fränkischkano- 
nischen Bußbücher folgend®), obwohl er auch der Octoade 
später gedenkt”), eine Reihe sonst nirgends zu findender 


‘) Capit. alterum c. 13 (Zählung nach Seckel im NA. 26, 55), 
MPL. 105, 212. Über Ausgaben vgl. Werminghoff im NA. 26, 667. Zur 
Frage vgl.Schmitz I,736, II,98 Anm.2, Hinschius KR.V, 91 Anm.2,4, 
Wasserschleben S. 80, Seckel 2.0. S.59. — ?) Die Sätze über die 
Bußdisziplin beginnen ab c. 12 und erstrecken sich von da bis zum 
Schlusse des Kapitulars. — *®) Man vgl. auch die Ausführungen von 
Zeck in Wetzer-Welte Art. Theodulf XI2, 1548, Rzehulka 8. 22, 
Hinschius KR.V, 90f, 92 Anm. 6, 100 Anm. 11, 102 Anm. 6, Abel- 
Simson Jahrbücher II, 577. — *) Neues Archiv 26, 59. — ®) Vulg. c. 17, 
MG. Cap. II, 222. — °) Schmitz I, 193, Il, 262. — °) Cap. alt. c. 30, 
cap. I c.31, MPL. 105, 218, 201. 
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Bußnormen, Strafsätze, Deliktsanalysen, ohne irgendwie eine 
Anlehnung an Bußbücher seiner Zeit zu verraten. Insbe- 
sondere fehlt jedes Anzeichen einer Rücksicht auf die angel- 
sächsische Bußdisziplin, deren Redemptionen und Bußsurro- 
gate nicht zugelassen sind, deren Privatbuße zwar nicht völlig 
abgelehnt, aber der im Vordergrunde stehenden, für öffent- 
liche Vergehen geforderten publica poenitentia nachgesetzt 
wird.!) Theodulf gedenkt bereits der affinitas illegitima 
(e.19)2), betont die Unzulässigkeit der Wiederverheiratung bei 
Scheidung wegen Ehebruch?°) oder Inzest, kennt keine Straf- 
abstufung bei Delikten der Kleriker nach deren Weihegrad, 
sondern läßt ohne Unterschied des ordo die Art des Delikts 
für die Strafe entscheiden.*) So ist das Werk Theodulfs in 
den verschiedensten Richtungen ganz anders gedacht und 


1) Cap. alt. IL, 13 (MPL.105, 211): Capitalia et mortalia crimina 
publice deflenda sunt secundum canonum et sanctorum patrum 
institutionem, sed et discreta satisfactione solvi mortalia cri- 
mina non negamus, mutata tamen prius animi intentione et saecu- 
lari iactantia simul deposita, piae religionis confesso studio per vitae 
correctionem et jugi, immo perpetuo luctu se submittente. — Poeni- 
tentiae quippe modus in sacerdotis pendet arbitrio. — ?) Und zwar 
mit einer Norm, welche in den Bußbüchern nirgends sich findet: quod 
si duo fratres cum una femina fornicati fuerint, nescientes alter alterius 
fornicationem, statim ut cognoverint adulterium, qui hanc habet uxorem, 
dimittat. Et ille quidem post actam poenitentiam, si uxor defuncta 
fuerit, potest alteri sociari, illa vivente nequaquam. Illa vero nunquam 
alterius poterit in conjugium assumi et jugi poenitentiae submissa 
ad exitum vitae comunionis gratiam percipiat. Voraus geht die be- 
kannte Norm des c, 2 syn. Neocaesar. in geänderter Fassung. Die 
Stelle ist von Ben. Lev. II, 381 aufgenommen worden. Vgl. Seckel 
NA. 26, 54,v.Hörmanna. 0. S. 408 Ann. 3, wo der römischkirchliche 
Standpunkt des Kapitels dargelegt wird. — °) Cap. alt. c. 18, 19, 21, 
v. Hörmann a. 0. S.407 und Anm. 1. Vgl. dagegen den Standpunkt 
unseres Bußbuchs o. S. 475f. — *) Cap. alt. c. 27 (MPL. 105, 216): Simi- 
lis forma et de diaconis et de his, qui in sacris ordinibus constituti 
sunt, observanda, ita videlicet ut diaconus septem annis poeniteat pro 
adulterio, pro fornicatione vero quinque annis, pro sodomitico decem 
annis, pro fornicatione vero quinque annis, pro fornicatione annis 
tribus, pro sodomitico septem annis. Secundum praefixos gradus 
usque ad ultimum gradum ecclesiasticum observantia talis 
habeatur. Die zweite Strafsatzreihe bezieht sich oflenbar gleich- 
mäßig auf alle ordines minores.. Über die Textkorruption auch 
Seckel NA. 26,52 n. 2. 
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veranlagt; es vertritt wesentlich die Anschauungen der Reform- 
konzilien !) von 813, die unserem Bußbuche noch fremd sind, 
wenn auch dessen Tendenz bereits in dieselben Geleise einlenkt. 

So muß die Vermutung, daß Theodulf von Orleans unser 
Bußbuch verfaßt habe, als unhaltbar abgelehnt werden. Vor- 
ausgesetzt ist hierbei, daß das sog. Capitulare alterum wirk- 
lich Theodulf zuzuschreiben ist. Die Handschrift (C. s. Mar- 
tialis Lemonicens.) aus der Baluze es z. Z. edierte, war sehr 
korrumpiert. Bereits Seckel?) hat Zweifel darüber geäußert, 
ob die Überschrift mit dem Namen Theodulfs, die Baluze°) 
gibt, wirklich dem Manuskript von Limoges entspricht, da 
er an anderer Stelle von einer epistola synodalis spricht. Das 
wiedergefundene Ms.*) bestätigt aber Baluze’s Angabe. Somit 
gehen wir wohl sicherer, wenn wir annehmen, daß unser Buß- 
buch, wie schon) einmal angedeutet, lediglich einen ersten 
Entwurf darstellt, dessen Vollendung durch irgendein Hemmnis 
unterbrochen wurde, und daß die Arbeit, zwar nicht von 
Theodulf, so doch von einem gelehrten Mönche seiner Abtei, 
vielleicht noch unter seinem Vorgänger geschaffen wurde. 
Der für das Poenitential gewählte Titel®) läßt erkennen, daß 
dasselbe ohne Nennung des Autors geschrieben wurde. So 
dürfte bei dem völligen Mangel eines verwertbaren Anhalts- 
punktes im Inhalte des Bußbuchs, wenn nicht ein glücklicher 
Fund das Dunkel lüftet, kaum je dieses Rätsel seine Lösung 
finden. 


XIX. 


Am Schlusse der Untersuchung angelangt, die nunmehr 
allen oben I, 205, II, 121 gestellten Aufgaben möglichst er- 
schöpfend gerecht zu werden strebte, dürfte es, bevor wir 


1) Vgl. Wasserschleben S. 78f., Schmitz I, 712f., II, 9%. 
Hinschius KR.V, 90f., 101. — *) Neues Archiv 26, 53 Anm. 3, 
56 Anm. 2. — °) Miscell. t. VII Lut. Par. 1715 p.213= MPL. 105, 207, 
Mansi XIII, 1009. — *) Das Ms. Baluze's ist nun in der Kgl. Bibl. 
Berlin (93 Phill. 1664 s. XI. Vgl. Werminghoff, dem ich diese Aus- 
kunft verdanke, in NA.26, 667, der Rose’s Vermutung (a. 0. 8. 199), 
daß der Verfasser Ademar von Chabannes war, ablehnt. — 5) Vgl. ebd. 
Ms. fol. 61: Explicit sinodalis Theodulfi epl. Incipit eiusdem alter 
sinodalis. De ammonitione sacerdotum etc, Vgl.o. 8.483. — °) Vgl. 
hierzu MG. II, 142 und o. S. 465. 
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den kritischen Abdruck des Manuskripttextes folgen lassen, 
nicht ohne Vorteil sein, die erreichten Ergebnisse kurz 
zusammenzufassen. 

Das sog. poen. Martenianum ist eine zum Teil ungeordnet 
gebliebene Sammlung von Rechtssätzen über Bußerteilung 
und Bußleistung, vermengt mit anderen Aussprüchen kano- 
nischen Inhalts. Sie ist in den ersten zwei Dezennien des 
9. Jahrhunderts, wahrscheinlich in der Zeit zwischen 802 und 
813 im nord- oder mittelfränkischen Kirchengebiete, mutmaß- 
lich von einem Mönche oder Kleriker der Diözese Orl&ans ver- 
faßt worden und in einer jetzt in der Bibl. Mediceo-Laurentiana 
zu Florenz wiedergefundenen Handschrift erhalten, die ur- 
eprünglich der Benediktinerabtei von Fleury bei Orl&ans gehörte 
und nach ihrem Inhalte wie Schrifttypus nach 812, spätestens 
gegen die Mitte des 9. Jahrhunderts geschrieben wurde. 

Seiner Anlage wie Materialsammlung nach gehört das 
Bußbuch in jene Gruppe fränkischkirchlicher Poenitentialien, 
welche um die Wende des 8. und zu Beginn des 9. Jahr- 
hunderts ziemlich systemlos, aber möglichst erschöpfend Buß- 
sätze der verschiedenartigsten Herkunft und Anschauung 
zusammenzustellen suchen. Dementsprechend bringt das p. 
Martenianum sowohl Material aus einer allgemeinkirchlichen 
Rechtssammlung (Sammlung von Angers) wie partikular- 
kirchliche Normen und Bußsätze aus den wichtigsten Judizien- 
gruppen (theodorischer, cummeanischer und fränkischkolum- 
banischer Bußdisziplin), benutzt dabei auch die irische Canones- 
sammlung und einzelne gesondert verbreitete Quellenstücke.!) 

Der Autor ist bestrebt, ohne in seiner Stoffverteilung 


!) Die von Maaßen, Quellengeschichte $. 844 aufgestellte An- 
nahme, daß das p. Martenianum einen großen Teil seines Stoffes aus 
einer Quelle geschöpft habe, aus der auch die gallische Sammlung 
in 400 Kapiteln vorzugsweise ihr Material an Poenitentialnormen 
geschöpft habe, dürfte sich wahrscheinlich auf die Benutzung des 
Poen. Cap. ludic. durch beide beziehen, steht aber mit unseren 
Ergebnissen insoweit in Widerspruch, als auch eine Benutzung des 
p. Merseburgense a sowie die Aufnahme von Kapiteln, die wir 
nirgendwo anders finden, behauptet wird. Das p. Merseburgense gehört 
nach den Ausführungen I, 234, vgl. 207 Anm., II, 151 Anm. I 
jedenfalls der zweiten Hälfte des 8. Jahrhunderts, wahrscheinlich erst 
dem Ende desselben an, während das jüngste Stück der Sammlung 
in 400 Kapiteln eine angebliche Dekretale des Papstes Sergius (687—701) 
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an ein anderes Bußbuch sich anzuschließen oder ein be- 
stimmtes System zu verfolgen, eine Gegenüberstellung und 
teilweise auch eine Ausgleichung der widersprechenden Ju- 
dizien durchzuführen. Hierbei leitet ihn zunächst die Betonung 
der kanonischen Bußlehre gegenüber der milderen angel- 
sächsischen Bußpraxis. Dieser Standpunkt macht aber im 
zweiten Dritteil der Sammlung einer weitgehenden Bevor- 
zugung des altcummeanischen Bußbuchs sowie der unter 
dem Namen Egbert und Beda verbreiteten Excarpsus Platz. 
Insbesondere die diesen letzteren eigentümlichen Texte und 
Anschauungen werden sowohl für die weitere Einteilung wie 
für die Auswahl der Bußnormen in ausgiebigster Weise 
herangezogen, so daß der Einfluß dieses Materials für den 
Charakter des Bußbuchs entscheidend wird. 

Die Benützung der E. Egberti und E. Bedae als Vorlage 
ergibt im Zusammenhange mit der festgestellten Entstehungs- 
zeit unseres Bußbuchs die zweifellose Unrichtigkeit der von 
Schmitz vertretenen Annahme, welche die Entstehung dieser 
Excarpsus in die zweite Hälfte des 9. Jahrhunderts versetzen will. 

Inhaltlich vertritt unser Bußbuch noch durchaus die buß- 
und strafrechtlichen Lehren, welche die fränkische Kirche 
und das zeitgenössische weltliche Reichsrecht gegen Ausgang 
des 8. Jahrhunderts charakterisieren. 

Das Poen. Martenianum ist bisher nur in der einen ob- 
genannten Handschrift bekannt und scheint nicht viel Verbrei- 
tung gefunden zu haben, da sich nur die Benützung durch 
das p. Remense nachweisen läßt, das um die Mitte des 9. Jahr- 
hunderts entstanden sein dürfte und möglicherweise auch aus 
einer gemeinsamen Vorlage geschöpft haben kann. Zweifellos 
ist der Mangel an durchgreifender Ordnung und sachlicher 


ist, somit jene selbst wohl kaum nach der Mitte des 8. Jahrhunderts 
entstanden sein dürfte. Es ist also wohl wahrscheinlicher, daß die 
Poenitentialnormen, die die Sammlung am Ende zusammenstellt, ein 
später beigefügter Anhang sind, der allerdings dann sehr viel Material 
mit dem pven. Merseburgense oder unserem Bußbuch gemeinsam haben 
kann, denn es ist nicht anzunehmen, daß eine allgemeine Rechtssamm- 
lung, die das p. Merseburgense und die theodorischen Bußnormen be- 
nützt, keine einzige Konziliarnorm des 8. Jahrhunderts aufweisen sollte. 
Ich behalte mir eine nähere Prüfung des Cod. Vindobon. 522 (Salisb. 379) 
saec. X. der besprochenen Sammlung nach dieser Richtung vor. 
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Konsequenz in den vertretenen Anschauungen, ferner die 
auffallende Tatsache, daß der Verfasser trotz anfänglicher 
Hinneigung zur kanonischen Bußpraxis und ungeachtet der 
Einleitung mit einem dieselbe andeutenden Titel allmählich 
eine überwiegende Bevorzugung der laxen und fremdartigen 
Bußsätze der sog. E. Egberti und E. Bedae verrät, ent- 
scheidend dafür geworden, daß die Sammlung wenig Ein- 
fluß, Ansehen und Verbreitung zu gewinnen vermochte. 

Ihr Inhalt und geistiger Wert war überdies auch zu 
wenig beachtenswert, um der kraftvollen Reformbewegung 
standzuhalten, welche im 2. und 3. Jahrzehnt des 9. Jahr- 
hunderts zugunsten der kanonischen, d. h. altkirchlichen Buß- 
disziplin einsetzte. Unter ihrem Ansturm mußte unser Poe- 
nitential als Typus jener Gattung von Bußbüchern, gegen 
deren „confusa iudicia poenitentium in presbyterorum no- 
strorum opusculis atque ita diversa et inter se discrepantia 
et nullius auctoritate suffulta ut vix propter dissonantiam 
possint discerni“ etc.; Ebo von Reims in seinem Schreiben 
an Halitgar von Cambrai!) wettert, bald dem energischen 
Verdammungsurteile zum Opfer fallen, das neben c. 32 der 
Synode von Paris ao. 829?) ganz besonders c. 38 der Synode 
von Chalons ao. 8133) in die vernichtenden Worte prägt: 
„Modus autem poenitentiae peccata sua confitentibus aut per 
antiquorum canonum institutionum aut per sanctarum scriptura- 
rum auctoritatem aut per ecclesiasticam consuetudinem imponi 
debet, repudiatis ac penitus eliminatis libellis, quos poeniten- 
tiales vocant, quorum suntcerti errores, incerti auctores“. 

(Die Textausgabe des Bußbuchs folgt als Anhang I im nächsten Bande.) 


1) MG. Ep. V, 616. Dümmler versetzt den Brief in das Jahr 830. 
Hierzu Wasserschleben 8. 79, Schmitz II, 52. — ?° MG. 
Conc. II, 6833. — °) MG. Conc. II, 2831. Daß die Opposition be- 
sonders gegen die laxe Bußdisziplin der E. Egberti und Bedae, sowie 
der ihnen folgenden Poenitentialien sich richtet, ergibt sich aus der 
weiteren Begründung der zit. Konzilsschlüsse: c. 32 syn. Cabillon.: 
poenitentiales — qui dum pro peccatis gravibus leves quosdam et in- 
usitatos imponunt poenitentiae modos etc. c. 32 syn. Paris.: Quoniam 
multi sacerdotum partim incuria, partim ignorantia modum poeniten- 
tiae reatum suum confitentibus secus quam iura canonica decernant, 
imponunt — et ob id non vulnera peccatorum curant, sed potius 
foventes palpant etc. Vgl. etwa Schmitz J, 567, II, 650. 
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lÜber die Austibung eines dinglichen Kompatronates, insbe- 
sondere der daraus fließenden Präsentations- bzw. Kollationsbefag- 
nis] enthält nähere Bestimmungen eine bisher ungedruckte Urkunde, 
deren Original in Pergament, von dem jedoch das Siegel mit dem zu- 
gehörigen Streifen abgeschnitten ist, im Freiberrl. v. Solemacherschen 
Archiv Büllesheim (Braunsberg-Brobl) aufbewahrt wird. Sie datiert 
vom 18. April 1288 und bekundet, daß Herr Theodorich von Kerpen 
und sein Schwager, Herr Johannes Ritter von Walthechin, um 200 Mk. 
Kölnischer Denare von dem Abte Winmar des Prämonstratenserklosters 
Steinfeld in der Eifel und dessen Konvent den Hof Berndorf im heu- 
tigen Kreise Daun mit allem Zubehör, insbesondere Zehnten, Zinsen 
und Patronatrecht der dortigen Kirche!) zu gleichen Teilen gekauft 
haben. Ich gebe sie im folgenden nach einer Abschrift wieder, die 
Herr Stadtarchivar Professor Dr. Hermann Keussen in Köln gütigst 
mir mitgeteilt und zur Veröffentlichung überlassen hat. 


Notum sit tam presentibus quam futuris, ad quos presens scri- 
ptum pervenerit, quod nos Theodericus dominus de Kerpena et 
dominus Iohannes miles de Walthechin, sororius noster, dedimus et 
solvimus equa summa pecunie communi manu et favore a venera- 
bili viro Winmaro .. abbate Steynvelden(si) et conventu suo ducen- 
tas marcas Colonienses denariorum bonorum et legalium pro kurte sua 
in Berindorph cum omnibus appendiciis, videlicet in nemoribus, 
campis, pratis, terris aralibus et non aralibus, in decimis, censibus 
cum iure patronatus ecclesie de Berindorph memorate, item quod nos 
Theodericus dominus de Kerpena et Iohannes miles, sororius noster, 
de Walthechin supradicti et heredes nostri post nos in predicta 
curte de Berindorph omni anno terminis ad hoc deputatis omnes 
reditus equaliter divisos per medium amicabiliter et fraterne omni 
dolo et fraude penitus exclusis recipiemus. Item cum pastorem 
sepedicte ecclesie de Berindorph tramitem universe carnis ire conti- 


1) Über diese vgl. Wilhelm Fabricius, Erläuterungen zum Ge- 
schichtlichen Atlas der Rheinprovinz V, Die beiden Karten der kirchlichen 
Organisation 1450 und 1610, Erste Hälfte, Bonn 1909, 8. 158, wo als Kol- 
latoren nach der Abtei Steinfeld der Erzbischof von Köln und der Herzog 
von Arenberg, nicht aber die oben Genannteu aufgeführt sind. 
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gerit, tunc collatio pastorie ad nos revertetur, quam debemus com- 
muni voluntate et unanimi consensu et favore sine aliquo obstaculo 
uni persone litterate nobis placabili et satis digne ex iure patrona- 
tus conferre. Insuper sciendum est, quod, si discordia inter nos in 
conferendo pastoriam sepedictam sive heredes nostros, quod absit (ex- 
stiterit), tunc sortem mittemus et, cui sors fortunium dederit, ille memo- 
ratam pastoriam de Berindorph in momento ad velle suum digne persone 
conferet libere et absolute. In cuius rei testimonium et robur nos 
Th. dominus de Kerpena dedimus presentes litteras domino domino 
Iohanni militi, sororio nostro, dicto de Walthechin sepedicto sigillo 
nostro roboratas. Actum et datum anno domini millesimo 
CC LXXX VIIj° dominica, qua cantatur jubilate. 


Bemerkenswert ist dabei zunächst, daß durch Kauf mit dem Hofe 
ein Patronatrecht in weltliche Hand gelangte, das seit Jahrhunderten 
in geistlichem Besitz sich befunden hatte. Denn schon die Urkunde 
Erzbischof Friedrichs I. von Köln von 1121 (Theodor Joseph La- 
comblet, Urkundenbuch für die Geschichte des Niederrheins I, 
Düsseldorf 1840, 8.191 Nr. 292 = Richard Knipping, Die Regesten 
der Erzbischöfe von Köln II, Bonn 1901, S.29 Nr. 191), durch die dieser 
auf Wunsch des früheren Eigentümers, des Grafen Theoderich von Ahr, 
das von letzterem erworbene, einst mit Benediktinerinnen, dann mit 
Mönchen besetzte, aber inzwischen verwahrloste Kloster an Augusti- 
nerchorherren aus Springiersbach (Prämonstratenser seit 1126; vgl. 
Fabricius a.a.0.8.174) gab, führt neben der Pfarre von Ripsdorf 
die von Berendorf als Zubehör auf, was auch durch die Bestätigungs- 
bulle Innocenz’ II. vom 10. Dezember 1136 (Ch. J. Kremer, Akade- 
mische Beiträge zur Gülch- und Bergischen Geschichte II, Mannheim, 
1776, 8.215 Nr. 15 und Philippus Jaff&, Regesta pontificum Roma- 
norum, ed. alt. cura Guilelmi Wattenbach, Lipsise 1885 ff., I p. 872 
Nr. 7801) bestätigt wird.!) Wahrscheinlich handelt es sich dabei um 
alte Eigenkirchen der Grafen von Ahr, die vielleicht schon bei der 
Gründung des Klosters um 920 ihm von jenen übertragen worden sind. 
Nicht mehr wie ehedem die Kirche, wohl aber das Patronatrecht gilt 
jetzt als Zubehör des Hofs (und bis dahin mit der Abtei) und wird 
als solches veräußert, ob mit oder ohne Erlaubnis des Erzbischofs von 
Köln als des zuständigen Ordinarius, erfahren wir nicht. Da die beiden 
Erwerber den Kaufpreis zu gleichen Teilen aufgebracht haben, verein- 
baren sie völlige Gleichberechtigung in der Ausübung, nämlich ge- 
meinschaftliche Kollation bzw. Präsentation. Im Falle der Uneinigkeit 
soll unter ihnen und ihren Erben das Los derart entscheiden, daß der 
von ihm Begünstigte für den betreffenden Fall allein und frei konfe- 
rieren darf. Letztere Abmachung ist nicht gerade im Sinne des da- 
maligen kirchlichen Rechtes, das nach c. 3X de iure patronatus 3, 38 


‚. 2) Vgl. auch die Bestätigung des Erzbischofs von Köln, Philipp von 
Heinsberg, von 1187, Knipping a. a. O. 8. 253 Nr. 1282. 
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== conc. Lateranense III von 1179 c. 17 bei Meinungsverschiedenheit 
die Mehrheit entscheiden, eventuell aber für den betreffenden Fall freie 
Besetzung durch den Bischof (sog. unechte Devolution) eintreten lassen 
wollte; vgl. Godehard Jos. Ebers, Das Devolutionsrecht, Kirchen- 
rechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, 37. und 
38. Heft, Stuttgart 1906, 8. 180. Sie kam aber wohl häufiger vor und 
lehrt uns, daß das Eigenkirchenrecht wie in der Dinglichkeit des Patro- 
nates, so auch in einer gewissen Selbstherrlichkeit hinsichtlich der 


Präsentation oder Kollation noch lange nachlebte.!) 
Ulrich Stutz. 


[Parochus.] Erfreulicherweise dauert die Erörterung über das 
Alter der Form parochus fort, die ich seinerzeit in Bd. XXI, 1900 
dieser Zeitschrift, Germanistische Abt. S.131 Anm.5 (zu S.130) er- 
öffnet und dann, nachdem einige meiner Schüler und Mitarbeiter um 
die Aufspürung von Belegen sich verdient gemacht hatten, in Bd. XXXII, 
1911 und XXXIII, 1912, Kanonistische Abt. I S.313ff., II S. 344 fort- 
gesetzt habe. Vor allem hat Eugen Stolz, der bereits 1907 in einem 
gelehrten Aufsatz über IJapoıxla, parochia und parochus in der Tübinger 
Theologischen Quartalschrift Bd. LXXXIX S. 424ff. auch diese Frage 
in den Bereich seiner Untersuchung gezogen hatte, an derselben Stelle 
Bd. XCV, 1913, S. 193. unter der Überschrift: Zur Geschichte des Ter- 
minus parochus von neuem dazu das Wort ergriffen. Was Deutsch- 
land anlangt, so weist er darauf hin, daß in der von Kallen aus- 
findig gemachten ältesten bisher bekannten Quelle, die das Wort 
enthält, nämlich in der allerdings nur in Abschrift erhaltenen Con- 
cordia inter episcopum Constantiensem et praelatos exemptos et non 
exemptos Helvetiae vom 27. Juli 1498, nach dem Abdruck im Ge- 
schichtstreund der V Orte Bd. XXXIII, 1878 parochus wiederholt vor- 
kommt, und daß dadurch die Wahrscheinlichkeit, es habe in dem Ori- 
ginal wirklich parochus gestanden, größer wird. Meiner Auffassung, 
es sei namentlich der Humanismus gewesen, der die neue Form auf- 
gegriffen und verbreitet habe, schließt Stolz sich an und stützt sie für 
das Kölner Provinzialkonzil von 1536 durch den Hinweis auf die ent- 
scheidende Mitwirkung Johannes Groppers, des Freundes von Erasmus 
und Vertrauten des Erzbischofs Hermann von Wied, der auch in seinen 
Schriften fast ausschließlich dieser Bezeichnung sich bediene. Von 
Köln aus ist parochus übrigens auch in anderer Weise schon vor der 
Bekanntmachung der Tridentiner Beschlüsse verbreitet worden. Fried- 
rich Heyer macht mich freundlichst auf das Titelblatt des dort er- 
schienenen ersten Drucks des Dekrets Burchards von Worms aufmerk- 
sam: D. Burchardi Wormaciensis Ecclesiae Episcopi, Decretorum Libri 


1!) Vgl. Ulrich Stutz, Kirchenrecht, 2. Aufl. (v. Holtzendorff- Kohler, 
Encyklopädie der Rechtswissenschaft, 7. Aufl. V), Berlin 1918, 8. 335. 
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XX ex Consiliis, et orthodoxorum patrum Decretis, tum etiam diver- 
sarum nationum Synodis, ceu loci communes congesti, in quibus totum 
Ecclesiasticum munus, luculenta brevitate, et veteres Ecclesiarum 
observationes complectitur. | Opus nunc primum excusum, omnibus 
Ecclesiastis (!) ac Parochis apprime necessarium. Claruit sub Hen- 
rico Imperatore: Anno salutis MXX. | Coloniae ex officina Melchioris 
Novesiani MDXLVIll. Cum Privilegio Caesareae Ma. ad Sexennium. 
Wie hier, steht Parochis auch auf dem Titel der dieser Kölner Aus- 
gabe (in fol.) nachgedruckten Ausgaben Parisiis 1549 (und 1550) in 
kl. 8° und Coloniae Agrippinae, apud Ioannem Birckmannum iuniorem 
1560 in fol. („Loci communes ... Authore D. Burchardo ...*).!) Auch 
diese Fundstelle läßt darauf schließen, daß in Köln und außerhalb 
desselben der Gebrauch von parochus namentlich den Humanisten ge- 
läufig war. Das findet Stolz auch für Spanien bestätigt, für das er 
aus dem letzten Jahrzehnt des 15. Jahrhunderts weitere Belege durch 
Rückschluß aus dem allerdings erheblich jüngeren Leben des Kardi- 
nals Francesco de Ximenes von Alvaro Gomez de Castro gewonnen zu 
haben glaubt; Ximenes, dessen Name nach Stolz mit der Einführung 
des Terminus in die spanische Theologensprache verbunden gewesen 
sein dürfte, war vielleicht der größte kirchliche Förderer des Huma- 
nismus in Spanien. 

Immerhin bleibt es dabei, daß erst seit dem tridentinischen De- 
kretum: Tametsi vom 11. November 1563 und durch es die Form 
parochus sich allgemein eingebürgert hat. Stolz weist aber darauf 
hin, daß sie ım Text der Konzilsbeschlüsse bereits in Sess. XXIII de 
ref. c.5 vom 15. Juli 1563 zweimal begegnet. Wird erst die neue Aus- 
gabe der Trienter Konzilsakten im Concilium Tridentinum der Görres- 
gesellschaft (vgl. darüber Merkle in dieser Zeitschrift XXXII, 1912 
Kanonistische Abt. II S. 345ff., besonders S.356ff.) zu Ende geführt 
sein, so wird sich die Geschichte des Wortes parochus auf dem Konzil 
genau verfolgen lassen. Schon jetzt möchte ich’ darauf aufmerksam 
machen, daß, während im Text der Sess. V de ref. c.2 vom 17. Juni 
1546 noch die Rede ist von Archipresbyteri ... plebani et quicunque, 
parochiales ecclesias quocunque modo obtinent, in den vorbereitenden 
Verhandlungen nicht nur dieser, sondern auch der Sess. IV vom 
8. April 1546 die Form parochus immer wiederkehrt. Ihrer bedienen 
sich die Konzilsväter stetsfort in ihren Voten, und zwar nicht nur die ita- 
lienischen und spanischen, sondern auch Franzosen, Schotten u. a. (vgl. 
Concilium Tridentinum ed. Soc. Goerres. V, Friburgi Brisg. 1911 p.80s. 
110ss., 115ss., 155ss.). Aber auch in den Berichten der Ausschüsse und 
in den Beschlüssen der Partikular- und Generalkongregationen kehrt das 
Wort parochus, soviel ich sehen kann, von Anfang April 1546 an 
immer wieder. Lehrreich ist hiefür besonders die Entwicklung des 
Dekrets: De lectoribus et praedicatoribus sacrae scripturae (vgl. dazu 


‚Vgl. über diese ältesten Drucke von Burchards Dekret A. M. Koe- 
nıger in dieser Zeitschrift XNXXII, 1911, Kanonistische Abt. I 8. 349 
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etwa l.c.p. 74, 106, 113, 120, 123, 126, 131, 161, 242). Das Register 
der neuen Ausgabe gibt, da es bloß Sach-, nicht Wortregister ist, nur 
eine unvollkommene Vorstellung von der Verwendung des Wortes. So 
viel ist sicher, daß die Bezeichnung parochus, wenn sie auch erst seit, 
den sechziger Jahren des 16. Jahrhunderts für würdig erachtet wurde, in 
der endgültigen Gestalt der Konzilsbeschlüsse verwendet zu werden, 
bereits an die zwei Jahrzehhte früher der Kirchenversammlung für die 
mündliche Verhandlung, aber auch in der schriftlichen Geschäftssprache 
durchaus geläufig war. In den Vorverhandlungen reicht mithin der 
Gebrauch des Wortes in die erste Periode, ja in die Anfänge des 
Konzils und damit in jene Zeit zurück, in der wir es oben in Köln 
verwendet sahen. Vielleicht tragen diese Zeilen dazu bei, daß einer 
der an der monumentalen Neuausgabe beteiligten Forscher nebenbei 
der Frage näher tritt oder durch eine Hilfskraft die Geschichte des 
Wortes parochus auf der Trienter Synode bearbeiten läßt. Aber 
auch die Aufspürung älterer, bisher nicht beachteter Belege wäre nach 


wie vor sehr erwünscht. 
Ulrich Stutz. 
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. Eduard Eichmann, Quellensammlung zurkirchlichen Rechts- 
geschichte und zum Kirchenrecht I: Kirche und Staat I 
von 750—1122. Paderborn, Ferdinand Schöningh 1912. 
VII, 126 S. 

Die „Quellensammlung“, dies uralte Hilfsmittel des akademischen 
Unterrichts, erlebt in unserer Zeit weiteste Verbreitung, mannigfaltige 
Ausgestaltung. Kein Zweifel, daß sie großen Nutzen stiftet ja, daß im 
Unterricht ohne sie kaum noch auszukommen ist. Doch man kennt 
auch die Kehrseite: die Studenten werden verwöhut und dem harten, aber 
den wissenschaftlichen Sinn ställenden Studium der großen Quellen- 
werke entwöhnt; man erkauft die Belehrung der Vielen mit einer 
Verweichlichung der Wenigen, die Verbreiterung des Niveaus mit 
seiner Senkung. Dagegen ist kaum etwas zu machen; es muß hin- 
genommen werden. Bei der im vorliegenden Hefte hervortretenden 
Spielart der Quellensammlung aber kommt noch etwas hinzu. Hier ist 
dr Versuch gemacht, den dargebotenen Rohstoff in eine Art Form zu 
bringen, ihn nach sachlichen Gesichtspunkten zu gliedern. Auch das 
ist an sich nicht neu und maßvoll angewandt kann es gute Dienste 
tun, wie die bekannte Sammlung von Altmann und Bernheim nun schon 
seit Jahrzehnten beweist. Aber diese Grenze scheint mir hier doch 
überschritten. Der Lehrer, welcher für das seine Vorlesung begleitende 
Konversatorium die vorliegende, diesem Zweck angepaßte Sammlung 
zugrunde legt, sieht sich von ihr in ein bestimmtes Schema gepreßt. 
Das l,eben des akademischen Unterrichts beruht mit darin, daß sich 
ein jeder wie fürs Colleg so auch für die konversatorischen Übungen 
den Stoff nach eigenen Gedanken zurechtzuschneiden hat. Findet dieser 
sich nun wie hier in von vornherein festgelegter Disposition angeordnet, 
8o wird, wie ich fast fürchte, darunter die Individualität des wissen- 
schaftlichen Unterrichts mit der Zeit leiden und etwas Scholastisches 
in ihn hineingeraten. Für diejenigen aber, die da widerstehen, wird 
die ihnen gleichsam aufgezwungene Einteilung ein gewisses Hemm- 
nis beim Gebrauch des Büchleins bilden. Eichmann behandelt nachein- 
ander: ]. Verbindung des Papsttums mit den Karolingern, Ottonen, 
Saliern. Priesterkönigtum und Gottesstaat. Einheitsgedanke. II. Staats- 
kirchliche Gesetzgebung. III. Anerkennung und Schutz der kirchlichen 
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Ordnung. IV. Mitwirkung der Kirche an den Staatsaufgaben. V. Salbung 
und Krönung der deutschen Könige und Kaiser. VI. Übergang zum 
hierokratischen System. Dieser Anordnung wird man nicht so sehr 
vorwerfen, daß sie nicht erschöpfend sei — das will der Herausgeber 
natürlich nicht behaupten —, auch nicht einmal, daß sie in sich nicht 
gleichartig sei. Aber bedenklich erscheint, daß ihre Abschnitte sich 
nur teilweise (so III und IV) scharf gegenüberstehen, während die 
übrigen mehr oder weniger miteinander konkurrieren, was sich freilich 
kaum je ganz vermeiden läßt, hier aber doch störend hervortritt. Um 
ein Beispiel zu nennen, so dürfte Nr. 1 10 („Staatliche Fürsorge für die 
Kirche und den Gottesdienst*) schon der Überschrift nach besser zu III 
passen. Manches eigentlich Zusammengehörende ist dadurch, daß es 
bald unter Abschnitt II bald unter 1II eingereiht wurde, auseinander 
geraten. Gewiß soll jeder so gruppieren, wie er die Dinge sieht, und 
im Manuskriptdruck mag er sie in solcher Ordnung mit seinen Hörern 
erörtern. Eine Sammlung aber, die auch andern dienen will, dürfte 
besser auf eine derartige künstliche Schematisierung möglichst ver- 
zichten und sich lieber, natürlich ohne das Prinzip ganz zu Tode zu 
hetzen, an die neutrale zeitliche Folge der Quellenstellen halten. 

Ich spreche meinen Wunsch dieser Sammlung gegenüber, sei es 
für ihre Fortsetzung sei es für eine Neuauflage, um so lieber aus, 
als im übrigen der Herausgeber seinen Plan in denı vorliegenden 
Probestück mit feiner Kennerschaft verwirklicht hat. Es ist gewiß 
nicht einfach, auf 125 Seiten eine Auswahl von Quellenstellen zu 
geben, die eine weitschichtige Materie einigermaßen gleichmäkig 
erbellt und charakterisiert. Im ganzen ist das gelungen. Mancher 
wird vielleicht die 150 Jahre fränkischer Zeit, mag er auch zu- 
geben, daß sie an sich reicher an Zeugnissen ist, über Gebühr vor 
den folgenden 225 Jahren berücksichtigt finden. Unbedingt nehnıen 
die ungekürzt abgedruckten 4 Krönungsordines, in denen der Heraus- 
geber ja besonders zu Hause ist, im Verhältnis zuviel Raum ein, ein 
Fünftel des Ganzen. Auch die Konstantinische Schenkung ist zu aus- 
führlich behandelt. Der Fidelitätseid (Nr. 8) konnte wegbleiben, denn 
er ist nicht kirchlicher Natur und betührt die Kirche nur nebenbei. 
Auf der anderen Seite ist Nikolaus I. zu kurz gekommen. Unter Nr. 11,2 
(Besetzung der Bistümer) vermißt man das Beispiel eines Wahlprivilegs 
und eine Berücksichtigung der Abteien. Als Nr. 32 b waren statt der 
Annales Fuldenses, die hier abgeleitet sind, die Annales regni Fran- 
corum (ed. Kurze 112) anzuführen. Mit weiteren Wünschen nach 
Mehrung des Stoffes halte ich zurück; denn gerade möglichst wenig 
zu geben, war hier ja das Ziel. Und überhaupt soll diese Anzeige 
nicht tadelnd schließen: die Bedenken, die ich geäußert habe, sind 
grundsätzlicher Art; abseits von ihnen gebührt dem interessanten Ver- 
such des Herausgebers ungeschmälert das Lob sorgfältiger und indi- 
vidueller Arbeit. 

Marburg. E. E. Stengel. 
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E. Magnin, L’eglise wisigothique au VIIe siecle I. Paris, 
Picard 1912. XLI, 200 S. 


Ein Buch, das uns in die Kenntnis der Rechts- und Verfassungsfragen 
der westgotischen Kirche einzuführen verspricht, wirdjeder Kirchenrechts- 
historiker erwartungsvoll zur Hand nehmen. Ist doch gerade das 
„germanische Kirchenrecht“ von berufenen Forschern in den Vorder- 
grund des wissenschaftlichen Interesses gerückt worden. Es muß aber 
von vornherein gesagt werden, daß Magnin zur Förderung des aktuellen 
Themas nichts beizutragen weiß. Schon seine systematische Gruppie- 
rung des Stoffes: Personen (Il. Band) und Sachen (der angekündigte 
1l. Band), ist für dessen historische Durcharbeitung ungünstig. Die 
einzelnen Kapitel: 1. Rome et l’eglise wisigothique; 2. Rapports du 
droit canon espagnol avec celui de l’eglise universelle; 3. Le gouver- 
nement national; 4. Le gouvernement provincial; 5. Le gouvernement 
de la cite weisen keinen genetischen Zusammenhang auf. 

Der Verfasser hält es für einen Vorzug, daß er nur die Quellen 
zu Wort kommen läßt. Von der neueren Literatur berücksichtigt er 
nur Gams, Leclercq, Dahn und Hefele. Das vornehme Sileant doctorea 
(S. X) ist aber nur im Munde dessen berechtigt, der die Quellen zum 
mindesten in dem gleichen Maße auszuschöpfen versteht, wie andere 
das vor ihm getan haben. Aber nicht einmal die Quellen selbst sind 
ausreichend angeführt. In dem Abschnitte über das westgotische 
Mönchtum (S. 171ff.) werden die Regeln eines Isidor und Fructuosus 
überhaupt nicht genannt. Schlimmer aber als all das ist die Tat- 
sache, daß Magnin die Probleme gar nicht ahnt, die ihn rings um- 
geben. Was Stutz in seiner Geschichte des kirchlichen Benefizial- 
wesens I], 1 Berlin 1895 $9 S. 103ff. über die westgotischen Eigen- 
kirchen ausführt, ist ihm völlig unbekannt, desgleichen die Kontro- 
verse zwischen Stutz und von Schubert. Mein Paktum des heiligen 
Fructuosus von Braga (Heft 40 der Kirchenrechtlichen Abhandlungen, 
Stuttgart 1907) hätte ihm für die Beurteilung des westgotischen 
Mönchsrechtes vielleicht auch nützlich sein können. Die Selbstverständ- 
lichkeit, mit der die Strafverorduungen der Toledanischen Synoden 
zur Strafgewalt der germanischen Priester bei Tacitus (Germania c. VII) 
ın Parallele gesetzt werden (S,92) und mit der das Staatskirchentum 
einfach als Nachahmung des byzantinischen Vorbildes erledigt wird, 
beweist, daß dem Verfasser der Blick für das germanische Element im 
kirchlichen Leben der Westgoten abgeht. Und doch sind das fast die 
einzigen Ansätze zur Hervorhebung größerer Zusammenhänge. Wollte 
man das Buch nicht als eine wenn auch unvollständige Materialien- 
sammlung zu einer Darstellung des westgotischen Kirchenrechtes gelten 
lassen, so müßte das Urteil lauten: es hätte ungeschrieben bleiben 
können. 


Maria Taach. Iidefons Herwegen O.S.B. 
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Johann Haring, Die Armsünderkommunion. Ein Beitrag zur 
Geschichte der Kommunionpraxis. Graz und Wien, Verlags- 
buchhandlung Styria 1912. 488. 


Eine zum Teil auch in die kanonistische Rechtsgeschichte ein- 
schlägige Materie behandelt hier der Verfasser unter dem von ihm neu- 
geprägten Titelausdruck „Armsünderkommunion*, worunter die Ver- 
abreichung der Kommunion an die zum Tode Verurteilten zu ver- 
stehen ist. 

Für das christliche Altertum ist natürlich in Hinsicht auf diesen 
Gegenstand nicht viel zu ermitteln gewesen, höchstens waren Rück- 
schlüsse aus dem Bußwesen zu machen. Danach wäre den mit Jer 
Todesstrafe belegten Verbrechern in den durch Bußstrenge bekannten 
Ländern Gallien und namentlich Spanien die Kommunion verweigert 
worden, eben weil sie ihre Buße noch nicht verrichtet hatten, dies 
aber als unerläßliche Voraussetzung der Rekonziliation und also auch 
des Eucharistieempfanges galt. Dagegen wollte Papst Innozenz I. 
trotzdem die extrema communio den Delinquenten gereicht wissen (Ep. 
ad Exsup. 405). Erstmals tritt die Synode von Reims 625—30 mit 
der ziemlich unumwundenen Forderung hervor, daß den Hinzurichtenden 
die letzten kirchlichen Rettungsmittel durchaus nicht zu versagen 
seien. Und im gleichen Sinne beschlossen die Synoden von Mainz 8347 
und von Tribur 895 (tribuitur cum poenitentia extrema communio). 
Die entsprechende Praxis ist gehandhabt worden bis zum 12. Jahr- 
hundert. 

In der Zeit der Frühscholastik jedoch wurde man anderer Ansicht. 
Insbesondere war es Robert Pullus (f c. 1150), der meinte, zum Tode 
verurteilten Verbrechern sei weder die Eucharistie noch auch die Buße 
zu gewähren. Man höre seine Begründung: Der weltliche Richter sei 
für den Verbrecher der Priester, der ihm die Buße auferlege; es be- 
dürfe also der priesterlichen Buße nicht mehr (iudicem pro sacerdote 
habet, quoniam ipsi occulta scelerum pandere opportet, a quo pro ipsis 
poenam recipiet); ja durch Gewährung der (regelrechten) Buße und 
Eucharistie könnte geradezu zum Verbrechen angereizt werden. Auch 
würde ja, fährt Robert weiter, der mit der Todesstrafe belegte Misse- 
täter durch Empfang der Kommunion zum Tempel Gottes und also frei 
von Strafe, selbst von der Todesstrafe, gleichwie ein in das Gotteshaus 
flichtender Verbrecher (auf Grund des Asylrechts) nicht angetastet 
werden dürfe (reus, si ad templum saxis constructum confugerit, liber 
est; si vero ipse poenitentia et confessione construitur, perceptione 
eucharistiae in vivum et verum templum dedicatur, liber non est?). 
Da endlich in jener Zeit den Hingerichteten das kirchliche Begräbnis 
verweigert zu werden pflegte, so hält Robert dafür, daß in einem 
Körper, der unehrlich bestattet werde, Christus nicht wohnen könne. 
Diese Gründe sind höchst interessant: der erste entsprach ja ganz der 
Auffassung von der Bußauflage, deren Zweck und Wert, wie jene in 
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der frühscholastischen Zeit gang und gäbe war, ja sie streift den 
damaligen Grundgedanken der Laienbeichte, daß unter Umständen 
auch der Laie Buße auflegen könne (vgl. darüber Koeniger, Die 
Beichte nach Cäsarius von Heisterbach 1906 S. 93ff. und 79ff.\. Der 
zweite Grund ist bezeichnend für die Art des Beweises — Haring 
spricht S. 31 von einer „Kühnheit der Schlußfolgerung* — und der 
dritte Grund läßt die Feinfühligkeit des Theologen ersehen. 


Indes die Anschauungen des Robert Pullus sind glücklicherweise 
nicht Gemeingut geworden. Das Dekretalenrecht ebenso wie die 
Glossenliteratur vertraten, wenn auch nicht immer ganz klar, die 
mildere Anschauung, wonach den zum Tode Verurteilten die Sakra- 
mente der Buße und des Altars nicht zu verweigern seien. In den 
französisch-englischen und insbesondere in den spanischen 
Landen ist aber die Praxis dieser Theorie nicht gefolgt. Entweder ver- 
sagte man hier sowohl Beichte als auch Kommunion oder mindestens 
letztere und statt ihrer reichte man dem Delinquenten einfach ge- 
segnetes Brot (sog. Eulogien). Erst Karl VI. von Frankreich hat 1396 
für sie priesterlichen Beistand, jedoch nur auf dem Weg zur Richtstätte 
zugelassen. Im 15. Jahrhundert bricht sich dann in Frankreich all- 
mählich die Milde Bahn; länger dauerte es in Spanien, wo sogar her- 
vorragende Theologen wie Dominikus Soto die hergebrachte Strenge 
zu rechtfertigen suchten. Erst Papst Pius V. hat sie dort 1583 durch 
Vermittlung des Königs Philipp II. für die Praxis wenigsteus zu ver- 
drängen vermocht, während hartnäckige Theologen in Spanien wie 
selbst noch in Frankreich als echte rechte Theoretiker die Kommunions- 
verweigerung fortgesetzt zu verteidigen wagten. Ja noch um die Mitte 
des 19. Jahrhunderts mußten zahlreiche französische Partikularsynoden 
die Pflicht betonen, reumütigen Verbrechern vor der Hinrichtung die 
Eucharistie zu reichen. 


In Italien hatte sich schon seit dem 13. Jahrhundert in Theorie 
und Praxis die mildere Auschauung allenthalben durchgesetzt, ja es 
wurden sogar seit dem 14. Jahrhundert eigene Bruderschaften zur Vor- 
bereitung der Delinquenten auf einen christlichen Tod gegründet, die 
seitdem stets fort tätig gewesen sind. 


In Deutschland herrschte im ganzen gleichfalls die mildere 
Praxis, unterstützt durch positive staatliche bezw. gerichtsherrliche 
Anordnungen. - 


Soweit geht der Inhalt des sicherlich interessierenden und vom 
Verfasser mit Sorgfalt und Verständnis geschriebenen Büchleins die 
kanonistische Rechtsgeschichte an. Wenn indes auf geschichtliche 
Tatsachen gerade z.B. in Italien verwiesen werden will, wovon 8. 22 
gesagt ist, daß sie beweisen, man hätte dort den Armensündern die 
heilige Kommunion zu reichen gepflegt, so könnte freilich die Ge- 
schichte auch ebenso Zeugnis davon ablegen. daß man selbst in Rom 
nicht wenige Male Personen absichtlich obne Sakramente hinrichten 
ließ (man vergleiche nur das römische Tagebuch des Stefan Infessura, 
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herausgegeben von H. Hefele 1913 S.36, 46, 229. Die Roheit der 
Naturanlage hat eben schon so oft, seitdem die Liebe und Güte vom 
erhabensten Munde erstmals gepredigt wurde, das christliche Fühlen und 


Denken erstickt. 
Bainberg. A. M. Koeniger. 


Georg Weise, Königtum und Bischofswahl im fränkischen 
und deutschen Reich vor dem Investiturstreit. Berlin. Weid- 


mann 1912. IV, 148. 

Jede Untersuchung über den Einfluß des Königtums auf die 
Bischofswahlen in der Zeit vor dem Investiturstreit muß davon aus- 
geben, daß die Übertragung eines Kirchenamtes in der Regel in drei 
Akten erfolgt, die zwar zum Teil zusammenfallen können, aber wegen 
ihrer verschiedenen rechtlichen Bedeutung genau auseinandergehalten 
werden müssen: die Bezeichnung der Person, der das Amt übertragen 
werden soll, die eigentliche Übertragung des Amtes und die Einweisung 
in den Besitz des Amtes. Mag auch die Fixierung der drei Begriffe und 
die genane Abgrenzung der Wirkungen jedes einzelnen Aktes zum Teil 
erst später erfolgt sein, der Sache nach war die Unterscheidung von 
Anfang an da, wie sich gerade bei der Besetzung der Bistümer deutlich 
erkennen läßt. Handelt es sich nun darum, den Einfluß des Königtums 
in letztgenannter Hinsicht festzustellen, so ist die erste Frage: welche 
Rechte hat das Königtum bei Bezeichnung der Person und welche 
Bedeutung kommt neben den Rechten des Königs einer eventuellen 
Wahl zu? Daran schließt sich die zweite Frage: gehen die Rechte 
des Königs über eine Bezeichnung der Person hinaus auf eine Über- 
tragung des Amtes? Ist diese Frage zu bejahen, so ist weiter zu unter- 
suchen, ob das ganze Amt oder nur einzelne Amtsrechte vom König 
übertragen werden, in welcher Form die Übertragung geschieht und 
auf welcher rechtlichen Grundlage sie beruht. Nur wenn diese Mo- 
mente genau unterschieden werden ist es möglich, den Anteil der ein- 
zelnen Faktoren bei Besetzung der Bistümer klarzustellen. Es ist ein 
von vornherein zu konstatierendes Verdienst des Verfassers der vor- 
liegenden Schrift, daß er die Notwendigkeit der genannten Unter- 
scheidungen erkannt hat und dadurch zu einer klaren Stellungnahme 
in den einzelnen Fragen gekommen ist. Für die Merowingerzeit gelangt 
er zu dem gleichen Resultat wie H. von Schubert in seiner kurz vorher 
erschienenen Schrift über „Staat und Kirche in den arianischen König- 
reichen und im Reiche Chlodwigs“: die Merowingerkönige haben nicht 
nur bei Bezeichnung der Person einen entscheidenden Einfluß (durch 
Bestätigung der Wahl bezw. königliche Ernennung) ausgeübt, sondern 
auch regelmäßig das bischöfliche Amt übertragen (königliche Ein- 
setzung), und dieser Umschwung gegenüber der bisherigen kanonischen 
Ordnung ist bereits unter Chlodwig, nicht erst unter seinen Nach- 
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folgern eingetreten. Daß die Merowingerkönige bei Bezeichnung der 
Person von entscheidenden: Einfluß waren, so daß niemand gegen ihren 
Willen zu einem Bistum gelangen konnte, ist allgemein anerkannt, 
und daß dieser Zustand bereits unter Chlodwig vorlag, ergibt sich aus 
dem Briefe des Remigius von Reims an die Bischöfe von Paris, Sens 
und Auxerre (MG. Ep. Ill, 114). Sodann ist durch die von Marculf mit- 
geteilten Formeln (I, 7—9 in MG. Formulae, 46 5.) wenigstens für die 
spätere Merowingerzeit festgestellt, daß man die Tätigkeit des Königs 
bei Besetzung der Bistümer als eine Übertragung des Amtes betrach- 
tete, worauf bereits Hinschius hingewiesen hat (KR. II, 518A 3). W. 
bätte auch noch anführen können, daß schon Dagobert I. bei der Über- 
tragung des Bistums Cahors an seinen Schatzmeister Desiderius im 
Jahre 629 davon spricht, daß es Aufgabe des Königs sei, für die Auf- 
stellung tüchtiger Bischöfe zu sorgen „qui plebes sibi a nobis com- 
missas debeant regere“ (Pertz, Diplomata I, 15) und daß die Lex 
Baiuwariorum, die ja in ihren beiden ersten Titeln auf ein zwischen 
629 und 634 entstandenes merowingisches Königsgesetz des nämlichen 
Dagobert I. zurückgeht, I 10 vom Bischof spricht, „quem constituit rex 
vel populus elegit sibi pontificem®* (MG. LL 11I, 274). Daß aber bereits 
Chlodwig ein derartiges Einsetzungsrecht in Anspruch genommen habe, 
und daß es seitdem von allen seinen Nachfolgern ununterbrochen aus- 
geübt wurde, wie W. annimmt, ist nicht nachweisbar, vielmehr lassen 
die Berichte Gregors von Tours, auf die wir für das 6. Jahrhundert 
angewiesen sind, erkennen, daß wenigstens einzelne Herrscher sich im 
Anschluß an c. 10 der 5. Synode von Orleans (549) mit einem bloßen Be- 
stätigungsrecht begnügten; in anderen Fällen liegt wohl eine könig- 
liche Ernennung vor, aber damit war zunächst nur die Person be- 
zeichnet und nicht notwendig eine direkte Übertragung des Amtes 
verbunden. Daß ein königliches Einsetzungsrecht von der Kirche an- 
erkannt worden sei, wie W. behauptet, ist unrichtig; über die An- 
erkennung des Bestätigungsrechtes ist die Kirche in der Merowinger- 
zeit nicht hinausgegangen; die 3. und 5. Synode von Paris (556/73 c.8 
und 614 c. 3), die von Reims (627/30 c. 25) und die von Chalons (639/54 
c. 10) haben — allerdings erfolglos — jedes weitergehende Recht des 
Königs ausdrücklich abgelehnt. Auf die Gründe, welche die Merowinger 
zu ihrem Eingreifen bei Besetzung der Bistümer veranlaßten, geht W. 
nicht ein; mit Loening, Hinschius, Hauck und Stutz ist anzunehmen, 
daß es aus politischen Gründen erfolgte; für den Anspruch auf ein 
Einsetzungsrecht war der gemein-germanische (nicht spezifisch arianische) 
Gedanke maßgebend, daß auch die Fürsorge für die religiösen Verhält- 
nisse zu den ‘Öbliegenheiten des Königs gehöre, wie das in dem er- 
wähnten Dekret Dagoberts I. für Desiderius deutlich zum Ausdruck 
kommt; von einem Hereinspielen privatrechtlicher Anschauungen findet 
sich in dieser Zeit noch keine Spur. 

Daß auch in der Karolingerzeit ein königliches Einsetzungsrecht 
in Anspruch genommen wurde, beweisen gelegentliche Äußerungen 
Karls d. Gr. (z. B. Cap. 124, MG. Cap. I, 245) und der Fortgebrauch der 
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Marculfschen Formeln; hinsichtlich der Bezeichnung der Person nimmt 
W. ein Überwiegen der Wahl mit nachfolgender Bestätigung gegen- 
über der königlichen Ernennung an. Die Haltung Ludwigs des Frommen 
war widerspruchsvoll: in dem Kapitular von 818/19 garantierte er allen 
Kirchen vorbehaltlos die freie Wahl, trotzdem nahn er auch fernerhin 
das Recht eigenmächtiger Ernennung in Anspruch und nicht ganz 
zehn Jahre später ging er noch weiter und suchte die Vornahnıe der 
Wahl im einzelnen Falle von der königlichen Erlaubnis abhängig zu 
machen (Autorisationsrecht, vgl. MG. Formulae 549). Die Rede des 
Wala von Corbie gegen dieses Vorgehen des Kaisers hat W. nicht ganz 
richtig beurteilt: nach seiner Ansicht wendet sich Wala nicht gegen 
das königliche Einsetzungsrecht und doch sagt Wala ausdrücklich, 
daß der Kaiser nichts zu übertragen habe, weder die Temporalien 
noch die Spiritualien (MG. SS. II, 548); er verwirft auch ein königliches 
Ernenuungsrecht und läßt dem Kaiser nur eine Kontrolle der Wahl, 
damit die Erhebung eines Unwürdigen verhindert wird. Ebenso ver- 
wirft Florus von Lyon in seinem Liber de electionibus das königliche 
Eiusetzungs- und das Ernennungsrecht und läßt ihm nur das Recht 
der Bestätigung, die aber in der Regel erteilt werden muß, also nur 
formelle Bedeutung hat. Wala ist sich über die Unterscheidung der 
einzelnen Akte ganz klar; bei Florus tritt sie weniger scharf hervor, 
er läßt aber doch keinen Zweifel über das, was er will. 

Nach dem Tode Ludwigs des Frommen und der Teilung des 
Reiches ging die Entwicklung im Westreich und Lothringen einerseits 
und im Östreich anderseits auseinander. In den erstgenannten Reichen 
haben die Bischöfe auf den Synoden zu Juditz bei Diedenhofen (844) 
und zu Meaux (845) den Herrschern das Recht zugesprochen, für die 
erledigten Bistümer die geeigneten Personen zu designieren. W. erblickt 
darin einen wenn auch nur vorübergehenden Verzicht auf das Wahl- 
recht; enthält aber nicht das regulariter designatum der Synode | 
von Meaux einen allerdings bescheidenen Vorbehalt der Wahl, so daß 
die „Designation* durch den König auf eine Bestätigung der Wahl 
hinausläuft? Nach der Synode von Valence (855 c. 7) soll bei Erledi- 
gung eines Bistums vom König die Erlaubnis zur Vornahme einer 
kanonischen Wahl erbeten werden und der Gewählte das Bistum er- 
halten; kommt dagegen aus der Umgebung des Königs ein Kleriker, 
dem das Bistum übertragen werden soll, so ist er vom Metropoliten 
und den Bischöfen der Kirchenprovinz zu prüfen und, falls er un- 
geeignet erscheint, sollen sich Metropolit, Klerus und Volk an den 
Kaiser wenden, „ut eccelesiam Dei .. digno honoret ministro*. Damit 
ist das königliche Autorisationsrecht ausdrücklich anerkannt mit 
der Wirkung, daß bei Verweigerung der Wahl der Kaiser einen Kleriker 
aus seiner Umgebung ernennen kann. Denn der zweite Teil des Kanon 
ist mit Imbart de la Tour von einem Ernennungsrecht des Königs zu 
verstehen, das allerdings dadurch eingeschränkt sein soll, daß der 
König für einen Ungeeigneten auf Bitten der Beteiligten einen andern 
ernennen soll. Ein derartiges Autorisationsrecht, nach dem es im Be» 


506 Literatur. 


lieben des Bistumsherrn steht, ob eine Wahl vorgenommen wird oder 
eine Ernennung erfolgt, wurde in Frankreich bis zum Investiturstreit 
geübt. Darüber hinaus haben die Könige auch an dem Einsetzungs- 
recht festgehalten. Die Konstatierung des königlichen Autorisations- 
rechtes, auf dem die im Westreiche erteilten Wahlprivilegien beruhen, 
gehört zu den bleibenden Resultaten der vorliegenden Schrift. Der 
Verfasser bricht damit seine Untersuchungen über die Bischofswahlen 
in Frankreich ab. Er hätte jedoch nicht unterlassen sollen, darauf 
hinzuweisen, daß noch in der von ihm behandelten Zeit die öttentlich- 
rechtliche Auffassung der Bistumsherrschaft mehr und mehr durch die 
privatrechtliche verdrängt wird: die mit Hinkmar von Reims im Jahre 
858 zu Quierzy versammelten Bischöfe wehren sich zwar noch dagegen, 
daß die Bistümer Benefizien und königliches Eigentum seien (MG. 
Cap. II, 439), aber sie können die Entwicklung nicht mehr aufhalten. 

Für die Gestaltung der Dinge im Ostreich war nach W. maß- 
gebend, daß hier einerseits die Bistümer — von der einen kurzen Aus- 
nahme unter Arnulf von Bayern abgesehen — stets in der Hand des 
Königs blieben, sie aber anderseits dem König gegenüber nicht gleichen 
Rechtes waren: es seien vielmehr zu unterscheiden die sogenannten 
alten Bistümer, meist im Südwesten und am Rhein gelegen, deren An- 
fänge noch in die römische oder merowingische Zeit zurückreichen. und 
die sogenannten Gründungsbistümer, die seit der fränkischen Zeit auf 
Veraulassung des Königtums gegründet worden waren und vom König 
mit Grund und Boden ausgestattet wurden. Erstere waren freie Kirchen 
und besaßen ohne Wahlprivileg das Recht der Wahl; die letzteren 
galten als Eigenkirchen des Königs, an welchen er das Ernennungsrecht 
besaß, so daß nur ein besonderes Privileg diesen Kirchen das Recht 
der kanonischen Wahl verleihen konnte (8. 59, 98). Wenn wir von 
dem Wahlprivileg von Worms absehen, dessen Echtheit der Verfasser 
mit m. E. nicht ganz durchschlagenden Gründen bestreitet (vgl. Stengel, 
Die Immunität 1 [1910] 338f. u. 568 A. 2), treffen in der Tat alle echten 
Wahiprivilegien auf Bistümer, die erst seit der fränkischen Zeit gegründet 
wurden. Das verleiht der These des Verfassers etwas Bestechendes, 
aber dennoch halte ich sie nicht für lückenlos gesichert. Es sei 
beispielshalber zunächst das Bistum Salzburg herausgegriffen. Nach 
W. besaß es (obne Wahlprivileg) das Wahlrecht, weil Salzburg eine 
alte Römerstadt war und die Kirche deshalb nicht auf herzoglichem, 
sondern altfreiem Boden stand ($. 108). Diese Annahme scheint mir 
verfehlt. Als der heilige Rupertus belufs Gründung eines Klosters 
nach Juvavum kam, war nach den Breves Notitiae (ec. II, bei Hauthaler, 
Salzburger Urkundenbuch I [1910], 19 £.) die ehemalige Römerstadt nur 
mehr ein Trümmerhaufen, der von den Bewohnern ganz verlassen und 
mit Wäldern bedeckt war; das Gebiet der Stadt und die auf dem 
späteren Nonnberg gelegene Burg gehörten dem Herzog Theodo. Der 
Herzog schenkte dem Heiligen Ort und Burg mit der dazu gehörigen 
Flur, und Rupert baute darauf Kirche und Kloster, die weiter vom 
tierzog mit Schenkungen bedacht wurden (vgl. auch die Vita Hrodberti 
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in der neuen Ausgabe von Levison in MG. Script. rer. Merov. VI, 140 
bis 162 und die Notitia Arnonis bei Hauthaler a. a. 0. 4ff.). AufGrund 
der herzoglichen Schenkung galt das von Rupertus gegründete 
Kloster von Anfang an als freies Kloster im Gegensatz zu den herzog- 
lichen Eigenklöstern, und als es bei der Bistumsorganisation im Jahre 
739 zur bischöflichen Kirche erhoben wurde, war es infolgedessen ein 
freies Bistum. Ähnlich wie in Salzburg liegen die Dinge in Freising, 
über dessen Gründungsgeschichte wir allerdings nicht so gut unterrichtet 
sind (vgl. die neue Ausgabe der Vita Corbiniani von Krusch in MG. 
l.e. VI, 497—640): das dortige Bischofskloster an der Marienkirche galt 
nie als herzogliches Eigenkloster, sondern war ebenso selbständig wie 
jene zu Regensburg und Passau, von deren Kirchen es aber sehr frag- 
lich ist, ob sie irgendwie in die römische Zeit zurückreichen. Auch 
die bereits erwähnte Bestimmung der Lex Baiuwariorum zeigt, daß die 
bayerischen Bistümer nicht anders behandelt wurden wie die alten 
merowingischen: die Besetzung erfolgte durch Wahl mit Bestätigung 
ev. Einsetzung durch den König. Tatsächlich ist auch für Freising 
schon vor dem Wahlprivileg von 906 eine Bischofswahl (im Jahre 854) 
bezeugt. Es kommt m.E. bei allen sogenannten Gründungsbistümern 
darauf an, im einzelnen zu untersuchen, ob sie nach römischen: oder 
deutschem Recht, als freie Bistümer oder als Eigenkirchen gegründet 
wurden, und in letzterem Falle wieder, ob sie nur des Wahlrechts ent- 
behrten oder auch noch in anderer Beziehung unter denı Eigenkirchen- 
recht standen. Hinsichtlich der sogenannten alten Bistümer ist W.s 
These richtig: sie besaßen das Wahlrecht, weil sie nach römischen 
Recht gegründet waren, und bedurften deshalb keines Wahlprivilegs. 
In einer anderen Beziehung waren alle Bistümer gleichgestellt: der 
deutsche König besaß an allen Bistümern des Reichs das Einsetzungs- 
recht, das in der 2. Hälfte des 9. Jabrhunderts unter dem Einflusse des 
Eigenkircheurechtes zum Investiturrecht wurde. Das in der Investitur 
zum Ausdruck kommende Übergreifen des Eigenkirchengedankens 
auf die nach römischem Recht gegründeten Bistümer mußte aber 
notwendig dazu führen, daß der Unterschied zwischen beiden Gruppen 
mehr und mehr verwischt wurde, und in der Tat war das auch, 
wie W. konstatiert, zu Beginn des 11. Jahrhunderts geschehen: Hein- 
rich Il. hat an allen Bistümern die freie, kanonische Walıl beseitigt 
und für sich ein Vorschlagsrecht in Anspruch genommen; wegen der 
bestehenden kanonischen Vorschriften legte er aber Wert darauf, 
daß der Vorgeschlagene auch in aller Form gewählt wurde, und 
diese Scheinwahl hat er auch für jene Gründungsbistümer vor- 
nehmen lassen, die kein Wahlprivileg besaßen. So lag für alle Bis- 
tümer des Reiches die Bezeichnung der Person und in der darauf- 
folgenden Investitur auch die Übertragung des Amtes in der Hand 
des Königs. Unter Konrad Il. und Heinrich III. scheint es nicht viel 
anders gewesen zu sein, wenn sich auch vereinzelt (z. B. in Toul 1026 
und 1051) selbständige Wahlen nachweisen lassen, die die kaiserliche 
Bestätigung erhielten. Auf Grund dieser Verhältnisse glaubt W. kon- 
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statieren zu können, das in Deutschland bis unmittelbar vor Beginn 
des Investiturstreites das kanonische Wahlverfahren in Übung geblieben 
und seit Heinrich II. eher ein Fortschritt des Gedankens *der kano- 
nischen Wahl zu verzeichnen ist; daraus erkläre sich auch das fried- 
liche Zusammenarbeiten Heinrichs Ill. und Leos IX. Aber eine Wahl, 
die W. selbst als Scheinwahl bezeichnet, entsprach weder den alten 
kanonischen Vorschriften noch den Bestrebungen Leos IX., beide lesten 
der Wahl nicht nur eine bloß formelle, sondern eine materielle Be- 
deutung bei, indem durch sie den Wählern wirklich ein entscheidender 
Einfluß auf die Bezeichnung der Person zustehen sollte: in diesem 
Sinne wurde die freie Wahl zum Losungsworte in dem sich nunmehr 
entspinnenden Kampfe. Derselbe wurde aber zugleich zum Kampfe 
gegen die Investitur, weil gerade der in der Investitur zum Ausdruck 
gelangende Eigenkirchengedanke die steigende Verdrängung der ka- 
nonischen Wahl herbeiführte. Solange die Könige das auf öffentlich- 
rechtlicher Grundlage beruhende Einsetzungsrecht in Anspruch nahmen, 
war es noch leichter möglich, durch eine kanonische Wahl die Person 
bezeichnen zu lassen, die das Bistum erhalten sollte, zudem durch das 
königliche Bestätigungsrecht ja der Einfluß des Königs auf die Be- 
zeichnung der Person hinreichend gewahrt war. Das Eigenkirchenrecht 
aber kannte keine Bezeichnung der Person durch einen anderen als 
den, der das Amt vergab. So war es bei den niederen Eigenkirchen, 
bei denen die Grundherren nicht eiumal den kirchlicherseits geforderten 
Konsens des Bischofs für die von ihnen bestimmte Person einholen 
wollten; ebenso war es bei den nach deutschem Recht gegründeten 
Bistümern, an denen die Könige von vornherein ein Ernennungsrecht 
beanspruchten; so ging es auch mit den bisher freien Bistümern, als 
mit der Investitur der Eigenkirchengedanke auf sie übergriff. 

Die Bedenken, welche ich gegen einzelne Aufstellungen des Ver- 
fassers geltend gemacht habe, wollen keineswegs den Wert seiner 
Schrift herabsetzen. Es sei vielmehr ausdrücklich anerkannt, daß er 
in seiner Arbeit gegenüber der bisherigen Forschung bereits manchen 
Fortschritt erzielt hat und ın anderen Punkten wenigstens den Weg 
gewiesen hat, auf dem neue Erfolge erzielt werden können. 


Freising. A. Scharnagl. 


Hermann Claus, Untersuchung der Wahlprivilegien der 
deutschen Könige und Kaiser für die Klöster von ihrer 
erstmaligen Verleihung bis zum Jahre 1024. Greifswalder 
Dissertation. Greifswald 1911. 102 8. 

Aus Bernheims Schule sind schon mehrere beachtenswerte 


Arbeiten über Fragen aus der Frühzeit der deutschen Benediktiner 
hervorgegangen. Die genannte Untersuchung ist an Genauigkeit der 
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Textinterpretation ihren mir bekannten Vorgängerinnen überlegen, ein 
Vorzug, der hier von ausschlaggebender Bedeutung wird, wo keine 
Gelegenheit zur Herausstellung und Lösung weittragender Probleme 
geboten ist. Das fleißige Bestreben, die Terminologie der Urkunden- 
texte möglichst scharf zu fassen, gibt der Studie einen besondern Wert. 
Man wird durchweg dem zustimmen können, was der Verfasser über 
sanctimoniales (S. 67), über regula und regulariter (S. 70 und 78) sagt. 
Dennoch wäre es für eine abschließende Beurteilung dieser Termini 
erwünscht gewesen, wenn Claus die darauf bezüglichen Ausführungen 
von Karl Heinrich Schäfer, Die Kanonissenstifter im deutschen 
Mittelalter (Kirchenrechtliche Abhandlungen Heft 43 und 44, Stuttgart 
1907‘, S. 122 und Kanonissen und Diakonissen, Römische Quartalschrift, 
XAIV (Freiburg i. Br. 1910), S. 73ff. und von Wilhelm Levison in 
der Westdeutschen Zeitschritt für Geschichte und Kunst XXVII, 1909, 
S. 503 ff. berücksichtigt hätte. 

Die Einteilung des Stoffes ergibt sich aus dem Schema der Wahl- 
privilegien. Trotz der garantierten Freiheit der Wahl unterlag diese 
doch mannigfachen äußeren Einflüssen, von denen der Consensus des 
Königs und des Diözesanbischofs das meiste Interesse beansprucht, 
Wünschenswert wäre es gewesen, wenn der ganzen Untersuchung die 
kanonischen bzw. monastischen Grundsätze für die Abtswahlen voran- 
gestellt worden wären. Das Charakteristische der Klauseln in den 
königlichen Wahlprivilegien hätte auf diesem Hintergrunde klarer 
hervortreten können. Weniger allgemein wäre wohl S.30 der Streit 
zwischen regnum und sacerdotium als ein Kampf zwischen deutschem 
und kanonischem Recht zu bezeichnen. Die vier der Dissertation 
beigegebenen Exkurse beweisen, daß der Verfasser auch an kleineu 
Schwierigkeiten nicht achtlos vorübergegangen ist. 


Maria Laach. Ildefons Herwegen. O.S.B. 


Hermann Theloe, Die Ketzerverfolgungen im 11. und 
12. Jahrhundert. Ein Beitrag zur Geschichte der Ent- 
stehung des päpstlichen Ketzerinquisitionsgerichts (a. u. d. 
T.: Abhandlungen zur mittleren und neueren Geschichte, 
herausgegeben von @. v. Below, H. Finke, F. Meinecke. 
Heft 48). Freiburg und Leipzig, F. W. Rothschild 1913. 
176 8. | 

Der Verfasser vorliegender Schrift sucht in der „Absicht, den Ur- 
sprung und die Anfänge des päpstlichen Ketzerinquisitionsgerichts dar- 
zustellen“, die Frage zu beantworten: „Wie war die Behandlung der 

Ketzer vor der Entstehung der päpstlichen Ketzergerichte?“ Man wird 

es billigen, daß er seine Darstellung beginnen läßt mit dem Wiederauf- 
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treten des Manichäismus im Abendland, also mit dem 11. Jahrhundert, 
stehen doch die Häresien dieses und der folgenden Jahrhunderte, also 
gernde der Epoche, in der die Anfänge der Ketzerinquisition zu suchen 
sind, alle in einem gewissen Zusammenhang. Nicht so sehr ein dog- 
matischer Streit der Theologen, wie in den ersten Jahrhunderten der 
christlichen Kirche, ging die Häresie dieser Zeit viel mehr aus dem 
Laientum hervor; sie läßt sich großenteils zurückführen auf eine weit- 
gehende Unzufriedenheit der Laienwelt mit der bestehenden Hierarchie 
und ihren weltlichen Herrschaftsansprüchen sowie mit der teilweise 
doch sehr anfechtbaren Haltung des Klerus (vgl. A. Hauck, Kirchen- 
geschichte Deutschlands IV, 8.875). 

Der Macht dieser Tatsachen hat sich der Verfasser unwillkürlich 
bei der Abgrenzung seines Stoffes unterworfen, ohne sie aber klar zu 
erkennen und hervorzuheben, und doch scheinen sie mir nicht ohne 
Einfluß zu sein auch für die Art der Abwehr, die die Häresie seitens 
der Kirche erfuhr. Daß eine Untersuchung über die Entstehung der 
päpstlichen Ketzerinquisition nach der andern Seite hin mit dem Be- 
ginn des Pontifikates Innozenz’ III. — Theloe schreibt beharrlich Inno- 
zens! — abschließt, findet weniger unsern Beifall. Der Verfasser gibt 
als äußern Grund dafür an, daß die als Dissertation gedachte Arbeit 
„einen gewissen Umfang nicht überschreiten durfte“. 

Innerhalb des genannten Zeitraunıs sehen wir nun in einem ersten 
Kapitel sämtliche Fälle von Ketzerverfolgung, die aus dem 11. Jahr- 
hundert bekannt sind, zusammengestellt. Deren Zahl ist nicht über- 
mäßig groß, aber die verhängte Strafe meist sehr streng: Verbrennung 
oder Hinrichtung durch das Schwert. Vollstreckt wird sie durch die 
weltliche Gewalt oder aber, was mehrfach vorkommt, die Ketzer wer- 
den ein Opfer der Volksjustiz und enden dann regelmäßig auf dem 
Scheiterhaufen. 

Die naheliegende Frage, worauf sich die Verbrennung als Strafe 
für Ketzerei zurückführen läßt, wird auch von Theloe kurz berührt. 
Er hält die Hypothese, daß „im Anschluß an die ältere Behandlung 
des verwandten Verbrechens der Zauberei“ der Feuertod die weltliche 
Strafe für Ketzerei geworden sei, für nicht stichhaltig. Insbesondere 
ergebe sich aus der Zeit des 11. und 12. Jahrhunderts nirgends eine 
Verbindung von Neumanichäismus und Zauberei. Erst durch den 
Sachsenspiegel und die Treuga Heinrici sei jene Verwandtschaft kon- 
struiert worden. 

Nun läßt sich aber diese Frage, deren Entscheidung nach dem 
Gesagten nicht nur von Bedeutung für die materielle Strafe, sondern 
auch namentlich maßgebend für den Gerichtsstand des Verfolgten und 
daher nicht unwichtig ist, so leicht m. E. nicht abtun. Bereits die Unter- 
suchungen von J. Hansen (Zauberwahn, Inquisition und Hexenprozcß 
im Mittelalter 1900 S. 55ff., 70, 239 ff.) haben wahrscheinlich gemacht, 
daß man namentlich in der fränkischen und karolingischen Epoche 
Zauberei nicht mehr so sehr, wie in alter Zeit, wegen ihrer Gemein- 
gefährlichkeit als wegen ihres religiösen Charakters, wegen des dabei 
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vorausgesetzten Abfalls von Gott, bestraft hat. Er weist nach, daß 
durch das ganze Mittelalter hindurch sich diese Anschauung erhielt, 
und daß Zauberei, wenn sie auch in der Theorie und Gesetzgebung 
(Dekretalen Gregors IX., Liber Sextus mit ihren Kommentaren) zeitweilig 
von der Ketzerei getrennt war, in der Praxis immer wieder mit dieser 
vermengt wurde. Dazu sei übrigens noch ergänzend bemerkt, daß auch 
der Theorie des 12. Jahrhunderts diese Vorstellung gar nicht so fremd 
gewesen zu sein scheint. Wenigstens leitet Rufinus seine Erläuterungen 
zur C. XXVI, die einen Fall von sortilegium behandelt, ein mit den 
Worten: Postquam interposuit necessarium tractatum de privilegtis eccle- 
siarum, redit agere de hereticis: sortilegium enim et auguratio similisque 
superstitio, de quibus hic agitur, heresis species sunt in eis ulique, qui 
fidem Christi receperunt (H. Singer, Die Summa decretorum des Ma- 
gister Rufinus 1902, S.423). — Was die weitere Behauptung des Ver- 
fassers anbelangt, so hätte er ebenfalls bei Hansen S. 239f. eine 
Reihe von Beispielen finden können, für die die Verbindung von Zau- 
berei mit den Ketzereien des 11. und 12. Jahrhunderts nachgewiesen und 
innerlich zu begründen versucht wird. Dazu vergleiche man schließlich. 
noch des Verfassers eigene Angaben über eine angebliche Vermengung 
von Zauberei und Ketzerei in Deutschland, die um das Jahr 1160 be- 
richtet wird (8.59). 

In einem zweiten Kapitel gruppiert Theloe die Fälle von Ketzer- 
verfolgung nach Landschaften. Ein erster Abschnitt führt uns nach 
Mittel- und Nordfrankreich, Burgund, nach den Niederlanden und 
England. Dieser Gruppe schließt sich Deutschland an. Als dritter 
Kreis kommt Südfrankreich und Spanien und an vierter Stelle Italien 
zur Besprechung. 

Eine derartige Einteilung erleichtert nicht nur die Übersicht, 
sondern erscheint auch innerlich gerechtfertigt, weil die Behandlung 
der Ketzer nach Landschaften außerordentlich verschieden ist. Am 
schlimmsten ergeht es ihnen im Norden Frankreichs und in Deutsch- 
land; daher stammen auch die oben erwähnten Verfolgungen des 
11. Jahrhunderts. Der Verfasser glaubt, die Ketzerverbrennung des 
Jahres 1022, von der er im ersten Kapitel ausführlich berichtet hat, 
sei als Präzedenzfall anzusehen, im Anschluß an den sich ein Gewohn- 
heitsrecht der Ketzerverbrennung gebildet habe. Der Beweis für diese 
Behauptung scheint uns jedoch nicht erbracht zu sein. Sollte nicht die 
Wahl des Feuertodes in Orleans selbst auf älteres Gewohnheitsrecht 
zurückgehen? Es dürfte kaum ein Zufall genannt werden, daß in 
Orleans, wo die Strafe auf Geheiß des Königs verhängt wird, der „con- 
sensus universae plebis* von den Quellen besonders hervorgehoben wird. 
Nach dem fränkischen und einigen andern Rechten war nämlich der 
‘ Tod auf dem Scheiterhaufen die Strafe für Zauberer, Giftmischer usw., 
und auch die Lynchjustiz war den fränkischen Rechten nicht unbekannt 
(vgl. Hansen S.ö6ff., 221f.). Der Verfasser hätte doch diesen Fragen 
einmal nachgehen und zusehen sollen, ob sich nicht genauere Belege 
für einen Zusammenhang finden, denn es ist immerhin höchst auffällig, 
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daß es für Ketzerrerbrennungen gerade in diesen nördlichen Gegen- 
den besonders viele Beispiele gibt, und zwar in den meisten der auch 
von ihm angeführten Fälle auf Betreiben des Volkes. Eine starke 
Anteilnahme des Volkes an der Verurteilung oder gar eine direkte 
Lynchjustiz ist zu bemerken in Orleans 1022, Tours 1054, Cambray 
c. 1977, Trier nach 1100, Soissons 1114, 1121, Lüttich 1135, Köln 1143, 
Vezelay 1167. 

Über die jeweilige Stellung der geistlichen Behörde dazu ist nicht 
immer Klarheit zu ermitteln. In der Regel scheint sie die Volksjustiz offen 
oder schweigend geduldet zu haben; immerhin kommen auch vereinzelte 
Fälle vor, wo die Bischöfe das Vorgehen des Volkes schwer tadeln und 
eine Volksjustiz zu verhindern suchen. Nach 1150 aber kann man 
des öfteren feststellen, daß die weltliche oder gar die geistliche Gewalt 
selbständig den Feuertod als Strafe festsetzt und sich mit der damals 
allein gesetzmäßigen Strafe der Exkommunikation bezw. Verbannung 
und Güterkonfiskation nicht begnügt. 

-e Man wird daher dem Verfasser zustimmen können, wenn er S. 47 
zu dem Ergebnis gelangt, daß die kirchliche Behörde in den nördlichen 
Ländern durch „Mitwirkung, Mitverantwortung und Zustimmung“ dazu 
beigetragen hat, daß sich ein Gewohnheitsrecht der Ketzerhinrichtung 
ausbilden konnte. Aber dieses Gewohnheitsrecht scheint mir nicht, 
wie Theloe meint, von der geistlichen Behörde geschaffen, sondern 
eher von ihr aufgegriffen und weitergebildet worden zu sein. Mit Recht 
wird der Versuch von H. Maillet (L’eglise et la repression sanglante 
de I’ heresie 1909), die Bischöfe von der Mitwirkung und teilweisen 
Verantwortung freizusprechen, in Theloes Buch als verfehlt bezeichnet; 
aber andrerseits verdient Maillets Ansicht, daß die strafende Behörde 
ein älteres Gewohnheitsrecht vorgefunden hat, und daß erst nach etwa 
1150 ein Umschwung in der offiziellen Stellungnahme der Kirche gegen 
Häretiker erfolgt, den Vorzug vor derjenigen Theloes.. Damit stinmt 
überein, daß auch die kirchliche Gesetzgebung nach 1150 einen 
strengeren Ton anschlägt, wenn auch vorläufig die Härte der Bestim- 
mungen von Reims von 1157 noch vereinzelt dasteht. Diese (körper- 
liche Brandmarkung, Verbannung, Güterkonfiskation) scheinen zur selben 
Zeit nur noch in England Nachahmung gefunden zu haben in dem 
Vorgehen und den Verordnungen Heinrichs II. gegen die Ketzer von 
Oxford, die am Schlusse des ersten Abschnitts besprochen werden. 

Ein ganz anderes Bild gewinnen wir von der Verfolgung der 
Ketzer in Südfrankreich. Auf den Unterschied hat zuerst J. Havet 
(L’ heresie et le bras seculier au moyen äge jusqu’au treizieme siecle 
1880) aufmerksam gemacht. Ein einziges Beispiel von Volksjustiz, die 
dazu in dem Falle, wie es scheint, geradezu herausgefordert wurde, ist 
aus dem Beginn des 11. Jahrhunderts überliefert und durch das ganze 
folgende 12. Jahrhundert auch das einzige geblieben. Ja, das Volk 
bereitet den Ketzern nicht selten eine begeisterte Aufnahme und schon 
um 1100 kommt es vor, daß die gesamte Bürgerschaft diejenigen mit 
dem Tode bedroht, die zur Verteidigung des rechten Glaubens mit 
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den Ketzern disputieren wollen. Das strenge Einschreiten und die 
strenge Ahndung der Ketzerei durch die geistlichen und weltlichen 
Behörden, wie sie gleichzeitig aus dem Norden überliefert sind, treten 
hier im 12. Jahrhundert noch vollständig zurück. Wo einmal, wie bei 
der großen Verfolgung der Häresie durch Graf Raymund von Toulouse, 
das bracchium saeculare der Kirche zu Hilfe eilt, da geschieht es 
weniger aus religiösem Eifer als aus politischen Beweggründen. Und 
kirchlicherseits sucht man zunächst auf dem Wege der Überzeugung 
durch die Predigt seitens der Bischöfe und seitens besonders zur Be- 
kämpfung der Häresie gesandter päpstlicher Legaten die Abtrünnigen 
wiederzugewinnen. Über die obengenannten von der Reimser Synode 
eingeschärften Bestimmungen ging man noch am Ende des 12, Jahr- 
hunderts, als auch im Süden das Verfahren gegen Ketzer strenger wurde, 
nicht hinaus. 

Verschiedenartig war die Behandlung der Ketzer in Italien. Je 
nach der politischen Stellung, die sie einnahmen, fanden sie in den 
Städten bei der herrschenden Partei Duldung oder wurden von ihr 
bekämpft. Die kirchlichen Behörden verhielten sich hier zumeist ähn- 
lich wie in Südfrankreich. 

Nachdem der Verfasser die ihm bekannten Fälle von Ketzer- 
verfolgung z. T. recht eingehend erzählt und besprochen hat, stellt er 
in einen: dritten Kapitel die kirchlichen Gesetze gegen Häretiker zu- 
sammen. Diesem folgen im vierten die Bestimmungen der weltlichen 
Gewalt, und ein Schlußkapitel beschäftigt sich mit der Frage der 
Ketzerbehandlung in der Literatur des 11. und 12. Jahrhunderts. 

Als Quellen der kirchlichen Gesetzgebung kommen hier in Betracht 
Konzilien und päpstliche Erlasse. Konzilsbestimmungen gegen Ketzer 
bringt schon das 11. Jahrhundert. Sie beschränken sich noch darauf, 
Ketzer und diejenigen, die sie begünstigen und schützen, zu exkommuni- 
zieren. Derartige Beschlüsse waren aber auf die Dauer wirkungslos, 
wenn die Kirche nicht imstande war, mit Hilfe der weltlichen Gewalt 
ihrem Bannfluch Nachdruck zu verleihen, wenn nicht dem Bunne die 
Acht notwendig folgte. Die Frage der Ketzerverfolgung mußte hier von 
dem weiteren Gesichtspunkte des Verhältnisses von Kirche und Staat 
aus betrachtet werden. Da vollzog sich aber gerade um die Wende 
des 11. zum 12. Jahrhundert eine entscheidende Wandlung. 

Immer stärker traten die Ideen Gregors VII, die schließlich 
daraus hinausliefen, „dem Papste alle Gewalt, also auch das Ver- 
fügungsrecht über das weltliche Regiment zuzusprechen“, die weltliche 
Gewalt zur „dienenden Rolle eines Exekutors“ der geistlichen herab- 
zudrücken in den Vordergrund. Und wenn in fränkischer und karo- 
lingischer Zeit die Herrscher aus sich heraus als defensores ecclesiae 
auch für die Reinhaltung der kirchlichen Lehre sorgten, — ein Gebot 
seitens der Kirche wäre damals bei ihrer dem Staate völlig unter- 
geordneten Stellung unmöglich gewesen —, so verlangte nunmehr 
die Kirche unter Androhung der Exkommunikation von der weltlichen 
Gewalt den Krieg gegen die Ketzer. Nachdem bereits eine Reihe von 
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Konzilien sich mit dieser Frage der pflichtmäßigen Unterstützung durch 
das bracchium saeculare beschäftigt und diese Forderung in immer 
bestimmter werdender Formulierung wiederholt hatten, widmet ihr vor 
allem das dritte Laterankonzil ein besonderes Kapitel (Mansi Sacro- 
rum conciliorum nova et amplissima collectio XXII, p. 231 ff.), und es 
ist als ein Sieg jener Richtung, der einst Gregor VII. seinen Namen 
aufgeprägt hatte, zu bezeichnen, wenn mit Friedrich I. 1184 in der 
bekannten Vereinbarung mit dem Papst zu Verona auch die weltliche 
Gesetzgebung die Pflicht des bracchium saeculare, die kirchliche 
Gewalt zu unterstützen, zum erstenmal anerkennt, und zwar zunächst 
für den Kanıpf gegen die Ketzer. Durch Benutzung von E.Eichmann, 
Acht und Bann im Reichsrecht des Mittelalters 1909, wo die hier nur 
angedeutete, kurz skizzierte Entwicklung eingehend behandelt wird, 
hätte der Verfasser seinen auf diese Punkte bezüglichen Ausführungen 
einen wirkungsvollern Hintergrund verleihen und für die von ihm hie 
und da nur lose nebeneinander gestellten Tatsachen einen Zusammen- 
hang finden können. 

Nunmehr ist auch der Zeitpunkt gekommen, wo das materielle 
kirchliche Strafrecht Hand in Hand mit dem weltlichen zur Verhängung 
schwererer weltlicher Strafen über den Ketzer, vor allem der Todes- 
strafe, schreiten kann. Denn bis dahin hatte die kirchliche Gesetz- 
gebung im allgemeinen es bei Exkommunikation und Verbannung, 
natürlich mit ihren „bürgerlichen Wirkungen“ (Eichmann S. 64 ff.) 
bewenden lassen, wobei der Gedanke des Schutzes der Rechtgläubigen 
im Vordergrunde stand. In der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts 
taucht freilich allmählich die weitergehende Forderung nach Gefangen- 
setzung, Güterkonfiskation und Geldstrafen für den Ketzer auf. Aber 
weiter ist die offizielle Gesetzgebung bis 1184 nicht gekommen. Auch 
der Wortlaut der constitutio Ad abolendam von 1184 geht nicht darüber 
hinaus; die animadversio debita, die von der weltlichen Gewalt pro 
qualitate facınoris zu verhängen ist, kann freilich unter Umständen 
die Todesstrafe sein, muß es aber nicht, wie der Verfasser richtig her- 
vorhebt. Wenn trotzdem vereinzelt schwerere Strafen schon vor diesem 
Zeitpunkte festgesetzt wurden, so hatten sie, wie z.B. die erwähnten des 
Reimser Konzils von 1157, zunächst eine rein lokale Bedeutung. Dabei 
kann es sehr wobl vorkommen, daß derartige Bestimmungen über die 
Grenzen der Diözese hinaus anderswo Beachtung und Nachahmung 
finden und selbst auf die offizielle Gesetzgebung nicht ohne Einfluß 
bleiben. 

Nach dem oben Gesagten erscheint es nicht weiter verwunderlich, 
daß von weltlichen Ketzergesetzen vor 1184 kaum etwas bekannt 
ist. Wenn der Verfasser in seinem vierten Kapitel die Bestimmungen 
Heinrichs II. von England hierhin rechnet, so gehören diese zweifellos 
in den Kreis der Untersuchung. Aber sie durften doch weder verall- 
gemeinert noch überschätzt werden, ein Fehler, dem, wie es scheint, 
auch N. Paulus in der Besprechung des Theloeschen Buches (Littera- 
ıische Beilage der Kölnischen Volkszeitung 1913 Nr. 31) erliegt. Ledig- 
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lich gegen die in Oxford verurteilten Ketzer gerichtet, wurden sie 
erlassen noch unter dem unmittelbaren Druck der durch das gerade 
vorhergegangene Konzil verursachten Erregung, noch ehe die Be 
deutungslosigkeit der Häresie für England sich oftenbaren konnte (so 
W.Stubbs in der Einleitung zu The chronicle of the reigns of Henry II. 
and Richard I., London 1867, Il p. LXI). Die für die englische Rechts- 
geschichte so wichtige Assise von Clarendon, der die Verordnungen 
angehängt sind, verfolgt ja auch in übrigen ganz andere Zwecke, die 
mit der Bekämpfung der Häresie in gar keinem Zusammenhang stehen, 
und trotz ihrer scheinbaren Härte sind die Bestimmungen immer noch 
mild zu nennen, wenn man sie etwa mit den gleichzeitig in England 
geltenden Strafen gegen Jagdfrevel vergleicht (vgl. W. Stubbs, 
Select charters and other illustrations of English constitutional history 
1905 p. 140 ff.). 

Von deutschen weltlichen Ketzergesetzen steht an erster Stelle der 
schon erwähnte Erlaß Friedrichs J. von 1184, der uns zwar nur dem In- 
halte nach bekannt ist und der innerhalb des Reichsgebietes über Person 
und Vermögen der Ketzer den Reichsbann verhängt. Die nächste 
Folge davon war die Aufnahme der betreffenden Bestimmungen in das 
städtische Recht Italiens. 

Folgenreicher aber vielleicht als die bisher erwähnten weltlichen 
Edikte gegen Ketzer war das Gesetz Peters 1I. von Aragonien vom Jahre 
1197, das zum erstenmal die Verbrennung als Ketzerstrafe offiziell fest- 
setzt. Für den näheren Zusammenhang, in den dieses Gesetz einzureihen 
ist, kommt auch Tbeloe über Vermutungen nicht hinaus, 

Das fünfte und letzte Kapitel bringt naturgemäß Stimmen für 
und gegen die Ketzerhinrichtung. Von den letzteren ist am be- 
kanntesten und berühmtesten das Gutachten des Lütticher Bischofs 
Wazo. Im allgemeinen kann man sagen, daß etwa bis zur Mitte des 
11. Jahrhunderts überhaupt noch eine gewisse Milde waltet, daß diese 
seitdem aber immer mehr der strengeren Richtung weicht, die die 
Ketzer nicht nur der weltlichen Gewalt überliefert wissen will, sondern 
z. T. auch in Falle der Unbußfertigkeit die Ketzerhinrichtung mit 
Eifer verteidigt und verlangt. Hier wäre übrigens die Stellung Gratians 
zu berücksichtigen gewesen und nicht mit dem Verfasser im dritten 
Kapitel im Zusammenhang mit der kirchlichen Gesetzgebung. Bemerkt 
sei, daß Theloe dabei u.E. richtig gegen L. Tanon (Histoire des 
tribunaux et de l’inquisition en France 1893) hervorhebt, daß Gratian 
die Todesstrafe für Ketzer nicht befürwortet. 

Eine höchst bemerkenswerte Frage wurde bis jetzt noch über- 
gangen. Der Verfasser hat es ängstlich vermieden, ihr im Zusammen- 
hang näher zu treten, obwohl sie mit dem Thema seiner Untersuchung 
in engstem Zusammenhang steht. Das ist die Frage nach dem eigent- 
lichen Verfahren gegen Ketzer. Das materielle Strafrecht, seine Be- 
stimmungen und die Anschauungen darüber lernten wir kennen. Wie 
steht es mit dem Verfahren ? Erste Frage: Wer war der ordentliche Richter 
für Ketzer? Antwort: Der Bischof. Sofort ergibt sich das Problem: Ver- 
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blieb dem Bischof diese Zuständigkeit, oder sind schon bald Be- 
strebungen erkennbar, von anderer Seite konkurrierend oder verdrängend 
einzugreifen? Ein dankbares Feld der Betätigung eröffnete sich näm- 
lich gerade hier den päpstlichen Legaten, und der Verfasser hätte 
Gelegenheit gehabt, angeregt durch neuere Forschungen wie die von 
K. Ruess, Die rechtliche Stellung der päpstlichen Legaten bis Boni- 
faz VIII. 1912 8.68 ff. u.a., seinerseits Ergänzungen zu bringen. Es 
dürfte sich nämlich zeigen, daß die Legaten (z.B. die gegen die Albi- 
genser 1145 und 1147 ausgesandten) zunächst ihre Aufgabe nur in 
enger Fühlung mit dem Landesepiskopat ausführten; eine derartige 
Beobachtung gewinnt immerhin Interesse, wenn man damit den ein 
Jahrhundert später nicht seltenen, scharfen Gegensatz zwischen den 
päpstlichen Inquisitoren und den Bischöfen vergleicht (s. HansenS. 245 ff.). 

Weiter wäre zu untersuchen: Wie war das Prozeßverfahren ? 
Läßt sich überhaupt immer von einem eigentlichen Prozeß reden? 
Der Fall von Orleans, in dem „auf erfolgte Denunziation hin“ der König 
einschreitet, gibt dem Verfasser Veranlassung, S. 12 ganz allgemein 
zu bemerken, daß bei Ketzerprozessen die ältere Prozeßart, das Akku- 
sationsverfahren, nie zur Anwendung gelangt sei, sondern wegen der 
Schwierigkeit des Beweises stets das Offizialverfahren. Hier hat sich 
Theloe die Beantwortung sehr schwieriger Fragen, in denen überhaupt 
das letzte Wort noch nicht gesprochen sein dürfte, doch allzu leicht 
gemacht, und mehrfache Bedenken müssen geäußert werden. Erstens 
dürfte es schwer sein nachzuweisen, daß das Prozeßverfahren gegen 
Ketzer von vornherein so einheitlich gewesen ist, wie es der Verfasser 
darstellt; zweitens kann unter Umständen auch ein Verfahren ex officio 
den Formen des Akkusationsprozesses sich anpassen, worüber unten 
mehr zu sagen ist (vgl. P. Hinschius, Das Kirchenrecht der Katho- 
liken und Protestanten in Deutschland 1895, Bd.5 S. 849), drittens 
darf man das Wort „denunciatio*, wenn es in den Quellen vorkommt, 
durchaus nicht immer technisch für die Ankündigung des Denuntations- 
prozesses halten. Endlich aber ist es doch wohl sehr fraglich, ob 
überhaupt bei den Ketzerverfolgungen des 11. und 12. Jahrhunderts 
regelmäßig ein geordnetes Verfahren eingehalten wurde. 

In der Mehrzahl der Fälle, vor allem bis etwa um die Hälfte des 
12. Jahrhunderts, sowohl in denen, die zu einer Hinrichtung durch das 
Volk oder die weltliche Gewalt führten, als auch denen, die mit der bloßen 
Exkommunikation sich begnügten, ist gar nicht von einem richterlichen 
Verfahren die Rede. Es handelt sich vielmehr um eine theologische 
Auseinandersetzung, die die Überzeugung und Zurückführung zum 
wahren Glauben, das „resipiscere‘ der Ketzer, bezweckte. Gerade 
darum zog man nicht selten besonders tüchtige Theologen und Prediger, 
von denen zu erwarten stand, daß sie die Ketzer widerlegen könnten, 
zu dem sogenannten Verbör hinzu. Erst wenn die Bemühungen erfolg- 
los waren, kam es zur Exkommunikation und eventuellen weltlichen 


Bestrafung, wenn nicht etwa die Volksjustiz, wie früher erwähnt, dieser 
zuvorkam. 
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Als nun aber nach 1150 die kirchlichen Ketzergesetze materiell 
schwerere Bestimmungen enthielten, fing man an, auch dem Verfahren 
mehr Aufmerksamkeit zuzuwenden. An dieser Stelle hätte nun Theloe 
die Aufgabe gehabt, sich mit der alten Frage auseinanderzusetzen: 
Steht der um die Wende des 12. zum 13. Jahrhundert zu so großer 
Bedeutung gelangende kanonische Inquisitionsprozeß im Zusammen- 
hang mit der Ketzerverfolgung oder nicht? Damit hat sich schon 
F.A.Biener, Beiträge zu der Geschichte des Inquisitionsprozesses 
und der Geschwornengerichte 1827 beschäftigt und in neuerer Zeit hat 
namentlich R. Schmidt, Die Herkunft des Inquisitionsprozesses in der 
Festschrift der Albrecht-Ludwigs Universität in Freiburg 1902 S. 63 ff. 
die Frage wieder aufgeworfen. 


Aus den von Theloe beigebrachten Beispielen von Verfahren gegen 
Ketzer läßt sich ja allein freilich kein deutliches Bild der Entwicklung 
des Prozesses geben. Immerhin liefern gewisse Nachrichten und ein- 
zelne Bestimmungen doch ganz interessante Beiträge. Die Anordnung 
des Reimser Konzils von 1157 z.B.: Si quis vero de hac impurissima 
secta ıinfamis fuerit et quasi innocens purgare se voluerit, igniti ferri 
tudicio se purgabit (Mansi XXI, p. 843) ist ein bemerkenswerter Beleg 
dafür, daß noch 50 Jahre vor dem vierten Laterankonzil der Beweis 
durch Gottesurteil auch im geistlichen Gericht bei Verfahren gegen 
 Häresie ganz geläufig ist im Gegensatz zu dem sonst um diese Zeit ab- 
lehnenden Verhalten der Kirche gegen das Gottesurteil. Selbst der 
Veroneser Erlaß von 1184 scheint sich noch durchaus mit der Praxis der 
Gottesurteile einverstanden zu erklären, wenn er die purgatio von der 
Anklage wegen Ketzerei iuxta patriae consuetudinem verlangt, während 
das vierte Laterankonzil, das sonst die Bestimmungen von 1184 ziemlich 
wörtlich übernimmt, das aber anderseits ja bekanntlich die Gottes- 
urteile verbietet, hier das iurta patriae consuetudinem pwgare durch 
das einfache pwrgare ersetzt (Mansi XXII p. 990). 


Wichtiger wäre noch gewesen, wenn Theloe im Anschluß an die 
Verordnung Lucius’ III. mehr auf das Gerichtsverfahren selbst ein- 
gegangen wäre. Zwar hebt er richtig hervor, daß eine wichtige 
Neuerung darin besteht, daß es von dem durch Lucius geschaffenen 
bischöflichen Ketzergericht keine Exenitionen, wie beispielsweise vom 
Sendgericht gibt; er führt auch aus, daß im übrigen das Verfahren 
nicht neu, sondern von dem Rügeverfahren der deutschen Sendgerichte 
abzuleiten ist, ferner daß der Bischof der ordentliche Richter für Ketzer 
bleibt. Aber er hätte uns m.E. doch Genaueres über das Verfahren 
mitteilen sollen. So scheint er übersehen zu haben, daß auch das 
Sendgericht, obwohl es ein Verfahren ex officio darstellt, von den 
Formen des Akkusationsprozesses nicht unbeeinflußt geblieben ist, 
und daß jedenfalls die kanonistische Doktrin schon bald die Rüge- 
geschworenen als Ankläger behandelt. Weil aber die Sendzeugen 
eidlich zur Erbebung der Anklage verpflichtet sind — danach ist 
8.129 A.496 zu berichtigen —, brauchen sie ursprünglich nicht zu 
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beweisen, vielmehr hat der Beschuldigte den Beweis seiner Unschuld 
durch Eid oder Gottesurteil zu erbringen (vgl. Hinschius 5, S.431ft.). 

Es bedarf noch genauerer Untersuchung, ob und wie der römisch- 
kanonische Akkusationsprozeß, wie ihn z.B. Gratian kennt, in dem 
ja von dem Ankläger die Beschaffung der Beweismittel erwartet wird, 
und der diesen selbst der auf das behauptete Delikt festgesetzten Strafe 
unterwirft, falls ihm der Beweis nicht gelingt, seinen Einfluß tatsächlich 
ändernd geltend gemacht hat (vgl. Schmidt 8. 84). 

Wie verhält sich nun zu dem Gesagten die Dekretale Ad abolendam? 
Sie verlangt auf die faıma der Häresie hin die Visitation einer Pfarre 
durch den Bischof oder seinen Stellvertreter. Die ires vel plures boni 
testimonit viri rel etiam tota vicinia, die dem geistlichen Richter wie 
die Rügegeschworenen im Sendgericht über die der Häresie verdäch- 
tigen Personen in der Pfarrei Auskunft geben müssen, sind als Ankläger 
zu denken. Erst auf diese Vorverhandlung hin eröffnet der Richter das 
Verfahren gegen die ausdrücklich als accusati bezeichneten. Von der 
Anklage hat der Beschuldigte sich durch eine purgatio congrua, die dem 
Ermessen des Richters anheimgestellt ist, zu reinigen. Bis jetzt ist gegen- 
über dem für das Sendgericht überlieferten Verfahren kein Unterschied 
zu bemerken. Man darf aber nicht übersehen, daß anderseits die Be- 
stimmung von 1184 doch als direkte Vorstufe des spätern inquisitorischen 
Verfahrens betrachtet werden kann. Wenn Lucius III. dem geistlichen 
Obern ein Verfahren ex officio vorschreibt, so ist das, wie gesagt, nichts 
Neues. Wenn aber nun der geistliche Obere, statt abwartend die mala 
fama an sich herankommen zu lassen selbst Schritte tut, um sie aufzu- 
spüren, oder gar, wenn es seinem subjektiven Ermessen anheimgestellt 
ist, zu beurteilen, ob mala fanıa vorliegt oder nicht, und wenn er selbst 
zugleich die Anklage erhebt und im summarischen Verfahren das Urteil 
fällt, wenn er also, modern gesprochen, Staatsanwalt und Richter in 
einer Person ist, dann liegen die Verhältnisse so, wie sie offiziell erst 
durch die spätere Inquisitionsgesetzgebung geschaffen wurden, als 
Innozenz 1V. sogar den Grundsatz aufstellen konnte: propter periculum 
fit inquisitio etiam sine infamia. Indem die Konstitution von 1184 diese 
Fragen offen läßt, konnte sich leicht zunächst gewohnbeitsrechtlich 
eine dem obigen entsprechende, ausdehnende Interpretation entwickeln 
(vgl. dazu Schmidt S. 67, 87£.). 

Noch war es ja 1184 nicht soweit, und selbst zu Beginn des Ponti- 
fikates Innozenz’ III. galt die Inquisition als Ausnahmeverfahren, zu 
dem man sich nur zögernd entschloß und das nur unter bestimmten 
Voraussetzungen stattfinden durfte: zur mala fama fügte hier Innozenz 
die clamosa insinuatio hinzu und stellte sie ihr gleich. Lehrreich ist 
ein Vergleich der Bestimmungen von 1184 mit der oft genannten 
Dekretale Innozenz’ III. von 1199 (c 10 X 5, 34), die gewöhnlich als der 
Anfang der Inquisitionsgesetzgebung bezeichnet wird. | 

Vollständig den Vorschriften von 1184 entsprechend hatte der 
Erzbischof von Sens die Untersuchung gegen Häretiker eröffnet. 
Vorausgegangen war die fama der Häresie. Das Vorgehen des Erz- 
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bischofs daraufhin kennzeichnet Innozenz folgendermaßen: in unum 
fecisti eiusdem villae populum congregari, ubi de haereticis et eorum dog- 
matibus inquisitione diligenti habita inter alios, quos super haeretica pra- 
ritate reperisti publice infamatos, decanum Nivernensem communi didicisti 
opinione gravari (Mansi XXII, p. 689). Bis jetzt könnte die Verhand- 
lung vollständig unter den Formen des Anklageprozesses stehen. Da 
aber keiner die Anklage gegen den Dekan förmlich erhob, ließ der 
Erzbischof von Amts wegen durch Zeugen die infamia publica fest- 
stellen und fällte darauf das Urteil. Daß hier das Abweichen von den 
gewöhnlichen Formen des römisch-kanonischen Akkusationsprozesses 
auffällt und das Inquisitionsverfahren noch als Ausnahmeverfahren gilt, 
geht aus der Entscheidung des Papstes hervor: quod, licet nullus contra 
eum legitimus accusator comparerei, ad detegendam tamen huius 
mortiferae pestis, immo mortiferae morlis radıcem ex officio tuo fama 
publica deferente voluists plenius inquirere veritatem (non improba- 
mus) (Mansı XXII p. 69%). 

Ein ähnliches Vorgehen wäre schon nach den Bestimmungen von 
1184 möglich gewesen; durch Innozenz wird es nur nachweisbar zum 
erstenmal offiziell gutgeheißen. Daß dann auf den Wege des Ge- 
wohnheitsrechtes und vor allem dadurch, daß die Kanonistik sich des 
_ Gegenstandes bemächtigte, allmählich die Formen und das Recht des 
eigentlichen Inquisitionsprozesses im 13. Jahrhundert geschaffen wurde, 
hat schon Biener 8.2. wahrscheinlich gemacht. 

Für die Wurzeln des Inquisitionsprozesses sind wir vorläufig 
noch auf Vermutungen angewiesen. Denn die Untersuchungen von 
R. Schmidt wollen und können nicht als abschließend gelten. S. 108 
z.B. will er den Nachweis führen, daß das ganze Verfahren des Erz- 
bischofs von Sens gegen die Häretiker etwas für das kirchliche Recht 
ganz Neues sei und sich indirekt auf von den französischen Königen 
übernommene normannische Rechtsgrundsätze zurückführen lasse. Nun 
läßt aber schon die Verordnung Lucius’ III. es doch sehr fraglich er- 
scheinen, ob der Umweg über das normannisch-französische Recht not- 
wendig ist. 

Einer erneuten Untersuchung über die Entstehung des Inquisi- 
tionsprozesses, die sicher sehr dankenswert sein würde, dürfte u. a. die 
Aufgabe zufallen nachzuforschen, wie weit das karolingische Rüge- 
system in Verbindung mit dem von jeher bekannten und geübten 
Offizialverfahren des geistlichen Gerichts von Einfluß gewesen ist, und 
wie diese ihrerseits, wie bereits bemerkt, zu dem römisch-kanonischen 
Akkusationsprozeß sich verhalten. 

Daß die kirchliche Ketzerverfolgung, die ein rasch arbeitendes Ge- 
richt natürlich sehr gut gebrauchen konnte und schnell in ihren Dienst 
stellte, zur Weiterentwicklung und Verbreitung der Inquisition bei- 
getragen hat, dürfte ebenso sicher sein, wie es bisher als nachgewiesen 
gelten kann, daß sie mit ihrer Entstehung nichts zu tun hat. Nur zu- 
fällig gehören die ersten Maßnahmen Innozenz’ III. dem Gebiete der 
Ketzerverfolgung an. Gleichzeitig findet sie aber im geistlichen Gericht 
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auch Anwendung gegen andere Vergehen, vor allem gegen Delikte 
geistlicher Personen, lange bevor Gregor IX. die eigentliche päpstliche 
Ketzerinquisition durch Ernennung besonderer päpstlicher Inquisitoren 
geschaffen hat, die, alsbald über die Formen und das Verfahren des 
klassischen Inquisitionsprozesses noch weit hinausgehend, zu jener 
furchtbaren „Verirrung der mittelalterlichen Zwangskirche“ (Stutz, 
Kirchenrecht? bei Holtzendorff-Kohler, Enzyklopädie der Rechtswissen- 
schaft? 1913 Bd. 5, S. 338) ausartete. 

Bei der Besprechung des Theloeschen Buches konnte nur an- 
deutungsweise auf die in Betracht kommenden Probleme hingewiesen 
und manches Einschlägige mußte übergangen werden. Aber das Ge- 
sagte dürfte genügen, den eingangs ausgesprochenen Wunsch zu recht- 
fertigen, die Arbeit auf das Pontifikat Innozenz’ III. und diese die 
Geschichte des Prozeßrechtes berührenden Fragen ausgedehnt zu sehen. 
Mit mehr Recht hätte sie dann den Untertitel verdient: ein Beitrag 
zur Entstehung der päpstlichen Inquisition. Gern hätte man dafür 
die ersten Kapitel des Buches, wo der Verfasser doch nur kleinere 
Berichtigungen zu sonst längst bekannten Tatsachen bringen kann, in 
knapperer Form übernommen. Der dabei von ihm aufgewandte Fleiß 
und das selbständige Urteil, mit dem er das Tatsachenmaterial zu ver- 
arbeiten sucht, verdienen jedenfalls anerkannt zu werden. 

Bonn. Gerhard Kallen. 


Karl Rueß, Die rechtliche Stellung der päpstlichen Legaten 
bis Bonifaz VIII. Von der Katholisch-theologischen Fakultät 
Tübingen gekrönte Preisschrift (a.u.d.T.: Görres-Gesellschaft 
zur Pflege der Wissenschaft im katholischen Deutschland. 
Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft Heft 13). Pader- 
born, F. Schöningh 1912. XII, 252 8. 

Heinrich Zimmermann, Die päpstliche Legation in der 
ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts vom Regierungsantritt 
Innozenz’ III. bis zum Tode Gregors IX. (1198 — 1241). 
Ebenda Heft 17. Paderborn, F. Schöningh 1913. XV, 
348 8. 

Von den beiden fleißig gearbeiteten Schriften umfaßt die erste 
trotz ihres geringeren Umfanges den größeren Zeitraum. Das erklärt 
sich aus dem prinzipiellen Unterschiede beider Arbeiten: Rueß gibt 
eine Geschichte des Legationswesens im wesentlichen auf Grund des 
Dekretalenrechtes und der Glossatoren mit geschichtlichen Belegen aus 
dem Quellenmaterial der päpstlichen Schreiben, Zimmermann beginnt 


mit einer geschichtlichen Untersuchung der einzelnen Legationen in 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts und zieht dann erst die Folge- 
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rungen für das geltende Recht. Dem Historiker kann es nicht zweifel- 
haft sein, welche Methode die richtige ist. Wenn Rueß meint, daß 
er die „richtige Mitte“ zwischen kanonistischer und historischer Unter 
suchung gehalten habe (S. IV), so glaube ich, daß er selbst wohl schon 
nach der Lektüre von Zimmermanns Schrift die Überzeugung gewonnen 
haben wird, um wieviel reicher das Bild des Legationswesens durch 
die gründlicheren historischen Untersuchungen dieses Buches geworden 
ist als bei ihm. Die Dekretalen sind ja gerade hinsichtlich des Legaten- 
rechtes von einer außerordentlichen Dürftigkeit. Abgesehen von den 
Abschnitten c. 1—10 X de officio legati I 30, die sich aus je einem 
Mandate Alexanders IIl. und Celestins III, 5 Mandaten Innozenz’ III. 
und 3 Gregors 1X. zusammensetzen und sich mit der Zuständigkeit und den 
Fakultäten der Legaten beschäftigen, finden sich nur noch im Liber sex- 
tus kurze Zusatzbestimmungen Innozenz’ IV., Clemens’ IV., Bonifaz’ VIII. 
(c. 1-5 in Vlto de officio legati I 15), Die Kanonisten haben dem 
Thema dann allerdings ausführlichere Beachtung geschenkt — ich 
verweise hier auf die hübsche Übersicht über die literarische Geschichte 
des Legatenwesens bei Zimmermann (S. 10-20) —, aber die Praxis hat 
wenn irgendwo so gerade auf diesem Gebiete das geltende Recht so 
wesentlich ausgestaltet, daß die historische Einzeluntersuchung durch- 
aus notwendig wird. Dann aber erscheint es von vornherein ratsamer, 
sich, wie Zimmermann es getan hat, auf kleinere Zeiträume zu be- 
schränken und sie auf Grund des gesamten vorhandenen Quellenmaterials 
zu behandeln. 

In dieser Beziehung genügen nun die meisten vorhaudenen Arbeiten 
zur Geschichte des Legationswesens den Ansprüchen nicht, die der 
Historiker an quellenmäßige Untersuchungen zu stellen gewohnt ist. 
Wenn früher bei der rein kanonistischen Behandlung des Themas die 
quellenmäßige Untersuchung der einzelnen Legation in den Hintergrund 
trat, so war das begreiflich. Sobald man aber die Notwendigkeit einer 
Sammlung des historischen Tatsachenmaterials für die zutreffende 
Würdigung des Legationswesens anerkannte, — und das istin allen Unter- 
suchungen der letzten Zeit geschehen —, so mußte man sich auch zu 
einer kritischen Behandlung dieses Tatsachenmaterials nach den Grund- 
sätzen historischer Forschung entschließen. 

Am konsequentesten ist das in neuerer Zeit in der Arbeit von 
O. Frommel (Die päpstliche Legationsgewalt im deutschen Reiche 
während des 10., 11. und 12. Jahrhunderts. Heidelberg 1898) geschehen. 
Er hat für diese Zeit die deutschen Legationen zusammengestellt und 
auf Grund dieser Zusammenstellung ein Bild des päpstlichen Legations- 
wesens in Deutschland entworfen. Aber so dankenswert diese Arbeit 
war, sie entsprach doch nicht den Forderungen, die man an eine 
quellenmäßige Untersuchung stellen muß. Sie beschränkte sich für die 
Zeit, die in den Jahrbüchern der deutschen Geschichte behandelt war, 
auf das Material, das sie dort gesammelt vorfand, und im wesentlichen 
auch auf das Urteil, das sie enthielten, und erschöpfte auch im übrigen 
bei weitem nicht den vorhandenen Quellenstoff, weil sie weder die 


522 Literatur. 


Nachrichten der Scriptores, geschweige denn die der Urkunden 
systematisch zusammenstellte noch auch die vielen kritischen Fragen 
erledigte, die sich an die Geschichte der einzelnen Legation knüpfen. 
So mußte selbst hier die Arbeit noch einmal geleistet werden (vgl. 
Otto Schumann, Die päpstlichen Legaten in Deutschland zur Zeit 
Heinrichs 1V. und Heinrichs V., Diss. Marburg 1912). 

Zimmermann hat nun ähnlich wie Fromme], dessen Arbeit er selbst 
als eine gute Einleitung zu der eigenen bezeichnet (S. 19), für die Re- 
gierungszeit der Päpste Innozenz’ 11I., Honorius’ III., Gregors IX. (1198 
bis 1241) mit großem Fleiße eine Liste aller Legationen gegeben, die 
von diesen Päpsten ausgesandt wurden, und auf die Anregung von 
Paul Maria Baumgarten hin am Schluß in dankenswertester Weise 
eine chronologische Tabelle zu den Legationen gegeben, aus der wir 
uns kurz über den Namen und die Stellung der Legaten, das Ziel, die 
Aufgabe und die Zeit der Legation unterrichten können. Diese Liste 
entspricht etwa der Übersicht, die O. Schumann auf meine Veranlassung 
am Schlusse seiner, von Zimmermann leider nicht mehr benutzten 
Arbeit gegeben hat, so daß wir nun die Möglichkeit haben, für wich- 
tige Abschnitte der deutschen Geschichte sofort die einzelnen päpst- 
lichen Legaten und ihre Aufgaben feststellen zu können. Allein es gilt 
doch auch für diese Zusammenstellung das, was man bei Frommels 
Arbeit zu bemerken hat: das Quellenmaterial ist bei weitem nicht 
erschöpft. Zimmermann gründet seine Liste auf die Regesten von 
Potthast, Böhmer-Ficker-Winkelmann, auf Rodenbergs Epistolae saec. 
XIII e Regestis Pontif. Roman. selectae und die Registerpublikationen, 
aber die Scriptoresnachrichten und das Material der Urkundenbücher 
sind nur gelegentlich zur Ergänzung herangezogen, keineswegs syste- 
matisch gesammelt. Auch der ergünzende Aufsatz, den der Verfasser 
in dem 20. Supplementheft der Römischen Quartalschrift (Kirchen- 
geschichtliche Festgabe Anton de Waal zum goldenen Priesterjubiläum 
dargebracht, Freiburg i. Br. 1913) unter dem Titel: Die päpstliche 
Legation zu Beginn des 13. Jahrhunderts im Dienste der 
Kreuzpredigt, Inquisition und Kollektorie veröffentlicht 
hat, bringt in dieser Beziehung keine wesentliche Änderung, obwohl 
hier wenigstens der Bericht des Matthäus Parisiensis für die Legationen 
des Magister Otto von 1225, Stephan von 1229 usw. nach England 
ausgenutzt ist. So kommt es, daß wir wohl eine, soweit ich sehe, 
vollständige Liste der Legationen dieses Zeitraumes erhalten, nicht 
aber einen vollständigen Überblick über die ltinerare und die Amts- 
handlungen der einzelnen Legaten. Man prüfe etwa die Nachrichten 
nach, die Roth von Schreckenstein in seiner Monographie über den 
Kardinallegaten Konrad von Urach in den Forschungen zur deutschen 
Geschichte VII 319—393 gegeben hat, stelle weiter die Nachrichten 
über diese Legation zusammen, die sich in den deutschen Urkunden- 
büchern finden, und vergleiche damit die Nachrichten, die Zimmermann 
auf den Seiten 82f. über diesen Legaten gibt, so wird man finden, um 
wieviel reicher sich das Bild im einzelnen gestalten ließe. Selbst wenn 
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man nur in der Form einer Tabelle einen Überblick über das Itinerar 
und die Amtshandlungen der Legaten auf Grund des vollständig ge- 
sammelten Materials geben würde, so würde man damit sowohl der 
Kirchen- und politischen Geschichte als auch der kanonistischen 
Forschung mehr dienen als mit dieser vorläufigen Liste, so dankenswert 
sie gleich trotz ihrer Unvollständigkeit für die weitere Forschung ist. 

Man sage nicht, daß man damit allzusehr ins Detail geriete. Diese 
Gefahr läßt sich bei zweckmäßiger Anordnung verimeiden. Viel größer 
ist die Gefahr, daß eine vorwiegend kanonistische Behandlung den 
historischen Tatsachen nicht gerecht wird. Wer als Historiker die 
Schrift von Rueß liest, wird sich des Eindrucks nicht erwehren können, 
daß hier das Bestreben, die rechtliche Doktrin durch die geschichtlichen 
Tatsachenzu beweisen, mehrals einmal dierichtigehistorische Würdigung 
dieser Tatsachen verhindert hat. Denn der Historiker wird schwerlich da- 
mit einverstanden sein, wenn der Verfasser in seiner geschichtlichen Be- 
trachtung des Legationswesens die Bemerkung macht, daß „schon die 
drei Männer Claudius Ephebus, Valerius Biton und Fortunatus, welche 
Clemens I. nach Korinth sandte (Clemensbrief LXIV), mehr als bloße 
Briefträger waren“ (S. 2f.). Und daß „die päpstlichen Legaten vom 9. 
Jahrhundert ab auf sämtlichen Partikularsynoden des Abendlandes, auf 
denen solche anwesend waren, den Vorsitz führten“ (S. 20), ist eben- 
falls ein Irrtum, der lediglich durch den Verzicht auf eine kritische 
Untersuchung der einzelnen historischen Belege verursacht worden ist 
(vgl. Otto Engelmann, Die päpstlichen Legaten in Deutschland bis 
zur Mitte des 11. Jahrhunderts, Diss. Marburg 1913, 8. 114). 

Deshalb wird man doch wohl, ohne den Nutzen dieser beiden 
bier angezeigten Arbeiten,und namentlich der Zimmermannschen Schrift, 
für die weitere Forschung zu verkennen, fordern dürfen, daß künftige 
Untersuchungen zur Geschichte des päpstlichen Legatenwesens die 
Quellen vollständiger heranziehen und kritischer behandeln; denn dar- 
an sind kanonistisches und historisches Erkennen in gleicher Weise 
interessiert. 


Königsberg i. Pr. A. Brackmann. 


H. Pauen, Die Klostergrundherrschaft Heisterbach (a.u.d.T.: 
Beiträge zur Geschichte des alten Mönchtums und des Bene- 
diktinerordens, herausgegeben von P. Ildefons Herwegen, 
Heft 4). Münster, Aschendorff 1913. XI, 219 S. mit 
3 Karten. 

Die aus einer Freiburger Dissertation hervorgegangene umfang- 
reiche Untersuchung Pauens über die Grundherrschaft Heisterbach be- 


handelt erstmals im Zusammenhang die Wirtschaftsgeschichte eines 
Zisterzienserklosters. Als solches trat Heisterbach, das 1189 vom Kölner 
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Erzbischof Philipp von Heinsberg auf dem Petersberg im Siebengebirge 
errichtet worden war, aber schon bald an den Fuß des Berges verlegt 
wurde, mit einem durch die Reformideen seines Ordens begründeten 
festumschriebenen Wirtschaftsprogramm ins Leben. Loslösung von 
aller Welt, darum ausschließlicher Eigenbetrieb und Verzicht auf mühe- 
lose Einkünfte aus der Arbeit anderer, darum aber auch das Verlangen 
nach absoluter Freiheit von Vogtei und weltlichem Gericht, Verweige- 
rung aller Zehnten und aller Abgaben an die weltliche Gewalt, das 
waren die leitenden Grundsätze, die es einer kulturell entwickelten 
und auf ganz andere wirtschaftliche und politische Bedingungen ge- 
stellten Umwelt gegenüber durchsetzen wollte. Es liegt auf der Hand, 
daß dies auf die Dauer ein vergebliches Bemühen war, und gleich den 
anderen Klöstern seines Ordens hat Heisterbach schon bald vor den 
Forderungen der Wirklichkeit seine Ideale fahren lassen müssen. Im 
zweiten Jahrhundert seines Bestehens wird es zu einer renten- 
empfangenden Grundherrschaft, die es bis zu seiner Aufhebung im 
Jahre 1803 geblieben ıst; wo die Bedingungen dazu günstig waren 
(in Flerzheim-Neukircben) hat es auch eine auf Gerichtshoheit und 
Vogtei berullende Landesherrschaft erworben und bis zuletzt behauptet. 

Pauen schildert, im einzelnen oft breit und manchmal ein wenig 
apologetenhaft-doktrinär, die Entstehung und Entwicklung des Grund- 
besitzes, seine Lage und seine Verwaltung, beschränkt sich bei seiner 
Untersuchung aber auf das veröffentlichte Material. Auch ist die 
ganze Arbeit mehr statistisch als historisch-deskriptiv angelegt, wo- 
durch einige Wiederholungen nötig wurden. Da das Buch in erster 
Linie einen Beitrag zur Wirtschaftsgeschichte darstellt, erübrigt sich 
an dieser Stelle ein näheres Eingehen auf seinen Inhalt; nur auf ein- 
zelne rechtsgeschichtliche Ergebnisse soll hingewiesen werden. 

Im Anschluß an Schreibers „Kurie und Kloster“ vertritt Pauen mit 
Grund die Auffassung, daß das Verlangen auf Vogtfreiheit eine not- 
wendige Folge der religiösen Reform der Zisterzienser war und nur 
dem Zwecke der völligen Loslösung von der Welt diente; eine der 
päpstlichen Schutzbullen hat dementsprechend die Begründung, „ut 
divinis officiis liberius vacare possitis“. Daß diese Forderung sich nicht 
restlos hat durchführen lassen, ist bekannt. Aber auch, daß die Zisterzi- 
enser ihre anfangs so bewunderte Eigenart auch in der inneren Ver- 
fassung schon bald verloren und wie die älteren Benediktinerabteien 
eine immer mehr stiftische Organisation angenommen haben, zeigt die 
Geschichte Heisterbachs: neben den dem ganzen Kloster zugutekom- 
menden Pitanzen begegnen schon früh Schenkungen oder andere Zu- 
wendungen an einzelne Mönche; dann werden einzelne Präbenden do- 
tiert (für Heisterbach selbst nicht bezeugt, aber in seinem Tochter- 
kloster Marienstatt und anderswo nachzuweisen), bis schließlich das 
ganze Vermögen in einzelne Pfründen aufgeteilt und die Trennung 
von Abts- und Konventsgut vorgenommen wird. — Wie sehr die An- 
schauung vom Klostertod im 12. und 13. Jahrhundert bis in ibre letzten 
Konsequenzen durchgeführt wurde, erhellt daraus, daß die Pfarrer von 
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den ins Kloster Eintretenden das Mortuarium erhoben, was die Klöster, 
(auch Heisterbach) veranlaßte, sich in päpstlichen Schutzbriefen die 
freie Aufnahme ihrer Mitglieder gewährleisten zu lassen. — Bei den 
Besitzstreitigkeiten, die Heisterbach auszufechten hatte, interessiert 
der Widerstreit zwischen der deutschrechtlichen und der kanonisch- 
römischen Auffassung von Schenkung und Erbschaft. — Die Verpach- 
tungsbedingungen, die von Pauen klar und übersichtlich herausgearbeitet 
sind, enthalten die Bestimmung, daß die Pächter more bonorum co- 
lonorum verfahren sollen, und führen damit unvermerkt von der dili- 
gentia boni patrisfamilias zur Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns 
oder ordentlichen Frachtführers des ADHGB. hinüber; die Abgaben, 
2. B. Getreide und Wein, waren durchweg in Waren melioris crementi, 
nicht bloß mittlerer Art und Güte, zu leisten. Bei böswilliger Zins- 
versäumnis fiel das Gut an das Kloster zurück, anfangs ipso facto, seit 
Mitte des 14. Jahrhunderts durch richterlichen Zuspruch nach Klage 
und Sicherheitsleistung. Auch ließ das Kloster über säumige Zins- 
zahler die Exkommunikation verhängen. — Die Übernahme von Pfar- 
reien (am frühesten gegen 1228 in Dordrecht durch Schenkung des 
Grafen Theoderich von Holland), die den ursprünglichen Prinzipien des 
Ordens widersprach, geschab wohl kaum, wie Pauen meint, aus dem 
Drange der Mönche nach seelsorglicher Wirksamkeit; sie hatte in erster 
Linie einen vermögenswerten Inhalt. 

Allgemeiner interessiert wieder die Geschichte der Abtei im 
18. Jahrhundert, die Pauen im letzten Abschnitt behandelt. Wie so 
manche anderen Klöster kam auch Heisterbach in dieser Zeit aus sich 
selbst heraus noch einmal zu einer religiösen Reform, und als Folge 
der verbesserten Klosterzucht stellte sich noch eine kurze wirtschaft- 
liche Blüte ein, die u.a. auch in den stattlichen Neubauten zum Aus- 
druck gelangte. Aber demungeachtet fand das Aufhebungsdekret der 
Regierung bei den Konventualen keinen Widerspruch, die Mönche 
nahmen es mit Befriedigung auf und zogen sich im Genusse ihrer 
Pension in die Welt zurück; von der ihnen gebotenen Möglichkeit, 
das gemeinsame Leben fortzusetzen, hat keiner Gebrauch gemacht, eine 
Erscheinung, die damals oft zu beobachten war. So ist Heisterbach 
gleich den anderen großen Abteien sang- und klanglos untergegangen. 

Die wirtschaftliche Entwicklung Heisterbachs weicht (zu diesem 
Ergebnis kommt auch Pauen) im ganzen kaum von dem allgemeinen 
Typus ab. Insofern bringt Pauens Arbeit wenig Neues. Ihr Wert 
liegt in der Sammlung und Sichtung des Materials, wodurch der 
Forschung die Möglichkeit einer vergleichenden Darstellung geboten 
wird.!) 

Bonn. H. Nottarp. 


1) Die Schriften von F. Mahner, Beiträge zur Wirtschaftsgeschichte 
des Zisterzienserklosters Grüssau in Schlesien (Hildesheim 1918) und von 
A. Schaake, Die Verfassung und Verwaltung der Zisterzienserinnenabtei 
Burtscheid von ihrer Entstehung bis um die Mitte des 14. Jahrhunderts 
(Aachen, Creutzer 1918) sind der Redaktion nicht zugänglich gewesen. — 
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Luigi Chiappelli, Ricerche di storia letteraria del diritto I. 
ll ms. Laurenziano Ashburnham 1798. 39 p. (Estratto 
dall’ Archivio Storico Italiano. Dispensa 4° del 1912). 


Der gegenwärtig in Florenz wohnende Verfasser gibt auf Grund 
sorgfältigster Untersuchung einen genauen und eingehenden Bericht über 
den Inhalt einer in der dortigen Laurenzianischen Bibliothek befind- 
lichen Handschrift, die für die juristische Literaturgeschichte Deutsch- 
lands von solcher Wichtigkeit ist, daß sie auch bei uns nicht unbe- 
kannt bleiben darf. Sie gehört zu denjenigen, welche die italienische 
Regierung 1884 aus der Bibliothek des Earl von Ashburnham erworben 
hat, und sie ist daher als ms. Ashburnhamı 1798 bezeichnet. Sie zählt 
304 Papierblätter von 30 >< 20 cm mit alter Numerierung und ist zu- 
sammengesetzt aus einer Reihe von Heften gleichen Formates, deren 
regelmäßig durchlaufende, nur ausnahmsweise zweispaltige Schrift 
überall dem Anfange des 15. Jahrhunderts angehört und fast aus- 
nahnıslos von deutschen Händen herrührt. Auch die Verfasser der in 
der Handschrift enthaltenen Stücke waren vielfach Deutsche. Dem- 
nach war sie wohl zum Gebrauche in Deutschland bestimmt, und dafür 
spricht noch der Umstand, daß sie nach einem Vermerke an der Spitze der 
ersten Seite ursprünglich der Kirche des H. Leodegard in Luzern gehörte. 
Bestätigend tritt hinzu, daß jene Stücke sich fast sämtlich auf das 
kanonische Recht beziehen; denn in Deutschland und an den deut- 
schen Universitäten wurde bis gegen Ende des 15. Jahrhunderts ganz 
überwiegend das kanonische Recht gelehrt und das römische im 
Grunde nur als Hilfswissenschaft für das Verständnis des kanonischen 
berücksichtigt. Die Rechtswissenschaft in Deutschland am Anfange 
dieses Jahrhunderts hatte also gleich der Handschrift einen fast aus- 
schließlich kanonistischen Charakter. 

Die im ersten Teil der Handschrift (F. 1—229) auftretenden, von 
Chiappelli mit Nr.1—29 bezeichneten Stücke sind fast alle in Bologna 
geschrieben und mit wenigen Ausnahmen vermutlich auch in Bologna 
verfaßt. Das erklärt sich daraus, daß die dortige berühmte Rechts- 
schule am Anfange des 15. Jahrhunderts auch zum Studium des kano- 
nischen Rechtes, dessen Lehre und Bearbeitung dort seit Johannes 
Andreä (ca. 1270—1348) einen neuen Aufschwung genommen hatte, von 
Deutschen stark besucht wurde. Viele von diesen deutschen Scholaren 


Fast will es freilich scheinen, als werde — ähnlich wie vor ein paar 
Jahren die Geschichte der Domkapitel — nun die Wirtschaftsgeschichte je 
eines Klosters Gegenstand je einer Monographie zumal aus der Feder eines 
Doktoranden, so daß wir bei der Zahl der Klöster auf deutschem Boden 
um den Mangel an Themen für Erstlingsschriften nicht besorgt zu sein 
brauchen, zumal wenn jede mit ängstlicher Behutsamkeit nur ein Kloster 
und selbst das unbedeutendste im Auge behält; vgl.z.B. den Aufsatz von 
A.Stiewe „Zur Wirtschafts- und Verfassungsgeschichte des Klosters Wille- 
badessen‘“ (in der Diözese Paderborn): Studien und Mitteilungen zur Ge- 
schichte .des Benediktinerordens und seiner Zweige NF. III (1913), 8. 451 ff, 
: A.W. 
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suchten aus Bologna die Doktorwürde mit nach Hause zu bringen. So 
hat es nichts Befremdendes, in der Handschrift auch einigen Repeti- 
tiones zu begegnen, die dort von Deutschen zum Zwecke der Erlangung 
dieser Würde verfaßt sind und daher den Stand der von ihnen da- 
mals durch das Studium in Bologna erlangten juristischen Bildung er- 
sichtlich machen. 

Entsprechend diesen Bemerkungen beginnt die Handschrift F.1—79 

(nach Chiappellis Numerierung Nr. 1-3) mit Sammlungen von Casus 
zu den Dekretalen Gregors IX., zum Sextus und zu den Clementinen, 
von denen die meisten durch die Siglen Jo., Jo. an. oder Jo. and. als 
von Johannes Andreä herrührend bezeichnet sind, was v. Schultes Ver- 
mutung (Gesch. d. Quellen u. Lit. d. Canon. R. II, 224f.), es möge sich 
dabei nur um Auszüge aus seinen Schriften handeln, nicht günstig ist. 
In den Casus zu den Dekretalen findet sich einmal (F.2) auch die Sigle 
Jo. de luna, und F. 3b trägt ein Casus die Unterschrift Jo. et gen., wird 
also dem Johannes Andreä und dem um 1350 verstorbenen französi- 
schen Juristen Gencellinus oder Zenzellinus de Cassanis (Schulte II, 
199) zugeschrieben. Den Casus zum Sextus, meist auch mit den Siglen 
des Johannes Andreä und des Gencellinus bezeichnet, sind die Addi- 
tiones dieses letzten beigefügt. Gleiches gilt von den Casus zu den 
Clementinen; doch tragen hier einige der Additiones den Namen oder 
die Sigle des französischen Kanonisten „Gwillelmus de monte lauduno“ 
(t 1343). 
F. 79—83b (Nr. 4, 5) folgt eine anonyme Sammlung von Defini- 
tionen juristischer Ausdrücke nach der Ordnung der fünf Bücher der 
Dekretalen und ein Verzeichnis der Gründe, die ipso facto die Exkom- 
munikation zur Folge haben, ebenfalls von unbekanntem Verfasser. 
F. 84 und 85 sind gleich manchen späteren, hier stillschweigend über- 
gangenen Blättern unbeschrieben. 

F. 86—89 col.2 (Nr. 6), zweispaltig geschrieben, die bekannte 
Lectura super arboribus consanguinitatis et affinitatis des Johannes 
Andreä, 

F. 89—93b (Nr. 7, 8), ebenfalls zweispaltig, zwei kleine Abhand- 
lungen über die Intestaterbfolge, wovon die erste nach den Anfangs- 
worten ein von Johannes Andreä verfaßter, bisher unbekannter, Anhang 
zu obiger Lectura zu sein scheint, die zweite im Anfang eine große 
Ähnlichkeit mit der aus Druckausgaben bekannten verwandten Schrift 
des Dinus Mugellanus zeigt. 

F. 93b—96 (Nr. 9), zweispaltig, eine Abhandlung über die Wich- 
tigkeit der Kenntnis der sacri canones von unbekanntem Verfasser mit 
vielen Verweisungen auf das Alte und Neue Testament, auf Aristoteles, 
Cicero, Seneca, Origenes, den H. Augustinus und andere Schriften. 

F. 96-99 (Nr. 10), zweispaltig, die Summa super quarto libro 
Decretallum des Johannes Andreä (hier in den Schlußworten als 
„Summa Quarti Jo. An.“ bezeichnet). Ihr Auftreten neben der Lectura 
super arboribus consanguinitatis (oben Nr. 6) an einer späteren Stelle 
derselben Handschrift liefert den Beweis für die Richtigkeit der An- 
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sicht von Stintzing und Schulte, daß beides selbständige Schriften sind 
und nicht, wie Savigny annahm, die Lectura nur ein Stück der Summa. 

F. 99—106®b (Nr. 11), auch noch zweispaltig, eine Repetitio über 
c. Presbyter (1) X de celebratione missarum 3, 41, nach der Unterschrift 
verfaßt von einem Conradus und geschrieben von „Petrus Faber de 
Onistat Boij(cus) anno domini M°XXV* (so! ohne Zweifel irrig statt 
1425). Viele Zitate alter und neuer, weltlicher und geistlicher 
Schriften, unter anderen auch des Guilielmus Durantis, des Johannes 
Andreä, des Zenzelinus und des Paulus de Liazariis (} 1356). Conradus 
und Petrus Faber von Innstadt (jetzt ein Teil von Passau) waren wahr- 
scheinlich beide deutsche Scholaren zu Bologna. 

F. 1066—107b (Nr. 12) ein Consilium des „Nicolaus de Gundel- 
fingen licentiatus in decretis prepositus ecclesie Beronensis nunc vero 
vicarius de Constancia“. Enthält Zitate aus der Glosse, dem Guiliel- 
mus und dem Johannes Andreä. 

F. 107b—108b (Nr. 13) kurze Sammlung von Casus summarii zum 
Sextus und zu den Clementinen. 

F. 110—143 (Nr. 14) die Repetitio des Bologneser Rechtslehrers 
Antonius de Butrio (ca. 1338—1408) über c. Vestra (7) X de cohabita- 
tione clericorum 3, 2, nach seiner eigenen Angabe am Schlusse ver- 
öffentlicht zu Bologna im Januar 1402, und zwar am Tage der H. Agnes 
(21. Januar), seinem (hierdurch nunmehr bekannten) Geburtstage. 
Darunter steht: „Hanc repetitionem domini Antoni de Butrio excellen- 
tissimi doctoris finivi ego Johannes de Maguncia anno 1424°: vermut- 
lich damaliger Scholar zu Bologna. 

F. 146—157 (Nr. 15) eine Repetitio über „$ Debet in cap. Qua- 
liter et quando de accusat.“ (c.24 X. de accus. 5, 1) mit der Unter- 
schrift: „Repeticio mei Antaldi de Antaldis minimi decretorum doctoris 
in scholis publicata seu recitata MoCCCCo quarto die XVI Decembris.* 
Gemeint ist wohl Antonius de Antaldis, Lehrer der Dekretalen zu 
Bologna am Anfange des 15. Jahrhunderts. 

F. 158—166b (Nr. 16, 17) folgen zwei zur Erlangung der Doktor- 
würde in Bologna verfaßte Repetitiones. Der Verfasser ist ein lero- 
nimus, der seinen Namen dem zweiten der zwei Exordien zur ersten 
‚Repetitio beisetzt, vermutlich ein deutscher Scholar, vielleicht der 
dominus Ieronimus, der bei Friedlaender et Malagola, Acta Nat. Germ. 
p- 176 mit anderen Deutschen in einer 1426 zu Bologna in einer Ver- 
sammlung der Natio Germanica verfaßten Urkunde erscheint. Die erste 
Repetitio bezieht sich auf das „c. At si clerici situatum in t° de Jud.* 
(ce.4 X 2, 1). Sie ist reich an Zitaten aus der Bibel, aus Vergil, aus 
der Glosse und anderen Schriften, darunter dem nach Schulte II, 157 
wenig bekannten Franciscus Vercellensis, dem Martinus Syllimani 
(r 1306), Johannes Andreä, Bartolus, Johannes Calderinus (} 1365), 
Johannes de Lignano (} 1383). Besonders bemerkenswert ist für einen 
deutschen Scholar am Anfange des 15. Jahrhunderts das Zitat auf 
F.158b: „iuxta illud pararche in libro de ocio religioso“ mit einer 
wörtlich wiedergegebenen Stelle aus Petrarcas Schrift De ocio religio- 
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sorum lib. I s. fin. (Statt „pararche“ ist wohl „petrarche‘“ zu lesen). 
Die zweite Repetitio, von derselben Hand, vermutlich der eigenen des 
leronimus geschrieben, betrifft das „c. dilectorum situatum sub titulo 
de testibus“ (c. 10 X 2, 21). Sie enthält ebenfalls viele Zitate, dar- 
unter „Ja. de Amelia in suo tractatu de testibus‘ (bei Schulte nicht zu 
finden). Daß die beiden Repetitiones den genannten Zweck verfolgten, 
erhellt daraus, daß 

F. 166» (Nr. 18) das Doktordiplom des leronimus, leider ohne 
Datum und Unterschriften, wiedergegeben ist. Als die beiden Pro- 
fessoren, die ihn zur Promotion vorschlugen, sind darin erwähnt die 
„reverendi iuris pontificii doctores singularissimi Lap. de Pis. (?) et Gas. 
de Cal.“ Die Lesung des ersten Namens ist ganz unsicher; unter dem 
zweiten ist wohl der bei Schulte II, 264 Anm. 2 erwähnte Gaspar Cal- 
derinus iunior, decretorum doctor und Rechtslehrer zu Bologna am 
Anfange des 15. Jahrhunderts zu verstehen. Chiappelli denkt an 
Gaspar Calderinus senior, der aber schon 1399 starb. 

F. 172 —179 (Nr. 19), zweispaltig und wahrscheinlich von dem 
Verfasser selbst geschrieben, eine gleichfalls zum Zwecke der Doktor- 
promotion verfaßte Repetitio des „dominus Dominicus de sancto 
Geminiano socius domini Gasparis de Calderinis de Bononia“ (Schulte II, 
294) über c. Intelleximus (7) X de iudiciis 2, 1. Als seinen Lehrer 
(dominus meus) nennt der nach seiner eigenen Erklärung damals noch 
sehr junge Verfasser F. 177b auch Antonius de Butrio. Außerdem sind 
noch viele andere Gewährsmänner aus alter und neuer Zeit, darunter 
Jobannes Calderinus (f 1855) und Gaspar Calderinus „recolende memo- 
rie‘“‘ (also wohl Gaspar Calderinus senior) angeführt. Auf die Repetitio 
folgt eine kurze Danksagung an die „domini huius alme universitatis“. 

F. 180 —187 (Nr. 20) ein Kopf und Fuß entbehrendes Bruchstück 
eines Kommentars zu C.18q. 1 et 2 c. 1—6 der Pars Il. des Decretum 
Gratiani von unbekanntem Verfasser. 

F.190—192 (Nr. 21) ein Consilium des Paulus de Castro über 
wucherische Verträge, nach der Unterschrift von ihm unterzeichnet 
und gesiegelt zu Bologna am 8. April 1425, womit die nach Savigny, 
Gesch. d. Röm. R. i. MA. 2. Ausg. VI, 287 unbestimmbare Zeit seiner Pro- 
fessur in Bologna nunmehr bestimmt ist. 

F. 192—197b (Nr. 22) eine Repetitio über die Dekretale „Que in 
ecclesiarum‘“ (c.7 X de constitut. 1,2). Am Ende steht: „Repetitum 
fuit hoc per dom. Franciscum de Zarobellis Cardinalem in Studio Flo- 
rentino anno a nativitate domini MCCCLXXXVIIL. et hec repetitio est 
scripta per Jo. Sweig bacularium in decretis monachum monasterii 
Luczernensis pro tunce Rome morantem et impersonaliter scripsi et 
perfeci XVIIII die mensis Julii anno domini MCCCCXXVII. et cet.“ 
Der Verfasser ist demnach der durch seine Tätigkeit auf dem Konzil 
zu Konstanz bekannte und dort 1417 verstorbene Kardinal Franciscus 
de Zabarellis (Schulte II, 283), dessen Name auch sonst in ähnlicher 
falscher Schreibung vorkonımt, und es zeigt sich also jetzt, daß er noch 
im J. 1388 Professor zu Florenz war. 
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F.1970—198b (Nr. 28) ein Bericht des Raczingus, Generalkom- 
missärs für Ehesachen der Kurie zu Konstanz, an den Offizial dieser 
Kurie über eine von ihm in einer Ehesache gepflogene Untersuchung, 
bemerkenswert, weil er die Erklärungen der Parteien in deutscher 
Sprache enthält. Am Schlusse: „datum et actum Luczernie feria III 
proxima post reminiscere anno domini MCCCCXVIII et cet.“ Der 
Schreiber war auch hier wohl der als der Schreiber des vorigen Stückes 
genannte Johannes Sweig, von dem 

Fol. 201—203® (Nr. 24) eine Repetitio über „e. Cum teneamur situ- 
atum in titulo de prebendis“ (c.6 X 3, 5) folgt mit der Unterschrift: 
„Jo. Sweig decretorum doctor monachus monasterii Luczernensis et cet.“ 
Da der Verfasser sich hier als decretorum doctor bezeichnet, ist die 
Schrift wohl um 1480 entstanden. 

F. 209-218 (Nr. 25) eine Repetitio über die Dekretale „Tuam de 
ordine cognitionum“ (c.3 X 2, 10), nach der Unterschrift gehalten 
„per me Meinricum Kamma (?) de Padeburn sub anno domini 
MoCCCCoXXVI. XXV die mensis Mai“. Sie enthält mancherlei Zitate. 
Dieser Bologneser Scholar aus Paderborn wird nach Knod, Deutsche 
Studenten in Bologna 8. 394ff. im J. 1427 erwähnt als dominus Mein- 
ricus Comm de Alamannia und im nämlichen Jahr bei Friedlaender et 
Malagola, Acta Nat. Germ. p. 177 als dominus Meynricus de Padeburn 
licentiatus in iure canonico. 

F. 219—221® (Nr.26) der Entwurf einer Repetitio über „cap. 
preterea de dilacionibus“ (c.2 X 2, 8) mit Verbesserungen und Zu- 
sätzen, und dann 

F. 222—223% (Nr. 27) ihre verbesserte und vollständige Fassung. 
Sie enthält Zitate aus der Glosse, aus Johannes Andreä, Innocenz und 
dem Hostiensis». 

F. 227—229 (Nr. 28, 29) zwei Bullen von Clemens VI. (1842—1352) 
und von Urban VI. (1378—1389) über das Jubiläum. 

Von hier ab haben alle in der Handschrift enthaltenen Stücke 
mit Ausnahme der beiden letzten (Nr. 44, 45) das miteinander gemein, 
daß sie sich auf denselben Gegenstand bezieben, nämlich auf die im 
14. und 15. Jahrhundert besonders in Deutschland, Österreich und Frank- 
reich viel verhandelte Streitfrage über die wucherischen und die er- 
laubten Verträge. Sie sind meist in Deutschland und von Deutschen 
verfaßt; auch sind sie bis zu Nr. 40 zweispaltig geschrieben. Das erste 
dieser Stücke ist 

F. 229—236 col.2 (Nr. 30) das „excerptum ex tractatu de con- 
tractibus magistri Heinrici Assie* mit den Schlußworten: „Tractatus 
iste compositus fuit Wyenne Austrie circa annos domini MoCCCoXI> 
post quam de Parisius venit“. Dieses Excerptum, wohl eine zweite 
kürzere Bearbeitung des berühmten Tractatus bipartitus de contrac- 
tibus emtionis et venditionis des vielseitigen und einflußreichen Ge- 
lehrten Henricus de Langenstein dictus de Hassia war bisher nur in 
einer von Stintzing, Gesch. d. popul. Lit. d. röm.-kanon. R. in Deutsch- 
land 8.542 Note } erwähnten Basler Handschrift bekannt, worin es als 
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zu Wien 1390 verfaßt bezeichnet wird. Und so ist zweifellos auch 
das in unserer Handschrift angegebene Datum zu berichtigen, da 
Langenstein, 1325 (f) geboren, bis 1383 zu Paris Lehrer war und dann 
erst nach Wien berufen wurde, wo er 1397 starb. Offenbar hat, wie 
Chiappelli zutreffend bemerkt, der Schreiber unseres Stückes in seiner 
Vorlage M°CCC°XCe vorgefunden und statt des letzten C versehentlich 
eine I gesetzt. 

F. 237—267b (Nr. 31) der verwandte Tractatus de contractibus 
des Heinrich von Oyta in Ostfriesland, der 13883 mit Langenstein Paris 
verließ und nach Wien ging, wo auch er 1397 starb. Der Traktat ist 
wohl in diesem Jahre verfaßt; denn am Schlusse steht in unserer 
Handschrift: „Explicit tractatus de contractibus magistri Heinrici de 
Oijta Saxonie magni et antiqui doctoris thbeologie Parysiensis compi- 
latus Wijenne Austrie circa annos domini M.CCCC. vel modicum ante.“ 

F. 267b—271 (Nr. 32) eine Questio de usura mit den Anfangs- 
worten: „Illa questio est doctoris sollempnis Heinrici de Gandano 
(? nach Schulte II, 418 wäre Gandauo zu erwarten) primo quodlibeto 
suo. questione 39. ubi pertractat de Usura* und mit den Schlußworten: 
„Explicit questio quedam de Usura scripta anno domini MOCCCXCIII 
Wyenne‘. Die kleine Abhandlung knüpft also an an eine in den 
Questiones de quodlibetis des Heinrich von Gent (} 1293 oder 1295) 
aufgeworfene Frage und ist 1394 zu Wien, sichtlich unter dem Ein- 
flusse Heinrichs von Langenstein, verfaßt. 

Bemerkenswert ist am Ende des ersten Blattes (F. 267b) ein von 
gleicher Hand mit dem Texte geschriebener Vermerk, worin sein Ver- 
fasser versichert, Heinricus de Hassia teile, wie er in seinen Vorlesungen 
gehört habe, nicht die in der Questio (wohl des Heinrich von Gent) 
aufgestellte Ansicht, und auch der Cancellarius Parisiensis (Johannes 
Gerson } 1429) bekämpfe diese Ansicht. Neben diesem zweiten Teil 
des Vermerkes steht am Rande die Jahreszahl 1425. 

F. 271 col.1 (Nr. 33) eine „anno domini MCCCCX vel circa" er- 
teilte Responsio des frater Johannes Mulberg de ordine predicatorum, 
damaligen Predigers zu Basel, auf Einwendungen gegen den von ihm 
gepredigten Satz „quod omnis contractus reemptionum sit usurarius et 
illicitus et quicquid ultra sortem recipitur sit usura*. 

F. 271 col. 2—272 col.2 (Nr. 34, 35). Kurzer Bericht über einen 
Vertrag, wodurch am 6. Januar 1410 die Stadt Hamm in Westfalen 
dem Karthäuserkloster der H. Barbara (Barbarie!) zu Köln eine ewige 
Rente von 60 floreni für die Summe von 1320 floreni mit Vorbehalt des 
Rückkaufes verkauft hatte, und über dessen Gültigkeit ein Gutachten 
von Lehrern der Hochschule zu Köln gefordert wurde. Sodann die 
darauf erteilte Responsio von neun Doktoren dieser Hochschule, und 
zwar von drei Doktoren der Theologie, drei Doktoren des kanonischen 
Rechtes und drei Doktoren der leges civiles. Die Doktoren beider 
Rechte erklären sich einmütig für die Gültigkeit des Geschäftes. Es 
folgen nun, zum Teil mit Beigabe einer ausführlichen Begründung, die 
Unterschriften der neun Doktoren, die fast alle nach den gründlichen 

34* 
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Nachweisungen von Chiappelli auch aus anderen Quellen als damalige 
Lehrer der Kölner Universität bekannt sind. 

Auf diese Responsio folgen in naturgemäßem Anschlusse: 

F. 272 cool. 2—-273b (Nr. 36) die Bulle des Papstes Martin V. von 
1425, wodurch die Gültigkeit der Rentenkäufe mit vorbehaltenem 
Rückkaufe bestätigt wurde, 

F. 273b—274b (Nr. 37—39) vier kurze Responsiones über dieselben 
Fragen, darunter (f. 273b) eine des „dominus Johannes de Cerno (Ceruo?) 
officialis Coloniensis doctoris legum*, 

F. 274 b—275b (Nr. 40, 41) zwei weitere kurze Abhandlungen ähn- 
lichen Inhaltes. In beiden ist Johannes de Lignano angeführt, in der 
ersten auch der „magister Wilhelmus Häl. harburgensis auditor quon- 
dam in curia romana“. 

F. 275b—2798 (Nr. 42) noch ein „tractatus de contractibus reemp- 
tionum®* mit Zitaten der Summa Raymundi (de Pennaforte) und des 
Hostiensis. 

Auf der Rückseite des F. 279 steht (Nr. 43) von der Hand des- 
selben deutschen Schreibers eine kurze Betrachtung über die damaligen 
wirtschaftlichen Verhältnisse der (deutschen) Klöster, die so merkwürdig 
ist, daß sie Chiappelli vollständig mitteilt. Es wird darin namentlich 
ausgeführt, daß wegen der neuerdings eingetretenen Kostspieligkeit 
des Dienstpersonals den Klöstern der eigene landwirtschaftliche Betrieb 
keinen Nutzen mehr bringe, und daß daher gerade in ihrem Interesse 
die contractus reemptibiles zu gestatten seien. 

Den Schluß der Handschrift bilden F. 285—304 (Nr. 44, 45), von 
einer italienischen Hand geschrieben, leider in verstümmelter Über- 
lieferung, vier (Schulte II, 3927 fg. unbekannte) Disputationes des 
Jacobus de Zocchis de Ferraria. Die zwei ersten (F. 285—287) handeln 
de desponsatione impuberum. Am Anfange der beiden anderen (F. 287 
bis 304) steht folgende bemerkenswerte Überschrift: „Incipiunt due 
notabiles disputationes facte per eximium decretorum doctorem do- 
minum Jacobum de Zokis de Ferraria in Studio bonon. anno domini 
M>CCCCXXVL* Daraus ergibt sich die bisher unbekannte Tatsache, 
daß er auch in Bologna, und zwar jedenfalls im Jahr 1426, Lehrer war. 

Die vorstehenden Mitteilungen werden wohl ausreichen, um dem 
Leser von dem Charakter und dem Inhalte der Handschrift eine nicht 
ganz oberflächliche Vorstellung zu verschaffen. Wegen alles Näheren 
muß auf Chiappellis reichhaltige Schrift selbst verwiesen werden, 
woraus fast alles in der obigen Übersicht Beigebrachte entnommen 
ist. Sein Gesamturteil über die Handschrift geht schließlich dahin, 
daß wir in ihr ein treues Bild des Standes der deutschen Rechts- 
wissenschaft am Ende des Mittelalters besitzen. 

‘ Halle (Saale). H. Fitting. 
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H. Pissard [charge de conferences & la Facult6 de droit de 
I’ Universit& de Paris], La guerre sainte en pays chrötien. 
Essai sur l’origine et le d&veloppement des th&ories ca- 
noniques. Paris, A. Picard 1912. V,194 8. 


„Der heil. Krieg im christlichen Lande“, gemeint sind Kreuzrüge 
gegen Christen. Kreuzzüge sind Kriegsunternehmungen, die unter Ver- 
antwortung der Kirche, gewöhnlich sogar auf Veranlassung der höch- 
sten kirchlichen Auktorität geschahen und zu deren Ermunterung ge- 
wisse kirchliche Privilegien, vor allen der Kreuzzugsablaß, verliehen 
wurden. Gegen Christen gab es, äußerlich betrachtet, zweierlei Kreuz- 
züge: entweder Ketzerkriege oder Kriege im hierarchisch-politischen 
Interesse, gewöhnlich zur Verteidigung der weltlichen Macht des 
Papsttums, A 

Die Aufgabe der vorliegenden Schrift ist an Hand der geschicht- 
lichen Tatsachen und der kanonischen Texte die Entwicklung der für 
die Entfesselung und Organisation des „heil. Krieges‘ maßgebenden 
kirchlichen Grundsätze darzulegen. 


1. Der erste publizistische Vertreter des Gedankens eines gewalt- 
samen Vorgehens gegen die Feinde der Kirche, insbesondere gegen 
Ketzer, war der heil. Augustinus. Anfangs hat er zwar, in Über- 
einstimmung mit der alten Kirche, milde Behandlung und bloße Über- 
redung empfohlen, die unerwarteten Fortschritte der Donatisten und 
Pelagianer aber und zugleich die Meinung, daß die Kirche für die 
Unversehrtheit des Glaubens verantwortlich sei und die Schwachen 
gegen den Irrtum schützen müsse, haben ihn zu der Schwenkung ver- 
anlaßt.!) Die Idee des „heil. Krieges“ fand in der Folgezeit immer mehr 
Anhänger. 

Inzwischen führten auch die weltgeschichtlichen Ereignisse den 
Übergang von der individuellen Unterdrückung zur kriegsmäßigen Be- 
kämpfung aller Gegner der Kirche von selbst herbei. Chlodwig der 
Franke gegen die arianischen Westgothen, Päpste und Byzantiner 
und Franken gegen die Langobarden, Pipin und Karl d.Gr. und Ar- 
nulf von Kärnthen zum Schutze des Kirchenstaats — sie alle kämpfen 
mit Benutzung des religiösen Interesses, veranlaßt in der Regel durch 
den päpstlichen Kriegsruf, daß die Kirche Gottes und das Eigentum 
des heil. Petrus in Gefahr sei. — Gegen die Italien und Rom plün- 
dernden Saracenen rüsten die Päpste Leo IV. (847—55), Johann VIII. 
(872—82), Johann X. (914—28) sogar eigene Scharen aus, Johann XII. 
(956—64) führte seine Kriegsknechte in Person gegen den Kaiser 
Otto d. Gr.; Leo IX. (1049—54) begleitete die von ihm Geworbenen in 
den Krieg gegen die Normannen Unteritaliens. Andere päpstliche 
Kriegswerbungen übergehen wir. In den meisten derselben wird schon 


1) Vgl. auch J. von Döllinger, Die Geschichte der religiösen Freiheit 
8.278 (Akademische Vorträge III, München 1890, 8. 274fl.). A. W 
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der Überzeugung Ausdruck gegeben, daß den gegen die Feinde Ge- 
fallenen der himmlische Lohn zuteil werde. Die kirchliche Kriegs- 
agitation findet zwar den altchristlichen Widersprueh des Petrus Da- 
miani. Papst Gregor VII. (1073—85) ging aber auf demselben Wege 
weiter. Im J. 1076 sprach er über Kaiser Heinrich IV. wegen der 
Opposition im Investiturstreit Bann und Absetzung aus, und 1080 ver- 
hieß er für die Kriegshilfe gegen ihn die „absolutio omnium pecca- 
torum“. Pissard führt nur diesen einen Fall der Ablaßerteilung von 
Gregor VII. an. Wir können aber noch einen zweiten Fall von 
1080 dazunehmen, eine Ablaßverkündigung gegen den Grafen Amulf 
von Chiny wegen Belästigung des Bischofs Heinrich I. von Lüttich 
(Greg. ep. VII, 13). Otto Volk, Die abendländische hierarchische 
Kreuzzugsidee, Haller Dissert. 1911, S. 27 weist noch auf ein Sünden- 
nachlaßversprechen von 1075 für den Kampf gegen Dionys von Pia- 
cenza hin; das ist aber kein Ablaß (Reg. II, 54). 

Mit Gregor VII ist der erste Höhepunkt des Gedankens, im reli- 
giösen Interesse Krieg zu führen, erreicht. Man kann zwar in den 
sich mehrenden Erörterungen der Theologen über die Unterscheidung 
der beiden Schwerter prinzipiellen Widerspruch gegen das kirchliche 
Kriegstreiben finden. Die unter Arnold von Brescia aufrührerischen 
Römer sprachen der Geistlichkeit das Recht, Krieg zu erregen, über- 
haupt ab. Auch Bernhard von Clairvaux hätte am liebsten gesehen, 
daß die Kirche nur den in seinen Augen wirklich „heiligen Krieg“ 
gegen Ungläubige und Ketzer predige, nicht auch gegen die Feinde 
ihrer weltlichen Macht. Das sind aber alles Äußerungen eines kirch- 
lichen Idealismus, dem jedenfalls die offizielle Kirche nicht folgte. Für 
diese stand es fest, daß der Papst das Recht hatte, im religiösen Inter- 
esse Krieg zu veranlassen. Das „religiöse Interesse“ brauchte nicht zu 
eng verstanden zu werden. Man konnte darunter den Schutz der 
Christenheit gegen äußere Feinde, aber auch die Unterdrückung von 
Schisma und Häresie und die Abwehr eines Angriffs auf den Kirchen- 
besitz oder den Kirchenstaat oder auf die äußere Macht der Kirche 
verstehen. Der Papst kann, wie ein weltlicher Territorialberr, den 
Krieg mit eigenen militärischen Kräften führen, oder aber er sucht, 
und das in der Regel, die Hilfe eines christlichen Fürsten, am 
liebsten des Kaisers als des „advocatus ecclesiae“, und die Fürsten 
sind verpflichtet, der Kirche die Hilfe des „weltlichen Armes“ zu leisten. 
Um seinen Partnern zu helfen und Gegner niederzuzwingen, wandte 
der Papst die kirchlichen Zensuren an. In manchen Bündnissen mit 
den oberitalienischen Städten gegen die Staufer, aber auch im Ver- 
trage Papst Eugens III. mit König Friedrich l. Barbarossa vom 16. Ok- 
tober 1152 wurde den Verbündeten der Kirche die Exkommunikation 
des Gegners sogar schon im voraus versprochen. Ich möchte dieser 
Charakteristik noch hinzufügen: zu der Zensurierung der Gegner war 
seit Gregor VII. noch ein positives Geschenk für die Verteidiger der 
Kirche gekommen, der Kreuzablaß. Bis dahin war die Teilnahme 
am „heil. Kriege* nach populärer Vorstellung einfach ein gutes Werk 
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“gewesen, dem wie allen guten Werken der himmlische Lohn zuteil 
wurde. Seit Gregor VII. ergriff die Kirche, ergriff das Papsttum im 
Kreuzzugsablaß das souveräne Verfügungsrecht über diesen Lohn. Der 
Ablaß war ein geistliches Privilegium für die Kämpfenden im voraus; 
mit dem geistlichen wurden aber bald auch weltliche Privilegien ver- 
einigt. Durch alle diese Mittel erlangte die Kirche in noch höherem 
Grade, als es die religiöse Leitung an sich schon gab, die Herrschaft 
über die Massen und bereitete so ihre Unabhängigkeit von der Hilfe 
des weltlichen Armes vor. Diese Unabhängigkeit und diese kirchliche 
Beherrschung der Massen traten in charakteristischer Weise in die Er- 
scheinung gerade in den Kreuzzügen, in den Kreuzzügen sowohl zur 
Eroberung des heil. Landes seit 1095 als vorzüglich auch in den 
Ketzerkriegen. Auf die letzteren ist durch das Thema der Schrift die 
besondere Aufmerksamkeit des Verfassers gerichtet. 

2. Der erste von der höchsten kirchlichen Autorität ins Werk 
gesetzte Ketzerkrieg ist der Albigenserkrieg von 1179. Vorher hatten 
die französischen Provinzialsynoden des 12. Jahrhunderts alle noch die 
Einzelverfolgung im Auge. Sie verordneten Enthebung von allen Äm- 
tern, Würden, Lehen und Herrschaften, ferner Güterkonfiskation, Un- 
fähigkeit zu juristischen Akten, event. Gefangensetzung und Tod, wobei 
aber zu bemerken, daß die Todesstrafe im 12. Jahrhundert noch selten 
vollstreckt wurde. Um diese Einzelstrafen ins Werk zu setzen, er- 
gingen in der Regel auch Aufforderungen an die Fürsten. Die Erfolge 
haben aber wohl nicht befriedigt, und deshalb verkündigte Papst 
Alexander III. auf dem $. Laterankonzil (1179) den ersten Kreuzzug 
gegen die Albigenser, d. h. die Kirche selbst übernahm nun das Zwangs- 
verfahren im großen und rief die Gläubigen zu den Waffen. Es kam 
auch unter Anführung des päpstlichen Legaten zu einem Kriegszuge 
in die Herrschaften Beziers und Carcassonne. Mit der Eroberung der 
Stadt Lavaur aber war der Feldzug zu Ende. 

Erst Papst Innocenz III. (1198—1216) entschloß sich wieder zu 
neuem gewaltsamem Vorgehen. Er suchte zunächst dafür die Fürsten 
zu gewinnen, besonders die Könige Peter II. von Aragon und Philipp II. 
August von Frankreich. Er versprach und verkündigte den Kreuzablaß 
und eröffnete die Aussicht auf zu konfiszierende Güter. Nach der Ermor- 
dung seines Legaten Peter von Castelnau (1207) gar erfolgte seitens des 
Papstes ein Schritt, durch den die Macht der Kirche außerordentlich er- 
höht, jaman kann sagen: durch den die kreuzzugsrechtlichen Prärogativen 
des Papsttums bis zum Gipfel gesteigert wurden. Innocenz setzte nämlich 
die der Häresie verfallenen Territorien zur Beute aus und dabei ver- 
kündigte er den Grundsatz: wenn der Landesherr es an sich fehlen 
lasse, so könne die Kirche alle Christen aufrufen und die von der Irr- 
lehre befallenen Territorien auch ohne Zustimmung ihrer Herren den 
Eroberern zu Besitz zuteilen (Innoc. III. 1. XI. ep. 26). Nicht bloß die 
privaten Eigentümer, auch die Landesherren, sogar der König von 
Frankreich als Oberlehensherr, sollten also expropriiert werden, letz- 
terer wenigstens insofern, als ihm Lehensträger, Vassalen, aufgezwungen 
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wurden, die er nicht ausgesucht hatte! Die Untertanen des der Häresie 
verklagten Grafen von Toulouse entband Innocenz Ill. kraft seiner 
päpstlichen Autorität des Treueides und stellte unter Wahrung der 
Vassallitätsverpflichtungen gegen den König es jedem gehorsamen Ka- 
tholiken frei, den Grafen zu vertreiben und sein Land in Besitz zu 
nehmen. Der Okkupant hatte nur die Verpflichtung, die Häresie zu 
tilgen. 

Die Haltung der weltlichen Herren demgegenüber war schwäch- 
lich genug. Die Proteste des Grafen Raymund von Toulouse und des 
Königs von Aragon schlossen das Recht der Kirche zum gewaltsamen 
Vorgehen gegen die Häretiker nicht aus und Philipp August von Frank- 
reich wollte zwar das Recht des weltlichen Armes gewahrt wissen; die 
Kirche sollte nicht selbst mit Gewalt eingreifen dürfen, sondern darin 
auf den Staat angewiesen sein. Schließlich erkannte er aber die Voll- 
machten der päpstlichen Legaten an und übernahm die von der Kirche 
eingesetzten neuen Vassallen. 

Papst Alexander III. hatte für den ersten Albigenserkrieg 1179 
den vollkommenen Ablaß nur den Gefallenen, den übrigen Teilnehmern 
für gewöhnlich nur einen Ablaß von 2 Jahren versprochen. Diese 
Kargheit hatte wohl dazu beigetragen, daß das Unternehmen keine 
große Ausdehnung gewann. Papst Innocenz III. versuchte es 1198 zu- 
erst mit dem Ablaß, der den Pilgern nach Rom oder nach Compostella 
zuteil wurde; denselben Ablaß sollten auch die Teilnehmer am Al- 
bigenserkriege verdienen. Im J. 1204 aber versprach er diesen den 
Palästina-Ablaß, d. h. den vollkommenen Ablaß, der für die Beteiligung 
an der Palästinafahrt — auch ohne die Bedingung des Todes — aus- 
gesetzt war. Dieser Ablaß wurde 1208 erneuert, und auch das 4. Lateran- 
konzil von 1215 can. 3 verheißt denselben allen, „qui crucis assumpto 
charactere ad haereticorum exterminium se accinxerint“. Die Ablaß- 
verkündigung geschah nicht bloß in Frankreich, sondern auch in 
andern Ländern, besonders auch in deutschen Gegenden. Philipp 
August suchte die Beteiligung für Frankreich anfangs auf gewisse 
Territorien (Burgund und Nevers) und auch in der Zahl der Teilnehmer 
zu beschränken, Es nahmen aber auch darüber hinaus viele Gläubigen 
das Kreuz. Übrigens galt die Verpflichtung jedes Einzelnen nur 
40 Tage; damit war der Ablaß gewonnen. So sind in den J. 1206—16 
Dutzende von Expeditionen einander gefolgt, immer neue Leute und 
neue Führer. Die Lehensherren erschienen mit ihren Vassallen, die 
abgesehen von dem Kreuzfahrtgelübde auch lehenrechtlich zur Heeres- 
folge verpflichtet waren. Die Einrichtung hatte den Übelstand, daß 
neben den Söldnern oft viele, oft wenige Kreuzfahrerhilfe zur Stelle war. 

Über die Beschaffung von Geld für den Ketzerkrieg und über die 
Privilegien der Kreuzfahrer bringt Pissards Arbeit nichts Neues. Es 
genügt in bezug auf die finanziellen Maßregeln auf meine „Kreuzzugs- 
steuern“ 1892, S.23ff.und auf mein Buch „Kreuzablaß und Almosen- 
ablaß* 1906, S. 165 ff. zu verweisen; auf letzteres auch in bezug auf die 
Kreuzfahrerprivilegien: 8. 140ff. Die weltlichen Kreuzfahrerprivilegien 
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hatten für die Albigenserkriege wegen der Kürze der Beteiligung nicht 
die Wichtigkeit, wie für die Kreuzzüge in den Orient. Von Inno- 
cenz Ill. sind Erlasse hauptsächlich über das Moratorium für die Schulden 
der crucesignati und die Einstellung der Zinsverpflichtungen überliefert. 
Der Hauptanreiz zur Beteiligung am Ketzerkriege lag in der leichteren 
Erwerbung des Kreuzzugablasses. 

Die politisch -strategische und diplomatische Oberleitung der 
ganzen Unternehmung lag in den Händen der Kirche. Innocenz bat 
1208 den König Philipp August ehrenhalber um einen Oberanführer, 
sorgte aber zugleich durch Verordnungen und Befehle an Bischöfe und 
Kreuzfahrer, daß seine Legaten das Kommando behielten. Die generelle 
Leitung behielt er selbst fest in der Hand. Im J. 1209 wurde Simon 
von Montfort, ein einfacher Adliger aus der Ile-de-France, mit der 
Heeresleitung betraut, blieb aber in dem, was geschehen sollte, immer 
abhängig. 

In dem Zusammenstoß der kanonischen mit den staatlichen und 
lehensrechtlichen Anschauungen hatte die Kirche bis dahin insofern 
gesiegt, als ihr seitens der weltlichen Souveräne das Angrifisverfahren 
gegen Ketzer, Untersuchung und Urteil und damit auch die Stellung 
der Bedingungen überlassen wurde, unter denen der Einzelne der Ent- 
hebung aus Besitz und Amt entgehen konnte. Bezüglich der Exe- 
kutionen, der Anwendung von Gewalt und erst recht bezüglich der 
Ersetzung der ketzerischen Lehensträger durch orthodoxe Persönlich- 
keiten war der Konflikt noch latent. König Peter von Aragon nahm 
1213 schon eine feindliche Haltung gegenüber den Kreuzfahrern ein; 
er starb aber noch in demselben Jahre. Philipp August von Frank- 
reich war zu sehr Realpolitiker, als daß er den Gegensatz zu prinzi- 
piellem Austrag gebracht hätte. Er ging lediglich darauf aus, ohne 
Konflikt mit der Kirche, womöglich im Zusammengehen mit ihr, seinen 
Teil an der Beute zu erhaschen. Nur so ist seine ganze schwankende 
Haltung, sein Hin- und Herpaktieren mit Papst, Bischöfen und Großen 
und dann auch wieder mit den Häretikern zu verstehen. Da auch 
König Ludwig VIII, Philipp Augusts Nachfolger, auf denselben Wegen 
ging und auf der Gegenseite sowohl der kluge Diplomat Papst Inno- 
cenz III. als auch der überlegene Feldherr Graf Simon von Montfort 
früh genug starben, der Papst bereits 1216, Montfort 1218, so ist das 
politische Ergebnis der Albigenserkriege tatsächlich einzig und allein 
Frankreich zugute gekommen. 

Das Prinzip, das Innocenz Ill. aufgestellt hatte, daß der Papst 
das Recht habe, gegen die Häretiker selbst Gewalt zu gebrauchen und 
event. ohne Zustimmung des Oberlebensherrn nach eigener Wahl neue 
Lehensträger einzusetzen, war durch das 4. Laterankonzil (1215) an- 
erkannt worden. Der Papst und das Konzil hatten nur die Konzession 
gemacht, daß die neuen Lebensträger dem Oberlehensherrn gegenüber 
dieselben Vassallenpflichten zu erfüllen hätten, wie ihre Vorgänger. 
Demgemäß wurde Graf Raymund VI. von Toulouse definitiv abgesetzt, 
seiner Frau wurden nur die zu ihrem Wittum gehörigen Herrschaften 
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belassen, das übrige von den Kreuzfahrern eroberte Land wurde dem 
Grafen Montfort übergeben, „ut eam teneat ab ipsis, a quibus de iure 
tenenda est“, und das noch nicht eroberte Land wurde zur Verfügung 
der Kirche gestellt, um es event. für den einzigen Sohn des Grafen zu 
bewahren (Mansi XXII, 1069f.).. — Dem so geschlossenen Vorgehen der 
Kirche gegenüber hatte der König von Frankreich zunächst einen 
schweren Stand. Philipp August persönlich hat nicht mehr viel er- 
reicht; höchstens, daß er einen den französischen Kirchen für Palästina 
aufgelegten Zehnten oder Zwanzigsten in seine Taschen zu lenken 
wußte. Um so größere Erfolge hat nach Philipp Augusts Tode (1223) 
sein Sohn König Ludwig VIII. gehabt. Ihm gelang es, in den wegen 
des Albigenserkrieges gepflogenen Verhandlungen den Papst Hono- 
rius III. (1216—27) beiseite zu schieben und mit den französischen Bi- 
schöfen allein zu verhandeln. Diese sprachen ihm alle gewünschten 
Garantien und die kirchlichen Kreuzfahrerprivilegien zu, dazu auch 
für 5 Jahre den Kirchenzehnten. So bekam er die Oberleitung des 
ganzen Unternehmens in seine Hand. Ludwig nahm im J. 1226 das 
Kreuz, und sofort begann unter Autorität des päpstlichen Legaten in 
ganz Frankreich die Kreuzpredigt. Die kirchlichen Formen des „heil. 
Krieges* wurden beibehalten, in Wahrheit aber die Kirche auf ihre 
geistlichen Befugnisse beschränkt. Der Kreuzzug, den Ludwig VIII. 
führte, war eine von der Kirche mit Ablässen und den andern Kreuz- 
zugsprivilegien unterstützte staatliche Aktion. Der König selbst hatte 
die politische und strategische Leitung; er bestimmte, gegen wen der 
Kampf sich richten sollte; er zog die konfiszierten Güter ein; er schloß 
nach Gutdünken Allianzen und nahm Obedienzerklärungen entgegen. 
Nur wenn es sich um Kirchenbesitz handelte, ließ er die Geistlichkeit 
und den päpstlichen Legaten mitreden. — Ludwig starb schon im No- 
vember 1226. Unter der Regentschaft der Königin Blanca dauerte der 
Ketzerkrieg fort und der Einfluß der Bischöfe scheint sich verstärkt 
zu haben. Endlich 1229 kam durch den Vertrag von Paris der Friede 
zustande Frankreich bekam die Herrschaften Beaucaire, Nimes, Car- 
cassonne und Be&ziers, außerdem durch die Heirat Johannas, der Tochter 
Raymunds VU. von Toulouse, mit Alphons von Poitiers, dem Bruder 
König Ludwigs IX., die Aussicht auf den endgültigen Erwerb des ganzen 
Languedoc. 

Die östlich der Rhone gelegenen Besitzungen des Grafen Ray- 
mund, darunter in gewissem Maße auch Avignon und andere Städte 
der Provence, die zum arelatischen Reiche gehörten, wurden im Frieden 
von Paris zur Unterdrückung der Häresie der Kirche überlassen und 
dann im Auftrage des päpstlichen Legaten, ohne den Protest des Kai- 


sers Friedrich ll. hervorzurufen — auch er erkannte also den eigen- 
mächtigen Gewaltgebrauch der Kirche gegen die Albigenser still- 
schweigend an — bis zum J. 1234 von französischen Kommissaren 


verwaltet. Nachher ist die Kirche hier, wie im Languedoc, durch 
Einrichtung der Inquisition zur Einzelverfolgung der Häretiker zurück- 
gekehrt. 
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Ob das Papsttum auch dauernden Nutzen aus den Albigenser- 
kriegen gezogen hat? Es könnte höchstens der sein, daß das Recht 
der Kirche zur eigenmächtigen Gewaltanwendung gegen Ketzer und 
die Befugnis, die von der Irrlehre befallenen Territorien auch ohne 
Zustimmung der weltlichen Souveräne der orthodoxen Eroberung preis- 
zugeben, — keinen siegreichen Widerspruch gefunden hat. Das von 
Papst Innocenz Ill. aufgestellte Prinzip bedeutete aber eine solche Hint- 
ansetzung der staatlichen Gewalten, daß es zur dauernden Anerkennung 
durch diese nicht gut kommen konnte. Kirchlicherseits fand dennoch 
seine Kanonisierung statt in der Decretale c.5X 7,15. Diese wurde 
für die Zukunft das Grundgesetz für die Behandlung der Häretiker 
und für die Behandlung auch der politischen Gegner der Kirche. Das 
kirchliche Verfahren gegen diese zeigt nun die Reihe: Exkommuni- 
kation und event. Interdikt, Amtsentsetzung, Aufhebung des Lehens- 
eides ihrer Untergebenen, Aussetzung ihres Besitzes zur Okkupation 
und Entfesselung des „heil. Krieges“ wider sie. Die letztere geschieht 
entweder durch „Anrufung des weltlichen Armes“ oder durch Ver- 
kündigung und Führung des eigenmächtigen kirchlichen Kreuzzuges- 

3. Eine weitere Steigerung des kirchlichen Gewaltsystems war 
nicht mehr gut möglich. Auch in der Theorie ist kein wesentlicher 
Fortschritt mehr zu verzeichnen. Die Kreuzzugskanonistik der zwei 
Jahrhunderte nach Gregor IX. (1227—41) ist einfach die Tradierung des 
von Gregor VII. und Innocenz III. geschaffenen Rechts. Es werden hin 
und wieder neue Einteilungen gegeben, Begriffe schärfer gefaßt, Folge- 
rungen mehrseitig begründet und man sucht die Kompetenzen zwischen 
Staat und Kirche, zwischen Papst und Bischöfen abzumessen und, 80 
gut es geht, zu harmonisieren. Die wichtigsten Äußerungen hat Pis- 
sard nach den Gesichtspunkten Berechtigung, Begründung, Organi- 
sation und Einschränkung des „heil. Krieges zusammengestellt. Wir 
wollen hier nur einige Sätze und Gedankengänge von politischem Inter- 
esse, die sich bei den einen Kanonisten deutlicher, bei den andern 
weniger deutlich ausgesprochen finden, möglichst kurz gefaßt wieder- 
geben, verweisen im übrigen aber auf die Schrift selbst. 

Der Papst ist unabhängig von der weltlichen Gewalt; seine Ge- 
walt ist der weltlichen Gewalt übergeordnet; er hat das Recht, im 
Falle dringender Gewalt in die weltliche Machtsphäre einzugreifen, und 
kann also den „beil. Krieg“ ohne vorheriges Einverständnis mit dem 
weltlichen Gewalthaber organisieren (S. 87). — Der Krieg ist dazu da, 
die Übeltäter im Namen Gottes zu strafen; der Kriegsunternehnier ist 
gleichsam der Vollzieher der göttlichen Gerechtigkeit. Was ist also 
gerechter, als der Krieg, den der Papst, Gottes Statthalter auf Erden, 
selbst unternimmt? (8.91), — Der Papst allein hat das Recht, den 
Kreuzzug zu verkündigen. Die Prälaten mit weltlicher Herrschaft 
können Krieg führen wie weltliche Fürsten; die Prälaten aber, die 
bloß geistliche Jurisdiktion haben, können über die Feinde der Kirche 
außer der Exkommunikation höchstens die „expositio bonorum occu- 
pandorum* als geistliche (!) Strafe verhängen, dürfen sie aber nicht 
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selbst zur Ausführung bringen (8. 89, 99—102). — Der Papst kann in 
‚schwierigen Fällen“, d.h. bei Gefahr für die Kirche, Kaiser und Könige 
absetzen und ihnen den Krieg erklären; denn er ist nicht bloß der 
höchste geistliche Richter, sondern als Repräsentant der Kirche und 
König der „civitas Dei* der höchste Richter überhaupt (8. 102—104). 
— Es gibt drei Gründe, die den „heil. Krieg“ rechtfertigen, nämlich 
Angriffe auf den Glauben und die Einheit der Kirche, Angriffe auf die 
Souveränität und das Eigentum der Kirche, endlich schwere Ungerechtig- 
keit (S. 107 £f.). 

Als „Angriffe auf das Eigentum der Kirche* wurden bekanntlich 
auch die Bemühungen der staufischen Kaiser um den Besitz von Unter- 
italien und Sicilien angesehen. Die Päpste ersahen darin die Gefahr 
für den Kirchenstaat und haben seit 1199, seit dem Kreuzzuge, den 
Papst Innocenz III. gegen den selbständig handelnden kaiserlichen 
Statthalter Markward von Anweiler verkündigte, eine ganze Reihe 
„beiliger Kriege“ zum Schutze ihrer weltlichen Herrschaft in Italien 
geführt. Die erbittertsten waren die gegen Kaiser Friedrich II. Der 
Kreuzzugscharakter derselben ist Gegenstand einer Münsterschen Disser- 
tation: Wilhelm Köster, Der Kreuzablaß im Kampfe der Kurie mit 
Friedrich II. 1913. Pissard ist über diese Kämpfe etwas leicht hinweg- 
gegangen; dafür ist aber naturgemäß die Stellung derselben in der 
Gesamtentwicklung des „heil. Krieges“ bei Pissard gut zu übersehen. 
Die späteren Staufenkämpfe und die ferneren politischen „Kreuzzüge* 
um die Herrschaft in Italien, gegen Peter III. von Aragon und gegen 
die Colonna, gegen Venedig, gegen Ludwig d. Bayer und die Visconti 
von Mailand, gegen die Manfredi von Faenza, des weiteren die Kreuz- 
züge des großen Schismas und die Kämpfe gegen die Waldenser und 
Hussiten — alle diese „heiligen Kriege“ werden nur im Überblick be- 
handelt. Mit Absicht, denn wenn man von der Gleichsetzung der 
„Schismatiker* mit den Häretikern absieht, auf die einige dieser 
Kriege hinauslaufen und die in der Bulle „Unam sanctam“ von Papst 
Bonifaz YIII. auch autoritär ausgesprochen ist, so erscheint der kreuz- 
zugsrechtliche Ertrag dieser Kämpfe wirklich sehr gering. 

Gleichzeitig mit der Ausbildung des kirchlichen Kriegsrechts war 
stets auch die Richtung des Petrus Damiani vorhanden, die den Geist- 
lichen das Recht, selbst zu kämpfen oder Krieg zu führen, absprach 
und ihnen höchstens zugestand, zum „gerechten“ Kriege aufzufordern 
und zu ermuntern. Im hohen Mittelalter nahmen manche an den 
Kreuzzugsverkündigungen gegen die christlichen Fürsten und zumal 
gegen den Kaiser noch Anstoß. Otto Volk (a.a. 0.5.25) teilt eine 
Stelle von Sigebert von Gembloux mit, die mir wichtig genug scheint, 
hier darauf hinzuweisen. Aus Anlaß eines „kreuzzugähnlichen Kampf- 
aufrufe“ Papst Paschalis’ II. gegen den Kaiser Heinrich IV. schreibt 
Sigebert, so etwas sei nooh nicht vorgekommen; alle Bücher könne 
man durchsuchen und werde nichts finden; „bloß der Papst Hilde- 
brand hat die zerstörende Hand an die heil. Canones gelegt; von ihm 
lesen wir, daß er der Markgräfin Mathilde zur Vergebung ihrer Sünden 
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befohlen hat, den Kaiser Heinrich zu bekämpfen* (Libelli de lite II. 464). 
Durch die nachherigen Kämpfe der Päpste mit den staufischen Kaisern 
und andern Fürsten wurden solche Bedenken natürlich niedergeschlagen. 
Auf der einen Seite suchte man den Zwiespalt zwischen dem geistlichen 
Berufe und dem wirklichen Tun der Kirche durch Spitzfindigkeiten zu 
überbrücken, wie der kriegerische Papst Innocenz IV. schreibt, die 
Geistlichen dürften in der Schlacht rufen: „capite et pugnate*, aber 
nicht „occidite* (Innoc. IV. Apparatus II. 13, 2). Auf der andern Seite 
mehrten sich die Gegner der weltlichen Machtstellung des Papsttums, 
die Gegner der Vermischung des Geistlichen mit dem Weltlichen. 
Franziskanerspiritualen und Ghibellinen, die französischeu Juristen des 
Philippe le Bel und die Anhänger des Marsilius von Padua und Wil- 
helm Occam — sie alle gingen auf die Vernichtung der weltlichen 
Papstgewalt und damit auch auf die Beseitigung der päpstlichen 
Kriegsherrschaft aus. Dante nennt Papst Bonifaz VIII. wegen des 
Kreuzzugs gegen die Colonna (1290) „den Fürsten der neuen Phari- 
säer“, der seines priesterlichen Charakters und seines heil. Amts ver- 
gessen habe (Inferno XXVII. 85—92) und die heil. Katharina von Siena 
tadelt Papst Gregor XI. wegen des Krieges mit Florenz (1375f.); denn 
„Gott ist friedsam“, er will nicht, daß wir so viel Wert auf weltliche 
Herrschaft und zeitliche Güter legen (Tommaseo IIl. 196). 

Bei solcher Gegnerschaft werden die Kreuzzugsverkündigungen 
mit der Zeit unwirksam und deshalb seltener. Im 15. Jahrhundert hat 
die Kreuzpredigt schon einen archaistischen Beigeschmack. Der Krieg 
gegen Häretiker wird mehr und mehr, wie es früher gewesen, den 
weltlichen Fürsten zugeschoben, und aus den Kriegen zum Schutze 
des Kirchenstaates scheidet der Kreuzablaß nach und nach aus. Es 
bleiben als dem Papsttum eigentümliche Kriegswaffen nur die Ex- 
kommunikation, das Inderdikt, die „Absetzung“ und die Zuteilung des 
feindlichen Besitztums zur Beute übrig. Aber auch diese werden, ab- 
gesehen von der Exkommunikation, die sich als Kriegswaffe bis auf 
unsere Zeit erhalten hat, seit dem 16. Jahrhundert seltener und sel- 
tener. Der letzte Kreuzablaß gegen Christen wurde von Papst Gre- 
gor XIIL. am 13. Mai 1580 an die katholischen Irländer ausgeschrieben 
für alle, „die unter John und James Geraldine am Kampf gegen die 
irrgläubigen Engländer sich beteiligten“ (Bellesheim, Gesch. der 
kath. Kirche in Irland II [1890] 8. 176); er wurde am 18. April 1600 durch 
Papst Clemens VIII. erneuert (ebenda 228). Die letzten politischen 
Exkommunikationen sind von Papst Pius IX. 1860 und 1870 zum Schutze 
des Kirchenstaates gegen König Victor Emmanuel II. gerichtet (Acta 
s. Sedis VI [1888], 8. 152ff.). 


Münster i.W. A. Gottlob. 
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Hermann Grauert, Magister Heinrich der Poet in Würz- 
burg und die römische Kurie (a. u. T.: Abhandlungen der 
Königlich Bayerischen Akademie der Wissenschaften. Philo- 
sophisch-philologische und historische Klasse XX VII. Band, 

. 1.u. 2. Abhandlung). München, Verl. d. Kgl. Bayer. Ak.d. 
Wiss. in Kommission des G. Franzschen Verlags (J. Roth) 
1912. 528 8. mit 2 Tafeln. 


Es ist keine neuentdeckte Schrift, keine unbekannte Quelle, die 
H. Grauert uns in dem vorliegenden starken Bande in kritischem Abdruck 
und mit gelehrtem Kommentar versehen vorlegt, sondern ein Gedicht, das 
bereits die Aufmerksamkeit des Flacius Illyricus und Mabillons auf sich 
gelenkt hatte, das seit 1556 wiederholt gedruckt wurde und als Werk 
eines Ganfredus oder Gaufridus Anglicus unter dem Titel De statu 
curiae Romanae et de eius ironica recommendatione oder auch Veteris 
poetae carmen apologeticum interlocutoribus Gaufrido et Aprile ad- 
versus obtrectatores curiae Romanae den Gelehrten bekannt war, 
auch in neuerer Zeit gelegentlich wegen seiner rechtshistorischen An- 
gaben benutzt wurde. Aber ungewiß blieb der Verfasser, ungewiß die 
Entstehungszeit und ungewiß vor allem der Charakter des ganzen 
Stücks, ob Ironie oder Apologie? Grauerts tiefeindringenden, gelehrten 
Studien ist es gelungen, nicht nur diese Fragen zu beantworten, son- 
dern in seinen umfassenden Erläuterungen gibt er eine Fülle inter- 
essanter und wertvoller Beobachtungen zur Kirchen-, Rechts- und 
Kulturgeschichte des 13. und 14. Jahrhunderts, ja, die Überfülle der 
durch den Text angeregten historischen Studien droht den Rahmen 
des Buchs zu sprengen; es löst sich in eine Reihe von Exkursen und 
gelehrten Abhandlungen auf. Für die Lektüre mag das ein Nachteil 
sein, der Wert des Gebotenen wird davon nicht berührt; er wird frei- 
lich erst ganz ausgeschöpft werden können, wenn das in Aussicht ge- 
stellte Register vorliegt. Einstweilen orientiert das sehr ausführliche 
Inhaltsverzeichnis genügend. 

Wir lernen durch Grauert den Verfasser (der allerdings schon 1888 
von anderer Seite richtig ermittelt worden war, vgl. 8. 412f.) in einem 
Würzburger Kanoniker des Stifts Neumünster kennen, der den Namen 
Heinricus Poeta führte, aus Schwaben stammte, den Magistergrad er- 
warb, mehrfache enge Beziehungen zur Kurie unter Papst Urban IV. 
batte, vielleicht als Vertreter seines Stifts, vielleicht auch einige Zeit 
als Kleriker des Kardinals Giordano Orsini in Rom weilte!), persön- 
liche Beziehungen auch zu dem bekannten Verfasser eines andern Ge- 
dichts aus dem Ende des 13. Jahrhunderts, zu Nikolaus von Bibra 
hatte, vor 1265 Nov. 26 starb, und in Würzburg, vielleicht an der Seite 
Walthers von der Vogelweide, sein Grab fand. Die alte Verwechslung 


‘) Ob der Autor freilich im Auftrage des Kardinals das Epitaph für 
den Kardinal Petrus Capucius verfaßte (8. 147 ff.), ist doch zweifelhaft. 
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des Verfassers des vorliegenden Gedichts mit Galfridus de Vino Salvo, 
der unter Innozenz Ill. seine Poetria nova schrieb, ist also für immer 
beseitigt. Ferner aber lernen wir Heinrich den Poeten als Schrift- 
steller kennen durch eine Notiz Hugos von Trimberg in seinem Regi- 
strum multorum auctorum (hrsg. von Huemer, Wiener SB. 116. Bd.), wo 
außer dem Liber de statu curie Romane noch als seine Werke genannt 
werden metrische Gesta Johannis apostoli und ein Liber de septem 
electoribus imperiüi: leider beide verschollen!!) 

Was nun den Liber de statu curiae oder das Kuriengedicht be- 
trifft, so fällt nach Grauerts überzeugender Beweisführung seine Ab- 
fassung in die Jahre 1261—1264, offenbar in die Zeit der persönlichen 
Anwesenheit des Dichters an der Kurie, der darin seine Eindrücke in 
halb humoristischer Form wiedergibt. Das Gauze ist weder Apologie 
noch Ironie, sondern ein Zwischending, wie es im MA. nicht so selten 
ist, eine mit scharfen satirischen Spitzen und komischen Übertreibun- 
gen versehene Schilderung wirklicher Zustände.?) Eben das macht ja 
den Wert aus, daß der Verfasser aus genauer persönlicher Kenntnis 
schöpft. Es ist eine klare Schilderung des Geschäftsgangs namentlich 
in der Kanzlei und der für Petenten um niedere Pfründen wichtigen 
kurialen Einrichtungen: der audientia contradictarum, der Bullarie, 
des Advokaten- und Prokuratorenwesens. Wir erfahren darüber kaum 
etwas absolut Neues, aber für manche Einzelheit gibt das Gedicht 
doch die frühesten Zeugnisse und namentlich eine, sogar im techni- 
chen Ausdruck genaue Darstellung der Tätigkeit der kurialen Kanzlei- 
beamten. Schon Wattenbach, Diekamp und Harry Breßlau hatten das 
Gedicht herangezogen. Aber die eindringende Kommentierung, die 
neben Grauert in dem vorliegenden Bande M. v. Heckel an den be- 
treffenden Versen vornimmt, rückt erst diese Nachrichten in den 
rechten historischen Zusammenhang und läßt sie als unbedingt zuver- 
lässig in allem Detail erscheinen, wenn auch die Darstellung des Ge- 
schäftsgeistes, der Unbestechlichkeit, Unparteilichkeit, Schnelligkeit 
etc., die an der Kurie herrschen, arge Ironie sind. Zu den lehrreichen 
Erläuterungen Heckels aus der kirchenrechtlichen und diplomatischen 
Literatur hat Grauert im Hist. Jahrb. 33 (1912), S. 936 ff. noch einige 
Ergänzungen gebracht, namentlich über die Prokuratoren. Ich möchte 


1) Grauert 8. 150 findet das befremdend; aber wir wissen von so 
manchen Werken gerade aus jener Epoche, die völlig verschollen sind, 
vgl. z. B. die Oeconomica Konrads von Megenberg u.a. m. — ?) Konrads 
von Megenberg Planctus ecclesiae nimmt eine ähnliche, wenn auch nicht 
ganz so ironische Haltung ein. Vor allem aber möchte ich auf eine kleine 
Schrift aus dem J. 1438 hinweisen, die in manchem überraschende Parallelen 
zu dem Gedichte des 13. Jahrhdts. aufweist: eine „Apologie“ der Kurie des 
Florentiner Humanisten Lapo da Castiglionchio, ebenfalls in Dialogform, eben- 
falls aus der Fülle intimster Kenntnis geschöpft, voll Spott, Hohn, Ironie und 
doch höchst charakteristisch für die wirklichen Zustände in der kurialen Ver- 
waltung unter Eugen IV. Ich wies auf die bisher verschollene Schrift hin 
im Arch. f. Kulturgesch. X, 4 (1913) 8.399, der Text erschien in den Quellen 
u. Forschungen des Kgl. Preuß. Hist. Inst. Bd. XVI, 1 (1913) 8. 108—153. 
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nicht unterlassen, hier auf die hübsche Schilderung des Lebens und 
der Tätigkeit eines deutschen Prokurators an der Kurie im 15. Jahr- 
hundert hinzuweisen in dem Buche Hans Schmiedels, Nikolaus Lubich 
(1360— 1481), Berlin 1911 (Eberings Hist. Studien H. 88). 8.230 scheidet 
Grauert nicht ganz scharf zwischen den Prokuratoren, die Prozeßführer 
an der Kurie waren, und den diplomatischen Prokuratoren oder Ge- 
sandten der Herrscher, die ja auch schon Ende des 13. Jahrhunderts 
ständig werden; dazu vgl. H. Finke, Acta Aragonensia I, Einleitung 
S.CXXIIIf. Auch die, wenn auch stark polemischen und moralisie- 
renden Schilderungen des päpstlichen Pönitentiare Alvarus Pelagius 
(zur Zeit Johanns XXII.) in seinem Planctus ecclesiae über das Trei- 
ben der Prokuratoren und Advokaten im allgemeinen wären zu be- 
achten, besonders lib. II art. 35 u. 37 (ed. 1517 Lugduni apud Jo. Cleyn), 
fol. 141f., art. 46, fol. 153 und ferner die Konsiliensammlungen der Ju- 
risten, wie besonders die für den Anfang des 14. Jahrhunderts so un- 
gemein historisch reichhaltige des Oldradus (Francof. 1576), advocatus 
consistorialis in Avignon, Lehrer des Bartolus, Albericus u.a. — Be- 
merkenswert ist in dem Gedicht, worauf Heckel hinweist, z.B. die 
Bezeichnung der Tätigkeit der päpstlichen Notare als referre (v.225f.), 
es sind die später als referendarii bekannten Beamten gemeint, die die 
Petitionen dem Papste vorzulesen haben; sehr anschaulich und richtig 
schildern die v. 239ff., wie die Petitionen!) hergestellt und dem Papste 
vorgelesen werden, wie darüber entschieden wird, die Reinschrift her- 
gestellt und die Bullierung vorgenommen wird. Besonders ausführlich 
wird über die litterae rescribendae gehandelt; wir erfahren, daß der 
Korrektor schon damals auch inhaltlich die litterae zu prüfen hatte; 
daß die Notare Petitionen einfach kassieren konnten, ohne sie dem 
Papste vorzulesen, wenn sie nicht dem „Brauche‘ zu. entsprechen 
schienen, daß es also sehr wichtig war, sich mit ihnen persönlich gut 
zu stellen (v. 419ff.); wir erhalten (v. 317ff.) eine interessante Schilde- 
rung des Treibens in der audientia litterarum contradictarum, der 
Kämpfe bei der Prüfung der sog. litterae legendae durch den Vize- 
kanzler, über das Amt des lector, der die Petitionen für die Vorlesung 
vor dem Papste durcharbeitet; über die Advokaten (v. 5l1ff.), die Be- 
deutung der Türhüter für die Petenten (v. 893 f.), über das Bullieren, 
ja, über Vernichtung der Bulle bei Nichtzahlung der Taxe binnen ge- 
wisser Frist (v. 1003f.); über die Prägung der Bullen (v. 1009ff.), die 
ich nicht, wie Heckel, ironisch aufgefaßt sehen möchte; zu dem Prüfen 
des Geldes (v. 1005) vgl. die sehr bezeichnende Notiz bei Alvarus I. c. 
fol. 103. — Sehr interessante Parallelen ergeben sich auch aus der 


’) Vielleicht darf ich hier hinweisen auf die von dem päpstlichen 
Skriptor Lambert (zur Zeit Johanns XXII.) herrührende Petition in ms. lat. 
Paris 4370 fol. 23: jetzt ein kleiner Pergamentstreifen, wohl der Rest der 
Supplik, die, wie der Verf. selbst sagt, auf die Rückseite seiner dem Papste 
überreichten Schrift aufgeschrieben war; vgl. meine „Unbekannten kirchen- 
polit. Streitschriften a.d. Zeit Ludw.d. Bayern“ (Bibl.d. K. Preuß. Hist. Inst. IX) 
Bd.1, 8.61; Bd.2 (ebd. X, im Druck) 8. 154 u. 167f. 


Literatur. 545 


ebenfalls technisch genauen Schilderung derselben Vorgänge in Megen- 
bergs Planctus ecclesiae II c. 27 (in meiner Ausgabe S. 245 f.). 

Reiches Material zur Geschichte des kirchlichen Rechts und der 
Kirchenverfassung bieten die weiteren Ausführungen Grauerts über die 
Streitigkeiten zwischen den Propsteien und Kapiteln der Stifte im 
13./14. Jahrhat. (S. 270 ff.), über die Pluralität der Benefizien (S. 281 ff.), 
über Adelspfründen (S. 292ff.), über das Eigentumsrecht des Papstes 
am Kirchengut (S. 303ff.), wobei ich freilich bemerken möchte, daß 
m. E. doch wohl bereits im 13. Jahrhundert eine extreme, papale 
Richtung für dieses Eigentumsrecht eintrat: ich glaube, daß dafür in 
der kanonistischen Literatur sich Spuren finden, und daß Schriften, 
wie der große Traktat des Augustiners Aegidius Romanus v. J. 1302 
eben doch nur unter dieser Annahme erklärlich sind, daß also auch 
der Verfasser des Kuriengedichts nicht eine singuläre Meinung vertritt 
(S. 303 fi). 

Mit diesen und den vielen anderen rechtshistorischen Partien ist 
freilich der Inhalt des Buchs noch lange nicht erschöpft. Der Dichter 
schildert auch den Papst und die Kardinäle!) höchst ironisch über- 
trieben als heilige Asketen; er weist auf das philosophisch - wissen- 
schaftliche Leben an der Kurie Urbans IV. hin; er nennt, wie Grauert 
nachgewiesen hat, Thomas von Aquino als den großen Erneuerer der 
Philosophie (v. 877—882) usf. Auch zu diesen Teilen gibt Grauert 
gelehrte, durch die Forschungen Mandonnets, Endres’ u. a. gestützte 
Erläuterungen, die das Bild der geistig so überaus belebten und kultur- 
historisch epochemachenden Zeit der zweiten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts vor unsern Augen erstehen lassen. Auf diese Dinge kann bier 
nur hingewiesen werden, ebenso auf die interessanten Beziehungen 
des Kuriengedichts zu dem Gedichte des Nikolaus von Bibra und end- 
lich auf die für die Würzburger Lokalgeschichte wichtigen Unter- 
suchungen Grauerts. 

Alles in allem ein Buch, das, in rechter Weise benutzt, eine Fund- 
grube für den Rechts- und Kulturhistoriker von bleibendem Werte 


bedeutet. 
Leipzig. Richard Scholz. 


Dantes Monarchie. Übersetzt und erklärt mit einer Ein- 
führung von Constantin Sauter. Mit 2 Bildern. Frei- 
burg i. Br., Herder 1913. 


Die dem bayerischen Ministerpräsidenten Freiberrn v. Hertling 
gewidmete Arbeit des bekannten Danteforschers verfolgt einen dop- 


!) Die enge Beziehung, die Grauert 8. 245 zwischen dieser Schilderung 
und einer ähnlichen, nur mit entgegengesetzter Tendenz, bei Salimbene 
findet, so daß er im Kuriengedicht a. a. O. eine Apologie gegen eine andere 
Satire vermutet, scheint mir nicht vorhanden zu sein. 
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pelten Zweck: sie will einmal die veralteten Übersetzungen von 
Kannegießer (Leipzig 1845) und Hubatsch (Berlin 1872) durch eine 
neue Verdeutschung ersetzen und zugleich durch eine vielseitige Ein- 
führung, die die geschichtlichen, staatstheoretischen und literarhisto- 
rischen Grundlagen erläutert, die schwierigen Gedankengänge des 
Danteschen Traktats dem Verständnis weitester Kreise erschließen. 
Nachdem der Verf. in großen Zügen die Beziehungen zwischen Kaiser- 
tum und Papsttum und den in ihnen enthaltenen Wandel ‚der Rechts- 
auffassungen dargelegt hat, gibt er einen allgemeinen Überblick über 
die Staatslehre des Mittelalters, deren Gegensätze, die augustinische und 
die aristotelisch-thomistische Rechtstheorie, scharf gegenübergestellt 
werden. Ein weiterer Abschnitt behandelt die hervorragendsten Er- 
zeugnisse der Publizistik zur Zeit Dantes, die kurialistischen und päpst- 
lichen Streitschriften, zwischen denen Dante eine selbständige, ver- 
mittelnde Stellung einnimmt. Wünschenswert wäre es gewesen, wenn 
der Verf. die Ausgabe der Determinatio compendiosa von M. Krammer 
(Hannover und Leipzig 1909) herangezogen hätte, der als Autor dieser 
Schrift Tholomeus von Lucca, nicht, wie Sauter vermutet, Heinrich von 
Cremona und zugleich annimmt, daß sich dieser Traktat in erster 
Linie gegen Dantes Arbeit richtet. Ein Vergleich der Monarchie mit 
den Schriften der kaiserlich gesinnten Publizisten, Engelbert von 
Admont und Jordanus von Osnabrück, führt S. zu dem Ergebnis, daß 
„sich Dante weder gegen irgendeinen einzelnen Gegner richtet noch 
von irgendeiner Vorlage abhängig ist“. Eingehend wird sodann 
System und Inhalt der Monarchie gewürdigt, ohne daß es allerdings 
dem Verf. gelungen wäre, eine Vertiefung der bisherigen Auffassung 
zu erzielen, wie sie jüngst durch Erläuterung der soziologischen Grund- 
begriffe Fr. Kern, Humana civilitas (Leipzig 1913) und Zeitschrift für 
Soz.- u. Wirtschaftsgesch. XI, 3 S. 289 ff. erstrebt hat. Vielleicht hätte 
gerade die Eigenart seines kirchenpolitischen Beweises näher charak- 
terisiert werden können. In einem letzten Abschnitt nimmt S. schließ- 
lich zu der vielumstrittenen Frage der Entstehungszeit des Danteschen 
Traktats Stellung. Im Anschluß an die Ausführungen Grauerts, nach 
dessen Ansicht die Monarchie zu einer Zeit geschrieben sein muß, als die 
päpstliche Bestätigung eines deutschen Königs in Frage stand, von der 
Kurie aber unter Hinweis auf ein bevorstehendes Rechtsverfahren versagt 
wurde, kommt er zu der Vermutung, daß die Schrift Dantes vielleicht 
nach dem 31. März 1317, dem Datum einer Bulle Johanns XXII., ent- 
standen ist. Wenn S. übrigens meint, daß aus der Stelle Mon. 3, 10 
eine Erwähnung der zwiespältigen Wahl von 1314 gefolgert werden 
kann, so ist dieser Schluß in keiner Weise zwingend. Die Über- 
setzung selbst ist sorgfältig und gewandt und bringt die schwierigen 
Begriffe der scholastischen Terminologie zu klarer Anschauung. Zahl- 
reiche Anmerkungen erläutern den Text; nur hier und da stören kleine 
Versehen, so, wenn die Entstehung der Donatio Constantini auf 8. 183 
nach Frankreich (!) verlegt wird. Zwei gute Reproduktionen der 
Mosaiken im Lateran. Triklinium schmücken das Buch und veran- 
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schaulichen im Bilde das theoretische Staatsideal Dantes, das ein 
rechtliches Verhältnis der Über- und Unterordnung zwischen Kaiser- 
und Papsttum nicht kannte, 

Koblenz. w. Scheffler. 


K.H. Schäfer, Die Ausgaben der apostolischen Kammer 
unter Johann XXII. nebst den Jahresbilanzen von 1316 
bis 1375 (a. u. d. T.: Vatikanische Quellen zur Geschichte 
der päpstlichen Hof- und Finanzverwaltung, herausg. von 
der Görresgesellschaft, II. Bd.) Paderborn, Schöningh 
1911. 151* und 911 8. 


Als das römische Institut der Görresgesellschaft im Herbst 1900 
die Bearbeitung der Quellen zur Geschichte der päpstlichen Hof- und 
Finanzverwaltung in Angriff nahm, ging der Plan der Publikation zu- 
nächst dahin, das gesamte Material sowohl der Hauptbücher als auch 
der Manualien und sonstigen Einzelaufzeichnungen Jahr für Jahr zu- 
sammenzustellen und zu veröffentlichen. Als ich, zuerst mit dieser 
Aufgabe betraut, mich an die Arbeit machte, stellte es sich sehr bald - 
heraus, daß dieses Verfahren weder zweckmäßig noch durchführbar 
erschien, daß es vielmehr richtiger wäre, zunächst einmal nur die 
Rechnungen der Zentralverwaltung, die in den Libri ordinarli, im 
wesentlichen also, von dem Pontifikat Johanns XXII. abgesehen, in 
den Libri introitus et exitus verzeichnet sind, zu veröffentlichen und 
die Spezialbücher für einzelne Materien (Kollektorenrechnungen, Aus- 
gabemanualien etc,) nur insoweit heranzuziehen, als dies zur Ergän- 
zung der Hauptrechnungen, namentlich wo dort Lücken sich heraus- 
stellten, notwendig erschien. Durch diese Entlastung war zugleich die 
Möglichkeit gegeben, den Stoff nach Pontifikaten zu ordnen, was natür- 
lich für die Übersicht und den Zusammenhang sich als höchst vorteil- 
haft erwies und zugleich eine Scheidung der Einnahmen und Ausgaben 
nahelegte. Dabei ergab von vornherein die Gesamtübersicht der Ein- 
nahmen und Ausgaben, daß in beiden Fällen der Publikationsmodus 
zwar die gleichen Richtlinien einzuhalten habe, in mancher Hinsicht 
aber Abweichungen unumgänglich seien. Handelte es sich bei den 
Einnahmen um nur wenige Titel mit zum Teil sehr wichtigen Einzel- 
posten, die möglichst, von dem Formelhaften abgesehen, wortgetreu 
wiederzugeben waren, so mußte bei manchen Titeln der Ausgaben mit 
den zahlreichen kleinen Notizen und häufigen Wiederholungen das 
Material möglichst zusammengezogen und unbeschadet der Vollstän- 
digkeit gekürzt werden, wenn man die kostenschwere Publikation nicht. 
allzusehr belasten wollte. 

Wie ich sehe, sind die Kritiker und Fachkollegen, die sich bisher 
dazu geäußert baben, mit dem bei der Veröffentlichung der Einnahmen 

35* 
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Johanns XXII. von mir eingehaltenen Modus einverstanden. Der von 
K.H. Schäfer bei der Bearbeitung der Ausgaben Johanns XXII. einge- 
schlagene Weg darf nicht minder als gelungen bezeichnet werden, 
wenngleich man hier wie dort im einzelnen bezüglich der Anlage des 
Ganzen vielleicht verschiedener Meinung sein könnte. 

Fassen wir zunächst die Quellen selbst ins Auge, so gibt Sch. hier 
im ersten Buch eine Übersicht über die Gesamtausgaben und Bilanzen 
der päpstlichen Kammer von 1316 bis 1363, der er eine Liste der päpst- 
lichen Kamerare und Thesaurare für das 14. Jahrhundert voranstellte. 
Ob es nicht zweckmäßiger gewesen wäre, von solchen Listen vorläufig 
abzusehen und die Personalangaben lediglich auf den betr. Pontifikat 
zu beschränken, da sich ja erst aus der Detailarbeit größere Voll- 
ständigkeit ergeben kann, soll dahingestellt bleiben. Der Reihe nach 
enthalten die einzelnen Titel die Ausgaben für die päpstliche Küchen- 
verwaltung, das Brotamt, die Kellerei, den Marstall, für Kleidung und 
Gewebe, Kunstgegenstände, die päpstliche Bibliothek, für Bauten, das 
päpstliche Siegelamt und die Briefe der Kurie, für Gehälter, für mili- 
tärische und andere Zweeke, für Beleuchtung (Wachslieferungen) und 
verschiedene außerordentliche Bedürfnisse, Gehaltszahlungen der päpst- 
lichen Beamten, Wohnungswesen und Wohnungsgelder, für Erweite- 
rung des päpstlichen Besitzes in und um Avignon, schließlich Auf- 
wendungen für wohltätige Zwecke. Den Schlußabschnitt bilden einige 
Posten, die im Liber de diversis gebucht waren. Jedem einzelnen Ab- 
schnitt ist eine kurz orientierende Einleitung vorausgeschickt. Ich 
möchte wünschen, daß Sch. in den folgenden Bänden hier etwas aus- 
führlicher wäre. So z.B. läßt die kurze Bemerkung, daß unter dem 
Titel pro coquisia sich Ausgaben für Gäste und Festlichkeiten finden, 
nicht sofort erkennen, daß die hervorragendsten Persönlichkeiten, dar- 
unter Könige und Fürsten, bei solchen Gelegenheiten am päpstlichen 
Hofe sich einfanden. 

In dem Abschnitt pro bulla spricht Sch. von den Bullierungs- 
gebühren der Bullatoren — die Bullentaxe selbst kam an die aposto- 
lische Kammer —, „deren Höhe bis auf Gregor XI. vielfach ihrem Gut- 
dünken anheimgestellt blieb. Die geringste Gebühr scheine 1 großer 
Turnose für jede Bulle gewesen zu sein. Ein Beleg dafür wird nicht 
angeführt; ebensowenig läßt sich dies aus dem Quellenmaterial selbst 
ersehen. Auch Baumgarten kennt vor Gregor XI. keine entsprechende 
Notiz. Von besonderer Bedeutung für die allgemeine Geschichte ist 
das Kapitel über die militärischen Ausgaben. Der einfache Hinweis 
auf die Kriege in der Lombardei und den Römerzug Ludwigs d. B. ist 
doch etwas zu dürftig. Namentlich hätte auch an dieser Stelle über 
die Tätigkeit des Kardinallegaten Bertrand etwas zur Orientierung 
gesagt werden können, Dasselbe gilt von denı Abschnitt pro cera et 
quibusdam extraordinarlis. Bei den vielfach hier angeführten Posten, 
die „dominus noster tradidit de bursa sua“, konnte auf den im ersten 
Band veröffentlichten Liber de receptis d. n. pape S. 569 ff., wo auf die 
entsprechenden Stellen in dem Introitus aufmerksam gemacht ist, hin- 
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gewiesen werden, da dort alle entsprechenden Summen angeführt sind. 
Dasselbe gilt von den gelegentlichen Angaben über die pecunia assig- 
nata per vicecomitem Leomannie (S. 463 etc.) und dem entsprechenden 
Instramentum publicum de receptis a procuratore vicecomitis Leomannie 
im ersten Band S.579ff. Abschnitt X und XI gehören zu den inter- 
essantesten des ganzen Werkes, ebenso wichtig für die Wirtschafts- 
und Kulturgeschichte wie für die Zeitgeschichte überhaupt. Daneben 
einzelne wertvolle Notizen, die man von vornherein nicht darin ver- 
muten sollte; so die Angabe (S. 515) über einen liber papireus pro 
petitionibus registrandis — also über die Registratur von Suppliken 
zur Zeit Johanns XXII. Am interessantesten für die Beamtengeschichte 
ist der Abschnitt über die Gehaltszahlungen. Sch. gibt hier eine kurz 
orientierende Einleitung, in der neben Galletti auch auf die interessan- 
ten Angaben in den Kanzleiregeln des 13. Jahrhunderts (bei Tangl) 
über die Beamtenentlohnungen in Naturalleistungen hingewiesen wer- 
den konnte. Es dürfte sich empfehlen, daß Sch. in einem der folgen- 
den Bände über die Hofgeschichte und die Stellung der Beamten in 
einer größeren Abhandlung der Einleitung sich verbreitete. Dazu wäre 
allerdings ein eingehendes Studium der verschiedenen kurialen Be- 
amtenzweige und Behörden mit den daran sich anknüpfenden, vielfach 
jetzt klargestellten, vielfach noch zu lösenden Fragen erforderlich. 

Ein glänzendes Zeugnis für die Wohltätigkeitsbestrebungen am 
päpstlichen Hofe in Avignon mit Institutionen, die zum Teil noch in 
die Gegenwart heraufreichen — man denke nur an die heute noch in 
Rom üblichen Dotenvergabungen der religiösen Stiftungen und Bruder- 
schaften —, bietet der letzte Abschnitt über die Elemosina. Der 
Herausgeber dieser Akten würde sich ein großes Verdienst erwerben, 
wenn er einmal nach Abschluß seiner Publikationen diesen Gegenstand 
in einem besonderen Buche zusammenfassend behandeln würde. 

Was die Anlage und die Edition des Quellenwerkes betrifft, so 
zeigt sich der Herausgeber dem schwierigen Stoffe gegenüber voll- 
ständig gewachsen. Es hat keinen Zweck, kleinere Versehen da und 
dort zu notieren — Abschnitt I und Il fehlen am Kopf der Seiten —, 
die Ausgabe darf als vorzüglich gelungen bezeichnet werden. Ein gut 
orientierender Index erleichtert die Benutzung des Bandes; besonders 
wertvoll ist das am Schlusse beigegebene Verzeichnis päpstlicher Be- 
amten und Kaufleute. 

Wieviel Mühe und entsagungsvolle Arbeit in einem solchen Werke 
steckt, weiß am besten derjenige zu würdigen, der selbst mit diesen 
Materien jahrelang sich befassen mußte. 

In der Einleitung orientiert Sch. kurz über das Quellenmaterial 
und den Editionsmodus, gibt eine Übersicht über die Gesamtausgaben 
und Bilanzen der einzelnen Pontifikate und über die Jahresausgaben 
der einzelnen Verwaltungszweige unter Johann XXII. und läßt dann 
eine hochinteressante Abhandlung über „Wertvergleiche des Floren- 
tiner Goldguldens zu den Edelmetallen und den wichtigsten europäi- 
schen Gold-, Silber- und Scheidemünzen im 13. und 14. Jahrhundert“ 
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folgen. Aufgebaut auf den Ergebnissen der bisherigen Forschung und 
Literatur und dem in den beiden ersten Bänden der Quellen und For- 
schungen sowie zum großen Teil in den Rechnungsbüchern der 
Kammer selbst niedergelegten Material, ist diese Darstellung, zu der 
noch ergänzend die Beilagen S. 132*ff. und die wertvollen Kurs- 
tabellen des Florentiner Goldguldens am Schlusse des Werkes hinzu- 
kommen, zu einem unentbehrlichen Hilfsmittel beim Studium der 
Münzgeschichte des späteren Mittelalters geworden. Die Wirtschafts- 
historiker werden Sch. für diese wertvollen Untersuchungen und Zu- 
sammenstellungen ebenso Dank wissen wie auch alle diejenigen, die 
sich noch weiter mit der Publikation päpstlicher und anderer Finanz- 
akten aus dieser Zeit zu beschäftigen haben. 

Über das Erträgnis und den Wert dieser Publikation nicht bloß 
für die päpstliche Finanz- und Hofgeschichte sondern auch für die 
Kultur-, Kirchen- und Territorialgeschichte jener Zeit braucht kein 
Wort verloren zu werden. Es genügt ein Blick in den Band, um so- 
fort zu erkennen, daß wir es hier mit einem reichen und wertvollen 
Material zu tun haben. Mancherlei fällt dabei auch, ganz abgesehen 
von der Geschichte der apostolischen Kammer, für die kirchliche Ver- 
fassungsgeschichte, namentlich die Erforschung der kurialen Beamten- 
organisationen ab. Möge es dem Herausgeber vergönnt sein, uns recht 
bald mit dem folgenden Bande zu erfreuen. 


Freiburg i. Br. E. Göller. 


Naumann, Zur Geschichte der Archidiakonate Thüringens; 
Sonderabdruck aus der Zeitschrift des Vereins für Kirchen- 
geschichte in der Provinz Sachsen 1912. IX, 8. 155 — 206. 


Obgleich in dem letzten Jahrzehnt zahlreiche Arbeiten über die 
Archidiakonate in den deutschen Bistümern veröffentlicht wurden!), 
haben neue Abhandlungen über dasselbe Thema ihre Berechtigung und 
ihren Nutzen, auch wenn sie die voraufgehenden nicht an Scharfsinn 
und wissenschaftlichem Werte übertreffen. Denn die bisher erschienenen 
Untersuchungen haben uns vor allem die großen Verschiedenheiten, 
die auf dem Gebiete der mittelalterlichen Kirchenverfassung existieren, 
klar gemacht und in konkreter Gestalt vor Augen geführt. Da die 
Behördenorganisation der m. a. Kirche wesentlich durch das Gewohn- 
heitsrecht der einzelnen Bistümer ins Leben gerufen und fortgebildet 
wurde, hat sie eine ähnliche Mannigfaltigkeit aufzuweisen wie die 
lokalen Gewohnheitsrechte des Mittelalters überhaupt oder auf anderen 
Gebieten der menschlichen Kultur die Landestrachten, die Mundarten 


1) Vgl. A. Werminghoff, Verfassungsgeschichte der deutschen Kirche 
im Mittelalter, 2. Aufl. 1918, 8. 154 £. 
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u.& Um daher ein wirklich zuverlässiges Bild von der ehemaligen 
Verfassung der Kirche zu gewinnen, ist die Forschung auf zahlreiche 
Einzelarbeiten angewiesen, die den vorhandenen Stoff gewisser- 
maßen inventarisieren und für die Gesamtdarstellung zur Verfügung 
stellen. 

Einen solchen Baustein für die allgemeine Geschichte der deutschen 
Archidiakonate liefert auch die vorliegende Arbeit, die sich durch 
ihren Titel als eine lokalgeschichtliche Studie kleineren Umfangs cha- 
rakterisiert. Es verdient lobend hervorgehoben zu werden, daß der 
Verfasser sich jedoch nicht allein auf das lokalgeschichtliche Material 
beschränkt, sondern auch die allgemeine Literatur und die wichtigsten 
der bisher erschienenen Spezialstudien fleißig zu Rate gezogen und 
geschickt verwertet hat. Diese methodische Behandlung ist aber auch 
notwendig, damit die in den Einzelurkunden verborgenen Schätze wirk- 
lich ans Tageslicht gehoben und die Lokalhistoriker von der richtigen 
Fragestellung geleitet werden. 

Naumann behandelt die vier Archidiakonate Erfurt-B. Mariae, 
Erfurt-Severi, Dorla und Jechaburg, die sämtlich dem Mainzer Bistum 
angehören. Ihre Entstehungszeit verlegt er abweichend von Baum- 
gartner, Geschichte und Recht des Archidiakonates der oberrheinischen 
Bistümer mit Einschluß von Mainz und Würzburg (1907), S. 97 in den 
Anfang des 12. Jahrhunderts. Man wird dem Verfasser in dieser An- 
nahme beitreten können, da erst nach der Erledigung des berühmten 
Zehntstreites die Erzbischöfe von Mainz einen stärkeren Einfluß auf 
diese Gebiete gewonnen haben, während früher die Klöster Hersfeld 
und Fulda eine vorherrschende Stellung einnahmen. Die älteste Ur- 
kunde, die den Jechaburger Propst ausdrücklich als Archidiakon be- 
zeichnet, stammt aus dem Jahre 1133. Zehn Jahre früher wird eine 
Jurisdiktionshandlung des Propstes von Dorla beurkundet, die auf eine 
archidiakonale Stellung dieses Prälaten schließen läßt. 

Mit Hilfe der wertvollen Materialien bei Stephan Alexander 
Würdtwein, Dioecesis Maguntina in archidiaconatus distincta I—III 
(1768 ff.) und O. Dobenecker, Regesta diplomatica necnon epistolaria 
historiae Thuringiae I—III (1896 ff.) hat der Verfasser die Tätigkeit 
(Kap. V) und die Einkünfte (Kap. VII) der Archidiakonen ausführlich 
geschildert. Das mittlere Kapitel VI behandelt die Exemtionen von 
der archidiakonalen Gewalt, wobei besonders bemerkenswert erscheint, 
daß drei Pfarrkirchen von des Jurisdiktion des Archidiakonen eximiert 
und dem Erzbischofe von Mainz unmittelbar unterstellt waren. Im 
VIII. Kapitel, das die Stellung der Archidiakonen zum Erzbischofe 
beleuchtet, stellt N. an der Hand der Urkunden fest, daß der Nieder- 
gang der Thüringischen Archidiakonen mit dem 14. Jahrhundert 
beginnt. Das Schlußkapitel faßt die Ergebnisse der Untersuchung in 
einem kurzen „Rückblick“ zusammen. 

Es ist schade, daß die Schrift durch einige Versehen und Druck- 
fehler verunziert ist. Auf 8. 176 werden die bekannten Synodalfragen 
Reginos von Prüm, die aus dem zitierten Werke von Würdtwein ent- 
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nommen sind, einem Hugo von Prüm zugeschrieben. $S. 183 heißt 
„religione induti* nicht „mit größter Andacht“, sondern in „kirchlicher 
Kleidung‘, wie aus dem Zusammenhange unschwer zu erkennen ist. 


S. 199 ist Hilling statt Henning zu lesen. 
Bonn. N. Hilling. 


Fritz Vigener, Die Mainzer Dompropstei im 14. Jahr- 
hundert. Aufzeichnungen über ihre Besitzungen, Rechte 
und Pflichten aus den Jahren 1364—1367 (a. u. d. T.: 
Quellen und Forschungen zur Hessischen Geschichte, heraus- 
gegeben von der Historischen Kommission für das Groß- 
herzogtum Hessen I). Darmstadt, Großherzoglich Hessischer 
Staatsverlag 1913. LIX, 186 S. 


Versteckt in einem Kommuneregister Urbans V. (Reg. Avinion. 158) 
blieb dieses wichtige Verzeichnis der Besitzungen und Einkünfte, Rechte 
und Pflichten der Mainzer Dompröpste aus dem 14. Jahrhundert, das 
hier in einer Goswin Freiherrn von der Ropp gewidmeten Ausgabe 
vorgelegt wird, der Geschichtsforschung verborgen, bis es etwa gleich- 
zeitig von Vigener und Sauerland entdeckt wurde. Der Fund ist um 
so bemerkenswerter, als ähnliche umfassende Aufzeichnungen über den 
Besitzstand mittelalterlicher Dompropsteien nicht sehr zahlreich sind, 
und als diese Aufzeichnungen gerade die reichste deutsche Dompropstei 
betreffen. So ist das Bild, das wir hier gewinnen, in mehr als einer 
Beziehung von Bedeutung. 

Lehrreich ist schon die Entstehungsgeschichte des Verzeichnisses. 
Die reichen Einkünfte der Mainzer Dompropstei — der Reingewinn 
betrug, wie Vigener S. LVIII zeigt, im Jahre 1365,66 über 2450 Gulden, 
während z. B. die Trierer Dompropstei nur auf 500 Gulden geschätzt 
wurde; vgl. H. Bastgen, Die Geschichte des Trierer Domkapitels im Mittel- 
alter, Paderborn 1910, S. 130 (a. 1432: 100 Mark arg.) — lenkten früh- 
zeitig die Aufmerksamkeit der Kurie auf diese Pfründe. Im Jahre 
1294 bereits wurde ein päpstlicher Notar mit ihr providiert; 1301 folgte 
ihm abermals ein päpstlicher Notar, 1310 ein päpstlicher Kaplan, 1343 
der Kardinal Johann Colonna, 1363 der Kardinalbischof Raimund von 
Palestrina. Dieser Kardinal nun sandte als seinen Vertreter einen 
Domherrn namens Bertrand von Lod&ve nach Mainz, damit er die Ein- 
künfte der Dompropstei sicberte, und dieser Vertreter, der uns lite- 
rarisch bereits durch eine Abschriftensammlung aus dem Jahre 1867 be- 
kannt geworden war (vgl. Adalbert Novätek, Kopialbuch des apostolischen 
Nuntius Bertrand de Macello 1366—68, in den Sitzungsberichten der 
Böhmischen Ges. der Wissensch. Klasse f. Philos., Gesch. und Philol., 
Jahrgang 1895 n. XXV; s. Vigener S. XXX Anm.5), hat in der Zeit 
vom 27. September 1365 bis zum 14. September 1366 das erwähnte Ver- 
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zeichnis angefertigt, zu dem von ihm selbst in der Vorrede dahin be- 
stimmten Zweck, „ut iura ad preposituram maioris ecclesie Moguntine 
spectantia et que per dominum prepositum... sunt ministranda valeant 
melius memorie commendari (S. 1).* 

Daraus ergibt sich, daß das Verzeichnis nicht nur für den Kar- 
dinal, sondern für die Dompropstei selbst bestimmt war. Die Hand- 
schrift im Vatikanischen Archiv ist also nur eine für den Kardinal 
hergestellte Abschrift, angefertigt, wie Vigener zeigt (S. XXXV]), im 
ersten Drittel des Jabres 1366; die Originalbandschrift blieb in Mainz, 
wo sie verloren gegangen ist; jedenfalls fehlt sie unter den jetzigen 
Beständen des Domkapitelarchivs in München und Würzburg. 

Der Bote des Kardinals hat sich mit bemerkeuswertem Geschick 
in seine nicht ganz leichte Aufgabe gefunden; denn das Verzeichnis 
ist so übersichtlich angelegt und so sorgfältig ausgeführt, daß man in 
dem Verfasser schwerlich den landesfremden Mann vermuten würde. 
Erst werden die Rechte, dann die Besitzungen des Dompropstes auf- 
gezählt, letztere beginnend mit den Einkünften in der Stadt Mainz, 
darauf folgen die Archidiakonats- und Visitationsgebühren, dann die 
Einkünfte aus den einzelnen Gütern, die der Reihe nach aufgezählt 
werden. Dazu kommen dann Jahresbilanzen der Jahre 1364 und 1365 
(letztere fälschlich in das Papierregister des 6. Pontifikatsjahres 
Gregors XI. eingebunden) und endlich — eingebunden in den 5. Band 
der päpstlichen Kollektorien — ein Geschäftsbuch Bertrands, in das 
er einzelne Posten von Einnahmen und Ausgaben, Rückständen und 
Schulden aus seinem 2. Verwaltungsjahre eingetragen hat. 

Wenn man aus diesen Bilanzen etwas hervorheben soll, so muß 
es zunächst die Tatsache sein, daß der ausgedehnte Grundbesitz der 
Dompropstei nur einen ganz bescheidenen Bruchteil der Einkünfte 
lieferte; die Haupteinnahmen stammten aus den Zehuten, vor allem aus 
den Weinzehnten, die in dem Rechnungsjahr 1365/66 allein gegen 
3200 Gulden einbrachten (hauptsächlich aus Lorch und Oberheimbach 
südlich von Bacharach\). Bei einer Gesamteinnahme von 4553 Gulden 
3200 Gulden aus den Weinzehnten! Was wollen im Vergleich mit 
diesem Posten die anderen bedeuten, z. B. die ca. 100 Gulden aus den 
Einkünften der archidiakonalen und visitatorischen Tätigkeit, die eben- 
falls ca. 100 Gulden betragenden Erträgnisse der Dompräbende usw. 
Man übertreibt nicht, wenn man sagt, daß die Finanzen der Mainzer 
Dompropstei durchaus von einem guten oder schlechten Weinjahre 
abhängig waren. Und zwar kam es wesentlich darauf an, wie der 
Oberheimbacher und der Lorcher gerieten; denn der Oberheimbacher 
brachte 1365,66 ca. 1000, der Lorcher annähernd 2000 Gulden ein. Diese 
Markungen waren also die Perlen des propsteilichen Besitzes. 

Aber nicht das reiche wirtschaftsgeschichtliche Material allein 
macht das Verzeichnis wertvoll. Für die Kirchen- und Rechtsgeschichte 
ist vor allem der Umstand bemerkenswert, daß dieser römische „Bote seine 
Aufgabe nicht unter dem Gesichtswinkel des geldsammelnden Sendlings 
eines geldgierigen Prälaten angefaßt, sondern seine Gedanken über den 
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Nutzen der Personen hinaus auf die Sache gerichtet hat“ (Vigener 
S. XXXIVf£.). Das wird man um so mehr hervorheben dürfen, als man 
sonst nur die üblen Folgen der päpstlichen Provisionen zu beachten 
gewohnt ist. Und wie das Verzeichnis selbst, so ist auch seine Aus- 
gabe bemerkenswert. Ich denke dabei nicht nur an den gediegenen 
Kommentar, der den Text des Verzeichnisses in Form von Anmerkungen 
begleitet. Die Art, wie Vigener in seiner Einleitung diesen Liber 
Bertrandi hineinstellt in die Geschichte des Mainzer Domkapitels und 
in die allgemeine Geschichte überhaupt, macht das Buch auch metho- 
disch lehrreich. Man hat in der letzten Zeit mehrfach die Art der 
Forschungen zur Geschichte der mittelalterlichen Domkapitel bemängelt 
(vgl. Werminghoff in dieser Zeitschrift I, 345 ff. und meine Darlegungen, 
die gleichzeitig mit dieser Anzeige in der Historischen Zeitschrift er- 
scheinen), weil sie — ich gebrauche hier abermals die Worte des 
Herausgebers selbst — „nur schematische Querschnitte, keine Ge- 
schichte“ bieten. Dieses Buch beschränkt sich von vornherein auf ein 
engeres Thema und erschöpft es ganz. Das ist zweifellos die rich- 
tigere Methode für die weitere Forschung. Man darf es daher für 
wünschenswert halten, daß, bevor die recht schwierige Geschichte des 
Mainzer Domkapitels geschrieben würde, zuvor in ähnlicher Weise, wie 
es bier geschehen ist, die Quellen zur Geschichte des Domkapitels 
kritisch gesichtet und die Vorfragen nach dem Verhältnis des Kapitels 
zum Erzbischof, zur Diözesanverwaltung, seine Finanzgeschichte usw. in 
besunderen Voruntersuchungen behandelt würden. Die historische Kom- 
mission für das Großherzogtum Hessen aber, die mit dieser Ausgabe 
die neuen „Quellen und Forschungen zur hessischen Geschichte“ er- 
öffnet hat, würde sich ein Verdienst erwerben, wenn sie auch weiterhin 
ähnlichen Untersuchungen zur Geschichte des wichtigsten deutschen 
Erzbistums ihre Unterstützung zuteil werden ließe. 
Königsberg i. Pr. Albert Brackmann. 


Kirchengeschichtliche Festgabe Anton de Waal zum goldenen 
Priesterjubiläum (11. Oktober 1912) dargebracht. Im Auf- 
trage und in Verbindung mit den Kaplänen und Freunden 
des deutschen Campo Santo in Rom herausgegeben von 
D. theol. F. X. Seppelt (a. u.d. T.: Römische Quartal- 
schrift für christliche Altertumskunde und für Kirchen- 
geschichte, Supplementheft XX). Freiburg i. Br., Herder 
1913. XI, 488 8. mit 2 Tafeln und 4 Abbildungen. 


Zur vorliegenden Festschrift haben sich insgesamt siebzehn Ge- 
lehrte vereinigt, deren vielseitige Beiträge der Herausgeber geschickt 
zu drei Gruppen von jeweils ähnlichem Inhalt zusammenfaßte. Ihrer 
großen Mehrzahl nach behandeln sie Einzelfragen der Kirchengeschichte, 
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darunter Einzelepisoden deutsch-römischer Beziehungen im Leben von 
Bischöfen und Geistlichen (z. B. L. Schulte: Bischof Konrad von 
Breslau + 1447 in seinem Verhältnis zum römischen Stuhle und zu dem 
Basler Konzil 8.403 ff.; F. X. Seppelt: Die Romfahrt des Bischofs 
Jodocus von Breslau 1456—1467 S.270ff.; J. Kolberg: Der ermlän- 
dische Dompropst Christoph von Suchten } 1519 8. 144 ff.; St. Ehses: 
Kardinal Otto Truchseß von Augsburg zu Rom 1559 —1563 8. 123 ff.; 
dazu K.H. Schäfer: Das römische Deutschtum im 14. Jahrhundert 
8.234 fl.; J. Schlecht: Deutsche Berichte aus Rom 1492 und 1504 
S.251 ff). Gerade im Hinblick aber auf die Ziele unserer Zeitschrift 
ist es erfreulich darauf verweisen zu können, daß auch die Geschichte 
des Kirchenrechts nicht unberücksichtigt geblieben ist: im ganzen 
fünf Aufsätze haben sich ihren Problemen zugekehrt. Während 
J.Schmidlin in raschen Zügen die Bedeutung abzuschätzen sucht, 
die dem Papsttum für die Entwicklung und Ausgestaltung der Mission 
eigne, freilich nicht ohne von dithyrambischer Apologetik sich ganz 
freizubalten (8. 461ff.),, würdigt H. Zimmermann „die päpstliche 
Legation zu Beginn des 13. Jahrhunderts im Dienste der Kreuzpredigt, 
Inquisition und Kollektorie“ (S.103 ff.; vgl. oben S.522f... P.M.Baum- 
garten breitet ein reiches Notizenmaterial über päpstliche Kanzlei- 
beamte des 13. und 14. Jahrhunderts vor dem Leser aus, derart aller- 
dings, daß in diesem der Wunsch nach endgültiger systematischer 
Sichtung und Gestaltung aller seiner Einzelstudien zu einem fast ge- 
bieterischen Verlangen sich steigert (8.37 ff... F. E. Schneider be- 
faßt sich mit der Entstehung der römischen Rota als Kollegialgericht; 
sein Ergebnis ist, daß „das Urteil der Rota nach außen hin zwar als 
das eines Einzelrichters erscheint, als die Entscheidung des Auditors, 
der mit der Fällung der Sentenz beauftragt war, daß dieser aber seinem 
Erkenntnis die consilia zugrunde legen mußte, die seine Mitauditoren 
bzw. ein bestimmter Kreis derselben auf Grund des von ihm erstatteten 
Referates abgegeben hatte; tatsächlich also war die Entscheidung ein 
Kollegialurteil und zwar läßt sich diese Kollegialität zum wenigsten 
schon für das Ende des 13. Jahrhunderts nachweisen“ (S. 20 ff.).. Die 
überraschendsten Aufschlüsse endlich enthält die Studie von E. Göller 
über das alte Archiv der päpstlichen Pönitentiarie (S. 1fl.). Sie schildert 
die Wiederauffindung der verloren geglaubten Bestände des alten Ar- 
chivs der Pönitentiarie, dessen Registerbände mit dem Pontifikat 
Alexanders V. (1409-1410) einsetzen und sich, wenngleich nicht lücken- 
los, über das 15. und 16. Jahrhundert wie auch darüber hinaus er- 
strecken, während die Bestände des heutigen Archivs der Pöniten- 
tiarie nicht über die 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts zurückreichen. Der 
glückliche Entdecker konnte aus Mangel an Zeit nur die Registerbände 
des 15. Jahrhunderts ziffermäßig festlegen, dazu von ihrer Anlage und 
den in sie eingetragenen Suppliken soweit wenigstens Kenntnis nehmen, 
daß er sie gleichsam durch Stichproben zu veranschaulichen vermag. 
Jene Bände bestätigten ihm, was er selbst aus Formelbüchern und 
anderem Quellenmaterial in seiner Geschichte der Pönitentiarie (Rom 
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1907 ff.) dargelegt hatte. Sie lieferten zwar für die Geschichte dieser 
Behörde, ihre Organisation und Verfassung, Kompetenz und Gewalt 
keine wesentlich neuen Aufschlüsse —, immerhin erwiesen sie sich als 
wertvoll für die Personalien der Beamten der Pönitentiarie und be- 
sonders für die Kirchen-, Kultur- und Sittengeschichte des 15. und 
16. Jahrhunderts. Mit einleuchtenden Gründen tritt Göller dafür ein, ° 
daß die Register bis zur Regierung Pius’ V. (1566—1572) der allge- 
meinen Forschung zugänglich gemacht wurden; dies sei um so un- 
bedenklicher, als sie nur Aufzeichnungen pro foro externo enthalten, 
während die Umgestaltung der Behörde unter Pius V. ıhr in der Haupt- 
sache gerade die Expeditionen pro foro externo entzog. 

Eine allgemeine Bemerkung sei zum Schluß gestattet. Immer 
deutlicher stellt sich die Notwendigkeit einer umfassenden Geschichte 
der Kurie und ihrer Behörden während des Mittelalters heraus: das 
Werk von J.H.Baugen (Münster 1854) ist veraltet und gleich ihm 
die Abrisse bei P. Hinschius (Kirchenrecht I, S. 373 ff.) oder G. Phil- 
lips (Kirchenrecht VI, S. 297 ff.), während die verdienstvollen Arbeiten 
von N. Hilling (Paderborn 1906) und R. Ruck (Tübingen 1913) vor- 
wiegend die Neuzeit berücksichtigen, in der Pius’ X, Neuregelung der 
römischen Kurie vom Jahre 1908 (vgl.u.a. F.M. Cappello, De curia 
Romana. Rom 1911) einen wichtigen Einschnitt bedeutet. Jahraus 
Jahrein fast erscheinen größere und kleinere Studien zur Geschichte der 
mittelalterlichen Kurialbehörden (vgl. den Versuch einer Bibliographie 
in Meisters Grundriß der Geschichtswissenschaft II, 6°? S.215 ff.) —, 
sie drängen, wenn anders wir uns nicht täuschen, nach einer Zusammen- 
fügung zu einem abgerundeten Ganzen, das der belastenden Einzelheiten 
entbehren kann, wenn nur die Entwicklung jeder Einzelbehörde nach 
Ursprung, Verfassung, Zuständigkeit und Geschäftsgebahrung deutlich 
zutage tritt. Immer wieder Materialien aus den doch unerschöpflichen 
Beständen des Vatikanischen Archivs auf den Markt bringen heißt 
letzten Endes jeder Kenntnis des Ganzen den Garaus bereiten. Eine 
Geschichte der mittelalterlichen Kurie, wie sie uns vorschwebt, würde 
unbedingt eine Lücke füllen helfen —, ihr Verfasser würde von vorn- 
herein auf frohe Billigung seines Werkes rechnen können, wenn er die 
Tätigkeit der Kurie anschaulich zu schildern verstünde und auch vor 
jenen Gebrechen nicht zurückscheute, die jedem ersten Versuche einer 
derartigen Arbeit naturgemäß anhaften werden. Wer sich der Wir- 
kungen gern erinnert, die z. B. von Werken wie den deutschen Rechts- 
geschichten von H. Brunner oder R. Schröder ausgingen und auf diese 
Bücher wiederum von Einfluß waren, wird der Hoffnung Ausdruck 
geben dürfen, daß jene postulierte Geschichte der Kurie nicht allzu- 
lange mehr auf sich warten lassen möge. 


Halle a. S. A. Werminghoff. 
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A. Motzki, Urkunden zur Caminer Bistumsgeschichte auf 
Grund der Avignonesischen Supplikenregister [1343 bis 
1366]; a. u. d. T.: Veröffentlichungen der Historischen Kom- 
mission für Pommern Heft 1. Stettin, Herrcke und Lebe- 
ling 1913. 99 8. 


Die große Zahl von Veröffentlichungen aus den Registern des 
Vatikanischen Archivs, soweit sie sich auf deutsche Landschaften und 
Diözesen beziehen, hat schon mehr als einmal lebhafte Bedenken dar- 
über wach werden lassen, ob ihre Mühsal, ihre Methode und ihr Er- 
trag im gehörigen Verhältnis zueinander stehen; wir selbst glaubten 
vor nicht allzu langer Zeit zu ihnen Stellung nehmen zu sollen, um 
sie freilich — aus Anlaß einer Anzeige von K. Rieders Vatikanischen 
Quellen zur Konstanzer Bistumsgeschichte (Innsbruck 1908) in den 
Göttingischen Gelehrten Anzeigen 1911, S. 635 ff. — nur unter der Vor- 
aussetzung abzulehnen, daß die Publikationen allen Anforderungen 
genügten und sie auch wirklich Benutzung durch die Fachgenossen 
erführen. Das vorliegende Heft wird, es muß offen heraus gesagt 
werden, jene Bedenken nicht so sehr zerstreuen als ganz erheblich ver- 
mehren. Sein Inhalt ist zeitlich, räumlich und sachlich so eng um- 
grenzt, daß er nur einem sehr kleinen Kreis von Forschern wirklich 
Neues zu bieten vermag und selbst dieses ohne irgendwie erhebliche 
Bereicherung unserer Kenntnis kurialer Verwaltung während des 14. Jahr- 
hunderts. Dazu scheint die Drucklegung keineswegs mit der peinlichen 
Sorgfalt überwacht worden zu sein, die schlechthin gefordert werden 
muß, so daß manche Seiten schier überreich an Druckfeblern sind (vgl. 
z.B. S.15 n. 16, 8.46 n. 80), ganz abgesehen davon, daß eine einheit- 
liche Regelung der Interpunktion ebenso vermißt wird wie paläogra- 
phische Sicherheit, wie denn 8. 47 n. 81 die Bedeutung der Unter- 
streichung eines ganzen Satzes in der benutzten Handschrift nicht als 
dessen Tilgung erkannt ist. Während die Anlage des Registers nicht 
allen Wünschen Rechnung trägt, entbehrt die Einleitung, auf der vor- 
liegenden, aber nicht vollständig herangezogenen Literatur aufgebaut, 
der durchgreifenden Rücksicht auf die vom Herausgeber selbst zu- 
sammengetragenen Materialien: ihre Vorteile dürften deshalb gerade 
für den Lokalforscher der durchschlagenden Kraft beraubt sein. Das 
Heft gibt sich als das erste der Veröffentlichungen der Historischen 
Kommission für Pommern zu erkennen, — wir sind nicht gerade dank- 
bar für die Enttäuschung, die es uns bereitete: sie ist um so bedauer- 
licher, als die neue Gründung im Wettbewerb mit anderen Organi- 
sationen ähnlicher Zweckbestimmung nur auf Grund wirklich wertvoller 
Publikationen ihr Dasein rechtfertigen kann. 


Halle a. 8. A. Werminghoff. 
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E. Schiller, Bürgerschaft und Geistlichkeit in Goslar (1290 
bis 1365). Ein Beitrag zur Geschichte des Verhältnisses 
zwischen Staat und Kirche im späteren Mittelalter (a. u. 
d. T.: Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von 
Ulrich Stutz, 77. Heft.) Stuttgart, F. Enke 1912. XXIV, 
228 8. 


Diese umsichtige, mit reifer Sachkenntnis geschriebene Studie kann 
besonderes Interesse beanspruchen, da es sich um einen Versuch han- 
delt, jenen Erscheinungen im Verhältnisse von Staat und Kirche, wie 
sie für die deutschen Territorien des späteren Mittelalters heute wohl 
genügend erkannt und festgelegt sind, einmal für einen kleineren Kreis 
nachzugehen. Auch hier liegt die ungebrochene Linie, die von dem 
spätmittelalterlichen Staatskirchentume zur Landeskirche der Refor- 
mation führt, klar zutage. Der Verfasser meint, Goslar sei zu dieser 
Betrachtung besonders geeignet, da „hier ein reges kirchliches Leben 
und ein in besonders hohem Maße selbstbewußtes kräftiges Bürgertum 
zusammentrafen“, und auch der Bestand des gedruckten Quellenmateriales 
rechtfertige diese Wahl doppelt. Uns scheint es, als hätten manche 
der größeren Reichsstädte ein geeigneteres Objekt gebildet. Denn Goslar 
ist kein Typus jener Städte, in denen der Widerspruch der bürger- 
lichen wirtschaftlichen Interessen gegenüber der Stifte- und Ordens- 
geistlichkeit — mit diesen allein befaßt sich Sch. — zu dem schroffen 
Ausdruck kommt, der die prinzipielle Bedeutung des Kampfes am besten 
beleuchtet. Zum Domstift stand die Bürgerschaft in gutem Verhält- 
nisse, Kloster Neuwerk war geradezu ein Günstling der Stadt, es gab 
überhaupt kaum scharfe Gegensätze zwischen dem Rate und der Geist- 
lichkeit noch auch innerhalb der letzteren, selbst die anderwärts so 
heftig auftretende Gegmerschaft des Weltklerus und der alten Orden 
gegenüber den Bettelmönchen ist hier nicht zu erkennen. Und eben- 
sowenig ernste Konflikte mit dem benachbarten Kirchenfürsten und 
Territorialberrn, der das Diözesanrecht über die Stadt hatte, dem 
Bischofe von Hildesheim; er stand in Streitfüllen der Stadt mit der 
Geistlichkeit eher auf Seite der ersteren als der letzteren. Es ist mehr 
ein friedlich-ruhiges Milieu, das ums umfängt. 


Schiller teilt die „Auseinandersetzungen zwischen bürgerlicher Ge- 
sellschaft und Stifts- sowie Ordensgeistlichkeit“ in drei Teile 3) auf 
dem Gebiete des Wirtschaftslebens, b) Steuerwesen, c) Recht und Ge- 
richt. Zutreffender wäre wohl eine Scheidung in die Gebiete des 
städtischen Rechts und seines Gegensatzes zum kanonischen Recht, der 
städtischen Verwaltung und zwar der allgemeinen Verwaltung (Sicher- 
heitssorge, Befestigung u. a.), der Rechtsverwaltung (freiwillige Ge- 
richtsbarkeit, Liegenschaften- und Rentenverkehr u. a.) und der Finanz- 
verwaltung einschließlich des Steuerwesens, endlich der Rechtsprechung 
und tatsächlichen Gerichtszuständigkeit gewesen. Es ist sehr instruktiv 
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zu sehen, wie die Immunitäten und sonstigen städtischen Besitzungen 
der Stifter und Klöster im Interesse der militärischen Sicherheit und 
der Verkehrs- und Bauentwicklung der Stadt der Kompetenz des Rates 
unterworfen wurden. In Goslar finden sich weder die sonst so typischen 
Klagen über gewerblichen Beruf der geistlichen Untertanen noch ist 
viel von einem direkten Handel und Marktbetrieb der Stifter und 
Orden zu merken; nur um die Mühlen und Hallen hat die Stadt einen 
heftigen Kampf geführt, in dem sie einen vollen Sieg davontrug, und 
die Ablörbarkeit von Burgrecht und Grundzinsen vermochte sie nur 
für neubegründete Zinsverhältnisse durchzusetzen. Auch hier hat der 
Rat sich feindlich gegen den Erwerb von städtischem Besitze durch 
die Geistlichkeit gestellt, ohne aber das schroffe Privileg von 1219 
konsequent durchführen zu wollen und zu können, und wenn auch die 
Stadt ihren dem kanonischen Rechte am schärfsten entgegengestellten 
Anspruch auf den Erbverzicht der Kleriker durchzusetzen wußte, so 
wurde durch reichliche Aussetzung von Leibrenten die Härte immer 
wieder gemildert. Bedeutende Resultate hat hingegen der Rat hin- 
sichtlich der Kontrolle der klösterlichen Verwaltung erzielt und man 
muß es als besonderes Verdienst Sch.s bezeichnen, daß er das eigen- 
tümliche Institut der Ratsvormunden oder Prokuratoren, die seit 1304 
für Kloster Neuwerk nachweisbar sind, klargestellt hat. Sie wurden 
vom Rate für bestimmte Zeit ernannt und hatten bei allen bürgerlichen 
Rechtsgeschäften des Klosters mitzuwirken; sie erstreckten ihre Tätigkeit 
aber auch auf reinkirchliche Dinge, namentlich soweit sie mit wirt- 
schaftlichen Interessen der Stadt zusammenhingen: „Das Kloster wird 
verbürgerlicht, es ist vollständig vom Rate abhängig, im Guten wie 
im Bösen.* Bei den andern Stiftern und Klöstern hatte das gleiche 
Bestreben bei weitem nicht das gleiche Ergebnis. Wir stehen also vor 
einer Entwicklung, wie sie an der Hand der landesfürstlichen Vogtei 
in den Territorien ähnlich zutage trat; auch die Ähnlichkeit mit den 
eigenkirchlichen Elementen des Patronates liegt auf der Hand. In der 
Heranziehung der Kirche zu den Steueraufgaben der Stadt zeigte Goslar 
geringe Aktivität; auch in dieser Hinsicht begnügte sich der Rat im 
wesentlichen damit, die übermäßige Ausdehnung der kirchlichen Steuer- 
freiheit auf Neuerwerb von Gründen und Renten zu verhindern, frei- 
lich sind hier auch die Ansprüche der Geistlichkeit auf die immunitas 
ecclesiastica niemals allzu stark hervorgetreten. Es fehlt in Goslar 
endlich das Bestreben anscheinend völlig, Klagen des Klerus um Kirchen- 
gut, das innerhalb des Burgfriedens liegt, prinzipiell vor das Stadt- 
gericht zu ziehen; die Stadt hat wiederum vornehmlich nur den neu 
erworbenen, nicht den alten Klosterbesitz ihrem Gerichte unterworfen, 
den priviligierten Gerichtsstand der Geistlichkeit grundsätzlich nicht 
angetastet, dagegen Bürger und Bürgergut wie anderwärts der geist- 
lichen Jurisdiktion möglichst zu entziehen gesucht. Die weitgehende 
Ausbildung der freiwilligen Gerichtsbarkeit des Rates bot die genügende 
Handhabe dazu. Das Streben ging aber wieder offensichtlich dahin, 
Zusammenstöße mit dem geistlichen Gerichte tunlichst zu vermeiden, 
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seine beanspruchte Kompetenz in Wirksamkeit zu belassen, soweit sie 
nicht zu schwer gegen die bürgerlichen Interessen verstieß. 

Einen ähnlich milden Entwicklungsgang mögen die Beziehungen 
von Stadt und Kirche ja an vielen Stellen Deutschlands genommen 
haben. Unter diesem Gesichtswinkel hat auch die Betraahtung der 
sonst nicht allzu charakteristischen Verhältnisse Goslars einen bleiben- 
den Wert.?) 


Graz. Heinrich Ritter von Srbik. 


Paul Lazarus, Das Basler Konzil. Seine Berufung und 
Leitung, seine Gliederung und seine Behördenorganisation 
(a. u.d. T.: Historische Studien veröffentlicht von E. Ebe- 
ring, Heft 100). Berlin, Emil Ebering 1912. 358 8. 


Die Reformkonzile des 15. Jahrhunderts, bei denen übrigens die 
ererbten schiefen Vergleiche mit modernem Parlamentarismus und 
namentlich mit der 1848er Nationalversammlung (L. 8. 15) endgültig 
aufgegeben werden sollten, sind für die Frage nach der Organisation 
ökumenischer Konzile deshalb von so grundlegender Bedeutung, weil 
sie infolge der selbständigen Stellung, die sie dem Papste gegenüber 
beanspruchten, sich zum ersten Male eine von der päpstlichen Kurie 
und ihren Behörden unabhängige Organisation geben mußten. Lazarus 
untersucht in der vorliegenden Schrift die Organisation und Geschäfts- 
ordnung des Basler Konzils, eine um so willkommenere Arbeit, als sie 
zum ersten Male die in den Studien und Quellen zur Geschichte des 
Basler Konzils und in den Deutschen Reichstagsakten von Haller, 
Beckmann, Herre, Quidde u.a. erschlossenen neuen Quellen be- 
nutzt und unter offenbarer Anleitung Beckmanns geschrieben ist. 

Von den fünf Kapiteln der Arbeit: I. Berufung und Mitglied- 
schaft, II. Das Protektorat, III. Das Präsidium, 1V. Der Zusammen- 
schluß der Mitglieder, V. Die Behörden des Konzils, sind das vierte 
und namentlich das letzte von bei weitem überragender Bedeutung. 
Die drei ersten bringen auf etwas breiterer Grundlage in der Haupt- 
sache bekannte Tatsachen, oft in so wörtlichem Anschlusse an die 
Vorgänger, namentlich Otto Richter, Die Organisation und Geschäfts- 
ordnung des Basler Konzils, Leipz. phil. Diss. 1877, daß zum mindesten 
ein Hinweis am Platze gewesen wäre (vgl. z.B. L.S.l11lf. und R.S.6, 
L. 8.129 und R. 8.27f.). Einige neue Ergebnisse finden sich aber 
auch hier. 

So wird im ersten Kapitel auf eine den Zusammentritt des Konzils 
fördernde kirchliche Bewegung in Deutschland aufmerksam gemacht, 


’) An Literatur möchte ich etwa noch F. Frh. v. Mensi, Der Kampf 
um die Steuerpflicht der Mitglieder der oberen Stände in Graz, Zeitschrift 
des histor. Vereins für Steiermark 9. Bd., nachtragen. 
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über die ein von Beckmann bereits zur Veröffentlichung bestimmter 
Traktat Heinrich Tokes von Magdeburg berichtet (S. 21). Das noch 
von Richter und Hinschius geteilte Urteil von dem angeblich tumul- 
tuarischen Charakter der Versammlung (bei Eugen IV. heißt das Konzil 
eine perfida synagoga) wird, weil nur auf übertreibende Darstellungen 
päpstlich Gesinnter gegründet, zurückgewiesen (S. 33 ff., S. 37 ff.), wenn- 
gleich andererseits der Verf. (S.61 Anm. 36) zugeben muß, daß die 
Disziplin „nicht so gewesen zu sein scheint, wie es eigentlich der Fall 
sein mußte“. Bezüglich der Frequenz der Synode wird gegen Richter 
festgestellt, daß die höchste Teilnehmerzahl bereite im Mai 1437 mit 
430 Mitgliedern erreicht worden ist. Und endlich werden schon hier 
über die Finanzverhältnisse auf dem Konzil (8. 56 ff.) einige allgemeine 
Aufschlüsse gegeben, die auch neben der später noch zu erwähnenden 
Schrift von Eckstein ihren Platz behaupten. Ungenügend hervor- 
gehoben ist dagegen die Tatsache, daß auch nicht stimmberechtigte 
Personen inkorporiert wurden, daß also die Inkorporation nicht die 
Stimmberechtigung, sondern nur die Zugehörigkeit zur Synode ver- 
mittelte. 

Im III. Kapitel wird (S. 98) auf bisber unbekannte Beziehungen 
des Konzilspräsidenten Cesarini zu Venedig hingewiesen und eine Akten- 
publikation Beckmanns in dieser Richtung in Aussicht gestellt. 

Das IV. Kapitel behandelt in getrennten Abschnitten die Depu- 
tationen, die Generalkongregationen, die Sessionen, die Nationen und 
die Ausschüsse. Die umfangreichen Ausführungen über die Nationen 
(8. 157 ff), jene der Universitätsverfassung entlehnten Korporationen, 
die auf dem Basler Konzil im Gegensatz zu dem von Konstanz dauernd 
nur „halboffiziellen® (G. Perouse, Le cardinal Louis Aleman et la fin du 
grand schisme, Lyon 194, 8. 175) Charakter tragen, verdienen ihrer 
zahlreichen neuen Ergebnisse halber besondere Hervorhebung. Da- 
gegen muß befremden, daß bei der Behandlung der Organisation der 
Deputationen (S. 121) die unklare Behauptung Richters (S. 28f.) über- 
nommen wird, wonach die Deputationspräsidenten vor den Deputations- 
sitzungen sich über die zur Beratung kommenden Vorlagen besprochen 
und am gleichen Tage in jeder Deputation Jie gleichen Anträge zur 
Beschlußfassung vorgelegt hätten. In Wahrheit komnit jede Sache 
zunächst an die für sie zuständige Deputation, erst nach deren Be- 
schlußfassung wird sie den anderen 3 Deputationen vorgelegt, so daß 
höchstens diese gleichzeitig darüber verhandeln können. 

Vor allem ist aber festzustellen, daß L. bei der Untersuchung der 
in den Deputationen und Generalkongregationen beobachteten Ge- 
schäftsordnung die gegenwärtig umstrittenste Frage, die nach den 
Konzilsprotokollen, nicht aufroljt, sondern sich im wesentlichen mit der 
Angabe der einschlägigen Literatur und einiger aus ihr geschöpfter 
Thesen begnügt. Gegen diese Haltung wäre nichts einzuwenden, wenn 
es sich nur um die anfängliche Polemik zwischen Merkle und Haller 
handelte, ob das Manuale Brunetis als ein amtliches Protokoll oder 
als das offizielle Konzilsprotokoll zu bezeichnen sei. Unterdessen ist 
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daraus aber durch neuere Ausführungen von Merkle, Brandi, Quidde 
und Herre!) schon längst die grundlegende Frage nach der auf den 
Synoden des 15. Jahrhunderts überhaupt geübten Art und Weise amt- 
licher Beurkundung von Konzilsvorgängen erwachsen. Jetzt handelt 
es sich vor allem um die Feststellung, was die immer wiederkehrenden 
termini: acta, gesta, registra, manuale, protocollum, instrumentum be- 
deuten, ob ganze Sitzungen und welche protokolliert wurden, oder ob 
man nur über ihr Ergebnis öffentliche Urkunden mit kurzem Hinweis 
auf die vorgängigen Verhandlungen ausstellte, ob die einzelnen Akten- 
stücke in geschlossenen Bänden des Konzils niedergelegt oder in chro- 
nologisch geordneten Registern der Notare vereinigt wurden, ob ein- 
zelne Abschnitte des Konzils oder wohl gar das ganze Konzil in einem 
zusammenhängenden Protokoll ihre Beurkundung erfahren haben u. a, ın. 
Auf alle diese Fragen geht L. so gut wie gar nicht ein. Er spricht 
(S. 122) ohne weiteres davon, daß jede Deputation einen Notar gehabt 
habe, dem es oblag, die Verbandlungen der Deputation genau zu pro- 
tokollieren — während z. B. Quidde S. LXX ein offizielles Deputations- 
protokoll mit Bestimmtheit ablehnt; — wo er die streitigen Punkte 
erwähnt (S. 141 ff. Anm. 33 und 37), tut er das nur, um sich selbst mit 
wenigen oberflächlichen und falschen Argumenten den bestrittenen?) 
und zum Teil bereits widerlegten Hallerschen Thesen anzuschließen. 
Es ist nicht angängig, sich für den umfassenden Inhalt der Notars- 
protokolle auf die Manuale von Bruneti und Hüglin zu berufen (S. 159 
Anın. 24), solange man nicht beweist, daß diesen Werken die Eigenschaft 
als Notariatsprotokollen zukommt. Den Beweis für den amtlichen Pro- 
tokollcharakter des Brunetischen Manuals kann man aber wieder nicht 
aus dessen Ähnlichkeit mit dem Manuale Hüglins herleiten ($. 142f. 
Anm. 37), da auch dieses nicht allgemein als amtliches Protokoll an- 
erkannt und außerdem die Ähnlichkeit beider Manuale bestritten wird, 
wie denn selbst Quidde S. XLVIff. das erhaltene Exemplar des Bru- 
netischen Werkes gerade im Gegensatz zu dem Hüglinschen nur als 
eine für Bruneti persönlich gefertigte und mit Zusätzen versehene Ab- 
schrift des Originalmanuals erklärt. Was L. weiter 8. 139 f. über die 
Anfertigung der Notariatsmanuale im allgemeinen vorbringt, sind bis 
Jetzt unbewiesene Vermutungen von Brandi und Quidde. Seine 
Auslührungen über Protokolle sind in sich widerspruchsvoll, denn 
3. 140 Anm. 29 wird im Anschluß an Haller erklärt: „Unter Protokoll 
verstand man nur die erste an Ort und Stelle vom Notar gemachte 
Aufzeichnung“, während S. 140 im Text mit Quidde das Manuale, in 


!) Wegen der Zitate siehe L. 8. 141 ff. Anm. 38 und 37. Hinzuzu- 
fügen sind bei Merkle die erst neuerdinga erschienenen Ausführungen iu der 
Zeitschrift der Savigny -Stiftung für Kechtsgeschichte, Kan. Abt. II, 1912, 
8.345 ff. — ?) Die Angriffe Merkles gegen Haller im Histor Jahrb. XXV, 1904, 
S. 82 ff., 485 ff. sind in wichtigen Punkten bis jetzt unwiderlegt geblieben. 
Unzulässig ist es, mit L. 8. 143 Anm. 37 sich gegen Merkle auf die kurzen 
Besprechungen von Ehrle und Stutz zu berufen, da beiden die eigentliche 
Beweisfübrung Merkles im Hist. Jahrbuch noch uicht vorlag. 
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das der Notar angeblich die an Ort und Stelle gemachten Aufzeich- 
nungen einträgt, als „das amtliche Protokoll“ bezeichnet wird. Die 
von Haller und Quidde zur Rettung anderer Thesen aufgestellten 
höchst fragwürdigen Behauptungen, daß die Notare ihre fertigen Pro- 
tokolle verglichen und im Sinne möglichster Einheitlichkeit abgeändert 
hätten, werden kritiklos übernomnien ($S. 141 mit Anm. 33). Ganz be- 
sonders verhängnisvoll ist aber das Mißverständnis, das bei der Frage 
nach dem offiziellen Konzilsprotokoll!) S. 143 Anm. 37 unterläuft. 
Hier sieht L. in der bereits von Quidde vermuteten, von Herre in 
hohem Maße wahrscheinlich gemachten Tatsache, „daß das Konzil ein 
auf Grund der Protokolle der Notare angefertigtes mindestens drei- 
bändiges amtliches Exemplar seiner Sessionen und Generalkongregationen 
besessen habe“, die Bejahung jener Frage nach der Existenz eines 
Konzilsprotokolls, während doch beide Dinge nichts miteinander zu tun 
haben und Quidde wie Herre gerade mit aller Entschiedenheit die 
Annahme eines amtlichen Konzilsprotokolls ablehnen. 

Bei solcher Verwirrung muß man auch den auf den ersten Blick 
einleuchtenden Ausführungen L.s S. 229f. Anm. 164 gegen Quidde 
bezüglich der registra supplicorum et bullarum mit großer Zurück- 
baltung begegnen. L. hätte das ganze Beurkundungswesen des Kon- 
zils im einzelnen untersuchen müssen, wobei ihm die 8. 289 Anm. 95 
erwähnten Prozeßregister und vor allem auch die S. 201 Anm, 30 auf 
Veranlassung Beckmanns aufgenommene Nachricht von der Praxis der 
savoyischen Notare gewiß sehr zustatten gekommen wären. Allerdings 
ist eine erschöpfende Untersuchung nicht ohne Berücksichtigung des 
Protokollwesens auf den gleichzeitigen Provinzial- und Diözesansynoden 
zu denken, und deshalb empfiehlt es sich vielleicht doch mehr, die 
gesamte Materie in einer eigenen Monographie einer eingehenderen 
Untersuchung zu unterziehen. 

Das V. Kapitel enthält die mit großer Sorgfalt ausgearbeitete 
Darstellung der Konzilsbehörden. L. zeigt, wie von Anfang an das 
Konzil bei der Schaffung seines Behördenapparates dem Muster der 
römischen Kurie folgt, wie bereits vor der Suspension des Papstes die 
Kanzlei und namentlich in ihren Anfängen auch die Pönitentiarie ent- 
steht, während nach der Suspension des Papstes natürlich alle kurialen 
Behörden von der Synode übernommen werden müssen, bis Felix V. 
gekrönt ist und nun ein Teil der Behörden wieder an diesen abgegeben 
werden kann. Von den zahlreichen wichtigen Einzelergebnissen können 
hier nur wenige hervorgehoben werden: 

Gegen Richter und Hinschius wird festgestellt, daß die Proto- 
notare in keiner Beziehung Vorgesetzte der Notare sind, daß vielmehr 
diese Stellung aller Wahrscheinlichkeit nach den Korrektoren zukommt 
(8. 204 f.), ein Ergebnis, das durch die L. unbekannt gebliebene ?) Unter- 


1) So sollte wohl auch bei L. gesperrt werden. — ?) Ich hebe im 
folgenden diejenigen Werke, deren Nichtberücksichtigung schon J. Rest in 
seiner Besprechung: Literarisches Zentralblatt 1913 Nr. 8 bemängelt hat, 
nicht noch einmal besonders hervor. gg" 
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suchung von W. v. Hofmann, Über den corrector litterarum aposto- 
licarum in Röm. Quartalsschr. XX, 1906 S. 91 ff. wesentlich gestützt wird. 
Die Audientia litterarum contradictarum, eines der fünf Bureaus in der 
Kanzlei, erweist sich auch auf dem Konzil als eine Behörde, die gleich- 
zeitig als „Einredestelle“ (für das Verfahren per exceptionem) dient 
und die Publikation von „Citationen* (in der Hauptsache handelt es 
sich wohl um Ediktalinsinuationen) und anderen wichtigen Angelegen- 
heiten vornimmt. Auf die ausführliche Darstellung des Taxenwesens 
(S. 232 ff.) und der Finanzverwaltung (8. 242 ff), muß im ganzen ver- 
wiesen werden. Zu bemerken ist nur, daß der Abschnitt über die 
Finanzen des Konzils (S. 261 ff.) durch die neu erschienene eingehende 
Untersuchung von Alexander Eckstein, Zur Finanzlage Felix’ V. 
und des Basler Konzils, Neue Studien zur Geschichte der Theologie 
und der Kirche, herausgeg. von N. Bonwetsch und R. Seeberg, XIV 
Berlin 1912 (vgl. L. S.261 Annı. 1a) seine Bestätigung und reiche Er- 
gänzung erfährt. Entgangen sind L. leider die Aufsätze von A. Meister, 
Auszüge aus den Rechnungsbüchern der Camera Apostolica 1415—1513, 
Ztschr. für Geschichte des Oberrheins, N. F. VII 1892, S. 104ff, Max 
Jansen, Zum päpstlichen Urkunden- und Taxwesen um die Wende 
des 14. und 15. Jahrhunderts in der Festgabe zu v. Heigels 60. Geburtstag, 
München 1903, S. 146 ff, Emil Göller, Der liber taxarum der päpst- 
lichen Kammer, Quellen und Forschungen aus italienischen Archiven 
und Bibliotheken, VIII 1905, S. 113 ff. 

Die anschließende Darstellung der Gerichtsbehörden (S. 272 ff.) 
zeigt, daß das Konzil dieselbe Zuständigkeit wie das päpstliche Gericht 
in Anspruch nimmt: es bildet nicht nur die letzte Instanz in allen 
geistlichen Sachen, sondern greift auch in weltliche Händel, wie z.B. 
den sächsischen Kurstreit ein. Als Gerichtsbehörden erscheinen einmal 
die Rota, bei der die summarie de plano judizierenden Armenrichter 
und die in ihrer Bedeutung freilich noch nicht restlos geklärten Pre- 
kognitoren Hervorhebung verdienen, weiter die iudices fidei, die sich 
allmählich zum consistorium fidei umbilden, endlich für bestimmte Pro- 
zesse der auditor camerae. Ungenügend ist nur die Darstellung des 
Gerichtsverfahrens (S. 284 ff). L. wird weder dem unbestimmt sum- 
marischen Prozeß gerecht noch vermag er in dem S. 286 ff. angeführten 
Beispiel ein Bild des ordo solennis iudiciorum zu geben. Auffallend 
ist auch, daß die von Richter S. 18 unter 6 erwähnten advocati con- 
cilii nirgends eine gesonderte Darstellung finden. 

Im Anhang gibt L. ein ganz besonders dankbar zu begrüßendes 
„Verzeichnis der Beamten des Konzils zu Basel“ und vier bisher un- 
veröffentlichte Präsenzlisten. 

Von den zahlreichen Druckfehlern und Versehen hbebe ich im 
folgenden nur die sinnstörenden oder aus anderem Grunde erheblichen 
hervor: 

Im Literaturverzeichnis S. 10 Z. 8 lies: Röm. Quartalschrift 
Bd. XX, weiter unten W.v. Hofmann, statt W. Hoffmann, 8.11: 
Pastor, Die Geschichte der Päpste, jetzt 3. und 4. Auflage 1901. 
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S. 68 scheint eine Anmerkung (68) ausgefallen zu sein, 8. 204 und 
205 lies Protonotare statt Pronotare, S. 217, letzte Zeile scheint ein 
„der“ oder eine ganze Zeile ausgefallen zu sein, $. 235 Anm. 2 am Ende 
lies 337 statt 241, S. 239 Anm. 19 ist das Komma in der vorletzten 
Zeile statt hinter natione hinter unus zu setzen. S.261 Z.5 lies: 
Iacobinus de Rubeis, S. 272 fehlt die Anmerkung 56, S. 275 vorletzte 
Zeile ist als Anmerkungsziffer 14 statt 13 zu lesen, 8.285 fehlt in 
Anm. 78 die Angabe, woher die kenntlich gemachten Zitate entnommen 
sind. Unpraktisch ist die nicht fortlaufende Durchzählung der Para- 
graphen. Der Mangel eines Sachregisters macht sich empfindlich be- 
merkbar. 


Leipzig. E. Jacobi. 


Franz Xaver Seppelt, Die Breslauer Diözesansynode vom 
Jahre 1446. Breslau, Franz Goerlich 1912. XXII, 116 8. 


ÖObige Schrift, Sr. Eminenz dem Kardinal Kopp in Breslau zu 
seinen jüngsten Jubiläen gewidmet, bildet einen sehr dankenswerten 
und willkommenen Beitrag nicht allein zur Geschichte der Breslauer 
Diözesansynoden im engeren Sinn, sondern auch zum Synodalwesen 
überhaupt. Unter Zugrundelegung mehrerer Hss. und Drucke wird 
darin vor allem das Protokoll zur Breslauer Diözesansynode von 1446 
erstmals veröffentlicht. Das Stück ist schon um deswillen wichtig, 
weil es den gesamten Verlauf einer mittelalterlichen Partikularsynode 
mit all den umständlichen Formalitäten in einer Ausführlichkeit dar- 
tut, wie man sie sonst kaum mehr für diese Zeit antrifft. Aber auch 
inhaltlich bietet es höchst interessante Einblicke in die damaligen Ver- 
hältnisse. Die Synode hatte sich mit der Sittenreform des Klerus zu 
gefassen,; über diesen immer wunden Punkt geht die Debatte rasch 
hinweg und begnügt sich mit dem Hinweis auf die tags zuvor ver- 
lesenen früheren Synodalstatuten, die man ja nur befolgen und durch- 
fübren dürfe, um zur richtigen Reform zu gelangen. Größere Bedenken 
machte der Versammlung das Ansuchen des Diözesanbischofs um Ge- 
währung eines subsidium charitativum, einer Steuer zugunsten des Bis- 
tums, das durch die Hussitenkriege in finanzielle Notlage gekommen 
war. Begreiflicherweise machten hier die Geistlichen Schwierigkeiten, 
genehmigten aber schließlich doch das Erbetene. Am meisten Zeit und 
Aufmerksamkeit beanspruchte die Kirchenpolitik, genauer die Frage 
nach der Stellungnahme der Synode zu Papst Eugen IV. und dem 
Baseler Konzil. Man sieht aus dem Synodalprotokoll deutlich, wie die 
Kämpfe zwischen diesen beiden Faktoren auch in der Diözese Breslau 
starke Wellen schlugen. Das Breslauer Domkapitel neigte, leicht er- 
klärlich, zur Autorität des Konzils; Bischof Konrad, anfänglich ein 
Freund der konziliaren Theorie, hatte seit 1441 ganz auf die Seite des 
Papstes Eugen sich gestellt. Die Baseler beantworteten diese seine 
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Wandlung mit seiner Absetzung, wogegen wieder der Papst die er- 
zwungene Resignation des Bischofs für ungültig erklärte. Seppelt stellt 
in einer instruktiven Einleitung diese der Diözesansynode von 1416 
voraufgehenden Dinge klar und bringt im Anhang seines Buches unter 
Nr. 3 aus den vatikanischen Registern des genannten Papstes jene Un- 
gültigkeitserklärung desselben im Wortlaut. Die Diözesansynode aber 
hat nach langem Für und Wider endlich für Eugen IV. und gegen das 
Konzil von Basel sich erklärt; das war ohne Zweifel deren Haupt- 
ertrag.!) 

Dem Synodalprotokoll läßt Seppelt den Wiederabdrack der schon 
mehrfach herausgegebenen Synodalstatuten von 1446 folgen unter 
Berücksichtigung des ersten Druckes (1475) und von vier Hss. derselben; 
die wenig korrekte Ausgabe bei Montbach, Statuta synodalia Wra- 
tislav. 1855 ist damit durch eine bessere Neuausgabe ersetzt, nur hätte 
allerdings auch der Wortlaut bei Schannat-Hartzheim, Conc. 
Germ. V, 288 ff. zur Textvergleichung und -gestaltung herangezogen 
werden sollen. Die, wie im Vorwort steht, mit Absicht nur auf das 
Notwendigste beschränkten erläuternden Anmerkungen orientieren 
bündig und oft sehr gut, fehlen freilich gelegentlich da, wo man sie 
zu vermuten berechtigt wäre, wie etwa bei cc. 18 (Bußauflage im alten 
Sinn), 45 (Ablaß für Begleitung von Provisuren), 47 (Besegnungen) 
49 (Anzeige von Schädigungen kirchlicher Güter und Personen un- 
mittelbar bei der bischöflichen Synode). Auch zu der S. 78 gegebenen 
Einteilung der Buße hätte sich vielleicht einiges bemerken lassen, des- 
gleichen zur Repristinierung alter Bußkanones S. 83—89. Im übrigen 
seien Interessenten gerade auf letztere besonders hingewiesen wie auch 
auf andere für eine künftige kirchliche Kulturgeschichte zu sammelnde 
Details der Breslauer Diözesanstatuten, so auf das Unterfangen ver- 
schiedener Geistlicher aus dem Welt- und Ordensstande, um des lieben 
Geldes willen dem gläubigen Volke neue „Wunderbilder“ aufzuzeigen 
(c. 55). 

Wenn ich mir noch einige wenige Bemerkungen erlauben darf, 
so wären es diese: Daß die Statuta eeclesiae antiqua dem für so manches 
Unbekannte in Anspruch genommenen Bischof Cäsarius von Arles 
(+ 542) zugehören (S. 60 Anm.), ist nicht so „sicher“ ; vgl. z. B. nur den 
jüngsten Artikel von G.Morin in der Rev. Bened. 1913, S. 334—342. — 
Wenn aus der steten Wiederkehr der Verbote über unschickliche 
Kleidertracht der Geistlichen folgt, daß die betreffenden Diözesan- 
bestimmungen „wenig befolgt worden“ seien (S. 591), warum sollte 
dann aus der mindestens ebenso steten Wiederholung der Erlasse gegen 
den Konkubinat der Geistlichkeit (S. 611) nicht der nämliche „be- 
stimmte* Schluß gezogen werden dürfen? Zu Löhr, Methodisch- 
kritische Beiträge zur Geschichte der Unsittlichkeit des Klerus 1910, 


1) Vgl. dazu auch den oben 8, 555 angeführten Aufsatz vonL. Schulte 
in der Kirchengeschichtlichen Festgabe für A. de Waal 8. 450 ff., der sich 
bereits auf Seppelts Ausführungen stützen kann. A.W. 
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worauf sich Seppelt dabei beruft, möchte ich bei dieser Gelegenheit 
auf meine Besprechung jenes Buches in der Liter. Beilage zur Köln. 
Volkszeitung 1911 Nr. 15 hinweisen. — Ob sich c. 14 (3. Teil) der 
Statuten auf die missae bifaciatae bezieht, möchte ich bezweifeln; es 
scheint der Unfug abgestellt werden zu sollen, daß Geistliche bei der 
Messe zwar konsekrieren, aber nicht selbst kommunizieren und so das 
Meßopfer nicht ganz vollziehen (omnino non conficiunt); vgl. dazu S. 85 
einen der dort aufgeführten Bußkunones. 

Im ganzen zeugt Jdie Publikation — im Anhang unter Nr.1 und 
2 sind auch noch die bisher unveröffentlichten kurzen Protokolle zweier 
weiterer Breslauer Synoden von 1418 und 1423 beigegeben — aufs 
neue von Seppelts nimmermüder Schaffensfreude, von nicht geringer 
Arbeit und Sorgfalt, die er darauf verwandt hat. Wenn man ein 
letztes daran rühmen sollte, so wäre es der schöne, saubere Druck, in 
dem man kaum einem stehengebliebenen kleinen Versehen begegnet. 


Bamberg. A. M. Koeniger. 


S. O. Addy, Church and Manor. A Study in English eco- 
nomic History. London, George Allen & Co. 1913. XXX, 
473 8. mit 40 Plänen und Skizzen. 


Mr. Sidney Oldall Addy, der gelehrte Verfasser von bekannten 
Untersuchungen über die Abtei von Beauchief („Historical Memorials 
of Beauchief Abbey“, 1878), über Waltheof („The Hall of Waltheof“, 
1893) und über die Entwicklung des englischen Hauses („The Evo- 
lution of the English House*, 1910. 3. Auflage) und von verschiedenen 
archäologischen und kunstgeschichtlichen Forschungen, will im vor- 
liegenden Bande beweisen, daß in den Anfängen des englischen Mittel- 
altere der Geistliche und der Herrschaftsgutsbesitzer eine und dieselbe 
Person waren und daß die Halle des Schlosses oder Herrensitzes als 
Kirche diente. 

Er untersucht zuerst die Beziehungen von Halle und Kirche (Kap. l. 
„Hall and Church"), die Ausgestaltung der Schloßhalle (Kap. II. „Evo- 
lution from the Hall“), die Wohnräume in Kirchen und Hallen (Kap. lll. 
„Upper rooms in churches — Wells in houses and churches"), die Be- 
festigungen der Kirchen (Kap. IV. „Towers with adjuncts — Fortified 
churches — Churches built on the sites of halls and castles“) und die 
Lage von alten Kirchen und Hallen (Kap. V. „Ancient sites of halls 
and churches*), dann die Beziehungen von Lehen und Pfründen (Kap. VI. 
„Benefice or manor“) und von Gutsherren und Geistlichen (Kap. VII 
„Lord and Priest*). In den weiteren Abteilungen der Arbeit behan- 
delt der Verf. die Gerichtsverhandlungen in Kirchengebäuden und 
Hallen (Kap. VIIl. „Courts beld in churches‘‘; Kap. IX. „Courts held, 
and things done, in churchcourts held in the hall“), die Beziehungen 
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der Städte zu den Kirchengebäuden (Kap. X. „The municipal court- 
house“; Kap. XI. „Local government“), die Stellung der Kirchenver- 
walter (Kap. XII. „The reeve or cburchwarden“), die den Kirchen ge- 
hörigen Brotbäckereien und Brauereien (Kap. XIll. „Tbe lord’s bake- 
house — The holy cake‘“; Kap. X1V. „The lord’s brewhouse“), die 
Handelstätigkeit der Kirchenverwalter (Kap. XV. „Churchwardens as 
traders‘“), die Benützung der Kirchen für verschiedene profane Zwecke 
(Kap. XVI. „Miscellaneous uses of the church“), den kirchlichen Ur- 
sprung von verschiedenen englischen Maßen und Gewichten (Kap. XVII. 
„Weights and measures“), die römische Basilika und die unterirdische 
Krypte (Kap. XVIlI. „The roman basilica and the crypt“), den Ein- 
fluß des Mönchtums auf die Ausgestaltung der Kirchengebäude 
(Kap. XIX—XX. „The infusion of monachism“), die Kirchtärme und 
Glocken (Kap. XXI. „Towers and bells“), das Eigentum an Herrschafts- 
kirchen (Kap. XXI. „The ownership of manorial churches‘“), die 
Privat- und Gemeindekirchen (Kap. XXIII. „Non-manorial churches‘“) 
und zuletzt die Stadtkirchen (Kap. XXIV. „Civic churches‘). 

Das Buch umfaßt, wie aus dieser Inhaltsangabe ersichtlich ist, ein 
ungemein großes Gebiet, das weit über den Titel der Arbeit geht. 
Der Verf. hat mit großer Mühe und lobenswertem Fleiß aus den histo- 
rischen Quellen, aus den Urkunden und den Baudenkmälern ein reich- 
haltiges Material zusammengestellt, welches jedoch fragmentarisch und 
nicht wissenschaftlich bearbeitet erscheint. 

Vom juristischen Standpunkt kommen hauptsächlich die Kap. VI 
bis VII und XXU—XXIll in Betracht. Der Verf. bespricht hier wieder- 
holt den Zusammenhang von feudalen und kirchlichen Einrichtungen, 
gibt aber in keiner Weise ein klares Bild desselben und scheint mit 
der rechts- und wirtschaftsgeschichtlichen Literatur (z. B. mit Vino- 
gradoffs und Pollock-Maitlands Werken) wenig vertraut. Wenn er 
auch, hier und da, Stutz’s „Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens“ 
zitiert, so ist doch ihm die ganze Eigenkirchentheorie unbekannt ge- 
blieben und infolgedessen ist er nicht imstande, die Beziehungen von 
Lehen und Pfründen zu unterscheiden und zu bestimmen. Der Versuch 
des Beweises der Identität von Herrschaftsgut und kirchlichem Benefiz 
und von Gutsherren und Geistlichen muß m.E. als absolut mißlungen 
betrachtet werden, und die Behauptungen des Verf. in dieser Hinsicht 
werden öfters von ibm selbst als Hypothesen hingestellt. Dagegen 
bietet die Fülle der Einzelheiten ein großes historisches, kulturgeschicht- 
liches und zum Teil juristisches Interesse, welches eine einheitlichere 
Bearbeitung des gesamten Materials und eine zeitliche und lokale 
Unterscheidung desselben nur erhöht hätte. 

Die Arbeit zeigt die Bedeutung der englischen kirchlichen Ein- 
richtungen für die Geschichte des Benefizialwesens und wie wünschens- 
wert eine gründliche und wissenschaftliche Erforschung derselben 
vom Standpunkt der kirchlichen Rechtsgeschichte wäre. 


Innsbruck. Andrea Galante. 
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Walter Sohm, Die Schule Johann Sturms und die Kirche 
Straßburgs in ihrem gegenseitigen Verhältnis 1530— 1581. 
Ein Beitrag zur Geschichte der deutschen Renaissance 
(a. u. d. T.: Historische Bibliothek Bd. 27). München und 
Berlin, R. Oldenbourg 1912. 3178. 


Das Buch ist nicht eigentlich ein rechtsgeschichtliches. Dem 
Verfasser ist es in erster Linie nicht darum zu tun, die Entwicklung 
der Rechtseinrichtungen, die für Kirche und Schule bestanden, zu ver- 
folgen, sein hauptsächliches Absehen ist vielmehr darauf gerichtet, die 
geistigen Strömungen darzustellen, die für die Entwicklung des Ver- 
hältnisses von Kirche und Schule im Reformationszeitalter bestimmend 
waren. Sein Thema ist: Wie stellt sich der Humanismus zur Kirche? 
Aber indem er dieser Frage im Studium der Anschauungen des Huma- 
nisten Johann Sturm nachgeht, wird er von selbst auf die Wirkungen 
aufmerksam, die von diesem Mann in Hinsicht auf die äußere Gestal- 
tung auch der Kirchen- und Schulorganisation ausgingen. Und so 
kommt er dazu, uns die Organisation von Kirche und Schule zu Sturms 
Zeit in Straßburg darzustellen. Damit gewinnt das Buch ein beson- 
deres rechtshistorisches Interesse. Es liefert einen Baustein zur Er- 
kenntnis des großen Auseinandersetzungsprozesses zwischen der Schul- 
und Kirchenorganisation, der im Reformationszeitalter auf dem Gebiet 
des höheren Schulwesens begann und der jetzt auf dem Gebiet des 
niederen Schulwesens anscheinend in ein neues, vielleicht Endstadium 
eintritt. Dieser Prozeß stellt grade dem Juristen, der die rechtliche 
Form für die Neugestaltung des Verhältnisses finden soll, die schwie- 
rigsten Probleme. Schwierig eben deshalb, weil es hier gilt, die äußere 
Form zu finden für die Betätigung geistigen Lebens. Und diese Er- 
kenntnis weist den Juristen auf den Wert solcher Studien hin, wie sie 
der Verfasser gemacht hat. Kirchenrechtliches Verständnis ist — was 
in der Behandlung des neueren evangelischen Kirchenrechts nicht immer 
beachtet wird — ohne theologisches und philosophisches Verständnis 
der Strebungen, denen die Rechtsform dienen soll, nicht möglich. 


Der Hauptabschnitt des vorliegenden Buches ist der Darstellung 
gewidmet, wie das humanistische Ideal des klassischen Orators in der 
Renaissancezeit herausgearbeitet wird. Die Art, wie dieses Ideal ver- 
standen wird, weist nach der Ansicht des Verfassers auf eine enge 
Verbindung von Kirche und Schule hin. Der klassische Orator, dessen 
Ausbildung das Ziel der höheren Schule ist, soll universalistisch eein. 
Die Philologie der Eloquenz ist ethisierende Philologie, der es um ein 
Menschheitsideal zu tun ist, aus dem die religiöse Ausbildung nicht 
ausgeschieden werden kann. Andererseits braucht gerade nach refor- 
matorischem Verständnis die als Religion gewertete Theologie als 
wichtigste Lebenskraft des Predigtamts, des wirkenden Wortes; das 
Christentum bedarf aus seinem Wesen heraus des Dienstes am Wort. 
„Der Gedanke des Urchristentums, daß ein jeder Christ Priester sein 
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könnte, begegnet sich mit dem des Humanisten, daß der universell 
Gebildete auch das Charisma des Wortes besitzt. Es ist Raum ge- 
geben für die Idee eines gebildeten Laienpriestertums.“ Dazu kommt, 
daß im ständischen Staat kein Platz für den politischen Redner ist; 
es fehlt der universalistisch interessierte Hörerkreis und ein bedeuten- 
der politischer Gegenstand. So wird der klassische Orator, der sich 
betätigen will, in der Reformationszeit auf die Behandlung der großen 
religiösen Fragen hingewiesen.: 

In dem zweiten Abschnitt ist dann der Ausbau und die Entwick- 
lung von Kirche und Schule in Straßburg in den Jahren 1530—1560 
behandelt. Es sind verschlungene Pfade, die hier verfolgt werden, wes- 
halb der Gang der Darstellung vielleicht etwas klarer hätte disponiert 
sein sollen. Nach Sohm werden für die Gestaltung der rechtlichen 
Organisation des Schul- und Kirchenwesens zunächst noch ganz andere 
Momente wirksam, und die Sturmschen Gedanken führen gerade zu 
einem anderen Resultat als man nach Vorstehendem annehmen müßte. 
Eine enge Verbindung von Kirchenverwaltung und Schulverwaltung, 
beider in organischer Unterordnung unter die städtische Obrigkeit, wie 
wir sie in der ersten Reformationszeit in Straßburg finden, ist nach 
Sohm wesentlich bedingt durch den Geist Bucers, insbesondere seine, 
der Zwinglischen verwandte theologische Richtung, die der hierar- 
chischen Ordnung jede religiöse Begründung nahm. Es ließe sich 
darüber noch manches sagen. Bucers Anschauungen über Kirchen- 
verfassung, insbesondere die Lokalkirchenverfassung, sind noch nicht 
genügend klargestellt, und ich sehe auch das, was ich gelegentlich 
darüber gesagt habe, noch nicht als ausreichend an. Jedenfalls stehen 
bei Bucer wohl noch mehr praktische Gesichtspunkte im Vordergrund 
als Sohm annimmt. Daß er auf die durch Zucht geförderte ethische 
Ausbildung der Persönlichkeit das Hauptgewicht legte, hebt auch er 
hervor. Nur andeutungsweise ist bemerkt, wie angelegen es Bucer 
war, an die historisch gegebenen Organisationsformen, insbesondere die 
Stiftsverwaltungen anzuknüpfen. Auf die historische Kontinuität mit 
der vorreformatorischen Zeit, die sich trotz der großen Reform der 
maßgebenden Grundanschauungen in der Entwicklung der kirchlichen 
Lokalverfassung zeigt, sollte, wie Heymann (in dieser Zeitschrift Bd. II, 
S. 487) mit Recht bemerkt, immer noch mehr als bisher geachtet 
werden. Das trifft besonders das Verhältnis der städtischen Obrig- 
‘ keiten zur Kirchenverwaltung, das nicht durch religiöse Grundanschau- 
ungen, sondern durch praktische Erwägungen begründet und nach 
Maßgabe der politischen Macht jeweils verschieden ausgebildet ist. 
Letzteres bestätigen gerade auch die Mitteilungen Sohms über die 
Stellung des Rats zur Kirchenverfassung in Straßburg. 

Die universalistische Auffassung des Berufs der höheren Schule wirkt 
nach Sohm auf das in Straßburg begründete enge Verhältnis zwischen 
Kirchen- und Schulverwaltung in der Praxis schließlich doch trennend. Sie 
läßt es allerdings zu, ja fordert es, die Theologie sogar in die Schule 
aufzunehmen; eine selbständige Organisation des höheren Schulwesens 
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erscheint danach theoretisch nicht als eine unkirchliche, sondern nur 
als eine andere kirchliche Einrichtung, „eine Art Kirche der studie- 
renden Jugend‘, wie denn das Thomasstift, welches Trägerin des 
höheren Schulwesens wurde, zunächst ganz seinen klerikalen Charakter 
behielt. Diese besondere Organisation bedeutete aber eine Trennung 
von der Kirche, sobald innerhalb der Schulorganisation dann das theo- 
logische Interesse in den Hintergrund trat. Doch diese Konsequenz 
ergab sich erst später. Das, was die Einheitlichkeit der öffentlichen 
Verwaltung in Straßburg nach Ansicht Sohms sprengte, war das Ein- 
dringen der lutherischen Auffassung von Sakrament und Predigtamt. 
Indem das Sakrament als göttliche Heilsgabe in concreto erscheint 
und auch der Dienst am Wort einen spezifischen Heilswert in religiösem 
Sinne erhält, „schnellt das Amt des Predigers empor und nimmt durch 
seine mystischen Gaben eine Stellung ein über allen anderen Berufen“. 
Diese Anschauung hat nach Sohm unmittelbar gestaltend auf die lokale 
Kirchenverfassung in Straßburg gewirkt. Sie führt zu einer Emanzi- 
pation von der Magistratskirche. Statt der von der Obrigkeit ernannten 
Kirchspielspfleger wird ein christliches Ältestenamt, aus der Gemeinde 
erwählt, ins Leben gerufen und ein besonderes Superintendenturamt 
geschaffen, unter dem die Geistlichkeit in sich konsolidierter erscheint. 
Durch die Betonung des Konfessionellen durch die Geistlichen wird es 
für den Rat, der in Straßburg paritätisch gesinnt ist, immer schwieriger, 
die Führung in der kirchlichen Verwaltung zu behalten. Und auch das 
Verhältnis zur höheren Schulverwaltung wird dadurch verändert. Die 
hier maßgebenden Lehrer und Theologen machen diese innere Ent- 
wicklung nicht mit. Das reine Abstellen auf den Glauben widerstrebt 
dem humanistischen Orator; Rationalistik, Mystik, Ethik gaben ihm 
die entscheidenden Gesichtspunkte, Toleranz liegt ihm nahe; Sturm 
hätte sogar keinen Anstand genommen, auch päpstlich gesinnte Ge- 
lehrte zu berufen. Der Superintendent kann andererseits nicht darauf 
verzichten, das immer spezifischer erscheinende konfessionelle Interesse 
ihnen gegenüber geltend zu machen, und so tritt das Problem des 
Verhältnisses der Kirchenverwaltung zur Schulverwaltung hervor. Den 
daraus entspringenden Kampf zwischen Kirche und Schule zu schildern, 
wie er sich in den Kompetenzstreitigkeiten in den Jahren 1561 —1581 
abspielt, ist die Aufgabe des dritten Abschnittes. Die Lehrerschaft fühlt 
sich als Vertretung der gebildeten Laienchristen, die die Lehrentschei- 
dung nicht den Geistlichen allein überlassen wollen. Sie nimmt sogar 
ein Recht in Anspruch, die Lehre der Stadt mit zu überwachen, denn 
die Theologie gehört zur Philosophie, deren Pflege ihr obliegt. Man 
verlangt eine Stellung der Professoren im Kirchenkonvent. Das Recht 
der Obrigkeit, in rein kirchlichen Angelegenheiten mitzuwirken, wird 
von der Schule anerkannt; soll doch die Ratsperson als Staatsmann 
selbst universalistisch gebildeter Orator, vir bonus et doctus, sein; nur 
daß natürlich im Hinblick auf die größere Machtstellung der Geist- 
lichkeit eine gewisse Selbstverwaltung z. B. die Mitwirkung bei Be- 
rufungen auch von der Schule angestrebt wird. Der Rat hält grund- 
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sätzlich seine Überordnung allenthalben aufrecht, er verfügt den Eintritt 
der Professoren in den Kirchenkonvent und nimmt das Recht in An- 
spruch, auch über die Lehre zu urteilen. Aber mit diesen Forderungen 
bleiben die Ansprüche der Geistlichkeit unvereinbar; sie fordert aus- 
schließliche Herrschaft in Religionssachen, und deshalb formelle Tren- 
nung von Kirchen- und Schulsachen. Das bedingt ihr aber, da „die 
Jugend auch nit weniger als die eltern in die Kirchen gehört“, eine 
gewisse Kontrolle über die Schule, die man — verwaltungsgeschichtlich 
sehr interessant — nunmehr durch Ämterunion zu erreichen sucht. 
Dem Eintritt der Professoren in den Kircbenkonvent wird schärfster 
Widerstand entgegengesetzt, vergeblich wird noch 1575 versucht, 
Kirchen- und Schulkonvent „aufs neue freundlich zu verschürzen“, es 
bleibt bei der Trennung, die Lehrer werden endgültig zu Laien. Der 
Rat behält zwar formell das Kirchenregiment in der Hand, aber er 
fügt sich tatsächlich der Konfessionalisierung des Kirchen- und Schul- 
wesens. Er nimmt kein selbständiges Urteil mehr in Anspruch ‚in 
Sachen, die über unseren Beruf und Verstand‘. 

Wie man sieht, ist es nichts Neues, was wir hier über den Ein- 
fluß aller der gedachten Strömungen auf die Ausgestaltung der Orga- 
nisation erfahren, und doch ist es immer wieder lehrreich, wenn uns 
dieser Einfluß an einem konkreten Beispiel aus der Geschichte plastisch 
vor Augen geführt wird. Wenn wir eine solche Entwicklung im 
einzelnen an der Hand von Tatsachen verfolgen, dann werden wir 
andererseits auch vor einer Überschätzung solcher Einflüsse bewahrt. 
Denn wir beobachten, daß es nicht immer die Macht der Ge- 
danken ist, die aus einer im Volk herrschenden Gesamtanschauung 
entspringen, sondern öfters nur die Macht bestimmter einzelner Per- 
söplichkeiten, die die Entwicklung maßgebend beeinflussen, und daß 
bisweilen lediglich das praktische Bedürfnis, bestimmte Rechtsverhält- 
nisse im Einzelfall zu ordnen, zu Regelungen führt, die ihrerseits erst 
die Gesamtanschauung beeinflussen. Unter allen diesen Gesichtspunkten 
hat auch der Rechtsgeschichtler dem Verfasser für seine Studie zu 
danken. 

Jena. Joh. Niedner. 


Ludwig von Pastor, Allgemeine Dekrete der Römischen 
Inquisition aus den Jahren 1555—1597. Nach dem No- 
tariatsprotokoll des 8. Uffizio zum ersten Male veröffent- 
licht. [Sonderabdruck aus Band XXXIII des Historischen 
Jahrbuchs]. Freiburg i. B., Herder 1912. 71 8. 

Der Verfasser der „Geschichte der Päpste seit dem Ausgange des 


Mittelalters* sah sich bei der Ausarbeitung des fünften Bandes, der 
die Regierung Pauls Ill. (1534—1549) behandelt, vor die Aufgabe ge- 
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stellt, insbesondere die Entstehungsgeschichte der Congregatio 8. Of- 
ficii sen Romanae et universalis Inquisitionis eingehend zu untersuchen. 
Denn bekanntlich hat Paul III. durch die Bulle „Licet ab initio* vom 
21. Juli 1542 das S. Officium als älteste der heute noch bestehenden 
römischen Kardinalskongregationen ins Leben gerufen. 

Die erste und wichtigste Sedes materiae für die Erforschung dieses 
Themas bildet das Archiv des hl. Offiziums, das im Palaste derselben 
Kongregation zu Rom aufbewahrt wird. von Pastor scheute, wie er 
in der Einleitung schildert, keine Zeit und keine Mühe; um Zutritt zu 
diesem Archive zu erlangen. Leider waren jedoch alle Versuche ver- 
geblich. Er sah sich deshalb genötigt, in den übrigen Archiven Roms, 
in die namentlich durch die Bibliotheken der Kardinalsmitglieder und 
Beamten des hl. Offiziums Inquisitionsmaterialien gelangt sein konnten, 
Nachforschungen anzustellen. Auf diesem schwierigen Umwege gelang 
es ihm, an mehreren Stellen Archivalien festzustellen, die in den Pro- 
legomena ausführlich erwähnt werden. Den wichtigsten Fund machte 
er in der Handschriftensammlung der Familie Barberini, die jetzt in 
der Vatikanischen Bibliothek aufbewahrt wird. Hier fanden sich zwei 
Codices des 17. Jahrhunderts, welche die Decreta generalia sancti 
Officii vom 1. September 1555 bis zum 27. Februar 1597 enthalten. 
Über den Inhalt und die historische Bedeutung dieser beiden Samm- 
lungen, die im großen und ganzen übereinstimmen, hat der Entdecker 
auf 8. 11 seiner Edition folgendes Urteil gefällt: „Daß jedoch auch in 
den Kodizes 1502 und 1508 keineswegs sämtliche Dekrete aus der Zeit 
von 1555 bis herab zu Klemens VIII. vorliegen, ergibt sich schon bei 
flüchtiger Durchsicht der Handschriften, die, unzweifelhaft ebenfalls 
für einen Kardinal der Inquisition bestimmt, nur solche Punkte hervor- 
heben, welche für diesen bei Behandlung der Geschäfte in Betracht 
kamen. Aber die Auswahl ist hier so reichhaltig, daß eine vollständige 
Veröffentlichung dieser Akten wohl berechtigt erscheint; fördern die- 
selben doch unsere Kenntnis von der römischen Inquisition ganz be- 
deutend und werfen sie namentlich auch erwünschtes Licht auf die 
Beziehungen der Päpste zu dem Glaubenstribunal.“ 

Aus den genannten Motiven hat von P. die „Allgemeinen Dekrete*“ 
der Römischen Inquisition aus den Jahren 1555—1597 publiziert und 
namentlich die darin vorkommenden Eigennamen durch Fußnoten er- 
läutert. 

Die Reihenfolge der Dekrete ist zeitlich nach den Sitzungen (Kon- 
gregationen)') des hl. Offiziums, in denen sie erlassen wurden, geordnet. 
Nach meiner Zählung beläuft sich die Zahl der Sitzungen, von denen 
Dekrete erwähnt werden, im ganzen auf 178. Die Zahl der Sitzungs- 
protokolle ist demnach sehr groß, der Umfang vieler Protokolle beträgt 
aber nur wenige Zeilen. 

Was den Inhalt der Dekrete im allgemeinen anbetrifft, so be- 


1) Am 18. April 1556 verordnete Paul IV., daß die Kongregationen 
des hl. Offiziums regelmäßig jeden Donnerstag stattfinden sollten. 
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schäftigt sich die weitaus größte Mehrzahl mit der Organisation und 
dem Verfahren der Inquisitionskongregation. Man könnte sie daher 
wohl mit den bekannten Kanzleiregeln und Kanzleiordnungen in Pa- 
rallele stellen. Mehrfach erteilen die Inquisitores generales der obersten 
römischen Inquisitionsbehörde auch Instruktionen an die ihnen unter- 
stellten Inquisitoren in den Provinzen. Vgl. z.B. S. 34 und 36. 

Eine zweite Klasse von Entscheidungen bezieht sich nur auf kon- 
krete Einzelfälle, z. B. auf die Erteilung von Absolutionsvollmachten 
für Beichtvüter. Für diese ist die Bezeichnung „decretum generale“ 
nicht zutreffend. Vgl. S. 44 und 46. 

Verhältnismäßig selten werden allgemeine Dekrete erwähnt, die 
für das Publikum von Bedeutung sind. Selbstverständlich bedürfen 
solche Erlasse zu ihrer Gültigkeit der Publikation, die in einigen Fällen 
auch besonders hervorgehoben wird. Vgl. z.B. S.20 und 40. 

Durch den fragmentarischen Charakter der Sammlung wird natür- 
lich ihr Wert bedeutend herabgesetzt. Nur die auf das eigene Ver- 
fahren der Inquisitionskongregationen bezüglichen Stücke scheinen 
ziemlich vollständig excerpiert zu sein, was aus dem Zwecke der 
Sammlung und der großen Anzahl der Dekrete geschlossen werden 
darf. Von den durch den Herausgeber noch aus anderen Quellen an- 
hangsweise publizierten Dekreten, die größtenteils derselben Zeit ange- 
hören, ist nur ein einziges in der obigen Sammlung enthalten. Vgl. 
S.25 und 61. So dankenswert daher auch die neuentdeckten Frag- 
mentensammlungen sein mögen, die wissenschaftliche Sehnsucht nach 
den Originalprotokollen, die im Archiv des S. Uffizio aufbewahrt werden, 
wird dadurch mehr angeregt als befriedigt. Möge es daher, das ist 
mein Wunsch, den ich am Schlusse mit der ganzen Gelehrtenwelt aus- 
sprechen möchte, dem verdienstvollen Geschichtschreiber der Päpste 
gelingen, die großen juristischen Bedenken, die wegen des wiederholt 
eingeschärften Gebotes der strengsten Amtsverschwiegenheit (secretum 
S. Officii) der Publikation der Inquisitionsakten entgegenstehen, durch 
eine großherzige Intervention der höchsten kirchlichen Stelle zu be- 
seitigen. 

Bonn. N. Hilling. 


Karl Hahn, Die kirchlichen Reformbestrebungen des Straß- 
burger Bischofs Johann von Manderscheid 1569— 1592 
(a. u. d. T.: Quellen und Forschungen zur Kirchen- und 
Kulturgeschichte von Elsaß und Lothringen. Herausgegeben 
von Joh. Ficker III). Straßburg, K. Trübner 1913. XL, 
134 8. 


In drei Abschnitten stellt vorliegender „Beitrag zur Geschichte 
der Gegenreformation“ dar die „Person und Regierung Johannes von 
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Mänderscheid‘; „Die kirchlichen, geistlichen und sittlichen Zustände 
in der Diözese“; „Die kirchliche Reformtätigkeit Bischofs Johann“. 
Hahn urteilt: Das sichtbarste Merkmal im Charakter dieses Straßburger 
Bischofs ist die Freude an der Macht. Das ganze Buch gibt diesem 
Urteil Recht. Nachdem es die oft sehr unerquicklichen Zustände in 
der hohen und niederen Geistlichkeit der Diözese dargestellt hat, gibt 
es eine ausgezeichnete Anschauung von der Energie des Bischofs, die 
Stifter, die Klöster, die Pfarrer seines Bezirks zum kanonischen Leben 
zurückzuführen. Allerdings muß Hahn abschließend zugeben: die Zu- 
stände waren auch beim Tode Johanns noch traurig genug. Doch er 
kann auch mit Recht betonen, daß die Herbeirufung der Jesuiten dem 
Bischof den Erfolg seiner Lebensarbeit für die Zukunft sicherte. Die 
religiöse Kraft der Gegenreformation im Elsaß erweckte der Geist 
der Jünger Loyolas, nicht des Bischofs Machtpolitik. 

Diese Machtpolitik ist es, der sich das kirchenrechtliche Interesse 
zuwendet. Es tritt uns ein „untheologischer“ Bischof entgegen, der 
seiner ganzen Natur nach ein geborener Landesfürst ist. Und so ge- 
winnt man denn den Eindruck, daß die Technik seiner Reformation 
nicht nur in seinem Territorium, sondern &uch in seiner Diözese den 
Stempel landesfürstlicher Verwaltung trägt. Beachtet man, daß dieser 
Bischof das Mittel der Synoden, die Geistlichkeit zu reformieren, ver- 
schmäbht (p. 92 Anm. 2) —, daß er seinem visitierenden Beamten, dem 
Fiskal, erst spät einen Geistlichen zugesellt (Hahn: Visitationen im 
Bistum Straßburg, Ztschr. f. Gesch. des Oberrheins N. F. XXVI, p. 227), 
— daß er durch die gleiche Behörde, den Hofrat, sein Territorium und 
seine Diözese regiert, — so wundert man sich nicht, daß das, was aus 
dieser Sphäre von Strafen, Mandaten und Ordnungen ergeht, bis auf 
die Exkommunikation genau dem gleicht, was die weltliche, christliche 
Obrigkeit jener Zeit auf dem Gebiet der Reformation leistet. Finden 
wir doch bei Hahn auch die merkwürdige Notiz (p. 115 Anm. 1), daß 
der Amtmann zu Sulz dem Hofrat eine Kirchenordnung einsendet, der 
sie dem Öberschultheißen zur Prüfung zurückgibt. 

Von solchen Beobachtungen aus hätte Hahns Forschung tiefer 
eindringen können oder hätte seine Darstellung wenigstens zuerst des 
Bischofs Stellung als Landesfürst schärfer hervorheben müssen, indem 
sie die Grenzen des Territoriums und dessen Verfassung deutlicher 
zeichnete. Dann hätte gerade die im geistlichen Territorium statt- 
findende Vermischung territorialer und diözesaner Verwaltung die reiz- 
volle Aufgabe gestellt, nachzuforschen, welche kirchlichen Maßregeln 
auch für einen Bischof nur im Territorium durchführbar waren (etwa 
den „Ketzern“ gegenüber), d. h. in welchem Maße die Gegenreformation 
in einem ihrer kraftvollsten Vertreter unter den deutschen Würden- 
trägern vor dem Gedanken der christlichen Obrigkeit kapitulieren 
mußte. 

Aber nicht diese Blicke über die Grenzen des Hahnschen Buchs 
hinaus sollen seine Anzeige schließen, sondern der dankende Hinweis 
auf die exakte und peinliche Forschung, die uns hier wertvolles Material 
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neu erschlossen hat und die Hahns Verdienst um die Geschichte der 
elsässischen Gegenreformation aufs neue vermehrt. Mit Spannung er- 
warten wir seine Schilderung der Reformtätigkeit des Bischofs Erasmus, 
des Vorgängers Johanns von Manderscheid. 


Marburg a.L. W. Sohm. 


Wilhelm Eberhard Schwarz, Die Akten der Visitation 
des Bistums Münster aus der Zeit Johanns von Hoya 
(1571— 1573). [Geschichtsquellen des Bistums Münster 7.] 
Münster, Theissingsche Buchhandlung 1913. CLXXVI, 
301 8. 


Vor einigen Jahren hat Georg Müller!) in einem sehr beach- 
tenswerten, für die allgemeine Orientierung bestimmten Aufsatze die 
hervorragende Bedeutung der Visitationsakten für die Kenntnis der 
Diözesangeschichte nachdrücklichst betont. Von größtem historischen 
Werte sind insbesondere die sog. Generalvisitationen, die bei be- 
stimmten Anlässen für die ganze Diözese ausgeschrieben und in der 
Regel von einer speziellen bischöflichen Kommission abgehalten wurden. 
Die Generalvisitatoren untersuchten sämtliche Pfarrkirchen, Stifter und 
Klöster des ihnen zugewiesenen Sprengels nach den vier vom kano- 
nischen Rechte vorgeschriebenen Richtungen: quoad personas, munera, 
loca et res. Infolgedessen enthalten die Visitationsprotokolle eine 
genaue Aufnahme über den religiösen und juristischen Zustand der 
Diözese. In juristischer Hinsicht erhalten wir z. B. Aufschluß über die 
Namen und die persönlichen Verhältnisse der Pfarrer, ihrer Hilfsgeist- 
lichen und der Benefiziaten (Abstammung, Alter, Ordination), ferner 
über die rechtliche Lage der kirchlichen Stellen (Patronat, Besetzungs- 
recht), die Höhe der Einkommen, die Abgabenverhältnisse, die Zuge- 
hörigkeit zum Archidiakonat, die Verhältnisse der Schulen usw. Um 
den hohen Wert der Visitationsprotokolle an einem konkreten Bei- 
spiele aus der Gegenwart zu vergleichen, könnte man sie mit den sog. 
Schematismen oder Handbüchern der Diözesen vergleichen, die heut- 
zutage innerhalb eines bestimmten Zeitraums herausgegeben werden. 

Im Jahre 1900 hat Max Bär das Protokoll des Albert Lucenius 
über die Kirchenvisitation von 1624/25 für die Diözese Osnabrück 
publiziert.) Der schlesische Diözesanhistoriker Joseph Jungnitz 
hat sodann 1902 eine große Ausgabe der Visitationsberichte der Diö- 
zese Breslau in Angriff genommen, von der bis jetzt vier Bände er- 
schienen sind. Ein Gegenstück zu der Jungnitzschen Publikation bildet 


1) Visitationsakten als Geschichtsquelle mit einer J.iteraturübersicht, 
alphabetisch nach Landschaften geordnet, in: Deutsche Geschichtsblätter VIII 


(1907) 287 ff. — ?) Mitteilungen des Historischen Vereins zu Osnabrück 
XXV (1900), 230 ff. 
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die vorliegende Edition von W.E.Schwarz. Dieser neueste Heraus- 
ge'er der Visitationsakten war durch seine langjährigen Forschungen 
zu. allgemeinen Kirchengeschichte Deutschlands während des 16. Jahr- 
hunders!) und die demselben Zeitraum angehörigen Untersuchungen 
über die Diözesangeschichte Münsters?) aufs beste für seine Aufgabe 
vorbereitet. 

Daß S. sich mit größter Hingebung seiner Arbeit gewidmet hat, 
beweist vor allem die umfangreiche und sorgfältige Einleitung, die er 
der Aktenedition voraufgeschickt hat. Die Einleitung umfaßt nicht 
weniger als 162 Seiten, während die Akten selbst mit Einschluß der 
Vorakten auf 232 Seiten mitgeteilt sind. Ich führe die Kapitelüber- 
schriften der Einleitung wörtlich an, um den reichen Inhalt auf die 
beste Weise zu veranschaulichen. Die vier ersten Kapitel behandeln 
die gesetzlichen Bestimmungen über das Visitationsrecht und die Visi- 
tationspflicht im Mittelalter und während des 16. Jahrhunderts, ferner 
die Notwendigkeit einer allgemeinen Kirchenvisitation zur Zeit des 
Bischofs Johann von Hoya im Interesse der katholischen Kirchenreform 
und endlich die Ursachen, die diese Visitation herbeiführten. I. Der 
Mangel an kirchlicher Reformtätigkeit im Bistum Münster von Friedrich 
von Wied bis auf Johann von Hoya (1522—1566). II. Visitstionsrecht 
und Visitationspflicht in Deutschland während des Mittelalters. III. Die 
Gesetzgebung des 16. Jahrhunderts über die Diözesanvisitation durch 
die Kölner Provinzialkonzilien und das allgemeine Konzil von Trient. 
IV. Bemühungen des apostolischen Stuhles zur Ausführung der Visi- 
tationsdekrete in Deutschland. Visitationen in den Erzstiftern Köln 
und Trier, sowie in dem Bistum Straßburg. Die beiden folgenden 
Kapitel erörtern die Vorbereitung der Visitation und die Quellen und 
Editionsgrundsätze der Visitationsakten. V. Die Vorbereitung der Visi- 
tation im Bistum Münster. Ernennung der bischöflichen Kommissare. 
Ausfertigung des Visitationsmandates und der Fragepunkte. VI. Die 
Quellen der Visitationsakten. — Editionsgrundsätze. Die vier letzten 
Kapitel endlich schildern den äußeren Verlauf und die Ergebnisse der 
Visitation. VII. Der äußere Verlauf der Visitation. VIII. Die allge- 
meinen Ergebnisse der Visitation. IX. Das Ordenswesen. X. Das 
Schulwesen. 

Für die kirchliche Rechtsgeschichte sind die drei letzten Kapitel 
die wichtigsten. Es verdient lobend hervorgehoben zu werden, daß 
sich der Verfasser hier nicht darauf beschränkt hat, den Inhalt der 
Visitationsakten in übersichtlicher und leicht lesbarer Form wieder- 
zugeben, sondern daß er noch zahlreiche andere Quellen herangezogen 


1) Briefe und Akten zur Geschichte Maximilians II., 2 Teile 1889 und 
1891. Die Nuntiatur-Korrespondenz Kaspar Groppers nebst verwandten 
Aktenstücken (1573—1576), 1898. — ?) Der päpstliche Nuntius Kaspar 
Gropper und die katholische Reform im Bistum Münster, in: [Westfälische] 
Zeitschrift für Geschichte und Altertumskunde 68 (1910) I, 1ff. Die Anfänge 
des münsterschen Fürstbischofs Johann von Hoya (1566 bis 1568), ebd. 69 
(1911) I, 14 fi. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIV. Kan. Abt. III. 87 
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hat, um ein möglichst vollständiges Bild von der religiösen und kirch- 
lichen Lage des Bistums Münster am Ausgange des 16. Jahrhunderts 
zu entwerfen. Am besten ist meines Erachtens der Zustand der Orden 
und Klöster herausgearbeitet, da hierbei auch die Entwicklungsgeschichte 
des 15. Jahrhunderts eingehend berücksichtigt worden ist. Eine Fülle 
wertvoller Materialien betrifft ferner das Schulwesen, so daß die hier 
gebotene Übersicht leicht als Grundstock für eine ausführliche Ge- 
schichte der ehemaligen Latein- und Volksschulen in der Diözese 
Münster benutzt werden könnte. Der Hauptanteil fällt jedoch dem 
kirchlichen Ämter- und Pfründenwesen zu, dessen Zustand der Ver- 
fasser mit Meisterhand gezeichnet hat, wenngleich es ihm nicht völlig 
gelungen ist, die Frage nach der seelsorglichen Bedeutung der 
geistlichen Stellen klar zu beantworten. 

Etwas zu dürftig ist das zweite Kapitel über das Visitationsrecht 
und die Visitationspflicht in Deutschland während des Mittelalters aus- 
gefallen. Beispielsweise hat der Verfasser die Tätigkeit der päpst- 
lichen Legaten als Visitatoren überhaupt nicht erwähnt. Vgl. den 
Aufsatz von Marx, Zur Reformtätigkeit des Kardinallegaten Otto von 
St. Nikolaus in Westfalen und der Diözese Bremen, Archiv für katho- 
lisches Kirchenrecht 85 (1905), 20 ff. und neuerdings Heinrich Zim- 
mermann, Die päpstliche Legation in der ersten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts (1913), S. 267 f. Auch wären m. E. in dem folgenden Kapitel 
die evangelischen Kirchenvisitationen, die im Reformationszeitalter eine 
bedeutende Rolle spielen, zu erwähnen gewesen. Siehe die Literatur 
in der eingangs erwähnten Abhandlung von G. Müller, Visitations- 
akten als Geschichtsquelle. Eine anschauliche Schilderung über die 
Visitationstätigkeit eines Archidiakons am Ausgange des Mittelalters 
liefert der bekannte Klosterreformator Johannes Busch in seinem 
„Liber de reformatione monasteriorum*, hernusgeg. von Karl Grube, 
Halle 1886. Den besten Überblick über die Entstehung und die älteste 
Geschichte der Visitation bietet jetzt Albert Michael Koeniger, 
Die Sendgerichte in Deutschland 1 (1907), S.11ff.; vgl. ferner Ch. Hol- 
der, Les visites pastorales dans le dioc&se de Lausanne, Fribourg 1903. 

Bonn. N, Hilling. 


Friedrich Fries, Die Lehre vom Staat bei den protestanti- 
schen Gottesgelehrten Deutschlands und der Niederlande 
in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts. Berlin, Emil 


Ebering 1912. 1738. 

Die vorliegende Schrift greift aus der großen Zahl der protestanti- 
schen deutschen und niederländischen Gottesgelehrten in der zweiten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts die lutherischen Theologen Joh. Benedict 
Carpzog, Abraham Calov, Joh. Andreas Quenstedt, Georg Calixt und 
Joh. Wilh. Bajer und die reformierten Theologen Marcus Wendelin, 
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Samuel Maresius, Gisbert Voetius, Joh. Coccejus und Philipp von Lim- 
borch heraus und legt ihre Hauptwerke zugrunde. Die zweite Hälfte 
des 17. Jahrhunderts hat Verf. gewählt, weil das 17. Jahrhundert die 
aurea aetas der protestantischen Rechtsgläubigkeit ist und die prote- 
stantische Dogmatik in der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts ihre 
höchste Blüte erreicht hat. Der Anglicanismus wird nicht berücksichtigt, 
weil er nur territoriale, der Zwinglianismus nicht, weil er nur separa- 
tistische (?) Bedeutung hat (S.21). Die genannten Theologen beschäftigen 
sich freilich nur nebenbei, im Zusammenhang ihres theologischen 
Systems, mit der Lehre vom Staat, aber darin liegt gerade der Wert 
ihrer Ansichten, daß sie nicht ausgeklügelte Theorien vom Staate vor- 
tragen, sondern ihn von ihren theologischen Voraussetzungen aus be- 
handeln. Verf. gliedert seinen Stoff ın drei Teile: Lehre vom Wesen 
des Staates, Lehre vom Verhalten der Gläubigen zum Staate und Lehre 
vom Verhalten des Staats zu den Gläubigen. Durchweg werden in 
den Noten kurze, gedrängte Belege aus den Quellen gegeben; der 
Zusammenhang der protestantischen Theologen mit der Scholastik wird 
überall, wo er besteht, hervorgehoben. So wird 8. 36 f. bei den lutheri- 
schen Gottesgelehrten ein grundsätzliches Festhalten am scholastischen 
universalistischen Kirchen- und Staatsbegriff konstatiert, während sich 
bei den Calvinisten der Staatsbegriff viel eigenartiger ausprägt und 
das Bewußtsein vom Staate als einer selbständigen Größe stärker 
hervortritt; durchweg verraten die calvinistischen Theologen einen 
höheren Grad politischer Schulung als die lutherischen. Beide aber 
sind einig in der Behauptung des göttlichen Ursprungs der Staats- 
gewalt und lehnen ihre Ableitung aus einem Vertrage ab; dadurch 
kommen sie zu einer höheren Schätzung der Staatsgewalt als die vor- 
reformatorischen Theologen, und sind der Volkssouveränität durchweg 
abhold. Die Verfassungen nehmen sie hin als geschichtlich gewordene, 
rein menschliche Staatsformen, wenn sie auch für die Aristokratie eine 
gewisse Vorliebe empfinden. Daher geziemt auch dem Staatsbürger 
lediglich Anerkennung der vorhandenen politischen Verhältnisse, nicht 
das Trachten nach ihrer Änderung. Freilich eine unbedingte Ge- 
horsamspflicht gegen die Staatsgewalt fordern auch unsere Theologen 
nicht, nur darf der Widerstand nicht mit bewaffneter Hand geschehen. 
Was für den Gläubigen vom Staat gefordert wird, ist vor allem Ge- 
wissensfreiheit, die aber nicht Duldung fremder Glaubensbekenntnisse 
bedeutet, insbesondere nicht der Sektierer! — So ist es nicht gerade 
etwas Neues, was wir aus dem Buche erfahren, aber es ist doch inter- 
essant durch die eingehende Behandlung einer Materie, die sonst mehr 
im Groben erledigt wird, und jedem, der sich mit der Staatslehre des 
17. Jahrhunderts beschäftigt, dringend zu empfehlen. Die Sprache des 
Verf. ist nicht immer einfach und natürlich. 


Erlangen. K. Rieker. 
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Otto Forst, Die Ahnenproben der Mainzer Domherren 
(a.u.d. T.: Quellen und Studien zur GenealogieI). Wien und 
Leipzig, Halm und Goldmann 1913. VIIIS., 224 Tafeln, 
80 8. Register. 


Otto Forst, der nach vielversprechenden Vorläufern uns soeben 
in Meisters Grundriß der Geschichtswissenschaft in fast vollständigem 
Neubau eine Darstellung der Genealogie als historischer Wissenschaft 
geliefert hat, bietet hier eine mustergültige Ausgabe der Mainzer 
Ahnenproben nach den Originalen des Münchener Reichsarchivs. Wie 
das Vorwort und der Obertitel (Quellen und Studien zur Genealogie I) 
belehren, ist die Publikation ale ein Teil ausgreifenderer Forschungen 
zur Stiftsmäßigkeit gedacht und verwirklicht. Wer Sinn für gewohn- 
heitsrechtliche Rechtsbildung hat, wird den Wert derartiger Veröffent- 
lichungen vom rechtsgeschichtlichen Standpunkte aus voll würdigen 
und dem Verfasser darin Recht geben, daß im Gegensatz zu manchen 
Versuchen, die Stiftsmäßigkeit aus veralteten Kapitelsstatuten allein 
erkennen zu wollen, hier nur die Statistik, wie sie sich aus der Praxis 
der Aufschwörungen ergibt, die wirklichen Rechtsauffassungen der Zeit 
wiederspiegelt. Für den Kenner des jüngsten Stiftsmäßigkeitsstreites 
stellt diese Ausgabe der Mainzer Aufschwörungen eine hocherfreuliche 
Frucht der durch ihn stark angeregten Forschung dar, an der wir nur 
das eine bedauern müssen, daß die ältesten 165 Aufschwörungen mit 
4- und 8-Ahnenproben (vor d.J. 1637) aus Gründen der Ökonomie 
nicht mitaufgenommen sind. Familienforschung und Rechtsgeschichte 
werden Forst gleich dankbar sein, daß er in den: ausgezeichnet ge- 
arbeiteten Register zu jeder der 572 Familien Angaben über ihre ständi- 
sche Stellung, über ihren Stammsitz und über die Literatur beigefügt hat. 


Göttingen. K. Beyerle. 


Hans Pirchegger, Die Pfarren als Grundlage der politisch- 
militärischen Einteilung der Steiermark. Mit 2 Karten. 
(Sonderabdruck aus dem Archiv für österreichische Ge- 
schichte, 102. Band). Wien, Hölder 1912. 818. 


In der vorliegenden Abhandlung verwertet der Verfasser, ein Mit- 
arbeiter an der Herausgabe des „Historischen Atlas der österreichischen 
Alpenländer“, eingehende archivalische Forschungen und seine Ver- 
trautheit mit der historischen Topographie für die Ermittlung metho- 
discher Grundlagen des Entwicklungsganges der kirchlichen 
Sprengel in Steiermark. 

Mit Recht wählt er zum Ausgangspunkt seiner Studie den Re- 
gierungsantritt Kaiser Josephs II. und betrachtet es als vornehmliche 
Aufgabe einer solchen Untersuchung, eine Karte der Bistümer, Pfarren 
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und Vikariate des Landes ungefähr für das Jahr 1780 herzustellen. 
Denn als man im 18. Jahrhundert auch den Umfang der einzelnen 
Pfarren und deren Grenzen auf ihre Zweckmäßigkeit zu prüfen begann, 
wurde unter Maria Theresia vorerst nur an Vikariaten der Versuch 
gemacht, einzelne Orte, die von ihrer Kirche zu weit ab lagen, einer 
Unipfarrung zu unterziehen. Erst das große Reformwerk ihres Sohnes 
brachte auch eine durchgreifende, den Bedürfnissen des Kultus ent- 
sprechende Regelung der Diözesan- und Pfarrgrenzen.') 


Als Quellen für die Ausarbeitung einer solchen Karte der vor- 
josefinischen Pfarrbezirke Steiermarks nennt: P. zunächst die Pfarr- 
matriken, von denen allerdings nur ein kleiner Teil bis ins 16. Jahr- 
hundert zurückreicht, die überwiegende Mehrheit frühestens mit der 
zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts einsetzt. Wertvoller ist ein im 
Auftrag der Regierung für einen großen Teil der Seckauer Diözese 
im Jahre 1783 angefertigtes Pfarrenverzeichnis, das zugleich die 
authentische Grundlage für die von Joseph II. geplante Pfarregulierung 
bildete. Ein Duplikat desselben blieb im Grazer Diözesanarchiv er- 
halten. Sehr wichtig sind endlich die Akten über erfolgte Um- 
pfarrungen und über die von der Regierung aus militärischen 
Rücksichten in den Jahren 1754—1770 veranlaßten Volkszählungen 
(S. 10—14). Die Zählung des Jahres 1754 war nicht nur den weltlichen 
Obrigkeiten und Magistraten in ihren Wirkungskreisen befohlen worden 
sondern auch an die Kirche war der Auftrag ergangen, sie nach Pfarr- 
bezirken als eine Art Seelenbeschreibung vorzunehmen. Leider sind 
jedoch die „Fassionen nach Pfarren“ dieser Zählung bis auf ganz 
geringe Reste verschollen. Auch die Zählung des Jahres 1770 geschah 
nach Pfarren, wurde jedoch nicht mehr der Kirche übertragen, 
sondern nur durch weltliche Beamte durchgeführt, die zugleich eine 
Häusernumerierung vorzunehmen hatten. In weiteren einschlägigen 
Anordnungen der Regierung erscheinen jeweils die Pfarren als Grund- 
lage der Werbebezirke, wie dies insbesondere ein Patent vom 30. August 
1779 zeigt, das für Steiermark nach Kreisen geordnet ein Verzeichnis 
der Pfarren bringt und die Namen jener Herrschaft beifügt, deren 
oberster Beamter für sie „politischer Werbekommissär“ geworden war. 
Dieses Verzeichnis, eine „der wichtigsten Quellen für die Darstellung 
der vorjosefinischen Pfarren“, bringt P. in der Neubearbeitung durch 
das Patent vom 26. November 1781 als Beilage III (S. 72—81) zum 
Abdruck. 


Für die Darstellung der Pfarrgrenzen ergibt sich das nötige 
Material in reichem Maße erst aus den ÜOperaten des josefinischen 
und franziszeischen Katasters (S. 15 — 34). Die josefinische Grund- 
aufnahme läßt die Gemarkungen der Pfarren Jirekt ermitteln. Denn 
sie geht in Steiermark von den Werbebezirken, mithin von den Pfarr- 


!) Vgl. A. Mell in der Zeitschrift des historischen Vereins für Steier- 
mark XI, 8. 217 — 221. 
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sprengeln vor der josefinischen Regulierung, aus und knüpft innerhalb 
dieser Bezirke an die schon bei der Volkszählung des Jahres 1770 
durch die Offiziere geschaffenen Unterabteilungen, die sogenannten 
Numerierungsabschnitte an (in geschlossenen Siedlungen die Dörfer, 
beim Hofsystem willkürlich zu einer Einheit zusammengefaßte Häuser), 
das sind die späteren Steuergemeinden. Da die Kommissäre gemäß 
den Vorschriften des Patents vom 2. November 1784 in ihren Auf- 
nahmen den Grenzverlauf dieser Steuergemeinden in größerer oder 
geringerer Ausführlichkeit notierten, so ergibt sich, wenn man diese 
Grenzen in die Spezialkarte einträgt und alle zu einem Bezirk ge- 
hörigen Steuergemeinden aneinanderreiht, die Grenze des Bezirks 
selbst und somit auch der Pfarre oder der Summe von Pfarren, über 
die ein Bezirksbeamter die Aufsicht führte. Auf diese Steuergemeinden 
griff man in Steiermark auch bei der Abfassung des stabilen Katasters 
zurück, die Kaiser Franz I. im Jalıre 1817 angeordnet hatte. Die „Über- 
sichtskarte der Steuerbezirke und Katastergemeinden“ von 1826, das 
erste Ergebnis der neuerlichen Grundaufnahme, ist mithin für die Her- 
stellung der vorjosefinischen Pfarrenkarte des Landes von Wert, wenn 
man nur die bis 1826 an diesen Bezirken und Gemeinden vorgenom- 
menen Arrondierungen entsprechend berücksichtigt. P. zeigt an mehre- 
ren Fällen, daß man zu solchen Änderungen „stets entweder ganze 
Pfarren oder doch ganze Gemeinden“ verwendete, mithin im Bereiche 
der weltlichen Verwaltung im Gegensatze zu der staatlichen Regelung 
„die alte Pfarrgrenze schon der kirchlichen Einteilung des Landes 
aus Prinzip nicht verändert wurde“. Daraus erhellt zugleich die Be- 
deutung der vorjosefinischen Pfarre für die heutige politische und 
gerichtliche Einteilung des Kronlandes Steiermark. 

Sache weiterer Forschung ist es zu ermitteln, wie sich diese 
Grenzen der vorjosefinischen Pfarren, die älter als die Gemeindegrenzen 
sind und die wir als scharf gezogene anzunehmen haben (S. 17), im 
Laufe der Jahrhunderte gebildet haben. Alles spricht dafür, daß wir 
es, wie P. hervorhebt, mit althergebrachten, vielfach auf wohlerworbe- 
nen Rechten fußenden Gemarkungen zu tun haben, wobei sich freilich 
alte Hauptpfarren ihres zu großen Umfangs wegen öfters geteilt haben, 
jedoch nur unter Wahrung der höheren Einheit und ohne ihre Grenzen 
untereinander zu ändern. Für diese „Erhaltung der Pfarrgrenzen“ bis 
zur durchgreifenden Neugestaltung unter Joseph II. bringt P. im Ex- 
kurs I (S. 34—45) interessante Nachweise an den Pfarren von Adriach 
und Piber, deren Gemarkungen sich bis in das 11. Jahrhundert er- 
mitteln lassen. Er zeigt zugleich, daß „dieser durch Jahrhunderte 
zurück zu verfolgende Zusammenhang der Gemarkungen“ ein wertvolles 
Mittel bietet, „die Lage von Örtlichkeiten zu bestimmen, deren Namen 
sich so geändert haben, daß der ältere im Volke verschwunden ist“, 
und belehrt uns auch darüber, daß der Versuch einer „Rekonstruktion 
einiger Pfarren“ bei dem Versagen anderer Quellen „sich nur auf die 
erste Einteilung der Bezirke stützen konnte“. 

Exkurs II (S.46 — 66) widmet sich eingehend der bisher wenig 
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erforschten Entwicklung der Viertel- und Kreiseinteilung Steiermarks. 
Hier interessiert vor allem die Bemerkung, daß die von der Mitte des 
15. Jahrhunderts an nachweisbaren Viertel „höchst wahrscheinlich 
nach den Pfarren eingerichtet wurden“. Die große Bedeutung der 
Pfarreinteilung für den Werdegang der weltlichen Verwaltung Steier- 
marks zeigt sich übrigens auch darin, daß „zur näheren Bestimmung 
eines Ortes hier schon im späteren Mittelalter fast durchgehends die 
Pfarre, nicht wie in Salzburg und Tirol das Landgericht verwendet“ 
wurde, daß schon „im 18. Jahrhundert die Marchfutterverzeichnisse 
nicht landgerichtsweise, sondern nach Pfarren angelegt“ (S. 46) und 
auch in der Folge bis in das 18. Jahrbundert „öffentliche Leistungen, 
die mit der Wehrhaftmachung des Landes in Verbindung stehen“ 
wiederholt nicht nach Gerichtssprengeln, sondern „nach Pfarren unter 
die Landsassen verteilt“ wurden (S. 48). 

Indem ich noch auf Beilage II (S. 69—71) aufmerksam mache, 
die aus Dresdner und Wiener Handschriften ein Verzeichnis der Pfarren 
der oberen Steiermark des Jahres 1469 wiedergibt, will ich zum Schlusse 
rückhaltlos den hohen Wert anerkennen, den derartige Untersuchungen 
nicht nur für die Erforschung der historischen Topographie Steiermarks, 
sondern ebensosehr für die kirchliche und weltliche Rechtsgeschichte 
deutscher Lande besitzen. 


Innsbruck. A. v. Wretschko. 


Alfred Krüger, Dr. jur., Die geschichtliche Entwicklung der 
Verfassung der Kirche Augsburgischer Konfession von Elsaß- 
Lothringen von 1789—1852. Berlin, Juristische Verlags- 
buchhandlung Dr. jur. Frensdorf 1913. 1728. 


Die Verfassung der elsaß-lothringischen Kirche Augsburgischer 
Konfession ist bis beute noch nicht zu einem endgültigen und be- 
friedigenden Abschluß gediehen, dürfte dieses Ziel aber wohl in nicht 
zu ferner Zeit erreichen. Einstweilen gelten noch die unvollkommenen 
Vorschriften der organischen Artikel von 1802, des organischen Dekretes 
vom 26. März 1852 sowie verschiedener Vollzugsverordnungen. Die um 
diese Gesetzgebungsakte ausgefochtenen schweren kirchlichen Ver- 
fassungskämpfe rein historisch zur Darstellung zu bringen, ist die Auf- 
gabe der vorliegenden Schrift, Sie bietet also keine geschlossene 
Schilderung des ganzen geschichtlichen Werdeganges jener Kirche und 
ihrer Verfassung von Anbeginn bis auf die Gegenwart, ermöglicht aber 
doch ein übersichtliches Gesanitbild, da der Verf. in der Einleitung einen 
kurzen historischen Rückblick auf die Entwicklung seit der Reformation 
wirft. Der Schwerpunkt der Ausführungen ruht auf der gründlichen 
quellenmäßigen Erörterung der Reformbestrebungen der elsaß-loth- 
ringischen Kirche A.K. zu Beginn der großen Revolution und der 
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sorgfältigen Klärung der Vorgänge, welche nach langem und mühevollem 
Ringen schließlich zum Erlaß des Dekretes vom 26. März 1852 geführt 
haben. „Die große Revolution beseitigte das bestehende landesherrliche 
Kirchenregiment und die bisher im Elsaß geltenden Kirchenverfassungen. 
Die Ideen des Kollegialismus, die sich Bahn brachen, fanden ihren 
reinsten Ausdruck in der bekannten Deklaration vom 15. Oktober 1801 
und ihre rechtliche Anerkennung in der neuen Kirchenverfassung vom 
18. Germinal des Jahres X. Ihre Lücken führten nach langjährigen 
Reformbestrebungen zu einer teilweisen Reorganisation, dem sogenannten 
Decret-loi portant reorganisation des cultes protestants vom 26. März 
1852. Heute ist Elsaß-Lothringen das einzige Gebiet des Deutschen 
Reiches, in dem das landesherrliche Kirchenregiment keine Anwendung 
findet* (8. 127). Die Arbeit gründet sich auf eingehende Archiv- und 
Quellenstudien. Sie verwertet ein reichhaltiges neues und zusammen- 
hängendes, im Anhang abgedrucktes Quellenmaterial über die Vor- 
arbeiten und die endgültige Fassung des organischen Dekrets von 1852. 
Sie ist aber nicht nur von rein historischem Werte, sondern zugleich 
auch von recht aktuellem Interesse, da neue Verhandlungen über die 
endgültige Lösung der Frage der Verfassung der elsaß-lothringischen 
Kirche A.K. bevorstehen. 


Posen. Friedrich Giese. 


Wolfgang Windelband, Staat und katholische Kirche 
in der Markgrafschaft Baden zur Zeit Karl Friedrichs. 
Tübingen, Mohr 1912. VI, 1718. 


Unter dem etwas weitgehenden Titel gibt der vorteilhaft bekannte 
junge Historiker eine auf den Akten des Karlsruher Generallandes- 
archivs ruhende Darstellung der Religionsstreitigkeiten, die bisher im 
allgenıeinen aus den Arbeiten von Drais, Nebenius, Kleinschmidt, 
v. Weech u.a. als „Syndikatsprozeß“ bekannt waren. Der interessante 
Streitgegenstand ist die Kirchenhoheit (iura circa sacra) des protestan- 
tischen Markgrafen über seine katholischen Untertanen, die er durch 
den Anfall der katholischen Markgrafschaft Baden-Baden erhalten 
hatte. 

Daß bei der Vereinigung des katholischen Baden-Baden mit dem 
protestantischen Baden-Durlach von einer Durchführung des Grund- 
satzes „cuius regio eius religio* keine Rede sein könne, war von vorn- 
herein allseitig klar, aber auch darüber bestanden beiderseits keine 
Illusionen, daß die Vereinigung nicht ohne Reibungen und Schwierig- 
keiten vor sich gehen werde. Um diesen nach Kräften zu steuern, 
schloß Karl Friedrich mit dem kinderlosen baden-badischen Markgrafen 
August Georg im Jahre 1765 einen Erbvertrag, entsprechend den 
Reversalien anderwärts: Karl Friedrich garantierte den baden-badischen 
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Katholiken den beim Vertragsschluß vorhandenen Besitzstand ihrer 
Religion und den Alleinbesitz ihrer Kirchen, Schulen, Spitäler und 
frommen Stiftungen; dagegen wahrte er sich alle landesherrlichen 
Rechte August Georgs und die volle Freiheit in Sachen der künftigen 
Verwaltungsorganisation. 

Schon während der Vertragsverbandlungen hatte eine starke 
Partei gegen die Anerkennung der vollen landesherrlichen Gewalt, ins- 
besondere der Kirchenhoheit Karl Friedrichs gearbeitet und nach dem 
Vertragsschlusse verstand sie es durch lebhafte Agitation eine große 
katholische Protestbewegung zu entfachen unter der Parole, die 
Garantien des Erbvertrags seien unzureichend zur Sicherstellung der 
katholischen Religion. An der Spitze der Protestpartei stand der 
religiös-fanatische baden-badische Geheimrat Johann Paul Axter, 
ein Güustling und Vertrauensmann von Maria Viktoria, der ebenfalls 
streng katholischen Gattin des Markgrafen August Georg. Axter ist 
auch der geistige Urheber aller folgenden Prozesse; er trägt die Schuld 
an diesem badischen Kulturkampf. Ihm zur Seite trat als hervor- 
ragender Mitagitator und juristischer Berater ein zweiter Günstling 
der Maria Viktoria, der baden-badische Hofrat Johann Nepomuk 
Tschamerhell. Diese Partei gewann auch August Georg für sich 
und vermochte so viel über ihn, daß er an Karl Friedrich den Antrag 
auf Wiederaufnahme der Verhandlungen stellte. Der Antrag wurde 
entschieden abgelehnt, und so trat beim Tode August Georgs 1771 der 
Erbvertrag voll in Kraft. Aber auch die Protestpartei stand kampf- 
bereit und hatte in des Markgrafen Witwe ihr natürliches Haupt, ihre 
starke finanzielle und diplomatische Helferin. — Vorweg jedoch half 
ihr Karl Friedrich selbst durch die Lieferung eines prächtigen Agi- 
tationsmittels und Beschwerdestofis: er hob die drei baden-badischen 
Zentralverwaltungsbehörden auf, entließ oder pensionierte die meisten 
ihrer Mitglieder und nahm nur einige in die Karlsruher Regierungs- 
behörden herüber. Dieses rein verwaltungstechnisch begründete Vor- 
gehen war rechtlich völlig einwandfrei, und die Aufhebung der Behörden 
war gewiß auch sachlich geboten im Interesse der Einheitlichkeit der 
Verwaltung, der Ersparnis und der Verhütung von Kompetenzstreitig- 
keiten. Aber es war bei der gespannten Lage politisch unklug und 
sachlich nicht notwendig, in die Karlsruher Behörden nur wenige 
Katholiken zu berufen und so das katholische Land durch wesentliche 
protestantische Organe zu regieren. — Die Protestler deuteten aus 
dieser Maßnabme die Absicht schutzloser Auslieferung der Katholiken 
an die protestantische Regierung und erreichten damit eine große Er- 
regung und eine Verstärkung des Mißtrauens ihrer Religionsgenossen 
gegen die neue Regierung. Die ziemlich allgemein anerkannte Toleranz 
und Gerechtigkeit Karl Friedrichs, seine beruhigenden Versicherungen, 
seine Privilegien an Katholiken vermochten wenig dagegen. Die 
Gegner spähten nur nach der Gelegenheit, Karl Friedrich wegen 
Religionsbedrückung beim Reichshofrate zu verklagen und so die Be- 
schränkung seiner landesherrlichen Rechte zu erzwingen. 
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Diese Gelegenheit schien sich wiederholt zu bieten; die Klagen 
wurden erhoben, und Karl Friedrich war von 1774—1791 als Beklagter 
in Prozesse beim Reichshofrate verwickelt. Sie sind von Windelband 
ausfübrlich und anschaulich dargestellt. Hier muß die Feststellung 
genügen, daß der Reichshofrat kein Urteil ın der Sache gefällt hat: 
im Malılberger Prozeß ließen die Kläger den Prozeß wegen Aussichts- 
losigkeit ruhen; im eigentlichen Syndikatsprozeß der Stadt Baden 
wurde diese wegen fehlender Legitimation abgewiesen, weil schließlich 
nicht mehr die notwendigen zwei Drittel der Bürger für die Klage 
aufzubringen waren; im Speyerer Prozeß zog das Ordinariat auf Grund 
eines außergerichtlichen Vergleichs mit Karl Friedrich die Klage 
zurück. Aber auch wenn der Reichshofrat ein Urteil gefällt hätte, 
wäre es schwerlich zur Befriedigung der Kläger ausgefallen. Denn 
trotz der politischen Bedingtheit der Stellungnahme des Reichshofrats 
und trotz der Sympathien des Wiener Hofes für die Sache der Kläger 
lassen die ergangenen Conclusa des Reichshofrates die sichere Annahme 
zu, daß er sich jedenfalls nicht zu der Hauptforderung und dem 
höchsten Ziele der Kläger bekannt hätte: Karl Friedrich zu zwingen, 
daß er die ihm als Landesherrn zustehenden „iura consistorialia et 
circa sacra una cum annexis* durch eine zu errichtende, nur mit 
Katholiken besetzte „perpetuierliche Konsistorialkommission* ausüben 
lasse oder daß er in der Errichtung des Amtes eines katholischen 
„Syndikus“ willige, der als Kontrollamt über die Regierung und als 
ständiger Rechtsbeistand der badischen Katholiken fungieren sollte. 


Und hätte gar der Reichshofrat rein nach rechtlichen Gesichts- 
punkten entschieden, so wäre das Ergebnis wohl die Abweisung der 
Klagen gewesen. Jedenfalls habe ich auf Grund der von Windelband 
mitgeteilten Akten die Überzeugung, daß eine Religionsbedrückung 
und Rechtsverletzung von Karl Friedrich und seiner Regierung nicht 
beabsichtigt war und tatsächlich nicht erfolgt ist. Daneben ist freilich 
festzustellen, daß die Regierung wiederholt unvorsichtig, unzweck- 
mäßıg, politisch unklug gehandelt hat. Anderseits darf festgestellt 
werden, daß dieser Kulturkampf gegen den toleranten Karl Friedrich 
pur möglich war durch fanatische Agitation in einer zum Mißtrauen 
geführten, politisch unreifen Bevölkerung. 

Windelbands Schrift verdient Anerkennung als wertvoller Bei- 
trag zur kirchenpolitischen Geschichte. Nur schade, daß unter der 
Hand des Historikers die interessanten Rechtsfragen zu kurz kommen 
mußten. 


Basel. Erwin Ruck. 
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Paul Vogel, Dr. phil., Beiträge zur Geschichte des Kölner 
Kirchenstreites. Heft 5 der Studien zur rheinischen Ge- 
schichte, hgg. von Dr. jur. Albert Ahn. Bonn, A. Marcus 
und E. Webers Verlag (Dr. Albert Ahn) 1913. XIV, 125 8. 


AufGrund sorgfültiger und umfassender archivalischer Forschungen, 
unter Berücksichtigung eines ansehnlichen Flugschriftenmaterials und 
einer außerordentlich reichhaltigen Literatur gibt uns der Verfasser 
dieser gewandt geschriebenen Abhandlung beachtenswerte Aufschlüsse 
über den Kölner Kirchenstreit und seine Beurteilung durch die Öffent- 
lichkeit. Das erste Kapitel enthält eine kurze, abgeklärte Skizze der 
Vorgeschichte und des äußeren Verlaufs des Streites und stellt als sein 
Ergebnis fest, daß in der Personenfrage der Staat, in der Sache aber 
Rom gesiegt hatte. „Sicherlich war die Kirche im Recht, wenn sie 
sich bei der Erteilung ihres Segens, bei der Ausübung der Kirchen- 
zucht, bei der Erziehung ihres Klerus vom Staate nichts vorschreiben 
lassen wollte, wenn sie bei der Einsegnung der von ihr im Prinzip 
verabscheuten Mischehen wenigstens die Garantie eines Zuwachses ver- 
langte. Aber der Staat war nicht minder im Recht, wenn er seine 
Bürger vor Gewissensbeunruhigungen zu schützen suchte, wenn er mit 
Rücksicht auf die Parität in der Mischehenfrage keinen steten, ein- 
seitigen Zuwachs der katholischen Kirche auf Kosten der evangelischen 
duldete, wenn er im Interesse der Gesamtheit bei den angehenden 
Geistlichen auf eine gründliche wissenschaftliche Bildung sah, wenn 
er in seiner Universität auf seinem Hausrecht bestand, wenn er von 
dem Klerus unbedingten Gehorsam gegen die Landesgesetze verlangte“ 
(S. 41, 42). Das 2. Kapitel untersucht die Stellungnahme der Öffent- 
lichkeit zu dem Konflikt zwischen Staat und Kirche an der Hand der 
Flugschriften und der Presse. Zunächst kommen außerhalb der Rhein- 
lande lautgewordene Stimmen zu Wort, sodann wird die Stellung der 
größeren Öffentlichkeit am Rhein — insbesondere der breiteren Masse, 
der rheinischen Geistlichkeit, des rheinischen Beamtentums, endlich 
des rheinischen Adels — des näheren geprüft und entwickelt. Schließ- 
lich entrollt der Verfasser ein anschauliches Bild der Verhandlungen 
des Provinziallandtages in der „erzbischöflichen Angelegenheit‘. Die 
fleißige, gründliche und objektiv-wissenschaftliche Abhandlung bietet 
einen dankenswerten Beitrag für eine spätere Gesamtdarstellung des 
„ersten preußischen Kulturkampfes“, 


Posen. Friedrich Giese. 
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Joseph Freisen, Das Militär-Kirchenrecht in Heer und 
Marine des Deutschen Reiches, nebst Darstellung des 
außerdeutschen Militärkirchenwesens. Beiträge zur staat- 
lichen und kirchlichen Rechtsgeschichte. Paderborn, Ferdi- 
nand Schöningh 1913. XIV, 395 8. 8°, 


Das Recht der Militärseelsorge ist zurzeit der Gegenstand eifrigen 
Forschens mehrerer Theologen und Juristen. 1912 erschien die der 
rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät zu Straßburg vorgelegte 
Inauguraldissertation des katholischen Divisionspfarrers Julius Lang- 
haeuser (Das Militärkirchenwesen im kurbrandenburgischen und König- 
lich Preußischen Heer. Seine Entwickelung und derzeitige Gestalt. 
Metz, P. Müller 1912). Zu Anfang 1911 entdeckte der Düsseldorfer 
P. Paulus von Lo&ö auf einer Studienreise in der Magdeburger Stadt- 
bibliothek die Originalhandschrift der von P. Raimundus Bruns ver- 
faßten Annalen des Halberstädter Dominikanerklosters. Diese Annalen 
hat 1913 P. Maternus Heinrichs O. P. als achtes Heft der „Quellen und 
Forschungen zur Geschichte des Dominikanerordens in Deutschland“ 
(hrsgb. von Paulus von Lo& und Benedictus Maria Reichert) ediert. 
Seit dem Jahre 1911 arbeitet der Referent an einem größeren Werk 
über deutsches Militärkirchenrecht, dessen ersten Band er im nächsten 
Jahre vorlegen zu können hofft. 

Auf 56 Druckseiten gibt Freisen eine Skizze des Militärkirchen- 
wesens in Österreich-Ungarn, Spanien, den Republiken Zentral- und 
Südamerikas, Portugal, Frankreich, Italien, England und seinen Kolo- 
nien, in der Schweiz, in den Niederlanden, in Belgien, Dänemark, 
Schweden und Norwegen, Rußland und in den Nordamerikanischen 
Freistaaten sowie in Japan. Mehrere gründliche Aufsätze des Divi- 
sionspfarrers F. Albert, die im „Pastoralblatt für die K. und K. Militär- 
und Marinegeistlichkeit“ erschienen, sind Freisen unbekannt geblieben; 
wenigstens zitiert er die Aufsätze über „Die Militärseelsorge in Spanien“ 
(Pastoralblatt vom 15. März 1911), über „Die Militärseelsorge in Frank- 
reich“ (Pastoralblatt vom 1. November 1911), über „Die Militärseelsorge 
in den Niederlanden“ (Pastoralblatt vom 1. August 1910) an keiner 
Stelle. 

In seiner dem zweiten Hauptteil des Buches, der das Militär- 
kirchenrecht im Deutschen Reiche darstellt, vorausgeschickten „Ori- 
entierenden Vorbemerkung“ vermißt Freisen bisher eine Untersuchung 
darüber, „wem die Kompetenz zur Regelung dieser Angelegenheit [der 
Militärseelsorge] eignet, ob der Reichs-, der Landes- oder der kirch- 
lichen Gesetzgebung“ (S. 68). Für das geltende Staatsrecht ist diese 
Frage erledigt durch den Artikel 61 Absatz 1 Satz 2 der Reichsver- 
fassung, welchen Freisen $. 268 selbst anführt. 

Über die Anfänge der Militärseelsorge in Brandenburg-Preußen 
und ihre Entwicklung bis 1832 scheint Freisen keine eigenen Forschungen 
angestellt zu haben. Wie er in Anmerkung 1 auf Seite 69 mitteilt, 
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„gibt er die Resultate Langhaeusers S. 1—81 über die Entwicklung 
des Militärkirchenwesens bis zur Militair-Kirchen-Ordnung von 1832 im 
Exzerpte wieder“. Bedauerlicherweise ist die Edition der Annales 
Conventus Halberstadiensis Freisen erst nach vollendetem Druck seines 
Buches zugegangen (8. 382). Das in Philipp Hiltebrandt, Preußen und 
die römische Kurie, Band I (1910) für die Geschichte der katholischen 
Militärseelsorge gebotene Material hat Freisen ebenso wie Langhaeuser 
übersehen. Im Vergleich zu der im übrigen knappen Fassung der 
geschichtlichen Partien des Buches ist die Schilderung des Konfliktes 
Namszanowski ziemlich eingehend; sie folgt der keineswegs objektiven 
Darstellung, die „ein preußischer Jurist“ im Archiv für katholisches 
Kirchenrecht Band XXXII (1874) veröffentlicht hat. 

Das Breve vom 22. Mai 1868 ist staatlicherseits nicht publiziert 
worden. Aber deshalb ist es doch nicht gerechtfertigt, wenn Freisen 
(S. 111 und 152) dem Breve für den staatlichen Bereich keine Bedeu- 
tung beimessen will. Der Notenaustausch von 1868 wird denn auch 
tatsächlich von der Staatsregierung keineswegs ignoriert. 

S. 113 behauptet Freisen, daß im Verlauf des Namszanowskischen 
Konfliktes der Divisionspfarrer Lünnemann zu Köln „ohne förmliches 
Disziplinarverfahren staatlich vom Amte suspendiert worden sei“. Das 
ist nicht richtig. Am 3. Juli 1872 ist gegen Lünnemann auf Grund 
der $$ 2 und 23 des Gesetzes vom 21. Juli 1852 wegen Ungehorsams 
gegen Anordnungen seines militärischen Vorgesetzten das Disziplinar- 
verfahren eingeleitet worden. Nach stattgehabter Voruntersuchung 
wurde dieses Verfahren auf Grund des $ 33 des genannten Gesetzes 
eingestellt; vgl. darüber die Mitteilungen Lünnemanns im Archiv für 
Katholisches Kirchenrecht Band XXXII (1874), 8. 477. Freisen folgt 
offenbar der Angabe des „preußischen Juristen“ auf 8, 111 des näm- 
lichen Bandes des Archivs. 

Zu 8. 123 und S. 146: Daß das Jahr 1902 mit der Schaffung des 
Amtes katholischer Militäroberpfarrer gegenüber dem früheren Zustande 
eine wichtige Änderung in der Organisation der katholischen Militär- 
seelsorge gebracht bat, wird von Freisen nicht gebührend hervorgehoben. 

Zu 8.149, Anmerkung1: Freisen nennt den Satz der Allerhöchsten Ein- 
führungsorder vom 17. Oktober 1902 zur Katholischen militärkirchlichen 
Dienstordnung (K.M.D.): „Zuständigkeiten von Kirchenbehörden werden 
durch die Ordnung grundsätzlich nicht berührt“ eine „Unwahrbeit“; 
er findet den Satz ebenso „irreführend“ wie „überflüssig“. Er schreibt: 
„Die zu den katholischen Militärgemeinden gehörigen Personen sind 
nicht Mitglieder der ordentlichen Ortskirchengemeinde und tragen zu 
deren Lasten nicht bei; sie sind exemt von dem gewöhnlichen Pfarr- 
verband wie von der gewöhnlichen bischöflichen Jurisdiktion.“ Des- 
halb soll jener Satz der Einführungsorder eine Unwahrheit, irreführend 
und überflüssig sein? Vor Freisen hat wohl noch niemand den Satz 
so mißverstanden. Die Einführungsorder will keineswegs die Behaup- 
tung aufstellen, daß das exemte katholische Militärkirchenwesen von 
der Gesamtorganisation der katholischen Kirche losgelöst, daß die 
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katholischen Militärgemeinden mit ihren Geistlichen und dem Feld- 
propst nicht Bestandteile der allgemeinen katholischen Kirche bleiben 
(Freisen 8.135 Anmerkung 1). Die Exenition von der bischöflichen 
Jurisdiktion bestand längst, als die Einführungsorder erging. Die Ord- 
nung will grundsätzlich alle auf rein kirchlichem Gebiete liegenden 
Vorschriften ausscheiden, die irgend etwas Neues bringen könnten; sie 
will die Aufgabe lösen, die bestehenden Bestimmungen in übersicht- 
licher, allgemein verständlicher Form zusammenzufassen und durch 
Ausscheidung nicht mehr passender Vorschriften die Interessen der 
katholischen Militärseelsorge zu fördern; dabei sollen die kirchlichen 
Zuständigkeiten der Bischöfe und des Feldpropstes, so wie sie vor 
Erlaß der Ordnung bereits gegeben waren, also insbesondere die Be- 
stimmungen des päpstlichen Breve vom 22. Mai 1868, grundsätzlich 
unberührt bleiben. Das ist der Sinn der Einführungsorder. 

Zu 8.152 fl.: Freisen übersah das Erscheinen der Arbeit von Anton 
Naegele, Abt Benedikt Rauh von Wiblingen, Feldpropst der bayrisch- 
kaiserlichen Armee im dreißigjährigen Krieg. Urkundliche Beiträge 
zur Geschichte der deutschen Militärkuratie und des Benediktiner- 
ordens in Schwaben (Supplementheft zur Römischen Quartalschrift. 
Freiburg 1.Br. 1911). 

Zu 8.259 ff. und S. 267: Die ausführlichen Mitteilungen des Ober- 
hofpredigers Prälaten von Kolb in Stuttgart über Feldprediger in Alt- 
Württemberg (Blätter für württembergische Kirchengeschichte, IX. und 
X. Jahrgang, 1905 und 1906) sind Freisen unbekannt geblieben. 

Zu S. 371 fl.: Freisen vertritt den Standpunkt, daß dem katho- 
lischen Feldpropst über die Truppen der Bundesstaaten mit preußischer 
Militärverwaltung seitens des Apostolischen Stuhles keine Jurisdiktion 
übertragen sei; folglich müsse seine dortige Tätigkeit als eine Über- 
schreitung seiner amtlichen Kompetenz bezeichnet werden. Zur Be- 
gründung seiner Ansicht interpretiert Freisen die Worte des päpst- 
lichen Breve vom 22. Mai 1868 „qui sub Borussiae vexillis militant* 
dahin, daß der Jurisdiktion des Feldpropstes nur diejenigen unterstellt 
seien, die unter den preußischen Fahnen Kriegsdienste leisten; die 
meisten Bundesstaaten hätten sich aber in den Militärkonventionen 
mit Preußen die Beibehaltung ihrer eigenen Feldzeichen vorbehalten. 
Sollte man 1868 bei der Wahl der Worte „qui sub Borussiae vexillis 
militant“ gerade auf diese Äußerlichkeit, die Fahnen, Standarten usw. 
das entscheidende Gewicht gelegt haben? Für die preußische Armee 
war — und dies kann der Kurie auch 1868 nicht unbekannt geblieben 
sein — die Militärseelsorge ein Stück der Militärverwaltung, und des- 
halb liegt es durchaus im Sinne der Vereinbarung von 1868, daß der 
Übergang der Kontingente in preußische Verwaltung ohne weiteres 
die räumliche Ausdehnung der Befugnisse des katholischen Feldpropstes 
zur Folge gehabt hat. 

Zu S. 383, 384: Freisen meint, zu der erfolgten Betrauung des 
katholischen Feldpropstes mit den Funktionen eines Feldpropstes der 
Marine und der Schutztruppen sei die Genehmigung des Apostolischen 
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Stuhles erforderlich gewesen, damit der Feldpropst diese Funktionen 
kirchenrechtlich gültig ausüben könne. Denn der Apostolische Stuhl 
habe dem jeweiligen katholischen Feldpropst in Berlin nur die Juris- 
diktion über das preußische Landheer und die preußische Marine 
übertragen; die Soldaten der deutschen Kriegsmarine und der Schutz- 
truppen in den Schutzgebieten des Deutschen Reiches seien aber keine 
preußischen Truppen. Jedes Hinübergreifen in einen fremden Sprengel 
unterliege aber, wenn auch noch so gut gemeint, schweren Kirchen- 
strafen und habe die Rechtswidrigkeit bzw. Rechtsungültigkeit der 
dort von dem Kirchenobern und von den beauftragten Geistlichen vor- 
genommenen Amtshandlungen im Gefolge, letzteres auch dann, wenn 
das Handeln in Rechtsunkenntnis geschehe. — Diese Ausführungen 
Freisens sind geeignet, in den beteiligten Kreisen die größte Beun- 
ruhigung hervorzurufen. Aber sie sind unzutreffend. Allerdiugs wird 
durch das päpstliche Breve vom 22. Mai 1868 dem Feldpropst die 
Jurisdiktion über alle übertragen, „qui sub Borussiae vexillis militant 
terra marique ubicumque gentium fuerint atque in omnes et singulos 
fideles, qui ad Borussiae exercitum secundum leges pertineant*. Daß 
Freisen sich bier zu sehr an das Wort Borussiae hält, daß jedenfalls 
heute seine Interpretation nicht das Richtige trifft, zeigt ein Blick 
in das Nominationsdekret, das dem Feldpropst Dr. Vollmar am 
11. Januar 1904 ausgestellt worden ist. Dieses Dekret spricht von 
einem Einvernehmen cum Serenissimo Borussiae Rege et Germaniae 
Imperatore Guilelmo II. und bestellt den Feldpropst als „Vicarium 
Castrensem sive Cappellanum Maiorem Catholicorum omnium, qui in 
terrestribus Borussiae maritimisque regni Germanici coplis stipendia 
faciunt ceterorumque fidelium, qui ad Borussiae exercitum pertinent se- 
cundum legem“. Für die Angehörigen der Marine liegt also die Sache 
ganz klar, und auch in Ansehung der Schutztruppen wird man die 
Behauptungen Freisens abzulehnen haben. — 

Obwohl ich, wie schon aus diesen wenigen kritischen Bemerkungen 
hervorgeht, mit vielen Meinungen Freisens nicht einverstanden bin, 
wenngleich Freisen bei weitem nicht alles gedruckte und ungedruckte 
erreichbare Material verwertet hat, bin ich doch weit entfernt, mich 
über sein Werk nicht zu freuen. Eine auch nur einigermaßen voll- 
kommene Leistung auf diesem frisch angebauten Boden wird in abseh- 
barer Zeit nicht geliefert werden können. Am Militärkirchenrecht, 
einem der interessantesten und vielleicht in Zukunft festesten Stücke 
Staatskirchenrechts, wird noch reichliche und lobnende Arbeit zu tun 
sein. Freisen gebührt das Verdienst, die erste zusammenfassende Dar- 
stellung des deutschen Militärkirchenrechts geschrieben zu haben. 


Greifswald. Heinrich Pohl. 
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H. Seeholzer, Staat und römischkatholische Kirche in den 
paritätischen Kantonen der Schweiz. Zürich und Leipzig, 
Rascher & Co. 1912. 1818. 


Die kirchenrechtliche Literatur der Schweiz ist eine so spärliche, 
daß jede Erscheinung auf diesem Gebiete begrüßt werden muß. Ins- 
besondere hat die Kirchenrechtsgeschichte der Schweiz im ganzen 
letzten Jahrhundert nur in kleinstem Maße literarische Berücksichti- 
gung gefunden; es ist dies um so auffallender, als im allgemeinen die 
geschichtswissenschaftliche Literatur der Schweiz sehr reich ist und 
Fachgelehrte wie Laien mit besonderer Liebe historische Studien 
pflegen. 

Die vorliegende Arbeit gibt eine klare und gute Orientierung 
über die rechtlichen Grundlagen für die Verhältnisse zwischen Staat 
und römischkatholischer Kirche in den paritätischen Kantonen der 
Schweiz. Da der Verfasser freilich wesentlich nur die Rechtsbasis für 
die heutigen Verhältnisse geben will, vermeidet er einläßlichere rechts- 
historische Exkurse, und geht im Detail nur auf die Konfliktfälle der 
letzten Zeit ein, die zu Prozessen und zu Rechtsentscheiden Anlaß ge- 
geben haben. Immerhin findet sich der eine und andere rechtshisto- 
rische Hinweis in dem Sinne, daß Seeholzer auf vorhandenes Quellen- 
material binweist; diese Hinweise sind freilich fast zu dürftig, denn 
gerade die schweizerischen Verhältnisse, die soviel interessante Diver- 
genzen zur kirchenrechtlichen Doktrin aufweisen, können nur durch 
Skizzierung der geschichtlichen Entwicklung richtig verstanden und ge- 
würdigt werden. So fällt auf, daß Seeholzer selbst auf das Recht der 
Parität, wie es sich durch die Praxis entwickelt hat, nur kurz eingeht. 
Er begnügt sich mit dem Hinweis, daß durch den ersten eidgenössischen 
Landfrieden von 1529 den christlichen Konfessionen die Gleichberech- 
tigung zugesprochen wurde, in der Weise, daß jeder eidgenössische 
Stand in seinem Territorium frei bestimmen konute, ob die reformierte 
oder die katholische Lehre der Glaube seiner Bürger und Untertanen 
sein müsse. In den gemeinen Vogteien, d.h. den von den reformierten 
und katholischen Ständen gemeinsam regierten Herrschaften, ent- 
schied die Mehrheit der Kirchgenossen jeder einzelnen Gemeinde. Sehr 
rasch tritt dann freilich infolge des für die Reformierten unglücklichen 
Kappelerkrieges insofern eine Änderung ein, als, obwohl der 2. Eid- 
genössische Landfriede von 1531 das Prinzip des ersten bestätigte, die 
katholischen Orte doch die vorherrschende Gewalt erlangten, die sie 
in den gemeinen Vogteien fühlbar in der Handhabung des erwähnten 
Prinzipes ausübten. Erst der für die Reformierten glückliche Villmerger- 
krieg von 1712 gab tatsächlich den reformierten Orten die ihnen zu- 
kommende Machtstelle zurück und schuf damit bessere Garantien für 
die gegenseitige Respektierung der Glaubensverhältnisse in den ge- 
meinen Vogteien. Es wäre sehr interessant gewesen, wenn der Ver- 
fasser näher auf diese tatsächlichen Verhältnisse eingegangen wäre, 
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die sich auf der Basis des zweiten Landfriedens entwickelt haben und 
worüber die vom Verfasser selbst kurz erwähnten Eidgenössischen 
Abschiede, d.h. die Protokolle der Tagsatzungen der eidgenössischen 
Stände, sehr reiches Material enthalten. 


Zürich. Rudolf G. Bindschedler. 


Erwin Jacobi (Privatdozent an der juristischen Fakultät 
Leipzig), Patronate juristischer Personen (a.u.d.T.: Kirchen- 
rechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, 
Heft 78). Stuttgart, Ferdinand Enke 1912. XX, 1728. 


Der Verfasser verfolgt in der vorliegenden Abhandlung die Ent- 
wicklung der Patronate juristischer Personen in kanonischen Recht, 
insbesondere in der kanonistischen Gesetzgebung und Wissenschaft. 
Anlaß zu der Arbeit gaben dem Verfasser Bedenken gegen die heute 
herrschende Lehre von der Patronatsfähigkeit der juristischen Personen. 

Die Einleitung beschäftigt sich mit allgemeinen geschichtlichen 
Grundlagen. Der Verfasser unterscheidet Patronate solcher juristischer 
Personen, die keine Gemeinden sind, und Gemeindepatronate. Die 
Patronate der ersten Gruppe entstammen dem Eigenkirchenrecht; es 
gehören hierher zahlreiche kirchliche und weltliche juristische Personen; 
die Schwierigkeit, ja Unmöglichkeit, die echten Patronate von den 
Besetzungsrechten aus Inkorporation oder Filialverhältnis streng zu 
scheiden, sei ungefährlich, weil die rechtliche Natur des den Kernpunkt 
des Patronatrechts bildenden Besetzungsrechtes bei allen Instituten 
die gleiche sei, und daher eine juristische Person, die zur Stellen- 
besetzung kraft Inkorporation oder Filialverhältnis befähigt sei, auch 
patronatsfühig sein müsse. Dagegen seien die Wurzeln der Gemeinde- 
patronate nur vereinzelt im alten Eigenkirchenrecht zu suchen, viel- 
mehr gingen sie in der Hauptsache auf genossenschaftliche „Gemeinde- 
rechte* bei Besetzung der Pfarrei zurück, die zunächst neben den 
Patronatrechten bestanden und erst allmählich Aufnabme in das 
Patronatsrechtssystem gefunden hätten. Die genossenschaftlichen 
Gemeinderechte werden vom Verfasser auf germanischen Einfluß 
zurückgeführt und zwar auf die Selbständigkeit der germanischen 
Genossenschaft, ihre Organe zu wählen, wodurch das kanonische, nur 
als religiös bedeutsam gedachte Zustimmungsrecht des Volkes zu einem 
Gemeindewahlrecht umgestaltet worden sei. Die Entwicklung habe 
zuerst in Bayern ihre gesetzliche Anerkennung gefunden (Lex Baiu- 
wariorum I], cap. 9); im Frankenreich habe sie sich nur allmählich 
durchgesetzt. Schließlich sei aber überall die Idee der Mitwirkung 
der Gemeinde bei der Stellenbesetzung, insbesondere der Pfarrstellen, 
zur Entfaltung gelangt, namentlich in den aufblühenden Städten. Alle 
diese Gemeinderechte hätten mit den echten Patronaten der Gemeinden, 
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die sich ebenfalls fänden, an sich nichts zu tun. Die Kirche aber 
habe sich gegenüber dem Gedanken von dem Interesse der Gemeinde 
an der Stellenbesetzung ablehnend verhalten und an der ausschließ- 
Jıchen Anerkennung des echten Patronatrechts festgehalten. Infolge- 
dessen seien von ihr die bloßen Gemeinderechte entweder verworfen 
oder mittels juristischer Konstruktion in Fundationspatronate von 
Gemeinden umgewandelt worden. Wo die Kirche weder die Unter- 
drückung noch die Umwandlung der Gemeinderechte durchsetzte, habe sie 
die ganze Rechtsentwicklung ignoriert; doch sei es auch hier infolge der 
Bestrebungen der Landesherren und der Trennung von Kirchengemeinde 
und politischer Gemeinde zu einer Umwandlung von Gemeinderechten 
in echte Patronate gekommen. 

In den auf die Einleitung folgenden Kapiteln beschäftigt sich der 
Verfasser mit der kanonistischen Gesetzgebung und Wissen- 
schaft. - 

Er durchmustert zunächst das Corpus iuris canonici in Bezug 
auf solche Stellen, die für die Patronatrechte juristischer Personen 
bedeutungsvoll sind. Er gelangt dabei zu dem Ergebnis, daß eine 
Fülle von Patronaten kirchlicher juristischer Personen erwähnt werden 
(Klöster, Kirchen, Kapitel, Ritterorden, Kollegien); dagegen finde sich 
eine grundlegende Bestimmung darüber, daß das Patronatrecht auch 
von juristischen Personen erworben werden könne, und welche von 
ihnen im einzelnen in Betracht kämen, nirgends. Bedeutungsvoll aber 
sei die Neigung, die Patronate der kirchlichen „Anstalten“ als Patro- 
nate der sie verwaltenden physischen Kleriker zu bezeichnen. In 
bezug auf die Patronate weltlicher juristischer Personen käme nur eine 
Dekretale Innozenz’ III. (cap. Querelam 24 X de electione 16) in 
Betracht; sie würdigt der Verfasser im späteren Verlauf der Darstellung. 

In einem zweiten Kapitel wird die Wissenschaft bis zum 
Tridentiner Konzil betrachtet, Der Verfasser beginnt mit der 
Wissenschaft des 12. und 13. Jahrhunderts. Er führt dabei aus, daß 
die Patronate juristischer Personen, einschließlich der Patronate der 
Gemeinden, irgend ein Problem dem Juristen der damaligen Zeit 
nicht bieten. Man habe die juristischen Personen ebenso selbstver- 
ständlich im Besitze ihrer Patronate anerkannt wie früher im Besitz 
ihres Kircheneigentums. Nur um die dem Patronatrechtssystem nicht 
angehörigen Gemeinderechte sei bei den Dekretalisten und den späteren 
Kommentatoren der Streit entbrannt. Die Kirchengesetzgebung habe 
sich in dieser Frage absichtlich passiv verhalten und damit diese 
Gemeinderechte verneint; dies erbelle deutlich aus dem erwähnten 
cap. 24 X de elect. 16, in dem es sich nicht um ein Patronat, sondern 
um ein solches Gemeinderecht handle, und in dem der Prozeß nur 
durch den Hinweis auf den Quasibesitz am Präsentationsrecht erledigt 
werde. Auch die Wissenschaft habe seit Innozenz IV. die schlichte 
Gemeindepräsentation als ungesetzlich verworfen (Hostiensis, die Glosse 
zum Liber extra — Zurückführung des cap. 24 X,16 auf ein Fundations- 
privileg — Durantis). Allein unmittelbar nach Durantis sei eine Lehre 
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aufgekonmien, welche den Satz aufstellte, daß die Gemeinden das Prä- 
sentationsrecht an ihren Pfarrkirchen präskribiert haben könnten, und 
cap. 24 X, 16 vom Ersitzungsbesitz des Präsentationsrechts handle. 
Hiermit sei der Grundgedanke für die Eingliederung der Gemeinde- 
rechte ins Patronatrechtssystem gefunden worden. 

In bezug auf die Wissenschaft des 14. Jahrhunderts bemerkt der 
Verfasser, daß sie sich zu den wirklichen Patronaten juristischer 
Personen ebenso wie früher stellte, so auch bei den jetzt zum ersten- 
mal begegnenden Patronaten von Beginenkongregationen und univer- 
sitates scholarium. Dagegen könne in bezug auf nichtpatronatische 
Gemeinderechte von einer Entwicklung gesprochen werden, hier komme 
jetzt der Kampf zur vollen Entfaltung. Während die Möglichkeit der 
Ersitzung von Präsentationsrechten der Gemeinde von Archidiakonus 
(Guido de Baysio) geleugnet werde, sei sie von Johannes Andreae in 
seinen Quästiones Merkuriales in epochemachender Weise vertreten 
worden. Die auf Jobannes Andreae folgenden Kanonisten des 14. Jahr- 
hunderts hätten z, T. seine Lehre nur insofern erweitert, als nunmehr 
auch die Präskriptionsfrage in bezug auf das ganze Patronatrecht er- 
örtert und die Natur des von der Gemeinde ersessenen Präsentations- 
rechte im Verhältnis zum Patronaterecht ergründet werde (wegen ihrer 
Verschiedenheit Anwendung der päpstlichen provisio extraordinaria 
bei den Benefizien, an denen die Gemeinde ein Präsentationsrecht prä- 
skribiert habe), Die Bedeutung des Johannes Andreae wird von dem 
Verfasser noch in einer anderen Beziehung gefeiert. Seine Werke 
gäben den ersten Einblick in die damals herrschende Auffassung von 
den Patronatrechten der „universitates“. Man habe sie als Rechte 
ınehrerer physischer Personen, die ihrerseits eine universitas bilden 
(„singuli ut corpus“), aufgefaßt. Besonders bezeichnend sei in dieser 
Hinsicht auch eine Entscheidung der Rota über das Patronatrecht von 
Beginenkongregationen. Es wird als geistliches Patronat anerkannt, 
weil die Beginen an sich zwar Laien seien, aber infolge ihres religiösen 
Lebens, ihres habitus religiosus, ihrer Teilnahme am privilegium 
canonis u. &. ihnen mehr die Eigenschaft von geistlichen Personen zu- 
zubilligen sei. 

Auch die Wissenschaft des 15. Jahrhunderts stehe hinsichtlich der 
Patronatsfähigkeit juristischer Personen auf dem alten Standpunkt; 
unter den kirchlichen Gesellschaften treten zum ersten Male auch 
Tertiarier und Konfraternitäten sowie die Kongregation der Jesuati im 
Besitz von Patronaten auf. Die Frage nach der Berechtigung der nicht- 
patronatischen Gemeinderechte werde in eine allgemeine Frage des Patro- 
natrechtes übergeleitet und von Felinus Sandeus durch Anerkennung 
des Erwerbs von Patronatrechten auf Grund der Immemorialpräskription 
beantwortet. Es wird weiter bemerkt, daß die Kanonisten auch dieser 
Zeit bei „Anstalten“ und „Stiftungen“ meist den verwaltenden Kleriker 
als berechtigt aufführen, bei den „Universitates“ aber die vereinigten 
pbysischen Personen als berechtigt auffassen. Letzteres erhelle ins- 
besondere daraus, daß bei der Entscheidung, ob ihr Patronat geistlich 
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oder weltlich sei, auf die Eigenschaft ihrer Mitglieder unter An- 
wendung der Grundsätze der decisio rotae über die Beginenpatronate 
abgestellt werde. 

In den großen Traktaten über das Patronatrecht zu Anfang des 
16. Jahrhunderts ließen sich neue Gedanken im wesentlichen nur in 
bezug auf die rechtliche Auffassung der Patronate juristischer Per- 
sonen feststellen. Während zwar die Patronate der kirchlichen „An- 
staltspersonen“ und „Stiftungen“ in alter Weise bald als Rechte des 
verwaltenden Klerikers, bald als Rechte des locus pius behandelt seien, 
würden über die Patronate der „universitates‘ jetzt Ausführungen ge- 
macht, in denen diese Rechte deutlich als solche einer abstrakten 
juristischen Person im Sinne des römischen Rechts in Erscheinung 
träten. Der Verfasser führt für letzteres z. B. eine Stelle aus Rochus 
de Curte an: „Suboritur nunc quaestio accessioria, an, ubi universitati 
competat ius patronatus, singulares personae de illa universitate sint 
patronae. Conclude non.“ Der Verfasser führt weiter aus, daß man 
jetzt die praktischen Konsequenzen hieraus gezogen habe und daher 
die Alimentationsverpflichtung gegenüber den einzelnen Mitgliedern der 
universitas geleugnet und die dem Patron zustehenden Rechte den ein- 
zelnen Mitgliedern abgesprochen habe. Besonders wichtig sei auch, 
daß Rochus de Curte die herrschende Meinung verwerfe, daß über die 
geistliche oder laikale Natur der universitas scholarium das Über- 
wiegen der geistlichen oder weltlichen Scholaren entscheiden solle. 
Bei alledem aber handle es sich nicht um eine Eutwicklung von innen 
heraus, vielmehr sei der Begriff der römischen universitas von der 
Wissenschaft dem Patronatssystem „aufgepfropft* worden. Dies zeige 
sich in den Definitionen, die Rochus von den Arten der Patrouate gebe. 
Während beim geistlichen Patron die kirchlichen juristischen Per- 
sonen erwähnt seien, laute die Definition des Laienpatronats: „Patro- 
natus laicorum seu patronatus laicus dicitur, quando aliquis laicus vel 
clericus ratione patrimonii sui ecelesiam fundavit, construxit vel do- 
tavit.“ Unter letztere passe aber die weltliche universitas als ab- 
strakte juristische Person nicht, da sie kein „Laie* sei; auch für Rochus 
seien daher die Patronate weltlicher universitates Patronate mehrerer 
Laien. Bei Erörterung der Eigenschaften des Patrons werde ferner 
nur auf die physischen Personen Rücksicht genommen, auch solle sich 
die geistliche oder laikale Natur der Patronate der Kongregationen 
Tertiarier, Konfraternitäten nach dem Stand der einzelnen Mitglieder 
richten. Infolgedessen gehe durch das ganze Patronatrechtssystem ein 
unheilbarer Riß. Weit mehr um eine innere Entwicklung aber handle 
es sich, wenn in den Traktaten ausgeführt werde, daß die Rechte und 
die Pflichten beim Patronat einer universitas die sie repräsentierenden 
Vertreter treffe. 

Im dritten Kapitel geht der Verfasser auf das Tridentiner 
Konzil über. In ihm werde der Kampf der Wissenschaft um die 
Gemeinderechte zum Abschluß gebracht: Die Fundation könne auch 
durch den Nachweis unvordenklichen Rechtsbesitzes bewiesen werden 
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(Sess. XXV, c.9 de ref.). Der mit den Worten „in iis vero personis 
seu communitatibus vel universitatibus, in quibus id ius plerumque 
ex usurpatione potius quaesitum praesumi solet“ beginnende Zusatz, 
der den Beweis verschärfe, sei auf die Landesherren (personis) und auf 
die Gemeinden (communitatibus vel universitatibus) zu beziehen. Man 
könne in ihm nicht die Anerkennung der Patronatsfähbigkeit der juristi- 
schen Person im allgemeinen erblicken. Auch die Fortsetzung in dem- 
selben Kapitel ergebe nicht, daß die juristische Person als solche 
patronatsfähig sei. Das Tridentiner Konzil habe den Kreis der bis- 
herigen juristischen Personen nicht erweitert, es habe auch nicht den 
Patronat der juristischen Person im Sinne der römischen universitas 
festgelegt, im Gegenteil stelle es dem „ius patronatus ecclesiasticum“ 
nur ein „ius patronatus laicorum“ gegenüber, unter welches ein Patronat 
einer weltlichen abstrakten juristischen Person im Sinne des römischen 
Rechts nicht passe. 

Im vierten Kapitel betrachtet der Verfasser die Wissenschaft 
nach dem Tridentiner Konzil im 16, und 17. Jahrhundert. Auch 
bier ergebe sich, daß bestimmte juristische Personen ohne weiteres 
als patronatsfähig anerkannt würden; es bestehe ferner der alte Zwie- 
spalt in der Auffassung der „universitas‘ — bald römische abstrakte 
juristische Person, bald Vereinigung mehrerer physischer Personen. 
Dies zeige sich auch hier in den Definitionen der Arten des Patronats. 
Schließlich verfolgt der Verfasser die weitere Verdrängung der uni- 
versitas als Patronatssubjekt durch die physischen Personen ihrer Ver- 
treter in den Entscheidungen der Rota. Diese Entwicklung habe die 
Patronate der „universitates“ den Patronaten der „Anstalten“ und 
„Stiftungen“, bei denen nunmehr völlig der verwaltende Kleriker als 
patronatberechtigt aufgefaßt werde, angenähert. Von solchen Patro- 
naten seien aber an sich die Patronate physischer Personen kraft Amts- 
trägerschaft zu scheiden, die allerdings vielfach in Patronate der be- 
treffenden juristischen Personen übergegangen seien und so die Zahl der 
letzteren stark vermehrt hätten. 

Im fünften Kapitel handelt der Verfasser über die Wissenschaft 
vom 18. Jahrhundert bis zur Gegenwart. Wesentlich sei hier, 
daß man den Satz des Vivian: „Es gibt auch juristische Personen, die 
Patronate erwerben können“ in den anderen verkehrt habe: „Auch die 
juristischen Personen sind patronaterwerbsfähig.“ Vor allem sei dies 
seit Schulte und Mejer geschehen. Die juristische Person aber, die 
so ganz allgemein die Patronatsfähigkeit erhalte, sei die abstrakte 
juristische Person des römischen und modernen Rechts. Hiermit stehe 
jedoch das Patronatrechtssystem, das von den gleichen Schriftstellern 
vertreten werde, in unvereinbarem Gegensatz. Denn dieses sei durch- 
aus das alte der früheren Zeit. Die juristischen Personen, die als 
Patronatsinhaber erwähnt würden, seien die gleichen wie früher. Ihre 
Patronate erschienen in Rechten physischer Personen verkörpert. Dies 
zeige sich in dem allgemeinen für den Patron aufgestellten Erfordernis 
der Zugehörigkeit zum christlichen Glauben, in den Definitionen des 
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geistlichen und vor allem des Laienpatronats u. a. m. Den ersten Ver- 
such, diese Widersprüche aus der Welt zu schaffen, habe Hinschius 
gemacht; ihm seien Ilger und Stutz gefolgt. Hinschius berück- 
sichtige gleich bei dem Aufbau seines Patronatrechtssystems die 
juristischen Personen. Er lege zunächst fest, daß alle kirchlichen und 
weltlichen juristischen Personen Patronate erwerben können, lasse 
dann aber das für Patronate physischer Personen gültige Erfordernis 
der Kirchenzugehörigkeit bei den juristischen Personen in Wegfall 
kommen. Eine Ausnahme mache er für juristische Personen mit reli- 
giösen oder kirchlichen Zwecken für eine bestimmte Konfession. Im 
übrigen käme nach ihm die Kirchenzugehörigkeit erst bei der Aus- 
übung des Patronats in Ansehung der Vertreter der juristischen Person 
in Frage. Der Verfasser zeigt dann, wie Hinschius im Gegensatz zu 
seinen Vorgängern auch bei den einzelnen Rechten des Patron auf 
die juristischen Personen als abstrakte Personen Rücksicht genommen 
habe, ingleichen auch bei der Scheidung zwischen geistlichem und 
Laienpatronat und der Definition deg geistlichen Patronats. Dagegen 
falle er bei der Definition des Laienpatronats in die althergebrachte 
Definition zurück, indem er es einem Laien oder einer geistlichen 
Person aus einem von ihrer kirchlichen Stellung unabhängigen Grunde 
zuspricht. Dem entgegnet der Verfasser, daß juristische Personen nie- 
mals „Laien“ sein könnten, und daher könne die Definition von Hin- 
schius auch wieder nur in dem Sinne gemeint sein, daß die Patronate 
weltlicher juristischer Personen als in den Rechten physischer Per- 
sonen verkörpert angesehen würden. Dann aber sei der Grundsatz von 
der Patronatsfähigkeit der abstrakten juristischen Person nicht durch- 
geführt. Und es frage sich, ob er wirklich richtig sei. 

Auf diese Frage sucht der Verfasser im Schlußkapitel eine 
Antwort zu geben. 

Das Patronatrecht sei ein kirchlichöffentliches Recht. Es könne 
daher nur von Personen erworben und ausgeübt werden, die fähig 
seien, sich innerhalb des kirchlichen Rechtsgebiets zu betätigen. In 
bezug auf diese Fähigkeit seien physische und juristische Personen zu 
unterscheiden. Die Einzelperson sei fähig, wenn sie der Kirche an- 
gehöre und nicht durch Exkommunikation u. a. kirchlich rechtsunfähig 
geworden sei. Bei den juristischen Personen sei, da sie als abstrakte 
juristische Personen des modernen Rechts niemals Mitglieder einer 
Kirche sein könnten, darauf zu sehen, ob sie durch ihre Zwecke, die 
sie verfolgen, in ein Zugehörigkeitseverhältnis zu einer Kirche oder 
 Religionsgesellschaft treten. Von einer solchen Zugehörigkeit dürfe 
man dann sprechen, wenn die juristische Person ein Organisations- 
körper der betreffenden Kirche oder Religionsgesellschaft sei oder wenn 
sie sich ausschließlich den Zwecken dieser Kirche oder Religions- 
gesellschaft widme (z. B. Kirchen, Benefizien, Klöster, Orden, Kon- 
gregationen, kirchliche Wohltätigkeitsanstalten, nicht aber z. B. konı- 
munale Wohltätigkeitsanstalten, private Wohltätigkeitsvereine oder 
kirchliche juristische Personen anderer Kirchen). Diese kirchlichen 
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juristischen Personen seien kirchlich rechtsfähig und daher patronats- 
fähig; die hiernach nicht kirchlichen aber seien kirchlich rechtsunfähig 
und daher nicht patronatsfähig. Von diesen Regeln gebe es zwei 
Ausnahmen. Einmal müsse das in Deutschland geltende Gewohnheits- 
recht, welches Protestanten und Katholiken in bezug auf die Patronate 
der beiderseiten Kirchen gleichstelle, auch auf die Patronate juristischer 
Personen Anwendung finden, so daß also auch die kirchlichen juristischen 
Personen der evangelisch - lutherischen und evangelisch - reformierten 
Kirche nach katholischem Kirchenrecht patronatsfühig seien. Sodann 
aber würden in feststehender Praxis gewisse Gruppen von nichtkirch- 
lichen juristischen Personen als patronatsfähig behandelt. Dies sei 
historisch zu erklären; hier führt der Verfasser wörtlich folgendes aus: 
„Die Patronate von weltlichen Anstaltspersonen und Stiftungen be- 
gegnen dann, wenn sich, wie bei den Hospitälern, ursprünglich kirch- 
liche juristische Personen in weltliche juristische Personen verwandelt 
haben; die Patronate weltlicher Korporationen — universitates pa- 
riochianorum, scholarium, professorum — aber gehen in ihren Anfängen 
in eine Zeit zurück, wo die universitas noch als Vereinigung physischer 
Rechtsträger aufgefaßt wird. Das letztere gilt selbst noch für die 
Patronate von Aktiengesellschaften, die schon auftauchen, ehe den 
Aktiengesellschaften juristische Persönlichkeit zugebilligt ist.“ Man 
könne also, so meint der Verfasser, nur feststellen, daß das kanonische 
Recht neben den kirchlichen einzelne weltliche abstrakte juristische 
Personen als patronatsfähig behandle; dies seien Ausnahmeerscheinungen. 
Die spätere Entwicklung sei abzuwarten. Vorläufig sei die Lehre, daß 
das kanonische Recht die Patronatsfähigkeit der juristischen Person 
als solcher anerkenne, unbegründet. 

Schließlich stellt der Verfasser folgende Definitionen des geist- 
lichen und Laienpatronats auf: 

„Geistlich ist der Patronat, der einem Kleriker kraft Amtes oder 
einer kirchlichen juristischen Person zusteht.“ 

„Laienpatronat ist der einem Laien oder einem Kleriker ohne 
Beziehung zu seinem Amte oder der einer nichtkirchlichen juristischen 
Person zustehende Patronat.‘“ 

Wenn wir zu den dargelegten Untersuchungen und Ergebnissen 
Stellung nehmen, so ist zunächst zu bemerken, daß die Auswahl des 
Themas eine glückliche ist. Es handelt sich um historisch und dog- 
matisch sehr interessante, allerdings nicht einfache Fragen. Der Ver- 
fasser versteht es auch, in fesselnder Weise seine Ansichten vorzu- 
tragen. Das Buch ist als eine sehr verdienstliche Bereicherung unserer 
Literatur zu bezeichnen. Was den Inhalt der Darlegungen im einzelnen 
anlangt, so liegt das wissenschaftliche Verdienst des Verfassers m. E. 
vor allem darin, daß er die Geschichte der Gemeindepatronate in 
eingehender und, wie ich glaube, meist zutreffender Weise zur Dar- 
stellung bringt. Der Kampf der Kirche und der Kampf in der Wissen- 
schaft in dieser ganzen Frage wird in sorgfältiger und ansprechender 
Weise aufgedeckt. Besonders interessant sind die Ausführungen über 


600 Literatur. 


Johannes Andreae und Durantis, und der Nachweis, daß es die Ge- 
meindepatronate sind, an welche die ganze Frage der Ersitzung von 
Patronatrechten anknüpft. Was das Tridentinum betrifft, so dürfte 
die Auffassung, daß es sich bei den communitates und universitates 
ausschließlich um Gemeinden handle, zu eng sein, wennschon die 
Vorschrift zweifellos hauptsächlich gegen sie gerichtet war. 

Sehr zu bedauern ist aber, daß der Verfasser bei seinen Unter- 
suchungen und Darlegungen hinsichtlich der Auffassung, welche die 
kanonistischen Schriftsteller im Mittelalter über das Wesen der patro- 
natsfähigen juristischen Personen gehabt haben, sich auf ihre Äuße- 
rungen beschränkt hat, die er beim Patronatrecht fand. Der Verfasser 
hätte sie mit den sonstigen Erörterungen der Kanonisten über das 
Wesen der Verbandspersonen in Verbindung setzen, vergleichen und 
an ihnen nachprüfen müssen, um so mehr als die erwähnten Äuße- 
rungen, die der Verfasser verwertet, nicht sehr zahlreich sind, und er 
sich sagen mußte, daß er leicht welche übersehen konnte. Hätte der 
Verfasser dies getan und vor allem die eingehenden Schilderungen von 
O. Gierke, „Genossenschaftsrecht“ Bd. III 88 8, 9, 10 über die „Kor- 
porationstheorie der Kanonisten*, „der Legisten bis auf Bartolus® und 
über „Die romanistisch-kanonistische Korporationstheorie in ihrer 
Vollendung“ ausgiebig herangezogen, so würde sich für ihn das Bild 
vielfach ganz anders gestaltet haben. Es ist nicht möglich, auf alle 
Einzelheiten einzugehen. Wesentlich scheint mir in dieser Hinsicht 
folgendes. Der Verfasser berücksichtigt nicht, daß den mittelalter- 
lichen Kanonisten die scharfen Gegensätze zwischen Anstalten und 
Stiftungen einerseits den Korporationen andererseits fremd waren. Der 
Verfasser beachtet ferner nicht, daß die juristische Person als abstrakte 
Person bereits bei den Kanonisten des 13. Jahrhunderts, vor allem aber 
des 14. Jahrhunderts immer entschiedener zum Durchbruch kam, daß 
die romanistisch - kanonistische Korporationstheorie mit dem Ausgang 
des 14. Jahrhunderts im wesentlichen vollendet ist. Infolgedessen ist 
das, was der Verfasser über die Auffassung der Patronate juristischer 
Personen im 13. und 14. Jahrbundert ausführt, durchaus unrichtig. 
Bereits in dieser Zeit liegen die Dinge vielmehr im wesentlichen so, 
wie es nach der Ansicht des Verfassers erst in der Wissenschaft des 
16. Jahrhunderts gewesen ist. So kann man schon allgemein dem Ver- 
fasser, wenn er für das 14. Jahrhundert ein paar Äußerungen des Jo- 
hannes Andreae!) verwertet, nach denen die Patronate der „universi- 
tates“ als Patronate einer Mehrheit von Einzelpersonen erschienen, den 
Ausspruch desselben Johannes Andrese entgegenhalten, der erklärte, 
daß die universitas Person sei, oder bereits aus dem 13. Jahrhundert 
den Ausspruch Innozenz’ IV.: „cum collegium in causa universitatis 
fingatur una persona* (siehe hierzu O.Gierke a. a. O. 8.279). Vor 
allem aber haben die Kanonisten des 14. Jahrhunderts gerade auch in 


1) Übrigens wird Johannes Andreae vom Verfasser reichlich über- 
schätzt (8. 75). Vgl. über ihn O. Gierke a.a.O. 8. 247 Anm. 3. 
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bezug auf das Patronatrecht die scharfe Scheidung zwischen der 
universitas ipsa und den singuli gemacht und praktisch verwertet, 
was der Verfasser füälschlich erst bei den Schriftstellern des 16. Jahr- 
hunderts, insbesondere z. B. bei Rochus de Curte finden will. Wie ich 
O. Gierke a. a. 0.S. 443 Anm. 124 entnehme, wird bereits von Federicus 
Petruccius Senensis (zuletzt erwähnt 1343), von Johannes Lapus de Casti- 
glione (} 1381), ferner von Dominicus de Sancto Gemiano (Anfang des 
15. Jahrhunderts) der Grundsatz „quod universitatis est non est singu- 
lorum“ auf das Patronatrecht einer universitas angewendet, indem z. B. 
eine Präsentation tanquam corpus gelehrt und eine Alimentationspflicht 
der Kirche gegen die Glieder verneint wird. Dies zeigt auch, worauf 
hier hingewiesen sein mag, daß das Patronatrecht nach der Ansicht 
der Kanonisten nicht zu den Rechten gehörte, die man, weil auf die 
juristische Person selbst nicht anwendbar, im Interesse ihrer Aufrecht- 
erhaltung interpretationsweise auf omnes singuli bezog (vgl. hierzu 
O. Gierke a. a. O.S. 283). Freilich finden wir, ebenso wie auf anderen 
Gebieten, auch beim Patronatrecht in verschiedener Hinsicht Anklänge 
an den Gedanken, daß die universitas eine aus Einzelpersonen zu- 
sammengesetzte Gesamtperson sei; vgl. die zahlreichen allgemeinen 
Belege bei O.Gierke a.a.0. 8. 284 ff., 432 ff. In bezug auf das Patro- 
natrecht speziell sind in dieser Hinsicht die Belege des Verfassers 
für die Auffassung der universitas als einer Mehrheit von Einzelpersonen 
zu verwerten. — So ergibt sich, daß der „unheilbare Riß im Patronat- 
rechtssystem‘“, den der Verfasser erst im 16. Jahrhundert finden will, 
bereits im Mittelalter vorhanden ist. Wird dies beachtet, so erhellt auch, 
daß das, was der Verfasser über die Auffassung des Archidiakonus von 
den Patronaten der universitas sagt, nicht zutreffend ist. Archidiakonus 
macht bei der Glosse zu C. Si plures 36 C.16 q.7 folgende Bemerkung: 
„Ilud tamen diligenter nota, quod si ecclesia a civitate vel populo 
vel plebe ratione communitatis vel universitatis construatur vel dotetur 
vel solum, ubi construatur ei detur, nulli eorum singulariter ius patro- 
natus debetur, sed tantum universitati, vel civitati, vel populo, vel 
plebi, sicut, qui a collegio manumittitur, nulli singulariter reverentiam 
debet, sed singulos in ius vocabit. C.12 q.2: Qui manumittitur.“ — 
Der Verfasser sucht auszuführen, daß Archidiakonus hier nicht die 
juristische Auffassung seiner Zeit über die Patronate der universitates 
wiedergebe, vielmehr handele es sich nur um römisches Zivilrecht; 
denn die Darstellung knüpfe unmittelbar an das römische Freigelassenen- 
patronat, an den servus a corpore manumissus an. „Sie wäre mit dem- 
selben Inhalt auch dann denkbar, wenn es praktisch überhaupt keine 
Patronate von universitates gegeben hätte.“ Diese Ausführungen 
erscheinen schon an sich nicht überzeugend; daß aber in der Tat 
Archidiakonus mit der Gegenüberstellung der universitas und der 
singuli beim Patronatrecht die Auffassung des 14. Jahrhunderts wieder- 
gibt, kann nach unseren früheren Darlegungen nicht zweifelhaft sein. 
(Übrigens berufen sich Rochus de Curte und Paulus de Citadinis 
[16. Jahrhundert) dafür, daß der universitas das Patronatrecht zu- 
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stehe und nicht den singuli, ausdrücklich auf die erwähnte Stelle 
des Archidiakonus; dem Verfasser ist dies nicht entgangen, aber er 
meint auch hier, bei Archidiakonus handle es sich um reine, ganz 
unpraktische Konstruktion!) Unseren bisherigen Darlegungen steht 
natürlich nicht entgegen, wenn in einzelnen Punkten bei manchem 
Kanonisten des 16. Jahrhunderts die Auffassung von der abstrakten 
juristischen Person beim Patronatrecht schärfer durchgeführt wird. 
Man mag hierfür die vom Verfasser mitgeteilte Stelle aus Rochus 
de Curte verwerten, der sich im Gegensatz zur herrschenden Lehre 
für die geistliche Natur des Patronats der universitas scholarium 
trotz Überwiegens der Laien ausspricht, weil der universitas selbst der 
Patronat zustehe. Eine wirkliche Begründung kann ich freilich in 
diesen Bemerkungen nicht finden. Und auch hier muß beachtet werden, 
daß die Einwendungen gegen die Lehre, welche die Korporationen als 
geistliche oder weltliche je nach dem Überwiegen der geistlichen oder 
weltlichen Einzelpersonen in ihnen charakterisierte, schon in das 
14. Jahrhundert zurückreichen (vgl. zu der ganzen Frage O. Gierke 
2.2. 0. 8,434; zunächst erhob man die Einwendungen nur, um sie 
gleich selbst zu widerlegen; erst ein Schriftsteller des 16. Jahrhunderts 
erklärt sie für durchschlagend). 

Wir sehen, wie der Verfasser den Nachweis zu führen sucht, daß 
das katholische Kirchenrecht nur ganz bestimmten juristischen Personen 
die Patronatsfähigkeit zugebilligt, aber den Grundsatz der Patronats- 
fähigkeit der juristischen Person im allgemeinen nicht gekannt habe. 
M. E. ist dieser Satz vom Verfasser nicht bewiesen worden. Mir scheint 
die Sache vielmehr so zu liegen. Wir haben oben festgestellt, daß 
man schon im Mittelalter juristischen Personen als solchen den Patronat 
zusprach; man sah daher jedenfalls von dem Erfordernis, das man beim 
Patronat einer Einzelperson aufstellte, der Kirchenmitgliedschaft, in 
bezug auf die universitas ipsa ab. Zweifelhaft kann sein, ob nach 
mittelalterlicher Auffassung das Erfordernis der Kirchenmitgliedschaft 
aber auf die singuli bezogen werden mußte. Praktisch konnte, da 
überhaupt im weltlich-kirchlichen Recht nur Verbandspersonen von 
rechtgläubigen Christen voll anerkannt wurden, die Frage keine nennens- 
werte Rolle spielen. Sicher ist, daß man in späterer Zeit, um so mehr 
als man immer schärfer das einheitliche Moment bei der juristischen 
Person betonte, von der Kirchenmitgliedschaft der singuli absah. Den 
deutlichsten Ausdruck findet dies in moderner Zeit in der Anerkennung 
der Patronatsfähigkeit von Aktiengesellschaften, aber es zeigt sich 
praktisch auch in der Anerkennung staatlicher oder gemeind- 
licher Patronate. Es läßt sich dies in den Satz fassen: Die 
Juristische Person erschien patronatsfähig ohne Rücksicht auf die 
Kirchenmitgliedschaft ihrer Glieder. Oder kurz ausgedrückt: Die 
Juristische Person als solche ist patronatsfähig. Dies schließt natür- 
lich nicht aus, daß es Ausnahmen gibt und daß in anderer Be- 
ziehung die Kirchenmitgliedschaft der Glieder Bedeutung haben kann 
(z. B. bei der Ausübung des Patronats). Hiermit ist aber zugleich auch 
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die Auffassung des Verfassers abgelehnt, daß nur ganz bestimmte 
Gruppen von juristischen Personen für patronatsfähig gehalten worden 
seien. Vergeblich suchen wir im übrigen beim Verfasser nach einem 
durcbschlagenden Prinzip, nach welchem die Gruppenbildung erfolgt 
wäre. _ Wenn der Verfasser meint, daß man bestimmte Typen von 
weltlichen universitates deshalb als patronatsfähig angesehen hätte, 
weil man damals die Korporation als Vereinigung von Einzelpersonen 
aufgefaßt hätte, so ist nicht einzusehen, warum dies nur gerade für 
die bestimmten Typen, aber nicht für alle weltlichen universitates 
gegolten hat. Auch die Wissenschaft des 17. Jahrhunderts steht nicht, 
wie der Verfasser meint, auf seinem Standpunkt und damit im Gegensatz 
zur Wissenschaft des 18. und 19. Jahrhunderte. Wenn Vivian (1627) 
eine allgemeine Abhandlung darüber, wer Patronate erwerben könne, 
mit den Worten schließt: „Personae etiam fictae sunt capaces et 
acquirere possunt iuspatronatus et universitas, civitas, capitulum, 
collegium, confraternitas et similes® so ist es m. E. unmöglich, dies mit 
dem Verfasser dahin zu verstehen: „Es gibt auch juristische Personen, 
die Patronate erwerben können.* Vielmehr kann dies nur die Be- 
deutung haben: Die juristischen Personen sind im allgemeinen patronats- 
fähig. Der Zusatz „similes“ zeigt deutlich, duß von einem geschlossenen 
Kreis bestimmter Typen juristischer Personen nicht die Rede sein kann. 
Für die Wissenschaft des 18. und 19. Jahrhunderts muß der Verfasser 
selbst zugeben, daß sie den Grundsatz der Patronatsfühigkeit der 
Juristischen Personen aufgestellt habe; aber er hält dies für falsch und 
bestreitet seine Geltung als Rechtssatz. Demgegenüber muß wiederun: 
vor allem auf die Anerkennung der Patronatsfähigkeit einer Aktien- 
gesellschaft durch die Praxis verwiesen werden. Aber auch das all- 
gemeine preußische Landrecht darf unterstützend angeführt werden. 
Es enthält den Satz (II, Tit. 11 8 615): „Auch einem Collegio, Corpo- 
ration oder Commune kann das Kirchenpatronat zukommen.“ Man 
wird hierin die Kodifizierung eines allgemeinen kirchenrechtlichen 
Rechtssatzes zu erblicken haben. 

Darin ist allerdings dem Verfasser recht zu geben, daß die 
kirchenrechtlichen Schriftsteller bis auf Hinschius bei der Darstellung 
des Patronatrechts auf die Patronatsfähigkeit juristischer Personen 
im einzelnen zu wenig Rücksicht genommen haben, und daß sich in- 
folgedessen manche Ungereimtheit bei ihnen findet. Man schnitt eben 
die Darstellung des Patronatrechts im wesentlichen auf die Einzelperson 
zu. Es ist, wie der Verfasser ebenfalls mit Recht hervorhebt, das 
Verdienst von Hinschius, hier bessernd eingegriffen zu haben. Der 
Verfasser meint aber, daß Hinschius bei der Definition des Laien- 
patronats in alte Fehler zurückfalle und sich hier die wunde Stelle 
seiner Lehre offenbare. Ich vermag dem Verfasser hier nicht bei- 
zustimmen. Wenn Hinschius beim Laienpatronat nur von Laien, aber 
nicht von juristischen weltlichen Personen spricht, so zeigt dies, daß 
er hier den Ausdruck „Laie“ in einem nicht ganz technischen Sinn 
verwendet. Er versteht ihn offenbar im Sinn von „weltlicher Person‘. 


604 Literatur. 


Auch den älteren Schriftstellern hat dies vorgeschwebt. Daß Hin- 
schius die Definition in dem Sinn gemeint habe, daß die Patronate 
juristischer Personen als verkörpert in Rechten physischer Personen 
anzusehen seien, wie der Verfasser erklärt, ist m. E. ganz ausgeschlossen. 

Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich bereits, daß ich 
die eigene Ansicht des Verfassers über die Patronatsfähigkeit der 
juristischen Personen, die er am Schluß seiner Abhandlung aufstellt, 
nicht für richtig halte. Man kann diese Ansicht des Verfassers auch 
so kennzeichnen, daß man sagt, daß er einen Punkt, den Hinschius 
für die Fernhaltung gewisser juristischer Personen von der Patro- 
natsfähigkeit verwertet, zum Prinzip für die Frage ihrer Zulassung 
verwendet. Hinschius meint, daß juristische Personen, welche ledig- 
lich religiöse oder kirchliche Zwecke einer bestimmten Konfession 
verfolgen, unfähig sein müßten, Patronate an Kirchen einer anderen 
Konfession zu erwerben. Der Verfasser erklärt grundsätzlich nur 
juristische Personen, die ausschließlich die Zwecke einer bestimmten 
Kirche verfolgen, für patronatsfähig ın dieser Kirche. Obschon ich 
glaube, daß die Lehre des Verfassers bereits durch meine historischen 
Bemerkungen widerlegt wird, möchte ich doch noch etwas näher 
auf sie eingehen. Der Verfasser glaubt seine Ansicht aus dem Wesen 
des Patronats und dem Wesen der abstrakten juristischen Person be- 
weisen zu können. Man kann aber nicht einsehen, was dazu zwingt, 
wenn bei den juristischen Personen das Erfordernis der Kirchenmitglied- 
schaft versagt, an seine Stelle eine ausschließliche kirchliche Zweck- 
bestimmtheit treten zu lassen. Das sind Erfordernisse, die sich gar 
nicht miteinander vergleichen lassen; man kann sie auch durch das 
farblose „Zugehörigkeit* zu einer Kirche nur ganz äußerlich zusammen- 
fassen. Es ist ferner nicht einzusehen, wieso eine juristische Person 
mit ausshließlich kirchlichem Zweck unbedingt auch fähig sein muß, 
sich auf dem Rechtsgebiet der betreffenden Kirche betätigen zu können, 
und wieso einer juristischen Person mit nicht ausschließlich kirchlichem 
Zweck diese Fähigkeit schlechthin abgesprochen wird. Hierzu kommt, 
daß der Patronat einen stark zivilrechtlichen, vielleicht besser gesagt 
einen nicht kirchenrechtlichen Einschlag auch heute noch besitzt. Und 
warum verlangt der Verfasser einen ansschließlichen kirchlichen Zweck, 
warum kann die juristische Person, die noch andere Zwecke verfolgt, 
nicht kirchlich rechtsfähig sein? Auf dieses alles suchen wir vergeblich 
eine Antwort. Und hierzu kommt nun noch der Widerspruch zu der 
ganzen historischen Entwicklung. — Der Verfasser benutzt die kirch- 
liche Zweckbestimmung der juristischen Personen aber nicht bloß für 
die Feststellung ihrer alleinigen kirchenrechtlichen Rechtsfähigkeit, 
sondern gleichzeitig auch zur Feststellung ihrer kirchlichen Eigenschaft. 
Die juristische Person, die ein Organisationskörper der katholischen 
Kirche ist, oder die sich ausschließlich den Zwecken der katholischen 
Kirche widmet, ist ihm eine geistliche Person und kommt für den 
geistlichen Patronat in Betracht. Dem ist nicht beizustimmen. Es 
entscheidet über die Frage, ob eine Person geistlichen oder weltlichen 
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Charakter hat, nur die Eingliederung in die Kirche. Die Ansicht 
des Verfassers würde z. B. dazu führen, einen bürgerlichrechtlichen 
Verein oder eine Stiftung zur Erbauung von Gotteshäusern oder zur 
Verbreitung religiöser Schriften, wenn sie einer bestimmten Kirche 
gewidmet sind, für kirchliche, für geistliche Personen zu erklären. — 
Wenden wir uns nun noch den weltlichen juristischen Personen des 
Verfassers zu, so sind sie also nach seiner Ansicht grundsätzlich patro- 
natsunfähig. Hierin werden aus historischen Gründen, abgesehen von 
den protestantischen kirchlichen juristischen Personen, Ausnahmen 
gemacht für solche Gruppen von Anstalten, Stiftungen und Körper- 
schaften, die in feststehender Praxis als patronatsfähig behandelt 
worden seien. Ich gehe nur noch auf diese letzteren Ausnahmen ein. 
Da ergibt sich aber, daß es sich in Wirklichkeit gar nicht nur um 
solche juristische Personen handelt, die durch eine für das Patronat- 
recht etwa bedeutungsvolle Eigenart von anderen weltlichen juristischen 
Personen abgegrenzt waren, sondern zweifellos auch um solche, die 
ganz zufällig in der kirchenrechtlichen Praxis des Patronatrechts 
aufgetaucht sind. Für Anstalten und Stiftungen wird freilich die ur- 
sprünglich kirchliche Eigenschaft angeführt und auf die Hospitäler 
verwiesen. Aber bei den Ausnahmen, die Korporationen sind, erklärt 
der Verfasser einfach, daß es daran gelegen habe, daß man die Korpo- 
rationen als Vereinigung physischer Rechtsträger aufgefaßt habe, 
Allein, wir sahen bereits, dies Moment mußte doch bei allen Korpo- 
rationen wirksam sein, es konnte also zu einer typischen Gruppen- 
bildung nicht führen. Indem so rein zufällige Momente den Ausschlag 
geben und auch hier wieder nicht das Ineinanderfließen von Anstalten, 
Stiftungen und Körperschaften in der ganzen historischen Entwicklung 
(auch noch in der neueren Zeit) beachtet wird, ergibt sich ein buntes 
Gemenge von weltlichen juristischen Personen, die der Verfasser als 
patronatsfähig anerkennt: Von Anstalten und Stiftungen die Hospi- 
täler und ähnliche Institute (welche?), von Körperschaften die Gemein- 
den, die universitates professorum, die universitates scholarium und die 
Aktiengesellschaften. Hiernach wäre also jede Aktiengesellschaft 
patronatsfähig, aber jeder sonstige weltliche Verein nicht patronats- 
fähig. Und selbst ein gewöhnlicher Verein, dessen Zweck in dem 
Betriebe eines Krankenhauses für Arme besteht, könnte nicht patro- 
natsfähig sein, da er keine Anstalt oder Stiftung ist. 

Indem wir die Ausführungen des Verfassers ablehnen, erkennen 
wir gleichzeitig die Lehre von Hinschius als richtig an. Mit Recht 
sind ihr Ilger und Stutz gefolgt. Auch die schwierige Frage in 
bezug auf die Ausübung des Patronatrechts durch juristische Personen 
ist m. E. von Hinschius im Ergebnis richtig gelöst: Für die Organe 
sind die Regeln der physischen Personen anzuwenden. Dem pflichtet 
auch der Verfasser bei. Die Erklärung hierfür ergibt sich m. E. wieder 
aus der historischen Entwicklung, und die Untersuchungen des Ver- 
fassers liefern dafür reichliche und interessante Belege. 

Was schließlich die Definitionen des Verfassers anlangt, so sind 
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sie so neutral gehalten, daß sie auch von der herrschenden Lehre ge- 
billigt werden können. Denn es kommt in ihnen nicht zum Ausdruck, 
daß nur bestimmte Gruppen von weltlichen juristischen Personen 
patronatsfähig sein sollen, und die nicht richtige Abgrenzung des Ver- 
fassers zwischen kirchlichen und nichtkirchlichen juristischen Personen 
tritt nicht hervor. Wer also es nicht deutlich genug findet, wenn 
unter einer geistlichen Person auch die kirchliche juristische Person 
einbegriffen wird, und wer daran Anstoß nimmt, den Ausdruck Laie 
in dem weiten Sinn von weltlicher Person (mit Einschluß der juristi- 
schen Person) zu gebrauchen, der kann die Definitionen des Verfassers 
als die zweifellos deutlicheren und genaueren akzeptieren. 


Königsberg i. Pr. Julius von Gierke. 


Viktor Ernst, Die Entstehung des württembergischen 
Kirchenguts (Sonderabdruck aus den Württemberg. Jahr- 
büchern für Statistik und Landeskunde). Stuttgart, K. Statist. 
Landesamt 1911. 


Das 1534 evangelisch gewordene Herzogtum Württemberg hat hin- 
sichtlich seiner Kirchengüter eine bemerkenswerte, bis auf den heutigen 
Tag nachwirkende Sonderentwicklung durchgemacht. Es wurde ein 
kirchliches Landesvermögen gebildet, in dessen Masse nicht etwa nur die 
säkularisierten Klöster und die durch den neuen Kultus überflüssig gewor- 
denen Stifts- und Kaplaneipfründen, sondern insbesondere auch die Pfarr- 
pfründen eingeworfen worden sind. Die Zeit der Säkularisationen im 
Anfang des 19. Jahrhunderts führte weiterhin den eigentümlichen Zu- 
stand herbei, daß im Jahre 1806 jenes allgemeine Kirchengut mit allen 
darauf liegenden kirchlichen Verpflichtungen dem Staatsvermögen in- 
korporiert wurde. In zeitgemäßer Ausführung einer Bestimmung der 
Verfassungsurkunde von 1819, die nach verschiedenen vergeblichen An- 
läufen bis zum heutigen Tage unerledigt geblieben ist, sind seitens 
der württembergischen Regierung neuerliche Arbeiten im Gange, die 
darauf abzielen, ein der Kirche eigentümliches Vermögen wieder sicher- 
zustellen. 

Angeregt durch eine Tübinger Preisaufgabe hat der Unterzeichnete 
eine summarische Arbeit über die „Geschichte des allgemeinen Kirchen- 
guts in Württemberg von 1534—1806“ in den Württembergischen Jahr- 
büchern für Statistik und Landeskunde 1903 (I, 73—101 und II, 1—81) 
veröffentlicht. Das weitschichtige Quellenmaterial konnte dabei, wie 
in den einleitenden Bemerkungen (I S. 78) auch betont wurde, ent- 
sprechend der durch die Preisaufgabe gesetzten zeitlichen Beschränkung 
nicht annähernd erschöpft werden. Für die Entstehungsgeschichte des 
württembergischen Kircherguts ist nun durch die Arbeit von Ernst 
die notwendige Ergänzung, man kann wohl sagen, fast bis zum letzten 
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Wort über die Sache geboten worden. Weit über das aktuelle Inter- 
esse hinaus, das der Studie infolge der gegenwärtigen nuf die Aus- 
scheidung des Kirchenguts gerichteten Bestrebungen anhaftet, führt 
der durch Herausgabe des Briefwechsels an Herzog Christoph von 
Württemberg (1550—1555) bekannte Verfasser!) den Leser in die Fragen 
über Behandlung des Kirchenguts im 16. Jahrhundert hinein und liefert 
damit einen wertvollen Ausschnitt aus der Reformationsgeschichte. 

Die Arbeit zerfällt in drei Teile. Der erste behandelt „Das Erbe 
des Mittelalters“. Auf Grund des „Anlagebuches‘“ einer Ende 1525 von 
der Österreichischen Zwischenregierung in Württemberg umgelegten 
Landessteuer und mit Hilfe eines Pfründenverzeichnisses von 1555, 
dessen Unterlagen unmittelbar auf die Zeit der Einführung der Refor- 
mation zurückgehen, werden die im Reformationsjahre 1534 im Lande 
vorhandenen geistlichen Güter aufgezählt und hinsichtlich ihres Ertrags 
berechnet. Das Einkommen der 458 Pfarrpfründen betrug etwa 27 000A., 
das der 636 Kaplaneipfründen ungefähr 19000f., dazu kamen noch 
15 Prädikaturen, 100 Stiftestellen, also insgesamt waren es 1209 Pfründen 
mit einem Ertrag von 59500fl. Das Einkommen der Heiligen und 
Kirchenfabriken wurde 1525 auf 11400 fl. veranschlagt, das der örtlichen 
Wohltätigkeitsanstalten auf 6700 fl. Dazu kommen noch 6 Waldbrüder- 
und 34 Beginenhäuser mit etwa 3000 fl. Einkommen, 12 Frauenklöster 
mit 10600 fl. und 5 kleinere Mannsklöster mit 3450. Nicht genannt 
sind dabei alle die kirchlichen Einrichtungen, die wegen zu geringer 
Einkünfte steuerfrei waren. Eine besondere Stellung nehmen die 14 
großen Mannsklöster des Landes ein, zu denen als auswärtiges noch 
Zwiefalten mit seinen ausgedehnten Besitzungen im Lande hinzukommt. 
Ihr Einkommen läßt sich nach dem Steuerbuche von 1525 ungefähr 
auf 119000fl. berechnen. Insgesamt ergibt sich so nach den Berech- 
nungen des Verfassers ein Einkommen von ca. 220000 fl., von dem nach 
allgemeiner Schätzung ca. 30—40°/, für Verwaltungskosten abzuziehen 
wären. 

Der zweite Abschnitt behandelt die Zeit unter Herzog Ulrich 
(1534—1550) und zeigt den Umfang und das Verfahren der weitgehen- 
den Säkularisation unter diesem Fürsten. Interessant ist dabei der 
Nachweis, daß Herzog Ulrich den zu Ausgang des Mittelalters „gleich- 
sam unter der Decke lebenden“ Anspruch deutlich und offen erhob, 
daß die Kirchengüter in seinem Territorium fürstliches Kammergut 
seien. Auch die mageren Reste im Pfarr- und Heiligengut, die der 
Kirche und den Gemeinden überlassen blieben, wurden als freiwillige 
„Begnadung“ gewertet, deren Verdienst um so höher anzuschlagen 
sei, als der Herzog dabei seine eigenen großen Beschwerden und Schulden 


!) Nur nebenbei seien die Leser dieser Zeitschrift darauf hingewiesen, 
daß in den von Ernst als Mitglied des Statistischen Landesamts in Stutt- 
gart bearbeiteten geschichtlichen Teilen der jüngst erschienenen Oberamts- 
beschreibungen von Urach und Münsingen sich eine Fülle kirchenrechtlicher 
und verfassungsgeschichtlicher Nachrichten in kundiger Bearbeitung zusam- 
mengehäuft finden. 
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außer acht gelassen habe, und für die er deshalb den Lohn des Himmels 
wie den Dank seiner Untertanen erwarte. Dies aufsehenerregende 
Verhalten des Herzogs Ulrich hat die Kirchengüterfrage innerhalb der 
protestantischen Bundes- und Reichspolitik in den Jahren seit 1538 
wach erhalten (vgl. Roth in Archiv f. Ref.-Gesch. I, 1904, 299—336 
und die neuen im nächsten Jahrgang dieser Zeitschrift zu besprechenden 
Arbeiten von Wolff und Körber). Das Interim hat dem württem- 
bergischen Herzog einen dicken Strich durch die Rechnung gemacht. 

Der dritte Abschnitt beschreibt die eigentliche Stiftung des 
Kirchenguts unter Herzog Christoph (1550—1565), die davon ausgeht, 
überall feste, von dem wechselnden Ertrag der Pfründen unabhängige 
Kompetenzen für die Kirchendiener sicherzustellen. Hierzu werden 
simtliche Besitzungen der Pfründen mit dem Besitz von Stiftspfründen, 
Frauen- und kleineren Mannsklöstern, Waldbrüder- und Beginenhäusern, 
sowie Ruralkapiteln in einen „gemeinen Kirchenkasten“ zusammen- 
gezogen. Die Verwaltung wird einer neugebildeten Kirchenbehörde, 
dem Kirchenrat, übertragen und der Ertrag in erster Linie für die Be- 
dürfnisse der evangelischen Kirche Württembergs bestimmt. Die ganze 
Stiftung ist in der „Großen Kirchenordnung“ von 1559 und auch dem 
Landtag von 1565 gesetzlich festgelegt worden. Interessant ist nun 
der Nachweis des Verfassers, daß entgegen dem Idealismus der großen 
Kirchenordnung, welche alles der Kirche gehörige Gut ihr auch er- 
halten will, doch immerhin schon zu Herzog Christophs Zeiten be- 
deutende Summen aus dem Kirchenkasten für weltliche Zwecke des 
Herzogs verwendet worden sind. Insbesondere sind die Überschüsse 
der zu Theologenschulen umgewandelten großen Mannsklöster, wie 
übrigens Ref. schon in seiner Arbeit (I, 99 und 100) nachgewiesen hat, 
als „Mannsklösterdepositum“ zum Besten von Land und Leuten d.h. 
für die herzogliche Kasse gesammelt worden. Herzog Christoph war 
also bei allem Verständnis für die kirchlichen Bedürfnisse dafür besorgt, 
daß der Staat an dem Gute der ehemaligen Klöster seinen Nutzen und 
seine Rechte wahre. 


Thekla’ bei Leipzig. Heinrich Hermelink. 


Ernst Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. Ihre 
Geschichte und ihr Recht (a.u.d.T.: Kirchenrechtliche Ab- 
handlungen, herausgegeben von Ulr. Stutz, Heft 79 und 80). 
Stuttgart, Ferd. Enke 1913. XL, 384 8. 


Der Verfasser entschuldigt sich im Vorwort, daß er ein so dickes 
Buch über einen Gegenstand von so geringer systematischer Bedeutung 
geschrieben hat. Das war nicht nötig. Die systematische Bedeutung der 
behandelten Rechtseinrichtung ist gar nicht so gering. Im Gegenteil: 
Das Bestehen dieser eigenartigen, aus einem kirchlichen und einem 
staatlichen Beamten bestehenden Mittelinstanz, wie wir sie in der 
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hannöverschen und ebenso in anderen Landeskirchen haben, ist von 
größter systematischer Bedeutung für das Verhältnis von Staat und 
Kirche und es ist nur ein Zeichen von der geringen Enotwickelung der 
Wissenschaft des evangelischen Kirchenrechts, daß sie unter diesem 
Gesichtspunkt nicht schon eingehend gewürdigt ist. Ich habe schon 
öfters darauf aufmerksam gemacht, daß das Verhältnis von Staat und 
Kirche richtig nur aus der Gesamtheit der auf den verschiedensten 
Gebieten bestehenden einzelnen rechtlichen Beziehungen zwischen staat- 
lichen und kirchlichen Organen erkannt werden kann, und habe ver- 
sucht, diese Beziehungen im einzelnen zu verfolgen und aufzuklären. 
Sie geben uns teilweise ein ganz anderes Bild als wie wir es in der 
Theorie bisher zu seben gewohnt waren. Freilich stellt diese Be- 
trachtungsweise rechtshistorischer Forschung große Aufgaben. Denn 
auch alle diese Einzelbeziehungen sind gar nicht zu verstehen, wenn 
sie nicht in ihrem geschichtlichen Werdegang verfolgt werden; nirgends 
gilt so wie hier die Forderung, daß auch im Rechtsleben die Gegen- 
wart als Ausschnitt aus dem Flusse einer Entwickelung zu betrachten 
ist. An einer historischen Analyse der einzelnen danach in neuer Be- 
leuchtung erscheinenden Rechtseinrichtungen feblt es in der Wissen- 
schaft des evangelischen Kirchenrechts noch fast ganz. Obwohl gleich 
beim Erscheinen meiner ersten dahingehenden Studie darauf aufmerksam 
gemacht ist, sie habe gezeigt, daß uns erst rechtshistorische Arbeit 
„für das geltende Recht auf den Boden der Wirklichkeit stellen“ könne, 
(vgl. Ulr. Stutz, Die kirchliche Rechtsgeschichte 1905 S. 24) habe ich 
bisher wenig Nachfolge gefunden. Martens schlägt hier ein. Und er 
folgt auch in der durch diese Betrachtuugsweise gegebenen Methode 
historischer Forschung. Die bisherige Art der geschichtlichen Behand- 
lung des evangelischen Verfassungsrechts war meist nur eine rein 
dogmengeschichtliche. Als Gegenstand der Forschung erschien mehr 
das, was man jeweils tiber die Verfassung gedacht hatte, die Theorien 
über die Verfassung und die Gesetze, die zum Teil auch nur Theorien 
blieben, nicht das Rechtsleben selbst, wie es sich wirklich gestaltete. 
So haben wir von der Vergangenheit viefach das Bild eines stilisierten 
Kirchenrechts bekommen, dem eine Wirklichkeit nie entsprach. Martens 
sieht mit mir, wie auch das frühere Rechtsleben der evangelischen 
Kirche und besonders das Verhältnis der Kirche zum Staat nicht durch 
Theorien und einzelne bestimmte Gesetze beherrscht war, sondern wie 
die Praxis des täglichen Lebens besondere Wege gegangen ist und 
rechtsgestaltend gewirkt hat. 8o genügt es ihm nicht, die früheren 
Gesetze zu ermitteln, z. B. bei der Darstellung der Rechtslage in der 
Reformationszeit sich mit der Wiedergabe der Braunschweigischen 
Kirchenordnung von 1569 zu begnügen, sondern er verfolgt, ob und 
inwieweit die Gesetze im einzelnen nun auch in die Praxis umgesetzt 
sind (vgl. S. 94. 153 u.a.). Das bedingte eingehende Kleinarbeit, wo- 
durch der Umfang des Buches mehr als gerechtfertigt ist. 

Indem der Verfasser sich ein plastisches Bild von der wirklichen 
Tätigkeit und Rechtsstellung der Vorgänger der jetzigen Kirchen- 
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kommissare zu machen versuchte, mußte er die ganze Lokalverwaltung 
der früheren Zeit studieren. So erhalten wir ein reiches Material von 
Urkunden des früheren Kirchenlebens, eine Sammlung, die als Unter- 
lage für weitere Forschungen ihren selbständigen Wert behält, auch 
wenn man den Folgerungen, die der Verfasser aus ihnen zieht, nicht 
immer zustimmt. 

Martens beschränkt seine Forschung im wesentlichen auf das 
hannoversche Stammland Calenberg. Mit gutem Grunde; denn nur so 
war es ihm möglich, die Rechtsverhältnisse nach dem vorhandenen 
Urkundenmaterial erschöpfend darzustellen. Es führten ihn dazu die- 
selben Erwägungen, die mich seinerzeit veranlaßten, die Darstellung 
der kirchlichen Lokalverwaltung in Altpreußen znnächst auf Branden- 
burg zu beschränken. Die Bedeutung auch seiner Darstellung geht 
dabei tiber die einer engbegrensten Territorialgeschichte hinaus, da 
das behandelte Institut im Calenberger Territorium typisch ausgebildet 
und zum Teil von dort erst auf die anderen jetzt hannöverschen 
Landesteile übertragen ist. In trefflicher Weise vermittelt der Ver- 
fasser das Verständnis für die Entwicklung des behandelten Rechts- 
instituts, indem er bei jeder der Perioden, in die er die Dar- 
stellung einteilt, zuerst einen staatsgeschichtlichen Überblick gibt, so- 
dann die allgemeine kirchliche Lage darstellt und dann erst die 
gefundenen Einzelheiten, die sich auf die Entwicklung des Kirchen- 
kommissariats beziehen, vorträgt. Im einzelnen sei wegen der Anlage 
der Arbeit und des verarbeiteten Stoffes auf die Inhaltsübersicht und 
den Literatur- und Quellennachweis (S. XI—XL) verwiesen, der in seiner 
Vollständigkeit einen selbständigen Wert hat. 

Das wissenschaftliche Ergebnis seiner Untersuchung ist im wesent- 
lichen folgendes: Während die kirchenregimentliche Mitteliustanz der 
Kirchenkommissare nach der wohl herrschenden Annahme bisher auf 
die in der Reformationszeit gebildeten Visitationskommissionen zurück- 
geführt wurde, weist Martens nach, daß sie ihre Grundlage schon in 
der vorreformatorischen Zeit finde. Die Landesherren übten schon 
vor der Reformation durch ihre Amtleute die Befugnisse aus, die diese 
als später sog. Kirchenkommissare hatten. Seine Untersuchung be- 
stätigt von neuem die Notwendigkeit, die bisher für original gehaltenen 
Einrichtungen der Reformationszeit auf ihren Ursprung hin näher zu 
prüfen, sie bestätigt im besonderen die Erkenntnis, daß das landes- 
herrliche Kirchenregiment, wenn es auch in den evangelischen Terri- 
torien seinen eigenen Charakter erhalten hat, sich doch in geschicht- 
licher Kontinuität aus der vorreformatorischen Zeit herausentwickelt 
hat. Martens findet auch für die welfischen Stammlande bestätigt, 
was für andere maßgebende Territorien, von mir für Brandenburg, 
festgestellt ist, daß sich das Kirchenregiment als reines Staateregiment 
entwickelte. Gewiß wurde zwischen kirchlichen und weltlichen An- 
gelegenheiten unterschieden, aber die Kirche erschien dabei nicht als 
eine neben der staatlichen bestehende Macht. Diese Rechtslage be- 
festigte sich dann in der Zeit des politischen Absolutismus. „Die 
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Trennung von staatlich und kirchlich bedeutete nichts als eine Scheidung 
der Ressorts. Korrekterweise müßte man also sagen, daß in der ein- 
heitlich bleibenden Staatsgewalt das Nur-Staatliche sich sonderte von 
dem Staatlichen, das auf die Kirche Bezug hatte. Heute dagegen be- 
deutet der mit den gleichen Worten gekennzeichnete Gegensatz zwei 
Dinge, denen der gemeinsame Oberbegriff fehlt“ (8. 217, vgl. 8. 64). 
Dabei waren in der Reformationszeit die jetzt sog. kirchlichen Externa 
als rein weltliche Angelegenheiten angesehen (vgl. 8. 145. 165). Durch 
die Martenssche Studie wird aber noch eine wichtigere Erkenntnis 
gefördert, die m. E. erst den Schlüssel zum richtigen Verständnis der 
Entwicklung des landesherrlichen Kirchenregiments bildet, die Erkennt- 
nis nämlich, daß das landesherrliche Kirchenregiment einen anderen 
Charakter hatte auf dem landesherrlichen Amtsgebiet und auf ständi- 
schem Gebiet. Auf beiden Gebieten kam die äußere Kirchenverwaltung 
in die Hand der Lokalobrigkeit. Auf landesherrlichem Gebiet war 
diese identisch mit der Zentralgewalt. Auf ständischem Gebiet nicht; 
hier mußte der Landesherr erst unter einem anderen Titel, gewöhnlich 
dem des sog. ius episcopale, besondere Rechte gewinnen, die seiner 
Herrschaft den Charakter nur einer Oberleitung gaben. Diese durch 
seine verschiedene Begründung bedingte Verschiedenheit des landes- 
herrlichen Kirchenregiments blieb bestehen, bis die politische Stellung 
der Stände überwunden wurde, d.h. in manchen Territorien bis ins 
19. Jahrhundert, und sie zeigt sich in Zweifeln über Zuständigkeiten 
noch heute. Daraus wird auch erst die Rechtsstellung der heute sog. 
Patrone klar, die sich in Norddeutschland aus der Stellung der Orts- 
obrigkeit entwickelt hat: die Verschiedenheit des sog. landesherrlichen 
Patronats auf Amts- und Ständegebiet einerseits sowie des Patronats 
kirchlichen Ursprungs und des auf lokaler Fundation beruhenden 
Patronats anderseits. Martens hat diesen ganzen allerdings sehr kompli- 
zierten Entwicklungsgang nicht näher verfolgt und klargelegt; er fühlt 
aber wohl überall das Richtige heraus, so wenn er verschiedentlich fest- 
stellt, wie sich das landesherrliche Kirchenregiment ganz analog der landes- 
herrlichen Territorialgewalt entwickelt habe (S. 41. 79. 93), wenn er be- 
merkt, es schiene sich bei der Abgrenzung der patronatlichen Rechte im 
Verhältnis zur Rechtsstellung der Gerichtsherren „um einen Punkt zu 
handeln, dessen nähere Betrachtung mancherlei Aufklärung über bisher 
weniger beachtete Seiten des reformatorischen, aber auch des mittel- 
alterlichen praktischen Kirchenrechts geben könne* (8. 149). Es ist 
ihm wohl entgangen, daß ich (Entwicklung des städtischen Patronats 
1911 8. 99 ff.) hierauf besonders aufmerksam gemacht und den Anfang 
zu einer Klarlegung dieses Entwicklungsganges gemacht habe. Sein 
Material belegt die Richtigkeit der von mir gewonnenen Resultate 
allenthalben (vgl. z.B. S. 102. 105 ff. 187. 191. 207f.). Hätte er die 
Wandlung des Patronatsbegriffes beachtet, so wären ihm auch die 
Unklarheiten, die ihm noch blieben, geschwunden. 

Das wissenschaftliche Resultat, zu dem Martens mit dem Ab- 
schluß des 17. Jahrhunderts kommt, zeigt die ganze Bedeutung der 
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Frage nach der Stellung der hannöverschen Kirchenkommissarien. In 
ihr kam zum Ausdruck die enge Verbindung von Staats- und Kirchen- 
regiment. Der Amtmann führte Kirchengeschäfte wie Staatsgeschäfte. 
Sein Nachfolger ist der jetzige Landrat, der als solcher Kirchen- 
kommissar ist. Fragt sich, ob die Rechtsstellung der Kirchenkommission 
heute eine andere ist, oder ob wir auch heute noch in dieser Instanz 
eine aus früberer Zeit übriggebliebene Verbindung von Staats- und 
Kirchenregiment zu sehen haben, die dann für die ganze Beurteilung 
des Verhältnisses von Staat und Kirche außerordentlich bedeutsam 
wäre. Martens nimmt eine grundsätzliche Änderung der Rechtsstellung 
des weltlichen Kommissars an, Leider weist er dies aber historisch 
nicht näher nach. Seine schöne, gründliche historische Arbeit bricht 
mit der Durchforschung des Quellenmaterials des 17. Jahrhunderts ab. 
Ein letzter kurzer Abschnitt des historischen Teils der Arbeit (8. 238 
bis 260) faßt das ganze 18. und 19. Jahrhundert zusammen und enthält nur 
eine summarische Mitteilung der wichtigsten, das Kirchenkommissariat 
interessierenden gesetzlichen Bestimmungen. Im übrigen verweist er 
auf den dann folgenden „dogmatischen Teil“, in dem über die Wirkung 
der die Trennung von Staats- und Kirchenverwaltung herbeiführenden 
Gesetzgebung das Erforderliche gesagt sei (8. 248). In diesem dogma- 
tischen Teil ist dann aber lediglich für das geltende Recht das Resultat 
festgestellt, daß spätestens mit der Gesetzgebung des Jahres 1885 das 
Kirchenkommissariat seines früheren staatlichen Charakters beraubt sei, 
Ob es diesen schon früher verloren habe, könne dahingestellt bleiben 
(S. 271); der Verfasser läßt nur durchblicken, daß er diese Wandlung 
schon früher annimmt. Wann sie erfolgt, wäre aber von größtem 
rechtsgeschichtlichen Interesse festzustellen, eben weil damit eine be- 
sondere Wegemarke für den Gang der Entwicklung des Verhältnisses 
von Staat und evangelischer Kirche im 18. und 19. Jahrhundert ge- 
funden wäre. Die Aufhellung dieses Entwicklungsganges ist eine sehr 
bedeutsame, leider noch ungelöste rechtshistorische Aufgabe. Schon 
um die Gegenwart zu verstehen, müssen wir aber erforschen, was die 
treibenden Gründe gewesen sind, die den großen Differenzierungsprozeß, 
in dem wir heute noch stehen, eingeleitet haben. Das werden wir nur 
erfahren können, wenn wir die Differenzierungsbewegung bis an die 
Quelle verfolgen. Bisher sind zur Lösung dieser Aufgaben nur erst 
einige sehr unvollkommene Ansätze gemacht. Eine Geschichte des 
evangelischen Verfassungsrechts im 18. Jahrhundert fehlt noch ganz. 
Man hat bisher angenommen, im 18. Jahrhundert habe überhaupt keine 
beachtenswerte Fortentwicklung stattgefunden. Auch Martens bemerkt 
für die bannoverschen Lande, das 18. Jahrhundert sei „gekennzeichnet 
durch das Fehlen nennenswerter Veränderungen auf dem Gebiete der 
Staats- wie der Kirchenverfassung“ „das Öffentliche Leben werde hier 
charakterisiert durch das Fehlen jeglicher Initiative“ (9.20). Es ist 
nun zwar richtig, daß es in jener Zeit an grundlegenden gesetzlichen 
Neuordnungen fehlt, aber die Annahme ist ganz irrig, daß die Ent- 
wicklung des kirchlichen Verfassungsrechts durch ein Jahrhundert 
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hindurch stillgestanden habe. Sie hat sich nur unvermerkt im Wege 
des Gewohnheitsrechts vollzogen. Der erste Versuch einer Aufklärung 
der Geschichte der kirchlichen Lokalverwaltung, den ich (Entwicklung 
des städtischen Patronats S. 99—166) gemacht habe, zeigt wohl zur 
Genüge, wieviel wir von der Erschließung der kirchlichen Rechts- 
geschichte des 18. Jahrhunderts noch erwarten dürfen. Es wird hier 
geben wie mit der Erforschung der preußischen Staatsverwaltungs- 
geschichte, bei der man auch erst spät auf die Bedeutung jenes 
Zeitabschnittes aufmerksam wurde. Was das Verhältnis des Staats 
zur evangelischen Kirche anlangt, so hatte man bisher wohl die 
aufgestellten Theorien beachtet und neuerlich auch die einzige große 
Kirchenrechtsmodifikation des preußischen Allgemeinen Landrechts zum 
Gegenstand eingehender Betrachtung gemacht, aber gar nicht geprüft, 
wie danach das kirchliche Rechtsleben praktisch gestaltete. Ein 
charakteristisches Beispiel für die Unvollkommenheit der bisherigen 
Methode bietet die im einzelnen so gründliche Studie von Hubrich 
(Staat und Kirche in der preußischen Monarchie am Ausgange des 
18. Jahrhunderts im Verw. Arch. Bd. 20f.. Um das Verhältnis von 
Staat und Kirche festzustellen, genügt es ihm vollständig darzutun, 
daß in der herrschenden Theorie das Kollegialsystem vertreten und 
im Allgemeinen Landrecht dessen Durchführung gesetzlich gefordert 
sei. Ich hatte schon früher bemerkt, daß letzeres nicht einmal richtig ' 
ist, das Allgemeine Landrecht vielmehr, wenn auch stark kollegia- 
listisch beeinflußt, doch für territorialistische Gestaltung der Kirchen- 
verfassung Raum ließ. Hubrich hält diese Auffassung für völlig ver- 
fehlt; ich glaube umgekehrt, daß er bei der Auslegung des Allgemeinen 
Landrechts die springenden Punkte, die Entstehungsgeschichte der 
einzelnen Abschnitte und die Geltungsabsicht, übersehen hat. Aber 
sei dem, wie ihm sei, ein Bild von der wirklichen Rechtslage 
zu damaliger Zeit erhält man nun und nimmer, wenn man nur die 
damals herrschende Theorie des Allgemeinen Landrechts ins Auge 
faßt. Ganz abgesehen davon, daß das Allgemeine Landrecht selbst gar 
nicht prinzipale, sondern nur subsidiäre Geltung beansprucht, muß, 
worauf schon oben hingewiesen ist, beachtet werden, daß sich auch 
große dispositive Gesetze, besonders wenn sie sich als Reformgesetze 
darstellen, nicht ohne weiteres in geltendes Recht umsetzen. Hubrich 
geht über die historische Tatsache, daß auch nach dem Erlaß des All- 
gemeinen Landrechts kirchenregimentliche Funktionen von rein welt- 
lichen Instanzen wahrgenommen wurden, mit der kurzen Bemerkung 
hinweg, das „vermöge die Richtigkeit seiner Sachschilderung in keiner 
Weise zu erschüttern“, es sei eben eine „Prinzipwidrigkeit“; im All- 
gemeinen Landrecht sei das Kollegialsystem vertreten, also „leuchte 
die „Unhaltbarkeit“ meiner Ansicht, daß das Staatskirchentum fort- 
gedauert habe, ohne weiteres ein*. Mit keinem Worte geht er der 
von mir aufgeworfenen und für die kirchliche Lokalverwaltung ein- 
gehender behandelten Frage nach, ob denn nicht im Kampfe der 
Theorie des Gesetzes mit der Praxis eben jene ‚regelwidrige Praxis“ 
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zunächst Sieger blieb. Gerade in dem Widerstreben der Praxis, einer 
gesetzlichen Regel zu folgen, erkennt man am besten die treibenden 
Kräfte im Rechteleben. „Aus den Worten des Gesetzes läßt sich nur 
selten ein Bild von dem wirklichen Recht gewinnen, man muß viel- 
mehr erst beobachten, was das Leben aus ihm macht“ (Spiegel, Die 
Verwaltungsrechtswissenschaft $S. 97), und ebenso wie „die dogmatische 
Arbeit oder die Aufgabe der Erkenntnis des lebenden Rechts nicht 
schon gelöst ist mit der dialektischen Bewältigung der Sätze des ge- 
schriebenen Rechts“ (Jung, Das Problem des natürlichen Rechts 8. 221), 
ist damit die historische Arbeit der Erforschung des lebendig gewesenen 
Rechts getan. Dieser Erkenntnis, die jetzt in der modernen Juris- 
prudenz glücklicherweise anfängt Gemeingut zu werden, müssen wir 
in der Betrachtung des Kirchenrechts ganz besonders folgen. Wenn 
wir die Praxis einfach als prinzipwidrig unbeachtet lassen, lachen die 
Praktiker uns Theoretiker aus und schließen wohl häufig mit Recht: 
Nun dann werden wohl Eure Prinzipien unrichtig sein. Es wäre auch 
zur Beleuchtung der für Altpreußen bestehenden Kontroverse wertvoll 
gewesen, wenn auch Martens seine für die Erkenntnis der früheren 
Zeit bewährte Methode nicht verlassen, sondern näher geprüft und 
uns darüber belehrt hätte, wie die Anschauungen der Praxis tiber das 
Verhältnis der Staats- und Kirchenverwaltung zu Ausgang des 18. Jahr- 
hunderts im benachbarten Hannover waren. 

Vollends im 19. Jahrhundert wird es dann schwierig, den Zeit- 
punkt und die Umstände näher zu bestimmen, die für die Auseinander- 
setzung von Staatse- und Kirchenverwaltung maßgebend wurden. Wie 
auch hier große Gesetze wie die preußische Verfassung zunächst auf 
dem Papier stehen blieben, ist bekannt. Es müßte daher auch für das 
Kirchenkommissariat jedes einzelne der in Betracht kommenden Ge- 
setze, wie vor allem die hannoverschen Amtsordnungen von 1823, 1852 
und 1859, die hannoversche Verfassung und die Gesetzgebung der acht- 
ziger Jahre auf ihre Ausführung hin geprüft werden. Martens hätte 
dann vielleicht die Tatsache, daß der Minister des Innern fortdauernd 
bei der Bestimmung der Rechteverhältnisse der Kirchenkommissarien 
beteiligt blieb, nicht bloß als einen rechtlichen Irrtum und die jetzige 
Stellung des weltlichen Kirchenkommissars als einen Widerspruch in 
sich angesehen, und es hätte sich ihm vielleicht in der Behandlung 
der Stellung des weltlichen Kirchenkommissars eine Analogie mit der 
Behandlung der Konsistorialbeamten in Altpreußen ergeben. Auch hier 
nahm die Theorie, ehe die Vorgänge bei Erlaß und Ausführung der 
neueren Kirchenverfassungsgesetze von mir näher klargelegt waren, 
fast einstimmig an, daß es ein Widerspruch in sich sei, die Konsi- 
storialbeamten als Staatsbeamte zu behandeln, während die Praxis 
unbekümmert um diese Theorie sie so behandelte und bis heute so 
verfährt. Wir bemerkten, daß hier eben eine — vielleicht beabsich- 
tigte — Trennung von Staats- und Kirchenverwaltung eben noch nicht 
durchgeführt war, und es konnte danach dann auch gar nicht so schwer 
fallen, den als geltendes Recht festgestellten Tatbestand systematisch 


Literatur. 615 


zu charakterisieren: Der Staat betraut seine Beamten mit der Wahr- 
nehmung anderer als unmittelbarer Staatsaufgaben, eine Rechtsein- 
richtung, die auch auf anderen Verwaltungsgebieten besteht (vgl. meine 
Ausgaben des preuß. Staates f. d. Landeskirche 8. 270). 

Den Wunsch nach einer gründlicheren historischen Erforschung 
des evangelischen Kirchenrechts im 18. und 19. Jahrhundert auszu- 
sprechen erscheint mir diese Zeitschrift als der gegebene Ort, denn sie 
will ja nicht nur der älteren Rechtsgeschichte geschweige denn nur 
der Geschichte des katholischen Kirchenrechts dienen. (Das scheint, 
wenn es schon in der Einführung dieser Abteilung besonders hervor- 
gehoben ist, wegen deren Bezeichnung als „kanonistischer‘ nicht so 
bekannt zu sein.) Die Besprechung des Martensschen Buches aber bietet 
dazu den willkommenen Anlaß, da der erste Teil seiner Arbeit zeigt, 
daß der Verfasser in hervorragendem Maße zum kirchenrechtshistorischen 
Studium befähigt und daher zur Mitarbeit in der Erfüllung der uns 
obliegenden Aufgaben besonders berufen ist. Möchten seiner schönen 
Arbeit bald andere folgen. 


Jena. Joh. Niedner. 


Heinrich Singer, Neue Beiträge über die Dekretalen- 
sammlungen vor und nach Bernhard von Pavia. Mit Be- 
nutzung der in Friedrich Maassens Nachlasse enthaltenen 
Vorarbeiten. [Sitzungsberichte der Kais. Akademie der 
Wissenschaften in Wien. Philosophisch-Historische Klasse. 
171. Band, 1. Abhandlung] Wien, in Kommission bei 
Alfred Hölder 1913. 404 8. 8°. 


Als die Kaiserliche Akademie der Wissenschaften in Wien vor 
der Frage stand, wem sie die Inventarisierung und Verwertung des 
literarischen Nachlasses Friedrich Maassens anvertrauen sollte, 
konnte sie kaum einen Geeigneteren wählen als dessen ehemaligen 
Schüler, den jetzigen Professor der Rechte an der deutschen Univer- 
sität zu Prag, Heinrich Singer. Durch seine verschiedenen Beiträge 
zur Literaturgeschichte des gratianischen Rechtes, insbesondere seine 
dem Andenken Maassens gewidmete musterhafte Neuausgabe der Summa 
decretorum des Magister Rufinus (1902) hatte er sich als einen der 
kompetentesten und gewissenhaftesten Erforscher der Literatur des 
kanonischen Rechtes erwiesen. In dem neuen Buche, mit dem er die 
Veröffentlichungen aus der „Fülle wertvollen Materials“ beginnt, wendet 
er sich mit demselben glücklichen Erfolge der Quellengeschichte zu. 
S. berichtet bier über drei bisher unbekannte vorgregorianische De- 
kretalensammlungen, von denen eine noch vor Bernhards von Pavia 
Breviarium extravagantium entstanden, die beiden anderen nachbern- 
hardischen Ursprungs sind. Die zwei ältesten waren von Maassen 
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in zwei Handschriften der Bibliotheque nationale in Paris entdeckt, 
die jüngste, ihm noch unbekannte, von Emil Seckel in einer Hand- 
schrift der Bibliotheque publique von Avranches vermutet worden; 
Singer, der sie hier auch wirklich fand, veröffentlicht sie gleichzeitig 
mit den beiden andern, weil sie zu der zweiten in engster Beziehung 
steht. Ob er Nachforschungen nach weiteren Handschriften dieser 
Sammlungen angestellt hat, sagt er leider nicht. 

Nach einer Einleitung (3.3—7), die über die in Maassens Papieren 
vorhandenen Vorarbeiten sich verbreitet, geht S. an die Beschreibung 
der drei Sammlungen, erst (S. 8-67) der vorbernhardischen, dann 
(S. 68—404) der späteren. Er beginnt jedesmal mit einer sorgfältigen 
Beschreibung der, von ihm sämtlich im Original benutzten, Hand- 
schriften und läßt darauf eine eingehende, von umfassender Quellen- 
und Literaturkenntnis und größter wissenschaftlicher Genauigkeit 
zeugende Untersuchung und Würdigung der in ihnen enthaltenen 
Sammlungen (bei den beiden letzten kombiniert) folgen. Deren Inhalt 
druckt er nicht vollständig ab, sondern er begnügt sich, wie es auch 
bisher in ähnlichen Fällen üblich war, mit einer Analyse, d.h. er gibt 
nur diejenigen Stücke vollständig wieder, die bisher nicht oder ungenügend 
bekannt waren, und verweist bei den übrigen auf ihren Fundort in 
schon gedruckten Sammlungen oder anderen Quellen. Ob und wo die 
einzelnen Texte in unseren Papstregestenwerken verzeichnet sind, wird 
leider nur in besonderen Fällen angegeben; mit dem bisher bei der- 
artigen Ausgaben bestehenden entgegengesetzten Brauche hätte 8. 
nicht brechen sollen. Noch weniger mit dem andern, bei jedem Kapitel 
die Inskription sowie die Anfangs- und Schlußworte mitzuteilen; S. 
unterläßt dies in allen Fällen, wo diese mit den angegebenen Parallel- 
stellen in anderen Sammlungen völlig übereinstimmen. Ganz besonders 
wird aber die leichte Benutzung der wichtigen Publikation erschwert 
durch das Fehlen der notwendigen Register. Verzeichnisse der Titel- 
rubriken, der Kapitelquellen und -anfänge (S. zählt S. 401 ff. nur die 
Initia der 91 vollständig abgedruckten Stücke auf) waren ganz un- 
erläßlich; über das Fehlen vergleichender Tabellen hätte man dann 
schon leichter hinweggesehen. Da S. diese Beiträge zur Geschichte 
der Dekretalensammlungen fortsetzen will, bleibt die (allerdings geringe) 
Hoffnung, daß die Register noch nachträglich erscheinen; inı letzt- 
genannten müßten dann aber auch die Initia aufgeführt werden, die, 
wie ich eben bedauert, in der Analyse der Sammlungen selbst ver- 
mißt werden. 

Die Zuverlässigkeit der Edition Singers auf Grund der Hand- 
schriften nachzuprüfen, hatte ich keine Gelegenheit. Man wird aber 
in sie das größte Vertrauen setzen können, nachdenı sie bei seiner 
oben erwähnten Ausgabe der Summe des Rufin von der sachverständigen 
Kritik mit seltener Einmütigkeit anerkannt worden ist — ein Urteil, 
dessen Richtigkeit ich selbst durch Einsichtnahme in Handschriften 
der Summe erproben konnte. Als geschulter Editor gibt S. natürlich 
nicht nur den Text der Handschriften wieder, sondern stellt, soweit es 
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möglich ist, mit überzeugender Sorgfalt auch die Form und Fassung 
der Originale fest. Aber er stellt sie durchaus nicht in allen Fällen 
wieder her, wo er sie mit völlig ausreichender Sicherheit eruieren kann, 
sondern begnügt sich vielfach mit entsprechenden Bemerkungen in der 
einleitenden Untersuchung und im Textapparate. In der Ausmerzung 
der Zufälligkeiten der betreffenden Handschrift waltet durchaus nicht 
immer die gleiche Konsequenz. Gerade die peinliche Gewissenhaftig- 
keit, die Singers Arbeit auszeichnet, gab ihm das Recht, aber auch die 
Aufgabe, in viel zahlreicheren Fällen, als er es tut, durch seine vor- 
sichtigen und wohlerwogenen Konjekturen die Mängel der Handschrift 
aus der endgültigen Textgestalt zu verbannen. Leider müssen wir in 
dieser jetzt in den Inskriptionen und Textworten der Kapitel über- 
flüssigerweise manche sinnlose Fehler und Unebenheiten mit in den 
Kauf nehmen, über die uns nur eine verbessernde Note Singers hin- 
wegtröste. Noch unangenehmer ist es, daß dieser auch die äußere 
Einteilung der Sammlungen in der teilweise unvollkommenen Verfassung 
gelassen hat, die sie der Nachlässigkeit des Schreibers oder Miniators 
der Handschrift verdankt, obwohl S. in der glücklichen Lage ist, nachzu- 
weisen, welche Rubriken fehlen oder unrichtig eingeordnet sind. Da- 
durch wird nicht nur die richtige Vorstellung von der literarischen 
Form der Sammlung selbst, sondern auch ihre Vergleichung mit ver- 
wandten Werken unnötig erschwert. Dieser Editionsfehler, den auch 
schon Friedberg bei seiner Ausgabe der älteren Dekretalensammlungen 
begangen hat, läßt sich vielleicht noch ertragen, solange wir nur eine 
einzige Handschrift der betreffenden Sammlung besitzen; bei der Ent- 
deckung einer zweiten, besseren, muß er zu einer sehr unangenehmen 
und kaum heilbaren Verwirrung führen. 

Was die äußere Technik anlangt, hat sich S. möglichst an 
das Vorbild seiner früheren Edition gehalten. Ihre Grundsätze sind 
im allgemeinen zu billigen, so insbesondere die Beibehaltung der Ortho- 
graphie der Handschriften (abgesehen von «u und v und den Anfangs- 
buchstaben) und die Einsetzung der modernen Interpunktion. Die 
Worte des Handschriftentextes und die des Herausgebers sind durch 
Anwendung verschiedenen Drucks und von Anführungszeichen und 
Klammern unterschieden. Die Art und Weise, wie S. die Klammern 
gebraucht, scheint mir allerdings wenig glücklich. Zusätze des Heraus- 
gebers stehen zum Teil in runden Klammern (wie z. B. die Angabe der 
Parallelstellen bei den einzelnen Kapiteln), zum Teil in zweieckigen 
Klammern (wie die Nummern der Titel und Kapitel). Diese [ ] werden 
aber auch bei der Einfügung von notwendig zu ergänzenden Text- 
wörtern und -buchstaben gebraucht (sieh z.B. S. 20 Z. 15, S. 45 2.15), 
die besser in spitzen Klammern ( ) stehen würden, während die eckigen 
[ ] der Tilgung handschriftlich überlieferter Wörter oder Buchstaben 
vorbehalten bleiben sollten.) Im Apparate ist zwar nur für die Siglen 


1) Die,Bestrebungen, endlich zu einer einheitlichen Editionstechnik zu 
gelangen, sollten auch auf kanonistischer Seite mehr unterstützt werden. Als 
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der Handschriften und der Dekretalensammlungen, nicht aber für die 
Bemerkungen des Herausgebers Kursivdruck verwendet. Von diesen 
heben sich aber die innerhalb solcher vorkommenden Textwörter da- 
durch genügend ab, daß sie in Anführungszeichen gesetzt sind, die nur 
hier und da (z.B. S.54*", 181'*, 209°!) fehlen. Der Druck ist sorgfältig 
durchgesehen; nur wenige Fehler sind mir in ihm aufgefallen. 

Die von Singer bekanntgemachten Kompilationen gehören zu jenen 
Rechtssammlungen, die wir, weil sie im Gratianischen Dekrete nicht 
enthaltene ältere und neuere kirchliche Rechtssätze, die sog. capitula 
extravagantia!), zusammenstellen, als Extravaganten- und nach deren 
Hauptbestandteile als Dekretalensammlungen bezeichnen. Mit 
Recht hat auch Singer diesen Namen gewählt, im Gegensatze zu 
mehreren Vorgängern auf diesem Arbeitsgebiete, die auch hier von 
Kanonessammlungen sprechen, einer Benennung, die man im Interesse 
einer klaren Terminologie auf die Sammlungen vor Gratian und dessen 
eigene beschränken sollte. Die nach ihm entstehenden tragen ein anderes 
Gepräge und haben einen anderen Zweck. Nicht als wenn sie von 
Gratian absähen und außer allem Zusammenhange mit ihm ständen: 
auch sie sind aus dem Geiste seiner Schule geboren. Aber weniger 
die mehr konservative Kraft, die das Dekret schuf und in der älteren 
dekretistischen Literatur weiterwirkte, rief sie hervor, als jene andere, 
ungleich wertvollere, die die Bologneser Schule gleichfalls den Ihrigen 


gute Grundlage dürfte dienen: Otto Stählin, Editionstechnik, Ratschläge 
für die Anlage textkritischer Ausgaben (Sonderabdruck aus den Neuen Jahr- 
büchern für das klassische Altertum, Geschichte und deutsche Literatur XII 
8.898 — 438, Leipzig 1909); sieh dazu noch Joseph Sickenberger, 
Editionstechnisches und Paläographisches, in der Theologischen Revue X 
(1911), Sp. 425 ff. 

1) Daß die Quellenstellen des Dekretes Gratians als dessen Abschnitte 
von Gratian und der Schule nur capıtula (nie capıta oder canones) ge- 
nannt werden, habe ich schon in meiner Studie Der Titel der Kanones- 
sammlung Gratians, in dieser Zeitschrift XXXIII, Kan. Abt. II (1912), 8. 841? 
betont, Im Anschlusse daran wurden bei den Kanonisten auch die einzelnen 
Extravaganten, sogar ohne Rücksicht darauf, ob sie in einer Samm- 
lung standen, mit der Bezeichnung capitulum (extravagans) angeführt; nie- 
mals wurden sie als caput oder gar als canon zitiert, wie dies beute quellen- 
widrig meist geschieht. Abkürzungen wie c. oder cap., die in Handschriften 
vorkommen, sind als capitulum aufzulösen, wie das oft ausgeschriebene 
Wort sowie Abbreviaturen wie capl’m, Cc° usw. beweisen. Wenn sogar in 
Editionen caput steht, so beruht dies auf falscher Auflösung einer Abkürzung. 
So schreibt Emil Friedberg, Die Kanones-Sammlungen zwischen Gratian 
und Bernbard von Pavia (Leipzig 1897), in seiner Ausgabe der Collectio 
Bambergensis in den Inskriptionen von Tit. VI c. 3, VII, 11 und RX, 7 
Capitis, wo in der Handschrift nur c. steht, obschon er XLIV, 18 deren 
capPi richtig mit capituli widergibt; capl’i steht in der Handschrift auch 
noch bei XXXIII, 19 und L, 21, wo Friedberg nun zur Abwechslung C. 
druckt. Boweit ich sehe, wird überhaupt im Mittelalter zur Bezeichnung 
kleiner Buchabschnitte niemals caput, sondern stets das Diminutivum capt- 
tulum gebraucht, das auch wir in unsere Sprache übernommen haben; es 
ist nicht einzusehen, weshalb wir es durch capw& zurückübersetzen sollen. 
is scheint erst seit dem 16. Jahrhundert als Kapitelbezeichnung auf- 
zukommen. 
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mitgab und die nur eines Trägers wie Alexanders III., des früheren 
Magisters Roland Bandinelli, bedurfte, um sich als im höchsten Maße 
rechtsentwickelnd und -schöpferisch zu erweisen. Der starke Strom 
päpstlicher Dekretalen, der sich nun über alle Gebiete des kirchlichen 
Rechtes ergoß, war es, der die neuen Sammlungen nötig machte. Gewiß, 
sie sind als Ergänzung der Kanonessammlung Gratians zu denken und 
nehmen aus diesem Grunde auch, bald mehr bald weniger, ältere Rechts- 
sätze auf, die von jenem ausgelassen, aber noch als brauchbar an- 
gesehen wurden; aber das neue päpstliche Recht ist es doch, das ihnen 
ihren besonderen Charakter verleiht. Gerade den Papstdekretalen 
verdanken sie auch ihre hervorragende quellengeschichtliche Bedeutung. 
Diese möglichst vollzählig und in ihrer echten Gestalt kennen zu lernen, 
ist und bleibt eine der wichtigsten und selbstverständlichsten Aufgaben 
der kirchlichen Rechtsgeschichte. Dafür sind aber gerade die älteren 
Dekretalensammlungen eins der wertvollsten Hülfsmittel, weil sie uns 
die Dekretalen vielfach noch in unverstümmelter und unzerrissener 
oder sonst zuverlässigerer Fassung als die Gregoriana zeigen und von 
vielen und nicht den uninteressantesten Stücken überhaupt die einzige 
Kunde geben. Auch die von Singer beschriebenen Sammlungen, vor 
allem die beiden letzten, bereichern in dieser Beziehung unsere Kennt- 
nis erheblich. Ihre Bedeutung und Stellung in der Geschichte der 
Dekretalensammlungen können wir naturgemäß nur im Zusammenhange 
mit den übrigen bekannten Sammlungen dieser Art erfassen, in deren 
Reihe wir sie an gehöriger Stelle einordnen werden. Wenn daraus 
eine größere kritische Übersicht über die Dekretalensamm- 
lungen des 12. Jahrhunderts erwächst, so wird dies, hoffe ich, 
deswegen dem Leser nicht unwillkommen sein, weil es an einer 
solchen in der neuesten Literatur gänzlich fehlt!) und weil sich er- 
geben wird, daß unsere bisherige Kenntnis auf diesem Gebiete in 
manchen Punkten berichtigt werden kann. 

Daß es sich bei den Extravagantensammlungen um eine neue 
Gattung von Rechtssammlungen handelt, kommt schon in ihrer äußeren 
Gestalt zum Ausdrucke. Selbst wenn wir von den erstenVersuchen absehen, 
die in Zusätzen und Anhängen zum Dekrete Gratians bestehen, 
wie sie in mehreren seiner Handschriften erhalten sind?), so beginnen 
sie mit einer primitiven, ungeordneten Form, um erst allmählich sich 
eine brauchbare Systematik zu schaffen. Hiernach lassen sich unter 
ihnen verschiedene Typen, nach ihrer Abhängigkeit voneinander ge- 
wisse Gruppen von Sammlungen unterscheiden. Die Chronologie 


!) Der von Ferdinand Schönsteiner, Die Collectio Claustroneo- 
burgensis, Eine neu entdeckte Kanonsammlung, im Jahrbuch des Stiftes 
Klosterneuburg II (Wien 1909), 8. 13 ff. gebotene kurze Überblick macht 
auf selbständigen Wert keinen Anspruch. — ?) Ich begnüge mich hier mit 
einem Hinweise auf Friedberg, Kanones-Sammlungen 8. 2ff., teilweise be- 
richtigt von E. Seckel in der Deutschen Literaturseitung XVIII (1897), 
Sp. 658; daneben sieh noch Joh. Friedrich von Schulte, Die Geschichte 
der Quellen und Literatur des kanonischen Rechts von Gratian bis auf 
die Gegenwart I (Stuttgart 1875), 8. 76°. 
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der ältesten Dekretalensammlungen stößt auf besondere Schwierigkeiten, 
weil sie uns bisher alle nur in einer oder zwei Handschriften bekannt 
geworden sind, ein Umstand, der natürlich keine absolut sicheren 
Schlüsse bezüglich der Gestalt des Originals zuläßt. Die Namen ihrer 
Verfasser sind uns (bis auf einen) auch nicht überkommen ; sie werden 
deshalb mangels einer besseren Bezeichnung regelmäßig nach dem 
Fundorte oder der Herkunft der zuerst bekannt gewordenen Handschrift 
benannt, die selbstverständlich von dem Entstehungsorte der Sammlung 
wohl zu unterscheiden sind. 

Schon die Aufeinanderfolge der frühesten uns bekannten Samm- 
lungen ist unsicher. Am ältesten scheint aber die in Cod. 819 (R. 9. 17) 
der Bibliothek des Trinity College in Cambridge!) als drittes Stück 
(f. 72—129v) stehende und danach als Collectio Cantabrigiensis be- 
zeichnete zu sein. Samuel Loewenfeld hat zuerst auf sie aufmerksam 
gemacht, und Emil Friedberg?) eröffnet mit ihr die Beschreibung der 
von ihm herausgegebenen vorbernhardischen Dekretalensammlungen; ge- 
sondert, aber weniger vollkommen hatte er sie schon im Jahre vorher 
behandelt?. Es ist eine ungeordnete Zusammenstellung von 119 
(nicht 120!) Kapiteln *), die Friedberg unter 100 Nummern untergebracht 
hat. Da er nur die Inskriptionen numerieren wollte, von denen 14 
(nicht 13!) mehr als ein Kapitel unter sich haben, hätte er konse- 
quenterweise nur 98 (nicht 99, wie er sagt!) Nummern zählen dürfen. 
Er bat aber auch das auf Nr. 15 und das auf Nr. 51 folgende Kapitel 
mit einer Ziffer versehen, obschon sie keine besondere Inskription tragen. 
Die Sammlung hat in der Handschrift die Überschrift: Iste liber con- 
tinet litteras Romanas. Tatsächlich enthält sie auch mit verschwin- 
denden Ausnahmen nur Dekretalen und zwar Alexanders IIlI.; drei 
Kapitel sind canones des von ihm geleiteten Konzils von Tours (1163), 
eins stammt in Wirklichkeit von Innozenz II., zwei sind Väterstellen. 
Die Dekretalen sind schon nicht mehr alle unzerteilt; regelmäßig stehen 
die einzelnen Stücke aber noch zusammen unter derselben Inskription. 
Von Inkorrektheiten ist die Sammlung nicht frei, die aber teilweise 
wohl auf den Schreiber zurückzuführen sind. Die Sammlung, deren 
primitive Gestalt schon auf eine frühe Zeit hinweist, muß, da sie das 
dritte Laterankonzil nicht benutzt hat, vor 1179 verfaßt worden sein, 
aber nach 1175, da für Nr. 62B und C die Westminstersynode dieses 
Jahres die Quelle war, wie Emil Seckel®) nachgewiesen hat. Dies 


!) Uber die Handschrift sieh jetzt Montague Rhodes James, The 
western manuscripts in the library of Trinity College Cambridge Il (Cam- 
bridge 1901) 8. 256ff., wo die Edition Friedbergs nicht erwähnt wird. — 
2) Die Kanones-Sammlungen, 8. 5ff. — °) Die Collectio canonum Cantabri- 
giensis, I. II. (zwei juristische Dekanatsprogramme, Leipzig 1896). — *) Die 
Zahlen bei Friedberg, Kanones-Sammlungen S. 6, stimmen nicht; in Anm. 1 
bat er Nr. 15 ausgelassen. — °®) Kanonistische Quellenstudien I: Die West- 
minstersynode 1175, eine Quelle falscher oder verfälschter Kanonen in den 
nachgratianischen Sammlungen, in der Deutschen Zeitschrift für Kirchen- 
recht IX (1900), 8.178, 180, 182, 185; sieh auch dessen Bemerkungen 
über die Friedbergische Beschreibung der Cantabrigiensis in der Deutschen 
Literaturzeitung XVIII (1897), Sp. 659. 
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letzte ist ein neuer Grund für ihre Entstehung in England, die schon 
durch die Adressen der meisten Dekretalen und durch die Heimat der 
Handschrift äußerst wahrscheinlich gemacht war. 

Ungefähr derselben Zeit und demselben Boden entstammt wahr- 
scheinlich die von Friedrich August Biener in Cod. lat. 1596 
(fol.11’—46) der jetzigen Bibliothöque nationale in Paris entdeckte 
Dekretalensammlung. So hatte sie auch anfangs Friedberg!) datiert 
und sie deshalb zum Unterschiede von einer anderen in derselben Biblio- 
thek erhaltenen als Collectio Parisiensis I bezeichnet. In seiner sie 
analysierenden Ausgabe?) hat er sie aber hinter jene, an die dritte 
Stelle gesetzt, weil der Sammlung in der Handschrift (f. 4+—11) 26 Ka- 
nones des dritten Laterankonzils voraufgehen. Ich halte es aber mit 
Seckel*) für unbewiesen, daß diese zu ihr gehören, zumal alles andere 
für eine frühere Entstehung spricht. Von einer systematischen Ord- 
nung oder Einteilung der Sammlung ist ebensowenig die Rede wie 
bei der Cantabrigiensis, die möglicherweise als Vorbild und Quelle 
gedient hat. Von den 185 Kapiteln, von denen freilich 5 zweimal ein- 
gereiht sind, gehört eins der Synode von Chalons-sur-Saöne (813) an und 
sind sechs Stücke des Konzils von Tours (1163), darunter ein unechtes 
(c. 170), als dessen Quelle Seckel Hinkmar von Reims ermittelt hat. 
Alle übrigen Kapitel sind als Papstdekretalen bezeichnet, von denen 
aber nach Seckels Nachweise eins (c. 155) auf Pseudo-Isidor, andere 
auf die Fälschungen der Westminstersynode (1175) zurückgehen und 
die im übrigen, mit Ausnahme einiger älteren Ursprungs, alle von 
Alexander III. stammen. Die Dekretalen sind auch in dieser Samm- 
lung noch wenig zerrissen oder gekürzt, und wenn doch, stehen 
die Teile meist noch hintereinander. Etwa die Hälfte der Kapitel kann 
aus der Cantabrigiensis geschöpft sein. Während Friedberg die Zeit 
der Abfassung bald naoh Alexanders III. Tode ansetzte und über ihren 
Entstehungsort nichts zu sagen wußte, wird man, die Nichtzugehörig- 
keit der Laterankanones vorausgesetzt und nach dem Nachweise west- 
minsterischen Stoffes sie mit Wahrscheinlichkeit in die Jahre 1175— 
1179 und nach England versetzen können. 

Bezüglich einer dritten Dekretalensammlung ähnlicher Art sind 
wir nur ungenügend unterrichtet und bisher auf die kurze Hand- 
schriftenbeschreibung von Valentin Rose*), auf gelegentliche An- 
gaben E. Seckels®), der ihre Bekanntmachung in Aussicht gestellt 


1) Kanones-Sammlungen 8.48!. — ?) Kanones-Sammlungen 8.45 ff. — 
®) In der Deutschen Literaturzeitung XVIII (1897), Sp. 661. Daselbst, 
Sp. 661f. und 668!, sowie Kanonistische Quellenstudien I, a.3.0., 8. 177 ff. 
und 187f. gibt er weitere Berichtigungen und Ergänzungen zu der Unter- 
suchung Friedbergs, die zum Folgenden zu vergleichen sind. — *) Ver- 
zeichnis der lateinischen Handschriften der Königlichen Bibliothek zu Berlin I: 
Die Meerman- Handschriften des Sir Thomas Phillipps [Die Handschriften- 
verzeichnisse der K. B. zu Berlin, XII, Berlin 1893] 8. 212f. — °) Über 
drei Kanones-Sammlungen des ausgehenden 12. Jahrhunderts in englischen 
Handschriften, im Neuen Archiv der Gesellschaft für ältere deutsche Geschichts- 
kunde XXV (1900), 8. 527, 533 ff. 
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hat, und auf dessen vorläufige Mitteilungen an F. Schönsteiner!) 
angewiesen. Die betreffende Handschrift gehörte ehemals dem Pariser 
Jesuitenkolleg und ist jetzt in der Königlichen Bibliothek zu Berlin 
als Cod. lat. 96 (Phill. 1742), wo die Sammlung sich f. 287r2—294 v1 
an das Dekret Gratians anschließt. Die sog. Collectio Berolinensis 
wird durch das Lateranense IIl eröffnet und besteht im übrigen meist 
aus Dekretalen Alexanders III., aber auch aus einigen früherer Päpste 
und Konzilsschlässen. Sie ist nicht durch Rubriken gegliedert; doch 
sind einige wenige am Rande notiert. Verfaßt soll sie sicher nach dem 
März 1177 sein und vermutlich vor oder kurz nach 1179, je nachdem die 
lateranensischen Kanones zu ihr gehören oder nicht; der Entstehungs- 
ort scheint zweifelhaft zu sein. 

Erst 1909 ist noch eine Sammlung des älteren Typus von ihrem 
Entdecker Ferdinand Schönsteiner*) veröffentlicht worden, der 
sie in Cod. 19 (f. 36-87) der Bibliothek des Augustinerchor- 
herrenstifts Klosterneuburg gefunden hatte, der die Handschrift 
auch von jeher angehörte. Das Werk ist hier noch von einer 
Hand des 12. Jahrhunderts geschrieben, wie auch aus der vom Heraus- 
geber beigefügten Reproduktion seiner ersten Seite zu ersehen ist. 
Diese Collectio Claustroneoburgensis trägt die merkwürdige 
Überschrift: Incipiunt deereta sive sententie Alexandri pape III. Romane 
sedis episcopi, die vielleicht eine unbestimmte Kenntnis des Kom- 
pilators oder des Schreibers von der Abfassung eines Sentenzen- 
buches®) durch Alexander (als Magister Roland) verrät. Es ist eine 
formlose Sammlung, die nur durch rote Initialen in 344 Kapitel ge- 
gliedert ist, bei denen sogar, im Gegensatze zu allen übrigen Kollek- 
tionen, die Inskriptionen ausgelassen sind; bloß in den Nrn. 100, 101 
und 307 finden sich solche. Eine Einteilung in Titel fehlt, wenn sich 
auch einige Stoffgruppen erkennen lassen. Der Überschrift entsprechend 
enthält die Sammlung, an deren Spitze (c. 1—24) Kanones des dritten 
Laterankonzils stehen, fast nur Dekretalen Alexanders III. Die wenigen 
anderen Stücke sind alle älter; auch von c. 149 (Ad audientiam 
nostram noveris pervenisse, Jaffe* 17624) ist mit Seckel*) anzunehmen, 
daß es nicht von Cälestin III. stammt. Daß Schönsteiner in den Pro- 
legomena behaupten kann, Nr. 307 II ( Mulieres vero), ein capitulum incer- 
tum, das in anderen Sammlungen einem Wormser Konzil zugeschrieben 
wird, gehöre zum Konzil von Verberie (756, nicht 758!), erklärt sich wohl 
nur aus der Angabe der falschen Parallelstelle Brev. IV, 20,1 statt 
IV, 21,1, wie er in der Note zu dem Kapitel richtig vermerkt; hier 
steht auch richtig Bamb. LV, 8, dort LVI, 3. Unrichtig ist hier aber 
zu Nr. 307 I (De illo autem) Comp. tert. (statt sec.) IV, 7, 2°) notiert. 


1) Die Collectio Claustroneoburgensis, a.a.O., 8.18. — *) Die Collectio 
Claustroneoburgensis, a. a. O., 8. 8f., 6, 20f. — *) Herausgegeben von 
Ambrosius M. Gietl, Die Sentenzen Rolands, nachmals Papstes Ale- 
xander III. (Freiburg i. B. 1891); sieh dazu meine Bemerkungen in dieser 
Zeitschrift XXXIII, Kan. Abt. II (1912), 8. 892f. — *) In der Deutschen 
Literaturzeitung XVII (1897), Sp. 666 unten, 668! (669) Nr. 14. — °) Bei 
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Mit einzelnen Kapiteln der Claustroneoburgensis hat sich jetzt Singer 
in seinem Buche näher befaßt, besonders S.147*? mit c. 197 und 
S.323 7° mit c. 321, dessen Echtheit er mit gutem Grunde beweifelt. Die 
von Schönsteiner nicht genug betonte Hauptbedeutung der Sammlung, 
deren Wert allerdings durch das Fehlen der Inskriptionen vermindert 
ist, liegt nicht nur in der Mitteilung uns bisher unbekannter Stücke, 
sondern auch darin, daß die in späteren Sammlungen zerrissenen De- 
kretalen hier noch ungeteilte Kapitel bilden oder ihre Stücke wenig- 
stens in aufeinanderfolgenden Nummern stehen. So läßt sich mit 
ihrer Hülfe die ursprüngliche Zusammengehörigkeit mancher bei Jaff6 
noch als selbständige Dekretalen registrierter Kapitel leicht wieder- 
herstellen. In einigen wenigen Nummern (so in Nr. 101, %7 und 
334) sind unzusammengehörige Rechtssätze vereinigt; vielleicht be- 
ruht dies nur auf einer Nachlässigkeit des Schreibers oder des 
Miniators. Für die Entstehungszeit der Sammlung ist entscheidend, 
ob die lateranensischen Schlüsse zu ihrem Originalbestande zu rechnen 
sind oder nicht. Gegebenenfalls ist sie also kurz nach 1179, sonst 
noch vorher verfaßt. Als ihre Heimat, über die Schönsteiner nichts 
sagen konnte, dürfen wir mit Rudolf v. Scherer!) England ver- 
muten, da die ihr eigentämlichen Dekretalen, soweit er ihre Adresse 
feststellen konnte, sicher oder wahrscheinlich diesen Bestimmungsort 
haben. Ihre Verwandtschaft mit der Parisiensis I ist unverkennbar; 
leider hat Schönsteiner diese in der beigegebenen Tabelle nicht be- 
rücksichtigt. Das Fehlen der Kapitelinskriptionen dürfte, wenn es ur- 
sprünglich war, ihrem Einflusse auf die späteren Sammlungen hinder- 
lich gewesen sein, mit denen sie aber bei ihrer Reichhaltigkeit sehr 
viel gemein hat. 

Weil sie einen neuen, vollendeteren Typus darstellt, ist erst an 
dieser Stelle die von Friedberg so genannte Collectio Parisiensis I 
einzureihen, die zeitlich den beiden letztgenannten Sammlungen wohl 
etwas voraufgeht. Sie findet sich f. 1-54” in Cod. lat. 1566 der 
Pariser Bibliotheque nationale. Augustin Theiner?) bat als erster 
(freilich unzuverlässige) Mitteilungen über sie gemacht. Friedberg?) 
hat sie eingehend gewürdigt und analysiert; daneben sind aber die 
von Seckel*) gegebenen Berichtigungen und Quellennachweise zu be- 
rücksichtigen. Es ist die einzige Extravagantensammlung, die streng- 
genommen nicht den Namen Dekretalensammlung verdient, da der vor- 
gratianische Stoff mehr als dreimal so groß ist wie die 58 neueren 
Dekretalen von Honorius II. (von diesem und nicht von Innozenz II., 
wie Friedberg angibt, ist LIII, 2!) bis zu Alexander III, von dem die 
meisten stammen. Das letzte Kapitel rührt zwar von Urban III. her, 


Friedberg, Quinque compilationes antiquae (Lipsiae 1882), 8. 214 steht 
bei dem betreffenden Initium fälschlich 2 (3, 7). 

1!) Im Allgemeinen Literaturblatt XIX (1910) Sp. 138. — ?) Disquisi- 
tiones criticae in praecipuas canonum et decretalium collectiones (Romae 1836), 
8. 117 ff. — ®) Kanones-Bammlungen 8. 21 ff. — *) In der Deutschen Literatur- 
zeitung XVIII (1897) Sp. 659fl., 667!, 668°; auch Kanonistische Quellen- 
studien I, a,a.0., S. 186, 187. — 
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ist aber in der Handschrift mit anderer Tinte später beigefügt. Die 
vielen vorgratianischen Stücke aller Art sind meist den älteren 
Kanonessammlungen entnommen. Daß für die Dekretalen frühere 
Sammlungen benutzt worden sind, ist nicht bewiesen. Gegenüber 
diesen bedeutet die Parisiensis II einen großen technischen Fortschritt, 
da sie zum erstenmal eine Einteilung in (95) Titel vornimmt, deren 
Reihenfolge allerdings noch willkürlich ist. Unter diese sind die 
275 Kapitel verteilt. Doch hat auch dieser Kompilator sich gescheut, 
die Dekretalen entsprechend zu zerreißen; vielmehr teilt er sie stets 
an der zuerst in Betracht kommenden Stelle vollständig mit und 
gliedert sie nur durch farbige Initialen in so viel Teile, wie Rechts- 
fragen in ihnen behandelt sind, auf die er dann in anderen Titeln 
verweisen kann, was 39mal geschieht. Über die Herkunft der Sanım- 
lung läßt sich ein wenig mehr sagen als bei den früheren. Die 
Lateransynode von 1179 ist noch nicht berücksichtigt. Auch die 
Kapitel XXXIII, 5 (Jaffe ® 14350) sowie XXIX, 8 (Jaffe* 14333, jetzt Kehr, 
Ital. pont. VI, 1 n. 762) und LXXXIII, 2 (Jaffe* 14332, Kehr .c. n. 727) 
sind früher zu datieren, wie schon Friedberg gezeigt hat, dem jüngst 
P.F. Kehr!) zustimmte. Ja, die Sammlung ist schon von Bernhard 
von Pavia in seiner vor 1179 verfaßten Summa de electione benutzt 
worden, in der er die Dekretalen nach den Titeln und Kapiteln dieser 
Sammlung zitiert. Das war mit Berufung auf F. Maassen, in dessen 
Nachlasse sich, wieSinger 8.4? berichtet, eine eingehende Beschreibung 
dieser Kompilation vorgefunden hat, schon von E. A. Th. Laspeyres®) 
ausgesprocheu und ist dann von Friedberg einwandfrei bewiesen 
worden. Da sie zudem in der Pariser Handschrift mit den Summen 
Bernhards de matrimonio und de electione zusammensteht, ist sogar 
die Vermutung nicht ganz von der Hand zu weisen, daß dieser selbst ihr 
Verfasser ist, zumal die Mannigfaltigkeit des Stoffes und die litera- 
rischen Eigenschaften, die sie auszeichnen, auf einen Bologneser Rechts- 
lehrer und auf einen auf diesem Gebiete bewanderten Fachmann hin- 
zudeuten scheinen, als den sich Bernhard später durch sein Breviarium 
extravagantium erwies. 

Bei einem Studienaufenthalte in England entdeckte Karl Hampe®°) 
drei bisher unbekannte Dekretalensammlungen. Er machte darüber 
alsbald in seinem Reiseberichte Mitteilungen, die zwar nur einen 
vorläufigen Charakter trugen, aber immerhin Seckel*) als Grund- 
lage für eine erneute kritische Untersuchung dienen konnten, die uns 
wenigstens den Charakter der Sammlungen genügend erkennen läßt. 
Die älteste fand sich in dem aus dem ebemaligen King's Library 


1) Regesta pontificum Romanorum, Italia pontificia VI 1 (Berolini 1918) 
8.182 n. 41, 8.181 n. 89. — ?) Bernardi Papiensis Faventini episcopi Summa 
decretalium, cum aliis eiusdem scriptoris anecdotis (Ratisbonae 1860) 8.LX. — 
®) Reise nach England vom Juli 1895 bis Februar 1896, im Neuen Archiv 
der Gesellschaft für ältere deutsche Geschichtskunde XXII (1897); über die 
hier genannte Dekretalensammlung : 8.228, 394 ff., 635. — *) Über drei Kanones- 
Sammlungen, a. a.O., betreffs der hier genannten Sammlung: 8. 525f., 527 ff., 
538f., 536. 
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stammenden Cod. Reg. 10 A II des British Museum in London, f. 5-62 v. 
Die hiernach Collectio Londinensis Regia benannte Sammlung 
ist trotz ihres nicht geringen Umfanges nur in 7 Titel eingeteilt. Sie 
enthält ausschließlich Dekretalen Alexanders III., was mit der Überschrift: 
Incipiunt decretales epistole Alexandri pape III. übereinstimmt. Die 
Zahl der Kapitel hat Hampe nicht mitgeteilt; 51 sind bekannt und 
. identifiziert. Die Sammlung steht wohl zur Cantabrigiensis und vielleicht 
auch zur Parisiensis I in Beziehung; die meisten ihrer Stücke scheinen 
auch in den jüngeren Sammlungen wiederzukehren. Falls, wie es scheint, 
das Laterankonzil von 1179 nicht aufgenommen ist, dürfte sie schon 
vor diesem verfaßt sein; sonst jedenfalls gegen das Ende der Regierung 
Alexanders. Da sich in ihr zwei selten vorkommende und eine sonst 
überhaupt nicht nachgewiesene Dekretale finden, die nach Deutschland 
gerichtet sind, darf man vielleicht an deutschen Ursprung der Londi- 
nensis denken. 

Auf die große Bedeutung der nun zu erwähnenden Kompilation, 
der sog. Appendix Concilii Lateranensis III, weist die Tatsache 
hin, daß sie schon um die Mitte des 16. Jahrhunderts vollständig 
herausgegeben und seitdem häufig nachgedruckt wordenist. A. Theiner’), 
E.L.Richter?), J.F.v.Schulte®), Franz Laurin*) und am ein- 
gehendsten Friedberg®) haben sich mit ihr befaßt, zu dessen Unter- 
suchung schließlich wieder Seckel*®) kritische Nachträge geliefert 
hat. Keiner von ihnen ist, soviel ich sehe, auf die erste Ausgabe 
zurückgegangen, die Bartholomäus Laurens’), genannt Poin, in 
der zweiten Auflage der Konziliensammlung von Petrus Crabbe®), 
mit einem Vor- und einem Nachworte, veranstaltet hat. Zweifel daran, 
daß dies wirklich die Editio princeps sei, hätten aber nicht zu ent- 
stehen brauchen, da es aus Laurens fast wörtlich und unter Einsetzung 
der Jahreszahl 1551 in die späteren Konziliensammlungen übernommener 
Vorrede hervorgeht und noch deutlicher auch längst bei Frangois 
Salmon®) zu lesen war. Über das zugrunde gelegte, bis heute ver- 
schollene Manuskript berichtet Laurens nur, daß es ihm von Crabbe 
für die Konzilienausgabe anvertraut worden sei und nichts weiter als 
die Kanones des dritten Laterankonzils nebst einem Anhang enthalte, 
die mit zahlreichen Randglossen versehen seien. Die Handschrift er- 


1) Disquisitiones criticae 8.4 f. — *) De inedita decretalium collec- 
tione Lipsiensi (Lipsiae 1836), bes. 8.14 f. — ?°) Beitrag zur Geschichte 
des kanonischen Rechtes von Gratian bis auf Bernhard von Pavia, in den 
Sitzungsberichten der Kaiserlichen Akademie der Wissenschaften, Philos.- 
histor. Klasse, LXXII (1872), 8. 486 ff., 497 ff.; Quellen und Literatur I, 8. 77. 
— +) Introductio in Corpus iuris canonici (Friburgi B. 1889) 8. 90f, — 
®) Kanones-Sammlungen 8. 68 ff. — *) In der Deutschen Literaturzeitung 
XVII (1897), Sp. 662 f., 6671; auch Kanonistische Quellenstudien I, a.a.O,, 
8. 178, 181 ff., 187 f. — 7) K. J. v. Hefele, Konziliengeschichte V*, besorgt 
von A. Knöpfler (Freiburg i. B. 1886) 8. 720, schreibt, einem Druckfehler 
Manseis folgend, unrichtig: Laureus. — ?) Concilia omnia tam generalia 
quam particularia II (Coloniae Agr. 1551) 8. 820—944. — °) Traitd de l’etude 
des conciles et de leurs collections, Nouv. &d., suivant l’edition de Paris (1726), 
8.478 f., 624. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXIV. Kan. Abt. III. 40 


626 | Literatur. 


scheine als unteilbares Ganzes, weil das Laterankonzil als ıhr 1. Teil 
bezeichnet sei!) sowie auch wegen der einheitlichen, durch ungewohnte 
und übermäßige Abkürzungen schwer lesbaren Schriftzüge. Die Ausgabe 
besteht aus 50 Partes, deren erste das Concilium Lateranense bildet. 
Alle tragen Rubriken, mit Ausnahme der beiden letzten, wo sie nach 
einer Randbemerkung des Herausgebers fehlten; bei Pars XLIX sagt 
er ausdrücklich, das „thema seu argumentum“ sei ausradiert gewesen. 
(Dagegen fehlten in der Handschrift nicht die Texte dieser beiden 
Titel, wie Friedberg?) seltsamerweise aus der Randnotiz Mansis 
[sieb unten Anm.9] zu Pars L herausliest, die mit der von Laurens 
inhaltlich übereinstimmt.) Die Partes sind in Capitula eingeteilt. 
Für diese sind außer den (zuweilen fehlenden) Inskriptionen auch Ru- 
briken vorgesehen, deren Index dem Texte der Sammlung vorangeht. 
Er beginnt aber erst mit Pars II und schließt mit Pars XLVIII, unter 
deren Titel 105 Kapitelrubriken stehen, d.h. zu allen Kapiteln der 
folgenden Teile und zuletzt zu 10 Kanones des Laterankonzils. Diese 
Diskrepanz, auf die das Nachwort von Laurens aufmerksam macht, 
hat Laurentius Surius, der die nächste Ausgabe der Konzilien 
veranstaltete, beseitigt.) Er numerierte auch die Rubriken der letzten 
Teile entsprechend den Nummern der Kapitel; dabei mußten die 
Rubriken 52, 53 und 54 zu der Nr. 29 und die Rubriken 56 und 57 zu 
der Nr. 31 der Pars L vereinigt werden. Surius unterzog aber auch 
die Texte einer Revision. Ob diese bei seiner bekannten Neigung, an 
Stelle handschriftlicher Lesarten gewagte Konjekturen zu setzen ''), 
durchweg eine Verbesserung bedeutet, wird man bezweifeln dürfen 
und wäre im einzelnen zu prüfen. Schließlich hat S. Bini?°) in seiner 
Konziliensammlung die Pars I, das Concilium Lateranense, aus der 
Sammlung herausgenommen und selbständig vorher abgedruckt. Zu- 
gleich versah er die 27 Kanones — geringe Änderungen vornehmend 
— mit den Rubriken, die sie in der Chronik Rogers von Howden®) 
tragen, in der sie allerdings in anderer Reibenfolge”) stehen. In der 
ihr von Surius und Bini gegebenen Form erscheint die Kompilation 
in den folgenden Konziliensammlungen, zuletzt bei J. Hardouin®) 
und J. D. Mansi.?) Friedberg hat zu seiner hauptsächlich durch 


1) Mit Unrecht schließt daraus v. Hefele, Konziliengeschichte V? 8. 720, 
der Anhang habe in der Handschrift als pars secunda der lateranensischen 
Kanones gestanden. — ?) Kanones-Sammlungen 8. 64 und 65. — *) Zum 
Folgenden vgl. die allerdings nicht ganz korrekten Angaben von Salmon, 
Traitd de l’&tude des conciles 8. 625 f. — *) Sieh darüber Henri Quentin, 
Jean-Dominique Mansi et les grandes collections conciliaires (Paris 1900), 
8.18f. — ®) Sieh dessen Notae bei J. D. Mansi, Sacrorum concilivrum nova 
et amplissima collectio AXII (Venetiis 1778), Sp. 241 f. — °) Bei William 
Stubbs, Chronica Magistri Rogeri de Houedeue [Kerum Britaunicarum medii 
aevi scriptores] II (London 1869), 8. 172 ff. — 7) Diese ist überhaupt in allen 
überlieferten Rezensionen des dritten Laterankonzils (ausgenommen vielleicht 
in den Coll. Parisiensis I und Cheltenbamensis — sieh unten 8. 636) ver- 
schieden, die auch sonst bemerkenswerte Abweichungen aufweisen. — . 
®) (Conciliorum collectio regia maxima) Acta conciliorum et epirtolae decretales 
et constitutiones Summorum Pontificum VI, 2 (Parisiis 1714) Sp. 1673 (richtig: 
2673) ff. und 1693. — °) Conciliorum collectio XXI, Sp. 217 ff. und 248 ff. 
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Tabellen erläuterten Beschreibung sich mit der Ausgabe Mansis be- 
genügt, von dem er merkwürdigerweise glaubt !), er habe dazu noch den 
Kodex (Crabbes) benutzt. Daneben macht er einige Angaben über die 
Eigentümlichkeiten des Cod. 1242 der Leipziger Universitätsbibliothek ®), 
der die Appendix auf fol. 73"—110v enthält, aber, besonders bezüglich 
des Wortlauts und der Reihenfolge der Titelrubriken, mehrfach ab- 
weicht und auch einige Titel und Kapitel ausläßt; die Handschrift 
schließt mit der Pars XLVII der gedruckten Appendix, woran sie noch 
ein paar Kapitel anhängt. Zum ursprünglichen Bestande der edierten 
Appendix haben offenbar nur 44 Teile gehört. Dann ist die Samm- 
lung um Pars XLV— XLVIII erweitert worden, deren Titel früher 
vorkommende Rubriken (VI, Vll, XV, XXVIII) mit dem Zusatze 
secundo wiederholen. Schließlich sind noch die titellosen Partes 
XLIX und L hinzugefügt worden, die ungeordnetes Material enthalten. 
Das letzte, inskriptions- und nummerlose Kapitel (von Innozenz III.) 
nach L, 67 war in der Handschrift, wie der erste Editor bemerkt, von 
fremder Hand angehängt — eine Notiz, die freilich schon der folgende 
Konzilienherausgeber ausgelassen hat. Von den Glossen der Hand- 
schrift, von denen eine Anzahl am Rande abgedruckt sind, sind drei 
in den Text (nach X, 32, nach XXXVII, 2 und nach XLII, 1) geraten, 
von dem sie sich aber durch kleineren Druck abheben. Als fremde 
Zusätze sind auch zwei weitere bei Crabbe (bei Mansi leider nicht!) 
ebenso gedruckte, unnumerierte Stücke anzusehen: das von Friedberg 
nicht beachtete nach VII, 8 (Et hoc iubemus) und das nach XXX], 6 
stehende (Ex decretis Gelasti pape, Cap. II= c.37 C.11 q. 3), dieses 
schon deshalb, weil seine Inskription sich mit der des folgenden Kapitels 
(Idem = Alexander III.) nicht verträgt und auch in der Leipziger 
Handschrift fehlt. Wohl aber dürfte das zwar ebenfalls nicht nume- 
rierte Kapitel Fiures et latrones nach XXXIV, 2 ursprünglich sein, da 
es sowohl in jener Handschrift steht als auch bei Crabbe groß gedruckt 
ist. Hier ist übrigens schon ein Fall größerer Zuverlässigkeit der 
Editio princeps. Das Stück trägt nicht, wie Friedberg, Seckel und 
Singer (S. 83° und 120:5) nach Mansi annehmen, die Inskription Jdem 
in concilio Turonensi, dem es in der unten zu erwähnenden Collectio 
Sangermanensis zugeschrieben wird, sondern Idem (lies: Item) ex con- 
cilo Triburiensi (so konjiziert Laurens richtig aus dem Tribunensi seiner 
Handschrift), die Seckel?°) als die echte erwiesen hat. Die Angaben 
Friedbergs bezüglich der drei letzten Kapitel in seiner Gesamtübersicht 
der Appendix sind unrichtig. L, 66, das eine Wiederholung von XLIV, 3 
ist, steht in der Collectio Bambergensis 82, 1 (nicht 32, 6), bei Jaffe? 


2) Kanones-Sammlungen 8. 98. — ?) Über diese Handschrift sieh den 
Katalog der lateinischen und deutschen Handschriften der Universitäts- 
Bibliothek zu Leipzig III: R. Hellssig, Die juristischen Handschriften 
[Katalog der Universitäts-Bibliothek zu Leipzig VI, Leipzig 1905], 8. 342. — 
®) Kanonistische Quellenstudien I, Beilage: Die 12 falschen Kanonen des 
Konzils von Tours 1163, a.a.O., 8.61; seine Angabe über die Appendix 
ist dort und 8. 62 nach dem Obigen zu berichtigen. 
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n. 11665 (nicht 14030), und ist in der Appendix durch die Inskription 
Idem etc. fälschlich Urban II. zugeschrieben; seine Anfangs- und 
Schlußworte hat Friedberg versehentlich bei L, 67 abgedruckt, zu dem 
das dem nummerlosen Schlußkapitel gegebene Incipit gehört (Explicit: 
relinquendum). Dieses Kapitel beginnt mit den Worten Sedes apostolica 
consuerit, die nun auch im Gesamtverzeichnisse der Kapitelanfänge 
bei Friedberg fehlen. An der Feststellung der Kapitelzahl der Appen- 
dix haben sich, so humoristisch es klingen mag, schon drei ihrer Be- 
arbeiter versucht, ohne daß die heute angenommene richtig wäre. 
Theinert!) gab die Zahl 571 an, die richtig ist, wenn man die nume- 
rierten Kapitel und das angehängte Schlußkapitel zählt. v. Schulte®), 
dem es unerfindlich war, woher Theiner sie bekomme, nannte statt 
deren die unrichtige 537, die wieder Friedberg?) unerfindlich erschien 
und von ihm durch die gleichfalls unzutreffende 579 ersetzt wurde. Tat- 
sächlich sind es 570 numerierte Kapitel, wozu dann noch das unnumerierte 
nach XXXIV, 2 zu rechnen ist; mit den drei späteren Zusätzen werden 
es also 574, von denen nur einige Dubletten sind. In dieser im 
Verhältnisse zu den früheren Sammlungen stattlichen Zahl überwiegen bei 
weitem die nachgratianischen Kapitel, unter denen wieder die 
Alexander III. angehörigen Stücke: die 27 Kanones des Konzils im 
Lateran, 9 des von Tours (1163) und seine Dekretalen hervorragen. 
Die Dekretalen sind schon vielfach in Stücke zerrissen, doch wird 
häufig in deren Inskription nach dem Zusatze Pars (illius) capituli ihr 
Incipit angegeben und auch wohl auf den Titel der Sammlung hin- 
gewiesen, in dem es sich findet — eine Methode, die in anderen 
Sammlungen wiederkehrt. Die Entstehungszeit der Appendix ist strittig; 
nicht allerdings die der vorliegenden gedruckten Fassung. Die letzte 
Erweiterung enthält, wenn von dem Innozenz III. zugehörigen End- 
zusatze fremder Hand abgesehen wird, noch Dekretalen von Urban III., 
Gregor VIII. und Klemens 1II., kann also nicht vor 1187—91 fertig- 
gestellt sein; die erste Erweiterung, die in der anscheinend vom 
Schreiber abgebrochenen Leipziger Handschrift schon mit Titel XLVII 
schließt, nicht vor 1185—87, da die letzte Dekretale von Urban Ill. 
stammt. Ob die Erweiterungen, die ihrer verschiedenen Methode wegen 
wohl nicht zusammen entstanden sein können, wenigstens in sich einen 
einheitlichen Ursprung oder auch spätere Zutaten haben, wofür einiges 
spricht, scheint mir nicht von großem Interesse zu sein. Dagegen ist 
diese Frage wichtig bezüglich des Grundstocks (I—XLIV) der Appendix 
und seiner Datierung. Auch in ihm stehen Dekretalen Urbans III. 
und Klemens Ill., die auch für ihn die Abfassungszeit 1187— 91 fordern. 


1) Disquisitiones 8. 5. Er hat seine Zahl aber nicht, wie Friedberg, 
Kanones-Sammlungen 8.67?, sagt, daher, daß er die doppelt vorhandenen 
Kapitel einfach zählte. — ?) Beitrag z. Gesch. d. kan. Rechtes, a.a. O., 8. 486; 
er hat hier in Anm. 3 die Parse VI mit 33 Kapiteln vergessen; in ders. Anm. 4 
steht der Druckfehler 48 statt 4. — °) Kanones-Sammlungen 8. 67; er 


gibt die Zahl der numerierten Kapitel in Tit. 2—44 fälschlich mit 486 statt 
430 an. 
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Dies würde keine Bedenken erregen, wenn es nicht so über jeden 
Zweifel erhaben erschiene und deshalb auch allgemein angenommen 
würde, daß die Appendix die Grundlage für die Collectio Bambergensis 
und verwandte Sammlungen gewesen sei, die schon unter oder gleich 
nach Lucius III. entstanden sein müssen. Weil Friedberg, der sich 
gegen die Annahme von Interpolationen erklärte, diese Schwierigkeit 
nicht beseitigte, trat Seckel wieder für die Ansicht von Richter und 
v.Schulte ein, die solche behauptet hatten. Ich halte diese Annahme 
für gewagt, solange die handschriftliche Grundlage dafür fehlt und 
sogar dagegen spricht. Der Grundkern der Appendix hat eine Er- 
weiterung in der Form von Anhängen erfahren; es wäre auffällig, 
wenn er außerdem durch Einschiebsel vermehrt worden wäre, noch 
dazu, bis auf ein Kapitel, in solche Titel, die auch in dem ersten 
Anhange stehen. Will man dagegen einwenden, daß sie ja von einem 
andern als dem Kompilator des Anhanges eingeschoben sein könuten, 
so verweise ich darauf, daß sie offenbar auch in der sonst so eigen- 
artigen Leipziger Handschrift stehen, bis auf c.26 der Pars XV, die 
dort aber ganz fehlen soll. Die unstreitigen Beziehungen zwischen 
der Appendix und der Bambergensis wird man sich so zu denken 
haben, daß diese nicht aus jener selbst, sondern aus einer nicht un- 
erheblich kleineren Sammlung, allerdings ähnlichen Charakters, ge- 
schöpft hat, die zur Zeit Lucius III. schon fertig vorlag und in der 
also vor allen Dingen jene späteren Dekretalen fehlten. So erklärt sich 
auch zugleich am einfachsten, weshalb in der Bambergensis eine so große 
Zahl von Kapiteln der Appendix vermißt werden. Diese aber hat als 
eine andere, zwischen 1187 und 1191 entstandene, allerdings weniger 
vollkommene Bearbeitung jener uns unbekannten Sammlung zu gelten. 
Welche sonstigen früheren Sammlungen ihr als Quelle gedient haben, 
läßt sich mit Sicherheit nicht sagen, obschon sie mit solchen in vielem 
übereinstimmt. In Pars L werden Registerbücher als Fundquellen der 
Dekretalen angegeben. Als Heimat der Appendix kommt wegen der 
Bevorzugung nach England gerichteter Dekretalen, besonders aber 
wegen der Aufnahme eines eigenen Titels (XLIV) De preeminentia 
Landinensis et Eboracensis am ehesten England oder als Verfasser ein 
Engländer in Betracht. 

Die bereits erwähnte Collectio Bambergensis leitet eine 
Gruppe von Dekretalensammlungen ein, die zwar älter ist als die Ap- 
pendix Concilii Lateranensis in ihrer gedruckten Fassung, aber einen 
jüngeren, offensichtlich entwickelteren Typus darstellt. Die bisher 
ungeordneten Titel erscheinen einigermaßen systematisch gruppiert, 
ihre Zahl vermehrt, die Kapitel besser unter die Titel verteilt und zu 
diesem Zwecke auch noch mehr zerstückelt; nur die lateranensischen 
Kanones stehen noch zusammen. Da auch die erste der jetzt von 
Singer veröffentlichten Sammlungen, die alsbald zu nennende Collectio 
Compendiensis zu dieser Gruppe gehört, sind uns nun vier dieser nahe 
verwandten Kompilationen bekannt. Die älteste unter ihnen steht an 
der Spitze (f. 1r—47r) des Miszellankodex can. 17 (PI11) der König- 
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lichen Bibliothek zu Bamberg!) und war früher im Besitze der dortigen 
Dombibliotbek. J. F. v. Schulte?) hat sie entdeckt, benannt und zu- 
erst beschrieben. Eine vollständige Analyse hat später Friedberg?) 
gegeben, die durch Seckel*) und jetzt durch Singer einige Berichti- 
gungen und Ergänzungen erfahren hat, aber leider, wie ich auf Grund 
einer vollständigen Vergleichung der Bamberger Handschrift sagen 
muß, in weit größerem Maße unzuverlässig ist, als diese annehmen.?) 
Die Handschrift ist im Anfange des 13. Jahrhunderts von ein und dem- 
selben Schreiber schön (Friedberg sagt: „von schöner Hand“!) und 
auch nicht so inkorrekt geschrieben, wie Friedbergs Beschreibung 
glauben macht; sie ist mit einer Randglosse versehen. Die Sammlung 
hat in dieser Handschrift 439 (438) Kapitel (davon einige doppelt) in 
56 Titeln. Doch ist nach LIII, 2 offenbar die Rubrik Qui Alu sıint 
legitimi etc, die in allen verwandten Sammlungen steht, vergessen 
worden; Friedberg hätte sie einfügen müssen. Außerdem ist in Titel 
LV vor c.6 Raum für eine neue Rubrik freigelassen. In diesen Titel 
passen auch nicht die Kapitel 4 und 5, wohl aber würde dies wieder 
bei c. 7 der Fall sein, von dem aber nur die Inskription Ignatius 


1) Sieh Friedrich Leitschuh und Hans Fischer, Katalog der 
Handschriften der Königlichen Bibliothek zu Bamberg I, 1 (Bamberg [1895 —] 
1906) 8. 880. — ?) Zur Geschichte der Literatur über das Dekret Gratians, 
I, in den Sitzungsberichten der Kais. Akad. d. Wiss., Philos.-hist. Kl., LXIV 
(1870), 8. 138 ff.; Beitrag zur Gesch. d. kan. Rechtes, a.a.0O., 8. 494 ff, 
497 fl. — *) Kanones-Sammlungen 8. 84 ff. — *) In der Deutschen Literatur- 
zeitung XVIII (1897), S. 662 f., 667, 668! (669); auch Kanonistische Quellen- 
studien I, a. a. O., 8. 178, 181 ff., 187. — °) Außer den zahlreichen anderen 
hier im Texte, oben 8. 618? und unten 8. 632! gegebenen sind noch folgende 
Berichtigungen zu Friedbergs Edition der Bambergensis zu vermerken, 
wobei ich noch seine bloß die Orthographie betreffenden Willkürlichkeiten 
und seine stillschweigenden Korrekturen der Handschrift unerwähnt lasse. 
Tit.Ic.10: ezorandus. V,5: Strafortd’. VII: incidunt.... videntur. 
VI, 5: ar(chiepiscopo). VII, 9: aliquis ali(cui)us. VIII, 1: raptoribus. 
IX, 7: archiepiscopo. XI, 1: Idem. XI, 6: Idem de e(adem) epi- 
stola. XI,9: Limon. (!) episcopo (vgl.Singer 8.297). XI, 14 (nicht 15!): 
Iocell‘. 8. (sieh Singer 8. 80'%). XIII: hospitalariorum. XV,2: 
archidiaco(nis) ... Non est vobis. XVI,3: Alex. III. Wigo(r)n. epi- 
8copo. ÄXIX,1: Subdiaconos autem—celebrentur. XIX, 8: quesisti. XIX, 5: 
Idem.... quod cum iam.... aliquatenus tenereris. XX: sunt...spectat 
earum reparacio. XXlI,5: Wal’he. XXII,5: Idem (Hs: Ad’, Versehen 
des Miniators!) Lundensi episcopo. XXIII, 10: Idem. XXV: prestandis 
vel...sibi. XXVI,8: Item (Hs: Idem). XXIX, unic.: Item (Hs: 
Idem) ex concilio .... defunctis. XXXI: episcopii. XXXI, 6: Dignum 
est et. XXXIU, 1: Cum ubi sit de. XXXIl, 5: W° (= Willelmo). 
XXXV, 5: Datum Rome apud sanctum P(etrum) V.idus decembris. XXXVI, 7: 
Alex. IIL Ianuensi episcopo. Pars c.... XXXIX, 1: terminelis (vgl. 
Singer 8. 57?; die Lesart terminandam der Hs ist ein an das so lautende 
Schlußwort des vorhergehenden Satzes anklingender Schreibfehler). XXXIX, 18: 
Quociens aliqui separantur. XLII,6: aliguam. XLII, 36: Proposuit nobis M. 
XLIV, 13: Andonensit!), XLIX, 6: Colon.(!. L, 1: Idem 8. L, 4: 
Idem. L, 11: Panensi(!) archiepiscopo. L, 12: Vitario(!). L, 13: 
Terniconen.(!)archiepiscopo. L,20: Sponsam—copulare. L,22: Emiü(!). 
LI, 1: Wig. LIU, 4: Cum inter L. LII, 9: Ex conquestione. LIV, 5: Wiy. 
LIV, 7(8): Idem. LIV, 8 (9): Idem. LVI,21: cogantur. LVI,23: Item. 
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(statt Iginus; Friedberg liest: Igitius) papa vorhanden ist, die nun als 
solche von LVI, 1 erscheint, das nicht, wie Friedberg angibt, Idem 
inskribiert ist. Dieser Schlußtitel enthält hier, im Gegensatze zu der 
sonstigen Gepflogenheit, das Conciliam Lateranense. Sein letztes (26.) 
Kapitel, das zwar auch mit /tem inskribiert ist, ist dem Dekrete Burchards 
entnommen und ein fremdartiges Anhängsel. In Tit. IV hat Friedberg, 
wie schon Seckel und jetzt Singer (8.21? und 22°) richtig vermutet 
haben, die Kapitel 2 (Pervenit ad audientiam) und 3 (Ad nostram au- 
dientiam) zu c.2 (mit Inskription und Incipit von 3 und Explicit von 2) 
konfundiert; c. 3 ist daher unrichtig als 2 und c. 4 als 8 bezeichnet — 
eine Verwirrung, die sich nun an manchen Stellen der Publikation 
Friedbergs bemerkbar macht. Auch in den angegebenen Parallel- 
stellen herrscht Konfusion. Die Angaben Friedbergs sind folgender- 
maßen zu berichtigen: 

2. Idem. Pervenit ad audientiam nostram — abstinebunt. O.11,7 
P. IV,2. R.XV1,2. Br. X,2. Comp.1l. c.1 (5,27)=c.1X (5, 31). 

3. Idemdilectisfiliis archidiacono et decano. Adnostram 
audientiam noveritis pervenisse — iterata questio pervenerit etc. O.11,9. 
P. IV, 83. R.XVI, 3. Comp. Il. c.3 (5,2)=c.21 X (5, 3). 

4. Idem episcopo Cove(n)tren. et abbati Cestren. Man- 
damus ut ex nostra — non diutius cogamur vindicare. ...... 


Tit. XXXI c. 1 enthält zwei nicht zusammengehödrige Stücke, die 
Friedberg hätte trennen müssen; allerdings ist der letzte, mit Item 
inskribierte Satz Nec canones — reservatum schon in den Handschriften 
dieser und anderer Sammlungen mit dem vorhergehenden Kapitel Quod 
diligentia tua verbunden worden (sieh Singer, 8. 47ff. Note 3 und 4 zu 
Compend. XXXI). Über die vermutliche Hauptquelle der Bambergensis 
habe ich schon oben (8. 629) meine Meinung ausgesprochen. Sie er- 
klärt die enge Verwandtschaft mit der Appendix Conc, Lat., mit der 
die Bambergensis nicht nur in der größten Masse der Kapitel, sondern 
auch meist in der Fassung der Titelrubriken übereinstimmt. In beiden 
Beziehungen bringt sie aber auch ziemlich viel Neues. Sicher nicht be- 
kannt waren dem Kompilator die Cantabrigiensis sowie die Parisiensis I 
und IL. Bei der Auswahl des Stoffes hat er nur wenige vorgratianische 
Stücke herangezogen. Die Hauptmasse bilden die Dekretalen Alexan- 
ders, aber auch von seinem Nachfolger Lucius III. finden sich schon 
einige. So werden wir die Abfassung der Sammlung in die Jahre 
1181—85 setzen müssen. Die starke Berücksichtigung nach Frankreich 
gerichteter Dekretalen und die Einfügung einer besonderen Titelrubrik 
(XLVUl) De discordia Turonensis ecclesie cum Dolensi (in der Hs: 
tol.)!) machen ihren französischen Ursprung höchst wahrscheinlich. 


1) Friedberg, Kanones-Sammtungen 8.110, druckt auch die Glosse 
zu dem c. un. dieses Titels ab. Er behauptet hier und 8. 98? ohne Grund, der 
letzte Batz sei nicht ganz lesbar, weil ein Wort durch den Einband ver- 
deckt sei. Er lautet: Papa distulit negocium non usque hodie terminatum. 
In der Hs steht infolge unrichtiger Abbreviatur statt non: uidelur; Fried- 
berg liest: ut. 
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Die jetzt von Singer (S. 8ff., 19ff.) beschriebene, von ihrem 
Entdecker Maassen so genannte Collectio Compendiensis ist 
nichts weiter als eine leichte Bearbeitung der Bambergensis. Die 
bisher einzig bekannte Handschrift stammt aus der ehemaligen Bene- 
diktinerabtei Saint-Corneille in Compiegne und ruht nun als Cold. 
lat. 17 971 in der Pariser Bibliotheque nationale, in dem sie das 
letzte Stück (f. 153’—184v) bildet. Dessen Schriftzüge gehören schon 
dem 13. Jahrhundert und zwei Schreibern an. Das Werk ist hier leider 
nur ein Torso: mit der Rubrik des Titels XLIV und der Inskription 
seines 1. Kapitels bricht der uns erhaltene Teil der Handschrift ab. 
Da die Titelrubriken bis auf eine (IX. De interdictis torneamentis) alle 
der Bambergensis entlehnt sind und sogar bis auf eine Umstellung in 
derselben Anordnung wiederkehren, muß man annehmen, daß das Ori- 
ginal der Compendiensis dieses Verfahren auch über die uns erhaltenen 
Titel hinaus befolgt hat. Aus demselben Grunde hätte aber auch 
Singer nicht, der verwirrenden Methode Friedbergs folgend (s. oben 
S. 617), den Titel III der Bambergensis (Ne alıquid erigatur pro licencia 
docendi) auslassen sollen, der, wie er selbst (S. 15 mit Anm. 27) un- 
widerleglich dartut, nur versehentlich in dieser Handschrift nach II,8 
feblt. Neu aufgenommen sind nur zwei Kapitel: das in dem neuen 
Titel stehende (c. 12 des Reimser Konzils von 1148) und ein sehr kurzes, 
das möglicherweise bloß in der Bamberger Handschrift der Bamber- 
gensis fehlt. In der Edition Singers sind folgende Einzelheiten zu 
berichtigen: Tit. VII (8. 12) lies: Raptoribus; Tit. XI c.10 (8.29): 
autem (nicht: aurem); XIV, 1 (S. 33): apostolica; XXV,14 (8.45): 
servaturi (nicht: servari); Tit. XXXI (S. 13 und 47): episcopii (nicht: 
episcopatu[s]; auch die Bambergensis [s. oben S. 6305] und die Lipsiensis 
haben: episcopii, die Casselana dagegen: episcopi); XX XII, 7 (S. 51): iussa 
(nicht: iussu), Tit. XXXIX nach c. 11 (S. 58) lies: Cap. 12; XLI, 5 (S. 60): 
Controversiam. Die zahlreichen Verschiedenheiten der Compendiensis 
von ihrem Vorbilde in Inskription, Incipit und Explicit der Kapitel 
beruben nicht nur auf abweichenden Lesarten der Bambergensis, son- 
dern ebensosehr auf Lesefehlern ihres Herausgebers Friedberg.!) Bei 


!) So sind alle von Singer mit Berufung auf Friedbergs Edition 
zu folgenden Stellen der Compendiensis notierten Lesarten der Bam- 
bergensis dieser tatsächlich fremd; manche von ihnen zieht schon Singer 
in Zweifel, teilweise unter allzu optimistischer Annahme eines bloßen 
Druckfehlers; wirkliche Besonderheiten der Bambergensis an den betreffenden 
Stelleu füge ich in Klammern bei: Tit. I Note 9 (parentela), Tit. Il!, VII! 
(etiam), VIl?, X1?, X1!? (Qua statt Tua infolge Versehens des Miniators), 
Xl1®, XIl® (lies aber hier bei Singer beide Male: pervenerint), XIIL?, XV *®, 
XVI1? (pronunties), XV1®, XVIL?T (Ad hec), XVIII®, XVII, XVIII® (Stepha- 
num), XIX? (celedrentur), XX! (earum), XXI1?, XXII! (Vietoren.), XXII® 
(Ad hec), XXI1®, XXIV!, XXV®, XXV?, XXV28 (Oonmissum nobis a deo), 
XXV!* (Pars c.Meminimus, supra de mona(chis) sine probatio(ne) 
susceptis [Hs: suscepit]), XXVI® (preferre iudicium), XXXIS (Idem 
Ugon. Exo. arch(i)episcopo [Hs: archei®]), XXXI®, XXXI!*? (Pol’on), 
XXXII, XXXIL® (MaZ.), XXX, XXXII!?, XXXV1®, XXXVII (Ad hec), 
XÄXXVI®, XXXVII, XXXIX® XXXIX!% XXXIX°®% XLI*, XLL®, XLIl!®, 
XL11??, XLIl®®, 
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der fast völligen Übereinstimmung der beiden Sammlungen in Stoff 
und Verarbeitung ist es unwahrscheinlich, daß der Kompilator der 
Compendiensis noch eine andere Sammlung als die Bambergensis vor 
sich gehabt hat. Wie diese wird sie noch unter Lucius IlI. (1181—85) 
oder sehr bald nachher und zwar auch auf französischem Boden ver- 
faßt sein, wofür die Herkunft der Handschrift einen weiteren An- 
halt gibt. | 

Als eine viel bedeutendere Erweiterung und eingreifendere Ver- 
arbeitung der Bambergensis stellt sich die von E. L. Richter!) in 
Cod. 975 der Universitätsbibliothek zu Leipzig aufgefundene und da- 
nach von ihm Collectio Lipsiensis geheißene und bekannt gemachte 
Dekretalensammlung dar. Sie nimmt in dieser Sammelhandschrift die 
gegen Mitte des 13. Jahrhunderts geschriebenen Blätter 116—158 ein. 
Friedberg?) gab von ihr eine vollständige schematische Beschrei- 
bung, in der er allerdings in Tit. XVII hinter c. 7 ein Kapitel vergaß, 
das er später, als er?) von ihr eine kritische Analyse im Vergleiche 
mit den andern Dekretalensammlungen gab, nachtrug. Seckel‘) hat 
auch hierzu wieder Ergänzungen und Berichtigungen geliefert. Die 
Handschrift der Lipsiensis wird mit 28 canones concili Lateranensis 
eröffnet, die an der Spitze einen Prolog zu dem Konzil tragen, dessen 
verwischte Schriftzüge Friedberg nicht entziffern, Hellssig®') aber 
als größtenteils mit dem von Lucas d’Achery®) veröffentlichten über- 
einstimmend nachweisen konnte. Außer dem nicht mitgezählten La- 
terankonzil hat die Leipziger Handschrift 65 Titel; davon sind 15 
gegenüber der Bambergensis neu, wovon Titel LXIII allerdings nur ver- 
sehentlich in deren Handschrift fehlt (s. oben 8.630). Friedberg hat aber 
sehr wahrscheinlich gemacht, daß die Lipsiensis in ihrer Originalgestalt 
nicht nur 50, sondern alle Titel der Bambergensis enthalten hat und 
zwar auch in deren Anordnung, wenn man von den eingeschobenen 
neuen Titeln absieht. Mit den fehlenden Titeln XVII, XXII, XXIII, 
XXVI und XXVII betrüge die Titelzahl insgesamt (ohne das Lateran- 
konzil) 70 (nach Friedberg 71!). Auch alle Kapitel der Bambergensis, von 
denen jetzt eine Anzahl fehlen, müssen in der Lipsiensis gestanden haben. 
Diese hat aber noch weit über 200 Kapitel mehr als ihre Vorgängerin; 
ihre Gesamtzahl ist nach Friedberg 646, worunter nur wenige Doppel- 
stücke. Der neu aufgenommene Stoff ist überwiegend vorgratianisch. 
Mehr als zur Hälfte ist er augenscheinlich der Parisiensis II, aber auch 
den Kanonessammlungen, vor allem Burchard und Gratian, sowie dem 
Codex Justinians entnommen; die neuen Dekretalen sind wohl teil- 


1) De inedita decretalium collectione Lipsiensi (Lipsiae 1836). — 
?) Quinque compilationes antiquae nec non collectio canonum Lipsiensis 
(Lipsiae 1882), 8. XXXVf., 189 ff. — ®) Kanones-Sammlungen 8. 115 ff.; das 
nachgetragene Kapitel sieh 8. 119!. — *) In der Deutschen Literaturzeitung 
XVIII (1897), Sp. 664 f., 667?; auch Kanonist. Quellenstudien I, a.a.O., 
S. 179, 181ff., 187. — °) Katalog der lat. u. deutsch. Handschriften der 
Univ.-Bibl. zu Leipzig III: Die jurist. Hss., 8. 116. — °) Spicilegium sive 
Collectio veterum aliquot scriptorum qui in Galliae bibliothecis delituerant ? 
expurg. per L. F. J. De la Barre, I (Parisiis 1723), 8. 686. 
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weise direkt benutzt worden. Die Appendix C.L. hat der Sammler 
nicht gekannt. Eine der Dekretalen (VII, 14) hatte Friedberg mit Jaffe*® 
. 17642 Cülestin III. zugeschrieben; sie rührt aber nach der Inskription des 
Kapitels in der Lipsiensis und nach Seckels Nachweise von Alexan- 
der III. her. So enthält die Sammlung keine jüngeren Dekretalen als von 
Lucius IIl., unter oder kurz nach dessen Regierungszeit (1181—85) sie 
kompiliert worden sein muß, und zwar nach der Bambergensis. Was ihre 
Heimat betrifft, so spricht das meiste für Italien: einmal ist sie in der 
Stoffwahl und auch in der Rubrizierung von der wahrscheinlich italiä- 
nischen Parisiensis II abbängig und anderseits scheint Bernhard von 
Pavia sie in seinem Breviarium benutzt zu haben. 

Die jüngste der zur Bambergensisgruppe gehörenden Dekretalen- 
sammlungen, die sog. Collectio Casselana, ist die am längsten 
bekannte. Justus Henning Boehmer!) hat sie schon um die Mitte 
des 18. Jahrhunderts aus Cod. iur. 15 (in fol.) der Landesbibliothek ın 
Kassel vollständig herausgegeben. Eine zweite, bisher nicht beachtete 
Handschrift der Sammlung fand Hans Fischer?) in Cod. can. 18 
(P TII 1) der Königlichen Bibliothek zu Bamberg (ehemals in der Dom- 
bibliothek), f. 25r—43v. Sie ist wie die Kasseler im 18. Jahrhundert 
geschrieben, hat aber eine reichlichere Glosse. Wie ich festgestellt 
habe, stimmt die Bamberger Handschrift — von den gewöhnlichen 
Varianten und Schreiberirrtümern abgesehen — bis auf die Abwei- 
chungen, die ich hier mitteile, mit der Ausgabe völlig überein. Fried- 
berg®) hat die Kasseler Handschrift von neuem durchgesehen und sie 
mit den übrigen Dekretalensammlungen verglichen, wozu wieder 
Seckel‘) berichtigende Bemerkungen gemacht hat. Boehmer hat in 
seiner Ausgabe stillschweigend allen Kapiteln Rubriken (Summarien) 
gegeben, während sie in den Handschriften wie auch bei den andern 
Dekretalensammlungen (über die Ausnahme bei der Appendix C.L. 
sieh oben S. 626) nur Inskriptionen haben; die Kapitelrubrik von 
XIII, 1 ist die Rubrik der entsprechenden Pars II der Appendix C.L. 
und war, wie ich sehe, schon bei Hardouin®), nach dem Boehmer die 
Appendix verglich, fälschlich als Kapitelrubrik (zu II, 1) verwendet 
worden. Die Sammlung trägt in der Kasseler Handschrift (nicht in der 
Bamberger) die Überschrift Decretales Alexandri III. in concilio Late- 
ranensi teriio generali anno MCLXXIX celebrato editae. Diese paßt 
aber nur für den Anfang der Sammlung, der die Kanones dieses Kon- 
zils enthält. In der Ausgabe Boehmers sind sie unter 12 Titel verteilt; 
in der Bamberger Handschrift feblen Tit. I und XII, dagegen bat sie 
vor dem 2. Kapitel die besondere Rubrik: Nullus in episcopum eligatur, 
nis XXX annorum sit, qui et de legitimo matrimonio sit natus. Die 
übrigen Titel sind, äbnlich wie die Compendiensis, eine ihre Vorlage 


1) Corpus iuris canonici II (Halae Magdeb. 1747) 8. XXIIIf., Appen- 
dix Sp. 181—348. — ?) Katalog der Handschriften d. Kgl. Bibl. zu Bamberg I, 1, 
8.885. — *) Kanones-Sammlungen 8. 130ff. — *) In der Deutschen Lite- 
raturzeitung XVIII (1897) Sp. 665 f.; auch Kanonist. Quellenstudien I, a.a. O., 
8. 179, 181ff. — °®) Acta conciliorum VI, 2 Sp. 1720 (richtig: 2620). 
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im wesentlichen kopierende Reproduktion der Bambergensis, deren 
Rubriken in derselben Reihenfolge wiederkehren und nur am Schlusse 
um eine (LXV, bei Friedberg der Druckfehler XLV!) vermehrt 
sind. Wenn man annımmt, daß Tit. LXII auch in der Urschrift 
der Bambergensis stand (sieh o. S. 630), bleiben als Besonderheiten 
nur übrig, daß Bamb. Tit. X. c. unic. in LXIV und Tit. XXVI 
c. un. in XXXIX als Schlußkapitel untergebracht sind und daß bei 
Boehmer außerdem die Titelrubriken IX und XLV der Bambergensis 
fehlen, deren Kapitel aber in deren Ordnung stehen. Von diesen ist 
aber die Rubrik De usuris (Bamb. IX) in der Bamberger Casselana- 
handschrift in Tit. XX vor (statt nach) c. 3 vorhanden. Vielleicht hat 
das Original der Casselana auch die andern Rubriken gebabt. Auch 
in der Stellung der Kapitel bat die Casselana nur wenig geändert. Es 
fehlen aber (sieh Seckel!) 5 von den echten Kapiteln der Bamber- 
gensis; von diesen steht jedoch in der Bamberger Handschrift vor LXIV, 5 
(in der Bambergensisordnung, aber mit mehreren Varianten) wenigstens 
der Anfang von Bamb. LV, 5: Prinsi(!) episcopo. Dilecte in Christo filie 
nostre abbatisse et conventus de Calona a sede apostolica quesierant, 8 
turenis quidam conversus earum genitalibus destit(utus), ist aber vom 
Schreiber durch ein va-cat wieder getilgt (ob mit Recht, ist fraglich). 
Neu hinzugekommen sind gegenüber der Bambergensis (sieh wieder 
Seckel!) 33Kapitel, von denen 6 Stücke der lateranensischen und 1 der 
Reimser Synode (1148), die übrigen nachgratianische Dekretalen sind. 
Der letzte Papst, von dem solche gebracht werden, ist Urban III., in 
dessen Zeit (1185-87) also die Entstehung der Sammlung fallen wird. 
Woher diese Dekretalen vom Sammler genommen worden sind, ist 
zweifelhaft. Die Ansicht Friedbergs, daß er sie größtenteils aus der 
dritten Erweiterung der Appendix C.L. habe, ist mir zu wenig be- 
gründet. Andere Qnellen, auch für den Stoff der Bambergensis, haben 
dem Verfasser aber zu Gebote gestanden, da er oft kritische Verbesse- 
rungen (z. B. in den Inskriptionen) anbringt. Über den Entstehungsort 
der Sammlung läßt sich nichts Wahrscheinliches sagen. 

Die folgenden Dekretalensammlungen fallen schon in die Jahre 
Klemens III. (1187—91). Zunächst die zweite der Kompilationen, deren 
Kenntnis wir dem oben (S. 624) erwähnten Reiseberichte von Hampe!) 
verdanken und die wie die erstgenannte im British Museum in London, 
in Cod. Cotton.Vitell. E. XIII von fol. 210 ’—283vsqg. (die letzten Blätter 
sind beschädigt), aufbewahrt wird. Man kann sich über diese frei- 
lich nur mit allem Vorbehalte äußern, da Hampes, von Seckel?) 
überprüfte Angaben leider unvollständig sind. Die Collectio Cotto- 
niana ist systematisch nach mehreren Titeln geordnet, deren Rubriken 
aber nicht mehr zu entziffern sind; die beiden ersten handeln von Ebe- 
sachen und Appellationen. Sie besteht anscheinend nur aus Dekre- 
talen, doch gehen das Laterankonzil und die Synode von Tours (1163) 


1) Reise nach England, a. a. O., 8. 227f., 388., 685. — ?) Über drei 
Kanones-Sammlungen, a. a. O., 8. 523ff., 529 ff., 534 ff. 
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in der Handschrift vorauf. 60 Dekretalen sind bisher nachgewiesen, 
davon 30 bis dahin unbekannte. Das jüngste Stück ist von Klemens III. 
Die Mehrzahl der Kapitel kommt auch in den anderen systematischen 
Sammlungen vor; besonders nahe Beziehungen scheint sie zur Appen- 
dix C.L. und zur Collectio Brugensis zu haben, die wohl von ihr 
abhängig sein könnte. Ihre Heimat ist vorläufig nicht zu ermitteln. 

Die soeben erwähnte Collectio Brugensis ist von Theiner') 
entdeckt und ihren Titelrubriken nach bekanntgemacht worden. Eine 
eingehende analytische Beschreibung mit Veröffentlichung vieler Kapitel 
hat Friedberg*) gegeben, die aber von Seckel?) in manchen Punkten 
berichtigt worden ist, der vor allem zahlreiche der von Friedberg für 
unbekannt gehaltenen Stücke der Sammlung als schon bekannt nach- 
gewiesen hat. Sie ist uns zweimal erhalten: in Cod. 379 (12. oder 
13. Jahrh.) und Cod. 378 (13. Jahrh.) der Bibliotheque publique zu 
Brügge, die beide ehemals im Besitze des westflandrischen Zisterzienser- 
klosters Dünen in der ehemaligen Diözese Therouanne (nicht Brügge, 
wie Friedberg sagt!) waren. Die Sammlung hat in beiden Hand- 
schriften an der Spitze ein Rubrikenverzeichnis und auch sonst die- 
selbe Gestalt; nur hat Cod. 379 als letztes Kapitel ein Stück von Inno- 
zenz Ill. und Cod. 378 ein solches von Gregor IX., die beide nicht zum 
Originalbestande der Sammlung gehören, obwohl dieses letzte von 
Friedberg mit aufgenommen worden ist. Die Brugensis hat 449 Kapitel 
(darunter einige Wiederholungen), die sie auf 59 Titel originellen 
Wortlautes verteilt hat. Nur wenige Kapitel sind vorgratianisch. Die 
lateranensischen Kanones sind zum erstenmal unter die Rubriken ein- 
geordnet. Die jüngsten Dekretalen gehören Klemens III. an, da VII, 7 
nicht mit Jaffe* 17642 und Friedberg Cälestin UI, sondern gemäß 
seiner Inskription Alexander 1/]l. zuzuschreiben ist und auch das in- 
skriptionslose Kapitel XVII, 10 (Jaffe* 17624) mit ziemlicher Sicherheit 
nicht von Cälestin ist. Die Sammlung muß also wohl schon 1187—91 
angefertigt worden sein, vielleicht in Frankreich, da nach Reims und 
Amiens gerichtete Dekretalen in ihr auffallen. Dem Verfasser hat 
vielleicht außer der Cottonia die Appendix C.L., vielleicht außerdem 
die Cantabrigiensis (bei Friedberg der Schreibfehler: Cantuariensis!) 
vorgelegen. 

Zu den Dekretalensammlungen, deren oberstes Einteilungsprinzip 
die Titel sind, ist schließlich noch die dritte der von Hampe*) in 
England aufgefundenen und provisorisch beschriebenen zu rechnen. 
Sie liegt in der Bibliothek zu Cheltenham, in Cod. 11726, f. 16sqq. 
Auch sie hat Seckel®) genauer untersucht, soweit es nach Hampes 
Mitteilungen möglich war. Die Collectio Cheltenhamensis, der 
in der Handschrift f. 8’—15 die Kanones der dritten Lateransynode in 
gleicher oder ähnlicher Anordnung wie in der Parisiensis I vorangehen, 


1) Disquisitiones criticae 8.113. — *) Kanones-Saınmlungen 8. 186 ff. 
— ®) In der Deutschen Literaturzeitung XVIII (1897) Sp. 666 f., 667 1, 668! 
(669f.).. — *) Reise nach England, a.a.O., 8. 228, 398 f., 687. — ®) Über 
drei Kanones-Sammlungen, a.a.0., 8.526, 531f., 535 ff. 
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zählt 15 Titel, deren erster De simoniacis et indebitis exactoribus lautet. 
Von ihren Kapiteln kennen wir bisher bloß 31, fast nur Dekretalen 
„aus dem 12. Jahrbundert bis herab zu Innozenz III.*; ob auch noch 
welche von diesem vorkommen, sagt Hampe nicht. Das jüngste iden- 
tifizierte Kapitel ist von Cälestin Ill. und zwar aus dem Jahre 1198, 
das also für die Datierung der Sammlung den einzigen sichern Anbalts- 
punkt bildet. Für die Bestimmung ihres Entstehungsortes baben wir 
bisher keinen. Der Sammler hat die Casselana oder wahrscheinlicher 
die Lipsiensis, vielleicht auch die Appendix C.L. benutzt. 

Schon vor der letzterwähnten Sammlung hatte mit der Extra- 
vagantenkompilation Bernhards Balbi, Propstes zu Paviat), 
eine neue Epoche in der Geschichte der Dekretalensammlungen be- 
gonnen. Die zahlreichen uns erhaltenen Handschriften beweisen ihre 
Brauchbarkeit und Verbreitung und ibre der des Gratianischen Dekrets 
fast vergleichbare Bedeutung. Von der Schule wurde sie bald als 
Compilatio prima oder Liber I der von ihr rezipierten fünf vor- 
gregorianischen Dekretalensammlungen bezeichnet. Die Editio princeps 
(llerdae 1576) besorgte Antonio Agustin®) nach Handschriften aus 
Tarragona, Barcelona und Rom. Eine neue Ausgabe von Jos. Ant. 
Riegger?), der ein Gießener und ein Reichenauer Manuskript benutzte, 
kam über das 1. Buch nicht hinaus. In neuester Zeit edierte sie 
Friedberg‘), indem er mit dem Texte Agustins zwei Münchener, 
eine Freiburger (i. B.), eine Fuldaer und eine Leipziger Handschrift 
verglich sowie auch die Appendix C.L. und die Collectiones Bam- 
bergensis, Lipsiensis und Casselana heranzog; doch druckte er nicht wie 
Agustin und Riegger alle, sondern nur die Kapitel ab, die nicht schon 
in seiner Ausgabe des Dekretes Gratians und der Dekretalensammlung 
Gregors IX. zu finden waren. Friedberg°®) hat das Werk Bern- 
harda auch eingehend analysiert und auf seine Quellen untersucht. 
R. v.Scherer*) und Seckel?) haben einiges kritisiert und berichtigt. 
Außerdem haben in neuerer Zeit noch v. Schulte®) und Laurin®) sich 
ausführlich damit befaßt. Die Sammlung trägt die Überschrift Bre- 
viarium extravagantium und wird mit einer kurzen Vorrede (Juste 
iudicate flii hominum etc.) eingeleitet, in der Bernhard sich selbst als 
Verfasser dieser Sammlung von Extravaganten aus dem alten und 
dem neuen Rechte bezeichnet. Auch in der Vorrede der Summe®°°), 


!) Sieh über ihn v. Schulte, Quellen und Literatur I, 8.175 fl. — 
2) Zuletzt gedruckt in Antonii Augustini Opera omnia IV (Lucae 
1769), 8.9— 858. — °) Bernardi Praepositi Papiensis Breviarium extra- 
vagantium cum Gregorii IX. P. Decretalium collectione ad harmoniam re- 
vocatum, varietate lectionum et variorum notis illustratum, I (Friburgi B. 1779). 
— +) Quinque compilationes antiquae 8. 1 ff. —, ®) Quinque compilationes 
8. VIf£.; Kanones- Sammlungen 8. 170ff. — °) Uber Friedbergs Ausg. des 
corp. iur. can. und der quinque compilationes antiquae, im Archiv für katho- 
lisches Kirchenrecht L (1883), 8.466 ff., bes.468f. — 7) In der Deutschen Lite- 
raturzeitung XVIII (1897) Sp. 667, auch Kanonist. Quellenstudien I, a. a. O., 
8.179, 187f. — °®) Quellen und Literatur I, S. 78ff. — °) Introductio in 
C. i. can. 8.97 f. — 1°) Bei Ern. Ad. Theod. Laspeyres, Bernardi 
Papiensis Summa decretalium 8. 1f. 
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die er als Bischof von Faenza über seine Sammlung verfaßte, bezeugt 
er, daß er decretales et extravagantia kompiliert habe. Nicht aber nennt 
er sie dort, wie v.Schulte?), Friedberg*) und auch Singer (8.81?) 
herauslesen, Üibellus exiravaganttum, der von dem größeren Teile (der 
Dekretalen) seinen Namen bekommen habe. Die Stelle lautet: Libellus 
extravagantium a masori parte decrdakum (dieses Wort fehlt ber Fried- 
berg) nomen accepit, in cuis exordio maleriam, intentionem, utilitaten 
et agendi ordinem prosequamur. Das letzte Wort zeigt doch sonnenklar, 
daß Bernhard hier nicht von seinem früheren Werke (opusculum), 
sondern von dem jetzt beginnenden Buche spricht, das er gerade vor- 
her als summula zu jenem bezeichnet hat; der Genetiv decretalium 
aber gehört nicht zu maiors parte — decretales ist doch nicht Ober- 
begriff von extravagantia! — sondern mit zu ergänzendem Äibelli zu 
nomen. Bernhard will sagen, sein Buch (dibellus, summula) über die 
Extravaganten habe seinen Namen eines Buches über die Dekretalen 
(summa super decretalibus heißt es auch in Handschriften) von der 
Hauptmasse der Extravaganten, den Dekretalen. Damit stimmt auch 
der erste Satz des Folgenden überein, in dem natürlich auch von dieser 
Summe die Rede ist: Materia sunt decretales et quaedam utilia capitula, 
quae in corpore canonum, registro Gregorii et Brocardo reliquerai Gra- 
tianus.... Die Sammlung Bernhards hat alsbald allen früheren den Rang 
abgelaufen, nicht nur wegen der größeren Fülle des Stoffes (912 [nicht 
920!) Kapitel), sondern auch wegen seiner weit besseren Übersichtlich- 
keit: die Kapitel (auch die lateranensischen) sind auf eine sehr große 
Zahl (152) von Titeln geschickt verteilt, die zum erstenmal nach Stoff- 
gruppen in die 5 Bücher zerlegt sind, die in den meisten späteren 
Dekretalensammlungen, zumal in den offiziellen, wiederkehren. Bern- 
hard scheint seinen Stoff größtenteils aus der Parisiensis II, die er ja 
auch für seine Summa de electione benutzt hat (s. o. S.624) und der 
das Breviarium auch in der ziemlich starken Heranziehung vorgratiani- 
schen Stoffes ähnlich ist, ferner aus der Appendix C.L., der Lipsiensis, der 
Casselana und der Brugensis oder ähnlichen Sammlungen geschöpft 
zu haben; nach Singer (S.24*°) hat er möglicherweise auch die Com- 
pendiensis gekannt. An neuen Stücken hat Bernhard etwa 200, dar- 
unter etwa vier Fünftel vorgratianische, die er meist aus den Kanones- 
sammlungen, aus dem Register Gregors d. Gr. (sieh die oben mit- 
geteilte Stelle aus seiner Dekretalensumme!) und aus der Bibel und 
(ihrer Glosse entlehnt bat. Die jüngsten Dekretalen sind von Klemens II. 
Seckel sagt versehentlich: Gregor VIII), die alle in den bisherigen 
Sammlungen noch nicht stehen. Zu dessen Zeit (1187—91) muß das 
Breviarıum verfaßt worden sein, auch deswegen, weil Bernhard 1192 
Bischof von Faenza wurde, während er es nach seiner Vorrede als Propst 
von Pavia geschrieben hat. 

Man sollte annehmen, das Werk Bernhards sei wegen seiner Stoff- 
fülle und seiner hohen technischen Vorzüge sogleich allseitig als ab- 


‘) Quellen und Literatur I 8. 792. — ?) Quinque compilationes 8. VL 
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schließende Kompilation oder doch wenigstens als Muster und Vorbild 
für die Anlage solcher betrachtet worden. Die zweite der von Singer 
veröffentlichten Sammlungen zeigt, daß dies nicht der Fall war. Eine 
Handschrift von ihr, wahrscheinlich englischen Ursprungs und aus dem 
18. Jahrhundert, gehörte früher der Benediktinerabtei Saint-Germain-des- 
Pres; als solche benutzten sie schon Etienne Baluze und Edmond 
Martöne. Heute bildet sie den Cod. lat. 12459 der Bibliothöque natio- 
nale zu Paris, wo sie Maassen fand. Die Identität dieser Handschriften 
vermutete schon Seckel und beweist jetzt Singer, der S. 68 ff. die Hand- 
schrift beschreibt, S. 80ff. die Sammlung und ihr Verbältnis zu der gleich 
zu erwähnenden untersucht und 8. 117 ff. sie in der bekannten analy- 
sierenden Form abdruckt. Sie trägt in den Papieren Maassens den 
Namen Collectio Sangermanensis, und auch Seckel hatte sie 
während ihrer Verschollenheit schon als Collectio S. Germ. bezeichnet. 
Ihrem Verfasser war es darum zu tun, aus dem Breviarium Bernhards 
und anderen Sammlungen, die er zur Hand hatte, sowie nach Abschriften 
(vielleicht auch Origivalurkunden) einzelner Dekretalen, die ihm zu- 
gänglich waren, für sein Milieu eine besonders reichhaltige Sammlung 
herzustellen, wobei ihm diejenige Bernhards in derselben Weise als 
Fundgrube galt wie die früheren. Von diesen hat er ohne Zweifel 
Sammlungen des Bambergensistypus, wahrscheinlich mehrere, am 
ehesten wohl die Lipsiensis, vor sich gehabt, sodann hat er die Brugensis 
und die Appendix C.L., möglicherweise auch die Cantabrigiensis, die 
Londinensis Regia oder Cottonia verwertet. Ich möchte aus der Reihe 
der vielleicht benutzten Sammlungen auch nicht wie Singer (S. 104) 
die Claustroneoburgensis streichen: sie ist, worauf er selbst aufmerksam 
macht, wohl im selben Lande entstanden und für 17 Kapitel die ein- 
zige Parallele von allen bekannten Sammlungen des 12. Jahrhunderts; 
daß ihre Texte obne Inskriptionen und öfter entstellt sind, kann leicht 
eine Eigentümlichkeit der Klosterneuburger Handschrift sein. Einzelne 
Stellen scheint der Sammler auch Gratian uud Burchard entnommen zu 
haben. In Plan und Anlage seines Werkes lehnt er sich mehr an seine 
älteren Vorbilder als an das Breviarium an; doch werden auch diesem 
ebenso wie der Bambergensisgruppe, der Appendix C.L. und der Bru- 
gensis Titelrubriken entlehnt oder nachgebildet. Auch den Gedanken, 
die Titel gruppenweise zu Biichern zu vereinigen, dürfte ihm das 
Breviarium eingegeben haben. Doch hat er ebensowenig dessen Buchzahl 
übernommen, wie er den systematisierenden Charakter dieser Oberein- 
teilung bei Bernhard verstanden hat. Die 10 Bücher seiner Sammlung 
dienen nur einer ganz äußerlichen Gruppierung; bloß die eherecht- 
lichen Titel bilden als 8. und 9. Buch eine einheitliche Gruppe. Ein 
Rückschritt der Sangermanensis gegenüber Bernhard, ja auch der Bru- 
gensis, zeigt sich auch darin, daß, wie ältere Sammlungen an ihrer 
Spitze die Kanones des Laterankonzils zusammenhängend mitteilen, 
auch sie ihr erstes Buch vollständig Synodaltexten widmet, anstatt 
diese auf die entsprechenden Rubriken zu verteilen. Den 1. Titel bildet 
das Concilium Turonense von 1163 in 19 Kapiteln (darunter 10 un- 
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echten), die schon Baluze!) nach dieser Handschrift ediert hat und 
in der teilweise auch Mart&ne®) den Text der von ihm herausgegebenen 
12 (unechten) Kanones dieses Konzils fand; Singer vermag bei ihnen 
manches zu berichtigen. Im 2. Titel folgt das dritte Concilium Late- 
ranense in 28 Kapiteln, bei denen Singer stets auf die entsprechen- 
den Abschnitte in den Rezensionen der übrigen Sammlungen verweist. 
Der Schlußtitel des 1. Buches enthält das Concilium Remense (1148) 
in 32 Kapiteln, die ebenfalls schon von Martöne?°) für die Bekannt- 
machung der vollständigeren Redaktion der Reimser Schlüsse, aller- 
dings nicht ohne grobe Irrtümer, nach dieser Handschrift ausgebeutet 
worden sind. Die Sangermanensis ist in der Pariser Handschrift leider 
nicht ganz vollständig auf uns gekommen. Von geringeren Defekten 
abgesehen, fehlt infolge Nachlässigkeit des Schreibers oder des Buch- 
binders der Rest des 2. Buches, das mit der Inskription von Tit. IX 
c. 7 abbricht. Beim Einbinden der Handschrift sind auch mehrere 
Blätter verheftet und so die Kapitel des 7. Buches teilweise zerrissen 
worden oder durcheinander geraten. Auch der Rubrikator hat seine 
Arbeit nachlässig und unvollständig verrichtet. In L. IH Tit. I fehlt 
eine Rubrik vor c. 10, ebenso wohl in L. IV Tit. XII vor c. 10, wo 
auch schon vor c.11 die Titelrubrik XIII stehen sollte. Ebenso ist 
jedenfalls in L. V Tit. 11I vor c. 37, in L. VI Tit. VII vor c.15 und 
daselbst Tit. XV vor c.4 eine Rubrik ausgefallen. Singer, der sie 
wiederherzustellen vermag, hätte sie m.E.in seine Edition einrücken sollen. 
Vom 7. Buche an fehlen die Rubriken überhaupt, obschon sie im Ori- 
ginal zweifellos auch in diesen letzten Büchern vorhanden waren. Die 
Sangermanensis liefert eine große Ausbeute an bisher anscheinend 
gänzlich unbekannten Kapiteln.) Davon sind 3 capitula incerta, 
die übrigen 58 sind 56 Dekretalen entnommen, von denen die aller- 
meisten Alexander Ill. (darunter zwei apokryphe), andere aber auch 
Lucius III. (darunter ein verdächtiges), Urban III., Klemens III., 
Cälestin III. oder Innozenz Ill. zugeschrieben sind; zwei haben 
keine Inskription. Eine Dekretale Cälestins war bisher nur aus dem 
Regest, andere Kapitel nur in sehr verderbten oder verstümmelten 
Texten bekannt. Alle diese Kapitel werden von Singer im vollen 
Wortlaute mitgeteilt. Manche Kapitel der Sangermanensis waren uns 
bisher nur in späteren Dekretalensammlungen überliefert. Eine Anzahl 
von Dekretalen erscheint in ihr in derselben Textgestalt oder Zerteilung 


) Stephani Baluzii Miscellanea VII (Lutetiae Paris. 1715) 8. 84 ff., 
dazu 8. II der Praefatio. — ?) E. Martöne et U. Durand, Thesaurus 
novus anecdotorum IV (Lutetiae Paris. 1717) Sp. 143 fl.; bei Mansi, Con- 
ciliorum colleetio XXI (1776) Sp. 1182. — ®) Martöne et Durand, 
Thesaurus IV, Sp. 141ff.; bei Mansi, Conciliorum collectio XXI, Sp. 718 ff. 
— 4) Singer, der die Nova der Sangermanensis und der Abrincensis 
zusammenrechnet, hat 8. 106 versehentlich zwei Stücke einer Dekretale 
als zwei Dekretalen gezählt; so erhält er 8. 105 Z. 10 statt 41 unrichtig 
42 Dekretalen Alexanders III, Z.2 im ganzen 61 statt 60 Dekretalen nnd 


63 statt 62 Dekretalenkapitel und 8. 104 Z. 22 statt 65 fälschlich 66 neue 
Kapitel überhaupt. 
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wie später bei Raimund von Penaforte. Bei der Behandlung seines 
Stoffes läßt es der Verfasser im allgemeinen an Umsicht, Genauigkeit und 
einer bemerkenswerten Kritik, besonders hinsichtlich der Inskriptionen, 
(auch gegenüber Bernhards Breviarium) nicht fehlen. Mehrmals bietet 
er den Text der Kapitel in einer tendenziösen Überarbeitung, die hie 
und da von ihm stammen dürfte. Die Entstehung der Sammlung wird 
bald nach dem 7. März 1198 fallen, da ihr jüngstes Kapitel (von Inno- 
zenz III.) dieses Datum trägt. Wie dieses, so sind auch die meisten 
anderen Nova der Sammlung nach England gerichtet oder sie be- 
treffen Engländer. Das läßt den englischen Ursprung der Arbeit ver- 
muten, die uns ja, wie es scheint, auch in der Abschrift eines eng- 
lischen Schreibers vorliegt. Wahrscheinlicher wird diese Herkunft 
noch durch die anscheinend unmittelbare Benutzung der Westminster- 
synode von 1175, so gut wie sicher aber durch die der Sammlung 
eigentümliche Aufnahme mehrerer in anderen Sammlungen nicht vor- 
kommender Papstbriefe, die sich auf das Bistum Durham oder seinen 
Bischof Hugo von Puisac (1153—95) beziehen. Ja, man wird in dem 
Verfasser bei diesem speziellen Interesse sogar einen Angehörigen dieser 
Diözese und wegen einer ebenso auffallenden Vorliebe für die Privi- 
legien der Orden, namentlich des Zisterzienserordens, einen Zisterzienser- 
mönch vermuten dürfen. In der Pariser Handschrift hat die Sangerma- 
nensis noch einen Anhang von 4 Innozenz Ill. zugeschriebenen Kapiteln, 
von denen eines bisher nur aus dem Regest bekannt war und eines 
in Wirklichkeit Lucius III. angehört. 

Die Erkenntnis von dem überragenden Werte des Breviarium extra- 
vagantium Bernhards und sein Gebrauch kamen alsbald auch in den Kreisen 
zum Durchbruche, für deren Bedürfnisse die Collectio Sangermanensis 
bestimmt gewesen war. So gab man sich denn nicht mehr die Mühe, 
diese vollständig abzuschreiben, sondern begnügte sich mit einem Aus- 
zuge, der dem Benutzer des Breviarium nur die in ihm nicht vor- 
kommenden Stücke der Sangermanensis vermitteln sollte. Einen solchen 
fand Singer (S. 74 ff., 80 ff., 355 ff.) in Cod. 149 der Bibliothöque publique 
von Avranches, der aus den Bibliothekbestande der alten Benediktiner- 
abtei Mont-Saint-Michel stammt. Als Codex 8. Michaelis in Periculo 
Maris war er schon von Mart&ne benutzt worden. Seckel wies zuerst 
auf die wahrscheinliche Identität dieser Handschriften hin. Die Samm- 
lung, die er auch schon in ihr vermutete und Collectio S. Mich. nannte und 
die nun von Singer den Namen Collectio Abrincensis erhält, steht in 
einer reichhaltigen Sammelhandschrift, die f. 1Y und 2r ein Rubriken- 
verzeichnis des Breviarium Bernhards, daran anschließend (f.2r, 1—3) 
das unserer Sammlung, sodann f. 7—77 das Breviarium und f. 793—106v 
die Abrincensis selbst enthält. Dieser sind noch Anhänge beigefügt, 
die anscheinend mit f. 109r 1 abschließen. Die Sammlung ist von 
einer Hand des 13. Jahrhunderts geschrieben, ihr Titelverzeichnis, wie 
einzelne Abweichungen verraten, nicht nach dieser Handschrift, sondern 
nach einer andern Vorlage. Sie ist nur in 9 Bücher eingeteilt, da ihr 
Verfasser die stoffverwandten Bücher VIII und IX der Sangermanensis 
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zu einem zusammengefaßt hat. Von deren Titeln fehlen naturgemäß 
diejenigen, die nur solche Kapitel enthalten, die auch bei Bernhard 
vorkommen. Anderseits enthält die Handschrift von Avranches solche 
Titel mehr, die in der Handschrift der Sangermanensis nur zufällig 
fehlen. Doch sind auch in der Abrincensis einige Rubriken in Un- 
ordnung. So sollte Lib. IV Tit. XI nicht die Rubrik von S. Germ. IV, 
XIII, sondern von IV, XIl tragen und die Kapitel von S. Germ. IV, XIV 
stehen versehentlich ın Lib. V Tit. I; Lib. V Tit. VIII cc. un. sollte noch 
unter Tit. VII stehen; in Lib. VI ist wohl vor c.5 Tıt.VIII die Rubrik 
von 8. Germ. VI, VIII und vor c.2 Tit. XI die von S. Germ. VI, XIV 
ausgefallen. Auch die Abrincensis ist nicht vollendet worden, möglicher- 
weise schon nicht durch den Verfasser; im.9. Buche bricht sie vorzeitig 
ab. Ihrem Plane, die Kapitel mitzuteilen, die die Sangermanensis mehr 
besitzt als das Breviarium, und dessentwegen sie in der Handschrift den 
Namen Additiones trägt, wird sie nicht ganz gerecht, da manche jener 
Kapitel, teilweise vielleicht aber schon durch Schuld oder mit Absicht 
des Verfassers, fehlen. Daneben hat sie uns aber einige überliefert, 
die in der Sangermanensis vermißt werden, darunter 4 bisher unbe- 
kannte: zwei Alexander Ill. (davon eine Fälschung), eine Lucius III. 
zugeschriebene und eine inskriptionslose Dekretale 49 Nova hat sie 
mit der Sangermanensis gemein. Für seine oben (S. 640) erwähnte 
Ausgabe der Konzilschlüsse von Tours und von Reims hat Mart&öne 
außer der Sammlung von St.-Germain auch und zwar vorzugsweise die 
von Mont-St.-Michel benutzt. Nach ihr hat er auch Abschriften von Dekre- 
talen angefertigt, die uns in Cod. lat. 16992 der Biblioth&que nationale in 
Paris erhalten sind, wonach sie 8. Loewenfeld teils herausgegeben), 
teils in der zweiten Auflage von Jaffes Regesta Pontificum Romanorum 
im Regest mitgeteilt hat. In den Anhängen der Abrincensis finden sich 
6 völlig unbekannte und andere bisher ungenügend bekannte Dekre- 
talen. C. XXVII der Appendices batte schon Guill. Bessin?) nach dieser 
Handschrift veröffentlicht. Alle ganz oder teilweise nenen Stücke der Abrin- 
censis werden von Singer abgedruckt; sofern sie auch in der Sangerma- 
nensis vorkommen, werden sie in deren Analyse berücksichtigt. Für die 
Bestimmung des Ursprungs der Sammlung ergeben sich gegenüber der 
Sangermanensis keine neuen Momente; sie dürfte auch wohl in England 
entstanden sein, wahrscheinlich bald nach jener, die sie ersetzen sollte. 

Damit sind wir an den Anfang des 13. Jahrhunderts gelangt, in dem 
sich die Entwicklung der Dekretalensammlungen in ebenso reicher, aber 
eigenartigerWeise fortsetzt. In dieses will uns Singer in einer zweiten Ab- 
handlung führen, die eine kritische Bearbeitung der bisher nur mangelhaft 
untersuchten sog. Compilatio Romana Bernhards von Compostella bieten 
soll. Wir zweifeln nicht, daß sie uns ebenso zuverlässige neue Kunde bringen 
wird wie die, die wir nun mit aufrichtigem Danke aus der Hand legen. 

Bonn. Friedrich Heyer. 

!) In den Epistolae Pontificum Romanorum ineditae (Lipsiae 1885). — 


2) Concilia Rotomagensis provinciae (Rotomagi 1717) I 8. 89; bei Mansi, 
Conciliorum collectio XIX (1774) Sp. 597 ff. 
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Außerdem sind bis zum 1. November 1913 der Redak- 
tion folgende Schriften zugegangen, die nach Möglichkeit 
später besprochen werden sollen!): 


H.S. Alivisatos, Die kirchliche Gesetzgebung des Kaisers Justinian I. 
(a.u.d. T.: Neue Studien zur Geschichte der Theologie und der 
Kirche hrsg. von N. Bonwetsch und R. Seeberg XVIT). Berlin, 
E. Trowitzsch und Sohn 1913. 


A. Brackmann, Studien und Vorarbeiten zur Germania pontificia I: 
Die Kurie und die Salzburger Kirchenprovinz. Berlin, Weidmann 
1912. 


L.H. Canfield, The early persecutions of the Christians (a. u. d. T.: 
Studies in history, economics and public law edited by the faculty 
of political science of Columbia University vol. XLV n. 2; whole 
number 136). New York, Columbia University. Longmans, Green 
& Co., Agents. London, P.S. King and Son 1913, 


M. von Dmitrewski, Die christliche freiwillige Armut vom Ursprung 
der Kirche bis zum 12. Jahrhundert (a. u.d.T.: Abhandlungen zur 
mittleren und neueren Geschichte hrsg. von G. von Below, H. Finke, 
F. Meinecke LIII). Berlin und Leipzig, W. Rothschild 1913. 


W.Fabricius, Die beiden Karten der kirchlichen Organisation, 1450 
und 1610. Zweite Hälfte: Die Trierer und Mainzer Kirchenpro- 
vinz. Die Entwicklung der kirchlichen Verbände seit der Refor- 
mationszeit (a.u.d. T.: Erläuterungen zum geschichtlichen Atlas 
der Rheinprovinz V, 2). Bonn, H. Behrendt 1913. — Die beiden 
Karten der kirchlichen Organisation, 1450 und 1610. Register 
(a.u.d. T.: Erläuteruugen usw. V, 3). Bonn, H. Behrendt 1913 
= Publikationen der Gesellschaft für Rheinische Geschichts- 
kunde XM). 


H. Feierabend, Die politische Stellung der deutschen Reichsabteien 
während des Investiturstreites (a.u.d.T.: Historische Untersuchungen 
hrsg. von C.Cichorius, F. Kampers, G. Kaufmann, G. F. Preuß III). 
Breslau, M. und H. Marcus 1913. 


1) Eingänge, die völlig aus dem Bereich unserer Zeitschrift bzw. unserer 
Abteilung fallen, finden keine Berücksichtigung. Auch übernimmt die Re- 
daktion für nicht erbetene Zusendungen keine Verpflichtung zur Besprechung 
oder Rücksendung. — Bei dem Umfang des diesjährigen Literaturberichts 
kann der Abdruck einer Reihe von Rezensionen erst im nächsten Band erfolgen, 
der auch einige fest übernommene, aber nicht eingelieferte Rezensionen von 
oben aufgezälilten Werken bringen wird. Zu unserem Bedauern hat die 
Verlagsbuchhandlung O.R. Reisland in Leipzig sich geweigert, ein Rezen- 
sionsexemplar von E. Sehling, Die evangelischen Kirchenordnungen des 
16. Jahrhunderts V zu liefern, obwohl Herr E. Sehling bei ihr im Interesse 
unserer Zeitschrift vorstellig wurde. A.W 


644 Literatur. 


H.Godau, Die Entwicklung der evangelischen Kirchenverfassung in 
der heutigen Provinz Ostpreußen, dem ehemaligen Preußen. 
Königsberger jurist. Dissertation. Graudenz, „Der Gesellige“ 1912, 


R. Haupt, Nachrichten über Wizelin, den Apostel der Wagern und 
seine Kirchenbauten im Lehrgedicht eines unbekannten Zeitgenossen 
und in einem Briefe Sidos, Propstes von Neumtinster, bearbeitet, 
verdeutscht und erläutert (a. u.d. T.: Tübinger Studien für Schwä- 
bische und Deutsche Rechtsgeschichte hrsg. von F. von Thudichum 
III, 2). Tübingen, H. Laupp 1913. 


N. Jorga, L’evöche de Hajdu-dorogh, et les droits de l’Eglise roumaine 
unie de Hongrie. Nouveaux attentats du gouvernement hongrois 
contre la nationalit€ des Roumains (a. u.d.T.: Memorial Roumain 
Ill). Bucarest, Imprimerie „Neamul Romanesi*, Valenii-de-Munte 
(Prahova) 1913. 

J.B. Kißling, Geschichte des Kulturkampfes im Deutschen Reiche II: 
Die Kulturkampfgesetzgebung 1871—1874. Freiburg i. Br., Herder 
1913. 

D. Koehler, Reformationspläne für die geistlichen Fürstenttimer bei 
den Schmalkaldenern. Ein Beitrag zur Ideengeschichte der Refor- 
mation. Berlin, E. Ebering 1912. 


K. Körber, Kirchengüiterfrage und Schmalkaldischer Bund (a. u.d. T.: 
Schriften des Vereins für Reformationsgeschichte XXX, 3 und 4). 
Leipzig, R. Haupt 1913. 

R. Massigli, Sur l'origine de la collection canonique dite Hadriana 
augmentee (Melanges d’archeologie et d’histoire XX XII, p.363—383). 
Rom, Cuggiani 1913. 

A. Meister, Grundriß der Geschichtswissenschaft I, 2: Urkundenlehre 
1. und 2. Teil. Grundbegriffe. Königs- und Kaiserurkunden von 
R. Thommen; Papsturkunden von L. Schmitz-Kallenberg. 
2. Aufl. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner 1913. — 1,6: Ver- 
fassungsgeschichte der deutschen Kirche im Mittelalter von A. Wer- 
minghoff. 2. Aufl. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner 1913. 


A.O.Meyer, Die Prager Nuntiatur des Giovanni Stefano Ferreri und 
die Wiener Nuntiatur des Giacomo Serra 1608—1606 (a.u.d. T.: 
Nuntiaturberichte aus Deutschland nebst ergänzenden Aktenstücken, 
im Auftrage des K. Preußischen Historischen Instituts in Rom 
bearbeitet, IV. Abteilung: 17. Jahrhundert). Berlin, A. Barth 1913. 


J. B. Sägmüller, Der Rechtsanspruch der katholischen Kirche in 
Deutschland auf finanzielle Leistungen seitens des Staates. Frei- 
burg i.Br., Herder 1913. 


H. von Schubert, Die Vorgeschichte der Berufung Luthers auf den 
Reichstag zu Worms 1521 (a. u. d. T.: Sitzungsberichte der Heidel- 
berger Akademie der Wissenschaften. Stiftung Heinrich Lanz. 
Philos.-historische Klasse 1912, 6). Heidelberg, C. Winter 1912. 
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R. Scholz, Marsilius von Padua, Defensor pacis. Für Übungszwecke 
bearbeitet (aus: Quellensammlung zur Deutschen Geschichte hrag. 
von E. Brandenburg und G. Seeliger). Leipzig und Berlin, B.G. 
Teubner 1914 (!). 

K.Schumacher, Die Dienstmannschaft der rheinischen Stifter und 
Abteien und die Klosterreformen: Beiträge zur Geschichte des 
Niederrheins XXV (Düsseldorf 1912), S. 57—78. 

G. Schwartz, Die Besetzung der Bistümer Reichsitaliens unter den 
sächsischen und salischen Kaisern mit den Listen der Bischöfe 
951—1122. Leipzig und Berlin, B. G. Teubner 1913. 


H.Stoeckius, Parma und die päpstliche Bestätigung der Gesellschaft 
Jesu 1540 (a. u. d. T.: Sitzungsberichte der Heidelberger Akademie 
der Wissenschaften. Stiftung Heinrich Lanz. Philos.-histor. Klasse 
1913, 6). Heidelberg, C. Winter 1913. 

F. Vigener, Gallikanismus und episkopalische Strömungen im deut- 
schen Katholizismus zwischen Tridentinum und Vaticanum. Studien 
zur Geschichte der Lebre von dem Universalepiskopat und der Un- 
fehlbarkeit des Papstes (Sonderabzug aus der Historischen Zeitschrift 
CXI, 8. 495—581). München und Berlin, R. Oldenbourg 1913. 


L. Wahrmund, Quellen zur Geschichte des römisch-kanonischen Pro- 
zesses im Mittelalter HI, 1: Der ordo iudiciarius „Scientiam“. An- 
hang: Der ordo iudiciarius des Dinus Mugellanus. Mit Unter- 
stützung der Savigny -Stiftung. Innsbruck, Wagner 1913. 

W. Wolff, Die Säkularisierung und Verwendung der Stifts- und 
Klostergüter in Hessen-Kassel unter Philipp dem Großmütigen 
und Wilhelm IV. Gotha, F. A. Perthes 1913. 
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Im Dezember 1912 starb zu Florenz der Professor der Kirchen- 
geschichte an der Universität Neapel Raffaele Mariana im 
72. Lebensjahre. 


Im Januar 1913 starb der Professor der Verfassungsgeschichte, 
Rechtsgeschichte und des Kirchenrechts an der Universität zu Särospa- 
tak und Privatdozent an der Universität Budapest Koloman von 
Czisky. 

Am 24. Januar 1913 starb zu Rom der ordentliche Professor der 
Geschichte des Christentums Baldassare Labanca im 84. Lebens- 
jahre, bekannt u.a. durch seine Werke: „Marsiglio da Padova“ (Padua 
1882) und „Il papato. Sua origine, sue lotte e vicende, suo avvenire“ 
(Turin 1905), das u. d. T.: „Die Zukunft des Papsttums“ (Tübingen 
1906) teilweise auch ins Deutsche übertragen wurde. 


Im März 1913 starb in Bad Wildbad der emeritierte ordentliche 
Professor des Staats- und Kirchenrechts an der Universität Tübingen 
Friedrich von Thudichum im 82. Lebensjahre. 


Im April 1913 starb in Gries bei Bozen der ordentliche Professor 
der Moraltheologie an der Universität Würzburg Franz Adam 
Göpfert im 64. Lebengjahre. 


Am 2. Juli 1913 starb in Bad Landeck der ordentliche Professor 
der Kirchengeschichte an der Universität Breslau Max Sdralek im 
57. Lebensjahre. Geboren im J. 1855 hatte sich der Verewigte im J. 
1882 in Breslau habilitiert und war im J. 1884 als ordentlicher Pro- 
fessor nach Münster i. W. berufen worden, um im J. 1896 nach Breslau 
zurückzukehren. Abgesehen von Studien zu einer Geschichte des 
Papstes Nicolaus I. und seiner Briefe, die u. a. im Archiv für Katho- 


1) Unsere Chronik versucht, die der Redaktion bekannt gewordenen 
Todesfälle, Berufungen, Ernennungen und Habilitationen von Kirchenrechts- 
historikern, Kirchenbistorikern und praktischen Theologen zu buchen, nicht 
aber jede Ehrung oder Auszeichnung durch einen Titel anzumerken. Um 
sie nach Möglichkeit vollständig zu gestalten, erneue ich die Bitte um gültige 
Mitteilungen aus dem Kreise der Fachgenossen, von denen mehrere im ab- 
gelaufenen Jahre durch ihre Unterstützung mich zu verbindlichstem Danke 
verpflichtet haben. A.W 
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lisches Kirchenrecht XLVII, S. 177ff. und in der Tübinger Theologi- 
schen Quartalschrift LXII, S. 222ff. erschienen, ist hier seiner übrigen 
Arbeiten zu gedenken, die insgesamt auf dem Gebiete der Geschichte 
des Kirchenrechts und seiner Quellen sich bewegen. Genannt seien 
seine Untersuchungen über „Hinkmars von Reinıs kanonistisches Gut- 
achten über die Ehescheidung des Königs Lothar II.“ (Freiburg i. Br. 
1881), über „Die Streitschriften Altmans von Passau und Wezilos von 
Mainz‘ (Paderborn 1890), seine „Wolfenbüttler Fragmente. Analekten 
zur Kirchengeschichte des Mittelalters aus Wolfenbüttler Handschrif- 
ten“ (Münster 1891) und als sein letztes Werk „Die Straßburger Diö- 
zesansynoden“ (Freiburg i. Br. 1894). 


Am 27. Juli 1913 starb zu Bonn der ordentliche Professor der 
Moraltheologie in der dortigen katholischen Fakultät Jakob Kirsch- 
kamp im 65. Lebensjahre. 


Aın 16. Oktober 1913 starb zu Unsere Frau am Sande in Nieder- 
österreich der seit dem Jahre 1889 emeritierte Professor des Kirchen- 
rechts an der theologischen Fakultät der Universität Wien Franz 
Xaver Laurin, geboren am 21. April 1829 zu Jesseny in Böhmen, 
seit 1860 in Prag und seit 1863 in Wien tätig. 


Am 22. Oktober 1913 starb in Erlangen der ordentliche Professor 
der Kirchengeschichte an der dortigen Universität, D. Dr. phil. Theodor 
Kolde. Geboren am 6. Mai 1850 zu Friedland in Oberschlesien pro- 
movierte er nach Studien in Breslau und Leipzig 1873 zum Dr. phil. in 
Halle und 1876 zum Lic. theol, in Marburg, wo er sich im gleichen 
Jahre habilitierte und 1881 zum außerordentlichen Professor ernannt 
wurde; seit dem Jahre 1881 wirkte er an der Erlanger Universität. 
Koldes Arbeiten galten dem Reformationszeitalter und kirchlichen 
Erscheinungen der Gegenwart; aus ihrer großen Zahl können hier nur 
seine Schriften über „Luthers Stellung zu Konzil und Kirche bis zum 
Wormser Reichstag 1521“ (1876), „Die deutsche Augustinerkongrega- 
tion und Johann von Staupitz“ (1879), „Luther und der Reichstag in 
Worms 1521“ (1883) und seine zweibändige Biographie „Martin Luther‘ 
(1893) genannt werden. Der Kirchengeschichte Bayerns kehrte sich 
Kolde wie als Herausgeber der „Beiträge zur bayrischen Kirchen- 
geschichte“ (seit 1894) so durch die Abhandlung über „das bayerische 
Religionsedikt vom 10. Januar 1803‘ (1903) zu, um endlich durch sein 
Werk „Die Universität Erlangen unter dem Hause Wittelsbach‘“ (1910) 
seine Lebensarbeit zu beschließen. 


Am 7. November 1913 starb zu Freiburg in der Schweiz der 
ordentliche Professor des Kirchenrechts an der dortigen theologischen 
Fakultät Dr. Friedrich Speiser im Alter von 60 Jahren. 
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Berufen wurden: der außerordentliche Professor der Geschichte 
Albert Brackmann als ordentlicher Professor nach Königsberg i.Pr.; 
der ordentliche Professor des Staats-, Verwaltungs-, Völker- und Kirchen- 
rechts in Gießen W. van Calker nach Kiel; der Direktor des Prediger- 
seminars zu Friedberg in Hessen Prof. D. Karl Eger als ordentlicher 
Professor der praktischen Theologie nach Halle an der Saale; der 
ordentliche Professor des Kirchenrechts in Prag Eduard Eichmann 
nach Wien; der ordentliche Professor der Kirchengeschichte in Lem- 
berg Fjalek nach Krakau; der Direktor des Lehrerseminars in Leipzig 
Karl Otto Frenzel als ordentlicher Professor der praktischen Theo- 
logie und Pädagogik an die dortige Universität; der außerordent- 
liche Professor des Kirchenrechts, Strafrechts und der Rechtsphilosophie 
in Gießen J.K. Friedrich als Professor des öffentlichen Rechts an 
die Hochschule für kommunale und soziale Verwaltung in Köln; der 
Privatdozent der Kirchengeschichte in Halle an der Saale Goeters 
als außerordentlicher Professor in die evang.-theologische Fakultät 
zu Bonn; der Professor der Geschichte in Gießen Johannes Haller 
nach Tübingen; der Privatdozent für Kirchen- und Dogmengeschichte an 
der Universität Leipzig Lic. theol. Dr. phil. H. Hermelink als außer- 
ordentlicher Professor nach Kiel; der Pfarrer an der St. Annenkirche zu 
Dresden D. theol. Hilbert als ordentlicher Professor für praktische Theo- 
logie nach Rostock; der außerordentliche Professor des Staats-, Verwal- 
tungs-, Völker- und Kirchenrechts in Kiel Erich Kaufmann als 
ordentlicher Professor nach Königsberg i. Pr.; der Privatdozent Prof. 
Rudolf Köstler in Czernowitz als außerordentlicher Professor des 
deutschen Rechts und Kircheprechts nach Wien; der Pfarrer in Düssel- 
dorf Lic, tbeol. Emil Pfennigsdorf als ordentlicher Professor der 
praktischen Theologie in die evang.-theologische Fakultät zu Bonn; 
der Privatdozent L. Ruland in Münster (Westf.) als ordentlicher Pro- 
fessor der Moral- und Pastoraltheologie und Homiletik nach Würzburg; 
der ordentliche Professor des bürgerlichen Rechts, der deutschen Rechts- 
geschichte, des deutschen Privatrechts und des Kirchenrechte in Gießen 
Arthur Benno Schmidt nach Tübingen; der außerordentliche Pro- 
fessor des Kirchenrechts am Lyzeum zu Regensburg Dr. F. Schaub als 
ordentlicher Professor und Rektor des Lyzeums in Dillingen; der 
Privatdozent der Kirchengeschichte in Wien Ernst Tomek als außer- 
ordentlicher Professor nach Graz; der ordentliche Professor der Ge- 
schichte in Königsberg i. Pr. Albert Werminghoff nach Halle an 
der Saale. 


Ernannt wurden: der Privatdozent der Dogmengeschichte in 
Innsbruck Heinrich Bruders zum außerordentlichen Professor; der 
außerordentliche Professor der Kirchengeschichte in Lausanne Aim6 
Chavan zum ordentlichen Professor; der außerordentliche Professor 
für Moral- und Pastoraltheologie am Lyzeum zu Bamberg Dr. Ph. Kuhn 
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zum ordentlichen Professor; der Privatdozent in der kathol.-theo- 
logischen Fakultät zu Bonn Fritz Tillmann zum ordentlichen Pro- 
fessor der Moraltheologie. 


In der evangelisch -theologischen Fakultät zu Bonn habilitierte 
sich der Inspektor des Kandidatenstifts der evang.-reformierten Ge- 
meinde zu Elberfeld Dr. Joseph Bohatec für Kirchen- und Dogmen- 
geschichte; in Greifswald Lic. theol. Erich Seeberg für Kirchen- und 
Dogmengeschichte; in der katholisch-theologischen Fakultät zu Bonn 
der Religions- und Oberlehrer an der gymnasialen Studienanstalt in 
Köln Dr. theol. Wilhelm Neuß für Kirchengeschichte und Geschichte 
der kirchlichen Kunst; in Lemberg D. Basilius Masciuch für 
Kirchenrecht; in der katholisch -theologischen Fakultät zu Freiburg im 
Breisgau Dr. theol. et iur. Franz Egon Schneider für Kirchenrecht; 
in Czernowitz Dr. theol. et iur. Valerian Sesan für griechisches 
Kirchenrecht; in Krakau Zacharowski für Kirchenrecht. 
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